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Enere Ercellenz ! 


Es mochte Manchem unpaſſend und gewagt 
erſcheinen, in einer Zeit, wo Oeſterreichs er⸗ 
habene Geſetzgebung mit der Abfaſſung eines 
neuen Strafgeſetzbuches beſchäftiget iſt, mit ei— 
nem Handbuche, wie das vorliegende, hervor— 
zutreten, Allein wenn der weiſe Fortfchritt in 
der Legiöslation ſchon überhaupt nur auf den 
geheiligten Grundlagender beftehenden Drd: 
nungen zu Stande gebracht werden kann: fo 
ſchien mir das Verftändniß der Zukunft nur 


durch die genauefte Erkennung der Gegen: 
wart, durch die vollftändige Aneignung der 
bisherigen Gefeßgebung , mit befonderer 
Bedachtnahme auf die durch mannigfaltige 
Particular- Verordnungen in allen einzelnen 
Provinzen bedingten Eigenthümlichkeiten, ver- 
mittelt werden zu können. — 

Sn demhuldvollen Beifalle,welchen Euere 
Ercellenz duch die mich fo ehrenvoll aus— 
zeichnende Annahme der Widmung diefed Wer⸗ 


kes an den Zag zu legen geruhten, darf ich zu: 
gleich die mich freudigft belohnende Zuverficht 
erkennen, daß die hohe Einficht jenes erleuch- 
teten und allgefeierten Staatömanned, wel: 
cher mit der erhabenen Doppel- Stellung des 
oberften Zeiterö der legislativen Berathungen 
gleichwie der practifchen Gerechtigfeitö- Pfle- 
ge unfered Kaiferftaates betraut ift, mein 
Unternehmen nicht ganz nußlos beachtet 
habe. — 


Erlauben mir Euere Ercellenz, für 
diefe aufmunternde und mich beglückende An- 
erfennung den innerft gefühlten Dank hier öf- 
fentlich auszuſprechen! 


In tiefiter Ehrfurcht 


I.8. 3. Mauder, 


Griminal : Juftiz : Nath. 


Vorrede. 


Sa übergebe dem juridiſchen Bublicum ein Handbuch, wel- 
ches fich durch die Anzahl ver in dasſelbe aufgenomme= 
nen, auf das öfterreichiiche Strafgejeg über Verbrechen un 
mittelbar Bezug habenden Gefege und Verordnungen, durch 
die Nachmeifung der Authenticität, durch die 
eigenthbümlihe Art der Einreihung berielben an 
ven betreffenden Stellen des Strafgefeged, wie auch durch die 
fitematifhe Behandlung des Geſetzes jelbit, und 
dur dad Doppelte Regifter von allen feinen Vorgän— 
gern wefentlich unterfcheivet, und ſowohl für den lernenden 
ald auch für den Tehrenden und außübenden Juriften 
ein brauchbares und verläffiges Hilfsbuch fein foll. 

In einem eigens diefem Gegenftande, nämlich der Beft- 
beftimmung und Abgränzung der Methode bei der Anlegung 
und Durchführung eines folchen Werkes gewidmeten Aufſatze *) 
hat Herr Profeffor Doctor Hye mit großer Strenge die An— 
forderungen entwicelt und begründet, welche die Doctrin und 
Praris an ein ähnliches Handbuch des öfterreichiichen Geſetz— 
buches über Verbrechen zu ftellen haben, und derſelbe 
Schriftſteller hat in jener Zeitjchrift (1841. 3. Bd. Seite 
147— 171 und 195— 203) mit umftändlicher Gritif nachge= 
wiejen, daß die biöherigen Werfe diefer Richtung jenen Anfor- 
derungen noch in Feiner Weile entjprechen. 


*) In der Zeitfchrift für öfterr. Rechtsg. sc. 1841, 1. Bd, ©. 160—156. 


Den von ihm geitellten Anforderungen fuchte ich nun 
in meinem vorliegenden Werke allentyalben zu genügen, 
und forgrältig habe ich die in den erwähnten drei Auf- 
ſätzen enthaltenen Nachweifungen und Winfe benügt, um 
in jolcher Weiſe meinem Werfe jene Einrichtung zu geben, 
welche die Gritif auf dem Standpuncte der Wiſſenſchaft 
als unabläffige Erfordernig mir vorgezeichnet hatte: in der 
Überzeugung, daß die Praris, um überall nur als treue 
Derlebendigung ded wahren Sinned der Gejege zu erjiheinen, 
ihre Leuchte in der Wiſſenſchaft erfennen, und mit der Theo- 
rie — Hand in Hand gehen müffe. 


In wiefern ich bemüht war, dieſen mir zur Aufgabe 
gemachten Zwed, jo weit ed in meinen Kräften fland, zu 
erreichen, möge der Leſer theils aus den Gefihtöpuncten, von 
denen ich bei Bearbeitung des Handbuches ausging, theils aus 
der Benügung des Werkes felbft beurteilen. 


Mas nemlich die Vollftändigfeit der aufgenomme- 
nen Gejege und Verordnungen zum Strafgejege über Ver— 
brechen betrifft, fo bejchränfe ich mich nach dem Zitelblatte 
nur auf Diejenigen, die ſich unmittelbar auf dasſelbe 
beziehen, und erfannte bei der Auswahl der in dieſes 
Handbuch aus dem fo weiten Gebiete der civilrechtlichen,, 
politiſchen, cameraliftifchen und Militär = Gefeggebung reci— 
pirten Normen im Strafgefeßbuche felbit (3. Abſ. des 
Kogp.) den Fingerzeig, indem es unter die Nachtragägefege : 
Erläuterungen, einfchränfende und erweiternde Zufäge und 
Abänderungen reihnet, ohne daß ich gleichzeitige, oder 
Ihon frühere Geſetze und Verordnungen, infofern fie er- 
läuternder oder ergänzender Natur find, unberück— 
jichtiget ließ. 

Ob ich nun rüdjichtlich Diefer, und zwar zmeefmäßig ge— 
wählten Bollftändigfeit Die rechte Mitte zwifchen 
dem Zuviel und dem Zumwenig getroffen habe, möge 


der Gebrauch dieſes Handbuches lehren, wobei ih an vie 
Worte des Verfaffers *) einer ähnlichen Gejeßeompilation er= 
innern will, welcher fagt, daß es jehr jchmierig fei, die Stim- 
men über die Vollftänpigfeit einer folchen Arbeit zu vereini- 
gen, da gewöhnlich das Urtheil hierüber von dem individuellen 
Bevürfniffe ausgeht, und daher leicht der Eine über das Zu- 
viel klagt, während der Andere zu wenig findet. 

In Rückſicht ver Nahmweifung der Authentici- 
tät der von mir aufgenommenen Gejege und Verordnungen 
berufe ich mich auf die Angabe ver Quelle, aus der ich fie 
Ihöpfte, in jo weit fie eine officielle ift; inwiefern mir aber 
dieje Quelle nicht zugänglich war, habe ich den Weg 
angedeutet, auf welchem ver Lejer durch meitered Nachſuchen 
und Forſchen bis zur legten Quelle fich von der Echtheit diejer 
Supplemente, fomit von ihrer Authentieität die Überzeugung 
verichaffen Fann. 

In Beziehung auf die eigenthümliche Art der 
Einreihung der aufgenonmenen Novellen habe ich fol- 
genden Grundſatz beobachtet : 

Ich Habe jede Novelle ihrem ganzen Inhalte nach, oder 
wenn fie aus mehreren fchon geieglich abgeſonderten Theilen 
befteht, jeden Theil derfelben bei jenem Geſetzesparagrafe, 
oder wenn diefer mehrere abgetheilte Buncte enthält, bei jenem 
Puncte des Paragrafed eingereiht, wo fie nach ihrem In— 
halte over einer ausdrücklichen Berufung zunächft hingehörte; 
bei allen anderen Gefegesitellen aber, wohin fie auch nur in 
entfernter Beziehung paßt, erjcheint die Novelle eitirt, und 
mit Bezeichnung ihres wefentlichen Inhaltes in Form einer 
Überfchrift verfehen. 

Um aber in diefer Beziehung, da die Anfichten über vie 
richtige Ginreihung einer folchen Novelle, ald von der indi- 





*) Herr Negierungsrath und Profefor Dr. Winiwarter in feinem Hand: 
bucye, 2. Aufl., 1. Bo., €. IV. 


viduellen Gefehedauffaffung deſſen, ver eben eine folche auf- 
fucht, abhängig, gar zu verfehieden find *), rücfichtlich der 
Möglichkeit des fchnellen Auffindens eine ſolchen Geſetzes 
nichts verfäumt zu haben, habe ih dem Werfe ein alfa- 
betiſches Sach- und ein hronologifhes Daten- Res 
gifter beigegeben, die Supplemente felbft aber mit fortlau= 
fenden audgezeichneten Nummern verfjehen. 

Zur Rechtfertigung der Benennung „ſiſtematiſches 
Handbuch“ glaube ich den Leſer bloß auf die Durchficht des 
Werkes ſelbſt verweifen zu dürfen, wornach nicht nur der Zu— 
fammenhang der einzelnen gefeglichen Anordnungen unter fich, 
fondern auch die Beziehungen derjelben auf den zweiten Theil 
des Strafgefebuches angedeutet find. 

Möchte es mir gelungen fein, insbeſondere auch durch 
die mannigfachen Hinweifungen auf unfere frühere Straf- 
gejeßgebung, jo wie durch Berufung der Parallel» und fi) 
mwechjelfeitig ergänzenden und erläuternden Gejeßes : Stellen 
zur durchgreifenden Erfennung des in ſich felbft jo übereinſtim— 
menden Ganzen unferer Strafgefeßgebung beigetragen, jo wie 
überhaupt durch dieſen Verſuch einer vollftändigen 
Darftellung des vaterländifchen Griminal 
Nechtes in feinen geſetzlichen Grundlagen bis 
auf die neuefte Zeit dad Studium und die Anwendung 
desſelben erleichtert, und jo die nach meiner ämtlichen Stel— 
fung mir nur färglich zugemeffenen Mußeftunden zum wah— 
ren Nuten für Schule und Leben verwendet zu haben! 


*) v. Wild ner's Zeitfchrift „per Jurift« 1841, 6. Bb., ©. 169. 


Geſchrieben im Juni 1843. 


Maucher. 


Erklärung 


der in diefem Handbuche vorfommenden Abkürzungen. 
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Circulare. 
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dalmatinifch. 

Derret. 

Entfchließung. 

Grläuterung der Hofcommiffion in Juſtizge— 
fegfachen. 

folgende, 

galiziſch. 

Bas Commando, 

Gerichts » Initruction. 

Gerichtsordnung. 

Geſetzſammlung. 

Gubernial (auch Gubernium). 


Heft. 

Hofbeſcheid. 

Hofdeeret. 

Hoffammer: Decret, 

Hoffanzlei = Decret. 
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** Refolution. 
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Juſtiz-Hofdecret. 

kundgemacht. 

Kundmachung. 
Kundmachungspatent. 
küſtenländiſch. 

laibacher. 

landesfürſtlich. 

Loco citato. 

lombarbifch » venetianifdy. 

mährifch = fchlefifäh. 

mailändifch. 

Militär Gefeß- Sammlung. 
nieberöfterreichifch. 

Note (au Nummer). 
oberöfterreidhifch. 
Drganifirungs = Hofcommiffion, 
Patent. 

Politiſche Geſetz⸗ Sammlung. 
Polizei⸗Ordnung. 
Vräaſidial (auch Präſidium). 
Provinzial⸗-Geſetz⸗ Sammlung. 
Regierung. 

Seite (auch Siehe). 
ſogenannte. 

Strafgeſetz über Gefällsübertretungen. 
Strafgeſetzbuch über Verbrechen. 
Studien-Hofcommiſſion. 

tiroliſch. 

vergleiche. 

Verordnung. 
Wiener⸗Criminalgerichts⸗Normalienbuch. 
Zeitſchrift für oöͤſterreichiſche Rechtsgelehrſam⸗ 

keit und politiſche Geſetzkunde. 

zur Zahl. 
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Wir Franz der Ziveite, non Got 
tes Gnaden ermählter römifcher zu 
allen Zeiten Mehrer des Reichs, König in 
Germanien, Hungarn und Böheim, 
lizien und Lodomerien ıc., Erzherzog von 
Defterreich, Herzog von Burgund und von 
Lothringen, Großherzog von Toscana ꝛc. ꝛc. 


Neu regulirte Titulatur., 


4. Batent vom 11. Auguft 1804, N. 6770.93. ©. ©. 


Obſchon Wir durch göttliche Fügung, und dur die Wahl der 
Kurfürften des romifch = deutfhen Reiches zu einer Würde gediehen 
find, welche Uns für Unſere Perfon Eeinen Zuwachs an Titeln und 
Anfehen zu wünſchen übrig läßt, fo muß doc Unſere Sorgfalt als 
Regent des Haufes und der Monarchie von Dfterreich dahin gerichtet 
fein, daß jene vollfommene Gleichheit des Titels und der erbfichen 
Würde mit den vorzüglichften europäifhen Negenten und Mächten 
aufrecht erhalten und behauptet werde, welde den Souveränen Dfter: 
reiche , ſowohl in Hinficht des uralten Glanzes Ihres Erzhaufes, als 
vermdge der Größe und Bevölkerung Ihrer fo beträchtliche König- 
reiche und unabhängige Fürftenthümer in ſich faflenden Staaten ge- 
—* und durch völkerrechtliche Ausübung und Tractate verfis 

t iſt. 

Wir ſehen Uns demnach zur dauerhaften Befeſtigung dieſer voll⸗ 
kommenen Rangsgleichheit veranlaßt und berechtiget, nad den Bei: 
ſpielen, welche in dem vorigen Jahrhunderte der ruffifch = Eaiferliche 
Hof, und nunmehr ” der neue Beherrſcher Frankreichs gegeben 
hat, dem Haufe von Ofterreich, in Rüdficht auf deifen unabhängige 
Staaten, den erblichen Kaifertitel gleichfalls beizulegen. 

„.. In Gemäßheit deffen haben Wir, nach gepflogener reiflichfter 
Überlegung , beſchloſſen, für Uns und für Unſere Nachfolger in dem 


unzertrennlichen Befige UInferer unabhängigen Königreiche und Staa- 


ten, den Titel und die Würde eines erblichen Kaifers von Oſterreich 

(als den Namen Unferes Erzhanfes) dergeftalt feierlichft anzunehmen 

und feftiufegen, daß Unfere fammtlichen Königreiche, Zürfenthü- 
Mauchers ſyſtem. Hanbbuch. 1 


2 Neu regulirte Titulatur. 


mer und Provinzen ihre bisherigen Titel, Verfaffungen, Vorrechte 
und Verhältniſſe fernerhin unverändert beibehalten follen. Zu Folge 
diefer Unſerer h. Entſchließung und Erklärung verordnen Wir: 

1) Daß unmittelbar nach Unſerem Titel eines erwählten römifch: 
deutfchen Kaiſers, jener eines erblichen Kaiferd von Oſterreich einge: 
fhaltet werde, fonach aber Unſere weiteren Titel ald König von Ger: 
manien, Ungarn, Böhmen ꝛc.; dann bie eines Erzherzoges von 

fterreih ; Herzogs von Steiermark ꝛc., und jene der übrigen Erb: 
lande folgen follen. 

Nachdem jedoch feit Unſerem Negierungsantritte mehrere Ver- 
Änderungen in den Befigungen Unſeres Erzbaufes vorgefallen, und 
hurch feierliche Tractate beftätiget worden find, fo laſſen Wir zu 
gleicher Zeit die beiliegende *), nah dem gegenwärtigen Zuftande 
neu regulirte Titulatur hiermit Eund maden, und gebt Unſere Wil- 
lensmeinung dahin, daß diefelbe Eünftighin ftatt der bisher üblichen 
eingeführt und gebraucht werde. 

2) Soll allen, fowohl Unferen Descendenten beiderlei Geſchlech— 
tes, als jenen Unſerer Nachfolger in der Regentſchaft des Erzhaufes, 
der Titel von Eaif. Eönigl. Prinzen und Prinzeffinnen, nebft jenen von 
Erzberzogen und Erzherzoginnen von Oſterreich, dann von kaiſerl. 
königl. Hobeiten beigelegt und ertheilt werden. 

3) Gleichwie aber alle Unfere Königreihe und andere Staaten 
vorbefagtermaßen in ihren bisherigen Benennungen und Zuftande 
ungeſchmälert zu verbleiben haben; fo ift foldhes infonderheit von Un— 
‚ferem Konigreihe Ungarn und den damit vereinigten Qanden, dann 
von denjenigen Unſerer Erbftaaten zu verftehen, welche bisher mit 
dem römifchedeutfchen Neiche in unmittelbarem Verbande geftanden 
find, und aud in Zukunft die nemlichen Werbältniffe mit demfelben 
in Gemäßheit der von Unſeren Vorfahren im römifchedeutfhen Kaifer- 
thume Unferem Erzhauſe ertheilten Privilegien, beibehalten follen. 

4) Wir halten Unſeren weiteren Entſchließungen die Beftimmung 
derjenigen Feierlichkeiten bevor, welche Wir für Uns und Unfere 
Nachfolger in Anfehung der Krönung als erblicher Kaifer feftzufegen 
für gut finden werden ; jedoch foll es bei denjenigen Krönungen, wels 
he Wir und Unfere Vorfahren ald Könige von Ungarn und Böhmen 
empfangen hatten, ohne Abänderungen auch in Zukunft verbleiben, 

5) Diefe Unfere gegenwärtige Erklärung und Verordnung foll 
in allen Unferen Erbfönigreichen und Staaten in den gehörigen We— 
gen unverzüglich Eund gemacht, und in Ausübung gefeßt werben. 

Gleichwie Wir nicht zweifeln, daß ſämmtliche Stände und Un— 
tertbanen derfelben diefe gegenwärtige, auf die Befeftigung bes An: 
ſehens des vereinigten öfterreihifhen Staatenkörpers zielende Vor: 
kehrung mit Dank und patriotifcher Theilnehmung erkennen werden. 


*) Diefe wird hier, da fie feit diefer Zeit wieder geändert worden ift, 
weggelaſſen. 


1 — 3. | 83 
3. Hofdecret vom 21. Auguft 1806, an ſaͤmmtliche 
Länderftellen. 
Kropatſchek, 21. Bd., ©. 605 u. f.) 


Die Anlage enthält das bereits Eundgemadte Patent *), zu 
Folge deffen Se. Majeftät die römifchsdeutfche Kaiferfrone niederge- 
leget, und dadurch das zwiſchen Ihren deutfhen Provinzen und Reiche: 
(ändern beftandene Band aufgelöfet haben. 

Der Geſichtspunkt diefer a. h. Entſchließung biethet ſich aus 
dem Inhalte des Patentes felbft dar, nemlih: daß Ge. Majeftät 
einer Krone entfagen, welche Ihre Erbitaaten mehrfältigen, bedenf- 
lichen politifhen Verwicklungen ausgefeßet, und mehrere derfelben 
in einem, den neueften Verbhältniffen durchaus nicht entfprecyenden , 
in einer ganz andern Zeit gefehlungenen Werbande gegen das deutfche 
Reich gehalten hatte, und daß a. h. Diefelben alle Ihre Aufmerk— 
ſamkeit und väterlihe Vorforge nun um defto ungehinderter, und mit 
einziger Rücjiht auf das Intereſſe Ihres angeftammten Kaiferthu: 
mes, lediglich der Wohlfahrt Ihrer geliebten Völker zu weihen im 
Stande fein. 

Die Folgen diefes a. h. Entfchluffes find: — — — 

2) Daß die Präpofition E. auch E. E. von nun an allenthalben 
aufzubören bat, und ftatt derfelben die alte k. k. wieder zu gebrau- 
chen ift; 

3) Daß Wien in Zukunft nur die öfterreichifche Eniferliche Haupte 
und Reſidenzſtadt zu nennen ift; 

4) Daß die doppelten Zählungsjahre der a. h. Regierung bin- 
wegfallen, und nur die einfachen ber erblichen Reiche beizubehalten find. 

(Siehe den 21. Abf. d. Kdapat. zum gegenwärtigen St. G. B. ü. V.) 


In der Zeitfolge wird jedoch von den allerdurdlaudtigftenNadh- 
folgern bloß die Benennung Unſerer Eaiferlichen Regierung im N. N. 
Fahre zu führen fein. — — 

— — — 9) Daß die Exoeptio fori in — — — Criminal: 
Richteramtsfällen der Eaiferlichen geheimen NeichsEanzlei, des Neiche- 
hofraths⸗Agenten u. f. w. von nun an aufhört, 

(Siehe den $. 221 4) des gegenwärtigen St. G. B. ü. B.). 


3. Hoftanzlei-Decret vom 12. März 1813, an alle 
Länderftellen. 
(Goutta, 33. Bd. ©. 108.) 


Bon nun an ift fi nicht mehr des bisher gewöhnlichen Aus: 
drudes: Erbfaifer, Erbftaaten, Erblande, erblän- 


*) Diefed Patent fpricht von der Aufhebung des Verbandes zwifchen 
den E, k. erbländifchen deutfchen Provinzen und dem römifchen » deut: 
fhen Reiche, und ift auszugsweife in dem oberwähnten Hofdecrete 
ohnehin aufgeführt. 1* 
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diſch zc., fondern: Kaiſer von Dfterreic, dfterr, Kaifer 
ftaat zu gebrauden. 


4. Hofdecret vom 22. Februar 1822, an alle Appel- 
lations=- Gerichte, N. 1845, d. J. G. ©. 


Schon am 12. Mär; 1813 wurde allen Appellations-Gerichten 
nachitebende höchſte Entſchließung bekannt gemacht : 

Da durd die Niederlegung der deutſchen Kaiferwürde die Noth— 
wendigkeit aufgehört hat, den Unterſchied zwiſchen dem deutſchen und 
öfterreichifhen Kaiſerthume durch die bisher üblich geweſenen Benen- 
nungen: „ErbEaifer, Erbftaaten, Erbkönigreid, Für 
ftentbfmer und Lande,“ zu bezeichnen, welche Benennungen 
nur in fo fange einen Sinn hatten, als fie im Gegenfage mit ber 
von der freien Wahl der Kurfürften abhangenden deutfchen Kaifer: 
würde gebraucht wurden: fo follen in Zukunft bei allen vorfommens 
den Gelegenheiten, in öffentlichen Urkunden, Patenten, -Refcripten, 
Diplomen, überhaupt in allen Ausfertigungen, fo wie auf Münzen, 
Siegeln ıc. den obigen, nicht mehr pajfenden Benennungen vielmehr 
jene: Kaiſer von Ofterreih, Unfer Kaiferreich oder 
Unfer Reid, Unfere Königreiche, Fürſtenthümer und 
Lande* fubftituirt werden. 

Nachdem aber bemerkt worden ift, daß einige Behörden deffen 
ungeachtet fortfahren, ſich bei verfdiedenen Anläffen des Wortes: 
„Erbländifch“ zu bedienen, fo wird die dieffällige, Eingangsbe- 
rührte Werordnung hiermit erneuert, und allen Behörden zur Pflicht 
gemacht, diefe vorbezeichneten, immer mehr oder minder compromit- 
tirenden Ausdrüde in Zukunft zu vermeiden, und zu diefem Ende ſich 
genau an die dießfällige höchſte Worfchrift zu halten. 


1. Abfap. 


Die Ueberzeugung, daß die Gefeßgebung über— 
haupt, hauptfächlich aber die Strafgefeßgebung nach 
den über die beftehenden Gefebe eingeholten Erfah— 
rungen, nach dem Fortfchreiten der Kenntniffe und 
Gultur, und nach den veränderten Umftänden zu ver- 
vollkommnen ift, hat Uns, wie mehrere Unferer Vor: 
fahren in der Regierung, bewogen, ein neues Straf: 
gefe& Über die Verbrechen und fchweren Polizei⸗Ueber⸗ 
tretungen bekannt zu machen. 1 
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Benehmen der hoben und hödften Juſtiz-Behör— 

den, um die Ötrafgefeßgebung nad den über die 

befiehenben Befeße eingebolten Erfahrungen zu 
vervollflommnen. 


(Sfd. v. 14. Juli 1821, N. 1779, beim $. 555 1798. und Hfp. 
v..26. April 1823, N. 1937 d. 3. G. ©,a. a. 2. 1799.) 


Benehmen der Länderftellen, um bie Strafgefegge 
bung nad den über die beftebenden®efege eingehol- 
ten Erfahrungen zu vervollfommnen. 


3. HoftanzleisDecret v. 2. Auguft 1822, 3. 20,215, 
und n. 6. Regierungs-Verordnung vom 16. Auguft 
1822, 3. 41,189. 

(N. 6. Prov. G. ©. 4. Thl., S. 688, böhm. Prov. G. ©. 4.BD., S. 696). 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung vom 
18. Juli 1822 zu befehlen geruhet, daß die k. k. Hofkanzlei den Län: 
derftellen den Auftrag ertheile, am Ende eines jeden Jahres bdieje- 
nigen Fälle der fchweren Polizeirlibertretungen, welche bei ihnen vor: 
gekommen find, und worauf das Geſetz nicht volllommen angewen— 
bet werben konnte, oder dasfelbe nicht ganz zweckmäßig und anpaf- 
fend ſchien, mit ihren Gutadten, oder mit ihren Anträgen zu all: 
fälliger Abänderung vorzulegen, um hernach eine Nevifion diefes Ge- 
feged vornehmen zu Eönnen. 


Benehmen der Eriminal:Unter: und Obergeridte, 
um die Strafgefeggebung nah dem Fortfdreiten 
der Eultur zu vervollfommmen. 


(Hfd. v. 14. Dec. 1810, N. 919, beim $. 555, 199. Gfd. » 


1. Fehr. 1822, N. 1835 d. %. ©. ©. beim $. 550, 17 75. undn.ö° 
App. Dec. v. 18. April 1823, 3. 3962, beim $. 553, 2994.) 


Benehmen der Länderftellen, um die Strafgefegge 
me nah dem Fortſchreiten ber Eultur zu ver 
vollfommnen. 


e. FRE TTEN v. 4. Detober 1822, 3: 26,278 
und n. 6, Regierungs-PVerordnung vom 12. Octo- 
ber 1822, 3. 49,880. 

(R. ö. Prov. ©. ©. 4. Th, S. 782 u. f.) 

Aus Anlaß einer Anfrage: ob in die neu vorgefchriebene Über: 
fihtd-Tabelle über die im Laufe des Jahres unterfuchten ſchweren Po- 
ligeislibertreter ‚ welde mit Regierungs » Verordnung vom 23. Au- 
guft 1822, 3. 41,313 (enthält bloß diefe Tabelle 9, a. O. ©. 687) 
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mitgetheilt wurde, auch die in den früher üblihen Tabellen enthalte: 
nen Bemerkungen, über die Urſache der Ab- und Zunahme der Über: 
tretungen, und über die Aushilfsmittel zu deren Hintanhaltung, und 
in welche Rubrik, wieder aufgenommen werden follen, bat die Hof: 
Eanzlei mit Decret vom 4. October 1822 verordnet: daß die bei Vor: 
fage der jährlichen überſichts-Tabellen über die ſchweren Polizei⸗-Uber— 
tretungen zu madenden Bemerkungen über die Gründe der Ab: und 
Zunahme der Übertretungen, dann über die Mittel zu deren Hint · 
anhallung immer in dem jedesmaligen Einbegleitungsberichte darzu— 
ſtellen ſeien, da dieſe auf das Reſultat der ganzen Überſicht ſich be: 
ziehende Darſtellung ihrer Natur nach eine ausfübrlichere und räſo— 
nirende Entwicklung erfordere, wozu die in den Überſichts-Tabellen 
vorgefchriebene Rubrif: „Anmerkung“ Eeineswegs geeignet, ſon— 
dern nur dazu beſtimmt ift, die in Beziehung auf die Zahlen-Anfäge 
in den übrigen einzelnen Rubriken der Tabelle allenfalls erforderlichen 
näheren Aufklärungen zu enthalten. 


Seiner Majeftät Franz I. Vorfahren in der Regie 
rung, in fo fern fie umfaffende Strafgefeßbüder 
befannt madten. 


(Siehe beim folgenden Abfage unter der Überfhrift: „Ältere 
Strafgefeggebung“ die Bemerkungen hierüber.) 


Anfangspunct der Wirkfamkeit diefes Strafge— 
feßbudes in jenen Provinzen, wo ber wegen ber To— 
desftrafe erlaffene Ruf bis Ende December 1803 
noch nicht befannt gemadt war. 


(Hyd. v. 20. Dec. 1803 beim 8. Abf. des Kdapat. US.) 
Anfangspunkt der Wirkfamkeit des Strafgefek- 
buces in den neu erworbenen Provinzen. 
(Siehe unter diefer Überfchrift die Novellen beim 19. Abf. des Kdapat.) 


Der deutſche Tert des Str. ©. B. ift der Urtert. 


Yo GubernialeBerordnung vom 4. December 1832, 
3. 69,446. 


(Prov. G. S. für Galizien und Lodomerien, 14. Jahrg., ©. 356.) 


Aus Anlaß eines fpeciellen Falles, wornad ſich in das im Jab- 
re 1804 in polniſcher Sprache in Druck erfchienene neue Strafgefeß- 
buch ($. 284, IE. Thl.) eine Abweichung von der urfprünglichen amt: 
lich revidirten überſetzung eingefchlihen hat, wird das Kreisamt ans 
gewieſen, fämmtlihe Dominien und Obrigkeitn — — — zu beleb- 
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ren, daß ſie ſich in jedem in Zukunft allenfalls zu entdeckenden Falle 
einer Abweichung in der uͤberfetzung von dem deutſchen Urterte 
ſtets an den leßteren zu halten haben. 


Dfficielle Ausgaben des Urtertes des Strafgefep- 
udes. 


Geſetzbuch über Verbrechen und fhwere Polizei: 
Übertretungen. Wien, 1803, gedrudt bei Johann Thomas 
Edlen von Trattner, k. k. Hofbuchdruder und Buchhändler, gr. 8. 
2 Theile. 


Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei 
Übertretungen. Wien 1814, aus der £. E, Hof- und &taats- 
Druderei. Tafhenausgabe. 12. 2 Thle. 


Geſetzbuch über Verbreden und ſchwere Polizei- 
Ubertretungen. Wien 1815, aus der k. k. Hof: und Staats: 
Druderei. gr. 8.2 Thle. 

Zweite Auflage, mit angehängten neueren Vorfchriften — (dies 
fer Anhang ift auch befonders in deutfcher, polniſcher, italieniſcher 
und lateinifcher Sprache erfchienen) *). 


Pfliht der die Criminal-Gerichtsbarkeit ausüben: 

den Landgerichte, den Anhang zumStrafgeſetzbuche, 

oder die 2. Auflage desſelben an ſich zu bringen, 

und die Criminal-Verordnungen vom Jahre 1815 an 
zu fammeln und zu regiſtriren. 


8. Eircular-Berordnung des k. k. n. ö. Appella— 

tions-Gerichtes vom 11. Februar 1820, 3. 1529, an 

die Eriminal-Gerichte des Landes unter der Enns 
in Folge a. bh. Entfchließung vom 31. Jänner v. 3. 


(N. 6. Prov. ©. S. 2 Thl., ©. 95 u. f.) 


Zu II. Die Candgerichte werden angewiefen, den Anhang zum 
Strafgeſetzbuche, oder die zweite Auflage desfelben an ſich zu brin- 
gen, und die vom Jahre 1815 ergangenen Verordnungen Über die 
Verwaltung der Eriminal-Gerichtsbarkeit zu fammeln, und zu res 
giftriren. 


Officielle Überfegungen bes Str. ©. B. in bie ver 
fhiedenen Landesfpraden der Provinzen. 





*) Sie on Anhang fammt der Anmerkung a. E. dieſes Handbuch es 
nach $. 557, 
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Die vom Staate aus veranftalteten Überfegungen dieſes 
Strafgefegbuches in die in den verfchiedenen Ländern der öfterrei= 
chiſchen Monarchie üblichen Landesſprachen find: 


Eine lateiniſche. 


Codex poenalis de oriminibus et deliotis poli- 
ticis. Viennae, typis Joan. Thom. nob. de Trattner, sac. oaes. 
reg. aul. typogr. et bibliop. 1803. gr. 8. 2 Thle. 


Eine böhmiſche. 


Knjha praw nad precinenjmi hrdelnjmi a 
tezkymi radu Meöstskeho, (toti2 Policye) prestup- 
ky. We Wjdni, v. Jana Tomässe Vrozeneho z Trattneruw, 
Cys. Kral. Dworskeho knihtlaeitele, a prodawatele. 1804. gr. 8. 
2 Thlc. 


Eine polniſche. 


Ksiega ustaw na zbrodnieiciezkie poli- 
cyine przestestwa. W Lwowie drukiem Pillerowskim, 
1804. gr. 8. 2 Thle. 


Eine andere Auflage erihien in Kraluu: W Krakowie dru- 
kiem Jösefa Jerzego Trasslera, ces. krol. Gubernialnego dru- 
karza i Ksiegarza. 1804. 2 Thle. 


Eine fpätere Eam in Wien heraus: W Wiedniu w ces. krol, 
nadwkraiwey Skarbowey drukarni, 1817. gr. 8.2 Thle. 


Eine italienifde. 


Codioe penale universale austriacoo. Coll ap- 
pendice delle piu recenti norme generali. Seconda 
edizione uffiziale. Milano dall’ imp. regia stamperia. 1815. gr. 8. 
2 Thle. 


Erklärung diefer italienifhen Überfegung des St. 
©. B. als die einzig officielle. 


D. HoflanzleisDecret vom 16. October 1823, an die 

Bubernien im Küſtenlande undin Tirol und Borarl- 

berg, über Einfhreiten der oberften Juſtizſtelle vom 26. Auguft 
v. 3. N. 1970 0.93. ©. ©. 


Man hat einvernehmlich mit der oberften Juſtizſtelle und der Hof: 
eommiflion in 3. ©. S. zweckdienlich befunden, durd eine eigene 
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Kundmachung die jlingft erfhienene italienifche Überfegung — — — 
des öfterreichifhen — — — Strafgefeßbuches unter dem Titel: Co- 
dice penale universale austriaco. Seconda edizione uffiziale. Mi- 
lano dall’ imp. regia stamperia. 1815. — — — als die einzige offis 
ciele zu erklären *). 


Kundmahung der Verbefferungen der in die zwei 
teital. officielleAusgabe des Str. ©. B. eingefdli- 
benen Drudfehler. 


10. Benetianer Gubernial-Kundmahung vom 
27. Rovember 1824, 3. 43,207. 


(Coll, di leggi etc. perle prov. venete, vol. III. parte II, pag. 137.) 


Essendosi rilevati alcuni errori, incorsi nella seconda edi- 
zione uffiziale italiana del Codice penale, si sono corretti in un 
foglio di appendice ‘/. gia distribuito alle pubbliche Autorita, e 
che trovasi vendibile presso tutti i librai, che hapno il Codice 
in vendite, e che sono obbligati, di procurarsi quest’ appendice 
e di congiungerla ad ogni esemplare del Codice stesso. 

Tanto si deduce a pubblica notizia in eseouziene de’ supe- 
' riori ordini, e per opportuna norma. 





*) Bereitd im Fahre 1808 ift in Wien eine italienifche Uberfegung deb 
Strafgefegbuhes herausgefommen, unter dem Titel: Codice de’ 
delitti e delle gravi trasgressioni politiche. Vienna presso Giov. 
Tom. Nob. de Trattnern, stampatore e librajo di S. M. Imp. o 
Reale 1803. (gr. 8. 2 Thle.) 

m Fahre 1815 wurden neue Auflagen des italienifhen Straf 
gefeßbuches in Wien, Mailand und Venedig veranftaltet; da fi 
aber einige Fehler in diefelbe eingefchlichen hatten (Siehe die fol 
gende venet. Gub. a} vom 27. November 1824, 3. 43,807, über 

ie auch in der oberwähnten zweiten officiellen Ausgabe eingeſchli— 
chenen Fehler), fo wurde in Folge Hofdercretes des Senates 
der. k. oberſten Juftizftelle vom 25.Nopember 1823, 
3. 3067 zu Berona (Edg. für die Lombardie Durch die Mailänder. 
Gub. Kdg. v. 22. Dee. 1823; für Venedig, durch jene des Gub. 
zu Venedig, [Atti del &ov. Mil, vol. II, pag. 267] v. 35. Tänner 
"182% , und für Dalmatien durch jene des dalmatinifchen Bub. vom 
238. Jänner 1894) verordnet, daß die oben angeführte zu Mailand 
im Jahre 1815 erfchienene edizione seconda die einzige italienifche 
Ausgabe des St. ©. B. fei, auf welche die Behörden Rückſicht zu 
' nehmen haben. (Alla quale si dovrä in avvenire $vere riguardo, 
wie ed dort. Heißt.) 
| 


; 
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% Er- 


occorei nella seconda edizione 














| Paragrafo, 
in cui & oc- 3 
corso l’er- In 1uogo di Si deve leggere 
rore 
Parte I puö il carcere essere ri- |puö tauto il carcere essere 
$. 48 * Idotto ad un grado piu mite,| ridotto ad un grado piũ 


od esserne mite quanto esserne 





avente corso in qualun- 
que luogo 


avente corso in qualunque 
siasi luogo. 


gli cagiona qualche pre- int 

gindizio gli cagiona pregiudizio 
Se dal duello segue la 
morte 


Se nel duello segue la 
morte 

o se nel duello vi fü 
ferita 


e se nel duello vi fu 
ferita 





e ne’& indi venuto un fe n’&indi venuto un danno 
rilevante danno rilevante pel danneggiato 
malizia e la gravitä nel malizia e gravitä del 
danno danno 
la pena vien misurata colla] la pena viene misurata 
piü lunga durata a piü lunga durata 








che nel tempo o nel luogojche nel tempo e nel luogo 
del commesso delitto del commesso delitto 





$. 306 a. porterebbe con & una penajpotrebbe portare al piü la 
i non maggiore d’un anno pena d’un anno 








$.412.11I.] basta al suo convinci- | puö bastare al suo con- 
in fine mento vincimento 





| $. 508 la quale perö viene inaspri-|la quale viene perö in aspri- 
— ta con pubblico castigo [a con pubbliche percosse 


rori 


italiana uffiziale 


Paragrafo, 

in cui & 0c- 

corso l’er- 
rore. 


Parte 11. 
$. 13. 


$. 35. 


$. 160. 


$. 196. 


$. 201. 


10. 


In luogo di 


sotto pena d’ essere rin- 
chiuso nella pubblica pri- 
gione. 


quelle, che attentano alla 
sicurezza dell’onore e 
della 


ls Fe 

viene applicata al reo an- 

che la pena determinata 
dai 88. 156 e 157 


a ne 
con multa da venticinque 
a cinquanta fiorini 
— — — 
multa da venticinque a 
cinquanta fiorini 
sotto pena di cinquanta 
fiorini 





— — 





ad alta voce, o per essere 
sentito 





della moglie, o abbia pre- 
so parte 





anche intorno ai correi 


innanzi al giudice 
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del Codice penale. 


Si deve leggere 


sotto pena d’essere rin- 

chiuso pel risiduo del tem- 

po d’arresto nella pubblica 
prigione 





N} 


dell’ industria, alla sicu- 
rezza dell’ onore e della 








viene applicata al reo an-) 
che la pena determinata 
dai 88. 156, 157 e 158 


con multa da venticinque] 
a cinque cento fiorini 








multa da venti einque a| 
cinque cento fiorini 





sotto pena di cinque cento 
fiorini 


ad alla voce, e per essere 
sentito 


della moglie, e abbia 
preso parte 


| 


| 


anche intorno ai complici 





innanzi all’ autoritä. 
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Das im Jahre 1787 ergangene allgemeine Ge: 
feg über Verbrechen und derfelben Beftrafung, und 
die im Sahre 1788 nachgefolgte allgemeine Criminal⸗ 
Gerihtäordnung zeichnen fich bereits in mehreren 
Hinfihten vor der älteren Strafgefebgebung aus. 


Ältere Strafgefeßgebung (Strafgefekbüder) in 
Dfterreic. 


Öfterreich hatte in den Alteften Zeiten Fein eigenes das Ganze 
des Strafrechtes umfaffendes Gefegbud, fondern nur einzelne 
Strafgefege, wovon einige in dem Codex austriacus enthalten 
find. Es galt daher in demfelben die von Kaifer Karl V. auf 
dem Reichötage zu Regensburg im Jahre 1532 mit Einwilligung 
der Reichsftände Fundgemachte peinliche Gerichtsordnung, jedoch 
nur ald Hilfögefeg, wie aus der dieſem Geſetzbuche beigefügten 
elausula salvatoria und den von den öfterreichifchen Erzherzogen 
erlaffenen Verordnungen und dem Kundmachungspatente zur The 
refianifchen peinlichen Gerichtsorbnung deutlich zu erfehen ift *). 





*) Diefe Klaufel lautet: „Doch wollen wir durch diefe gn& 
dDige Erinnerung, Kurfürften, Fürften und Ständen 
an ihren alten wohlhergebradten, rehtmäßigen und 
billigen Gebräuden nihts benommen haben.“ Karl 
Strafgefeß verband alfo in Öfterreih nur in fo fern, als Fein eige— 
ned Strafgefeß dort beftand, Daher in subsidium, Deutliher und 
beftimmter fprechen dieß die damals erlaffenen Verordnungen aus; 
fo lautet die Berordnung vom 22. Februar 1644: „Um 
die Unordnungen bei allen Landgerichtsherrn und Obrigkeiten abzu— 
ftellen,, fol in allen Fällen nach der peinlichen (Hald:) und Landge: 
richtsordnung, wie aud den Rechten und dem Landeögebraude ge: 
mäß verfahren werden.“ Daß unter jener Feine andern als Karl V. 
peinliche Gerichtsordnung zu verſtehen ſei, geht aus einer frühern 
Verordnung vom 5. December 1633 ausdrücklich hervor, 
weiche Zauberei, Wahrfagen, Blutfhande, Nothzwang, Entfüh: 
rung der Ehefrauen und Zungfrauen mit Beziehung auf die Karoli— 
nifche peinliche Gerichtöordnung beftrafte. Zn der Weifung an den 
Heren Landeshauptmann ob der Enns vom 22. April 1740 heißt ep: 
„Es fei ohne dem wiffend, daf in Fällen, wenn die eigentliche Eut: 
fheidung in der Landgerichtsordnung nicht enthalten ift, nad der 
Karoliniſchen Halsgerihtsordnung, allenfalls nad den gemeinen Rei: 
ten vorzugehen fei.“ Endlich beruft fih das Kundmachungspa— 
tent zur Therefianifchen peinlichen Gerichtsordnung v.31.Decem: 
ber 1768 in dem 4. Abfage desfelben ausdrüdlich auf die Karolinifche 
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Im Jahre 1574, alfo zwei und vierzig Jahre nach der Er« 
fcheinung der Karolinifchen peinlihen Gerichtsordnung erhielt zu- 
erft die Steiermark unter der Regierung Herzog Karl IL 
ein eigenes Strafgefegbucd unter dem Titel: „Des löblichen 
FürftenthHums Steyer Landt- und peinlide Ge 
riht8-Drdnung.“ 


Kaifer Ferdinand IH. überzeugt, daß die peinliche Ges 
richts-Ordnung Karl V. für Öfterreich den veränderten Zeitums 
ftänden nicht mehr anpaffend fei, indem diefelbe ſchon von feinen 
Vorfahren fo wie auch von ihm felbft durch viele Berordnungen 
und Generalien abgeändert, ergänzt, und viele Beftimmungen der- 
felden aufgehoben wurden, beſchloß nach dem Bedürfnifie des Zeit: 
alters ein eigenes Strafgeſetzbuch, und zwar für Öfterreich unter 
der Enns herauszugeben, und es erfchien am 30. December 1656 
deffen Criminal» Cover, betitelt: „Neue peinlihe Landge— 
riht8- Ordnung in Oſterreich unter der Enne.“ 

Reunzehn Jahre darauf und zwar am 14. Auguſt 1675, er⸗ 
biele auch das Land ob der Enns eine eigene Landgerichts: 
Ordnung von Kaifer Leopold I.; defien Nachfolger Kaifer Jos 
ſeph I. ließ am 16. Juli 1707 für Böhmen, Mähren und 
Schleſien eine Landgerichts-Ordnung befannt machen. 


Es beſtand alſo beinahe in jeder Provinz von Oſterreich ein 
anderes Criminal⸗Geſetzbuch, indem nach Verſchiedenheit dieſer 
Länder, theils nach der Karoliniſchen, theils nach der Ferdinan— 
diſchen, theils nach der Leopoldiniſchen, theils nach der Joſephi⸗ 
niſchen peinlichen Gerichts⸗Ordnung, ja, in fo fern dieſe Landes⸗ 
geſetze dunkel, oder mangelhaft waren, ſelbſt nach dem römifchen 
Rechte eniſchieden wurde, wodurd die hohen und höchſten Juftiz- 


Haldgerihtsordnung , nach welcher ebenfalls Criminalfälle entjchies 
den worden find; diefer Abfag lautet: „Es fei fat in einem 
jeden der öfterreihifhen Erbländer ein anderes 
größtentheils verfhiedenes peinlides Recht fo 
wohl in der Verfaprungsartalsin der Beitrafung 
der Verbrechen eingeführt, und nah Verſchieden— 
beit derLäuder, theild nah der Karoliniſchen, theils 
nach der Ferdinandifchen, theild nad der Leopoldi— 
nifchen, theils nad der Joſephiniſchen Halsgerichts— 
ordnung, und in einigen Drten nah ihren altenkan- 
dDesgefegen, und endlih in Borfällen, wo das Lan— 
dDesgefek Dunkel, oder mangelhaft ift, nah dem Rö— 
merrehte fürgegangen worden.“ 
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behörben in die Nothwendigkeit verfeßt worben find, im Falle der 
dahin gelangten Criminal = Unterfuchungen nad Berfchiedenheit 
diefer Provinzen, das eine oder das andere Eriminal= Gefeß vor 
Augen zu haben. Hiezu fam noch, daß die vorbenannten Gerichts- 
Ordnungen Außerft mangelhaft waren, indem mehrere Hauptma- 
terien fehlten, die zur Vollftändigfeit eines Strafgefegbuches un- 
umgänglidy nothwendig find; daher die große Anzahl der Nadı- 
tragsgefepe, damald Novellae criminales genannt, welche zur 
Berbefferung und Bervollfommnung der Strafgefeßgebung erlaf- 
fen worden, jedoch, weil feine ordentliche Sammlung derfelben be— 
ftand, den Criminal-Richtern, befonders den angehenden, größ- 
tentheild unbekannt geblieben find. 

Diefe Mängel und Gebrechen entgingen dem Geifte der gro- 
en Kaiferin Maria Therefia nicht. Sie ernanntezur Verfaſſung 
eines allgemeinen Strafgefeges eine eigene Hofcommiffion unter dem 
Borfibe des geheimen Rathes und Vicepräfidenten der oberften Ju— 
ftigftelle Grafen von Althann, und fo erfchien am 31. Decem- 
ber 1768 die vom Hofrathe von Holger bearbeitete neue Hals- 
Gerichts-⸗Ordnung unter dem Titel: Constitutio criminalis The- 
resiana, oder: Römifch-Katferl. zu Hungarn und Bö— 
heimac. x. Königl.apoft. Majefttät Mariä Therefiä 
Erzherzogin zu Öfterreich, x. ꝛxc. peinliche Gerichts» 
ordnung. | 

Kaifer Joſeph II. war raftlos bemüht, die Gebrechen und 
Mängel der Therefianifchen peinlidyen Gerichts-Ordnung zu ver- 
beſſern; er ertheilte daher der zur Compilation der Gefege beftell- 
ten Hofcommiffion den Auftrag zur Verfaffung eines neuen Straf- 
gefegbuches; und nachdem die Erinnerungen der hohen und höch— 
ften Zuftiz- Behörden über den vom Hofrathe von Keep verfaß- 
ten Entwurf eingeholt waren, erfchien am 13. Jänner 1787 Jo— 
fepb II. allgemeines Gefeg über Verbrechen und 
derfelben Beftrafung, und am 1. Juni des folgenden Jah: 
res die allgemeine Eriminal-Gerihtsordnung. 


Vorzüge, wodburd fih das Jofephinifhe allgemeine 

Geſetz über Verbrechen und derfelben Beftrafung, 

fo wie deffen allgemeine Eriminal: Geridtsord- 

nung von der älteren Strafgeſetzgebung auszeid- 
neten. 


Die Eingangs» Patente zu dieſen Strafgeſetzen ſprechen ſich 
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im Allgemeinen über jene Vorzüge aus, wodurch dieſe Geſetze 
vor der früheren Strafgefeggebung auszeichnen. 


Nach den Worten des Patentes vom 13. Jänner 1787, 
N. 611 d. 3. ©. ©. follte der ftrafenden Gerechtigkeit eine bes 
ſtimmte Richtung gegeben, bei Verwaltung derjelben alle 
Willkühr entfernt, zwifchen Criminal- und politifchen 
Berbrechen eine anftändige Gränzlinie ausgezeichnet: 
zwifchen Verbrechen und Strafe das billige Ebenmaß getrof- 
fen, und die legteren nach einem DVerhältnifie beftimmt werden, 
damit der Eindrud nicht bloß vorübergehend fein möge, 


Nach dem Inhalte des Patentes vom 17. Juni 1788, 
N. 848 d. J. ©. ©. ward bei der Vorfchrift über das Eriminal- 
Berfahren zum Zwede genommen, daß auf der einen Seite ein 
wirklicher Verbrecher nicht ungeftraft bleiben, auf der anr 
dern aber ver Schuldlofe, den allenfalls ein Zufammenfluß von 
Umftänden in Verdacht gebradyt haben Tann, nichts zu befor- 
gen, und die Unſchuld an dem unterfuchenden Griminal= Ge- 
richte felbft ftets den nothmendigen und eifrigften Bertheidiger 
haben fol. 


3. Abfas. 


Dennoch machten fie allmählich viele Erläute: 
rungen, einfchränfende und erweiternde Zufäße und 
Ayanderungen nothiwendig, welche ohne eine ordent- 
liche Sammlung leicht in Vergeſſenheit gerathen 
konnten; auch ließen fie, felbit in wefentlichen Thei- 
len, eine Verbefferung zu wünſchen übrig. 

1. Sefegfammlungen. 

Kücfichtlich der Sammlung der in diefem Abfage erwähn- 
ten Erläuterungen, Zufäge und Abänderungen, fo wie der feit 
der Kundmachung dieſes gegenwärtigen Strafgefegbuches nad- 
träglich erfchienenen und auf dasfelbe ſich unmittelbar beziehen 
den. Gefege und Verordnungen dürften nachfolgende Bemerfun- 
gen hier ihre pafende Stelle finden, woraus zugleich der Um- 
fang der Quellen erfichtlich wird, welche in diefem Handbuche be- 
nügt, und aus denen bie Novellen gefhöpft worden find. 
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Seit der Kundmachung des Jofephinifchen allgemeinen Straf- 
gefeßes und der allgemeinen Criminal » Gerichtöordnung,, fo wie 
des gegenwärtig verbindlichen Geſetzes über Verbrechen, find viele 
Erläuterungen, einfchränfende und erweiternde Zufäge und Ab- 
änderungen unter verfchiedener Benennung erfchienen, welche, 
damit fie nicht fo leicht in Vergeffenheit gerathen, in orventliche 
Sammlungen gebracht worden find. 

Diefe Sammlungen find entweder ämtliche (officielle), 
oder Privat Gefepfammlungen. 


A. Ämtlihe Gefegfammiungen. 


Diefe find entweder allgemeine oder befondete Ge- 
fepfammlungen, je nachdem die darin enthaltenen Vorſchriften 
für alle Provinzen der öfterreichifchen Monarchie, woranf 
fih die Wirkſamkeit diefes Strafgefeges erfiredt, oder nur für 
eine einzelne Provinz derfelben erlaffen worden find, und das 
her audy nur für diefelbe zu gelten haben. 

Die auf das öfterreihifche Strafgeſetzbuch über Verbrechen 
Bezug habenden Geſetze und Berordnungen kommen vermifcht 
mit andern Gefegen in diefen Sammlungen vor, indent wir bie: 
her Feine officiele Gefegcompilation befigen, welche ausfchlier 
Bend Nachtragsgefege und Berordnungen zu dem in Rede 
ftehbenden Gefegzweige enthält. 


a) Allgemeine ämtlihe Gefeßfammlungen. 


Zu den allgemeinen officiellen oder Äämtlichen Gefegfamm- 
lungen gehören: 

1) Die f. g. große oder legale Juſtizgeſetzſamm— 
lung. Diefe führt den Titel: Gefege and Verfaffungen 
(Berordnungen) im Juftizgfade für Böhmen, Mäh- 
ren, Schlefien, Öfterreih ob und unter der Enns, 
Steiermarf, Kärnthben, Krain, Görz, Gradiska, 
Trieft, Tirol und die Vorlande. Die fpäteren Bände ent- 
halten ftatt diefer Aufzählung die allgemeine Beftimmung: für 
die veutfhen Staaten der öfterreihifhen Monar- 
hie. Sie erfiheint in der neuen Auflage feit dem Jahre 1817 
in der ka f. Hof- und Staatsdruderei in Folio, und reicht ge 
genwärtig bis Februar 1835 inclufive. Die darin enthaltenen 
Gefege und Verordnungen find dur die Nummern bezeichnet, 
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wodurch ſie erkennbar, und unter welchen ſie in der Geſetzſamm⸗ 
lung des betreffenden Jahres eingereicht ſind. | 

Jeder einzelne Beſtandtheil Gahrgang) diefer Geſetzſamm⸗ 
lung wird erſt nach reifſter Berathung und Überlegung der ober⸗ 
ſten Juſtizſtelle, und fo fort nad) eingeholter Sanction des Lan⸗ 
desfürſten, d. h. des Geſetzgebers ſelbſt kundgemacht, wie mei- 
ſtens die Titel dieſer Hoſperordnungen andeuten *). 


Anwendbarkeit der in dieſer legalen Geſetzſamm— 
lung enthaltenen, obfhon nur an einzelne Stel— 
len ergangenen Geſetze. 


41. Hofdecret vom 29. December 17855 an ſämmtli— 
he Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Refolution, 
über Bortrag der oberften Juftizftelle vom 30, Mai v. 9. 
N. 509 0.3. ©, ©. 


Da in der Sammlung der Gefege und Verfaffungen im Juftiz« 
fahe unter Seiner Majeftät Regierung aud jene Anordnun- 
gen und Weifungen enthalten find, die derzeit nur an einzelne Stel: 
fen über befondere Anfragen erlaffen worden, als follen die Gerichts- 
ftellen, wenn ihnen etwa in Zukunft ähnliche Zweifel auffallen foll: 
ten, welche durch diefe Belebrungen die Aufklärung und Behebung 
bereits überfommen haben, ſich diefelben ihres Ortes aus diefen An- 
orbnungen von felbft aufklären und beheben **). 


2. Die feit dem Regierungs - Antritte Kaifer Leopold II. 
herausgegebene Sammlung der politifhen Gefete und 
Berordnungen bis inclufive Ende December 1840, .68. Bde., 
Sie ift durch „polit. G. ©.“ bezeichnet, und bei den aus derfelben 
entnommenen Novellen ift der Band und ‚die Seite, wo fie vor⸗ 
fommen, angeführt. 


Dadurch, daß der hohen Hoffanzlei Durch eine in Niederöfter- 
reich mit Dem gedruckten Regierungs- Circnlare vom 18. 
Mai 1791, kundgemachte a. h. Entſchließung mit Hinweifung. auf 


) Eine nähere Überficht rückſichtlich diefer legalen Geſetzſammlung Tie: 

fert das ſyſtematiſche Handbuch der Riteratur Der allgemeinen G. O. 

' „vom I. Mai 1781 ıc, ıc. Wien 1840, von Dr. Mori; von Stu: 

benraud ıc ©. 6 u. f. 

7%) Diefe gefegliche Verfügung wurde in-der Folge durch die Hofdeerete 

T vom 2, (und mährifch-fchlefifhes Appellations:Decret vom 8.) April 

- 1802 (Zeitfehrift für 6. R. 1826, 3. Bd, S. 106) und vom 20. Ro: 

vember 1818, an das in. ö. Appellations-Bericht, einverftändlich mit 

der Hofcommiſſion in. J. ©. ©. N. 1519 d. J. G. ©. ausdrücklich 

beftätiget. — Soll ein Gefeg bloß für eine beftimmte Provinz, gel: 

ten, fo ift dieſe Beſchränkung meiftens ausdrücklich beigefügt. ' 

Maucher’s ſyſtem. Handbuch. 2 
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den damals fchon erfchienenen erften Band diefer Sammlung von 
Kaifer Zeopold II. der Auftrag ertheilt wurde, „von allen erge- 
henden politifchen Geſetzen und Verordnungen eine vollftändige 
Sammlung, weldhe das Bublicum und die Staatsbe- 
amten gegen Irrthümer fidher ftelle, zu veranftalten 
und herauszugeben,“ ferner dadurch, daß fieaucdh fortan auf dem 
Titelblatte den Beifag: „auf allerhödhften Befehl und 
unter Auffiht der höchſten Hofftellen herausgege— 
ben,“ führt, hat diefe Sammlung einen ämtlichen Character er- 
halten, 

3. Die Sammlung der im Fade der Militär: 
Verwaltung ergangenen Gefege und Normal- 
Verordnungen Herausgegeben auf allerhödften 
Befehl; vom Jahre 1818 bis 1840. Jeder Band bildet einen 
Jahrgang ; bisher find 23 Jahrgänge erfchienen. Sie ift mit 
„Milit. ©. S.“ citirt, und es ift der Jahrgang und die Seite der 
daraus entnommenen Supplemente angegeben. Der den Militär- 
gefegen beigefügte lateinifdye große Buchftabe deutet das Departe- 
ment an, aus welchem die betreffende Verordnung mit der nach— 
folgenden Geichäftszahl ergangen iſt. 


b. Befondere amtlide Gefeßfammlungen. 


Zu den befonderen officiellen Gefegfammlungen gehören die 
in den verfchiedenen Provinzen der öfterreihifchen Monarchie un— 
ter Zeitung der betreffenden Länderftellen erfcheinenden f. g. Pro- 
vinzial- Gefegfammlungen. Diefe beginnen in den alt- 
öfterreichifchen Provinzen mit dem Jahre 1819, in den neu⸗ oder 
wiederserworbenen aber mit dem Zeitpuncte der Acquirirung oder 
Rearquirirung, und umfaffen alle Gefege, welche nicht bloß Vor⸗ 
fhriften über Manipulationd- und Disciplinar = Gegenftände und 
Belehrungen für einzelne Behörden, Beamten u. dgl. enthalten, da 
diefe nady dem HoffanzleisDecrete vom 12. April 1821, 
3. 10,061, in das bei jeder Stelle zu führende Normalien- 
buch eingefchaltet werden. Die daraus gefchöpften Novellen find 
durd Band, Seite und Zahl der betreffenden Gefegfammlung , 
diefe jelbft aber ift Durch die Benennung der. Provinz und den 
Beiſatz „Prov. G. S.“ bezeichnet; bei Beziehungen ift eben- 
falls die betreffende Provinz, für welche die Verordnung erlafien 
wurde, kurz angedeutet. 


Solche Gefegfammlungen beftehen: 

für das Etzherzogthum Oſterreich unter der Enns, 
in 22 Theilen bis 1840; 

für das Erzherzogthum Ofterreich ob der Enns und 
das Herzogthum Salzburg, in 20 Theilen bis 1838; 

für das Herzogthum Steiermarf, in 22 Theilen bis 1840; 

für das Laibadher Gouvernement beziehungsweife 
Illirien, in 22 Theilen bis 1840; 

für dasö, illirifheKüftenland, in5 Bänden bis 1823 5 

für Tirol und Borarlberg, in 26 Bänden bis 18395 

für Böhmen, in 24 Bänden bis 1842; 

für Mähren und Schlefien, in 23 Bänden bis 18415 

für Galizien und 2Lodomerien, in 22 Jahrgangen bis 
1840; 

für Dalmatien in 18 Bänden bis 1836 ; 

für Benedig und für Mailand von 1814 bis 1839, 
von 1840 an vereinigt in Einer Sammlung und bis Juni 1842 
reichend. 

Mit dem Erſcheinen dieſer Provinzial-Geſetzſammlungen ha— 
ben die früher in den einzelnen Provinzen in Druck gelegten vier— 
teljaͤhrigen chronologiſchen Auszüge aus den ergangenen 
Verordnungen, ſo wie die hier und da beſtandenen Patenten— 
Sammlungen aufgehört. | 

Die in diefen Sammlungen enthaltenen Gefege und Berord- 
nungen haben (immer wenigftens für die refpective Provinz) ver- 
bindliche Kraft, weil ihnen eine Berufung auf die a. h. Entfchlie- 
ßung vom 17. Juli 1818, (Hoffanzlei-Decret vom 1. Wir 
guft 1818, 3. 12,020) und vom 2. April 1821 vorgedrudt ift, 
„wornach die gefeglichen Anordnungen, die für eine Pro- 
vinz verbindlich erlafien worden, von der Landesftelle, in eine 
Sammlung gebracht und in Drud gelegt werden follen.“ 


B. Privat-Öefegfammlungen. 


Die Privat » Gefegfammlungen find entweder foldye, welche 
Gefege und Verordnungen zum Straf: beziehungsmweife Gefeßbuche 
über Verbrechen, vermifcht mit auf andere Gefegzweige ſich 
beziehenden Vorfchriften enthalten, oder foldye, die bloß jene No— 
vellen aufgenommen haben, die fih ausſchließe "> auf den erft 
erwähnten Eoder beziehen. — 
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a. Privat:-Gefegfammlungen, weldhe Novellen zum 
Sit. ©. 8. vermifht mit auf andere Geſetzzweige 
Bezug babenden Vorſchriften enthalten. 


Zu diefen Gefegfammlungen gehört vorzugsweife als die voll- 
ftändigfte unter allen: 


1. Die Privatfammlung der fämmtlidhen poli- 
tifhen und Juftiz-Gefege von Kropatfchet, Gout— 
ta, Pichl 9. Diefelbe umfaßt bisher die Jahre 1740 bis 1841. 


Sie wurde urſprünglich durch Joſeph Kropatſchek heraus- 
gegeben, dann durch W. G. Goutta fortgeſetzt, und wird 
jetzt durch Franz Zav. Pichl redigirt; fie wird in der Praris 
ufuell für halbofficiell gehalten, theil8 wegen der amtlichen Stel- 
lung ihrer Herausgeber, in welcher ihnen die Quellen zugänglid) 
waren, theils auch deßwegen, weil ihr erfter Herausgeber in der 
Borerinnerung zur Sammlung der Gefege Kaifer Leopold I. 
(Seite 9) befannt gemacht hat, »daß ihm a. h. Se. Majeftät ſelbſt 
mit a. h. Entfchließung die Erlaubniß ertheilt haben, jene Gefeß- 
fammlungen für die gefammten deutfchen Erblande zu bearbeiten, 
und fundzumaden, und daß er die in diefe Sammlung 
aufzunehbmenden Berordnungen und @ircularien, 
welche für ein oder pas andere Land insbefondere 
ergeben, von den höchſten Hofftellen felbft erhal- 
te,“ endlid, weil eben diefer Herausgeber in der Sammlung der 
Gefege von Kaifer Franz I. (S.I. und IL) diefe Doppelbemer- 
fung, und zwar mit ausdrüdlicher Beziehung auf eine a. h. Ent- 
ſchließung vom 20. September und auf einen weiteren Hofbefehl vom 
4, Dctober 1793 wiederholt *). Sie ift ald „Kropatſchek's, 
Goutta's, oder Pichl's ©. S.“ nebſt Angabe des Bandes 
und der Seite, wo die Novelle zu finden ift, citirt. 


2. Die Annalen der Rechtsgelehrſamkeit für 


) Aud die (von Kropatſchek herausgegebene) Sammlung al 
ler &, E, Verordnungen und Gefege vom Jahre 1740 — 
1780, eitirt ald „Kropatihet Sammlung“ mit Angabe des Bandes und 
der Seite, wo die Verordnung vorkommt, wurde benüßt, 


") Siehe Zeitfchrift für 6. NR. ıc. 1841, 3. Bd. S. 184 und über diefe 
EA a insbefondere yon Stubenraud a. aD. 


Beamte und Gefhäftsmänner, vom Appellationd 
rathe von Rosbiersfy, zu Lemberg in den Jahren 1810, 
1811, 1812 und 1813, und zwar die erflen zwei Jahrgänge in 
lateinifcher Sprache herausgegeben. Sie enthalten nebft mehreren 
vermifchten Auffägen eine Sammlung der Patente, Hofdecrete 
und Kreisichreiben für Galizien in chronologifcher Ordnung. 

(von Stubenraud.a. a. D. ©. 366). 


3. DieMaterialien für Geſetzkunde und Rechts 
pflege in den öfterreihifhen Erbftaaten, heraus— 
gegeben von Dr. Karl Joſeph PBratobevera x. x. 
Wien 1815 ıc. Diefe enthalten in den Bänden 1, 2, 3, 4, 6, 
7, 8, die Äußerungen der Hofcommiffion in 3. ©. ©. über ge: 
ftellte Anfragen, und nachgefuchte Belehrungen mit der jedesmal 
beigefügten Bemerfung, ob die angeführten AYusfprüche des Colle— 
giums durch den hohen Gefeggeber fanctionirt worden find oder 
nicht. Eitirt erfcheint diefe Zeitfchrift ald: „Pratob. Mat.“ mit An- 
gabe des Bandes und der Seite der Hußerung oder Verordnung. 

(v. Stubenraud a. a. D. ©. 367.) 

4. Zeitfhrift für öfterreihifhe Rechtsgelehr— 
famfeit und politifhe Gefegfunde, von Dr. Bin- 
denz Auguft Wagner Nach des Gründers Tode fortgefegt 
von Dolliner, Kudler und Fränzl; nad dem Ableben des 
Erfteren und dem Austritte des Legtern von v. Stubenraudıc. 
Wien 1825 bis 1843. (IJunisHeft). 

Diefe enthält im dem jeweiligen dritten Bande eine Chronik 
der in den Jahren 1825 bis gegenwärtig erfloſſenen, oder erfb in 
diefen Jahren befannt gemachten Gefege und ämtlichen Belchrun- 
gen, furz eine möglichft vollftändige Chronik der ö. Juſtig- umd 
politifchen Gefege, Sie erfcheint eitirt als: „Zeitfchrift für ö. R. 1.“ 
unten Angabe des Zahrganges, des Bandes und dev Seite ber 
Verordnung. 

(v. Stubenraud a. a. O. ©. 368 u. f.) 

5. Geſetzchronik, die in allen Provinzen Fundges 
machten Gefege betreffend; beziehungsweife TIL. Ab- 
theilung von Schopf's Ardiv für Civil-Juſtizpfle— 
ge, politifhe und cameraliftifhe Amtsverwaltung 
in den deutſchen, böhmifchen, galizifhen und uns 
garifhen Provinzen des ö. Kaiſerſtaates; Wien 1837 
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und 1838. Es ift immer der Jahrgang und die Seitenzahl der 
Verordnung angegeben *). 


(v. Stubenraud a. a. D. ©. 27 und 371 u. f.) 


b. Privat: Öefegfammlungen, welhe Novellen mit 
ausſchließlicher Beziehung auf das Geſetzbuch über 
Verbrechen enthalten. 


Zu diefen Sammlungen gehören: 


1. JährliherBeitrag zur Geſetzkunde und Rechts— 
wiſſenſchaft in den öſterreichiſchen Staaten, von 
Franz Edlen von Zeiller ꝛc. Wien 1806. 


Diefe Beiträge enthalten in dem 3. und 4. Bande Erläuterun> 
gen und Verordnungen der Hofcommiffion in 3. ©. S., welche das 
neue Strafgeſetzbuch betreffen. 


2.Handbud für@riminalrichter, Bezirksobrig— 
feiten und jene, die fih zum Griminalrichteramte 
vorbereiten, von Jofeph Karl Edlen von Wagers- 
bad ıc. Grag 1812, 3 Bände. 


Diefes Handbuch enthält unter andern die über das Gefeb- 
buch über Verbrechen erfloffenen Nachträge und Erläuterungen, 
dann die früher dahin Bezug habenden Verordnungen. 


(Wiener Lit. Zeitung 1813. S. 385, 1814. ©. 457). 


3. Archiv fürwicdhtige Anordnungen inden k £ 
öfterreihifhen Staaten über Eriminal- und Civil— 
juftiz ıc. als Nachtrag zu obigem Handbuche von eben demfelben 
Berfafier. Die Verordnungen bis Ende December 1816 in Bezug 
auf das St. G. B. ü. V. find in dem 3. und 5. Hefte enthalten. 
Es wird auf das Heft und Die Seitenzahl, wo die Verordnung zu 
finden ift, hingewieſen. 

(9. Stubenrauh a. a. O. S. 366 u. f.) 


*) Auch die Sammlung der allgemeinen Verordnungen und Edicte, wel: 
che in den Königreihen Galizien und Lodomerien vom Jah: 
ve 1772 bis inclufive 1818 erlaſſen worden find, welche nach ihrem 
Herauögeber Piller’ihe Gefegfammlung genannt, und in diefem 
Handbuche duch „Piller’fhe Patenten-Sammlung* unter Angabe 

der Seitenzahl der Verordnung citirt erfcheint, wurde von dem Ber: 
faffer, in fo weit fie ihm zugängli war, benügt, 


4. Handbud des öfterreihifhen Geſetzes über 
Verbrechen, vom 3. September 1803. Mit allen auf 
dDiefes Fach Bezug nehmenden Verordnungen, Er- 
läuterungen und fonftigen Hilfsquellen verfehen. 
Reu bearbeitet, und herausgegeben durch Johann Borjdik- 
fy ic. Prag 1815. 

Es enthält nebft dem Grundterte des Gefeges felbft, ſowohl 
die auf jeden einzelnen $. Bezug habenden, no in Wirkfamfeit 
beftehenden, als auch die damals feit den 10 Jahren der Ausübung 
des neuen St. ©. bis zur Hälfte des Jahres 1814 erſchienenen, 
neuen Verordnungen, Erläuterungen, Weiſungen. 


5. Handbuch für Richter, Advocaten und Be— 
amteinpden E. öſterreichiſchen Staaten, welches 
fämmtlidhe bis jegt erfhienene Erläuterungen 
fammt Bemerkungen zu dem Gefegbude über Ber- 
brechen und fhwere PolizeisÜbertretungen ent 
hält. Herausgegeben von Johann Michael Edlen von 
Zimmerl ıc. Wien, zweite vermehrte Auflage 1826, 3. Thl. 
(beziebungsweife 3. Theil). 

6. Ofterreih8 Strafgefeg über Berbreden 
und die big einfhließig zum Jahre 1830 erganges 
nen hierauf Bezug habenden Geſetze und Berord- 
nungen, alfabetifh nah Schlagwörtern zufams 
mengetragen und geordnet v. Vincenz Schohay ıc., 
Prag, 1832, in 2 Bänden. 

(Zeitfchrift für 6. R. ꝛc. 1841, 3. Bd., ©. 52%, Anmerkung 2.) 


7. Handbudh der Gefege und Berordnungen, 
welche hinſichtlich des ö. Geſetzbuches über Ber- 
brechen vom 3. September 1803 von dem Zeitpuncte 
ſeiner Kundmachung bis zu Ende des Jahres 1831 
nachträglich erſchienen ſind. Mit allen darauf Be— 
zug nehmenden, aus der Eivil- und Militärjuſtiz-, 
dann der politifhen und GBameral- Gefeggebung 
entlehbnten Hilfsquellen. Bearbeitet und herausgegeben 
von Andreas Bifini ıc, Wien 1832. 


(Zeitfchrift für 6. R. 1834, 3. Bd., ©. 8 u, f. 1841, 3. Bd., S. 58 
Anmerkung 1.) 


1 Kundmahungs» Patent, 3. Abfag. 


8. Supplement zu dem im Jahre 1832 von An- 
dreas Bifini herausgegebenen Handbude x. von 
demfelben Berfafler. Wien 1840, als Nadtrag, welchen der 
Berfafler mit Gefegen vom Jahre 1826 angefangen, bis zu Ende 
ded Jahres 1832 ergänzt, dann mit den Gefegen vom Jahre 1832 
an bis zu Ende des Jahres 1838, ohne felbft das laufende Jahr 
1839 zu übergehen, unter fteter Angabe: der Duelle, aus welder 
die Novellen entnommen wurden, neu fortgejest hat. 


9. Das Strafgefeg über Verbreden fammt den 
dazu gehörigen Verordnungen. Herausgegeben von 3. 
E Wafer x. Wien 1839, 

(Gerftorfs Repertorium, Jahrg. 1840 XVI. (2. Auguft:) Hft., S. 298 
— 2399, Wildner’d Zeitfchrift, „der Zurift“ 1840, III. Bd., 2. Hft., 


S. 496 — 501 und Zeitſchrift für 6. R. ıc. 1841, 3. Bd., S. 147 u. f. 
und 195 u. f.) 


10. Sammlung der vom Anfange des Jahres 
1832 bi8 Ende März 1839 hinfichtlich des öfterr. Gef. über 
Berbtehen nachträglich erfchienenen Berorbnungen und 
Geſetze. Bon St. Blumentritt. Wien 1840 xc. *). 


Den Privat: Gefegfammlungen wird die Authenti- 
citat einer gefeglihen Kundmachung nidt zuge: 
ftanden. 


29: Hofdecret vom 15. Juli 1823, an das galizifche 
Appellations- Gericht, bei Erledigung eined Eriminal- 
Prozeſſes, N. 1953 d. 3. ©. ©. 


Das Appellations-Gericht hat fich Eünftig zur Begründung fei- 
ner Befchlüffe nicht auf Privat-Geſetzſammlungen zu berufen. 


Außer den,bisher aufgeführten Gefeßfammlungen habe ih, wie das 
Handbuch weifet, noch mehrere andere Auellen, aus denen ich die 
Novellen ſchöpfte, benützt, als: von Bobes (beziehungsweiſe 
Böhm's) Sammlung der Sanitäts » Berordnungen ıc. Wien 1814, 
Nadherni’s Prov. G. S. für Böhmen, Prag 1818, Gochnat's 
Repertorium,. Wien 1840, Weffely’s Handbuch. des gerichtlichen 
Verfahrens, Drag 1839 — 1840, Besque v. Püttlingen, die 
gefeßlihe Behandlung der Ausländer in Dfterreich, Wien 18432, ins- 
befonders aber das Wiener-Criminal-Gerichts-Morma— 
lienbuch, in welches in Gemäßheit der Gircular: Verordnung des 
k. En. ö. Appellationd= Gerichtes vom 11. Februar 1820, 3. 1529 
(8.) die feit dem Jahte 1815 ergangenen Verordnungen über die 


Bermwaltung der Griminal-Gerichtöbarkeit gefammelt werden. 





13. Hoffanzlei-Decret vom 15. April 1833, an 
ſämmtliche Länderftellen, zu Folge a. h. Entſchlie— 
fung vom 9. Mär; 1833, N. 2607, d. J. ©. ©. 


Seine E. E. Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß es von 
dem mit den HofkanzleisDecreten vom 6. Zuli 1797, und vom 26. 
Dctober 1802 bekannt gemachten Verbothe der Herausgabe von Ge: 
fegfammlungen dur Private abzukommen habe , ſolchen Privat: 
Geſetzſammlungen aber nicht die Authenticität einer geſetzlichen Kund— 
machung mit den daraus fließenden rechtlichen Folgen zugeſtanden 
werde; daf die Herausgabe ſolcher Gefeßfammlungen den allgemei- 
‚nen Cenſurs-Vorſchriften zu unterliegen babe, und darin Feine Ver: 
ordnungen aufgenommen werden dürfen, gegen deren Kundmachung 
ein Bedenken obmaltet. 


14. Hoffanzlei-Decret vom 6. November 1833, an 
ſämmtliche Länderftellen, N. 26340. 3. ©. ©. 


Nachträglich zu dem Hofdecrete vom 15. April 1833 (Nr. 2607 
d. J. © ©. 13.) wird fammtliden Landerftellen eröffnet: 

Erftens. Daß fich die a. h. Entſchließung vom 9, Mär; 1833, 
die Herausgabe von Privat-Gefeßfammlungen betreffend, nicht bloß 
auf politifche ‚ fondern ohne Ausnahme auch auf Gefege und Werorb- 
nungen im Gebiethe der Rechtspflege beziehe. 


Zweitens. Daß es bei der bisherigen Übung ferner zu ver: 
bleiben habe, nach welcher jedes Werk, das eine Zuftiz-Gefeßfamm- 
fung enthält, oder die Juftizgefege commentirt, vor der Druclegung 
der Hofcommiffion in Juftiz-Gefegfahen von der Polizei- und Gen: 
furssHofftelle mitgetheilt wird. 


IE Berbefferung der wefentlihen Theile des Zofe 
finiſchen Strafgeſetzes und der allgemeinen Cri— 
minal-Gerichtsordnung. 


In dieſer Vebeſſerung liegen zugleich die Vorzüge, welche das 
gegenwärtige Strafgefeg vor dem früheren: auszeichnen. Sie find 
in den folgenden Abfäben des Kundmachungs-Patentes Furz ange: 
deutet, in dem Geſetze felbft durchgeführt, und beziehen fich auf 
den erften und zweiten Theil desfelben. 


Rüdfichtlic des erften Theiles und zwar bed eigent- 
lihen Strafgefetes erfcheinen als Vorzüge: Feftfegung ei- 
ner genauern Gränzlinie zwifchen den Verbrechen und ſchweren 
Polizei-Übertvetungen (6. Abſ. des Kogp.) 5 Bezeichnung der ver: 


26 Kundmahungd: Patent, 3. Abfaß. 


fhiedenen Gattungen der Verbrechen durch Deutliche Unterfchei- 
dungsmerfmale, und Beftimmung der Grade der Strafbarfeit fo: 
wohl durch die allgemeinen, als befonderen Er: 
ſchwerungs- oder Milderungsgründe (7. Abf. des 
Kogp.)- 


Rüdfichtlih des rehtlihen Berfahrens über Ber: 
breden find ald Vorzüge diefes Strafgefeges zu betrachten: 

Bereinfahung des Ganges der Unterfuchung, und Ber: 
einigung gerichtlicher Handlungen, die ohne Verzögerung nicht 
getrennt werden können, in der Macht des Criminal-Ge— 
rihtes (13. Abf. des Kögp.); Unterziehung der Be: 
weifesarten, welche noch einem Bedenken unterliegen fünnten, 
der Ärengeren Prüfung der Dbergeridte (a. a. D.). 


Hinfichtli des zweiten Theiles des Geſetzbuches und 
zwar des eigentlihen Strafgefeges zeigen fid) ald Vor: 
züge desſelben: 

Bollftändigerer Umfang des Strafgefeges über die 
ſchweren PBolizei-Übertretungen, ald des bisherigen Strafgefeges 
über die f. g. politifchen Verbrechen (14. Abf. des Kogp.); ange: 
nommener Grundfag, daß die höchſte Dauer einer politifchen 
Strafe den unterften Grad ber gefeglichen Eriminalftrafe ni ht 
überfchreiten fol (15. Abf. des Kogp.); Anordnung, daß auch 
feine politifhe Strafe ohne ein ordentlihes Verfah— 
ren verhängt werde, 


In Betreff des Verfahrens über ſchwere Polizei- 
Übertretungen find Vorzüge diefes Strafgefeges: Anweifung 
der politifchen Behörden an eine vollftändige genaue Bor: 
ſchrift in dem Berfahren; möglichfte Beförderung des 
Verfahrens, und Schuß des Unterfuchten gegen jede Will: 
führ der Behandlung. (17. Abf, des Kogp.) *). 


*) Auch. das gegenwärtige Strafgefeß über Verbrechen erhielt feit der 
Zeit feiner Wirkfamkeit in weſentlichen Theilen eine Berbefferung. 
Sp z. B. wurden durch das Hofdecret vom 12, Februar 1821, 
N. 1739 d. J. G. ©. beim $. 500, (1500)) die verfchiedenen 
Anftände, und Schwierigkeiten, welche fih bei Anwendung der in 
diefem Strafgefege enthaltenen Vorſchriften, das Standrecht betref: 
fend, ergeben haben, befeitiget, und dadurch diefe Vorfchriften ver: 
befiert. Gleihe Schwierigkeiten ergaben fih bei Anwendung der in 


"15. 27 
4. Abſatz. 


Mir verordneten daher, daß ein Entwurf eines 
neuen Strafgefeßes verfaßt, und den in den verfchie- 
denen Provinzen eigend aufgeftellten Commiſſionen 
zur Prüfung mitgetheilet werden follte. Nur in Weſt⸗ 
galizien, wo die Einführung eines neuen Strafgeſetzes 
ein dringended Bedürfniß war, erhielt der verfaßte 
Entwurf mit wenigen Abänderungen fogleich verbind- 
liche Kraft. 


Kundmahung des Strafgeſetzbuches für Werft 
galizien. 


415. Patent vom 17. Juni 1796, N. 301 0.3. ©. ©. 


Bei dem Antritte Unferer Beherrſchung von Weitgalizien, ba: 
ben Wir die befondere Aufmerkfamkeit darauf gerichtet, auch diefes 
Land mit folchen Gefeßen zu verfehen, daß die der gemeinen Ruhe 
und Sicherheit nachtheiligen Verbrechen erforfchet und beftrafer, zu: 
gleich aber Jedermann vor ungegründeter Befchuldigung gefchüßet , 
felbft der Schuldige nur von dem gehörigen Richter, nad formlicher 
Unterſuchung, aus rechtmäßigen Beweifen verurtheilet, und feine 
Strafe einzig aus dem Gefege, nie aus Willkühr beftimmet werde. 

In diefen vereinigten Rückſichten machen Wir hiermit das Straf: 
gefeßbuc für Weftgalizien Eund, und verordnen, daß dasfelbe vom 
1. Sänner 1797 an, für diefed Land durchaus eine verbindende 
Kraft und Wirkung haben, folglich von diefer Zeit an alle älteren 
Geſetze, welche über Verbrechen und derfelben Beftrafung, und über 
das dießfalls rechtliche Verfahren ergangen find, aufgehoben fein 
follen. 

Auch wollen Wir, daß in bereits anhängigen, oder nod vor 
gleich gedachtem Termine vorkommenden Straffallen gegenwärtiges 
Geſetzbuch, fo fern der Ausfchlag der Sache nad demfelben gelin« 
der, als nach dem bisherigen Rechte ausfallen müßte, ſchon von 
Zeit diefer erfolgten Kundmahung zur Richtſchnur genommen 
werde. 


dem $. 412 des I. Thls. des St. G. B. enthaltenen VBorfchriften über 
den Beweis aus dem Zufammentreffen der Umſtände —— 
Durch das Patent vom 6. Juli 1833, N. 2622, d. J. G. S. beim 
$. 412 (1246.) wurde daher dieſer Paragraph aufgehoben, 
und wurden an deſſen Stelle neue gefegliche Beftimmungen feftgefegt, 
die ald Berbefferungen der Borfchrift über diefe Ubermweifungsart zu 
betrachten find. 


28  Kundmahungs» Patent, &, 5. u. 6. Abſatz. 


Auf gleihe Art Eönnen Verbrechen, die vor gegenwärtiger 
Kundmahung begangen worden, aber nah obigem Termine zur 
Unterfuhung kommen, aus dem vorigen Rechte nur in fo weit 
beurtheilet werden, ald etwa daraus ein gelinderes Urtheil zu faf- 
fen wäre *). 


5. Abfae. 


Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die 
Beobadhtungen der Ausübung eingeholt, und bei 
abermaliger Ueberficht des Ganzen die eingefendeten 
Erinnerungen der Sachverftändigen benüßet worden. 


6 Abfae. 


Bor Allem waren Wir bedacht, daß zwifchen den 
Verbrechen und ſchweren Polizey - Ueber: 
fretungen eine genaue Gränzlinie beſtehe, 
und bey diefer wichtigen Entfcheidung feine Willkühr 
Statt finde. 


Sranzlinie zwifhen den Verbrechen und ſchweren 
Polizei-libertretungen. 


Diefe Gränzlinie ift am fchärfften gezogen in der örtlichen 
Stellung, nad welder in Folge der Eintheilung des Strafge- 
feßes, der erfte Theil die Vorfchriften über die Verbrechen 
und das Verfahren bei denſelben; der zweite die Vorfchriften 
über die fhweren Bolizei-Übertretungen, und das da- 
bei zu beobadhtende Verfahren enthält. ($. VIEL der Einleit. in 
diefes St. ©.) 

Diefe Gränzlinie wird ferner angedeutet durch den in dem 
Kundmahungs = Patente (10. und 15. Ab.) ausgefprochenen 


*) Das weftgalizifhe Strafgefeßbuch wurde zwar durch das gegenwär— 
tige Strafgefeß außer Kraft und Wirkfamkeit gefeßt (19. Abf. des 
Kdgp. zu demfelben). Defenungeachtet wurde obiges ‘Patent hier 
angeführt, weil ed die Rüdjihten und Gründe enthält, welche den 
h. Gefeßgeber bewogen, den verfaßten Entwurf zu dem gegenwärti— 
gen als verbindliches Strafgefeg in diefen Lande einzuführen, und 
weil dDasfelbe in fo fern den obigen Abſatz erläutert, dann weil es 
zugleich die milden Grundfäße ausfpricht, weldhe in das gegenmwär: 
tig in Wirkfamkeit beftehende Gefegbuch übergegangen find. 


15. 29 


Zwed der Strafe, welcher bei ſchweren Polizei⸗Übertretun⸗ 
gen auf beffernde Zühtigung, bei Verbrechen auf Hint- 
anhaltung derfelben durch Androhung und Vollziehung der 
Strafe an den Übertreter gerichtet if. Durd; den in den 88. II 
bis Vder Einleitung aufgeftellten allgemeinen Begriff von Ber- 
brechen und ſchweren Polizei = Übertretungen wird dieſe Gränz- 
linie insbefonders hervorgehoben; und damit bei diefer wichtigen 
Entfcheidung ja feine Wilfführ Statt finde, die pofitive Erfläs 
rung diefer Übertretungen dahin ausgefprochen, daß als ein 
Berbrehen und eben fo als eine ſchwere Bolizei- 
Übertretung nur dasjenige behandelt und beftra- 
fet werden fann, was in diefem Strafgefege aus: 
drüdlih für ein Verbrechen, oder für eine ſchwere 
Polizeis-Übertretung erfläret wird. ($. VI. der Ein- 
leit.) 


Diefe mehrerwähnte Gränzlinie wird in dem Strafgefeße 
ſelbſt durchgeführt, wie aus einem vergleichenden Überblicke des— 
felben deutlich hervorgeht. 


Diefe Vergleihung fol fi) jedoch nur auf den f. g. all 
gemeinen Theil des Strafgefeged über diefe in Frage fie 
henden Übertretungen befchränfen, weil in demfelben, nad) den 
Überfchriften des erften und zweiten Hauptftüdes, wie aus dem 
Wörthen „überhaupt“ erhellet, die allgemeinen Grundfäße und 
Grundbegriffe von Verbrechen und ſchweren Bolizei-Übertretun- 
gen und deren Strafen enthalten find, melde ‚allgemeine Re- 
geln nothiwendig auf die befonderen Vorſchriften angewendet wer: 
den müflen, wie per analogiam aus dem Hofderrete vom 19. 
Auguft 1814, N. 1098, d. 3. ©. ©. beim $. 122, (408.) 
zu erſehen ift. | 


Diefe Gränzlinie bezieht fih auf den böfen Vorſatz, auf 
die Zurechnungsfähigfeit, auf das Straffyftem, nemlich auf die 
Arten oder Gattungen der Strafen und der VBerfchärfungen der 
legteren, fo wie auf die Dauer derfelben, ferner auf die gefeglichen 
Folgen und Wirkungen der Strafe, endlich auf die Behandlung 
der Ausländer wegen der im Auslande begangenen Berbrechen 
und fchweren Polizei» Übertretungen; nemlich: 


Zu einem Verbrechen wird böfer Borfag erfordert ($. 1; 


20 Kundmachungs-Patent, 6. Abſatz. 


ſchwere Polizei- Übertretungen werden auch ohne böfe Ab— 
ſicht begangen. ($$. 5., 8., 10. und 11. Hauptſtück des I. Abſch. 
des II. Thld. des Si. ©) 


Die Gründe, welche den böfen Borfag ausfchließen, und 
wornady die Handlung oder Unterlaffung nicht als Verbrechen 
zugerechnet wird, fchließen nicht auch die Zurechnung zu ſchwe— 
ren Polizei-Übertretungen aus. (Bergl. den $. 2 c) d) f) g) des 
I. Thls. mit den $$. 3, 4 und 28 des II. Thls. des St. ©.) 


Das Strafgefeß über Verbrechen fennt nur zwei Haupte 
arten der Strafen: den Tod des Verbrechers oder defien Anhal- 
tung im Kerker ($. 9); dagegen werden die fchweren Polizei— 
Übertretungen beftraft: um Geld, mit Verfall von Waaren, Feil- 
fchaften, oder Geräthe; mit Verluft von Rechten und Befugnif 
fen; mit Arreft;z mit förperlidher Züchtigung; mit Abſchaffung 
aus einem Orte; aus einer Provinz; aus fünmtlichen Ländern 
des öfterreichifchen Staates, ($. 8) die Kerkerftrafe wird nad) 
dem Unterfchiede der Strenge in Drei Grade eingetheilt : der 
erfte Grad wird durd das Wort: Kerfer ohne Zufaß; der 
zweite durch: fchwerer Kerferz der dritte durch: ſchwere— 
fter Kerfer bezeichnet, ($. 11 des St. G. B. ü. V. und die An- 
merfung dafelbft.) 


Die Strafe des Arreftes hat dagegen nur zwei Grade: 
der erfte wird durch Arreft, ohne Zuſatz, der zweite durch den 
Zufag: ftrenger Arreft bezeichnet, und außer diefen bei- 
den Graden des Arreftes fann auh auf Hausarreft, ent- 
weder gegen bloße Angelobung, ſich nicht zu entfernen, oder 
mit Aufftelung einer Wache, erfennet werben. ($$. 11, 12 
und 13.) 


Rückſichtlich der Dauer der Strafe diefer beiden Arten der 
Übertretungen wurde fchon in dem Kundmachungs-Patente (15. 
Abi.) zum Grundfage angenommen, daß die höchfte Dauer einer 
politifcdhen Strafe den unterften Grad der gefeglichen Criminal: 
ftrafe nicht überfchreiten fol. Diefem Grundfage zu Folge ift die 
fürzefte Dauer der zeitlihen Kerferftrafe von ſechs 
Monatenz-die längfte von zwanzig Jahren ($. 19; 
die kürzeſte Dauer des Arreftes von vier und zwanzig 
Stunden; die längfte von ſechs Monaten ($. 14). Die 


15. 31 


Kerkerftrafe kann verfchärfet werden: durch Anhaltung zur öf: 
fentlichen Arbeit; durch Ausftellung auf der Schandbühne; durd) 
Züchtigung mit Stod: und Ruthenftreichen; durch Faſten; durch 
Landeöverweifung nach ausgeftandener Strafe ($. 17). Der Ars 
reſt wird insbefonders verfchärft: Durch Förperliche Züchtigung ; 
durch Faften; durch öffentliche Ausftellung; durch fehwerere oder 
durch öffentliche Gemeindearbeit, nachdem es auch eine Verfchär: 
fung im Allgemeinen gibt, nad) welchem von. den einzelnen 
Strafarten mehrere vereiniget werden. ($$. 18 und 19). 


Welche Wirfungen mit den Strafurtheilen über Verbrechen 
verbunden find, beftimmt der $. 235 die Strafe einer fchweren 
Polizei: Übertretung dagegen hat, wenn fie überftanden ift, fei- 
ne weitere Wirkung ($. 27) *). 


Ausländer find wegen der im Auslande begangenen Ber- 
breden nur in gewiffen Fällen nad diefem Strafge- 
fege und zwar nur dann zu behandeln und zu beftrafen, wenn 
der auswärtige Staat bei der angebotenen Überlieferung; die Über- 
nehmung verweigert. (58. 32—34) ; nach der im$. 2 des St. G. B. 
I. Thls. aufgeftellten Regel innen Ausländer wegen der im 
Auslande begangenen ſchweren Polizei-Übertretungen nad) ihrer 
Betretung in Ofterreich nicht zur Verantwortung gezogen wer- 
den; daher auch wegen des wefentlichen Unterſchiedes zwifchen 
Verbrechen und ſchweren Boligei-Übertretungen eine analoge An- 
wendung der beiden in Anfehung geflüchteter Verbrecher] erlaf- 
jenen Hofverordnungen vom 10. December 1808, N. 874, 
d. 3. ©. ©. (beim $. 33, 224.) und vom 12, Jänner 1809 





) In den Fällen aber, in welchen die Wirkung des Strafurtheiles auf 
die ganze Lebenszeit des Sträflings fih ausdehnt, wie z. B. bei der 
Erklärung der lebenslänglihen Unfähigkeit zu einem gewilfen Ge: 
Ihäfte oder Gewerbe oder öffentlihen Amte, oder der Abfchaffung 
auf beftändig u. f. f. hat diefe Anordnung doch mwenigitens die Fol: 
ge, daß, die Wirkung des Strafurtheiles auf das beftimmte ver- 
hängte Ubel eingefchränkt bleibt. Sp kann als eine eigene Folge der 
Berurtheilung zur Strafe wegen einer begangenen ſchweren Polizei« 
Übertretung in manchen Fällen die Entfegung vom Amte bei 
Öffentlihen Beamten, und der Berluft der Penfion oder Pro: 
vifion bei Penflonirten oder Provifionirten angefehen, werden, 
(Siehe die betreffenden Novellen beim $. 23 unter der Überfchrift 
„Berluft von Staatsdienften, Berluft vonPenfiognen 
und Provifionen.) ı 
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ad N. 874 2.9. ©. ©. (a. a. D. 935.) auf einen Aus- 
länder , der in einem fremden Staate fih eines Polizei— 
VBergehens, das nad dem öfterreichifchen Strafgefege eine 
ſchwere Bolizei-Übertretung wäre, ſchuldig gemacht, fic in das 
öfterreichifche Gebieth geflüchtet hat, und von der ausländifchen 
Behörde reclamirt wird, nicht Statt findet, fondern ein foldher 
Ausländer vielmehr bei feinem Übertritte in diefes Gebieth Te- 
diglih al8 Einwanderer zu betradhten, und nad) den be- 
ftehenden Bolizei-Borfchriften zu behandeln fei. Bon obiger Re- 
gel kommt nur in dem $. 49 des St. G. B. II. Thle., eine Aus- 
nahme vor, nad welcher ein Ausländer, wenn er vom Aus— 
lande her eine geheime Geſellſchaft in diefen Ländern zu errich- 
ten, oder Mitglieder für eine geheime Gefellichaft zu werben, 
unternommen bat, bei feiner Betretung mit der auf diefe beiden 
Fälle $. 48 (a. a. D.) beftimmten Strafe zu belegen ift. 


7. Abfas. 


Die verichiedenen Gattungen der Verbrechen 
werden Durch deutliche Unterfcheidungsmerkmale ber 
zeichnet, und die Grade der Strafbarkeit ſowohl duch 
die allgemeinen als befondeven Erſchwerungs- oder 
Milderungsgründe angedeutet, auf welche die Ge- 
richtöhöfe bey Ausmeffung der Strafen, in fo weit fie 
ihrer gerechten Beurtheilung zu überlaſſen ift, zurück 
zu jehen haben. 


Gattungen der Verbreden. 
($$. 50 und 51 des St. ©. I. Thl,) 


Andeutung der Grade der Strafbarfeit durd die all- 
gemeinen und befonderen Erfhwerungs: und Milde- 
sungsgründe, 


($$. 36 —49, 440, 441, 443 und die dort befindlichen Novellen.) 
8 Abfas. 


Bei Beſtimmung der Strafarten legten Uns 
überwiegende Gründe die Nothwendigkeit auf, Die To: 


deöftrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch 
außer dem Standrechte wieder herzuftellen. Sie find 
aber auf diejenigen Verbrechen eingefchränket worden, 
welche nur mit voller Ueberlegung auögeführet werden 
können, und bey ihrem höchſt gefährlichen Einfluffe 
auf die Öffentliche und Privatficherheit der Öffenflichen 
Verwaltung diefe Strenge abnöthigen. 


Gründe der Einführung der Todesftrafe im ordent- 
lihen Berfahren gegen den Hochverrath. 


16. Patent vom 2. Jänner 1795 an fämmtlide \ 
| i Länderftellen. — 


(Polit. ©. ©. 6. Bd., ©. 1) 


So geneigt Wir ftets find, der Gelindigkeit felbft dann Pla 
zu geben, wenn Wir Strafen zu verhängen bemüſſiget find: fo: fehen 
Wir Uns doc durd die gegenwärtigen Zeitumftände in die Motb- 
wendigkeit verfeget,. diefer Neigung Einhalt zu thun, und von der 
ganzen Strenge wider das Verbrechen Gebrauc zu machen, welches 
die Bande bes Staates, und imdemfelben die gemeinfchaftliche Ruhe 
und Sicherheit unmittelbar angreift, folglich die bürgerliche Bereini- 
gung in ihrem Hauptzwecke ftöret. ' | 

Es iſt unläugbar, daß, fobald die Verbindung der gegenſeitig 
verpflichteten Mitglieder im Staate getrennet wird, fogleich jeder 
einzelne Menſch ohne Ausnahme, mis Leben und Eigenthum aller 
Gewaltthätigkeit Preis gegeben ift ; überall muß Gerechtigkeit, Sitt⸗ 
lichkeit und Ordnung weihen, Furcht und Elend treten dafür ein; 
und machen diejenigen unter füch wechfelfeitig zu Feinden, und zu 
Unterdrückern, die bei ihrer Vergefellichaftung als Glieder und Staats: 
bürger eines. gemeinſchaftlichen Vaterlandes unter fi Freunde und 
Brüder fein follten. 

Zwar find Wir in: den Uns zur Regierung anvertrauten Ländern 
von einem allgemeinen Abfcheue von jeder, auch entfernten Ankage zu 
ſolchen Gräueln zuverläſſig überzeugt; aber bier und: da fehlt es 
nicht, an Einzelnen, welche, geleitet von boshaften Abſichten, oder ge: 
blemdet von Schwärmerei,- oder au als Werkzeuge feindlicher Pläne, 
fi in heimliche Anſchläge diefer Art einlaffen, umd ihrem Iafterhaf: 
tan Vorhaben: ale Rückſicht auf gemeinfcaftlide Wohlfahrt: nachfe: 
gen und aufopfern. 

Um alfo denjenigen, der gleichwohl folder, dem allgemeinen 
Staate und feingn Mitbürgern verderblicher Gefinnungen fähig fein Eönn- 
te, zu feiner eigenen Rettung abzuhalten, und nach der Uns obliegenden 

Mancher’s foftem. Handbuch. 3 


” 
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Vorforge das gemeine Wefen von den ſchreckbaren Folgen foldyer An- 
jettelungen ſicher zu ftellen, erklären Wir hiemit: 


(Nun folgen dieaud im Patente vom 2. Jänner 1795, N. 209 der J. G. 

S. enthaltenen $$. 58 —56 des gegenwärtigen St. G. über Hochverrath und 

Störung der innerlihen Ruhe des Staates, durch welche Anordnungen daß, 

was in dem unter dem 13. Jänner 1787 Eundgemachten —— Ge⸗ 

ſetze über Verbrechen und derſelben Beſtrafung vom $. 41 bis 48 enthal⸗ 
ten iſt, aufgehoben wurde.) 


Gründe der Erweiterung der bisher im ordentlichen 
Verfahren auf den Hochverrath allein beſchränkten 
Todesftrafe auf mehrere andere Verbrechen. 


17. HoffanzleisDecret vom 29. Detober 1803, an 
fämmtlicdhe Länderftellen, über Note der Hofcommiflion in 
Gefesfachen, vom 20, v. M. N. 632 0.3. G. ©. 


Da bei dem, durd das allerböchte Patent vom 3. September 
d. J. zur öffentlihen Kundmahung gebrachten neuen Strafgeſetze 
die bisher im ordentlihen Verfahren auf den Hochverrath al- 
fein befchränkte Todesftrafe *) wieder auf mehrere andere Verbre- 
chen erweitert wird, fo wollen Se. Majleftät die Beruhigung, die 
Sie aus den einftimmigen Berichten fämmtlider Gerichtshöfe ge: 
fchöpft haben, auch Ihren getreuen Unterthanen mitgetheilt wiſſen; 
wie namlich, felbft unter dem Einfluffe der bedenklichften Umftände- 
und Ereignungen, die Anzahl der Verbrechen fih nit vermehrt; 
daß alfo diefe Erweiterung keineswegs auf den allgemeinen Charakter 
der Nation Beziehung babe, deſſen ihm eigener Gutmüthigkeit, 
Folgſamkeit, und Liebe zur Ordnung, Ge. Majeftät mit Ber: 
gnügen im Angefihte Europens die verdiente Gerechtigkeit widerfab: 
ren laffen. Die Verbrecher, gegen welde, die gemeinſchaftliche Si— 
cherheit durch darauf verhängte Todesftrafe wirkfamer zu befhügen, 
beabfichtiget wird, find Ausnahmen (wie fie unglüclicher Weife un- 
ter jedem Molke gefunden werden), deren zum Böfen verbhärtete Ge: 
mütbsart unverkennbar aus der Graßlichkeit der Handlungen, die fie 
auszuüben fähig find, bervorleudtet, und der öffentlihen Verwal— 
tung diefe Strenge abnöthiget. Die mit der Todesftrafe belegten Ver: 
brechen find ſämmtlich von folder Beſchaffenheit, daß fie nicht ohne 
Entwurf, oder doc nicht ohne Vorbereitung, mithin nicht ohne 
vorbergebende Überlegung ausgeführt werden können. Bei 
Laſterhaften, bei denen in diefem längeren Zwifchenraume, in wels 
chem der Gräuel der Übelthat, die Größe, die Schädlichkeit der Fol: 


”) Siehe das vorige Pat. v. 2, Jänner 1795, (16.) 
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gen, fich ihrer Worftellung nothmwendig angebothen haben mußten, 
bei denen in einem ſolchen Zwifchenraume das Gewiffen gänzlich fchwei- 
get, oder die, taub gegen jeden Einfprucd des Gewiſſens und der ſich 
unvermeidlich aufdringenden Drohung der Strafe, trogend dad Ver: 
brechen dennoch fortfegen und ausführen, bei denen ift der für die Ge— 
feggebung einzige Grund fohonender Strafen, die Hoffnung jes 
maliger Befferung, aufgegeben, gegen fo hartnäckige Böfewichte 
kann dem gemeinen Wefen nur ihr Tod Sicherheit gewähren. 
Wenn indeffen Se. Majeftat Sich durd die hohe Sorgfalt für 
die Sicherheit Ihrer rechtlihen Unterthanen, eine Verſchärfung in 
das Strafſiſtem aufzunehmen, auferlegt finden, fo fonnte die Ber 
forgniß Ihres glitigen Herzens ſich dennoch felbft von dem Übelthäter 
nicht abwenden, gegen welchen die Gerechtigkeit, felbe in Ausübung 
zu bringen, in die traurige Nothwendigkeit gefeßt werden würde, 
Sie befehlen daher die allgemeine Aufmerkfamkeit noch durch diefe, 
dem neuen &trafgefeße zur Seite geftellte, befondere Kundmachung 
darauf zu ziehen, daß für die Zukunft nebft dem Ver— 
brechen des Hochverrathes tie Todesftrafe auch auf bie 
Nahmahung der Banco-Zettel und die in Verftänd- 
niß mit den Nachmachern oder einem Mitfchuldigen gefchehene, 
Hindangebung derfelben, dann auf den Mord, räuberi- 
fhen Zodtfhlag, und aufdie Brandlegung, die zu wie 
derholten Malen, oder in einer, auf Verbeerungen gerichteten, Zu⸗ 
fammenrottung geſchehen, oder wodurd ein Menſch, da es von dem 
Brandleger vorgefehen werden konnte, getödtet worden ift, feftge- 
feßt fei, und Sie verheißen Sich, daß die, dadurch lebhafter verge- 
genwärtigte, Größe der Strafe den Eindruck derfelben verftärken, 
und daß eine abfhredende Warnung aud auf diejenigen wirken wer: 
de, die von Begehung diefer Verbrechen der Abſcheu, den fie Je— 
dermann einflößen müffen, bey dem das Gefühl der Menfchheit 
nur nicht gänzlid unterdrüder it, von felbft abzuhalten, zu uns 
Eräftig fein follte. Se. Majeftät fordern nebftbei alle Geelforger 
und andere Volks: und Jugendlehrer, alle Familienväter, Sie fors 
dern jeden Wohlgefinnten durch diefe Kundmadung auf, fi mit Ihnen 
und dem Geſetze zu vereinigen, und zur®erbreitung einer fo beilfa- 
men Warnung fo oft, und wo fi) immer dazu Gelegenheit anbiether, 
nach ihren Kräften mitzuwirken ; insbefondere machen aber Allerhöchft: 
diefelben ed den Magiftraten und gefammten Ortsobrigkeiten des offe- 
nen Landes zur Pfliht, und tragen denfelben biemit auf, bei Er: 
fheinung des neuen Strafgefeßes die ihnen untergeordneten Gemein: 
den ganz, oder wo fie zu zahlreich find," in mehrere Abtheilungen 
zufammen zu rufen; die 69. 52, 94, 95, 119, 124 und 148 
vörzulefen, den Inhalt zu erklären, jeden Paragraph mit einer der 
Faffung der Zuhörer angemeffenen Ermahnung über die Größe der 
Miffethat und die, nad der Anordnung des Geſetzes damit uns 
ausbleiblih verknüpften, fchredlichen Folgen zu begleiten, und am 
Ende beizufegen, daß nad) diefer vorausgegangenen, > väterlich ge: 
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meinten Warnung der Miffethäter, den die Gerechtigkeit zum Tode 
zu verurtbeilen bemüffiget ift, über das Unglück feines ſchmählichen 
Endes nur fi und feine Lnverbefferlichkeit , nicht die Strenge bes 
Geſetzes, anzuklagen haben werde. 


Anfangspunct der Wirffamkeit des Strafgefegbu: 

bes in jenen Provinzen, wo der wegen der Tode3- 

firafe erlaffene Ruf bis Ende December 1803 nod 
nicht befannt gemadt war. 


18. HofltanzleisDecret vom 20. December 1803. 


(Kropatichel, 17. Bd., ©. 858.) 


Da man Sr. Majeftat in Abfiht auf den mit 1. Jänner 
künftigen Jahres feitgefegten Termin, wo das neue Strafgeſetz all- 
gemein feine Wirkung und feinen, Anfang nehmen foll, wegen den 
noch niche zu Stande gebrachten Überſetzungen diefes Gefeßes in die 
in verfchiedenen Ländern üblichen Landesſprachen *) die unterthänigfte 
BVorftellung machte, haben Allerhöchſt Diefelben zu verordnen geru- 
bet: daß, naddem das neue Strafgefeß nur beiden auf einige Ver— 
brechen gefeßten Todesitrafen von dem Joſefiniſchen wefentlich abiver- 
he, für jene Provinzen, wo der wegen der Todesitrafe befonders er- 
faflene Ruf **) bereits befannt gemacht worden ift, die Wirkung des 
neuen ©trafgefeßes vom 1. Jänner 1804 nicht zu hemmen, dage— 
gen aber in jenen Provinzen, wo die Publication des gedachten Ru— 
fed mit Ende diefes Monates etwa nicht gefhehen wäre, die Wir- 
kung bes Geſetzes bis auf den 1. März auszufegen fei. 


Der. Landesftelle wird diefe höchſte Entfhließung zur Willen: 
fchaft und zu dem Ende befannt gemacht, damit, wenn etwa dafelbit 
der bekannte Ruf in Abfiht der Todesftrafe in dem Lande nod nicht 
publicirt ware, wegen Verlängerung des Termins bis zum 1. März 
künftigen Jahres das Gehörige fogleich eingeleitet, und durd Circu— 
lare bekannt gemacht werde. 


*) Rückfichtlich der officiellen Überfegungen des Str. G. B. in die ver: 
fchiedenen Landesfprachen der Provinzen, fiehe oben den 1. Abf. des 
Kda. Pat. ©. 8. 


* Siehe Hfkzd. v. 29. Detober1803, N. 632 d. 3. ©. ©, (1 4.) 
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Kundmahung der mit dem Tode verpönten Verbre 
ben zur Belehrung der unteren Volksclaffe in den 
lomb. venet. Provinzen. 


19. Benetianer Gubernial- Kundmachung vom 30. 
Juni 1816, 3. 20448 und Mailänder Gub. Kundma- 
hung vom 16. Auguft 1816. 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venet. vol. Ill. parte 1. pag. 535 
e Atti del gov. Mil. vol. Il. parte I. pag. 402 ecc.) 


Per espresso comando di S. M., stato comunicalo al Go- 
verno dalla eccelsa imperial regia aulica Commissione centrale 
d’ organizzazione, devonsi render noti al pubblico li casi edi 
delitti, per i quali a termini del vegliante codice penale, viene 
stabilita la pena di morte. 

In esecuzione quindi di questo Sovrano ordine, tendente 
adistruirela inferior classe delpopolo dei casiee dei delitti soggetti 
alla pena di morte, vengono descritti qui sotto tutti i singoli 
arlicoli del suddetto codice, nei quali sono precisati i delitti so- 
praocennati. 


(Run folgt der wörtliche Inhalt der $$. 52, 58, 92, 93, 94, 95, 117, 
119, 124, 147, 148, 500, 501, 505 und 508 des St. ©. u. 8.) 


Weiterer Fall der Todesftrafe gegen bag Verbreden 
der Ausfpahbung und der unbefugten Werbung in 
gewiffen Fällen. 


(Hfd. v. 10, Dctober 1821, N. 1808 d. J. ©. ©. 9%. 2 und 6 beim $. 60 
(301.) 


9 Abfar. 


Bey minder gefährlichen Verbrechen war e8 Uns 
nach dem Hange Unfered Herzens geftattet, die Strenge 
der vorigen Gefeße zu mildern, und durch eine forg- 
fältigere Abftufung der Strafdauer dad Urtheil des 
Richters nach dem Grade der Schädlichkeit der Ver: 
brechen zu befchränfen. 


Milderung der Strenge der vorigen Gefege unter 
Leopold IL 


Schon Kaiſer Leopold IL. hatte bereits früher, bevor er die Re⸗ 
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gierung der öfterreichifchen Länder übernahm, als Peter Leo— 
pold Großherzog von Toscana ıc. ıc. durch feine legisla— 
tive Weisheit, befonders aber durch die Milde feiner Strafgejege 
die Bewunderung von ganz Europa auf fid gezogen, und merf- 
würdig find in Diefer Beziehung jene kurzen aber inhaltsfchweren 
Worte, mit weldyen er am 30. November 1786 feine Eriminalgefege 
in Toscana einführte *). 

Was nun wie oben erwähnt, die während feiner Regierung 
als Kaifer Leopold II. erlafienen das Criminal = Wefen betreffen: 
den Verordnungen betrifft, fo geht auch aus denfelben der milde 
Geiſt diefes weifen Negenten hervor, wovon beifpielsweife meh— 
rere bier folgen. | 


— 


*) „Seit dem Antritte Unferer Regierung von Toscana (lauten diefe 
Worte) betrachteten Wir die Unterfuhung und Verbeflerung der pein— 
lihen Gefeßgebung als eine linferer vorzüglichften Pflichten, und da 
Wir gar bald erkannten, daß die gegenwärtige zu jireng, 
und von Grundfägen, die in jenen minder glüdlihen Zeiten des rö— 
mifchen Reichs, und während der VBerwirrungen der. Anarchie in ſpä— 
tern Zeiten angenommen worden, hergeleitet, und insbefondere dem 
fanften und gefchmeidigen Charakter der Nation nicht angemeffen 
wäre; fo haben Wir erftlich nur vorfehungsmweife durch Inſtruetio— 
nen und Berordnungen an Unfere Gerichtöhöfe, und durch einzelne 
&Edicte, wodurd die Todesftrafe, die Tortur, und jene unmäßigen, 
den Verbrechen und Übertretungen der Fiscals Gefege nicht angemeſ— 
fenen Strafen abgefchafft wurden, dDerfelben Strenge zu 
mildern gefucdht, bis Wir durch eine ernftliche und reife Unterſu— 
hung, und mit Hilfe der Erfahrung und Berfuche folher neuer Ans 
prdnungen in Stand gefegt wurden, befagte Gefeggebung gänzlich 
zu verbejlern. " 

Zur größten Zufriedenheit Unſers väterlihen Herzens, haben 
Wir endlich erkannt, daf die Milderung der Strafen, ver 
bunden mit der genaueften Wachfamkeit, fträflihen Handlungen zu: 
vorzufommen, der befchleunigte Gang der Prozeſſe, die Schnellig- 
keit, und fichere Bollftredung der Strafe an wahren Berbrechern, 
ftatt die Berbrechen zu vervielfältigen, die gemeinften merklich ver: 
mindert, die fchwereren aber faft unerhört sen hat; daher haben 
Wir Uns entfchloffen, nicht länger die Berbefferung der Griminalge: . 
fege zu verfchieben, womit die Todesftrafe, ald nicht zu dem Ent: 
swede, den fich die Gefellfchaft bei Beitrafung der Schuldigen vor- 

ejegt hatte, nothwendig, für immer abgefchafit, der Gebrauch der 

ortur gänzlich eingeftellt, Die Einziehung der Güter der 
Berbreder, die nur zum Schaden ihrer unfchuldigen Familien, 
die nicht mit in das Vergehen verflochten waren, fo, wie die Ber: 
vielfältigung jener uneigentlich fogenannten Verbrechen verlegter Ma: 
ieftät, die in verderdten Zeiten durch ausgefonnene Granfamteit er: 
funden worden, aus diefem Gefeßbuche verbannet, hingegen den 
Verbrechen angemeffene, aber in den beftimmten Fällen unvermeid: 

‚x liche, Strafen feftaefeßt worden,“ | 


Aufbebung der öffentliden Züchtigung mit Schlä— 
gen, ber Brandmarfung und Anfhmiedung der 
Verbreder. 


390. Hofdecret vom 7. Mai 1790, an fümmtlihe Ap- 

pellations:Gerichte in Folge höchfter Entfchließung über Vor— 

trag der Hofcommiffion in Gefegfachen vom 24. April 1790, 
N. 21.0.3. G. ©. 


Erftens. Die in den Criminal und politifhen Strafgeſetzen 
angeordnete öffentlihe Züchtigung mit Schlägen foll von nun an ab: 
geftellt fein, und daher weder in Eünftigen Urtheilen mehr darauf 
erkannt, noc in ben bereits auf ſolche Art abgeurtheilten Fällen ber 
weitere Vollzug öffentlich geftattet werben; doch werde dadurch der 
Kraft der ergangenenlirtheile in der Strafe felbft nichts benommen, 
indem die Züchtigung ihren Fortgang, doch nur in dem Straforte, 
zu nehmen babe; und fo fei auch für das Künftige den Richtern 
nicht benommen, die Strafurtheile na Umftänden mit folden in— 
ner des Strafhaufes *) zu vollziehenden Zujägen zu verfchärfen. 

Zweitend Von nun an fol aud die Brandmarkung der 
Verbrecher für alle möglihe Falle aufhören, und volllommen ab- 
geftellet fein. 

Drittens. Die Anfhmiedung der Miffethäter au in ſchwe— 
reften Verbrechen foll von nun an abgefhafft, die Gefängniſſe luftig, 
(icht und gefund fein **). Zwar Eönnten die fchwereften Verbrecher, 
oder diejenigen, die ſich während ihrer Gefangenſchaft unbandig be— 
tragen, oder durd die Flucht zu entkommen ſuchen, mit Eifen und 
Banden beleget, allenfalld auch angehangen werden ***), doch hat 
diefes immer auf eine folhe Art zu geſchehen, daß fie fi frei bewe- 
gen, und im Kerker herumgehen Eönnen. 

Viertens. Alle Gefangenen, aud jene wegen der ſchwere⸗ 
ften Verbrechen, find zur Befchäftigung und Arbeit anzubalten F) und 
die Woche dreimal mit warmer Speife zu erquiden, auch nicht mit 


*) Siehe den Schluffaß des $. 20 des gegenwärtigen St. G. B. ü. V. 
rücfichtlih des Bollzuges der Züchtigung mit Streihen innerhalb 
der Mauern des Strafortes, und die dortige Anmerkung, beziehungs: 
weife den Schlußfaß des $. 508. 


**) Vergleiche den $. 308 diefes St. G. J. Thl. rüdfichtlich der innern 
———— des Gefängniſſes zur möglichſten Schonung des Be: 
uldigten. 


+), Vergleiche den $. 310 diefes St. G. I. Thl. hinfihtlih der Anhal⸗ 
tung der Berhafteten in Eifen wegen fhweren Verbrechens oder we: 
gen Verſuches der Entweihung. 


+) Vergleiche den $. 16 diefes St. ©, I. Thl, wegen Anhaltung des 
Straͤflings zur Arbeit. 
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mehr Stockſtreichen zu belegen, als das erfloſſene Urtheil vorſchreibt, 
oder die böſe Aufführung während der Strafzeit fordert. 


Aufbebung der Schiffszugftrafe 


a1. Hofdecret vom 19. Juli 1790, an füänmtlidye 
gänderftellen, 
' Ä Mol. G. S., 1. Bd, ©. 7%.) 


Seine Majeftät haben beſchloſſen, daß die Schiffszugftrafe voll: 
kommen aufgehoben, und die Strafeinrichtung mittelft eigener Straf: 
baufer eingeleitet werden foll. 


Schonung der jüdifhen und chriſtlichen &träflinge 
an ihren Feiertagen mit der öffentliden Arbeit. 


383. Hofdecret vom 3. Auguft 1790 an fämmtlidhe 
Appellations-» Gerichte, in Folge höchſter Entfchließung 
über den nad) Einvernehmen mit der oberften Juſtizſtelle und der 
Hofcommiffion in Gefegfadhen, von den vereinten politifchen Hof: 
ftellen erftatteten Vortrag vom 1. Juli v. $. N. 480. J. G. ©. 


ad a) Die zur öffentlichen Arbeit verurtheilten jüdifhen Arre— 
ftanten follen an ihrem Sabbath und übrigen jüdifhen Feiertagen von 
diefer Arbeit frei bleiben. 


3. Hofdecret vom 30. Detober 1790, an gefammte 
Länderftellen, mit Ausnahme des in. 6. Guberniums, 
der Regierung ob der Enns und der Gubernien von 
Galizien, Böhmen und Mähren. 

(Polit. G. S., 1. Bd, ©. 122.) 


Seine Majeftät haben die wegen Behandlung der jüdifchen Arre- 
ſtanten in Rückſicht auf Arbeit und Koft unter dem 28. Julius d. 9. 
erlaffene Verordnung (Siehe das vorftehende Hfd. v. 3. Auguft 1790 
N.48 d. I. G. S.) in Anfehung der Arbeit dahin zu erklären für 
nötbig erachtet: daß zwar die Juden an ihrem Sabbathe und ande: 
ren Feiertagen, fo wie die Ehriften an den ihrigen, mit der öffentli- 
chen Arbeit verfchont, dagegen fowohl am Sonntage und den cprift: 
lichen Feiertagen, an welden feine öffentliche Strafarbeit Plag greift, 
ald am Sabbathe und andern jüdifchen Feiertagen, zu den angemeſ— 
fenen Hausarbeiten allerdings angehalten werden follen *). 


) Siehe rüdfihtlih der Schonung der Juden und Ghriften an ihren 
Feiertagen mit der öffentlihen Arbeit das Hofdecret vom 1. Mai 
1813, N. 1042 d. 3. G. S. beim $. 18 (103.) 


BL. — 35. „rin ACH Al 


Berbefferung der Verpflegung, und der Rager: 
ſtätte der Sträflinge. | p 


24. Hofdecret vom 27. September 1790, an geſamm— 
te Lünderftellen. 


(Polit. ®. S., 1. Bd., S. 99.) 


Seine Majeftät haben zu befchließen geruhes: daß zur beffern 
Verpflegung der Sträflinge allen täglich warme Speiſen gereicht, 
auch die hölzernen Pritſchen mit Strohfäden und Kotzen verfehen 
werden follen *). + | 


93. Hofdecret der politifhen Hofftelle vom 16. No: 
vember 1790 an gefammte Länderftellen, und ber 
oberften Juftizftelle vom 8. November 1790 an 
fämmtlidhe Appellationsgerichte. 


(Polit. ©. S. 1. Bd. ©, 137 u. f.) 


Mit Beziehung auf die wegen befferer Verpflegung der Straf: 
linge unter dem 27. September eröffnete höchſte Entfchließung, 
(fiehe das vorftehende Hofdecret v. 27. September 1790) wird bier: 
mit eröffnet: Seine Majeftät hätten ferners zu befehlen geruber, 
daß auch den wegen ſchweren Verbrechen zu einer firengen Strafe 
verurtheilten Sträflingen täglich eine warme Suppe und nebft diefer 
auch dreimal die Woche eine warme Speiſe von Hülſenfrüchten ge 
reicht werden foll, jedoch fo, daß zwifchen diefen und den minderen 
Sträflingen, und den Sträflingen des Zuchthaufes, auch bei dieſer 
Atzung noch immer ein verhältnißmäßiger Unterfchied beobacdhter wer: 
de. Übrigens verfteht es ſich von felbft, daß dem Richter doch immer 
frei ftehe, nah Beſchaffenheit der Umftände eine Verfchärfung der 
Strafe mit wochentlich zu beftimmten Malen zu baltendem Karten 
bei Suppe, Brot und Waffer, im Urtheile zu beftimmen *). 





) Vergleihe rüdfihtlih der Verpfleaung der Sträflinge die sy. 412 
und 13, und Hinfichklich der Lägeritätte den $.13 des gegenwärtigen 
St. G. B. ü. V. 
*) Vergleiche rückſichtlich der —J6 Kerkerſtrafe durch Faſten 
den $. 21 des gegenwärtigen St. G. B. 


42 Kundmachungs⸗Patent, 9. Abſatz. 
Verbeſſerung des Gefängnißweſen. 


36. Hofdecret vom 10. November 1791, an alle Ap— 

pellationsgerichte, zu Folge höchſten Handbillets vom 10. 

October und Vortrages der oberften Juftigftele vom 28. Octo— 
ber n. J., N. 218, 0.3. ©. ©. 


Zur Abhilfe der bei fo manden Criminal: Gerichten in Be: 
bandlung der, ſowohl in der Unterfuhung, als in der Strafe be: 
findlihen Gefangenen wahrgenommenen Gebrecdhen, und in der Ge: 
finnung, die dießfalls fchon beftehenden Verordnungen genau be: 
folgt zu wiffen, aud überhaupt die Behandlung in den Arreften, 
fo viel möglich ift, menſchlicher zu machen, wird befohlen: Es 
follen 

Erftens: ſämmtliche Appellations-Gerichte fih unverzüglich 
mit den Landesgubernien dahin in das Einvernehmen fegen, daß 
in jedem Kreiſe bei den Magiftraten und Qandgerichten, denen die 
Griminal» Gerichtsbarkeit eingeräumt ift, durd das Kreisamt der 
Augenfhein der vorhandenen Sefängniffe eingenommen, eine genaue 
Befchreibung darüber abgefaflet, dabei infonderheit, ob fie den in 
den $$. 60 und 61 der allgemeinen (Sofefinifhen) Criminal: 
Gerichtsordnung *) vorgefchriebenen Erforderniffen an Raum, nö: 
tbiger Abfonderung, Trockenheit, Reinlichkeit, Luft und Licht ent« 
fprehen, erhoben, wo fie mangelhaft befunden werden, einverftänd- 
ih mit dem Magiftrate oder Qandgerichte ein zwecmäßiger Plan 
und Überſchlag aufgenommen, und darüber, wie audy über die Bes 
ftreitung der bei den Städten allenfalls dazu nöthigen Koften das 
Gutachten erftattet werde; welches fodann unter gemeinjdaftlicher 
Beratbfhlagung des Appellationg = Gerichtes und Guberniums, und 
jwar, fo wie von jedem Kreife der Bericht einlanget, ohne eben 
die Bearbeitung über ein ganzes Land abzuwarten, einbegleitet 
werben foll. | 

Zweitens. Iſt den ſämmtlichen untergeordneten Criminal: 
Gerichten, jedod ohne Einleitung einer öffentlihen Kundmachung, 
die Weifung zu geben, daß alle in der Strafe befindlihen Zücht- 
linge, um fo mehr alfo auch alle Inquifiten, für die Zukunft 
nicht mehr auf bloßen Pritfchen liegen, fondern mit Strobfäden und 
Deden oder Kogen verfehen werden follen, einem vermöglichen In: 
quifiten aber auch, bis zur VWerurtheilung, fich feines eigenen Bet: 
tes in dem Verhafte zu bedienen, geftattet fein möge **). 


*) Vergleiche die $$. 307 bid 309 des gegenwärtigen St. G. B. ü. V. 
rücfichtlih der Vorfchriften, über die Abfonderung der Verhafteten, 
über die innere Befchaffenheit des Gefänguiffes zur möglichften Scho— 
nung des Verhafteten, und zur nothwendigen Borjicht gegen die 
Entweichung desfelben. 

*) Bergleihe den $. 316 a. a. D. hinfichtlich der Lagerftätte der Ber: 
hafteten. 


6. 33 


. Drittens: Da bei verfhiebenen Criminal» Gerichten noch 
einige fogenannte Brecheln, deren Gebrauch doch durd die befte: 
benden Geſetze nicht geftattet ift, vorhanden find, fo follen diefe 
bei oben ohnedieß anbefohlener Beaugenfheinigung dort , wo fie 
angetroffen werden, fogleich abgefchaffet, und die Gerichte darüber 
zur Rede geftellet, überhaupt aber 

Viertens: Auf die Befolgung der wegen der Feßlung und 
Verpflegung der Verbafteten in den $$. 63 und 6& der (Joſefi⸗ 
nifhen) Criminal: Gerichtsordnung *) enthaltenen Vorfcriften , fo 
wie durchgehends auf die Erfüllung der beitehenden Geſetze, ge: 
naue Aufmerkfamkeit getragen , und daher von den Appellations- 
räthen, foweit ihnen die Befi chtigung der Kerker nad der gegen: 
wärtigen Verfaſſung zufteht, mir pflitmaßigem Eifer ic 
ſchet werben **). 


Milderung der Strenge der vorigen Öefege unter 
Franz IL 


Die Güte des Herzens, die Strenge der vorigen Geſetze zu 
mildern, die Neigung, der Gelindigfeit felbft dann Pla zu ge: 
ben, wenn Strafen zu verhängen,. die Rothwendigkeit gebietet, 
waren eine der fchönften ‘Berlen in der, Krone des Nachfolgers 
Leopold N. Die Milderung der Strenge diefer Geſetze zeigte 
fi fchon theilweife in den vor: Einführung des neuen Strafge: 
feßed ergangenen Berordnungen, und in Beziehung auf das 
Ganze diefes Strafgefegzweiges in dem in Wirkfamfeit getrete- 
nen neuen Strafgefege, ja ſelbſt, als diefes in Ausübung ge: 
bradht worden ift, ruhte diefer milde Geift weiland Kaiſer 
Franz I. nicht. 


1. Milderung der Strenge der Strafgeſetze vor@in 
führung des neuen Geſetzes über Verbrechen. 


Behandlung der anonimen Anzeige, 


. cHfd. v. 18. Mär; 1792, ” 4,0.5.@. ©. fammt der Anmerkung beim 
. 2311 9817.) 


—— 


*) Bergleiche den $. 310 a. a. O., rüdfichtlih der Art des Verhaftes 
ob der Verhaftete in oder ohne Eifen anzuhalten ſei; dann den h. 3142 
a. a. O., in Betreff der Geſtattung der mit der Vorſicht vereinbarlis 
chen Bequemlickeiten. 


) Siehe den $. 556 a. a. D. in Betreff der Unterfuchung des Zuftans 
des der. untergeordneten Sriminal-Gerichte. 


au Kundmahungs: Wirkt, 9. Abſatz. 


Befugniß des EriminalsDObergeridtes die Dauer 
und Gattung der Strafe zu ändern. 


22. Hofdecret vom 3. Auguft 1792, andas mähriſch— 

fhlefifhe Appellations» Gericht, über Einvernehmen 

der oberſten Juftigftelle, und der Hofcommiffion in Geſetzſachen, 
'N. 392.3. © ©. 


„Erſtens. Wo die (Zofefinifhe) Criminal = Gerichtsordnung 
die Überfendung der Criminalacten an das Criminal-Obergericht aus 
dem Grunde befiehlt, weil der Verbrecher einer Milderung der ge: 
feßmäßigen Strafe würdig geachtet wird, da darf das Criminal-Ober: 
gericht im Begnadigungsfalle nicht nur die Dauer, fondern auch die 
Gattung der Strafe ändern *). 


Berfbhiebung der Züchtigung der Weibsperfonen 
mit Ruthen bis nad vollendeter Reinigung. 


38. Hofdecret vom 4. Februar 1803, an das böhmi: 
he Appellations- Gericht, über deffen Anfragsbericht 
vom 13. Jänner n. J., N. 591 d. J. G. S. 


Weibsperſonen Eönnen weder im Criminal⸗Unterſuchungs⸗Gefäng ⸗ 
niſſe, noch im Criminal-Strafarreſte, während ihrer monatlichen 
Reinigung mit Ruthen gezüchtiget werden, und iſt die Vollziehung 
einer Disciplinar- oder urtheilsmäßigen derlei Züchtigung bis nach 
vollendeter Reinigung zu verſchieben. 


U. Milderung der Strenge der Strafgeſetze in dem 
in Wirkſamkeit getretenen neuen Ötrafgefeße über 
Verbrechen. A 


Diefe Milderung der Strenge der vorigen d. i. der Joſe— 
finifhen Strafgefeßgebung durch das gegenwärtige Strafgefeb- 
buch über Verbrechen geht aus einer Vergleihung jener mit die- 
fer am deutlichften hervor; der Kürze wegen werden hier die be- 
betreffenden ‘Baragrafe dieſer beiden Geſetzbücher herausge- 
hoben **). 


*) Vergleiche den $. 176 der Tofefinifhen Griminal= Gerichtsordnung 
und den $. 441 des gegenwärtigen St. ©. ü. V. rückſichtlich des 
Milderungsrechtes des Obergerichtes. 

"+ Nücfichtlich der fhonenden Behandlung der eines Berbrechens be: 
fhuldigten, fiche außer vielen andern, insbefondern die $$. 300, 
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Vergleiche den 
. 23 des Joſef. mit 6. 15 des gegenwärt. St. G. B. L.xH. 
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8 368, 307, 308, 310 im Schlußfate, -912,:314, 319, 328 und 
— Er ae 


46 Kundmahungs: Patent, 9. Abſatz. 


II. Milderung der Strafgefebe nah dem in Aus 
übung gebrachten neuen Strafgefege. 


Zahlreich find die Nachtragsgefege und Verordnungen, in 
welchen entweder die Strenge des neuen Strafgeſetzes gemildert 
wird, oder welche ohne Rüdficht auf diefe Strenge an. und für 
ſich ſchon als milde Vorfchriften erfcheinen. Beifpielsweife werden 
bier einige beziehungsweife bemerkt. J 


Befugniß des Criminal-Untergerichtes die Kerker— 

ſtrafe in gewiſſen Fällen auch unter ſechs Monate 

berabzuſetzen, ohne Vorlage des Urtheiles an das 
Obergericht. 


(Hfd. v. 31. März 1804, N. 661 d. J· G. ©. beim $.48 SED, Ihfd 
v. 5. Dctober 1804 beim $. 43 BDO. und Hfd. v. 27. Juli 1805, 
N. 741 d. 3. G. ©. beim $. 49 39%.) 


Berüdfihtigung des Krankheitszuftandes der Xn- 
auifiten und Sträflinge im Falle der Züchtigung 
mit Streichen. 


(Hfd. v. 19. Juli 1811, N. 951 d. J. G. ©. beim 9.20 112.) 


Subftituirung der Rutbenftreihe anftatt der Stock 

flreiche, im Salie diefe wegen Eörperlider Befhaf- 

fenheit des zu Beftrafenden nicht angewendet wer- 
den Eönnen. i 


(Sf. v. 28. Auguft 1812, N. 1003 d. 9. G. ©. beim $.20 114.) 


Vorforge, dem Sträflinge während der Krank; 
beit die ganze Strenge der Strafe nit fühlen _ 
' | zu laſſen. 


(Hfd. v. 16. Febr. 1816, N. 1811 d. 3. G. ©. beim ’$. 4199 1399.) 
Schonung der chriſtlichen und jüdifhen Sträflinge 
anibren Feiertagen mit öffentlider Arbeit. * 
(Oſd. v. 1. Mai 1813, N. 1042 d. J. G. ©. beim $. 18 103.) 
Oeftattung einzelner Abweihungen von der im Ur: 


theile ausgefprode ne Strafe der öffentlichen 
Arbeit. 


(Hfd. v. 6. Febr. 1899, N. 2381 d, J. G. S. 5.18 10%.) 


8. 47 


Befugniß des Criminal-Untergerichtes zum Antra:- 
ge einer Strafmilderung unter fünf Jahren bei 
der gefeßlihen Strafe von 5 bis 10 Jahren mit 
Vorlage des Urtheiles an bas Obergericht. 


(Hfd. v. 25. November 1815, N. 1191d. 3. ©. ©. beim $. 47 BY.) 


Beffere Behandlung der Inquifiten und Sträflin 
ge rukfihtlih der Verpflegung, der Lagerftätte. 
und des Überverdienftes der leßteren. 


(Hfd. v. 7. Dec. 1815, N. 1198 d, J. G. ©. beim $. 12 88.) 


Beffere Behandlung der verhafteten Dürftigen 
Anquifiten in Betreff der Verpflegung und Lager— 
ftat 


(Hfd. v. 31. Jänner 1821, N. 1734 d, 3. G. ©. beim. 31H A187.) 


Verpflegungsbetrag mittellofer Inquiſiten, für 
die Daueribres Aufenthaltes im Orte des Criminal— 
Gerichtes. 


(Gfd. v. 16. April 1831, N. 2011 d. J. G. ©. beim 6. 378 1319.) 


Recht der Inquifiten auf den Genuß ber freien 
Luft auf ein ober zwei Stunden, 


(Hfd. v. 7. März 1823, N, 1928 d. 3. ©, ©, beim $. 308 LARA.) 


Aufbebung der Galeerenſtrafe. 
(A. h. Entſchließung v. 12. April 1819 beim $.18 109.) 


Art und Weife der f[honenden Behandlung des zu 
| Brandmarkfenden. 


(Sf. v. 21. Juli 1880, N, 1678 d. 3. G. ©, beim $. 156 1397.) 


Sqonende Feßlungsart der Sträflinge. 
(IHfd. v. 1. Auguft 1834 (8 1.) desiehungsweife Hftzd. v. 18. Zuli 
1834, 3. 14,868 beim $. 13.) it, 


Milderung der Strenge der Militär-Gefege über 
das Verbrechen der Ausſpähung und unbefugten 
Werbung. 


(HEd. v. 10, Detober 1881, N, 18089, J. G. S. beim 9. 60 301.) 


48 Kundmahungs: Pätent, 10. Abfae. 
10. Abfae. 


Der Schuldige fol Fein größeres Uebel leiden, 
als zur Hintanhaltung der Verbrechen angedrohet 
und vollzogen werden muß : und die Folgen der-Stra- 
fe follen fich fo wenig, als immer möglich iſt, auf die 
ſchuldloſen Angehörigen verbreiten. 


Dieſer Abſatz enthält folgende: Grundfaͤtze: 


I. Der Schuldige ſoll fein größeres Übel leiden, 
als zur Hintanhaltung der Berbreden angedro 
het und vollzogen werden muß *). 


Als Folgeſaͤtze dieſes Grundfages erſcheinen beifpielsweife fol- 
gende Anordnungen: 

1. Bei Verbrechen, worauf das Gefeg den Tod verhänget, 
findet feine Verfchärfung Statt. ($. 43 St. ©. B. ü. B.) 

2. Der Straffällige foll nicht ftrenger, als das Geſetz ver- 
Geil obganten werden. (88. 26, 424 und 429 a. a. O.) 

3. Weibsperfonen dürfen während ihrer monatlichen Reini- 
gung mit Ruthen nicht gezüchtiget werden, daher die Vollziehung 
der Zůchtigung bis nach — Reinigung zu verſchieben iſt. 

HP. v. &. Febr. 1803, N. 591 d. 3. ©. ©. beim 9. Abf. des Kdapat. 


4. Sa ein Straͤfling feine Strafjeit vollendet, fo kann von 
einer nachträglichen wegen Krankheit des Sträflings nicht — 
bar geweſenen Züchtigung keine Frage fein. 

(Hfd. v. 19. Zuli 1811) N. 951 d. J. ©. ©. beim 8. 20 21%.) 
SSiets iſt vorläufig ärztlich zır erheben, ob Ruthenſtreiche, 
im Falle diefe den Stodjchlägen, wenn foldye wegen Eörperlicher 
Beichaffenheit des zu Beftrafenden nicht angewendet werden Fön- 
nen, fubftitwirt werden, ohne Nachtheil ver Gefundheit des zu 
Zücdhtigenden angewendet werden formen. 


(HfP. v. 28. Auguft 1812, N. 1003 d. 3. ©. ©. beim $. 20 114.) 


‚diefem Grundfaße wird, wie oben beim 6. Abſatze dieſes Kdgp. 
(- Na 88 u.f,bemerft wurde, der Zweit der Eriminalftrafe ausgeſprochen. 


28. | | [N] 


6. Die im Strafhanfe beſtehende Kranlenanftalt hat dafür zu 
fosgen, dem Sträflinge während der Krankheit die ganze Sarenge 
der verhaͤngten Strafe nicht fühlen zu laſſen. 

(Gfd. v. 16. Febr. 1816, ©, 1811 d. I. ©. ©. beim $. 49 18909.) 

7. Diejenigen, welche fie Bramdmarkung vollziehen, mäfjen 
die hierzu erforderlichen Eigenſchaften befigen, um ven zu Brand: 
marfenden nicht härter zu RN: ald das Geſetz mit ſich 
bringt. | 
(Hfd. v. 21. Juli 1820, N. 1678 d. 3. G. ©. beim 8. 456 1897.) 

8. Die Feßlungsart ift fo —— daß die a ae 
vorzüglich die Knöchel nicht leiden. 

(Ihfd. v. 1. Auguft 2 81.) aa ae dw 8, Juli 
9 3. 14,868 beim 8.1 
OD. Die Folgen * Strafe ſobben ſich fo wenig ale 
möglich ’r auf die fhuldlefen Angehörigen ver: 
breitem 


Als Folgefäge diefes Grundſatzes erſcheinen —“ fol⸗ 
gende Anordriungen ? 

1. Die Einziehung der Güter ift gaͤnzlich abgefchafft, — den 
Gerichtshöſen die Macht eingeraääumet worden, die Strafart wir 
Rückſicht anf Die ſchuldlofe Familie des Vorbrechers abzundern. 
(11. Abſ. des Kogp. 8. 49 des St. ©. B. ü. V.). 

(Ofd. v. 27. Zuli 1805, N. 741d. J. ©. ©. beim $.19 BD.) 

2. Der Berluft ded Adels trifft nur den Verbrecher allein, 
folglich weder feine Chegattin, noch die vor dem Strafurtheile er- 
zeugten Kinder ($. 23 b) a. a. D.). 

3, Rüdfiht auf die ſchuldloſe Familie des Verbrechers und 
Entſtehung eines wichtigen Schadens in ihren Erwerbungsſtande 
durch die längere Strafvainer find Gründe, dieſe in Verbindung 
mit Faften oder Züchtiguig abzukürzen (49 aa. D0 . 

4. Der Erfag der Gerichtsfoften fan ans dem Bermögen 
des nicht ſchuldlos erklärten Unterfuchten nur in fo weit eingetrie- 
ben werden, als dadurch der Hauptſtamm feier Erwerbung nicht 
gefchmaͤlert, und er an Erfüllung der Pflichten nicht gehindert 
wird, die ihm (zur Leiftung einer Entfhädigung oder) zir Ernäh⸗ 


rung der Seinigen obliegen ($. 537 a. a. O.). 
Maucher's ſyſtem. Handbuch. 


50 Rundmahungss Patent, 10. u. 11. Abfaß. 


5. Berüdfihtigung des Vermögens des Verurtheilten. 


(Hfd. v. 7. Febr. 1817, N. 1313 d. J. ©. ©. beim $. 13. SB, 
Hfd. v. 10. October 1818, N. 1508 d. J. G. ©. beim$. 526 1559. 
Hfd.v.20. März 1819, N. 1550 d. J. G. S. a.a. O. 136%. Hfo. v. 23. 
März; 1832, N. 2554 d. J. G. S. a. a.O. IA IG. Hkzd. v.1. Jänner 1820, 
N. 1641d. J. ©. ©. beim $. 537 HABB. N. ö. App. Dec. v. 27. Juli 

1829, 3. 7718 beim $. 445 2340.) 

6. Die Kinder der verurtheilten Cbeziehungsweife verhafteten) 
Eltern find von Amtswegen zu verforgen. 

(H. Refol. v. 23. Fehr, 1786, N. 529 d. 5. ©. ©. beim $. 282 
1073. Hfd. v. 27. Nov. 1786 a. a. O. LOFA- Hfbſchd. v. 4. Dec. 
1791 a. a. O. 41075. Böhm. Bub. Vdg. v. 18. Juni 1802, 3. 20,120 
a. a. O. 41076. Note der Findelh. Verw. v.11. März 1815 a. a.D. 
107%. Böhm. Bub, Bdg. v. 19. Auguft 1885, 3. 24,393 a. a. D. 
1078. Hd. v. 23. Aug. 1827, a.a. DO. LOF9. N. ö. App. Vdg. 
v. 2. Nov. 1827, a.a. O2. 1O8SO. Hfd. v. 23. Jänner 1830, N. 2447 
d. J. G. ©. beim $. 23 LSO. Böhm. Sub. Vdg. v. 11. Det. 1831, 
3. 41,078 beim $. 282 HOS1L. N. 5. Reggs. Vdg. v. 13. Jänner 1834, 
3. 2198 fammt Note a. a. 2. 108%. 


7. Den Kindern verurtheilter Eltern bleibt der Genuß bes 
Erziehungsbeitrages auf die bewilligte Dauer unbenommen, weil 
dem Unfchuldigen fein Recht nicht gefränfet werden darf. 

(Hfd. v. 9. Juni 1815, N, 1155 d. 5. ©. ©. beim .23 177.) 


11. Abfae. 


Zu dem Ende ift auch die Verjährung der Ver— 
brechen und Strafen unter Bedingungen, welche die 
öffentliche Vorficht beruhigen können, wieder aufge: 
nommen, die Einziehung der Güter gänzlich abge: 
Ichafft, und den Gerichtshöfen die Macht eingeräumet 
worden, die Strafart mit Rüdficht auf die fchuldlofe 
Familie des Verbrechers abzuandern. 


Diefer Abfag enthält, wie aus deffen Anfangsworten „Zu 
dem Ende“ erhellet, folgende aus dem vorigen Abfage hervor: 
gehende Grundſaͤtze: 


28. | si. 


1. Die, Berjährung der Verbrechen und Stra: 
fen ift unter Bedingungen, welche, die öffentlide 
Vorſicht beruhigen können, wieder BIGFOUMEN 

worden *), 


II. Die Einziehung der Güter if gänzlich ab- 
gefhafft worden *). 

Als Folgefäpe dieſes Srundſades erſcheinen beiſpielsweiſe fol⸗ 
gende Anordnungen: 

1. Ein zum ſchweren Kerker verurtheilter Straͤfling darf ſich 
unter den gehörigen Vorſichten mit hoher und höchſter Bewilligung 
mit feinem gerichtlich aufgeftellten Curator (fiehe $. 279 des a. b. 
G. 3.) unterreden. 

(Hd. v. 26. Febr. 1818, N. 1413 d. 3. G. S. beim $. 13 se.) 

2. Bei Verlaffenfchaften der Sträflinge haben die ſonſt ge: 
feglichen Vorfchriften für die Abhandlungspflege einzutreten. 


(Hfd. v.7. Febr. 1817, N. 23130. 3. G. ©. beim $.13 SD. und Hfd. v. 3. 
Septemb, 1830, N. 24780. J. G. S. a. a. O. 


ID. Den Gerichtshöfen ift die Madt einge 
räumet worden, die Strafart mit Rüdfiht auf die. 


fhuldlofe Familie des Verbrechers abzuändern. 
(Bergl. den $. 49 und die dort angeführten Novellen.) 


12. Abfae. 


Bey der Anordnung des Criminal-Verfah— 
rend war Unſer Zweck, daß der Schuldige ſchnell ent- 
decket, und zur Strafe gezogen, der Schuldloſe von 
dem ihn drückenden Verdachte frey geſprochen, der 
verdächtige und gefährliche Bürger aber unter Auf- 
ficht gehalten werde. 


Diefer Abfag enthält folgende Grundſätze: 


) Nach dem FJofefiniſchen allgemeinen Geſetze über Verbrechen und der— 
ſelben Beſtrafung ($. 183) fand die Verjährung der Verbrechen und 
Strafen nie Statt, wohl aber nach der demſelben vorausgegangenen 
en peinlihen Gerichts-Ordnung (Sechzehnter Ar 
tike 

*) Nah dem Joſefiniſchen allgemeinen Geſetze über Verbrechen und ders 
felben Beftrafung war noch auf die Verbrechen der beleidigten Ma— 
jeftät, des Landesverrathes, und des Aufruͤhrs oder Tumults die 
Einziehung der Güter, verhänget ($$,,42, 46 und 2* — 


5, Kundmachung! : Patent ‚12. Abſatz. 


I. Dei Schuldige foll ſchnell entdedet, und zur 

— Strafe gezogen werden. 

Als Folgefäge dieſes Grundſatzes erſcheinen: 

1. Die zur Criminal⸗Gerichtsbarkeit gehörigen Amtshandlun- 
gen find vorzüglich zu befchleuinigen; daher haben auch alle andern 
Dbrigfeiten den Erimindl-Gericdyten anf ihr Erfuchen ungeſäumt 
Beiftand zu leiften ($$. 215, 345 und 540 St. ©. Baü. Bi). 

2. Sollte fich zeigen, daß ein Verbrecher aus Saumfeligfeit 
eines Griminal-Gerichtes dem rechtlichen Berfahren entgangen ift, 
fo ift eim folches Gericht nebft dem Erfage aller dadurch veranlaß- 
ten Koſten noch insbefondere zu beftrafen ($: 222 a. a. O.) 

3. Dem Öbergerichte ift die Macht eingeräumet, in:befonde: 
ren Zahlen die Verhandlung, anftatt des ordentlichen Eriminal- 
Gerichtes,, einem andern aufzutragen, wenn nady dem Zuſam— 
menhange der Sache, die Befchleunigung und Zuverläffigfeit des 
Verfahrens es erfordern ($. 224 a. a. D.) _ 

4. Alte Obrigfeiten und Amter haben alle Verbrechen alfo- 
gleih dem Criminalgerichte anzuzeigen, in defien Bezirke fie ſich 
befinden ($. 228 a, d. O.). — 

5. Das Ctiminalgericht hat ohne Verſchub die eigentliche 
Beſchaffenheit der That eines in feinem Bezirke verübten oder 
ſelbſt entdeckten Verbrechens zu erheben ($. 232 a. a. D.). 

6. In dringenden Fällen hat die Obrigkeit des Ortes, wo 
das Verbrechen, oder die Anzeige gefchehen, und wenn mehrere 
Obrigfeiten find‘; diejenige, welche über Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit zu wachen hat, alles, was zur unverzuͤglichen Erfor⸗ 
chung gehört, vorzufehren, ımd die ganze Verhandlung dem Eriz 
minal-Gerichte zu übergeben ($. 236 a. a. D.): 

7. Wo die Entlegenheit des Criminal» Gerichted den abzu- 
hörenden Zeugen der Beförderung des Gefchäftes hinderlich wär 
re, hat dasfelbe die politifhe Obrigkeit um die Erforfhung der 
ihm angedeuteten Anzeigungen anzugehen (8. 275 d. a. O.). 

8. Da zur Erhaltung der allgemeinen Sicherheit an fchleuni- 
ger Entdeckung der Verbrecher alles gelegen ift, haben die politi- 
fchen Behörden zu diefem Zwecke mitzuwirken, und jede Anzeigung 
zur Entdedung eines Verbrechers fogleid; dem Criminal» Gerichte 
mitzutheilen ($. 276 a. a. D.). 

9. Die politifche Obrigkeit hat den Befchuldigten fogleich dem 
Eriminal-Gerichte zu überliefern ($. 283 a, a. D.). 


28. 53 

10. Der Berhaftete ift ohne allen Auffchub ſummariſch abzu- 
hören ($. 287 St. G. B. ü. V.). 

11. Iſt der Verhaftete geſtaͤndig, fo ſoll die Ausſage, ohne 
das Verhör mehr zu unterbrechen, ſo aufgenommen werden, daß 
fie die umftändliche Erzählung von dem Anlafje, Entfchluffe der 
Unternehmung und Volldringung enthalte ($. 294 a. a. D.). 

. 12. In gewiffen Fällen hat das Eriminal-Gericht nad) dem 
jummarifchen Verhöre fogleid die Anzeige an das Obergericht, 
beziehungsweife an die Landesftelle zu machen ($$. 304 und 305 
a, a. D.). 

13. So weit e8 die Erreichung des Zwedes jeder Unterfu- 
dung zuläßt ($$. 334 und 338), hat das Criminal; Gericht über: 
haupt, vorzüglidy aber in den vom Gefege beftimmten Fällen: die 
Unterfuhung zu befördern (8. 339 —344 a. a. D.). 

14. Was der Beichuldigte in dem Summarverhöre für oder 
wider fi angegeben hat, muß, in fo fern es auf ein Verbrechen 
Beziehung hat, und nicht ſchon eher erhoben ift, ungefäumet in 
das Klare gefeget werden ($. 348 a. a. D.). 

15. Hat der Beſchuldigte fhon in dem Summarverhöre das 
Verbrechen umftändlih in vollfommener Ubereinftimmung mit der 
eingeholten Erfundigung eingeftanden, fo fol das Geſchäft durch 
unnüge Wiederholung des Verhörs nicht verlängert, fondern das 
Verfahren gefchloffen werden ($. 349 a, a. D.), 

16. Die Urfachen, wegen welcher das Verhör fpäter vorge⸗ 
nommen, oder länger unterbrochen worden wäre, follen jedesmal 
‚in dem Brotocolle getreu aufgeführet werden ($. 355 a. a. O.). 

17. Zur Berathſchlagung und Schoͤpfung des Urtheiles muß 
mit moͤglichſter Beſchleunigung geſchritten werden ($$. 421 und 
437 a. a. D.). 

18. Das Obergericht hat die die Verzögerung betreffenden 
Gebrechen allegeit durch eine bejondere Ausfertigung zu rügen 
($. 439 a. a. D.). 

19. Das Urtheil, das feiner höheren Entſcheidung unter⸗ 
liegt, iſt mit Ruͤckſicht auf die im Geſetze ($$. 445 und 446) enthal⸗ 
tenen Ausnahmen ungefäumet Fund zu machen, und zu vollziehen 
($. 445 a. a. O.). 

20. Der Bertreter des Verurtheilten ift ſchuldig, die Recurs⸗ 
ſchrift binnen acht Tagen bei —— und Strafe # übers 
Fran, ($. 465 9. 9. D.). 


il 


34 Kundmachungs-Patent, 12. Abſatz. 


21. Das Criminal-Gericht hat den Recurs ſogleich, als die 
Schrift überreichet worden, oder nach verlaufener Friſt die proto— 
collirte Anmeldung des Recurſes, nebſt den Acten dem Oberge— 
richte zu überreichen (F. 466 St. G. B. ü. V.). 

22. Steckbriefe ſind gegen den flüchtigen Thäter ſogleich 
auszuſenden ($$. 485 und 486), und ſogleich allen zur öffentli— 
hen Wachſamkeit beftellten Beamten und Borftehern der Ge— 
meinden befaunt zu machen ($. 488 a. a. D.). 

23. Bei dem Standrechte wird das Verbrechen auf das 
Kürzefte unterfucht, der Schuldige fogleich verurtheilet, und die 
Strafe auf der Stelle vollzogen ($. 500 a. a. D.). 


1. Der Schuldlofe foll von dem ihn drüdenden 
Verdachte frei gefprohen werden. 


Bolgefäge dieſes Grundſatzes find: 

1. Wenn gegen Jemanden der Verdacht eined Verbrechens 
gefaßt, und der Erforfchung der wider ihn entftandenen Anzei- 
gungen nachgegangen, dabei aber der Ungrund des Verdachtes ent- 
decket worden wäre, foll fogleich von weiterer Unterfuchung ges 
gen ihn abgelaffen werden ($. 273 St. ©. B. ü. V.). 

2. Wenn fcheinbare Anzeigen gegen Jemanden eine Erfor: 
ſchung veranlaſſet, bei dieſer aber ſich nicht beſtätiget haben; ſo 
ſoll demſelben auf ſein Verlangen, zu ſeiner Beruhigung und 
Rechtfertigung hierüber ein Amtszeugniß ausgefertiget werden 
($$. 279 und 280 a. a. O.). 

3. Der BVerhaftete ift, wenn er die Urſache feiner Anhal- 
tung nicht zu wiffen angibt, in die Kenntniß der Beſchuldigung 
zu feßen ($$. 292 und 337 a. a. D.). 

4. Der Beichuldigte hat während des ganzen Verfahrens 
das unbefhränfte Recht, alled an die Hand zu geben, was er 
immer zu feiner Bertheidigung dienlich erachtet ($. 337 a. a. D.). 

5. Hat der Befchuldigte fhon in dem Summarverhöre feine 
Sculdlofigfeit ausgewiefen, und ſtimmt feine Ausweifung mit 
der eingeholten Erfundigung vollfommen überein, fo foll das 
Verfahren gefchloffen, und der Schuldlofe gegen Angelobung , 
daß er bis zum Urtheile fi von feinem Wohnorte nicht weg: 
begeben wolle, auf freien Fuß gefeget werden ($. 349 a. a. D.). 

6. Die befonderen Fragen müflen aud dahin gerichtet 
fein, alles zu erforfchen, was des Befragten Rechtfertigung und 


Schuldlofigfeit in das Lichte fehen, und bemeifen kann ($. 353 h) 
St. G. B. ü. B.). 

7. Das Verhör ſoll dann nicht ausgeſetet werden, wann der 
Befragte in zufammenhängender Ausweifung- feiner Schuldlofig- 
feit begriffen ift ($. 355 a. a. O.). 

8 Nach dem gefchloffenen Verhöre ift dem Verhörten zu be— 
deuten, daß er drei Tage übrig habe, um zu überdenken, was er 
etwa nod) zu feiner Rechtfertigung, und zu feinem Schuße ange: 
ben könne ($. 372 a. a. D.). 

9. Die Schuldlofigfeit des Verhafteten ift für rechtlich erwie- 
fen zu halten, wann die wider ihn vorgefommenen Anzeigungen 
vollfommen entfräftet find ($. 397 a. a. D.). 

10. Jeder, der feine Stimme zu geben bat, fol bebenfen, 
daß fein Schuldlofer leiden foll ($. 424 a. a. O.). 

11. Ift der Befchuldigte von den Anzeigungen ganz gereini- 
get, und feine Schuldlofigfeit offenbar, fo hat das Urtheil dahin 
zu lauten: daß er von dem ihm Schuld gegebenen Verbrechen los— 
gefprodhen, und ſchuldlos erfannt werde ($. 427 a. a. D.). 

12. Dem ſchuldlos Erfannten fol das Urtheil fo gefchwind 
als möglich befannt gemacht, derſelbe auf der Stelle in Freiheit 
gefeget, und ihm eine Abfchrift des Urtheiles eingehändiget wer- 
den ($. 448 a. a. D.). 

13. Gegen Urtheile des Obergerichtes, wodurch das auf 
gänzlihe Losſprechung gefchöpfte Urtheil des Criminalgerichtes 
bloß auf die Aufhebung der Unterfuchung abgeändert wird, findet 
der Recurs ftatt ($. 462 b) a. a. D.). 

14. Der von einem Verbrechen Losgefprochene und ſchuldlos 
Erflärte kann diefes Verbrechens halber nur unter gewiſſen gefeß- 
lihen Bedingungen zur Verantwortung gezogen werden ($. 474 
a. a. O.). 


III. Der verdächtige und gefährliche Bürger folt 
unter Auffiht gehalten werden. 


Folgeſätze diefes Grundfages find : 

1. Dem Beihuldigten, defien Unterfuhung nur aus Abgang 
rechtlicher Beweife für aufgehoben erfläret wird, ift eine Abfchrift 
des Urtheiles zu behändigen, und eine nahdrüdlihe Ermahnung 
und Warnung zu geben, nad) welcher er entlaffen wird ($. 449 
St. G. B. uͤ. 8.) 
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2. Das Urtheil, wodurch die Unterfuhung aus Abgang 
rechtlicher Beweife für aufgehoben erfläret wird, muß nad ge- 
fshehener Ankündigung, ſammt der Beichreibung der Berfon, über 
welche dasſelbe ergangen ift, an das Kreisgmt in Abichrift einbe- 
gleitet werden, damit diefes von dem Befchuldigten Kenntniß er, 
halte ($. 454 St. ©. B. ü. B.). 

3. Iſt Die nur aus Abgang rechtlicher Beweiſe erfolgende un⸗ 
bedingte Eintlaffung des Beichuldigten aus dem Gefaͤngniſſe für die 
öffentliche Sicherheit fehr bedenklich, fo find Die Umſtaͤnde ſammt 
Aeten dem Dbergerichte, von Diefem der oberften Juftisftelle, und 
von diefer der politifchen Hofitelle vorzulegen, Damit won derſelben 
die zweckmäßigen politifchen Vorkehrungen getroffen werden ($. 455 
a. a. D.). 


13. Abſantzz. 


Wir haben daher den Gang der Unterſuchung 
vereinfachet, gerichtliche Handlungen, die ohne Ver⸗ 
zögerung nicht getrennet werden können, in der Macht 
des Criminal⸗ Gerichtes vereiniget, die Beweisarten, 
welche noch einem Bedenken unterliegen könnten, der 
firengeren Prüfung der Dbergerichte unterzogen, und 
den Sriminal - Gerichten fowohl, als den politifchen 
Behörden eine gemeinfchaftliche Sorgfalt in Beobach⸗ 
tung der verdächtig bleibenden Unterſuchten aufge 
Kragen. 


Diefer Abſatz senihält, wie die im Anfange flehende Partikel: 
„Daher“ deutlich zeiget, folgende aus dem vorigen Abſatze, wo 
von dem Zwecke bei der Anordnung des Criminal-Verfahrens die 
Rede ift, Hervorgehende Grundfäge: 


1. Der Gang der Unterfuhung wurde vereinfa- 

het, gerichtlihe Handlungen, die ohne Verzoͤge— 

zung nicht getrennet werden fönmen, wurden in 
der Macht des Eriminal-Gerichtes vereiniget. 


Gergl. 1. — 6. Hauptjtüd der Jofefinifhen allgemeinen Griminal: 
Gerichtsordnung nut’dem 2. — 5, und 7.—9. Hauptſtücke 2. Abſch. des ge: 
genmwärtigen Str. ©. ü. B.). gr 


De Er | 7° | Ä Er 
H. Die Beweifesarten, welde noch einem Beben, 
ben unterliegen fönnten, wurden ber firengeren 
Prüfung der Obergerichte unterzogen. 

(Beral. 8. 179 Der Joſefiniſchen allgemeinen Griminal: Gerichtännd- 
nung mit $$, 435 a) und 408 des gegenwärtigen St, ©. ü. B.). 
U. Den Eriminal-Geridhten fowohl, als den pa 
litifhen Behörden wurde eine gemeinihaftlicde 
Sorgfalt in Beobachtung der verdächtig bleiben 
— — den Unterſuchten aufgetragen. 
(Siehe den vorigen 12. Abſ. unter IH.) 


1 Ablak 


Das Strafgefek über die [hweren Polizey: 
Uebertretungen, wodurch den Verbrechen *) der 
Verführung zur Unfittlichkeit , oder folchen Schuld- 
bandlungen, die in ihren nächften Folgen eben fo 
ſchädliche ald vorſätzliche Vergehungen feyn können, 
vorgebeuget werden foll, erhielt in dem neuen Straf: 
gefeße zur genaueren und forgfältigeren Handhabung 
der allgemeinen Wohlfahrt einen vollftändigeren Um⸗ 
fang als das biöherige Strafgefeg fiber Die jogenann- 
ten politifhen Berbreden. 


Strafgefeg über die f. 9. politifhen Verbrechen. 


Diefes Strafgefeg ift in dem 2. Theile des Iofefinifchen allge- 
meinen Gefeßes über Verbrechen und derſelben Beſtrafung, wel: 
hervon politifhen Berbrechen und politifchen Stra: 
fen handelt, enthalten. | 

In dem Kundmachungs⸗Patente zu dieſem allgemeinen Geſetze 
heißt e8: „wiſchen criminals und. politifhen Ver— 
brechen foll eine anftändige Öränzlinie ausgezeich- 
net werben;“ «8 find in diefem 2. Theile die politiſchen Ber- 
brechen aufgenommen, und bie Unterfuchung und Beftrafung bei 


*) Aus der Vergleihung diefes Abfages des Kdgp. mit dem EV. Abfage 
der Einleitung ergibt fih, daß nach dem Worte: „Berbreden“ 
ein Beiftrich ftehen follte. (Siehe v. Egger kurze Erkl. d, St. ©, 
1.936 X.) Br 
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derfelben den politifhen Obrigkeiten zugewieſen 9. Kaifer Jo— 
fef II. war alfo der Erfte, der in diefem allgemeinen Geſetze eine 
zweckmäßige Abfonderung der eigentlichen Verbrechen von minder 
wichtigen andern ftrafbaren Handlungen, die nun als ſchwere Po— 
lizei »Übertretungen erklärt find, erfcheinen ließ. Daß jedoch die 
Trennung der eigentlichen Verbrechen von minder ftrafbaren Hand» 
lungen aud) den Gefegbüchern früherer Zeiten nicht ganz fremd ge- 
wefen ift, bezeuget die von Carl IE., Herzog von Steiermark, 
für diefe Provinz fundgemadhte Landgerihtsordnung vom 
Jahre 1574 (Siehe oben ©. 13, den Titel derfelben), in deren 
dritten Theile von Unzuchten in Gerichten, Raufhändeln, Bedro- 
hungen und dergleichen zum Griminalverfahren nicht gehörigen mit 
Geldftrafen verpönten Vergehen gehandelt wird. 


15. Abfae. 


Um aber das gerechte Verhältniß zwifchen einer 
beffernden Züchtigung und den Griminalftrafen 
genau zu beobachten, und den Abfcheu gegen Verbre- 
chen durch die VBermengung mit minder gefährlichen 
Schuldfällen auch bey denjenigen nicht zu ſchwächen, 
welch e die Größe einer Uebelthat nach dem Maße der 
durch das Geſetz verhängten Strafe zu beurtheilen ge- 
wohnt find, haben Wir zum Grundfage angenommen: 
daß die höchſte Dauer einer politifchen Strafe den un— 
terften Grad der gefeßlichen Griminalftrafe nicht über⸗ 
ſchreiten ſoll. 

Dieſer Abſatz enthält folgenden Grundſatz: 

Die höchſte Dauer einer politiſchen Strafe ſoll den 
unterſten Grad der geſetzlichen Criminalſtrafe 
nicht überſchreiten. 

Folgeſatz dieſes Grundſatzes iſt: 

Die kürzeſte Dauer der zeitlichen Kerkerſtrafe iſt von ſechs 
Monaten, die längfte Dauer des Arreſtes ift von ſechs Monaten. 

(Beral. den $. 15 des L, mit dem h. 14 des UI. Thls. des St. ©. B.) 


*) Siehe die Anmerkung beim 16, Abf. dieſes Kdgp. ° 


29. — 59 
Ausnahmevon diefer allgemeinen Regel. 


Die Eriminals-Untergerichte dürfen die Kerkerftrafe auch uns 
ter ſechs Monate herabfegen. 
(Bergleihe die $$. 48 und 49 und die dort befindlichen Novellen.) _: 


VBerbältniß der Strafe der [hweren Polizei-über: 
tretungen zu jener der bloßen Vergeben. 


39. Hoftanzlei- Decret vom 30. September 1806, 
an ſämmtliche Länderftellen, N. 7872.93. G. ©. 


Seine Majeftät haben in gerechtefter Erwägung des Mißverhält- 
niffes zwiſchen den in dem neuen Strafgefege auf ſchwere Polizei= Über: 
tretungen verhängten. gemäßigten Strafen und denjenigen, welde 
nach den bisherigen Verordnungen auf Vergeben derfelben Gattung, 
z. B. Trunkenheit, Betteln u. dgl., ob fie glei) noch durch Um— 
ſtände die Eigenſchaft von ſchweren Polizei- Übertretungen nicht erhal: 
ten haben, an ſich alfo geringere Übertretungen find, ftrenger ber 
flimmt waren; um alfo eine fo auffallende Nichtübereinſtimmung nicht 
länger beftehen zu laffen, den politifhen Behörden vorfehungsmeife, 
und bis über das Verhältniß der Strafen nad den Stufen der Liber: 
tretungen etwas Näheres beftimmt würde, fogleich dermalen vorzu: 
fhreiben gerubet: daß nemlich bei ÜÜbertretungen dieſer 
Art, diejenige Strafe für die größte anzunehmen 
fei, welde die geringfte iſt, wenn diefe Handlung in 
der Eigenfhaft einer ſchweren Polizei-Übertretung 
zu beftrafen wäre. 


16. Abfae. 


Sndeffen wollen Wir dennoch, daß auch Feine 
politifhe Strafe ohne ein ordentliches Verfahren 
verhänget werde. 


Diefer Abſatz enthält den Grundfag: 
Aud feine politifhe Strafe foll ohne ein ordent- 
lihes Verfahren verhänget werden ”). 


— — 


In dem Zofefinifchen allgemeinen Geſetze über Verbrechen uud der: 
felben Beftrafung war durch den 2. Theil desfelben, der von po- 
litifhen Berbrehen und politifhen Strafen handelt, 
das Berfahren bei politifchen Verbrechen nicht beftimmet; es fehlte 
jener Abfchnitt, welcher dasfelbe in dem gegenwärtig geltenden Straf: 
gefeßbuche enthält; es wurde daher nach jener Fnftruction vom 
12. Februar 1787 verfahren, welche für die politifhen Behörden 
über die Anftrengung einer Inquiſition, Aburtheilung und Straf: 
vollziehung wider einen eines politifchen Verbrechens Befchuldigten 
erlaffen, und in Folge Hofdecretes vom 5. März 1787 an 
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Die politifchen Behörden werben daher in Dem 
Berfahren über ſchwere Polizey-Uebertretun— 
gen, wie Die Rechtöbehörden bey Verbrechen, an eine 
vollftändige, genaue Vorfchrift gebunden, wodurch, 
ohne die nach Umſtänden möglichite Beförderung aus 
dem Gefichte zu verlieren, fich der Unterfuchte gegen 
jede Willkühr der Behandlung gefchüßet finden wird. 


Diefer Abſatz enthält, wie aus der Bartifel „Daher“ erhel- 
let, folgenden aus dem vorigen Abſatze hervorgehenden Grundſatz: 
Die politifhen Behörden werden in dem Ber: 
fahren an eine vollftändige, genaue Borfchrift 
gebunden, wodurd fich der Unterfuchte gegen jede 


Willkühr der Behandlung gefhüset finden wird. 
(Siehe den I. Abſchnitt des IL. Thl. des St. G. 8.) 


Befonderer Ausnabmsfall, inweldem ber Eriminal: 
Richter zugleih über eine fhwere Polizei: lÜbertre 
tung zu erkennen bat. 


(N. ö. Reggs. Circ. v. 22. Febr. 1828, 3. 9805 beim 9.29 BLZ.) 
18. Abfas. | 


Diefe find, die wejentlichiten Puncte, welche bey 
der u des Strafgefebes vor Augen zu Br 
ten ſind 


19. Abfas. 


Wir verordnen demnach, DaB gegenmwärtiges 
Strafgefeb vom erſten Januar 1804 an, in Unferen 


— — nn na 


ſämmtliche Appellations-Gerichte in Folge höchſter Reſo— 
lution über Vortrag der Eompilations⸗ Hofcommilfion vom 31. Jän 
ner 1787, N. 640 2.5. G. S. aud den Appellationg = Gerichten 
* deB Zufammenhanges mit dem Eriminal-Weſen mitgetheilt 


90. Bee 6 


gefammten. deutſchen Erbländern in Ausübung ges 
bracht, und von allen Behörden, welchen die Gerichts: 
barkeit tiber Verbrechen und ſchwere Polizey Ueber: 
fretungen zugemiefen ift, in dem Verfahren und der 
Seftranung zur alleinigen Borfehrift genommen wer: 
den foll ”). 


Diefer Abſatz enthält folgende zwei Hauptfäge, 
I. Das gegenwärtige Strafgefeg foll vom 1. Jän- 
ner 1804 an, in Unferen gefammten deutfchen . 
Erbländern in Ausübung gebracht werden. 
Ausnahme in Beziehung auf Ungarn. 
(N. ö. Apv. Dec. v. 28. Jänner 1820, 3. 10249 beim $. 32. BB.) 
Il. Dasfelbe foll von allen Behörden, welden die 
Gerihtsbarfeit über VBerbrehen und fhwere Bo, 
lizeisÜbertretungen zugewiefen if, indem Ber 
fahren und der Beftrafung zur alleinigen Bor 
fhrift genommen werden. 
(II. Abfchnitt des I, und U, Thl. des St. ©. 8.) 


Ausnahme in Beziehung auf das Militär. 


30. Decret dest f, Hofkriegsrathes an das k.k. n. ö. Ge 
neral-Militär - Bommando vom 7. December 1803; 


(9. Wagersbach's Handbuh 1. Bdo., ©. 21. u. ſ) 


Das herausgekommene neue Strafgeſetz, welches vom 1. Jän: 
ner des Eommenden Jahres für das Eivile in den deutfhen Erblanden 
zu gelten hat, wird allen General: Commanden, jedoch lediglich zur 
Wiffenfhaft, und mit dem ausdrücdlihen Beifage hinausgegeben, daß 
fi) das Militär in fo lange, bis der Militär » Zuftiz » Coder zu Stans 
de gebracht fein wird, noch immerfort nach der Therefiaria, und den 
fonftigen Mititär » Gefegen wie bisher zu benehmen habe, — — — 


*) Wegen Vermeidung des Ausdrudes „Erblande* ſiehe Hkzd. 9. 
12. März 1813, B. und Hfd. v. 22. Febr. 1822, N, 1845 d. 3. 
G, S. 4. 
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Anfangspunct der Wirkſamkeit des Strafgefesbu: 

bes in jenen Provinzen, wo der wegen ber Todes: 

ftrafe erlaffene Ruf bis Ende December 1803 nod 
nicht befannt gemadt war. 


(Hd. v. 20. December 1803 beim 8. Abf. des Kdg. Pat. 18.) 


Anfangspunct der Wirkfamfeit des Strafgefepbu 
bes in den neu erworbenen Provinzen. 


Brirentbal. 


B1.Hovfdecret vom 20. Julius 1816, an das Appella- 
tions- Gericht in Tirol und Vorarlberg. N. 1267 der 
3. &. ©. 


Seine Majeftat haben nach gefchebener Wereinigung des Zilfer: 
und Brirenthales, dann des Amtes Vils mit der Provinz Tirol zu 
verordnen gerubet: 

1. Das öfterreihifhe Gefeßbuh über Werbrechen und ſchwere 
Polizei» libertretungen nebſt dem öfterreichifhen MWucherpatente und 
die weftgalizifhe Gerichtsordnung, nebft dem für Tirol neu einge: 
führten Tarpatente vom 7. December 1815 und der Amts - Änftruc: 
tion vom 9. September 1785, baben mit dem 1. October 1816 an: 
sufangen, im Amte Vils, im Zillerthale, dann im Brirenthale als 
allgemein verbindende Normen zu gelten, und das baierifhe Straf— 
geſetzbuch, die baierifche Eivilgerichtsordnung, und die baierifchen 
Tarvorfriften mit dem legten September d. 3. in dieſen Diftricten 
für alle von diefem Zeitpuncte an vorkommenden Geſchäfte ihre Ge: 
feßfraft zu verlieren, wobei es ſich von felbft verfteht, daß auch die 
Verlaffenfchaftstaren, und die Taren für Protocollirung der Con— 
tracte, vom 1. October anzufangen, in diefen Gebiethstheilen, eben 
fo wie im übrigen Tirol zu beziehen find. 


B. Für Criminal-Rechts-Gegenſtände. 


11. Alle bisher anhängig gemadten und noch nicht entfchiedenen 
Unterfuhungen, welche feine in dem öfterreichifchen Gefeßbuche über 
Verbrechen und deren Beftrafung als Verbrechen erklärte Handlun- 
gen zum Gegenftande haben, find den betreffenden politifhen Be— 
hörden abzutreten. 

12. Jene durch Urtheil noch nicht entfchiedenen LUnterfuchungen 
bingegen, weldhe im inne des öfterreichifchen Criminal Gefeßbu: 
ches ein Merbrechen betreffen, find von den betreffenden Criminal⸗Ge— 
richten nach Vorſchrift eben diefes Criminal» Gefeßbuches fortzufeßen, 
und zwar in dem Amte Bild, von dem Land: und Griminal:Gerichte 


u Reutte, und in dem Ziller: und Brirenthale von dem Stadt⸗ und 
andrechte zu Innsbruck. 

13. Bei Ausmeffung der Strafe über bisher begangene Verbre— 
hen bat der Eriminalrichter auf die gelindere Strafe zu erkennen, 
ohne Unterſchied, ob die mildere Strafe in dem k. baieriſchen oder 
k. E, öfterreihifben Strafgeſetze ausgeſprochen ift. 

14. Bei Necurs: oder Beſchwerdeſchriften gegen gefällte Ur- 
theile, dann bei Strafnachſichtsgeſuchen ift ſich nach dem dreizehnten 
Capitel, und bei Wiederaufnahme der Unterfuhung, fo wie gegen 
vorhin abmwefend oder flüchtig gewefene Inquiſiten und Verbrecher, 
nady dem vierzehnten Capitel des erften Theils des Öfterreichifchen 
Strafgeſetzes zu benehmen. 


Coiomotta, Curzola, Giuppana, Lagoſta, Yiffa, 
Meleda und Mezzo, 


der Provinz Dalmatien neu zugetheilte Inſeln.) 


3%. Hofdecret vom 23. Julius 1816, an das Appella- 

tious-Gericht in Dalmatien, in Folge höchfter Entfchtie- 

fung über Vortrag der oberften Juſtizſtelle vom 16, n. M.N. 1268 
d. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß die öſterreichi— 
ſche Gerichtsordnung, das üllgemeine buͤrgerliche Geſetzbuch und das 
Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei» Übertretungen mit 
dem 1. October I. I. auch in den der Provinz Dalmatien neu zuge, 
theilten Infeln: Curzola, Liffa, Colomotta, Meyo, Giuppana, 
Meleda und Lagoſta in Wirkſamkeit zu treten haben. 


Dalmatien. 


(Hofd. v. 2. November 1819, N, 1620 d. 5. G. S. z. 3. 28 beim 
$. 211 595.) 


Fiume und Sftrien. 


33. Patent vom 24. April 1815, N. 1148.20. J. ©. ©, 


Das in Unfern deutſchen Erblandern feit dem 1. Jänner 1804 
in Ausübung ftehende Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Poli⸗ 
zeis Übertretungen wird hiermit für Iſtrien und Fiume mit dem Bei— 
fage bekannt gemacht, daß dasfelbe von dem 1. Julius I, 3. in volle 
Wirkfamkeir zu treten habe. 


Galizien. 


(Siehe unten die Überſchriften: zent und Wi erieate, Tarnok 
poler Landſchaft.) 
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Inn-, Hausrud- und Sal;burgerkreis. 


34. Kundmachung der f. f. ob der ennfifhen Regie: 
rung vom 4. Detober 1816 für Salzburg, das Inn— 
und Hausrudviertel. 

(Kropatſchek, 37. Bd., S. 161 u. f.) 


Es ift Seiner Majeftat gnädigfter Wille, daß indem Innvier— 
tel, in dem im Sabre 1809 von Ofterreich abgetretenen, nun an fels 
bes wieder zurückgelangten Theile des Hausrucdvierteld, und in dem 
durch den Staatsvertrag vom 14. April 1816 in den k. k. Staaten 
einverleibten Theile des Herzogthumes Salzburg , die deutjch = öfter: 
reichiſchen Zuftizgefege in Wirkfamkeit gefegt, und rüdfichtlich wie: 
der eingeführt werden. Der Tag, an welchem die verbindende Kraft 
und die Befolgung — — — 

b) des Strafgefeßes vom Jahre 1803 — — — in dem erft-be- 
fagten Zandestheile anzufangen hat, wird nad) vorbergegangenen, auf 
die ganze gefeinet tung und Organifirung fich beziehenderi noth- 
mwendigen Worbereitutigen beftimme, und befonders bekannt gemacht 
werden. 


35. Gedrudtes Eirculare der Ef. ob der ennfifchen 
Regierung vom 28. Mai 1817. 


Durch das Circulare der & k. Negierung im Lande Ofterreich ob 
der Enns vom 4. October 1816 (BAM) wurde kundgemacht, daß — — 

b) Das Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizer: ber: 
tretungen vom Sabre 1803 im Innviertel umd in dem an Oſterreich 
zurückgelangten Theile des Hausrudvierteld, fo wie in dem Landes— 
theile Salzburg in Wirkfamkeit zw treten’ haben wird. 

Um die Bewohner dieſer Landestheile der Wohlthat der ange: 
kündeten Gefeßgebung fobald als möglich theilhaftig zu machen, ha— 
ben Seine Majeftät durch a, h. Entfchließung vom 9. April 1817 
allergnadigft zu verordnen befunden, daß mit dem 1. Auguft 1817 
die Wirkſamkeit des oben angezeigten Geſetzes in den genannten Lan⸗ 
destheilen anzufangen habe. — — — 

Indem nun der Zeitpunct für den Anfang der Wirkſamkeit des 
angezeigten Geſetzes, unter welches auch die der zweiten Auflage des 
Geſetzes über Verbrechen und ſchwere Polizei-Übertretungen ange 
haͤngten neueren Vorſchriften verſtanden werden, in den drei Landes— 
theilen — — — zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird) werden zu 
gleicher Zeit folgende bei Anwendung diefer theild neuen, theils in 
diefen Zandestheilen ſchon früher Beftahdenen verbindlichen Normen 
leitende Beftimmungen, bauptfächlich für die fehon vor dem 1. Aur 
guft 1817 anhängigen Criminal s Redtögegenftände gegeben. 
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B. Für Eriminal-Rechtsgegenftände, 


6. Alle am 1. Auguft 1817 anhängigen noch nicht entſchiedenen 
Unterſuchungen, welde Eeine in dem öfterreichifchen Strafgefege für 
ein Verbrechen erklärte Handlung zum Gegenftande haben, find von 
dem Griminal = Unterfuhungs » Gerichte zur weiteren Behandlung an 
bie Behörde abzugeben, deren Beftimmung befonders nachfolgen wird. 

7. Die über Handlungen, welde das öfterreichifche Strafgeſetz 
für Verbrechen erklärt, am 1. Auguſt 1817 bereits angefangenen 
Unterſuchungen ſind nach den Vorſchriften des erſtgenannten Strafge⸗ 
ſetzes fortzuſetzen. 

8. Bei den vor dem 1. Auguſt 1817 begangenen Verbrechen iſt 
die gelindere Strafe, fie möge in dem öſterreichifchen oder baierifchen 
Strafgeſetze beftimmt fein, anzuwenden. 

9. Bei Recurfen oder Beſchwerdeſchriften gegen vor dem 1. Auguft 
1817 gefallte Criminal-Urtheile und den Strafnahfichtsgefuchen ift 
nach dem dreizehnten, bei Wiederaufnehmung der Unterfuchung nad 
- dem vierzehnten, und bei dem Verfahren wider Abwefende und Flüch⸗ 
tige, nad) dem fünfzehnten Capitel des öͤſterreichiſchen Strafgeſebes 
vorzugehen. — — — 


Ihlirien. 


(HI. v. 20. September 1814, N. 1102 d. J. G. ©. beim $. 211 
599.) 


Karlſtädterkreis. 


36, Patent vom 20. Mai 1817, N. 1335 d. J. G. ©, 


Das in Unfern deutſchen Staaten feit dem 1. Jaͤnner 1804 in 
Ausübung ftehende Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizeis 
Übertretungen, wirb hiermit für den Karlftädterfreis mit dem Beifage 
bekannt gemacht, daß dasfelbe vom 1. October 1817, in volle Wirk: 
famkeit zu treten habe *), 





*) Die Anführumg diefes Patentes, welches jegt Durch das folaende Kof: 
decret vom 21. October 1822, N. 1904 d. J. ®. &.(37.) auf- 
gehoben wurde, indem durch dieſes der Rarlftädterkreis dem Könige 
reiche Ungarn einverleibt, und dadurch ipso faeto, weniaftens für 
die Zukunft das gegenwärtige Strafgefeßbuch wieder außer Wirkung 
gefegt wurde, wird nad den Worten und dem Geifte des folgenden 
Abfages des Kımdmadungs »Patentes gerechtfertiget. 

Maudder’3 ſyſtem. Handbuch. 5 
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37. Hofdecret vom 21. Detober 1822, an das inn eröſt. 

füftenländifche Appellations- Gericht in Folge höchſter 

Entſchließung vom 23. September 1822 über das Concertationd- 
Protocol vom 5. Auguft 1822, N. 1904 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zur Vollziehung der Wiedereinverleibung 
Civil: Eroatiend und eines Theiled des Küftenlande3 mit Ungarn, den 
1. November 1822 zu beftimmen befunden, an welhem Tage daher 
die Amtswirkfamfeit des Fiumaner, und des Karlftädter Stadt: und 
Landrechtes aufzubören hat. 

Übrigens ift Seiner Majeftat beftimmter höchſter Wille, daß die 
verfchiedenen Geſetze, welche in den in der Frage ftehenden Bezirken 
beftanden, und nach der Übergabe an Ungarn beftehen werden, Feine 
rückwirkende Kraft haben follen. 


Kärnthen, Trieft, Görz und Krain. 


(Siehe oben «Illirien,“ beziehungsmweife Hfd. v. 20. Sept. 181%, 
N. 1102 d. 3. ©. ©. beim $. 211 599.) 


Lombardifh-VBenetianifhes Königreid. 


38. Patent vom 24. April 1815, 3. 16436. 
(Coll. di leggi ecc. per le prov. venete, vol. II. parte I. pag. 139.) 


Volendo Noi, che il codice dei delitti, e delle gravi tras- 
gressioni politiche, che fino dal primo gennajo 1804 6 in vi- 
gore nei Nostri Stati tedeschi, venga introdotto nelle provincie 
soggette all’ attuale Governo di Venezia, ordiniamo, che il detto 
codice sia tosto pubblicato, ed ad incominciare dal di primo 
luglio 1815 venga messo in piena attivita. 


39. Patent vom 31. Mai 1815. 
(Atti del gov. Mil. parte I. dell’ anno 1815, pag. 143.) 


Volendo Noi, cheil codice dei delitti e delle gravi tras- 
gressioni politiche, il quale fino dal Im° gennajo 1804 e in vi- 
gore nei Nostri Stati tedeschi, e che mediante la Nostra patente 
emanata il di 24. aprile dell’ anno corrente, fu pubblicato nelle 
provincie del Nostro regno lombardo - veneto soggette al gover- 
no di Venezia, venga anche introdotto nelle provincie dello stes- 
so regno soggette al governo di Milano, ordiniamo, che il detto 
codice sia tosto pubblicato, ed ad incominciare dal 1”° venturo 
settembre dell’ anno corrente venga messo in piena attivita. 
Data nell’ imperiale Nostra residenza di Vienna, il di trentesi- 
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mo primo di maggio dell’ anno mille ottocento guindici, e vi- 
gesimo quarto dei Nostri regni. 


40. Mailänder Gubernial-Eirculare vom 21. Aus 
guft 1815 (L. c. pag. 155.) 


Dietro sovrana risoluzione del 13 corrente, il termine as- 
. segnato dalle due patenti del 31. prossimo passato maggio all’ 
attivazione del codice dei delitti e delle gravi trasgressioni poli- 
tiche, (e del regolamento giudiziario civile) nelle provincie 
soggette al governo lombardo, € prorogato sino al giorno pri- 
mo del prossimo venturo novembre. 


41. Mailänder-Gubernial-Eirculare vom 26. Oc— 
tober 1815. 
(Atti del gov. Mil. parte II. pag. 709.) 


Diverse improvedute circostanze avendo ritardato la diffusione 
nelle provincie soggette a questo governo del regolamento giu- 
diziario eivile, e molto piü quella del codice dei delitti e delle 
gravi trasgressioni politiche, non si € avuto nemmeno dai giu- 
dici il tempo sufficiente di conosoerli edistruirsene, ond' essere 
abilitati a potere col 1”° del prossimo novembre, a tenore dell’ 
avviso 21. scorso agosto, procedere secondo i detti oodici. Si 
trova pertanto di necessitä di sospendere in queste provincie, 
come col presente viene sospesa sino ad altro avviso l'attivazione 
degli anzidetti regolamento civile e codice dei delitti e delle 
gravi trasgressioni politiche. 


4%. Mailänder Gubernial-@irculare vom 30. Oc 
tober 1815. (L. c. pag. 711.) 


Con sovranarisoluzione, data da Viennanel giorno 22. dello 
spirante mese di ottobre, S.M. l’imperatore e re, ha determinata, 
che l’attivazione del regolamento giudiziario civile e del codice 
dei delitti e delle gravi trasgressioni politiche, che doveva effet- 
tuarsi in queste provincie pel giorno 1”° dell’ imminente novem- 
bre, debba aver luogo nel giorno 1”° gennajo del venturo anno 
1816. Tanto quindi si deduce a pukblica notizia per comune in- 
telligenza e direzione. 


as. Mailänder-Gubernial-Circulare vom 30. De 
cember 1815. 
(L. c. parte III, pag. 1121 e 1130.) 


Ordinatosi con sovrane risoluzioni dei giorni 28. settembre 
» 22. ottobre p. p., chc lattivazione (del rogolamento generale 
5 
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del processo eivile, non che) del codice dei delitti e delle gravi 
trasgressioni politiche, (e cosı pure del codice civile univer- 
sale austriaco) debba in queste provincie lombarde col 1” gen- 
najo 1816 avere incominciamento, si portano a pubblica notizia 
le seguenti provvisorie disposizioni, le quali sortiranno il loro ef- 
fetto col 1”° del detto mese, e serviranno di norma alle prime 
istanze giudiziarie, da applicarsi ai casi occorrenti. 


Per le pendenti processure criminali. 


$. 35. Eccettuate le inquisizioni per violazioni delle attual- 
mente vigenti e provvisoriamente conservate leggi contra i de- 
latori delle armi insidiose,, e di genere proibito, tutte le inquisi- 
zioni pendenti col 1”° gennajo p° vo per oggetti, che in vigore 
del nuovo codice penale non costituiscono delitto, avranno a 
trasmettersi alle rispettive giudicature di pace. 

36. Le istanze criminali si otterranno nel proseguimento 
delle pendenti processure eriminali al nuovo codice dei delitti e 
delle pene. 

37. Non avranno quindi piu luogo i pubblici dibattimenti , 
ne l’esame pubblico dei testimonj: quanto all’esame di questi, 
si Osserveranno le disposizioni del detto codice. 

38. Nelle processure pendenti, sopra richiesta dell’ impu- 
tato, si accorderä al medesimo una scrittura di difesa. 

39. Nel determinare la pena ai delitti finora commessi, ri 
dovrä aver riguardo alla pena piü mite, senza differenza, se 
questa sia dettata dal codice dei delitti austriaco, o dal codice 
penale italiano. 


Podgorze und Wieliczka. 


44. Hofdecret vom 2, September 1815, an das ga- 
lizifhe Appellations- Gericht über Note der Ef, verein- 
ten Hoffanzlei vom 22. Auguft n. 3. N. 1169, d. 3. G. ©. 


In Folge höchſten Befehled wird in Rückſicht der Juſtizverwal⸗ 
tung in den Bezirken von WieliczEa und Podgorze, der bei der mis 
fitarifhen Occupation im Jahre 1812 angetroffene Status bis Ende 
Dctober 1815 beibehalten, und die Gerechtigkeit in ihrem ganzen 
Umfange nad den dort beitebenden Gefegen und Vorſchriften provifos 
rifch verwaltet werden, jedoch treten hierüber folgende Ausnahmen ein: 

a) Daß in Criminal: Fällen, wenn das öfterreichifche Geſetzbuch 
über Verbrechen und ſchwere Polizeis Übertretungen eine gelindere 
Behandlung, ald das dortige Geſetz vorfhreibt, nach dem öfterreichi- 
fhen Strafgefege zu erkennen fe. — — — 

Dagegen wird in diefen Bezirken mit 1. November d. 3. die in 
Galizien beftehende Zuftizverfaffung (fammt dem allgemeinen bürger- 


lichen Geſetzbuche und andern feit der Abtretung diefer Bezirke er- 
gangenen Vorſchriften im Juſtizfache) eingeführet. 


Salzburgerkreis. 
(Siehe nn, Hausruck und Salzburger-Kreis oben ©. 64.) 
Tarnopoler Landſchaft. 


45. Hofdecret vom 20. April 1816, an das Galizi« 
fhe Appellations-Gericht in Folge höchſter Entfchließung 
über Vortrag der oberften Juftizftelle vom 1. April n. 3. 
N. 1232 d. J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben die Gerichtsbarkeit in dem in Galizien 
neu zu errichtenden Tarnopoler und Czortkower Kreife nach den ander: 
weiten dort Landes beftehenden Jurisdictiond » Gefegen dem Sta— 
nislawower Landrechte und dem Stanislawower Criminal: Gerichte 
dermalen definitiv zugemwiefen, wobei ed ſich von felbit verfteht, 
daß das von der ehemaligen Tarnopoler Landfchaft audgefchiedene, 
und nun dem Zloczower Kreife zugetheilte Dorf Meftorowize der: 
malen zu dem Gerichtöfprengel des Lemberger Landrechtes gehöre, 
wogegen das von dem Brjezaner Kreife getrennte und dem Sta— 
nislamower Kreife zugewiefene Dorf Kurdwanowka der Gerichts: 
barkeit des Lemberger Landrechtes entzogen wird, welches jedoch, 
fo wie ebevor, allgemeine Galiziſche Tabular-Inſtanz zn verblei- 
ben bat, Übrigens ift in der ehemaligen Tarnopoler Landfhaft dur 
die Landesitelle die Kundmachung fogleich einzuleiten, daß das 
öfterreichifche Strafgefegbuh, welches feit dem 1. Jänner 1804 
mit verbindender Kraft eingeführt gewefen, und feitdem auch unter 
der Eaiferl. rufifchen Regierung nicht aufgehoben worden, wieder in 
feine volle Kraft trete; mithin auch die Todesftrafe, wo diefes Ges 
feß bdiefelbe verhängt, Platz greife, und in Vollzug gefeßt werde, 


Tirol. 


46. Juſtiz-Einrichtungs-Edict für das ſüdliche 
Tirol vom 12. Auguſt 1814, Lit. A. $. 1. 
(Pros. ©. S. für Tirol und Vorarlberg, 1. Bd., S. 369.) 


Mit 15. September 181% tritt das öfterreichifhe Geſetzbuch 
über Verbrechen und deren Beftrafung vom 3. September 1803 in 
Wirkfamkeit. Won dieſem Zeitpuncte an, werden alle früheren im 
Lande unter der legten Negierung verbindlichen Criminal Gefeße 
und Criminal: Gerichts» Inftructionen, fammt allen darauf Bezug 
habenden fpäteren Novellen und Normen außer Kraft gefebt. 


70 Kundmadhungs: Patent, 19. 20. Abfag. 


47. Juftiz-Einrihtungs-Edict für das nördliche 
Tirol vom 12. Auguft 1814. Lit. C.$. 1. 
(a. O. S. 405.) 

Mit 1. September 181% tritt das öfterreichifhe Geſetzbuch 
über Verbrechen und derfelben Beftrafung vom 3. September 1803 
in dem vormals baierifchen Antheile Tirols und in Vorarlberg wieder 
in Wirkfamkeit, und wird von diefem Zeitpuncte an, das Fönigl. 


baierifhe Strafgefeg vom Sabre 1813, fammt allen fpäter ergan: 
genen Erläuterungen, Zufäßen und Bemerkungen außer Kraft ge: 


fegt. 
Vils (Amt.) 
(Siehe Brixenthal oben ©. 62.) 


Wieliczka. 
(Siehe Podgorze oben S. 68.) 


Zillertbal. 
(Siehe Brirenthal oben ©. 62.) 


20. Abfas. 


Wie Wirdenn auch aufbereitd anhängige, oder nun 
erst zur Unterfuchung kommende Fälle, ingleichen auf 
Berbrechen und ſchwere Polizey - Heberfretungen die 
vor oben beftimmter Frift begangen worden, aber erft 
nach Berlauf derfelben zurlinterfuchung gezogen wer: 
den, die Wirkung dieſes Gefeßed jedesmahl erſtrecken 
wollen, wann nach demfelben auf eine gelindere Ber 
handlung, als nach den vormahligen Gefegen zu erken: 
‚ nen feyn wird. Daher auch die Verjährung unter den 
in diefem Geſetze ausgedrüdten Bedingungen felbft 
auf diejenigen Uebertretungen anzumenden ift, welche 
nach dem noch beftehenden allgemeinen Strafgefeße 
nicht hätten verjähret werden können. 


Bedingung der Anwendung bes Pat. v. 6. Juli 1833, 
N. 2622 d. 3. ©. ©. (1846) auf vor Kundmadhung 
diefes Geſetzes verübte Verbreden. 


(Hfd. v. 2. Mai 1834, N, 2653 d. J. G. ©. beim $. 412 (194Y.) 


Behandlung der vor dem 1. Jänner 1804 zur Unter. 
fuhung gefommmenen Criminal: Fälle. 


48. HoffanzleisDecretvom12. April 1804, anfämmt- 
liche Länderftellen, 3. 5912 und Juſtiz-Hofdecr et vom 
24. März 1804, an fümmtlihe Appellationd-Ge- 
richte. 


(Polit. G. S. 21. B., ©. 116.) 


Da der Zweifel entſtanden iſt, ob in den bereits vor dem 1. San- 
ner 1804 zur Criminal » Unterfuhung gekommenen Fallen, welde 
bloß ſolche Übertretungen betreffen, die nach dem vorigen Strafgeſetze 
criminell, und nach dem neuen als ſchwere Polizei - Übertretungen zu 
beftrafen find, das Griminal- Gericht mit Schöpfung eined Strafur- 
theifes vorgeben fol, oder ob das dießfällige Erkenntniß der politis 
ſchen Behörde zu überlaffen fei: haben Seine Majeftät zu be 
fehlen gerubet, daß in dergleihen Fällen die Behandlung lediglich der 
yolititifchen Behörde Üüberlaffen werden fol. 


Nichtrückwirkung des &. ©. B. rückſichtlich des burd 
dasfelbe neu eingeführten Bemweifes durch Mit— 
fhuldige. 


49. Hofdecret vom 3. December 1806, an fämmtli- 
heAppellations-Gerichte, mit Ausnahme jenes von 
Krakau, einverftändlich mit der Hofcommiffion in Ge— 
fegfachen, N. 792 0.3. ©. ©. 


An dem Kundmahungs » Patente des neuen Strafgefeßed ging 
die hoͤchſte Abſicht dahin, daß die neue Strafgefeßgebung ſowohl in 
der Ausmeffung der Strafe, als auch der Verfaprungsart auf bie 
vergangenen Fälle nur in fo weit, als biefelbe in Wergleihung mit 
der vorigen Gefeßgebung gelindere Beftimmungen enthält, ausgedehnt 
werden fol. Es Eann daher wider einen erft nad dem publi- 
cirten neuen Strafgefege eingefommenen Inquiſiten, der eines noch 
bei Beftand der vorigen Zofefinifhen Criminal» Gerihtsorbnung be: 
gangenen Verbrechens befchuldiget wird, Eeinedwegs die Beweifesart 
dur Mitfhuldige angewendet werden, weil nach der alten Jofe« 
finifchen Criminal» Gerichtsordnung $. 127 zu dem durch Zeugen 
berzuftellenden vollfommenen Beweife immer zwei unbedenkliche Zeu: 
gen erforderlich waren. 


y. Kundmahungss Patent, 20. Abfap. 


Die därch dganprige franzöſiſch-italieniſche Strafge— 
ſetz verbäugte Civil-Degradation kann für die ver: 
gangenen Fälle nicht mehr ausgeſprochen werden. 


50. Hofdeeret vom 14. November 1817, an das Apr 

pellations-Gericht in Tirol und Vorarlberg, dem Kü— 

ftenlande und in Dalmatien, in Folge höcfter Entfchlie: 

fung über Vortrag der oberften Juftizftelle vom 26. September 
n. 3. N. 1386, d. 3. ©. ©. 


Über die Anfrage: ob die durch das vorige franzöfifch = italie: 
nifhe Strafgefeg verhängte Civil: Degradation *) auch jegt noch 
für die vergangenen Fülle ausgefprocden werden Eönne ? haben Seine 
Moöjeſtät zu befehlen gerubet: daß in den feit der eingetretenen 
Wirkſamkeit des öſterreichiſchen Strafgefeges ergebenden Urtheilen 
die Civil-Degradation nit mehr ald Strafe durch Urtheil ver: 
bängt werden Eönne; daß aber in Fallen, weldhe zur Zeit der 
Mirkfamkeit des italienifhen Strafgefeged begangen, und worauf 
nach demfelben die Civil -Degradation gefeßt war, wenn die That 
nach dem öfterreichifchen Strafgefege fihb zu dem Griminalverfab: 
ren eignet, nah MWerhältniffen einfacher oder ſchwerer Kerker von 
ſechs Monaten bis zu Einem Fahre zu verhängen fei; in jenen 
Fallen aber, welche nad den öſterreichiſchen Strafgefegen zur Cri— 
minalbeftrafung nicht geeignet find, der Straffällige der politifchen 
Behörde zur Amtshandlung übergeben werben folle. 

Ubrigens find alle Criminals Urtheile, mittelft deren ftatt der. 
Civil: Degradation auf einfahen oder ſchweren Kerker erfennet 
wird, dem Appellations » Gerichte zur Beflätigung vorzulegen. 


Gegeben in Unferer Haupt: und Refidenzitadt 
Wien, den 3. September, im achtzehnhundert und 


*) Die Eivil: Degradation beftand nah dem franzöfifch » italienifchen 
Strafgefege in der Entfegung und Ausfchliefung des Verurtheilten 
von jeder Amtsaushbung, oder öffentlichen Bedienftung, und in der 
Entziehung folgender Rechte: Der Abgeurtheilte konnte nämlich nicht 
mehr, weder die Stelle eines Gefhwornen und Kunftverftändigen 
begleiten, * als Jeuge auftreten; vor Gewicht galt feine Ausſage 
als eine einfache Inzicht; er war zur Vormundfhaft und Curatel 
unfähig, ausgenommen über feine eigenen Kinder mit Einwilligung 
feiner Samilienglieder; er verlor auch das Recht, Waffen zu tragen 
und in der Armee des Kaiferreiches zu dienen. (Codice penale per l’im- 

- pero Francese $$. 28 e 34. Milano, 1810.) 
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deitten, Unferer Reiche, des römifchen und erbländi- 
fchen im zwölften Sahre *). 


Franz. 


(L. S.) 


Alois Graf v. Ugarte, 
konigl. Böhmifcher oberjter, und Erzherzogl. 
Dfterreichifcher erfter Kanzler. 


Joſeph Freiherr von der Mark. 
Franz Grafv. Woyna. 


Nah Sr. k. f. Majeftät 
höchſt eigenem Befehle. 


Leopold Freiherr v. Haan. 





*) Siehe Pat. v. 11. Augujt 180k, N. 6770. 5. G. ©. (1.) wor: 
nach jet die doppelten Zählungsjahre der a. h. Regierung hin— 
wegfalleg und une die einfachen derſelben ———— ſind; ferner 
Hd, v. 18. März 1813 (Be) und Hfd. v. 28. Febr. 1828, 
"N. 1845 d. J. G. ©. (4.) wegen Vermeidung des Ausdrudeg 
„erbländifch.“ 


Einleitung. 
Bon den Gegenftänden dieſes Strafgefehes. 


I. 


— re Dede geſetzwidrige — unterwirft einer 

a ber VBerantwortlichkeit. Aber die Gefeßgebung wird zur 
größeren Strenge gegen diejenigen geſetzwidrigen 
Handlungen aufgefordert, welche der Sicherheit im 
gemeinen Weſen zunachft, und in einem höheren Gra- 
de nachtheilig find. Zum Unterfchiede von andern 
Uebertretungen werden diefe gefeswidrigen Handlun= 
gen durch die Benennung: Verbrechen und ſchwe— 
ve PolizensUebertretungen bezeichnet. 


u. 


—— Verbrechen ſind geſetzwidrige Handlungen und 

Verbrechen. Unterlaſſungen, bey welchen die Abſicht eigens auf 
dasjenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemei⸗ 
nen Weſen verlest, und welche die Größe der Ver: 
letzung oder die gefährlichere Befchaffenheit der Um— 
ftände zur Sriminal- Behandlung eignet. 


III. 


— von föwe- Abſichtliche Verletzungen, welche aber nach Be: 
Hoentreiune fchaffenheit des Gegenftandes, der Perfon des Thä- 
ters, oder nach Befchaffenheit der unterlaufenden Um⸗ 
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ftände zu einer Griminal-Behandlung nicht geeignet 
find, werden als fehwere Polizey-Uebertretungen be= 
handelt. 


IV. 


Unter die ſchweren Polizey » Lebertretungen ge= 
höret noch weiter, wenn ohne auf irgend ein Verbre⸗ 
chen gerichtete Abficht etwas, fo durch die Geſetze, 
um Verbrechen vorzufommen, oder großen Nachtheil 
abzuwenden, zu thun verbothen ift, gethan; oder et⸗ 
was, was zu biefem Ende zu thun gebothen ift, un: 
terlaffen wird, 


V. 


Endlich werden wegen des allgemeinen Einfluf- 
ſes der Sittlichkeit auf die Verhinderung der Verbre- 
hen auch Handlungen, welche die öffentliche Sitt— 
lichkeit ftören, zu den ſchweren Polizey » Lebertretun: 
gen gezählet. 


VI. 


Als ein Verbrechen jedoch, und eben ſo als eine — Er⸗ 
ſchwere Polizey-Uebertretung, kann nur dasjenige ») berBerbre- 
behandelt und beftrafet werden, was in dieſem ) — 
Strafgeſetze ausdrücklich für ein Verbrechen, oder —E— 
für eine ſchwere Polizey-Uebertretung er— 
kläret wird. | 
Einbolung obergerihtliher Belehrung über Anfras 


gen der Untergerihte wegen vorgefallener An- 
ftände. 


($. 549.) 
Die in der J. ©. ©, enthaltenen obfhon nur an ein- 


jelne&tellen ergangenen®efege haben beigweifeln 
auch für die übrigen Juſtizbehörden zu gelten. 


(fd. v. 29. Dec. 1785, N, 509 d. 3. G. ©. beim 8. Abſ. d. Rdgp. MR) 
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Benehmen der Juftizbebörden bei Anftänden und 
Zweifeln, 


51. Hofdecret vom 5. Juli 1790, an fämmtlide Ap⸗ 
pellations-Gerichte in Folge höchſter Entſchließung über 
Vortrag der vereinten Hofſtellen vom 4. Juni n. J. N, 32 
d. J. G. S. 


In Fällen, wo über allgemeine landesfürſtliche Verordnungen 
Zweifel oder Anftände entſtehen, und die politiſchen, dann die Aus 
ſtizbehörden fi nicht vereinbaren Eönnen, folle fich in Eeine einfeitige 
Auslegungen eingelaffen, fondern über derlei Anftände jedesmal die 
höchſte Entfchließung eingeholt werden. 


Benehmen der Appellationg=- Gerichte bei Anfta nn 
ben, die fih bei Anwendung der Strafgefeße auf 
Criminal: Fälle ergeben haben. 


(Hfd. v. 14. Juli 1821, N. 1779, beim $. 555, 17 8. und Hfd. 
v. 26, April 1823, N. 1937 d. 3. G. ©. a. a. ©. 1799.) 


Benehmen der Länderftellen bei Anftänden, die fid 
bei Anwendung derStrafgeſetze auffälle der fhwe: 
ven Polizeisllbertretungen ergeben haben. 


(Gkzd. v. 2. Auguft 1822, 3. 20,215 beim 1. Abf. ñ.) 


Kundmahung der Normal:Verordnungen im 


Juſtizfache. 


59. Hofdecret vom 30. December 1822, an das gali— 
ziſche Appellations- Gericht, über deffen Anfrage vom 
2. December n. J., N. 1917 d. $. ©. ©. 


Die im Criminalfache ergebenden Normalien Eönnen den landes» 
fürftlihen Civilbehörden allerdings bekannt gemacht werden. 


53. Hofdecret vom 17. Juni 1825, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der vereinten 
Hoffanzlei, N. 2107 d. J. ©. ©. 


Da wahrgenommen worden ift, daß gegen die, wegen Drud: 
legung der Normal: Verordnungen in Juſtizſachen, an die politifchen 
Länderftellen unter dem 7. Jänner 1985, und an die Appellations: 
gerichte unter dem 21. Februar 1785 erlaflene Vorſchrift, auch fol: 
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che Zuftiz- Verordnungen, in Hinficht ‘welcher den politifhen Länder: 
ftellen nichts anderes obliegt, ald den Druck berfelben zu veranftals 
ten, und bie erforderliche Zahl der Abdrücke theild den Appellationds 
gerichten zu tibergeben, und theild an die Kreisämter zu befördern, 
als politifhe Eircular: Verordnungen erſcheinen, dadurch aber nicht 
nur die Berufung auf ſolche Verordnungen bei Anwendung derfelber 
in einzelnen Fallen erfhwert, fondern aud ihr eigentlicher Inhalt 
nicht felten verändert werde: fo hat die vereinte Hofkanzlei mit Be: 
ziebung auf das Hofkanzleis-Decret vom 7. Jänner 1785, unter dem 
3. Juni 1825 den Länderftellen zur Eünftigen Nachachtung bedeutet: 
daß, wenn von der vereinten Mofkanzlei der Auftrag, oder von dem 
Appellationsgerichte das Anfuchen dahin ergehet, eine Verordnung in 
Juſtizſachen, welde nit in Form eines Patentes Fund zu machen 
ift, in Drud zu legen, diefes in der Geftalt eines Appellations: 
Eirculeres, nad dem von dem Appellationsgerichte vorzulegenden 
Auffage, und unter desfelben Fertigung zu geſchehen habe. 

Hiernach wird alfo auch das Appellationsgeriht ſich zu beneh— 
men, und indbefondere nit zu unterlaffen haben, jedes Mal das 
Datum der von der oberften Juſtizſtelle an das Appellationsgericht er: 
faffenen, zum Drude beftimmten Normal-VBerordnung, in dem der 
politifchen Randesftelle zu liefernden Auffage des Appellationd » Eircu« 
lares, genau anzuführen. 


54. Hofdecret vom 16. November 1827, an ſämmt— 
lihe Appellationd- Gerichte, einverftändlich mit der ver- 
einten Hoffanzlei, N. 2319 d. 3. ©. ©. 


Seine k. k. Majeftät haben über die, der allerhöchſten Ent: 
fheidung unterzogenen Anftände gegen die durd das Mofdecret vom 
17. Zuni 1825, N. 2107 d. 3. ©. S. (33), vorgefchriebene 
Form der Rundmahung von Normal:Verordnungen im Juſtizfache, 
am 7. November 1827 folgende allerhöchfte Entſchließung zu erlafs 
fen gerubet: 

Alles, was ald Geſetz dem Richter fowohl, ald dem Publicum 
u wiffen nötbig ift, und entweder neu verordnet, oder wodurd ein 
—* beſtehendes Geſetz erläutert wird, kann nur durch die politiſchen 
Behörden gültig publiciret werden; die Form eines Patentes oder 
eines Gubernial⸗Circulares iſt hier ganz gleichgültig. 

Alles, was hingegen bie richterliche Manipulation, die Abftel: 
lung eingefchlihener Mißbräuche im gerichtlihen Werhandlungen , 
Weifungen an Richter einer abgefonderten Provinz, an Advocaten 
derfelben ꝛc. betrifft, ift durch AppellationssCirculare oder Anordnun: 
gen, fei ed gebrudkt oder gefchrieben, bekannt zu machen. 


Erklärung des Begriffes „ausdrücklich.“ 
(Hfd. v. 11. Mai 1816, N. 1848 d. 3. G. ©. beim $. 153 430.) 
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Beftfegung aller im Str. ©. B. vorkommenden 
Geldbetrage auf den vollen Betrag in Conv. 
Münze 


55. Hoffanzleis-Decret vom 8. Juli 1835, 3. 17,734. 


(Prov. ©. ©. für Böhmen 17. Bd., S. 479, für Dalmatien, Jahrg. 

1836, ©. 152, für Galizien und Lodomerien, 17. Zahrg., S. 55%, für 

Illirien 17.Bd,, S. 402 u. f. für die Lombardie, 3. Bd., 2. Thl., ©. 

71, für Mähren und Sclefien 17. Bd., S. 369, für Ofterreich ob der 

Enns und Salzburg, 17. Bd., ©. 308, für Dfterreich unter der Enns 

17. Thl., S. 485, Ahr Steiermark 17. Bd., ©. 314, für Venedig, 28. 
Bd., 2. Thl., S. 351.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchfter Entſchließung vom 
23. Suni 1835 die in dem erften und zweiten Theile des Str. ©. 
B. vorkommenden Geldbeträge au für die Provinzen, in wel- 
chen Papiergeld in Umlauf ift, auf den vollen in dem Geſetze ausge: 
drüdten Betrag in Conventionds- Münze mit der Beftimmung feftzu: 
fegen gerubet, daß diefe Vorſchrift, in fo fern fie die Strafen erhö— 
bet, nur für die nad der Kundmachung derfelben unternommenen 
ftrafbaren Handlungen; in fo fern fie aber den Befchuldigten günſti— 
ger ift, als das bisherige Geſetz, auch für vergangene Fälle, wor: 
über noch nicht rechtskräftig entfchieden ift, zu gelten habe. 

Diefe allerhöchfte Entſchließung hat vom 1. Auguft 1835 in 
Wirkfamkeit zu treten *). 





) Durch diefe allerhoͤchſte Entfchliefung vom 23. Juni 1835 hat die 
pofitive Erklärung der Verbrechen und der fhweren Polizei-Über tre: 
tungen in jenen Fällen, wo das Strafgefeg auf einen gemwiffen 
Betrag Rüdfiht nimmt, eine fefte Grundlage erhalten, in: 
dem vor Erfcheinung diefes HofkanzleisDecretes das Hofdecret vom 10, 
Febr. 1816 (AB S.) der Ausübung faft allenthalben zur Ginofur ges 
dient hatte, und wornach insbefondere beim Diebftahle nur auf den 
im Gefege ausgedrüdten Nominalbetrag, und nicht auf Die Bas 
Iuta, ob nemlich diefelbe Papiergeld, oder Gonventions: Münze war, 
Rüdficht genommen werden follte, 

(NRücfichtlich der Anwendung der in dem Finanzpatente vom 
20. Februar 1811 aufgeftellten allgemeinen Erklärung der Wieners 
Währung auf alle nah dem 1. Theile des Str. ©. B. feit der Kund— 
machung diefes Patente nod zu beurtheilenden Straffälle, fiehe 
Hfd. v. 19. April 1811, N. 941 d. 3. G. ©. beim $.153 (426.) 


und ebendafelbit Hfd. v. 30. November 1811 (MS 7.), welches be- 
ftimmt hatte, daß [wenigftens in Galizien] bei Übertretungen, die 
vor dem Finanzpatente vom 15. März 1811 begangen worden, aber 
erit feit der Zeit zu beurtheilen find, die in dem Finanzpatente 
vom 20, Februar 1811 feitgefegte Scala zu berechnen fei, um die 
That ald Verbrechen zu behandeln und zu beftrafen.) 
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Die Behandlung und Beſtrafung anderer Ueber⸗ Ansere i üben 
tretungen bleibt den dazu beftimmten Behörden nad) 
den darliber vorhandenen Vorfchriften vorbehalten. 


Behandlung und Beftrafung der bloßen Vergehen. 
(Hd. v. 30. Sept. 1806, N. 787 d. 5. © S. beim 15. Abf. des Kdgp. 
9.) 


Behandlung und Beftrafung der einfahen thätigen 
Privat-Injurien. 


56. Erläuterung der kak. Juftig-Gefeggebungshof- 
commiffion vom 21. Jänner 1805. 


(v. Zimmerl’s Hdb., 3. Thl, S. 12.) 


Einfache thätige Privat-Injurien, welde das Strafgefeß weder 
für Verbrechen, noch für ſchwere Polizei⸗ Übertretungen erkläret hat, 
bleiben, wie es f[hon aus der Einleitung $. VII. erhellet, den dazu 
beftimmten Behörden, nach den darüber beftehenden Vorfchriften vor: 
behalten. 


Behandlung und Beftrafung ber Übertretungen der 
politifhen Verordnungen indem lombardiſch-vene— 
tianifhen Königreide. 


(Benet. Gub. Rdg. v. 17. Nov. 1821, 3. 44,883 beim $.28 BOG.) 


Begriff der politifhen Obrigkeit zur Unterfuhung 
und Beflrafung der Vergehen. 


59%. HoffanzleisDecret v. 14.März 1812, an fämmt- 
lihe Länderftellen, kundgemacht in — am 
9. April n. J. 
(Polit. G. ©. 38. Bd., ©. 160 u. f.) 


Der $. 1339 des neuen bürgerlichen Gejeßbuches beftimmt, daß 
die Eörperlihen Berlegungen, die widerredtlihen Kränkungen der 
Freiheit und die Ehrenbeleidigungen, wenn fie nicht in die Claffe ber 
Verbrechen oder ſchweren Polizei: Übertretungen gehören, als Verge— 
bungen von der politifchen Obrigkeit unterfucht und beftraft werden 
follen. Es ift nun die Trage entftanden , welde Behörde eigentlich 
unter politifcher Obrigkeit, befonders in Fallen, wo adelige Perfonen 
eintreten, verftanden werde ? 


des Strafe 
ſebes. 


80 VII und VIEL der Einleitung. 


NHierüber wurde den Landesftellen Folgendes bemerkt: 

Nor allen ift zwifhen Städten, wo ſich Polizei-Directionen bes 
finden, und dem flachen Lande, wo feine Polizei» Direstionen find, 
zu unterfcheiden. 

In den Städten, wo Polizei» Directionen ihren Sitz haben, 
wird die Uinterfuhung und Beftrafung jener Eörperlihen Werleguns 
gen, widerrechtlichen Kränkungen der Freiheit und Ehrenbeleidigun— 
gen, weldeder $. 1339 des bürgerlichen Geſetzbuches der Amtshand- 
(ung der politifchen Obrigkeit vorbehält, den Polizeis Directionen, 
und zwar ohne Rückſicht, ob der Beklagte ein Adeliger oder Nicht: 
adeliger fei, nach der Analogie der höchſten Entfhliefung vom 30. 
September 1806 zugewiefen ; am flachen Lande und in jenen Städ— 
ten, wo feine Polizei » Directionen ſich befinden, hat, wenn das 
Vergehen einem Unadeligen zur Laft geht, die Ortsobrigfeit, nems 
lid) entweder das Dominium oder der Magiftrat, wenn ed aber Ade- 
(ige betrifft, das nächſte Kreisamt einzutreten. Es verfteht ſich übri— 
gens von felbft, daß die Polizei-Directionen in den Hauptſtädten nur 
im Namen der Candesitelle das ihnen hier zugedachte politifche Richter: 
amt ausüben Fönnen, und daß von ihren Ausfprücen die Berufun- 
gen an die Landesftelle Statt zu finden haben. 


Behandlung und Beftrafung der Gefälle -Übertre- 
tungen. 


(Strafgefeg über Gefälsübertretungen v. 11. Zuli 1835 insbefondere die 
$$, 103, 250, 649 bis 651, und Hfd. v. 2. Auguft 1815, N, 11640, 5.6. ©, 


beim $. 28 O4.) 


vu. 


Gegenwaͤrtiges Strafgefeb zerfällt in zwey 
Theile. Der erfte Theil enthält die Vorfchriften 
über die Berbrechen, und dad Verfahren bey 
denfelben ; der zweyte die Borfchriften über die 
ſchweren PolizeysUebertretungen, und dad 
dabey zu beobadhtende Berfahren. / 
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Erfttes Hauptſtück. 


Von Verbrechen überhaupt. 


$. 1. 


Zu einem Verbrechen wird böfer Vorſatz erfor= Boſer Boris 

dert. Böſer Vorſatz aber fällt nicht nur dann zut 

Schuld, wann vor, oder bey der Unternehmung oder 
Unterlaffung, dad Uebel, welches mit dem Berbrechen 
verbunden ift, geradezu bedacht und befchloffen ; ſon⸗ 

dern auch, wann aus einer andern böfen Abficht etwas 
unternommen, oder unterlaffen worden, woraus dad 

Uebel, welches dadurch entftanden ift, gemeiniglich er⸗ 

folget, oder doch leicht erfolgen kann. 


Der böfe Vorfag ift ein befondereslinterfheidung $: 
Merkmal bei gewiffen Berbreden von ſchweren Po 
fijeiellbertretungen. 

(Hfd. v. 5. October 180%, N. 691 beim $. 70 310. Hezd. v. 39. Auguft 
1822, N. 1889 d. 3. ©. ©. nad $.81 BE. Ihſd v. 5. October 180% 
beim $. 154 Ic 435.) 


Schwere Polizei-uͤbertretungen werden auch ohne 
böſe Abſicht begangen. 


($. 5. und 8,, 10. und 11. Hauptſtück des 1. Abſchnittes des Str. ©, 
U. Thl) 


Gründe, bie 
ben böfen Vor: 
fat ausſchlie⸗ 
Ben. 
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Der Richter hat in den einzelnen Fällen des ange: 
botenen oder abgelegten falfhen@ides den Grad der 
böfen Abfiht zu beurtbeilen. 


(Hfd. v. 13. Zuli 1814, N. 1092 d. 3. G. ©. beim $. 178 a) 461.) 


Beweis des gelaugneten böfen Vorfages. 
($. 413.) 

Anwendung der ordentlihen gefeßlih beftimmten 
Strafe beidem Beweife des böfen Vorſatzes. 
(Hfd. v. 17. Jänner 1818, N. 1404 d. J. G. S. beim $. 430 1300.) 
Bei dem Bemweife des geläugneten böfen Vorſatzes 


findet die Beftimmung des $. 435 4) St. G. J. Thl. Eei: 
ne Anwendung. 


(Hd. v. 27. Dec. 1828, N. 2377 d. J. G. ©. beim$. 4352) 1309.) 
$. 2. 


Daher wird die Handlung oder Unterlaffung nicht 
als Verbrechen zugerechnet: 

a) Wenn der Thäter des Gebrauches der Ber: 
nunft ganz beraubet ift; 
Schwäche des Verftandes, oder fehr vernadläffigte 


Erziehung des Thäters find: bloße Milderungs- 
umflände. 


($. 39 a) 


b) wenn die That bey abwechfelnder Sinnenver- 
rüdung zu der Zeit, da die Verrückung dauerte; oder 


e) in einer, ohne Abficht auf das Verbrechen zu: 
gezogenen vollen Beraufhung, oder einer andern 
Sinnenverwirrung, in welcher der Thäter fich feiner 
Handlung nicht bewußt war, begangen worden ; 


Verbrechen in zufälliger Trunkenheit verübt, find 
als fhmwere Polizeislibertretungen zu behandeln 
und zu beftrafen. 


(88. 3 und 267 II. Thl. St. ©.) 
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d) wenn der Thäter noch das vierzehnte Jahr 
nicht zurückgelegt hat ); 
($. 290 St. G. ü. V.) 


Verbrechen der Unmündigen werben ale ſchwerePo— 
lizei— Übertretungen behandelt, und beftraft. 


($$. 4, 28 a), 29, 31, St. ©. II. Th.) 


Einfhrankfung der Befreiungen auf Kinder unter 
14 Jahren im $2 d) und auf Familienglieder im 
$. 168 ©t. ©. I. Thl. 


58. Hofdecret vom 11. Juni 1813, an das böhmiſche 
Appellations- Gericht, in Folge Einvernehmensd mit der 
Hofcommiffion in 3. G. ©., N. 1052 d. 3. ©. ©. 


Jene Befreiungen, welche Kindern unter vierzehn Jahren im 
$. 2 ad d), dann den Familiengliedern im $. 168 des I. und im 
$. 213 des II. Theiles des Strafgefeßbuches zu Statten kommen , 
find auf Theilnehmer, bei welden nicht die nemlichen Ausnahms⸗ 
gründe eintreten, Eeineswegs auszudehnen. 


59. Hoffanzlei- Decret vom 20, November 1817, an 
ſämmtliche Länderftellen, N. 1387.93. ©. ©. 


Über Anfrage: ob die im $. 168 des erften Theiles des Straf: 
gefeßbuches bei den unter Ehegatten, Altern und Kindern vorfallen: 
den Entwendungen zugeftandene Begünftigung auch auf fremde Theil: 
nehmer anwendbar fei, mithin ob die Theilnahme fremder Perfonen 
an einem folchen Diebftahle deßhalb Verbrechen zu fein aufhöre, weil 
der Diebftahl der Worerwähnten nicht ald Verbrechen zugerechnet 
wird, haben Seine Majeftär zu befcließen gerubet, daß jene 
Befreiungen, welche Kindern unter vierzehn Jahren im $.2d, 
dann den Familiengliedern in dem $. 168 des erften, und dem$. 213 
des zweiten Iheiled des Strafgefeßes zu Statten kommen, auf Theil: 
nehmer, bei denen nicht die nemlichen Ausnahmsgründe eintreten, 
keineswegs auszudehnen feien. 


*) Über die Berechnung diefes Alters ſiehe Hfd. v. 7, Mai 1819, 
N. 1558 d. 3. ©. ©. beim $. 15 (@B.) und Bildnere Zeit⸗ 
fchrift „der Juriſt“ 1840, 3. Bd., S. 14, 8. 5 
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Fälle, in welchen das jugendliche Alter überhaupt 
von diejem Strafgefege in Schuß genommen wird. 


1. Zünglinge, die das 18. Jahr noch nicht zurüdgelegt ha— 
ben, werben nicht mit Stock-, fondern mit Ruthenftreichen ge— 
züchtiget ($. 20.) 

2. Das Alter des Thäterd unter 20 Jahren ift ein Milderungs- 
umftand ($. 39 a). 

3. Die an einer noch nicht 14 Jahre alten Berfon unternom- 
mene Schändung wird als Nothzucht angefehen und beftraft ($. 112.) 

4. Perfonen, die das 14. Jahr noch nicht zurüdgelegt haben, 
fönnen nicht beeidet werden ($. 384 d). 

5. Bei Überweifung durch Zeugen muß jeder derfelben zur 
Zeit des gefchehenen Verbrechens das 18. Jahr zurüdgelegt haben 
($. 409.) 

6. Das Alter unter 20 Jahren zur Zeit des begangenen Ber: 
brechens befreit von der Todesſtrafe, und ift anftatt Diefer auf ſchwe⸗ 
ren Kerfer zwiichen 10 und 20 Jahren zu erfennen ($. 431.) 

7. Das Alter unter 20 Jahren zur Zeit des begangenen Ber: 
brechens befreit von der lebenslangen Kerferftrafe, und ift anftatt 
derjelben auf fchweren Kerfer zwifchen 10 und 20 Jahren zu er- 
fennen. 

(Ofd. v. 17. Jänner 1818, N. 1404 d. J. G. ©. beim $, 430 1300.) 


8. Bei Verbrechern unter 20 Jahren ift, wenn es fich um die 
Verjährung eines mit dem Tode oder lebenslangen Kerker verpön- 
ten Berbrechens handelt, zum Maßſtabe der Verjährung die Straf: 
dauer von 10 bis 20 Jahren anzunehmen. 


(Ihfd. v. 7. Auguft 1808, beim $. 207 a) DSB.) 


e) wenn die That durch unwiderftehlichen Zwang 
erfolget ; 


Wenn der Thäter auf Antrieb eined Dritten, aus 
Furcht oder Gehorfam das Verbrechen begangen 
hat, fo ift dieß ein bloßer Milderungsumftand. 
($. 39 ce). 


f) wenn ein folcher Irrthum mit unterlief, der 
ein Verbrechen in der Handlung nicht erkennen ließ; 


59. 8) 
Geſetzliche Beifpiele einen folhenIrrihumes find: 


1. Bei dem Verbrechen der Nachmachung oder Berfälfchung 
der ald Münze geltenden öffentlichen Eredits » Papiere. 
(Hfd. v. 24. März 1808, N. 837 d. J. G. ©. beim $. 221 2) TEE.) 
2. In Beziehung auf die zweifache Ehe. 
(Hfd. v. 11. Zuli 1817, N. 1345d. 3. G. S. ad b) beim $.455 1396.) 


&) wenn dad Uebel aus Zufall, Nachläffigkeit, 
oder Unwiffenheit der Folgen der Handlung entitan- 
den iſt. 


h) wenn Jemand in Anwendung einer gerechten Nothwehr 
getödtet wird ($. 127 St. G. ü. V.) 


Sefegwidrige Dandlungenan fihb, aud ohne boſe 
Abfiht und erfolgten Schaden find [hwere Polizen 
UÜbertretungen. 


($. 5.) 


Ertedigungsart der in Fällen des. 2 Dt ©. J. Thl. 
abgeführten Criminal-Unterſuchungen durd 
Urtheil. 


(Ofd. v. 13. November 1823, beim $. 415 185I. 
$. 3. 


Mit der Unwiffenheit des gegenwärtigen Gefehes Hugegründste 
über Verbrechen, da das Unrecht derfelben unverkenn: ung“ Iria- 
bar iſt, kann ſich Niemand entjchuldigen. 

(Bergl. den $. 1. St. G. II. Thl.) 


Befondere gefeglibe Warnungen und Belehrun: 
gen über die Straflihkeit gewiffer Verbreden: 


1. Der mit dem Tode verpönten Verbrechen über: 
baupt. 
(Okzd. v. 29. Detvber 1803, N. 632 d. 5. G. ©. beim 8. Abf. des Kdgp. 
4% .; venet. Gub. Kdg. v. 30. Zuni 1816, 3. 20,448 a. a. 0.19. ; 
Hkzd. v. 10. October 1821, N. 1808 d. 3. G. S. beim $. 60 BO1.; 
Hk. Präf. Eröff. v. 10. November 1821, 3. 32,698 beim $. 526 b) 
295.; Hd. v. 20. Juli 1833 a. q. 0. DDG.; Pat. v. 24. Octo: 
ber 1837, beim 9.33 98.) 
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= Der in den $$. 72, 74, 80, 110, 147, 149, 150, 169, 
191 und 193 bezeichneten Berbreden. 


60. Bubernial-EGirculare für Dalmatien vom 
11. Mai 1824, 3. 7437. 


(Raccolta delle leggi ecc. dell’ anno 1824, per la Dalmazia, 
pag. 159 ecc.) 


Dietro ricerca dell’ i. r. tribunale di appello venne seguita 
la stampa colla traduzione illirica degli articoli del codice 
eriminale riguardante la pubblica violenza, la rapina, lo stu- 
pro , l’incendio, e l’ajuto prestato al delitto, onde far cono- 
scere ai villici nei modi piü opportuni ed eflicaci P orri- 
dezza di detti misfatti e sanzioni penali dirette contro 
li medesimi. 

Si dispone, che gl’ i. r. capitani incarichino li sindici, e 
li sardari di raccogliere li villici nelle loro perlustrazioni per 
spiegare ad essi le dette sanzioni penali e far conoscere le 
triste conseguenze , che derivano da detti misfatti a danno e 
desolazione delle famiglie. Siccome pero importa, che l’istru- 
zione religiosa faccia conoscere ai parrochiani, che quegli 
stessi delitti, che la legge condanna, sono dai divini coman- 
damenti inibiti, e rappresenti loro li funestissimi disordini , 
che ne derivano, si trova necessario d’interessare lo zelo dei 
reverendissimi ordinariati, onde ingiungano ai parrochi della 
campagna di spiegare al popolo le dette sanzioni penali in 
modo adattato alla sua intelligenza, e ciö in alcune determi- 
nate solennita dell’ anno dopo le ecclesiastiche funzioni nella 
chiesa, o nella casa parrochiale, od in quella della fabbri- 
ceria. 

Giovera pure, che parlino contra li delitti di sangue, 
cioe omicidj, uceisioni e ferimenti si frequenti tra le fieri mor- 
lacchi, e sopra tutto, che combattano le triste abitudini della 
infingardaggine, della erapula, dell’ ubbriachezza, e lo spi- 
rito di vendetta, funeste cause di vizj e delitti: é pure ne- 
cessario, che li parrochi ricordino ai villici il dovere, che 
incombe a quelli, che sono chiamati dalla giustizia in qualitä 
di testimonj di dire la pura ed intiera verita senza movere 
sospetti infondati, od ingrandire le imputazioni, ma altresi 
senza occultare alcuna circostanza loro nota, od ottenerla con 
palliate velazioni. 

Si ha tutta flduzia, che nelle viste delle diocesi li superiori 
ecclesiastici direttamente, e colla cooperazione di qualche esper- 
to sacro oratore nell’ atto di ravvivare li sentimenti di religiosa 
morale, vorranno pure combattere li nocivi pregiudizj, e far 
note le sanzioni penali contra i delitti. 

(Nun folgen Me $$. 72—74, 80, 81, 110, 111, 147—150, 170—175 , 
191 — 19% des 1. THl8, des St. ©, 8.) 
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3. Des Verbrechens der öffentlihen Gewaltthätig— 
feit durch Handel mit Sclaven. 


(Hfd. v. 19. Auguft 1826, N. 2215 d. 3. G. ©. nad $. 81. BB. und 
galiz. Gub. Dec. v. 27. Mai 1830, 3. 29,252 nad $. 81. 338.) 


4. Der Verbrechen des Kindesmordes, der Abtreibung 
der Leibesfrucht- der Weglegung eines Kindes. 


(Böhm. App. Vdg. v. 16. Decemb, 1811 beim $. 122 409. und bohm. 
Bub. Dee. v. 22. November 1840, 3. 61,234 a.a. 0. 409 a.) 


5. Des Verbrechens des Wilddiebftahles. 


GA. Decretder ob der ennfifhen Landesregierung 
vom 14. Jänner 1826, 3. 27,154, vom Jahre 1825. 
(Ob der ennſ. Prov. & 8,8. Bd, S.7 u. f.) 


Der aus den feit Kurzem haufig vorfommenden Unterfuchungen 
über das Verbrechen des MWilddiebftahles erfcheinende Umſtand, daß 
von der mindern Volksclaſſe das unerlaubte Wildfchießen 
weder als ein Verbrechen des Diebftahles, noch als eine Gewiſſens— 
ſache erkannt werde, und daß an dem immer mehr einreißenden Wild- 
diebftahle die Leichtigkeit, womit das Landvolk Schiefrequifiten er: 
langt, viel beitrage, bat dem k. k. n. 6. Appellationg = Gerichte 
die Beranlaffung gegeben, mittelft Note vom 2. November 1825 an- 
ber das Anfuchen zu ftellen, die Belehrung des Landvolkes über 
das MVerbrecerifche und Sündhafte des Wilddiebftahles, auf geeig- 
netem Wege zu veranlaffen, und die Beobachtung der für den Schieß⸗ 
pulver-Verkauf beſtehenden politiſchen Anordnungen wiederholt ein: 
zuſchärfen. 

In dieſer Abſicht werden daher die Kreisämter angewieſen, auf 
dem Lande wiederholt bekannt machen zu laſſen, daß nach dem Straf— 
geſetzbuche der Wilddiebſtahl, wenn er mehr als fünf Gulden be— 
trägt, und zugleich entweder in eingefriedeten Waldungen, oder 
mit beſonderer Kühnheit, oder von einem gleichſam ein ordentliches 
Gewerbe damit treibenden Thäter verübt wird, nach $. 154 IL. f.) 
des &t. ©. I. Thl. als ein Verbrechen, außer diefen Umftänden ‚aber 
nad $. 210 II. Thl. des St. G. B. als eine ſchwere Polizei= Über: 
tretung zu behandeln ift, und daß gemäß hohen Hofkanzlei» Decretes 
vom 2. April 1807, 3. 5448 ohne obrigkeitliher Bedarfsbeſtäti— 
gung, oder Erlaubnißfhein dem Landvolke Fein Schießpulver verab: 
folgt werden darf. 
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6. Des Verbrechens des Betruges: 


a) Durch Gebraud des falfhen Maßes und Ge- 
wictes, 


(Pat. v. 1. December 181% beim $. 1780) 489.) 


b. Dur Verfälfhung der Studienzeugniffe und 
Wanderbüder. 


(N. 0. Rggs. Vdg. v. 17. Mai 1806, 3. 14,642 beim $. 18 1 B1O. 
(Hfd. v. 16. April 1822, N. 18672. J. G. S. a. a. O. 514. Ob der 
ennf. Reggs. Vda. v. 17. Nov. 1834, 3. 34,342 a. a. 0. @19.) 


e. Durch gefliffentlihe Verhehlung und Zueig: 
nung gefuntener Sachen. 


63. Hofdecret vom 11. Februar 1814, an fämmtlidhe 
Länderftellen, 
(Polit. & ©. 42. Bd., S. 35.) 


Nach der Bemerkung der k. k. oberiten Zuftizftelle find bei Eri: 
minal: Unterfuhungen mehrere Falle vorgefommen, welde bewäh— 
ven, daß gefundene Sachen verbehlet, und fich zugeeignet, ſomit 
die in den $$. 388, 393 und 39% des a. b. ©. B. enthaltenen 
Vorfhriften, auf deren llbertretung in den $$. 180 c, 181, 182, 
183 des I. und 210 und 211 des II. Thls. des &t. G. B. befondere 
Strafen beitimmt find, nicht befolgt werden. 

Da bieraus zu fhließen, und aus der Erfahrung bekannt iſt, 
daß ein großer Theil Menſchen, über die moralifhe Pflicht, welche 
jedermann zur Anzeige und Zurüditellung gefundener Sachen verbin: 
det, feinen richtigen Begriff hat, fo ift durch dag Ordinariat die Ein- 
leitung zu treffen, daß diefe moralifhe Pflibt, ſowohl in den Pre: 
digten, ald auch in den Schulen durch angemeifenen Unterricht den 
Erwachfenen und der Jugend öfters eingeprägt werde. 

(Laut n. 6. Regierungs = Verordnung vom 25. März 1834, 3. 13,015 iu 
der n. ö. Prov. ©. S. 16. Thl., S. 167 wurde die Beobachtung obiger 
Borfchrift wiederholt eingefchärft.) 


$. 4. 


Das Verbrechen entiteht aus der Bosheit des 
Thäters, nicht aus der Befchaffenheit desjenigen, an 
dem es verübet wird. Verbrechen werden alfo auch 
an Mebelthätern, Unfinnigen, Kindern, Schlafenden, 


auch an folchen Perfonen begangen, die ihren Scha- 
den felbft verlangen, oder zu demfelben einwilligen. 
(Siehe die $$. 149 und 150 St. ©. I. THl.) 


Behandlung und Beftrafung der Verlegung ber 
Eörperlidhen Freiheit eines Sclaven. 


(Hfd. v. 19. Auguft 1826, N. 2815 d. J. ©. ©. beziehungsweife Beilage 
zu demfelben $. 3 nach $. 81 BB 7.) 


Behandlung und Beftrafung des Waldbefißers beim 
Abbrernen eines Waldes. 


(Waldverordnung v. 1. Zuli 1813 $. 33 beim $. 147 4 16G. und ob der 
ennf. Regas. Deer. v. 13. October 1831, 3. 25,862 a. a. ©. 16. ®) 


8. 5. 
Nicht der unmittelbare Thäter allein wird des riisunge 
Verbrechens ſchuldig, jondern auch jeder, der Durch "en 
Befehl, Anratben, Unterricht, Lob, die Webelthat 
eingeleitet, vorfäßlich veranlaffet, zu ihrer Ausübung 
durch abfichtliche Herbeyſchaffung der Mittel, Hintan- 
haltung der Hinderniffe, oder auf was immer für eine 
Art Borfhub gegeben, Hülfe geleiftet, zu ihrer fichern 
Vollſtreckung beygetragen; auch wer nur vorläufig 
fich mit dem Thäter über die nach vollbrachter That 
ihm zu leiftende Hülfe und Beyſtand, oder über einen 
Antheil an Gewinn und Bortheil einverftanden hat. 
Befondere gefeglihe Beftimmungen über den Be 


griff der Mitfhuldigen und Theilnehmer bei ein 
zelnen VBerbreden. 


($$. 54, 55, 62—65, 93 -95, 98, 105, 118, 3) 126, 145, 
148, 166, 175, St. G. ü. 2.) 
Beftrafung der verbreherifhen Mitwirkung, wenn 
dieſe niht insbefondere verpönt erfdheint. 


63. Hofdecret vom 235. Mai 1787, an das mähriſch— 
fhlefifhe Appellations-Gericht, über die am 30. April 
n. 3. einbegleiteten Amtsfragen des Iglauer Magiftrates, 
N. 6830.93. ©. ©. 

Ada) Wo auf die Mitwirkung in dem Strafgefege eine eigene 


— 
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Strafe ausgemeflen worden, ift ſich genau nad Ausmeffung bes 
Geſetzes zu achten, wo aber auf die Mitwirkung eine beſondere 
Strafe gefegt worben, ift fih nad jenem zu achten, was von Be: 
firafung des Verbrechens geordnet ift. 


Befondere gefeglihe Beftimmungen über die Be 
firafung der Mitfhuldigen und Theilnehmer bei 
einzelnen Verbreden. 


(8$. 54, 55, 63— 65, 69, 73, 94 — 98, 100, 102, 104, 106, 
119 — 121, 124, 126, 130, 132, 139, 146, 166, 175, 
e &t. ©. ü. V.) 

Behandlung und Beftrafung der nahen und entfern 
ten Theilnehbmer am Verbreden des Mordes. 
(Hfd. v. 10. October 1807, N. 820, d. 3. G. ©. beim $. 119 406.) 
Behandlung und Beftrafung der Theilnebmer an 


dem Verbreden der Nachmachung öffentlicher als 
Münze geltender Eredits-Papiere, 


(Hfd. v. 29. Zuli 1810, N. 908 d. 3. ©. ©. beim $. 95 395.) 


Behandlung und Beftrafung der Theilnehbmer bei 
den unter Ehegatten, Eltern und Kindern —— 
lenden Entwendungen. 


(Hfd. v. 11. Juni 1813, N. 1002 d. J. ©. 6 beim g.2d) 58. (om. 
v. 20, Rov. 1817, N. 13878. 5.8. S. a. a. O. 59. Beral. auch den 
$. 168 des I. und sc 4 und 218 —* ü. Thl. St. G.) 


Anwendung der Vorſchrift des $. 410 St. ©. I. Thl. auf 
alle in $. 5 dieſes St. ©. des Verbrechens für ſchul— 
dig erklärten Snbividuen. 


(Hfd. v. 17. Dec. 1819, N, 1637d. 3. ©. ©. beim $. 410 1345.) 


$. 6. 

ee Wer ohne vorläufiges Einverftändniß, nur erft 

Verbrechen. ach begangenem Verbrechen dem Thäter mit Hülfe 
und Benftand beförderlich ift, oder, von dem ihm 
bekannt gewordenen Verbrechen Gewinn und Vor: 
theil zieht, macht fich zwar nicht eben deffelben, wohl 
aber eines befondern Verbrechens fchuldig, wie fol: 
ches in der Folge diefes Geſetzbuches beftimmt wer: 


den wird, 
(Siehe den 8. 198 des St. &, I, Thl.) 
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Befondere Fälle der Beftrafung eines erſt nad voll 
brachtem Verbreden getroffenen Einverftändniffes. 


(Siehe die $$. 54, 55, 165, 175, und Hfd. v. 21. Zuli 1810, N. 908 
d. J. ® ©. beim $.95 395. 


8. 7. 


Zu einem Verbrechen ift nicht nöthig, daß Die Berfu 1 eine 

That wirklich auögeführet werde. Schon der Verſuch. 

einer Uebelthat iſt dad Verbrechen, fobald der Bösge— 
finnte eine zur wirklichen Ausübung führende Hand: 
lung unternommen bat; die Vollbringung ded Ver: 
brechens aber nur wegen Unvermögenheit, wegen Da- 
zwifchenfunft eineö fremden Hindernifjes, oder 2 
Zufall unterblieben ift. 

(Bergl. den $.6 St, G. I. Thl.) 


Strafbeftimmung über den Verſuch der Verbreden 
überbaupt., 


(Hfd. v. 19. Auguft 1814, N, 1098 d. 3. G. ©. beim $. 122 408. 
und vergleiche den $. 40 a) des St. G. ü. V.) 


Gefetz liche Beſtimmungen über die Beſtrafung des 
Verſuches bei einzelnen Verbrechen. 


($$. 53, 96, 99, 101, 112, 121, 129, 131, 132 d. St. ü. V.) 


Bebandlung und Beftrafung der Drohung als un: 
mittelbaren Anfanges oder Verfudhes eines andern 
Verbredens. 


(Hd. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,516 nad $. 831 BAO.) 


Nahtragsgefeße, welche mit Rückſicht auf gewiſſe 
Verbrechen gefegliheBeifvielevom criminellen Ber- 
ſuche beftimmen: 

a) Mit Rückſicht auf die Ereditspapier-Verfäl: 
ſchung. 


(Gfd. v. 25. October 1805, N. 751 d. J. G. ©. beim 6. 96 396. 

A. h. Entfchliefung v. 11. Febr. 1806 a. a. 0. BI. Hfd. v. 3. Der. 

1808, 870 d. 5. G. S. ad 2. beim $. 94 BDA. und Hfd. v. 7. Sept. 
1811, N, 9570, 5. G. ©, beim $. 92 3477.) 
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b) Mit Rückſicht auf den Diebftahl am verfperrten 
Bute, 


(Ihfd. v. 5. October 1804, beim $. 154 IL. c ABB.) 


o) Mit Rüdfiht auf zweifahe Ehe. 
(Ofd. v. 11. Zuli 1817, N. 1345 d. 3. G. ©. beim $. 454 1396.) 


d) Mit Rückſicht auf Ausfpäbung und unbefugte 
Werbung. 


(Gfd. v. 10, Detober 1821, N. 1808 d. %. G. ©. 88. 2 und 6 beim $. 60 
301.) 


Beurtbeilung des Verfuches bei der Unzulänglid: 
Eeit der zur Verübung eines Verbrechens angemen- 
deten Mittel. 


64. Suftiz-Hofdecret vom 14. Jänner 1820, an das 
galiziſche Appellations-Gericht. 


(Waſer ©. 17.) 


Seine k. k. Majeftät haben über die vorgelegte Anfrage: ob ein 
des Entſchluſſes zur Verübung eines Verbrechens geftändiger und über: 
wiefener Befchuldigter bei der UnzulänglichEeit der hiezu angewendeten 
Mittel zur Criminal-Behandlung geeignet fei? zu entſchließen gerubet: 
„die angetragene allgemeine Erläuterung ded Begriffes vom Verfuche 
eines Verbrechens (daß der in diefem Falle befindliche Beſchuldigte 
fich allerdings des Verſuches eines Verbrechens nad dem $. 7, I. Thl., 
d. St ©. ſchuldig gemacht babe, und in diefer Art peinlich zu behan— 
dein, und zu beftrafen fei) hat zu unterbleiben, und haben die Ric: 
ter in einzelnen Fällen nach den im Geſetze feitgefegten Grundfagen 
ihr Amt zu handeln.“ 


Anwendung ber Vorſchrift des $. 156 I. St. ©. I. Thl. 
auch auf den Verſuch des Diebftables. 
(Ihfd. v. 6. März 1838 beim $. 1561. 446.) 


8. 8. 


Ueber Gedanken oder innerliches Vorhaben, wenn 
feine äußere böſe Handlung unternommen, oder nicht 
etwas, jo die Geſetze vorschreiben, unterlaffen wor: 
den, kann Niemand zur Rede geftellet werden. 





Zweites Hauptſtück. 
Don Beftrafung der Verbrechen überhaupt. 





Die Strafe der Verbrechen ift der Tod des Verbre— Eeupiarten der 


cherö, oder deſſen Anhaltung im Kerker. 
(Bergl. den $. 8 &t. G. II. Thl.) 


®ründe der Erweiterung der bisher im ordentliben 
Verfahren auf den Hochverrath allein befhränften 
Todesftrafe auf mehrere andere Verbrechen. 


(6kzd. v. 29. Detober 18083, N. 632 d. J. ©. S. beim 8, Abf. des Kdgp. 


.) 


Kundmahung der mit dem Tode verpönten Verbre— 
hen zur Belehrung der unteren Volksclaffe in den 
lombarb. venet. Provinzen. 


(Benet. Gub, Kdg. v. 30. Juni 1816, 3. 20,448 beim 8. Abf. des Kdap. 


Fälle, in welden die Todesftrafe verhängt ift: 
I. Durch das Geſetz überhaupt. 


1. Auf den Hochverrath. 
($. 53.) * 


2. Auf den Aufrupr, im Falle des Standrechtes. 
. ($, 67.) 

3. Auf die Verfertigung, und die im Einverftänd- 
niffe mit dem Nachmacher oder einem Mitſchuldigen 
gefhehene Ausgebung der als Münze geltenden öf— 

fentliden Grebits-Papiere. 
($$. 94, 95.) 
4. Auf den vollbrabten Meuchel-Raub- beftell: 
ten und gemeinen Mord. 


F | ($. 119.) 
Maucers ſyſtem. Handbuch. | 7 


Bayerische 


Sta:tsbil liothek 
München 





Art der Tor 
deeſtrafe. 
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5. Auf den rauberifhen Todtfhlag. 
($. 124.) 


6. Auf die Brandlegung, die zu wiederholten Ma 

len, oder in einer auf Verheerungen geridteten 

Zufammenrottung gefheben, oder wodurd ein 

Menfh, da es von dem Brandleger vorgefeben wer. 
den Eonnte, getödtet worden ift. 


($. 148 a) 


U. Durch Nadtragsgefeße insbefondere. 


1. Auf Nachmachung der als Münze geltenden öffent 
lihen Greditspapiere, wenn diefelbe auch niht mit 
Anwendung aller dazu nöthigen Werkzeuge, fon 
dern nur überhaupt mit vorbereiteten Werkzeugen 
obne Rüdfiht auf die Öattung und Zahl derfelben 
bewirfet worden ift. 
(Bfd. v. 3. Decemb. 1808, N. 2. d. J. G. ©. zu 1) beim$. 94 
8 
) 


2. Gegen jeden Theilnehmer, welcher mitdem Nad- 
macher oder Mitfhuldigen erftinad vollendeter Nach— 
mabung das VBerftändniß getroffen, und demfelben 
gemäß, nachgemachte als Münze geltende öffentlide 
Ereditspapiere ausgegeben bat. 


(Hfd. v. 21. Juli 1810, N. 908. d. J. G. ©. beim $. 95 395.) 


3. Auf das Verbreden der Ausfpabung und unbefug- 
ten Werbung. 
(Hd. v. 10. October 1821, N. 1808 d. 3. G. ©. $. 2 und 6 beim $. 60, 
301.) 


el. der Todesſtrafe in eine zeitlidhe Ker: 
Eerftrafe. 


($$. 210, 431, 481. Zhfd. v. 7. Auguft 1808 beim $. 207 a) SB.) 
und Hfd, v. 17. Jänner 1818, N. 1404 d. J. G. S. beim $. 430 


1300.) 
8. 10. 
Die Zodeöftrafe wird mit dem Strange voll: 
zogen. 


Vollzug der Todesftrafe durch Erfhießen. 


(Pat. v. 21. Mai 1805, N. 731 d. J. G. S. $. 12, beims. 82, BA41. 
und galiz. Gub. Kdg. v. 28, Zuli 1837, 3.46,260 9. 33 a. a. O. AA a) 
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Modalitäten der Vollziehung ber Tobesurtheile. 
(Siehe den $. 450 und die dort aufgeführten Novellen: dann Hfd, v. 
25. Sept. 180%, N. 688 d. 3. ©. ©. beim $. 320 1146. Hfr. v. 22, 
Mai 1818, N. 14580. J. G. S. a. a. O. 114 7. fd. v. 14. April 
1826 N. 2179 d. J. G. S. beim $. 426 IV. a) 1201. 4fd. v. 21. Juli 
1820, N. 1678 d. J. ©. ©. beim 8. 456 1397. n. ö. Reggs. Vdg. 


v. 29. April 1826, 3. 20,345 beim $. 507. 15 ID. Erläut. der Hfk. in 
3. G. ©. v. 14. Sept. 1804 beim $. 510 1 5%1.) 


Gebühren des Scharfridters. 
(Siehe den $. 533, und die dort aufgeführten Novellen.) 


g. 11. 


Die Kerkerftrafe wird nad) dem Unterfchiede der „Bra: der 


Strenge in drey Grade eingetheilet: der erite Grad _ ») nah dem 


Unterſchiede 


wird durch das Wort: Kerker ohne Zuſatz; der zweyte der Strenge. 
durch: ſchwerer Kerker; der dritte durch: ſchwereſter 
Kerker *), bezeichnet. 

(Beral. den $. 11—13 St. G. II. Th.) 


Ärztlihes Gutachten über’ die Anwendbarkeit der 
Kerfergrade. 


65. Berordnung des f. En. 6. Appellations-Gerich— 
tes vom 3. Jänner 1815. 
(Wafer ©. 33.) 


In den Zeugniffen der Ärzte und Wundärzte fol ein beſtimm— 
tes Gutachten über den Gefundheitszuftand der Inquiſiten, und ind: 
befondere darüber abgegeben werden, welder Grad des Kerkers Statt 
finden Eönne, und aus welchen Grünten die Volljiehung einer ſchwe— 
ren Kerkerftrafe für unmöglich gehalten werde. 


(Bergl. den $. 373 und die dort aufgeführten Novellen.) 
$. 12. 


In dem erften oder unterften Grade der Kerker: Srter Gras. 
ftrafe wird der Sträfling ohne Eifen, jedoch enge ver: 


) Rüdfichtlich der fchwereften Kerkertrafe fiehe Die Zeitfchrift für ö. R. ıc. 
1841, 3. 5d., ©. 73, wo es in der Anmerkung heißt: „der dritte 
(rad 3 Kerkers, ſchwereſter Kerker, wie früher nach $. 11 und 14 
ftatt hatte, ift gegenwärtig aufgehoben.“ (A. b. Entſchließung vom 
11. [Hfd. v. 15.] Jänner 1833), ſiehe auch hierüber in derſelben Zeit: 


fchrift 1838 3, Bd., S. 263, die Bemerkungen. ge 
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wahret, und in der Verpflegung fo gehalten, wie es 
die Einrichtung der für folche Sträflinge beftimmten 
Straförter mit fich bringt. Es wird ihm fein anderes 
Getränke, ald Waſſer zugelaffen, und mit nieman- 
den eine Zufammenkunft ohne Gegenwart des Gefan— 
genwärters, auch Feine Unterredung in einer dem Leb- 


teren unverftändlichen Sprache geitattet, 
(Bergl. den $. 11 St. G. II, Th.) 


Diefer $. enthält folgende Beftimmungen: 
1. Der Sträfling wird ohne Eifen jedod enge ver: 
wahret. 
($. 12. St. G. 1. Th. und 15. Abf. des Kdap., dann die 6$. 329 — 331 
St. G. I. Thl.) 


II. Der Sträfling wird in der Berpflegung fo ge 
halten, wie es die Einrichtung der für folde Sträf- 
linge beftimmten Straförter mit fi bringt. 


Berpflegung der Sträflinge. 


66. Hofdecret vom 3. Auguft 1790, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entfchließung über 
den nad) Einvernehmen mit der oberften Juftizftelle und Hofcom- 
miflion in Geſetzſachen von den vereinten politifchen Hofftellen er- 
ftatteten Vortrag vom 1. Julin. 3. N, 48 d. J. G. ©. 


Ad b) Den jüdifhen Arreftanten foll überhaupt erlaubt fein, 
entweder in der Frohnfeſte, oder wenn fie krank find, im Gpitale 
ſich vermöge ihrer Religionsgebräuche die nöthige Nahrung von ihren 
Slaubensgenoffen,, jedoch unter geböriger Auffiht und mit Hintan— 
baltung alles Unterfchleifes und Mifbrauces eines geheimen Einver— 
ftandniffes zurichten zu laffen, als worauf den Auffehern und Gefan: 
genwärtern die genauefte Aufmerkfamkeit eingefhärft wird. 


67. Verordnung dest. f, böhmischen Appellations— 
Gerichtes vom 24. April 1807. 
Borſchitzky's Handbuch, Seite 315 u. f.) 

Die Prager Sfraeliten = Gemeinde - Vorfteher haben hierorts ge: 
beten, damit ſowohl den im Criminal-Verhafte infißenden, als aud) 
ben bereits abgeurtheilten im Spinnhauſe befindlihen Juden bei den 
eingetretenen DOfterfeiertagen die in ihren Religions: Gefeßen vor: 


66 —68. 101 


geichriebenen Speifen und Getränke burd ihre Glaubensgenoffen zu: 
gebracht werden dürfen. Da nun bereits geitern, auf Anfuchen des Prager 
jüdifhen Oberjuriften, der Prager Magiftrat angewiefen worden ift, 
der Spinnhaus » Verwaltungs - Infpeetion zu bedeuten: daß zwar die 
Überfendung der Koft unmittelbar aus der Zudenftadt in das Spinn—⸗ 
haus für die jüdifhen Straflinge nicht ftart finde, jedoh nah Maß: 
gabe des Hofdecretes vom 3. Auguft (EG) den jüdischen Arreftanten 
zu erlauben fei, in dem Spinnhaufe felbit fid vermöge ihrer Relis 
gions⸗Gebräuche die nöthige Nahrung von ihren Glaubensgenoffen uns 
ter geböriger Auffiht und mir Hintanbaltung alles Unterſchleifes und 
Mipbraudes oder geheimen Einverftändniffes zurichten zu laffen: fo 
wird hievon auch der Magiftrat der Criminal: Abtheilung mit dem 
Beifage verftändiget, daß eben fo auch den jüdifchen Inquiſiten die 
in ihren Religiond =» Gefegen während der Dfterfeiertage vorgefchriebe: 
nen Speifen nicht unmittelbar durd ihre Glaubensgenoſſen zugebracht 
werden dürfen, fondern denfelben nur geitattet fei, in dem Verwah— 
rungsorte felbft, ſich vermöge ihres Religions » Gebrauches die nöthi: 
ge Nahrung von ihren Glaubensgenoffen unter der gehörigen Aufſicht 
zurichten zu laſſen, wobei aber aller Unterſchleif, und geheimes Ein- 
verftändniß bintanzubalten, fomit dem Kerkermeifter und dem Gefan- 
genmwärter hierauf die genauefte Aufmerkfamkeit einzufchärfen ift. 


8. Hofdecret vom 7. December 1815, an das n.- 6. 
Appellations- Gericht, über Eröffnung der vereinigten 
Hoffanzlei vom 30. Dctober n. 3. N. 1193 0.3. ©. ©. 


Se. Majeftät haben in Hinficht der Eünftigen Einrichtung bes 
Wiener Zuchthauſes folgende Puncte zu genehmigen gerubt: 

1. Sollen die Criminal: Berichte in die Auskunft Tabellen, 
mit welchen die abgeurtheilten Verbrecher in das Zuchthaus zur Voll⸗ 
ftreefung der ihnen zuerfannten Strafe abgeliefert werden, auch die 
Anmerkung über die Gemüthsbeſchaffenheit und das Betragen des Ver- 
urtheilten vor und während der Unterfuhung aufnehmen, und 
ein Verzeichniß der Effecten beilegen, welche derfelbe in das Zucht— 
baus mitbringt. 

2. Sollen die Lagerftätten der Straflinge mit Strohſäcken, 
Strobpolftern und Leintüchern, jedoch unter der gehörigen Vorſicht 
für Keinlichkeit und Sicherheit der Gefängniffe, verſehen werden, 
ohne daß dießfalls, und wegen der folgenden zwei Puncte eine Ab: 
änderung in der buchftäblichen Ausfage des Gefeßes nothwendig wird. 

3. Wird bewilliget, daß den Züchtlingen an Sonntagen eine 
Sleifhbrühe mit '/, Pfund Fleiſch nebft einer Mehlfpeife, dann in der 
Woche dreimal eine Mehlfpeife mit Mil und ein Pfund Brot täg- 
lich abgereicht werden Eönne. Auch wird 

4. genebmiget, daß die Hälfte des Überverdienftes eines jeden 
Sträflings bis zu feiner Entlaffung in der Hauscaffa aufbewahret, 
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und zu Ende ber Strafzeit dem zu Entlaffenden felbft auf die Hand 
ausgezahlt, die andere Häl’te aber dem Sträflinge zu feiner beffern 
Subſiſtenz dergeftalt überlaffen werben könne, daß er nie felbft während 
feiner Strafzeit einige Barſchaft in die Hände befomme, fondern ihm 
nur frei ftehe, um einen Beitrag an Bier, Brot und Suppe zu bit: 
ten, welche von dem Hausbeamten bei dem Ausfpeifer anzuweiſen, 
und worüber mit dem Leßteren jede Woche eine Berechnung zu pfle— 
gen ift. 

Dabei gaben jedoch Seine Majeftät Ihre höchſte Willensmei: 
nung dahin zu erkennen, daß die übrigen gefeglichen mit dem Gefäng: 
niffe verbundenen lbel und Entbehrungen an den Sträflingen genau 
vollzogen werden, und daß fie vorzüglich im einer ftrengen und un: 
unterbrodyenen Anbaltung zur Arbeit ihre Strafe und den Weg zur 
Befferung finden, wie auch, daß in den Etrafanftalten derfelben 
Sattung überall eine gleihe Behandlung der Sträflinge Statt fin 
den folle. 

5. Endli wurde die Oberaufficht über das biefige Zuchthaus , 
in welche fich bisher der hieſige Magiftrat, die Polizei: Oberdirection 
und die k. k. Polizei: Hofftelle tbeilten, der niederöſterreichiſchen 
Landesregierung aufgetragen, und in höherer Beziehung die Ver: 
waltung desfelben der k. E. vereinigten Hofkanzlei untergeordnet. 


69. Hofdecret vom 12. Juli 1819 an fämmtlide 
Appellations» Gerichte, in Folge höchſter Entfchließung 
vom 24. Juni 1819 über Vortrag der oberften Juſtizſtelle 

N. 1575 d. J. ©. ©. 


Die Verpflegung der Arreftanten ift in jedem Falle mittelft eis 
ner öffentlihen Verfteigerung, und mit Ausſchließung der Kerfermei: 
fter, zu vergeben; nur in den Fällen, wo auf diefe Art gar Eein 
Garkoch erhalten wird, ift diefelbe dem Kerkermeifter nad dem von 
der Buchbaltung beftimmten, gehörig zu bemeifenden Ausrufspreife 
zu überlaffen. 


70. Decretdest. £. n. 5. Appellations- Gerichtes vom 
1. Februar 1822. 
(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl., S. 30.) 


Den fogenannten Hausfträflingen find zu ihrer Verpflegung Eeine 
Zulagen zu geftatten, ſondern diefelben find, im Falle der Arzt 
die gewöhnliche Verpflegung diefer Sträflinge ihrem Gefundheitszus 
ftande nachtheilig findet, in das Spital abzugeben. 
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71. HoftanzleisDecret vom 9. Juli 1835, 3. 14,339. 
(N. ö. Prov. G. ©. 17. Thl., ©. 428.) 


In Folge einer mit Decret der k. k. cberften — vom 7. 
December 1815, 3. 1193 (G8) den betreffenden k. k. Appella- 
tions⸗Gerichten eröffneten allerhöchſten Entſchließung wurde in Hin— 
ſicht auf die durch die $$. 12 und 13 des Geſetzbuches Über Werbre: 
hen vorgefchriebene Behandlung der Criminal = Sträflinge eine Mil: 
derung in der Art allergnädigſt bewilliget, daß 

a) die Lagerftätte der Sträflinge mit Strohſäcken, Leintüdern 
und Strohpölſtern, jedoch unter Vorficht für Reinlichkeit und Si— 
cherheit der Gefängniffe mit möglichſter Sparfamkeit verfehen wer: 
de, und 
) daß den Züchtlingen an Sonntagen eine Zleifhbrühe mit Ein 
Viertel Pfund Fleiſch nebft einer Mehlſpeiſe mit Mil und Ein 
Pfund Brot täglich abgereicht werden Eönne. 

Da nun wahrgenommen wurde, daß die Sträflinge in diefer 
Hinfiht nicht in allen Provinzen gleich gehalten find, fo haben Seine 
Majeftät mit einer weitern an die k. k. oberfte Juftizftelle unterm 20. 
Juni 1835 erlaffenen allerhöchſten Entſchließung allergnädigft an: 
- zuordnen gerubet, daß die Eingangs erwähnte allerhöchfte Vorſchrift 
bezüglich der Lagerftätre fogleich in allen Provinzenin Anz 
wendung ju fommen habe, wenn die Sträflinge nicht fhon gemäß 
früherer Verfügung auf diefe Art behandelt werden, und daß aud 
die allerhöchfte Beftimmung wegen der Beköftigung mit Berüdficti- 
gung der Candesverhäftniffe im Wefentlichen in Erfüllung zu bringen 
fei, ohne an diefe Gattung der Speifen gebunden zu fein. 


YA a) GubernialsDecret vom 9. Juli 1835, 3. 30,692, 
an die & Kreisämter, den BPriager Magiftrat, das Fis— 
calamt und die Staatsbudhhaltung. 

(Böhm. Prov. &. ©. 17. Bdo., S. 420.) 


Seine E k. Majeftät haben mit der mit Hofkanzlei-Decrete vom 
11. Zuni 1.3.9. 3. 14,825 bekannt gemachten a. h. Entſchließung 
vom 29. Mai I. 3. allergnädigft zu genehmigen gerubet, daß es un- 
geachtet der in dem a. h. Patente vom 19. Auguft 1765 enthaltenen 
Beftimmungen, in Hinſicht der Verpflegskoften für Criminal» Inquis 
fiten , bei dem in Böhmen ftets beobachteten Verfahren, nad wel 
chem die Inquifiten ohme Unterfhied zwiſchen jener propriae, und je: 
ner vicarise jurisdiotionis aus dem Criminalfonde, und bezüglich 
aus dem Staatöfchage vergütet werden, zu verbleiben habe. 
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FA») Regierungsd-Berordnung am 6. Juli 1837, 
3. 20,522, 
(Db der ennfifche Prov. G. S. 19. Th. S. 9& u. f.) 


Die k. £. Landesregierung hat einverftandlich mit dem k. En. 6. 
Appellationd = Gerichte bezüglich der Werpflegungsart der Jnquifiten 
und ©träflinge bei den kak. Pfleggerichten die Einführung von Spei— 
fetariffen in der Art, daß darin jede Speife für jeden Tag der Woche 
jpeciell ausgedrüdt werde, nicht zu beichließen, fondern für zureis 
chend befunden, fammtlichen £. E. Pfleggerichten durch das k. k. Kreis— 
amt lediglih im Allgemeinen bedeuten zu laffen, was jedem Gefange: 
nen im gefunden Zuftande verabreicht werden müfle, und zwar: 

a) Eine tägliche Brotportion von 1'/, Pfund, welche den Ge: 
fangenen allenfalls in geeigneter Theilung für Mittag und Abend zu 
verabfolgen, und wobei vorzüglich die Qualität, und daß es ftets 
gut ausgebaden fei, zu berückſichtigen fein wird. 

b) Gemäß dem Juftiz » Hofdecrete vom 20. Jänner 1826 wo: 
chentlich in unterbrodenen Qagen dreimal Rindfleifh, und zwar 
jedesmal '/, Pfund mit zureihendem Gemüfe, beftehend in faurem 
Kraut, fauren Rüben. oder andern derlei Zufpeifen, wie deren Ver- 
abreichung durch die Jahreszeiten oder Local⸗Verhältniſſe geftartet ift. 

c) An den übrigen Tagen eine warme Speife von dazu anwend— 
baren Hülfenfrüchten oder Gemüfe » Gattungen, Erdäpfel xc., Mehl: 
oder Milchipeiien in der Menge von einem Geitel, oder in einer mit 
diefem Ausmaße in Einklang ftehenden Quantität und im guten ge: 
nießbaren BZuftande, wie nun der Wechſel nad den Umſtänden und 
Focal: Verhältniffen geftatter ift, endlich 

d) täglich '/, Maß eingekochte Suppe, die an den Tagen, wo 
der Inquiſit Fleiſch erhält, eine gute Kleifhfuppe, in den übrigen 

agen eine Surrogat: Suppe (aus Hülfenfrüdten, oder Einbrenn- 
Suppe ꝛc.) fein fol. 

Bei diefer Verpflegung werden die Gerichtdbiener mit dem, was 
ihnen täglich pr. Kopf paſſirt ift, und ſich ohnehin ftets nach den Prei: 
fen der Lebensmittel richter, ohne Anſtand auslangen, zumal biebei 
kein bürgerlicher Gewinn zu beobachten ift, fondern die Verpflegung 
der Gefangenen auf dem Rande, wo von einer andermweitigen Maßre— 
gel Eeine Rede fein kann, zu den Amtsobliegenheiten der Gerichtsdie: 
ner gehört. Zudem find auch Eeine ‚u engen Gränzen in Bezug auf 
bie tägliche Wahl der Speifen, die immerbin nady den Local: Mer: 
hältniſſen eingeridptet werden kann, zu ftellen, andererfeits werben 
ebenfalls bie Gefangenen Eeine Urfahe zu Klagen über Mangel ba- 
ben. Nur ift den E. k. Pfleggerichten zur Arengen Pflicht zu machen, 
durd genaue, dfterd zu ungleiher Zeit wiederkehrende und unver: 
muthete Vifitationen fich die Überzeugung zu verfhaffen, ob die Ge— 
fangenen ihre Verpflegung in vorgefchriebener Menge und Güte erhal: 
ten, und entdeckte Berkürzungen ſogleich ohne alle Nachſicht zu ahnden. 


79. Hoffanzleis Decretv.10.Dctober 1835, 3. 26,637 
an die n. 6. Regierung. 


(Prov. ©. ©, für Galizien und Lodomerien, 17. Jahrg. 2. Abth. S. 640, 
und für Dierreih unter der Enns 17. Tb., S. 801 ) 


Das mit a. h. Entfdliefung vom 20. Mai (Hofverorbnung vom 
9, Zuli d. 3.) für fämmtlihe Provinzial» Strafanftalten vorgezeich⸗ 
nete Ausmaß der täglihen Brotportionen für die Sträflinge mit Ei: 
nem Pfunde hut zwar allerdings als Regel zu gelten, dieß kann jedoch 
nicht hindern, daß ausnahmsweife einzelnen Straflingen, die nach dem 
einzubholenden gewiffenhaften ärztlichen Ausfpruche aus den, in dem 
Berichte der Regierung vom 30. Auguft d. J., 3. 41,396, angeführs 
ten Urfachen mit jenem Brotausmaße ohne Abbruch ihrer Geſundheit 
ſchlechterdings nicht auslangen können, eine höhere Brotportion zu: 
geftanden werde. Es find daher die Individuen, die aus erheblichen 
Gründen darum bitten follten, jedesmal einzeln einer genauen ärzt— 
lien Unterfuhung zu unterziehen, es barf aber niemals dem all: 
gemeinen, von einer größeren Zahl von Sträflingen dießfalls geftellten 
Begehren, ohne vorläufiges gehörig motivirtes ärztliches Parere bin: 
fichtlich jedes Einzelnen, eine Folge gegeben werden. 


93. Berordnung der fin. ö. Landesregierung vom 
22. December 1835, 3. 70,772. 


(Prov. ©. S. für Böhmen, 17, Bd., ©. 781, für Dalmatien, v. Jahre 
1836, © . 98, für Dfterreich unter Enns. 17. Th., &. 987, für Steier: 
mark, 18, Thl., S. 3, für Tirol und Borarlberg, 22. Bd., S. 561,) 


An Folge allerhöcfter mit Hofdecret vom 1. December 1835, 
3. 7991, eröffneten Entſchließung vom 21. November 1836 wird ver: 
ordnet, daß die im Hofdecrete vom 7. December 1815, Nr. 1198 
ber Juſtiz- Gefegfammlung, enthaltene Beftimmung (ohne eine Ab: 
änderung in dem Inhalte des $. 13 des erften Theiles des Strafgeſetz- 
buches Eund zu machen) hinfichtli der Lagerftätte und Beföftigung 
auch bei jerien Sträflingen des ſchweren Kerfers, welche gemäß $.457 
des Strafgefeges bei den Criminal» Gerichten zur Volljiehung der 
Strafe angehalten werden , binfichtlic der Lagerftätte fogleih in 
Anwendung zu kommen babe, wenn diefe Straflinge nicht ſchon gemäß 
früherer Verfügung auf diefe Art behandelt werben, und daß bie allers 
höchſte Beſtimmung wegen der Beköſtigung mit Berückſichtigung der 
Landesverhältniſſe im Weſentlichen in Erfüllung zu bringen fei, ohne 
an bdiefelbe Gattung der Speifen gebunden zu fein, 

Hievon find die Eriminals» Gerichte in Folge einer Zufchrift des 
k. En. ö. Appellationg = und Griminal-Obergerichtes vom 11. Decem- 
ber 1835, 3. 13,529; zur genauen Darnachachtung zu verftändigen. 


’ 


106 Zweit. Hptſt. Bon Beftraf. d. Verbrechen überh. $. 12. 


Dedung ber Unterbaltd: und Krankheitskoſten durd 
Arbeit der Sträflinge. 


24. Hofdecret vom 10. Jänner 1811. 
(Pratob. Mat., 1. Bd., ©. 219.) 


Auf den Vortrag der Hofcommilfion in 3. ©. ©. vom 5. Fe: 
bruar 1810, wegen Unterhaltes der Sträflinge aus ihrem Vermögen, 
foweit der Erwerb im Straforte nicht zureiht, wurde in Folge 
höchſter Entſchließung vom 9. Juli 1810 beftimmt, daß es rückſicht— 
li der Koften des Interhaltes, eben fo der Krankheitd- und Beerdi- 
gungskoften *) der Sträflinge bei der bisherigen llbung fein Bewen— 
= haben, und getrachtet werden foll, diefe Koften durch Arbeit zu 
erhalten. 


75. Hoffanzlei- Decret vom 22. Juli 1835, 
3. 19,330. 


(Prov. G. S. für Öfterreih ob der Enns, 17. Bd., 5. 393, und für 
Dfterreih unter der Enns, 17. Thl., ©. 471 u. f.) 


Seine &E Majeftat haben mit a. h. Entſchließung vom 18. 
Zuli 1835 anzuordnen gerubet, daß die Frage, ob und in wie fern den 
Sträflingen, welche Vermögen befißen, die Beitreitung der Verpflegss 
Eoften für die Dauer der Strafzeit zuzumeifen fei, bei der im Zuge 
befindlichen Reviſion des Strafgefeßes in Berathung zu nehmen fei, 
und daß es inzwifchen überall bei der bisherigen Gepflogenheit ju blei- 
ben babe. 

*  Ragerftätte der Öträflinge. 
(Hfd. v. 7. Dec. 1815, N. 1193 d. 3. G. ©. zu 2) oben GS, Hkzd. v. 9. 
Yuli 1835, 3. 14,339 zu a) oben FÜ und n. ö. Reggs. Bda. v. 28. 
Dec. 1835, 3. 70,772 oben FB.) 


*) Diefes Hofdecret wurde in Anfehung der Leichenkoften durch das v. 
7. Februar 1817, N. 1313 d. J. G. ©. (SD.) außer Kraft ge: 
feßt, und durch eben dasfelbe im erjten Abfage in Betreff der Ber: 
pflegungskoften überhaupt , und insbefondere auch rüdfichtlich der 
Krankheitskoften der Sträflinge, fo wie durd das folgende Hof: 
Eanzlei:Decret v. 22. Juli 1835, 3.19,330 (7 5) beitätiget. (Siehe 
noch rückfichtlich der Dedung der Ber; Tegungskoften duch Arbeit 
die tirol, Gub. Kdg. v. 4. April 1816, 3. 3241 ad 11 beim $. 526 
1583.) 


Disciplinar:Vorfhriften für Sträflinge. 


1. Behandlung und Beftrafung entwidhener 
Sträflinge. 
(Bub. Vdg, für Steiermark und Kärnthen v. 4. Juni 1806, beim $. 330 
1159. Hfd. v. 18. Febr. 1889, N. 1647 a.a.0. AGB. Hf.v. 
21. Dec. 1822, N. 1916 d. J. G. ©. a. a. O. 1164. um HL. v. 
6. Nov. 183%, 3. 25,673 a.a. DO. 166.) 


2. Belohnung für die Einbringung entwidener 
Sträflinge. 
(Mähr. fchlef. Gub. Intimat. v. 26. Mai 1820, 3. 13,548 beim $. 330 
1168. und Hfd. v. 27. Zuni 1889, N. 2415 d. J. G. S. a. a. O. 
116 


3. ReligionsslUinterriht für Sträflinge. 


76. Hofdecret vom 11. Mai 1810, an fämmtlidhe 
Appellations-Gerichte, über Note der k. k. vereinigten Hof: 
fanzlei vom 20. April n. 3. N. 903 dv. 3. ©. ©. 


Seine Majeftat haben zu befehlen geruber, daß bei allen Cri— 
minalarreften ein ordentlicher Religionsunterricht eingeführt werden 
fol; ferner, daß jedem in feinem Klofter oder Stifte verpflegten Ors 
denspriejter für die Ertheilung dieſes Unterrichtes aus dem Religions: 
fonde jahrlich eine Remuneration von 150 fl. ; einem fchon in der Seel: 
forge angeftellten, und ald Seelſorger fhon befoldeten Weltpriefter 
200 fl.; einem eigens für diefen Unterricht aufgeftellten Priefter aber 
jährlich der volle Gehalt eines Pfarrers verabfolget werden folle, und 
daß folche Priefter von den Eonfiftorien in Vorſchlag gebracht, und 
von den Landerftellen benennt werden follen; endlich, daf die ſchon 
abgeurtheilten minderen Verbrecher von den größeren, ſchwer zu bef: 
fernden abgefondert werden follen. 

Für die zu dem befagten Religionsunterrichte anzuftellenden In: 
dividuen haben Seine Majeftät die nachfolgende Inſtruction genebs 
miget, welche einem jeden bei feiner Anftellung mitzugeben fein wird. 


Anweifung 


für die den Griminalarreftanten beizugebenden Religionslehrer. 


$. 1. Die Pflichten des den Eriminalarreftanten beizugebenden Res 
ligionslehrers zerfallen in zwei Haupttheile. Einige derfelben beziehen 
fi) namlich auf die Arreftpolizei, welche der Seelforger nit aus 
übertriebenem Wunfche, ſich mit den Arreftanten über ihr Seelen⸗ 
heil zu beſprechen, ftören oder ſchwächen darf ; die: andern gründen fich 
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auf den Zwed feines Amtes, die fittlihe Beflerung der Arreftanten , 
und dadurd zugleich das allgemeine Staatswohl befördern zu helfen. 

$. 2. In Anfehung der Arreftpolizei iſt zuerſt ein wefentlicher 
Unterfhied zwifchen den in der Unterfuhung ftehenden Arreftanten, 
und zwifchen den bereits abgeurtheilten und zur Strafe eingekerkerten 
Verbrechern zu maden. In Anfehung der erftern darf der Seelſor— 
ger nach dem $. 321 des Strafgeſetzbuches erften Theiles ſich nie an- 
maßen, allein zu dem Merbafteten zu kommen, und ſich mit ihm zu 
befprehen. Er darf mit ihnen nie ohne befondere Erlaubniß des Cri— 
minalgerichtes, und nur in Gegenwart eines Criminalgerihts: Be— 
amten, dem die Sprache, worin die Unterredung gefchehen ſoll, ver: 
ftändlich ift, ſich befprechen. 

$. 3. Auch bei dem Religionsunterrichte, der an Sonn« und 
Beiertagen der verfammelten Menge der Arreftanten zu ertheisen ift, 
Eann der Seeforger nicht die Gegenwart diefer noch in der Unterſu— 
hung ftehenden Arreftanten fordern; fondern es find nur jene Inqui— 
fiten zum Religionsunterrichte zuzulaſſen, denen es der Criminalger 
richtsvorfteber, einverftändlich mit dem Inquirenten, nad der Lage der 
Unterfubung ausdrücklich geftattet. 

$. 4. Minder befhränkt ift der Umgang des Seelſorgers mit den 
bereitd abgeurtheilten und zur Strafe eingekerkerten Verbrechern. 
Mit diefen darf er an einem dazu beftimmten Orte allein ſprechen, 
jedoch nur mit Vorwiſſen ded Worftehers der Arreitanftalt, und zu einer 
Zeit, welche mit der übrigen Hausordnung nicht im Miderfprude ftebt. 

$. 5. Bei allem Umgange, den er mit den Arreftanten jeder 
Art, allgemein oder einzeln zu pflegen bat, hat fih der Seel— 
forger gegenwärtig zu balten, daß er ſich nit in Beurtheilung 
der Gelindigkeit oder Schärfe, oder Nechtmäßigkeit des Verhaftes, 
oder der Strafe, noch weniger einzelner Befhuldigungen gegen diefen 
oder jenen Arreftanten,, in Schmähungen oder Vorwürfe an diefelben 
einlaffe. Erfteres ift nit nur außer den Gränzen feiner Beflimmung , 
fondern ed wäre felbft ein fchweres Vergehen eines anmaßenden Urthei— 
(ed; leßteres ift dem hriftlihen Geifte der Sanftmuth zuwider, wür: 
de ihm das feinem Amte fo nöthige Zutrauen der Lehrlinge ganz ent« 
ziehen , und ihm alfen Zugang zu ihren Herzen verfchließen, 

$. 6. So nothwendig es dem Seelforger ift, ſich fo viel möglich 
eine individuelle Kenntniß der einzelnen Arreftanten, ihrer Verge— 
hungen, ihres Charakters, des Grades ihrer geiftigen Bildung zu 
verfchaffen ; fo darf er fich diefe Kenntniß doch nur durch ſolche Mit: 
tel verfchaffen,, welche in jeder Hinfiht an ſich rechtmäßig find, und 
mit der Arreftpolizei nicht im Widerfpruche ftehen. Werbothene Mit: 
tel in diefer Sache find vorzüglich: jeder Verſuch, eine Einſicht in 
die Acten des Griminalgerichtes zu erhalten, die Ausforfhung der 
Mitarreftanten über die Befchaffenbeit der anderen, felbit das bloße 
geneigte Anhören von Schwäßereien der Arreftanten an ihm über bie 
Beihaffenheit ihree Gefährten. Die erlaubten Mittel find: das 
Beichtbekenntniß jedes einzelnen Gefangenen über feinen eigenen See⸗ 


lenzuftand, das vernünftige Ausforfchen des Nöthigen im Gefpräde 
mit der Perfon felbft, die Auskünfte, die ihm der Gerichtsvoriteher 
und ber Kerfermeifter über die Arreftanten geben. 

$. 7. Der Seelforger enthalte fih von allen Gefchenken, die ' 
er an die Gefangenen, es fei an Geld, Nahrungsmitteln, oder an 
was immer eigenmächtig bringen wollte, um ſich ihre Zuneigung und 
ihr Vertrauen zu erwerben. Erhalt er Almofen für diefelben, fo darf 
er bdasfelbe nur einverftändlich mit dem Gerichtsvorfteher, und mit 
ausdrücklicher Bewilligung desfelben an die beftimmten Perfonen ver: 
theilen. 

$. 8. Was nun die Pflichten betrifft, welche ſich auf den Zweck 
feines Amtes gründen, fo hat er alle Sonn: und Feiertage einen ges 
meinfchaftlihen Religionsunterrit an alle diejenigen zu ertbeilen, 
weldye ſchon abgeurtheilet find, oder welche aus den Inquiſiten dabei 
zu erfcheinen die Erlaubniß haben. Theils des Wohlftandes wegen, 
theild weil die Belehrung der Weibsperfonen, der. ihnen gewöhnlich 
eigenen Verbrechen wegen, verſchieden von jener der männlichen Ar: 
reftanten fein muß, ift der Unterricht der männlichen und der weib- 
lihen Arreftanten zu verfchiedenen Stunden abzuhalten. Bei einer 
großen Menge von Arreftanten einerlei Geſchlechtes können fie in Ab: 
tbeilungen nach der Zahl der Kerker gebracht werden, denen der Un: 
terricht zu verfchiedenen Stunden, und da dem Geelforger eine zu 
oftmalige Wiederholung des Unterrichtes an eben demfelben Tage 
nicht zugemutbet werden kann, auch an verfchiedenen Tagen der Woche, 
doch fo, daß jede Abtheilung wenigftens eine wöchentliche Erbauungs— 
ftunde erhalte, ertheilet werde, 

$. 9. Zur Winterszeit, wo bei den Gefängniffen weniger Arbeit 
ift, kann der Geelforger audy unter der Woche mit Einverftändniffe 
des Vorftehers verfchiedenen Abtheilungen der Arreftanten, oder was 
noch beiler ift, einzelnen ſchon abgeurtheilten, nur zur Strafe nod 
eingekerferten Gefangenen nad ihren Bedürfniffen Unterricht geben. 

$. 10. Da die Vergehen der Menfchen entweder aus abfoluter 
Unwiffenheit des Gefeßes, oder aus verderbten 'Meigungen, welche 
den Verftand zur Aufftellung irriger Principien verleiten, ihren Urs 
fprung nehmen, fo muß der Geelforger L 

1) die verfchiedenen Gattungen von Criminalverbreden, die er 
fih aus dem erften Theile des Strafgeſetzes bekannt zu machen hat, 
nebft den darauf gelegten ſchweren Strafen, den Gefangenen faßlich 
zu erklären, und ihnen zu zeigen ſuchen, daß diefe Verbrechen auch 
nad) den Gebothen Gottes verbothen ind. Hierbei muß er diejenigen 
Verbrechen, die bei dem rohen Wolke am häufigften gangbar find, 
und wovon «8 die große Strafbarkeit, und den Unterfchied derfelben 
nicht einfieht, als: Brandlegung, Raub, Diebftahl, Kindesmord, 
falfder Schwur, u. dgl., am beften behandeln. 

$. 11. Er muß 2) allen jenen Ausflüchten entgegen arbeiten, 
durch welche der Verbrecher feine Fehltritte zu entfehuldigen fucht, und 
jene irrigen Grundfäge umzuſtoßen und auszurosten traten, auf 
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welche der Entfhluß zur Ausführung des Verbrechens gewöhnlich 
gegründet ift. 

$. 12. Er muß 3) die vorzüglichften Quellen der meiften Vers 
breben, nämlich: Faulheit und Hang zur Trunkenheit in ihrer 
Abſcheulichkeit und Schädlichkeit den Gefangenen, und ihren Ent: 
Ihluß zur Vermeidung derfelben zu erwecken, und zu beftärken 
ſuchen. 

$. 13. Er muß 4) die natürlichen Empfindungen des Rechtes 
und Unrechtes durch die finnfihen Darftellungen in dem meiftens 
noch rohen Herzen der Verbrecher mit allem Fleiße zu erregen 
und den Grundfaß: „Was du nicht willft, daß dir andere thun, 
das thue auch ihnen nicht,“ ihnen recht faßlich und eindringlidy 
ju machen fit bemühen, und, auf diefe natürlihen Gefühle die 
böbheren Empfindungen des Chriſtenthums feft zu pflanzen tradhten. 
Er muß die Arreftanten dadurd dahin bringen, daß fie einfeben, 
ihre zeitlihe Strafe allein könne ihre Schuld noch nicht tifgen, 
fondern es fei über dieß ihre innige Umänderung nothmwendig. 

$. 14. Er muß fie durd feinen Unterriht 5) dahin führen, 
daß fie von inniger wahrer Neue über ihre Fehltritte durchdrun— 
gen werden, und ihnen dabei die wirkffamften Mittel gegen künf— 
tigen Nüdfall an die Hand geben. 

» $. 15. Dabei ift es feine vorzügliche Pflicht, ihnen oft ein: 
zuſchärfen, daß es ihre Schuldigkeit fei, die Befchwerden des Ker- 
kers, und die ihnen aufgelegte Strafe geduldig zu ertragen, da— 
mit das verurfachte lbel und Argerniß gut gemacht werde; daß 
fie in dem Gefängniffe Zucht und Ordnung auf das genauefte bes 
obachten müſſen, um nicht fhlechter, fondern gebeilert in die Welt 
zurüc zu treten, in der fie nach ausgeftandener Strafe wieder 
die allgemeinen Rechte genießen werden. 

$. 16. Die Art und Weife, wie diefer Unterricht am zweck— 
mäßigften einzurichten fei, wie er nad der Verſchiedenheit der Cha: 
raftere auch verſchieden eingefleidet werden müſſe, wie der eine mit 
Nachdruck, der andere mit Gelindigfeit zu behandeln fei, läßt 
fih in eine Inftruction nit zufammen faffen, fondern ift das Re— 
fultat der Grundfaße, welde der Geelforger aus feinen ſämmtli— 
chen Studien fi erworben haben muß. 

Eben diefe zeigen ihm auch die Eigenfchaften des hohen Mu: 
thes, der duldfamen Sanftmuth, des Eugen Eifers für die fittliche 
Werbefferung feiner Mitmenfchen, der edelmütbigen Aufopferung feiner 
felbft, die ihm bei diefem wichtigen Amte befeelen und leiten müffen. 


76. ») Gubernial-Decret vom 16. September 1820, 
3. 31,765 — 2891: 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venete, vol. III. parte II. pag. 76.) 


In sequela delle massime anteriormente adattate Sua Mae- 
stk oon venerata risoluzione del 30 luglio p. p. ha determinate 


definitivamente, che sieno instituiti stabilmente per le carceri 
principali e per le case di pena dei sacerdoti, i quali abbiano 
Yincarico dell’ istruzione religiosa e della cura d’anime dei rispet- 
tivi detenuti, o condannati, assegnandp loro un soldo fisso per 
una conveniente rimunerazione. 

Tali assegni pero non avranno luogo per quei eiti, dove 
non esistono, che inquisiti o condannati per gravi trasgressioni 
politiche, ed ogni assistenza, che potesse occorrere per cura 
d’anime dovra essere presentata dal parroco rispettivo senz' al- 
cuna retribuzione o ricompensa, trattandosi di poca fatica, tanto 
piü, che rarissimo € il caso di servigio spirituale nelle carceri 
politiche, nelle quali quasi sempre € brevissimo il tempo della 
detenzione. 

Relativamente al modo dell’ istruzione religiosa da adottar- 
si, 8. M. ha prescritto: 

a) Che nelle case di pena linsegnamento religioso e mo- 
rale sia esteso per tutti i condannati ivi detenuti: 

b) Che presso le carceri criminali del capo luogo d’ ogni 
Provincia tale insegnamento si estenda a tutti quei condannati, 
che debbono subir la loro pena nelle carceri del tribunale mede- 
simo, nonche a quegli altri detenuti, che si trovassero ancora 
sotto inquisizione, o dei quali il processo fosse ultimato, e a 
questi ultimi ciò verrä espressamente permesso dal Presidente 
del tribunale, sentito il consigliere inquirente, secondo le cir- 
costanze. 

c) Che nelle carceri delle Preture abbiano da partecipare 
all’ insegnamento oltre i condannati per gravi trasgressioni po- 
litiche, anche quegli inquisiti criminali, ai quali lo permetterä 
espressamente il Pretore. 

d) Che il preaccennato insegnamento debba essere dato se- 
paratamente secondo le differenti classi, cioe ai maschi separa- 
tamente dalle femmine, ed egualmente in ore diverse ai ra- 
gazzi ed alle ragazze fino all’ eta di 18 anni in modo adattato 
pei medesimi dovendo essi senz’ altro essere custoditi in locali 
separati dagli adulti. 

Mentre della premessa determinazione sara data comunica- 
zione alle Autorita giudiziarie col mezzo dell’ I. R. tribunale 
d’Appello, il governo ne previene anche codestaR. delegazione, 
affinche sappia, quali mansioni incombano nei luoghi, dove esi- 
stono carceri ai rispettivi parrochi o curati carcerarj , e quindi 
vengano proposti per tale destinazione ecclesiastici capaci e 
meritevoli di tutta la confildenza. Ma per proporre tali curati non 
‚6 necessario un esame di concorso e basterä, che I’ ordinariato 
nel modo, che adesso piacerä, sia informato della idoneitä di quello 
o di quelli, che esso troverà di proporre, 
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7%. Bubernial»-Eirculare für Dalmatien, vom 
25. April 1825, 3. 5134. 


(Raccolta delle leggi ecc. dell’ anno 1825 per la Dalmazia, pag. 100.) 


Pell’ assistenza spirituale da concedersi ai detenuti nelle 
carceri eriminali di condanna, !’ i. r. uflizio circolare s'atterrä alle 
norme e discipline, che contiene l’annessa istruzione, qui ab- 
bassata con decreto all’ eocelsa aulioa cancellaria unita 94. Feb- 
brajo 1825 n. 5428 — 294. 

Relativamente poi alla somministrazione dei eibi per condan- 
nati accatolici, secondo la loro respettiva religione, il governo 
vuol essere sollecitamente informato, onde farne rapporto al 
superiore dicastero, come abbia la cosa proceduto sin’ ora, e 
se e di quali cangiamenti essa abbisogna. 


Nun folgt die Inftruction [oberwähnte Anweifung] für die Seelforger.) 


78. Gubernial-Eirculare für Benedig den 27. Sep- 
tember 1838, 3. 12,189. 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venet. vol. II. parte II. pag. 185.) 


La sovrana veneratissima risoluzione 30 luglio 1820, ha 
stabilito, che nelle carceri delle Preture abbiano da partecipare 
all’ insegnamento religioso oltre li condannati per gravi tras- 
gressioni, anche gl’ inquisiti criminali, ai quali lo permettesse 
espressamente il Pretore. 

L’I. R. governo con eircolare 16 settembre 1820, N. 21,765 ne 
pervenne le Regie delegazioni e gli Ordinariafi, ma dalle infor- 
mazioni assunte gli consta che presso codesta Pretura non sia 
stata giammai attivata veruna istruzione religiosa de’ detenufi 
nelle sue carceri, el’ assistenza spirituale de’ medesimi sia stata 
limitata al solo tempo Pasquale, od ai casi di grave malattia. 

In tal guisa perö, non viene bastantemente corrisposto al 
Sovrano volere, ne si trova conveniente, che i detenuti i quali 
talvolta rimaner debbono negli arresti Pretoriali per qualche tem- 
po, siano abbandonati a se medesimi, e rimangano privi di quelle 
istruzioni religiose, di cui la sovrana pietä li vuole compartecipi 
al pari di quelli degenti alle carceri criminali e nelle case di 
pena. 

Si eccita pertanto codesta Pretura a nulla ommettere dal 
canto proprio, onde la sovrana veneratissima risoluzione venga 
possibilmente anche presso le sue carceri eseguita. 


4. Beftimmung der Nemuneration für die Ertheilung 
des Religions =» Unterrites in den Criminal-Ge— 
fängniffen. . 


(Böhm. Bub. Decretv. 8. Februar 1822, 3. 6038 beim $.526 1548 m.) 
5. Erbauungsbüder für Sträflinge. 


270. Hofdecret vom 9. Februar 1827, an ſaͤmmtliche 

Appellgtions-Gerichte, in Folge allerhöchfter Entfchlie- 

fung vom 16. December 1826 über Vortrag der vereinten Hofr 
fanzlei, N. 2254 ber d. I. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu genehmigen gecybet: daß bewährte 
Erbauungsbüher den Verhafteten, wenn es der beftellte Geelforger 
für ihren Geelenzuftand erfprießlich findet, zu ihrer Erbauung in bie 
Hände gegeben werben ; jedoch den über die Anterſuchungs-Gefäng— 
niffe und Strafhäufer gefegten Behörden und Individuen zur Pflicht 
gemacht werde, unter eigener Verantwortung dafür zu forgen, daß 
biebei die gehörige Vorſicht beobachtet werde, und die Gträflinge 
diefe Blicher nur außer den Arbeitsftunden, auf eine ſolche Art, und 
rn auf fo lange erhalten, daß fie davon feinen Mißbrauch machen 
nnen. 


so. Juftiz- Hofdecret vom 23. Februar 1897, an 
Sanwtfihe Appellationg- Gerichte, iu Folge allechöchr 


fter Entfliegung yom 26. Jänner 1827, fiber Vortrag der ver: 
einten Hoffanzlei, N. 2261 vd. 3. ©. ©. 


Mit Beziehung auf das Hofdecret vom 9. Febr.t. 3.99.) we 
gen Zuläffigkeit von Gebeth: und Erbauungsbücern in Unterſuchungs— 
Sefängnifen und Gtrafhäufern wird bedeutet: daß vermöge einer 
—*8 allerhöchſten Entſchließung Seiner ka k. Majeſtät vom 
26. Sanner d. J. zweckmäßig befundene Gebeth: und Erbauungsbü— 
her auch an andern ald Sonn- und Feiertagen außer den Arbeitet: 

unden, unter den durch die allerhöchſte Entſchließung vom 16. De- 
cember 1826, angeordneten Vorfihtsmaßregeln, den Inquiſiten und 
Spräflingen geftattet werden können. 


6. Abfonderung der Straflinge nah ihrer Gemütbs- 
Eigenfhaft in beftimmte Cathegorien. 


(R. 5. App. Dee. v. 13: Detöber 1837, 9. 10,853 beim $.459 WARE) 
und vı 9.fjebr. 1888, 3. 2588 a: 4.0. HABA.) 


Maucher’s filtem. Handbuch. a 8 


a Mr 


Zweyter Grab. 
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7. Überverdienft der Sträflinge. 


(Gfd. v. 7. Dec. 1815, N. 1198 d. J. G. ©. zu & oben 88. 
n. 6. Reggs. Vdg. v. 1. Febr. 1822, 3. 4693 beim $. 16 DB. 
und Hkzd. v. 4. Mär; 1836, 3. 5501 a. a. O. 99. ®) 


Vorfhriften rudfihtlih der Verlaſſenſchafts-Ab— 
bandlung der verftorbenen in und auslandifdhen 
Verbreder. 


(Hfd. v. 3. Sept. 1830, N. 2478 d. 3. G. ©. beim $. 13 (DO®.) und 
böhm. Gub. Vdg. v. 9. Sept. 1832 3. 36,058 a. a. DO. D1.) 


$. 13. 


Der zur Kerkerftrafe des zweyten Grades Ver— 
urtheilte wird mit Eifen an den Füßen angehalten, 
täglich mit einer warmen Speife, jedoch ohne Fleifch, 
genähret; in Anfehung des Lagers auf bloße Breter 
eingeichränfet, und ihm Feine Unterredung mit Leuten, 
die nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug 
haben, geitattet. 


Diefer $. enthält folgende Beftimmungen. 


I. Der zur Kerferftrafe des 2. Grades Verurtheilte 
wird mit Eifen an den Füßen angehalten. 
Wegen des Empfanges der heiligen Sacramente 


bürfen den Öefangenen die Eifen nicht abgenommen 
werden. 


(Hfd. v. 22, Mai. 1818, N. 1458 d. 3. G. ©. beim $. 320 1147. 


Verbot des Vorbehbaltes, womit der Inyuifit nad 

dem Befege zur fhweren, vermöge der Leibesbe 

fhaffenheit hingegen bloß zumKerker verurtheilet 
wird, 


(Hfd. v. 16, Febr. 1816, N. 1211 d. J. ©. ©. beim $. 4299 1399.) 
Feßlungsart der Sträflinge. 

S1. Juftiz-Hofdecret vom 1. Auguft 1834, an ſaͤmmt⸗ 
lie Appellations-Geridte. 
(N. ö. Prov. G. 16. Thl., S. 630.) . 

Dem E, k. Appellations⸗Gerichte wird das in Gemäßheit der a.h. 


Entfhließung vom 3. Juli 1834, von der k. k. vereinten Hofkanz⸗ 
lei in Betreff der neuen Feßlungsart der Sträflinge am 13. Juli 1834, 
an die fämmtlichen Länderſtellen erlaffene Hofdecret in Abſchrift /. zur 
Wiſſenſchaft mitgetheilt. 


/. Abfhrift eines Decretes der EB. £, vereinten Hof— 
Eanzlei vom 13. Zuli 1834, 3. /,., an faämmtlide 
Länderſtellen. 


Seine Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 3. Juli d. J. 
nach dem Beiſpiele des Wiener Strafhauſes folgende Feßlungsart der 
Sträflinge im Provincial-Strafhauſe zu Prag zu genehmigen ges 
rubet: 

1) Um zu verhindern, daß die Unterfchenfel, vorzüglich die And: 
chel nicht leiden, follen die Feſſeln mittelſt unterlegten Faſchinen, 
welche cn dem untern Theile eine Wulſt bilden, getragen werden; 
dabei follen wenigftens die fchweren Feſſeln nicht geradwinklich, fon: 
dern der obere und der untere Rand ausgebogen fein. Iſt die Schelle 
nur an einem Fuße feitgemacht, fo darf das Tragen der an berfelben 
hängenden Kette und allenfalls auch der zweiten Schelle durch Befeſti— 
gung derſelben mittelft eines Bandes an dem Knopfe des Beinkleides 
oder des Meiberroces erleichtert werden. 
| 2) Dürfen den Sträflingen mit Rüdfiht auf ihr Geſchlecht, Al: 
ter und Eörperliche Befchaffenheit die Eifen von verfhiedenem Gewich— 
te angelegt werden, und zwar in der Art, daß die einfachen Zußeifen 
im Gewichte 17 Loth bis 1 Pfund 12 Loth, und die doppelten Fuß— 
eifen, welde 1 Pfund 7 Loth bis 1 Pfund 27 Loth mit Inbegriff 
der Kette haben, für Kinder, Weiber und ſchwächliche Männer, für 
rüftige Männer hingegen einfache Zußeifen von 1 Pfund 28 Loth bis 
2 Pfund und doppelte Zußeifen von 4 Pfund mit Inbegriff der Kette 
gebraucht werden. 

3) Dürfen diejenigen Straflinge, die zu ſolchen Arbeiten ver: 
wendet werden, mit welchen die Feßlung an beiden Füßen nidt ver: 
einbarlich ift, jedoch nur für die Zeit der wirklichen Arbeit, an einem 
Fuße entfeffelt werden. 


59. Verordnung der. im. ö Landesregierung 
vom 22. Auguft 1834, 3. 45,000. 
(N. ö. Prov. G. S. 16. Thl., ©. 630.) 


Seine Majeftät haben mit allerhöchſter Entfchließung vom 3. Ju: 
lius 1834, wie dieß mit Hofkanzlei » Decret vom 13. Zulius 1834, 
3.14,868 (S1.), bedeutet wurde, die in dem Provincial-Strafbaufe 
in Wien übliche Feßlungsart der Sträflinge zu genehmigen und zu be- 
fehlen gerubet, daß diefelde auch in den anderen Strafhäuſern ein- 
geführt werde. 

Es hat demnad das k. k. Appellationd = Gericht unterm 8, Aue 
guft 1834 das Begehren geftellt, daß fämmtliche — : Ge: * 
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richtöbehörden hievon zur Beobachtung eines gleichförmigen Beneh⸗ 
mens verftändiget werden mögen. 

Dieſem Anſinnen gemäß wird Folgendes bedeutet: 

In dem hiefigen Provincial » Strafhaufe beftehen Eifen verfdie: 
denen Gewichtes, nemlich: 

a) einfadhe Fußeiſen im Gewichte von 17 Loth bis 1 Pfund 12 
Loth; 

b) doppelte Zußeifen von 1 Pfund 7 Loth bis 1 Pfund 27 Loth 
mit Inbegriff der Kette. 

Diefe beiden Gattungen Eifen werden bei Weibern, halberwach— 
fenen Knaben, dann bei ſchwächlicheren im Alter bereits vorgerückten 
Männern in Anwendung gebradt. 

Für rüftige Männer find 

e) einfache Zußeifen von 1 Pfund 28 Loth bis 2 Pfund und 
d) doppelte FZußeifen von 4 Pfund mit Inbegriff der Kette 
vorhanden. 

Diefe Eifen werden den Sträflingen dur einen eigens bies 

u abgerichteten Gefangenwärter auf dem Fuße Falt eingenietet und 

im erforderliden Falle mittelft Durchſchlagens des Nietnagels wie— 
der abgenommen. Sie behalten fie fortwahrend; und nur wenn ber 
Arzt in Sanitäts- Rücfihten ſolche abzunehmen für nothmendig 
findet, gefchieht es in fo lange, bis der Zuftand des Sträflings 
fih beifert, was dadurch erhoben wird, daß er von act zu acht 
Tagen dem Arzte vorgeführt werden muß. 

Da die Kette zwifchen beiden Füßen Einen Schuh mit Inbe— 
griff der Abgripfung bei den Fußſchellen aber, wodurd die Nieten 
geben, 1'/, Schuh lang und hinlänglih auf den größten Männer: 
fchritt iſt, fo fhleift der Sträfling beim Gehen die Kette auf ber 
Erde, was dabei fein Hinderniß madt; beim Erfteigen einer Stiege 
hält er die Kette mit einer Schnur in der Hand hinauf. 

Damit aber die FZußfchelle dem Sträflinge minder befdhwerlich 
falle, zieht er felbe mittelft zweier Eleinen Riemchen bis an die 
Wade —* und befeſtigt dieſe Riemchen an ein Tuch-Ende oder 
Band, welches er gleich Strumpfbändern unter dem Kniegelenke 
bindet. Damit ihm aber die Schellen nicht auf das Knöchelgelenke 
fallen, bindet er nahe an dasſelbe ein Tuch gleich einem Halstu— 
che um den Fuß, wodurch alle ſonſt üblichen wie immer Namen 
habenden Wülſte, Faſchinen ꝛc. entbehrlich werden und die Unter: 
ſchenkel und Knöchel gar nicht leiden. 

Sträflinge, welde zu der im SProvincials Strafhaufe ein: 
geführten Manufacturs Arbeit verwendet werden, haben ausnahınd: 
weife die Eifen nur an Einem Fuße angenietet und tragen die 
Kette und die daran hängende zweite Schelle lange des Schenkels 
laufend an den Bund ihres Beinkleides, bei Weibern des Rockes, 
in der Gegend des Hüftengelenkes oder um den Leib mittelft eines 
Schnürchens befeftigt, fo daß der zweite Fuß vom Eifen ganz frei 
bleibt und die Laft der Kette und Feflel, die an dem Hoſenbande oder 


Weiberrocke angemacht ift, mittelft der gewöhnlichen Hofenträger 
größtentheild auf den Schultern zu ruhen Eömmt. 

Den Landgerichten, bei welchen nad den Beltimmungen des 
$. 457 des Strafgeſetzbuches eriten Theild auch Sträflinge ihre 
Strafe vollſtrecken Eönnen, wird die im Miener Provincial-Straf: 
bauje übliche Feßlungsweife, wie fie nemlich bei den zu Manufactur: 
Arbeiten nicht verwendeten Sträflingen in Amwendung ift, zur kuͤnf⸗ 
tigen Anwendung hiermit vorgefchrieben. 


83. Juftiz-Hofdecret vom 25. Auguft 1835, an das 
mähriſch-ſchleſiſche Appellations-Gericht. 
(Waſer S, 24 u. f.) 


Am Anfchluffe wird dem Appellations⸗Gerichte eine Abfchrift 4 
des von der E, k. vereinten Hofkanzlei an das mährifch ſchleſiſche Gu⸗ 
bernium unterm 11. Auguft 1835, bezüglich der Einführung der für 
die Sträflinge des Prager Provincial-Strafhaufes a. b. genehmigten 
Feßlungsart, auch in dem Brünner Provincial-Dtrafhaufe und Spiels 
berg erlaffenen Decretes zur Wiſſenſchaft mitgetheilt. 


SAbfhrife 


Die vereinigte Hofkanzlei findet im Einverftändniffe mit der k. E. 
oberften Zuftizftele zu beftimmen, daß die, mit der unterm 13. Jul 
1834 3. 14,868 (&1.) für die Sträflinge des Prager Provincials 
Strafhaufes genehmigte Feßlungsart auch für die Sträflinge des 
Provinzials Strafhaufes in Brünn umd jene am &pielberge einge: 
führt werde; jedoch hat es viickfichtlich der Spielberger Sträflinge in 
Abſicht auf das Gewicht der Feſſeln bei den bisherigen Beftimmungen 
fein Werbleiben. 


SA. Verordnung der & f. ob der ennſiſchen Regie: 
rung vom 18. November 1835, 3. 34,432. 
(Ob der ennf. Prov. ©. ©. 17. BD, ©. 602.) 


Nach dem Berichte der im Laufe d. I. zur Unterfuhung der 
Candgerichte und k. k. Pfleggerichte des Landes ob der Enns abgeord- 
neten appellatorifhen Commiffion , beftehet bei allen Land- und Cri— 
minal= Behörden diefer Provinz eine eigene Art ber Feßlung ber 
zum fchweren Kerker verurtbeilten Verbrecher. Es wird denfelben 
nemlich die Kette an einem Fuße angelegt, und das andere Ende der: 
felben in die Hand gegeben. | 

Da diefe Feßlungsart der Vorſchrift des $. 13 des St. G. 8.1. Thl. 
nicht entſpricht/ und zuweilen ſelbſt mit Gefahr für das Aufſichtsperſonale 
verbunden fein kann: fo find die Criminal-Gerichte über Anfuchen des 
& I. n. 6. Appellations- Gerichtes vom 30. v. M. 3. 10,571, von 
den & &, Kreisämtern zur genauen Befolgung des $. 13 bes St. ©. 
B. L Thl. anzumweifen. 
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85. HoffanzleisDecret vom 29. Jänner 1836, an 
das böhmifhe Landes-Gubernium. 
Wafer ©. 35) 


Zur Behebung der Anſtände, welche fich bei der Volljiehung der 
in dem 3. Abfate des bierortigen Decretes vom 13. Zuli 1834 (81.) 
enthaltenen Anordnungen ergeben haben, wird dem Gubernium im 
Einverftandniffe mit der k. E. oberiten Juftizftelle bedeutet, daß den 
Sträflingen des Provincial: Strafpaufes, welche zu folhen Arbeiten 
verwendet werden, die fie mit beiden Fußeiſen richt verrichten kön— 
nen, feineswegs bei jeder Unterbrehung der Arbeit, fondern nur, 
wenn die Arbeitstage durch den Eintritt eines Sonn:, Feier: oder 
fonftigen Ruhetages unterbrodhen werden, nach beendeter Arbeit die 
weite Fußſchelle wieder anzulegen, und bis zu dem neuerlichen 
Beginnen der Arbeit beizubelaffen fei. 


1. Er wird täglich mit einer warmen Speife, jedoch 
ohne Fleiſch genähret. 


(Siehe beim $. 12, S. 100 unter den überſchrift: Verpflegung der 
Sträflinge* die Novellen.) 


MI. Er wird in Anfehung des Lagers auf bloße Bre- 
ter eingefchränfet. 


(Hd. v.7. December 1815, N. 1193 d. J. G. ©. zu 2) beim $. 12 G8. 
Hd. v. 9. Zuli 1835, 3. 14,339 zu a) oben Fe und n. ö. Reggs. Vdg. 
v. 22. December 1835, 3. 70,772 oben FB.) 


IV. Es wird ihm keine Unterredung mit Leuten, die 
niht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug ha: 
ben, geftattet. 


Ausnahme von diefer Beftimmung. 
Unterredung eines zum fhweren Kerker verurtheilten 


Sträflings mit feinem Curator in Bermogens: Ange 
legenbeiten. 


36. HoffanzleisDecret vom 26. Februar 1818, an 
die n. ö. Landesregierung einverftändlich mit der oberften 
Suftigftelle, und der Hofcommiffion in I. ©.-&. N. 1423, 
d. J. G. ©. 


Die Unterredung eines zum ſchweren Kerker verurtheilten 
Sträflings mit feinemfgerichtlich aufgeſtellten Curator in Vermö— 
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yens » Angelegenheiten des Sträflings, darf in vorfommenden Fällen 
unter den gehörigen Vorfihten ald Ausnahme von ber gefeßlichen 
Beftimmung des $. 13, I. Thl. des Strafgefeßes, jedoch nur von 
den Appellations- Gerichten, oder von dem oberften Gerichtshofe zus 
geftanden werden. 


Disciplinar-Vorfhriften für Sträflinge 
(Siehe beim $. 12, S. 107 unter diejer Überfchrift die Novellen.) 


Behandlung und Beitrafung der von Sträflingen im 
Straforte begangenen Verbrechen oder fhweren 
Polijeirlübertretungen. 


57. HoftanzleisDecret vom 17. Mai 1833, an fammt- 
liche Länderftellen, zu Folge allerhöchfter Entfchließung vom 
27. April 1833, von der oberften Juftizftelle allen Appellations⸗ 
Gerichten mitgetheilt durch Decret vom 14. Juni 1833, 
N. 2614 v0. 3. ©. ©. 


Es ift vorgekommen, daß in den Strafhäufern in jenen Balz 
fen, wo von den Sträflingen Verbrechen oder ſchwere Polizeislibertres 
tungen begangen werden, bei deren Beftrafung ſich nicht gleichför⸗ 
mig benommen werde. Um dießfalls ein gleichförmiges Verfahren 
einzuleiten, haben Seine £. E. Majeſtät befohlen, daß in fo fern 
von Sträflingen ein Verbrechen begangen wird, fogleich das be: 
treffende Criminal» Gericht zur vorzunehmenden weiteren gefegli- 
hen Amtshandlung in die Kenntniß zu feßen fei. In dem alle 
aber, wenn von, einem &träflinge während der Strafzeit eine 
ſchwere Polizei s Übertretung begangen würde, was bei nur einiger: 
maßen zweckmaͤßiger Aufficht ſich nur höchſt felten ereignen kann, hat 
die betreffende Behörde, welche die unmittelbare Aufficht Über das 
Strafhaus hat, die Unterfuhung fogleidh vorzunehmen, und nad 
hergeftelltem Beweiſe der Schuld, auf eine den Umftänden und 
MWerbältniffen angemeffene und correctionelle Strafe zu erkennen, 
welche möglichit fchnell auf das Vergehen zu folgen hätte. 


8. Hoftanzlei-Decret vom 19. Auguft 1836, 
3. 21,362. 


(Prov. G. ©. für Dalmatien, Jahrg. 1836, S. 307 u. f., für Galizien 

und Rodomerien, 18. Jahrg. IE. Abthl. S. 608, für Illirien, 18. Jahrg., 

S. 619, für Diterreih ob der Enns, 18. Bd., S. 443, für Oſterreich uns 

ter der Enns, 18. Thi., S. 1003, für Steiermark, 18. Thl., S. 435, für 
Tirol und Vorarlberg, 23. Bd., 2. Thl., S. 233.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit der, der Regierung mit Hof⸗ 
Banzleis Erlaffe vom 17. Mai 1833 bekannt gegebenen allerhöchſten 
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Entſchließung vom 27. April 1833 (8 7.) zu befehlen gerühet, daß 
diejenigen correctionellen Strafen und ihre Grade ausgemittelt wer: 
den follen, deren Verhaͤngung den Ctrafhaus: Verwaltungen in 
Fällen, wo ſich Sträflinge ſchwere Polizei Übertretungen zu Schul: 
den kommen laffen, zugeftanden werden kann, ohne daf fie erft 
die vorläufige Beftätigung der Landesitelle einholen, und daß fohin 
tiefe nur da angeordnet iverde, wo das Straferkenntniß jerres Aus: 
maß überjcreitet. 

An Folge der hierüber gepflogenen Verhandlungen ift die ver: 
einigte Hofkanzlei mit der oberften Juftizftelle und mit der Hof— 
Commiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen übereingefommen, als Norm 
feftzufegen, daß die ſchweren Polizei-Überttetungen der Sträflinge, 
welche ohnehin immer als gleichzeitige grobe Verletzungen der Haus— 
ordnung und Disciplin erſcheinen, in den Gtrafanftalten ‚nad 
den für diefelben beſtehenden Disciplinar-Vorſchriften zu behandeln 
und von der Strafhaus: Verwaltung in dem Bereiche jened Wir: 
Eungsfreifes zu betrafen feien, welder durch die für die Provin- 
cial : Strafanſtalten ohnehin erfloffenen auf Local- und Provincial: 
Verhältniſſe berechneten Verwaltungs + Inftrisctionen und Hausord: 
nungen beftimmt ift. 


Einbringung der Krankbeits: und Leichenkoſten bei 
Entlaffungs: und Sterbfällen der Sträflinge. 


89. Hofdecret vom 7. Februar 1817, an fämmtliche 
Appellationd- Gerichte, im Einvernehmen mit der ver: 
einten Hoffanzlei, N. 1313 d. I. ©. ©. 


Ueber die Frage, wie fi) von der Strafhaus « Verwaltung we- 
gen Einbringung der Krankheits- und Leicyenkoften bei Entlaffungs; 
und Sterbfällen der Griminals Sträflinge zu benehmen fei? ift man 
über folgende Beflimmung übereingefommen : 

1) Ale Krankheitskoſten ohne Ausnahme, welche der 
Sträfling wahrend feines Aufenthaltes im Straforte verurfacht , find, 
als zu den Verpflegungskoften gehörig, von der Strafanftalt zu be: 
ftreiten, und daher weder in Sterb- noch Entlaffungs-Fallen von dem 
allfäligen Vermögen der Sträflinge einzubringen. 

Dagegen find: 

2) die Leichenkoſten, in den Fallen eines vorhandenen 
Nachlaffes, aus demſelben filr die Strafanftalt einzubririgen, und in 
diefer Beziehung werden folgende Modalitäten zur Richtſchnur vor: 
geſchrieben: | | 

a) Iſt von der Sttafhausverwaltung den Verwandten ded Sträf: 
lings in feinem alle ein prunkpaftes, dem Straforte nicht angemef: 
ſenes Leichenbegngniß zu geftatten. s 

5) Zur Einbringung der gervößnlichen Weetdigungskoften wird 


Ber Strafanftalt auf die von dem Sträflinge mitgebrachten Kleidungs— 
ftüdfe, und auf der Betrag des von demſelben gefämmelten Arbeits: 
Überverdienſtes dad Vorzugsrecht eingeräumet. 

c) Im übrigen haben bei den Verlaffenfchaften der &träflinge 
die ſonſt gefeglihen Worfchriften für Abhandlungspflege einzutreten. 
Da jedoch der Aufenthalt im Straforte für einen die Inſtanz be 
gründenden freiwillig gewählten Aufenthaltsort gelten Eann; fo ift 
die Verlaffenfchafts : Abhandlung bei inländifden Sträflingen der Per- 
fonal: Inftanz ihres legten gewöhnlichen Aufenthaltes, oder in deffen 
Ermanglung, ihres Geburtsortes zuzuweifen, und bat daher bie 
Serichtsbehörde des Strafortes nur in folchen Fallen als Abhand— 
lungs : Inftan; einzutreten, wenn fie ſchon vor Anhaltnng des Sträf- 
lings deffen Perſonal-Inſtanz war. 

Bei ausländifhen Verbrechern bat die Obrigkeit ded Strafortes 
als Guratel: Inftanz einzutreten, und der ausländifhen Abhand: 
lungs-Inſtanz Nachricht zu geben. 

Damit daher die Abhandlung gehörig gepflogen werden könne, 
ift durch die‘ Randesftelle die Einleitung zu treffen, daß die hierzu 
durch die obige Beſtimmung berufene Inſtanz von den Sterbfällen , 
den allfälligen Forderungen des Strafhaufes, und dein im Straf— 
hauſe vorhandenen Nachlaſſe des Straflings gehörig in die Kenntniß 
gefeßt werde *). 


Verlaffenfhafts:Abhbandlung nah den in dem Pro: 
vincial-Strafhauſe zu Brünn verſtorbenen in- und aus— 
ländiſchen Verbrechern. 


99. Hofdecret vom 3. September 1830, an das mäh- 

rifhefchlefifhe Appellations=- Gericht, über defien 

Bericht vom 28. Juni 1830, einverftändlicy mit der vereinigten 
Hoffanzlei, N. 2478 d. 3. ©. ©. 


Über den, wegen Abhandlung ber Verlaſſenſchaften nad den 
in dem Provincial» Strafhaufe zu Brünn verſtorbenen auslandi: 
= Verbrechern, erftatteten Bericht, wirb dem Appellations » Ge: 
richte: 
Erſtens bewilliget, daß in Todesfällen der in dem Provin— 
cial⸗Strafhauſe zu Brünn verhafteten ausländiſchen Verbrecher, der 
Brünner Magiſtrat als delegirte Curatels-Inſtanz eintrete, und 
der ausländiſchen Abhandlungs-Behörde davon Nachricht gebe. 

Zweitens. Wird dem Appellations-Gerichte überlaffen, die 





M Rückſichtlich der Deckung der Unterhalts⸗ und Krankheitskoſten ſiehe 
Hfd. v. 10. Janner 1811 bein $.12 (74.) ſammt der Anmerkung, 
dann Hkzd. v. 22, Juli 1885, 3. 19,330, a. a. O. (726.) 
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ihm unterftehenden Criminal» Gerichte zu erinnern, die burd das 
Hofdecret vom 30. November 1821, 3. 1818 der Juſtizgeſetzſamm⸗ 
lung (138386.), vorgefchriebenen Auskunfts - Tabellen überhaupt, 
insbefondere aber die erfte und zweite Rubrik derfelben, nad dem 
beigefügten Unterrichte fo genau ausj;ufüllen, damit außer Zweifel 
gefegt werde, ob der in den Strafort abgelieferte, im Auslande 
gebürtige Verbrecher, ein Ausländer geblieben fei, mithin nicht 
etwa, nad den $$. 29 und 30 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
fegbuches , vor feiner Verurtheilung die öfterreihifhe Staatsbürger: 
fhaft erlangt babe. 

Drittens. Wird dem Appellations - Gerichte bedeutet, daß 
die Verwaltungen des Gpielberger: und des Provincial» Strafhau: 
fes zu Brünn durd das Landes: Gubernium den Auftrag der ver: 
einigten Hofkanzlei erhalten werden, jeden Todesfall eines inlän— 
difhen Sträflingd der Perfonal-Behorde feines lebten gewohnlis 
hen Aufenthaltes, ober in deifen Ermanglung, feines Geburtsor- 
tes im Inlande, eined ausländifhen Straflings hingegen dem 
Brünner Magiftrate, als delegirter Curatels-Inſtanz, mit Beile: 
gung einer Abichrift der bei deffen Einlieferung eingelangten Auskunftss 
Tabelle und mit der Bemerkung, ob und was der Merftorbene an 
Geld oder Fahrniſſen im Strafpaufe hinterlajfen habe, von Fall zu 
Fall ungefäumt anzuzeigen *). 


Berlaffenfhaftsabhbandlung nad den in dem Provin— 
cial-Strafhaufe zu Prag verftorbenen Sträflingen. 


91. Bubernial:Berordnung vom 9. September 

1832, 3. 36,058, an die f. Kreisämter und den Bra 

| ger Magiftrat, ’ 
(Böhm. Prov. ©. S., 14. Bd., ©. 516 u. f.) 


Die Landesſtelle ift zur Kenntniß gelangt, daß die Verlaffen- 
ſchaftsabhandlungen der im Provincial =» Strafhauje verfiorbenen 
Sträflinge öfters fehr lange unerledigt bleiben, und daß der®rund hievon 
hauptſächlich darin liege, weil die Amter und Magiftrate im Lande 
dem Prager- Magiftrate die hiezu nothmwendigen Auskünfte nicht mit 
der nothwendigen Beſchleunigung und Pünctlichkeit ertheilen. 

Die £. Kreisamter haben daher die unterftehenden Amter und 
Magiftrate anzumweifen, unter firenger Verantwortung dem Prager 
Magiftrate ale denfelben zum Behufe diefer Verlaffenfhafts - Ab- 
bandlung zukommenden Zuſchriften ſchleunig und entfpredend zu 
beantworten. 





*) Siehe auch wegen Abhandlungspflege der Verlaſſenſchaften der Sträf: 
linge oben Hfd. v.7. Februar 1817, N. 13130. J. ©. ©. zuc) (SOD.) 


$. 14. 


Die ſchwereſte, oder die Kerkerftrafe des dritten Dritter Grab. 
Grades *) befteht darin, daß der Sträfling in einem 
von aller Gemeinjchaft abgefonderten Kerker, worin 
er jedoch jo viel Lichtund Raum, ald zur Erhaltung 
der Gefundheit nöthig ift, genießt, ftetd mit ſchwe— 
ren Eifen an Händen und Füßen, und um den Leib 
mit einem eifernen Ringe, an welchen er außer der 
Zeit der Arbeit mit einer Kette angefchloffen wird, 
verwahret, nur alle zweyte Zage mit einer warmen, 
doch Feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage 
aber bey Waſſer und Brot gehalten, fein Lager auf 
bloße Bretter eingefchränfet, und ihm mit Nieman- 
den eine Zufammenkunft oder Unterredung geftattet 
wird. 


Bedingung der Überfesung eines zur fhwereften Ker- 
Eerftrafe verurtbeilten Sträflings in das Spital, 


98. Hofdecret vom 1. October 1821, an das mährifch- 
fhlefifhe Appellations-Gericht, einverftändlidy mit der 
vereinten Hoffanzlei, N. 1805 d. I. ©. ©. 


Die Überfegung eines zur fehwereften Kerkerftrafe verurtheilten 
Sträflings auf dem Spielberge, im Falle er ſchwer erkranfet, in 
das Spital zur ärztlihen Behandlung, findet nur bei den nad 
dem Erkenntniſſe des Hausarztes wirklih fchweren Krankheiten, 
und Eeineswegs bei leichten Unpäßlichkeiten, oder wegen des, bei 
der ſchwereſten Kerkerftrafe öfter eintretenden unvermeidlichen uͤbel— 
befindens Statt. 

Es ift daher dem Hausarzte fowohl ald der Strafhausverwal: 
tung zur befondern Pfliht zu machen, daß bei ftrenger Verant⸗ 
wortung, von Seite des erfteren auf die llberfeßung eines Eran: 
Een, zur fchwereften Kerkerftrafe verurtheilten Straͤflings in das 
Spital, nie ohne unumgänglide Nothwendigkeit angetragen, und 
von der leßteren diefe Überſetzung geftattet; dann daß, wenn diefe 





*) Be der fchwereften Kerkerjtrafe, fiehe die Anmerkung beim 
.11, S. 99. | 





Grabe ber'Ker: 
e: 
b) nad ber 
Daner. 
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Nothwendigkeit unausweichlic eintritt, wegen der äußerſt großen 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit, welde die Verurtheilung zur 
ſchwereſten Kerkerftrafe zur Folge gehabt hat, der zu diefer Strafe 
Verurtheilte auch in dem Spitale mit der höchſten Vorſicht verwahrt, 
nie mit andern Sträflingen der gelinderen Kerkercathegorie ver: 
mengt, und fo viel möglich , abgefondert gehalten werde. 


$. 15. 


Zur Kerkerftrafe wird der Verbrecher entweder 
auf fein gartzed Leben oder auf gewiſſe Zeit verurthei⸗ 
let. Die kürzeſte Dauer der letzteren ift von fechd Mo- 
nathen, die längfte von zwanzig Jahren, Da die Ver- 
fchiedenheit der Umftände, wodurch ein Berbrechen 
vergrößert odet verringert wird, das Maß derStrafe 
für jeden einzelnen Fall beftimmt in dem Gefebe felbft 
auszudrüden, nicht zuläßt; fo wird in den folgenden 
Hauptftüden bey jeder Gattung von Verbrechen mur 
der Raum von der kürzeften bis zur längſten Zeit feit- 
gefest, innerhalb welches die Strafdauer nad) der 
Größe des Verbrechens auögemefjen werden foll. 

(Vergl. den $. 14 St. &. II. Thl.) 


Diefer $. enthält folgende Beftiminungen: 


1. Zur Kerkerftrafe wird der Verbrecher entweder 
auf fein ganzes Leben, oder auf gewiffe Zeit 
verurtbeilet. 


Lebenslanger Kerfer: 


Fälle, in welchen auf Verbrechen entweder an und für 
fi oder bei befonders erfhwerenden Umftänden le 
benslange Kerterftrafe beſtimmt ift. 

(88. 54, 55, 68, 96, 97, 98, 121, 122, 148 b), c), 173, 
174, 183.) 


Ball, in welhem auf lebenslangen Kerker anftatt der 
Todesftrafe zu erkennen ift. 


($. 481.) 


Bälle, in welchen bie lebenslange Kerferftrafein eine 
zeitlihe zu verwandeln ift. 
(Hfd. v. 5. Det. 180%, N. 695 d. 3. G. ©. beim $. 1311 1BO08. 
Ihfd. v. 7. Auguft 1808 beim $.207 a) DSB. Hfd. v. 17. Jänner 1818, 
N, 1406 9.3. G. ©. beim. 430 23@®,. und Ihfd. v. 13. Juni 1839 
0.0.02, 2801.) 


II. Die kürzefte Dauer der zeitliden Kerferfirafe 
ift von ſechs Monaten *), die längfte von zwanzig 
Jahren *. 


Berehnung der Monate der Strafzeit nah dem 
Kalender. 


83. Hofdecret vom 7. Mai 1819, an das galizifche 
Appellations - Gericht, über ee der Hofcom- 
miflion in 3. G. ©. N, 1558 d. J. ©. S 

Über die Frage: ob den Criminal: Sträflingen die — ihrer 
ausgeſtandenen Strafe nad dem Kalender, oder nach Ausmaß des 
$. 902 des bürger!. Gefegbuches gerechnet werden follen? bat man 
feftzufegen befunden: daß bei li. der ER die Kalender: 
berechnung zu beobachten fei. 


Berehnung der Strafzeit vom Tage des kundgemach— 
Strafursbeiles. 


Giehe den 8. 28 ce a. U, dann in. ö. App. Bde. v. 6. Mai 1805 

beim $. 445, 1336 venet. Sub. Circ. v. 18. Dectober 1814, 3. 14,102 

a. a. O. 133%. Hfd. v. 30. Nov. 1821, N. 1818 d. J. G. ©. de: 
jiehungsweife Erinnerungen $. 11 beim $. 455, I3686. 


IH. Bei jeder Gattung von Verbrechen wird ber 
Raum von der fürzeften bis zur längften Zeit feft- 
gelegt, innerhalb weldes die Strafdauer nad der 
Größe des Verbrechens ausgemeffen werden fotl. 


ss. 41—49 St. ©. ü. 8. und die dort angeführten Novellen.) 


— — 





Siehe den 15. Abſatz des Kogp. rückſichtlich des dort angenommenen 
Grundſatzes, daß die höchſte Dauer einer politiſchen Strafe den un: 
terften Grad der gefeglichen Eriminalitrafe WB — ſoll, 
und vergleiche damit den $. 14 des St. G. I 

Nah dem ofefinifchen allgemeinen Gefege über — und der: 
felben Beftrafung $. 23, mar die Gefängnißftrafe bloß dem Na: 
mennad eine zeitliche, indem die Dauer einer langwierigen Strafe im 
zweiten Grade nah Umftänden auch bis aufhbundert Jahre aus: 
gemeflen werden konnte. 
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Befugniß der Eriminalslintergerichte, die Kerferftras 

fe in gewiffen Fallen auch unter ſechs Monate herab 

zu feßen, ohne Vorlage des Urtheiles an das Ober: 
gericht. 


(Hfd. v. 31. März 180%, N. 661 d. J. G. ©. beim $. 18, ASD. Ihſd. 
v. 5. Dctober 180% a. a. DO. DDO. Hfd. v. 27. Zuli 1805, N. 741 
d. J. G. ©. beim $.49 9D%.) 


Befugniß der EriminalzUntergerihte, zum Antrage 

einer ©trafmilderung unter 5 Jahre, bei der geſetz— 

fihen Strafe von 5—10 Jahren, mit Vorlage des Ur— 
theils an das Obergeridt. 


(Hfd. v. 25. Nov. 1815, N. 1191 d. 3. G. ©. beim $. 47 987.) 


Befugniß des Obergerichtes zur Strafmilderung. 
($. 441 und die dort angeführten Novellen.) 
Befugniß des Obergerichtes zum Antrage einer Straf— 
milderung, unter Vorlage des Urtheiles an die ober— 
ſte Juſtizſtelle. 

($. 443 d), und Hfd. v. 25. Nov, 1815 N. 1191 d. J. G. S. beim 
8.417887.) 


g. 16. 
Berbindung eis Mit der Kerkerftrafe ift ſtets die Anhaltung zur 


ner ber Kerler⸗ 

Brafe angene« Arbeit verbunden, Jeder Sträfling muß daher dieje- 
nige Arbeit verrichten, welche die Einrichtung in dem 
Straforte mit ſich bringt. Auch fol in den Strafhäu: 
fern Rückficht getragen werden, daß die Sträflinge jo 
viel möglich, nach Maß, ald fie zur fehweren Kerker- 
ftrafe verurtheilt find, auch zu ſchwereren Arbeiten ver⸗ 
wendet werben. | 

(Bergl. den $. 11 St. G. UI. Thl.) 


Gefeglihe Beftimmungen rückſichtlich der Anhaltung 
des Sträflings zur häuslichen *) Arbeit. 


*) In Betreff der Verfchärfung der Kerkerftrafe durch Anhaltung zur 
Bean Arbeit, Behe den $. 18 und die dort angeführten 
ovellen. 


94-95. 187 
Ürztlihes Gutachten über die Tauglichkeit der 
Sträflinge zur Arbeit. 
(Sf. v. 2. Juli 1784 N. 312 d. 3. G. ©. beim $. 3973 19914.) 


Anbaltung der jüdifhen und driftliden Sträflinge 
an Sabbath:, Sonn: und übrigen Feiertagen *) zu 
Hausarbeiten, 


(Hfd. v. 30. Dctober 1790 beim 9. Abfa des Kdgp. PB und Hfp. v. 
’ 1. Mai 1813, N. 1042 d. 3. ©. S. beim $.18 208.) 


Bedingung der Verwendung der zur Öffentliden Ar 
beit verurtheilten Sträflinge zu den geringeren 
Hausarbeiten. 


(Siehe Hfd. v. 17. Mai 1805, N. 729 d. 3. G. ©, beim $. 18 LOS.) 


Berbot der Verwendung der Sträflinge von Beam 
ten.oder Privaten zu bauslihen Arbeiten. 


D4. Hofdecret vom 18. Mai 1804, an fämmtlide 
Appellations- Gerichte, über Note der vereinten Hoffanz- 
lei vom 2. Mai 1804, N. 667 d. J. G. ©. 


Den in landesfürftlihen Dienften ftehenden Beamten foll die 
Verwendung der Sträflinge Eünftig nie, aud nicht gegen Bezab- 
fung an den Griminalfond, geftattet fein. 


Verbot der Verwendung der Sträflinge außer dem 
Strafhaufe zum Ankaufe verfhiedener Saden. 


95. Hoffanzlei-Decret vom 6. Juli 1821, an fämmt- 
liche Länderftellen, in Folge höchften Eabinetsfchreibens 
vom 27. Mai 1821, N. 17640. 3. ©. ©. 


Es ift zur höchſten Kenntniß gefommen, daß in manchen Pro- 
vincial = Strafhäufern Sträflinge, gleih Hausknechten, zum An- 
Eaufe verfhiedener Sachen außer dem Strafhauſe verwendet wer: 
den follen. 

Da biefe auf folhe Art Gelegenheit erhalten dürften, fowohl 
für fih, als auch für ihre Mitfträflinge, Einkäufe zu machen, die 
. nachtheilig fein können, und felbft Inftrumente zur Erleichterung 


*) Das Berzeichniß der jüdifchen Feier- oder Fefttage fiehe zum Hofs 
decrete v. 17. Jänner 1818, N, 1405 d. %. ©. ©. beim 8. 214 


31.) 
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oder Bewirkung ihrer Entweihung fih zu verfhaffen: fo baben 
Seine Majeftät anzuordnen geruhet, daß biefes, wenn es wirklich 
beftebt, und ſchädliche Folgen nad fi ziehen Eann, gehörig abge: 
ftellet werbe. 

Die Landesftelle hat ſich ſogleich von dem allfälligen Beſtehen 
eines ſolchen Mißbrauches in ihrem Bezirke die genaue Überzeugung 
zu verfhaffen, um fodann wegen unverweilter Abftellung desfelben 
die erforderlihe Verfügung zu treffen. 


Verwendung der Sträflinge für das neu errichtete 
Inquiſiten-Spital in Wien zu Krankenwärters— 
Dienſten. 


96. Regierungs-Berordnung vom 11. Jänner 1830, 
3. 1197, an die k. E. n. ö. Brovincial- Strafhausver- 
"waltung und an den Wiener Magiftrat *). 

(N, ö. Prov. ©. S., 12, Bd, ©. 35.) 


Nachdem die hohe Hofkanzlei, laut Decretes vom 31. Au: 
guft 1827, 3. 22,676, im Einvernehmen mit dem oberften Ges 
richtshofe die Genehmigung ertbeilt bat, daß für das neu «xrich⸗ 
tete Inquiſiten⸗ Spital in Wien Griminal: Sträflinge ju Kran: 
Eenwärtersdienfteu verwendet werben dürfen, fo wirb im Cinver: 
ftandniffe mit dem k. E. n. 6. Appellations- und Criminal:Oberge: 
eichte die k. En. d. Provincial-Strafhausvermaltung ermächtiget, 
die zu dem Krankenwärters- und eben fo zu dem übrigen Haus— 
dienften im erwähnten Inquiſiten⸗Spitale erforderliche Anzahl von 
Sträflingen, und zwar nur von längerer Strafdauer, auf jedes— 
maliges Anſuchen des hieſigen Magiſtrates unter den von dieſem 
Magiſtrate und der n. d. Provincial-Strafhausverwaltung gemein— 
fhaftlih angetragenen Modaiitäten, zu erfolgen. 


Berwendung der Sträflinge gu obrigkeitlichen 
Arbeiten. 


99. Hofkanzlei=- Decret vom 13, April 1806, kundge— 
macht von dem böhmifchen Landes-Bubernium am 2. Main. 3. 
(Reopatfchet, 6. Bd., ©. 199.) 


Die Eriminal-Arreftanten find zu zweckmäßigen Arbeiten an« 
zuhalten, von den Gemeinden Arbeitsanftalten einzuführen , und 
iſt den Gträflingen kein Geld auf die Hand zu ihrer Verpflegung 
zu erfolgen. 





—- 


) Jetzt Sriminal:Gericht der k. }. Haupt: und — Wien ge— 
nannt (60 5.) 
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DS. Regierungs-Decret vom 18, Mai 1832, 3. 10,893, 
an das Ef. Inn- und SalzburgersKreisamt. 
(Ob der ennfifhe Prov. ©. ©. 14. Bd, S. 156 u. f.) 


Im Nachhange zu dem Negierungs « Decrete vom 24. Rodem⸗ 
ber 1831, 3. 25,532 wird dem Kreisamte eine Abſchrift ‘/. je: 
ner Derordnung, welche die hohe E. E allgemeine Hofkam⸗ 
mer amd. Aprii l. 3. 3. 14,067, in Abſicht auf die Verwendung 
der Criminal: Sträflinge bei den Pfleggerichten zu obrigfeitlihen Ar: 
beiten gegen einen Taglohn, im Einvernehmen mit der k. E vereinten 
Hofkanzlei und oberften Zuftigftelle, nach den Andeutungen diefer 
letzteren an die hierländige k. — Cameral-⸗-Gefaͤllen- Verwaltung er: 
laflen bat, zur Verftändigung der I. f. Pfleggerichte mir dem Bei- 
ſatze mitgetheilt, daß ſich die leßteren nad) diefer hohen Verordnung 
vom 26. November 1830, 3. 36,953 (Regierungs » Decret vom &, 
December 1830, 3. 34,156), endlich nad den Beftimmungen der 
Eingangs erwähnten Regierungs: Verordnung fortan genau zu beneb» 
men haben werden. 

Ubrigens hat die hohe Hofkammer bemerkt, daß die, £. oberfte 
Zuftizftelle die von mehreren Behörden geäußerte Anfiht, daß die 
Sträflinge häusliche Arbeiten unentgeltlich zu verrichten nicht gebuns 
den feien, für unrichtig erklärt babe, indem die Sträflinge diefe Arbei- 
ten eigentlich nur für ſich felbft verrichten, und jie überhaupt, da fie in den 
Gefängniffen auf öffentliche Koften erhalten und verpflege werden, auch 
zu arbeiten fchuldig find, wofür ihnen eine bate Bezahlung um fo we: 
niger — kann, als bekanntlich der Werth ihrer Arbeiten nur 
einen kleinen Theil der durch die Übelthaten dem Staate verurſachten 
Auslagen deckt, daher das, was ihnen unter dem Titel einer Be— 
zahlung zu Theil wird, nur ein ganz freiwilliges Geſchenk der Re— 
gierung iſt. 


y Abſchrift 


eines Decretes an die E £ Cameral-Gefällen-Verwal— 
tung im Linz vom 9. April 1882 ad N. 14,067. 


Im Einvernehmen mit der k. & oberften Juſtizſtelle und der. k. 
vereinten. Hofkanzlei findet man gegen den Antrag, die Eriminals 
Sträflinge bei den Pfleggerichten zu ſtaatsherrſchaftlichen (obrigkeitli⸗ 
chen) Arbeiten verwenden zu laſſen, nichts zu erinnern, und geſtattet, 
daß ſolchen Sträflingen für deriei Arbeiten ein Taglohn von 2 Kreu⸗ 
zern C. M. aus den Renten verabfolgt werde, 

Es iſt aber hierbei darauf zu ſehen, daß gegen Entweichung der 
Verbrecher die nöthige Vorſicht gebraucht, daß eine Öffentliche Arbeit 
Sträflingen , die dazu nicht berurtheilt find, nicht aufetlegs, und daß 
der Lohn während der Ötrafzeit den Verbrechern nicht bar auf bie 
Hand bezahlt, fondern entweder zur Beſtreitung ihrer Bebfrfniffe 

Maucher’s ſiſtemat. Handbuch, 9 
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verwendet, oder ihnen bis zum Ablaufe der Strafzeit aufgefvart, 
und fodann verabfolgt werde. * 

Übrigens hat es in Bezug auf die häuslichen Arbeiten, welche 
die Sträflinge im Strafhaufe felbft unentgeldlich zu verrichten haben, 
bei der Beſtimmung des hierortigen Decretesvom 26. November 1830, 
3. 36,953 — 3935 zu verbleiben. 


Verbot der Verwendung von Sträflingen außer 
den Mauern des Gerichtshauſes zu berrfhaftlihen 
Arbeiten. 


(Sub. Vdg. v. 20. October 1838, 3. 17,368 beim $. 317 1138. 4)) 


Anlegung der beiden Zußeifen nad beendeter Arbeit 
der ©träflinge. 


(N. ö. Reggs. Vdg. v. 22. Auguft 1834, 3. 45,000 beim $. 13 82. 
und Hkzd. v. 29. Jänner 1836 a. a. O. BE.) 


Verfahren mit dem llberverdienfte der einftweilen bis 

ur Ablieferung auf den Brünner-Spielbergim&traf- 

ar befindlihen, zum lebenslängliden Kerker ver 
urtheilten Straflinge. 


99. Verordnung der f. f. n. ö. Regierung vom 1. er 

bruar 1822, 3. 4693 (an die Verwaltung des Prov. 

Strafhaufes; veranlaßt durch Note des mährifch -ſchleſiſchen 
Buberniums vom 20. Jänner n. J.) 


(N. 5. Prov. ©. ©. 4. Thl, S. 53 u. f.) 


Der Antrag der Strafhaus- Verwaltung, zu geitatten, daß die 
in dem biefigen Strafhaufe befindlichen Sträflinge, die zum lebens: 
längliben Kerker verurtheiler find , und fi nur fo lange in dem bier. 
figen Strafhaufe befinden, bis fie auf dem Brünner » Spielberge uns 
tergebracht werden können, den llberverdienft, den fie fid durch 
die Arbeit in dem hiefigen Strafhauſe erwerben, ganz für ſich ver: 
wenden dürfen, finder nicht Statt; weil fie fodann beſſer daran fein 
würden, als die übrigen Sträflinge, denen nur geftattet ift, bie 
Hälfte ihres Überverdienſtes während der Strafzeit für fi zu ver: 
wenden, und die andere Hälfte des Überverdienſtes bis zu ihrem Aus— 
tritte aus dem Strafhaufe zurücdzulaffen; auch ift es immerhin mög- 
(ih, daf die lebenslängliche Strafzeit eines ſolchen Sträflings in eine 
zeitliche verwandelt würde. 

Dergleichen zum lebenslänglichen Kerker verurtheilte Sträflinge 
ſind demnach in Anſehung ihres Überverdienſtes, den ſie ſich während 
ihres Aufenthaltes in dem hieſigen Strafhauſe erwerben, eben ſo zu 
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behandeln , wie die übrigen Sträflinge, und fie bürfen baher auch 
nur die Hälfte des Überverdienftes für fi verwenden, die andere 
Hälfte aber ift mit ihrem fonftigen Eigenthum, bei ihrer Ablieferung 
auf den Brünner » Spielberg dorthin zu übermachen. 


Verfahren rückſichtlich der Überverdienftgelder ver- 
ftorbener Sträflinge. 


99. a) Hoffanzlei- Decret vom 4. März 1836, 3. 5501, 
an fämmtlihe Länderftellen. 


(Prov. &. S. für Böhmen 18. Bd., 5.466, für Galizien und Lodomerien 

18, Zahrg., I. Abthl., S. 316, für —— ob der Enns, 18. Bd., 

©. 313, für Steiermark, 18. Thl., S. 195, für Tirol und Vorarlberg 
83. Bd., 1. zii. ©. 579,) 


Aus Anlaß einer fpeciellen Frage: wie mit den lÜberverdienft- 
geldern der verftorbenen Sträflinge zu verfahren fei? wird im Ein- 
verftändniffe mit der k. k. oberften Juſtizſtelle, und der k. k. allge 
meinen Hofkammer Folgendes verordnet: 
€... Diefe Überverdienftgelder find von nun an nur den Verbrechern 
felbft, nicht ihren Erben, mithin nur jenen Sträflingen, welche das 
Ende ihrer Strafzeit erleben, zu verabfolgen, und wenn fünftig 
ein Verbrecher während der Strafzeit ftirbt, für die Caſſe der Straf: 
anftalt einzuziehen. Der Überverdienft der vor der Kundmachung die: 
fer Vorfchrift bereits in Strafhäuſern verftorbenen Verbrecher ift da- 
gegen den rechtmäßigen Erben auf ihr Anſuchen zu verabfolgen, oder 
nad) ihrem Verlangen zu verwenden, und im alle Fein Erbe die 
BVerabfolgung oder Verwendung zu einem beftimmten Zwecke anfu: 
het, ebenfalls für die Caſſe der Anftalt einzuziehen. 


Religions: Unterriht für Straflinge außer den Ar 
beitsftunden. 
(Hfd. v. 11. Mai 1810, N. 903 d. 3. G. ©, beim $. 12 76.) 


Erbauungsbüder für Straflinge außer den Arbeit“ 
. ftunden. 


(Hfd. v. 9. Febr. 1827, N. 2254 d. J. ©. beim $. 12, FD. und Ihfd. 
v. 23, Febr. 1827, N. 2861 d. 3. G. ©. beim $. 12. S®.) 


Abfonderung der Sträflinge nad ihrer Gemüths-Ei— 
genfhaft in beſtimmteCathegorien. 


(N. 6. App. Dec. v. 13. October 1837, 3. 10,853 beim $. —— 1428. 
und v. 9. Febr. 1898, 3. 2538 a. a. D. 1483 


= 
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$. 17. 
Berihärfun: Die Kerkerftrafe kann noch verfchärfet werden: 
rk" Saat Gergl. den $. 19 St. ©. II, Thl.) 


a) durch Anhaltung zur Öffentlichen Arbeit; 

b) durch Ausftellung auf der Schandbühne ; 

ec) durh Züchtigung mit Stod: oder Ruthen- 
ftreichen ; 

d) durch Falten; 

e) durch Landesverweifung nach audgeftandener 
Strafe, 

f) durch Geldſtrafen; (88. 88, 90 und 200 St. G. B. 1.8.) 


g) dur öffentlihe Züchtigung; ($.508&t. G.B. ü. V.) 
Gefeglihe Bedingungen der VBerfhärfung der Kerken 
ftrafe. 

($$. 42, 44 und 45.) 


Fälle der Verfhärfungen der Kerferitrafe bei einzel: 
nen Berbreden. 


($8$. 84, 97, 98, 130, und 200.) 


Zeitpunct der Vollſtreckung der Verfharfungen. 

($. 456.) 
Genaue Befolgung des Vollzuges ber Verſchärfungen. 
(Ofd. v. 7. Dec. 1815, N, 1193 d. J. ©. ©. zu 4), beim $. 12 &8.) 
Befugniß des EriminalsObergerichtes auf eine dop— 

pelte Verfhärfung zu erkennen, 
(Hfd. v.13. Juni 1817, N. 1337 d. J. ©. S. beim $. 85 BEA. Be 
gleiche auch die $$. 425, 440 und 508 St. G. B. ü. B.) 

$. 18. 
Öfenttige ar⸗ Zur Öffentlichen Arbeit Eönnen nur Verbrecher 
"männlichen Geſchlechtes verurtheilet, und weil die 
Öffentliche Arbeit nicht anders, ald in Ketten zu ver- 
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richten ift, kann fie nur der fehmweren und der ſchwere⸗ 
ften Kerkerftrafe beygefüget werden. Verbrecher, de: 
ren Strafzeit fich über zehn Jahre erftredet, können 
auch zur Galeerenarbeit verurtheilet werden. 

(Bergl. $. 19 e) St. G. IL. Thl.) 


I. Offentliche Arbeit. 


Fälle, in welden die öffentlihe Arbeit als Verſchär— 
fung der Kerkerftrafe von dem Geſetze ausdrücklich bes 
ſtimmt wird. 


($$. 63, 64, 68, 69, 71, 508 des St. ©. ü. V.) 


Ürztlihes Gutachten Über die Tauglichkeit der Sträfs 
linge zur Arbeit. 


(Hfd. v. 2. Juli 1784, N. 318 d. J. ©. ©, beim $. 3973 1991.) 


Anwendung der MVorfihten gegen Entweihbung ber 
zur Öffentlihen Arbeit verurtheilten Sträflinge. 


100. Hofdecret vom 2. December 1782, in Folge Res 
folutton über Bortrag der oberften Juftisftelle vom 22. Novens 
ber n. $. N. 104, d. J. G. ©. 


Alen zur öffentlichen Arbeit verurtheilten Strflingen fol zur 
Erhaltung der Geſundheit, Sauberkeit und Sicherheit das Haar 
am Haupte abgefchnitten, und diefes allmonatlih ohne Ausnahme 
des Alters, der Perfon, und des Gefchlechtes *) wahrend der Dauer: 
zeit ber Strafe wiederholt werden. 


101. Hofdecret vom 25. November 1791, an fämmt- 
liche Länderftellen, von der oberfien Juftizftelle am 
9. December n. 3. an die Appellationd » Gerichte, 
(Polit. G. ©. 8. Bd., S. 204.) 

Um die in den Gefängniffen fo nörhige Neinlichkeit mit ber 
Rückſicht auf Beſſerung der Übelthäter zu verbinden, haben Beine 
Majeftät gnädigit zu verordnen gerubet, daß in Zukunft das bisher 
während der Strafzeit der Sträflinge (Züchtlinge) üblich gewefene 


2 Nach dem Joſefiniſchen allgemeinen Geſetze über Verbrechen und 
derſelben Beſtrafung ($$. 21 und 31) fand bei Verurtheilung der 
Verbrecher zur öffentlihen Arbeit rückſichtlich des Geſchlechtes Fein 
Unterfchied ftatt; vergleiche dagegen den obermähnten $. Des gegen: 
wärtigen Strafgefeges, 
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monatliche Haarabfhneiden nur bei benjenigen vorzunehmen fei, die 
über ein Sahr zur Gefängnißftrafe verurtheilet worden find, daß jedoch 
biervon Leute von 50 Fahren in dem Falle ausgenommen werden 
follen, wenn die ihnen zuerkannte Strafe des Arreftes fich nicht 
auf ihre ganze Lebenszeit erftrecket. Hingegen in Anfehung derjenigen 
Sträflinge, die über ein Jahr verurtheilet worden find, oder die ſich 
gegenwärtig in den Arreften befinden, und bei welchen alfo diefe Ver— 
anftaltung fhon in Ausübung gebracht wird, ift die Zeit des Haar— 
abſchneidens, ohne Unterſchied des Gefchlechtes, von nun an auf ein 
Jahr vor ihrem Austritte aus dem Arrefte, beftimmt. 


10%. Berordnung des k. f. Guberniums in Böhmen 
vom 2. September 1802. 


(Gorſchitzky's Hdb., ©. 14.) 


Um dem Entweichen der Criminal: Sträflinge vorzubeugen, 
bat das k. Kreisamt jedem bdortkreifigen Criminal» Gerichte mitzu: 
geben, daß dasfelbe bei eigener Dafürhaftung darauf zu fehen a 
be, damit der angeftellte Kerkermeifter oder Gefangenwärter einen 
türhtigen und ftarken Gehilfen zur Mitauffiht auf die Sträflinge 
aufnehbme, und wenn diefe Sträflinge entweder außer der Stadt 
ihre &trafarbeit verrichten, ober auch in der Stadt abgetheilt 
verwendet werben ,: mithin bie Auffiht eines einzigen Mannes 
nicht hinreichen würde, daß jedesmal noch entweder ein ftadtifcher 
Gemeinde: Polizeiwächter, oder ein fonftiger GemeindesDiener bei 
diefen Sträflingen angeftellt werde. 


Schonung der jüdiſchen und chriſtlichen Sträflinge 
an Sabbath, Sonn: und übrigen Feiertagen mit der 
öffentlihen Arbeit. 


(Hfd. v. 3. Auguft 1790, N. 48 d. %. ©. ©. beim 9. Abf. desKdap. BB. 
dann Hfd. v. 30. October 1790 a. a. O. BE.) 


1083. Hof-Decret vom 1. Mai 1813, an fämmtlide 
Appellations» Gerichte, einverftändlicdh mit der Hofcom— 
miffion in I. ©. ©. N. 1042. 3. ©. ©. 


Die jüdifhen Sträflinge Eönnen an den Sabbath«, und den 
yudifhen Feiertagen fo wenig, als die chriſtlichen an den ihrigen, 
zur öffentlichen Arbeit verhalten werden; doch find die Juden fhul: 
dig, auh am Sabbathe und ihren Feiertagen ſich den bauslichen 
Arbeiten ohne Anjtand zu unterziehen *). 





) Siehe das Verzeichnif der jüdifchen Feier: oder Feſttage bei dem 
Hofdecrete vom 17. Jänner 1818, N. 1405 d. J. G. S. beims. 214 
631.) 


Rückſichtsnahme auf das Fortkommen des Sträf: 
lings bei Verurtheilung zur Öffentlihen Arbeit. 


104. Iuftiz-Hofdecret vom 14. December 1804. 
(GGorſchitzky's Hd6, ©. 14 u. f.) 


Es ift hierorts der Antrag gefbehen, daß die bei den Criminal: 
Berichten in den Städten abgeurtheilten Verbrecher auch künftighin, 
wie vormals zur Stadtfauberung und anderen öffentlichen Arbeiten ge. 
widmet werden follen, um dadurd der ftädtiihen Caſſe eine Entſchädi— 
gung für die Aßungskoiten ausjumitteln. Diefem Antrage jedoch, die 
BVerurtheilten ohne Unterſchied aufdas Verbrechen, mithin auch die durch 
das neue Gefeß zur unterften Kerkeritrafe Verurtheilten der öffentlis 
chen Arbeit zuzuweiſen, Eann nicht Statt gegeben werden. 

Wohl aber Eönnte bei allen Verbrechen, wo daß Geſetz den 
fhweren Rerker, der ſchon allezeit mit Anlegung der Eifen an den 
Süßen verbunden ift, und die Eigenfhaft des Verbrechens auch ſchon 
jedesmal die Verſchärfung durch öffentliche Arbeit zuläßt, von dem 
Criminal⸗Richter mit einem kürzeren Zeitraume der beftimmten Straf: 
zeit inner derfelben gefeglichen Beftimmung, und dagegen auf die 
Verfchärfung durch die öffentliche Arbeit, jedoch allemal mit Rückſicht 
auf das Fünftige Fortkommen des Inquifiten nad feis 
ner Standeseigenfchaft nad) einem billigen Ebenmaße erkannt werden, 
wodurd ſchon die ergiebigfte Aushilfe den politifhen Rückſichten ver: 
ſchaffet wird. Für die übrigen wenigen Fälle der Berurtheilung zum 
Kerker überhaupt, in denen ohnehin die Strafzeit ſich gewöhnlich 
nie über ein Jahr erftredfet, ift ohnehin die Unterhaltungslaft der 
Sträflinge nicht fo erheblich , und es kommt überdieß den politiſchen 
Behörden die Obliegenheit zu, verdienſtverſchaffende Arbeiten für die— 
felben ausfindig zu machen. 


Bedingung der Verwendung der zur öffentliden Ar: 
beit verurtheilten Sträflinge zu den geringeren 
Hausarbeiten. 


105. Hofdecret vom 17. Mai 1805, an das Lember—⸗ 
ger Appellations- Gericht, über Note der vereinigten Hof: 
fanzlei vom 28, April 1805. N. 729 vd. 3. ©. ©. 


Obgleich nad dem $. 17 des Strafgefeges die öffentliche Arbeit 
nicht in eine Hausarbeit abgeandert werden follte, können dennod 
auch ſolche Sträflinge, welche zur öffentlichen Arbeit verurtbeilt wor: 
den find, zum Beſten des Strafhaufes und des Eriminalfondes zu 
den geringeren Hausarbeiten verwendet werden, wenn andere min 
dere Sträflinge nicht in zureichender Zahl vorhanden find, mit ber 
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Vorſicht jedoch, daß fie immer wenigſtens einige Male in der Woche 
zur öffentlichen Arbeit verwendet werden, und auf ſolche Art der Zweck 
der Strafverfihäarfung und des abfhredenden Beifpieled nicht vereitelt 
werde. 


Verbot der Abkürzung der fhweren Kerkerftrafe ge 
gen Verfhärfung dur Hffentlihe Arbeit gegen bie 
Anordnung des $. 49 &t. ©. I. Thl. 


(Ihfd. v. 27. November 1816 beim $. 419 #3.) 


Befugniß, die ſchwere Kerkerftrafe nebft der öffent: 
lihen Arbeit noch auf eine andere Art zu verfhärfen. 


(Hfd. v. 13. Zuni 1817, N. 1337 d. 5. &. ©. beim $. 85 361.) 


Bagno marittimo zu Venedig, als Strafort für die 
zur fhweren mit öffentliher Arbeit verfhärften Ker: 
Eerftrafe verurtbeilten&träaflinge. 


(Benet, Sub. Girculare v. 30. Juni 1819, 3. 19,80% beim $. 458 b) 
KAOT. und Hfd. v. 9. October 1829, N. 2432 d. 3. G. ©. a. a. O. 
24 2.) 


Pflicht der Länderftellen, zur Anzeige der der Voll: 
jtebung der öffentlihen Arbeit entgegenftebenben 
Hinbderniffe. 


106. Juſtiz-Hofdecret vom 5. September 1828, an 
fämmtlihe Appellationsg- Gerichte. 
(Zeitfchrift für 6. N. ıc. 1828, 3. Bd., ©. 441 u. f.) 


Dem k. k. Appellationg = Gerichte wird zur Wiffenfchaft bedeutet, 
daß über Einfchreiten des oberften Gerichtshofes von Seite ber E. E. 
vereinigten Hofkanzlei fammtliche Länderftellen mit Ausnahme von 
Dalmatien, Venedig und der Combardie, unterm 28, Au⸗ 
guft d. J. angewiefen worden find, daß in jenen Strafhaus-An— 
ftalten, wo bisher die Strafverfehärfung der öffentlichen Arbeit zu 
vollziehen unterlaffen wurde, die geeignete Verfügung getroffen wer: 
de, daß die durch rechtskräftige Urtheile ausgefprochene Anhaltung 
der Verbrecher zur oͤffentlichen Arbeit wenigftens in der durch das 
Hofdecret vom 17. Mai 1805 (1O5.) geftatteten Beſchränkung Statt 
babe, und wenn bei einzelnen ©trafhäufern unbefiegbare Hinderniffe 
entgegenftehen follten, unverweilt die umftändliche Anzeige hierüber 
erftattes werde. 
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Bewilligung einzelner Abweihungen von derin den 
Griminal:Urtheilen ausgefprodenen Strafe der 
dffentlihen Arbeit. 


410%. Hofdecret vom 6. Februar 1829, an fämmtli- 

be Appellations-Gerichte, mit Ausnahme jener von Dals 

matien und des lombardifch - venetianifchen Königreiches über Er- 

Öffnung der vereinigten Hoffanzlei vom 9. Jänner 1829, N. 2381 
d. J. G. ©. 


Die vereinigte Hofkanzlei hat unterm 28. Auguſt 1828 den 
politiſchen Ränderftellen die Weiſung ertheilt: daß die durch rechts— 
kräftige Urtheile ausgeſprochene Anhaltung der Verbrecher zur öffent⸗ 
lichen Arbeit, wenigſtens einige Male in der Woche in Vollzug ger 
% werden müffe, und daß, wenn doch in einzelnen Fällen unbe: 

egbare Hinderniffe entgegenfteben, von Fall zu Fall unvermweilt bier: 
von die Anzeige zu machen fet. 

In Anbetracht jedoch, daß die Strafhäufer ohnehin von Zeit zu 
Zeit durch Abgeordnete des Guberniums und des Appellations-Gerich— 
tes unterfucht werden , ift nun das Übereinkommen getroffen worben, 
daß einzelne Abweichungen von der in den Griminalslirsheilen ausge: 
fprodhenen Strafe der Öffentlichen Arbeit, aus vollwichtigen Gründen 
zu bewilligen, der gemeinfhaftlihen Amtshandlung des Guberniums 
und des Appellations⸗Gerichtes überlaffen werde. 


II. Galeeren»- Arbeit. 


Urfpränglihe Befhränfung der Anwendung der Ga— 
leerenarbeit auf das venetianiſche Gebiet. 


108. JufizsHofdecret vom 18 Rovember 1808, an 
dasn. od. Appellations-Gericht, 3. 6050. 
GBGorſchitzky's Hob., S. 14.) 

Derzeit, und bis eine weitere Anordnung erfolges, kann bie 
Verurtheilung zur Galeerenfirafe außer dem Benetianifchen nicht an- 
gewendet werden. 

Nbfhaffung der Galeerenfirafe in den öfterreidir 
fhen Staaten. 


109. Hoͤchſte Enifhliegung vom 12. Aprit 1819. 
(Pratob. Mat., 4. Bd, ©. 319.) 


Die Galeerenſtrafe fol in dem öfterreichifchen Staaten nicht mehr 
Statt finden. 


YAusftellung auf 


der Schands 
el 
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$. 19. 


Bey der Austellung auf der Schandbühne wird 
der Berurtheilte, mit ſchweren Eifen an Händen und 
Süßen gefhloffen, zwifchen der Wache, an einem zur 
Verfammlung des Volkes geräumigen Orte, auf eis 
nem erhöhten Gerüfte, durch drey aufeinander folgende 
Zage, jedes Mahl eine Stunde lang, öffentlich zur 
Schau auögeftellet, und fein Verbrechen fowohl, als 
die ihm zuerfannte Strafe, auf einer ihm vor der 
Bruft hängenden Tafel, kurz, deutlich und leöbar 
angedeutet. Diefe Berfhärfung hat jedoch nur in fol- 
chen Fällen Plab, in welchen fie entweder ausdrück— 
li von dem Geſetze vorgefchrieben ift, oder, wann 
die Strafe, der fie beygefügt werden fol, wenigſtens 
auf zehnjährigen Kerker ausfällt. 

(Bergl. $. 21 St. G. II. Thl. 88. 435 c) und 456 St. G. B. ü. B.) 


Fälle, in welchen die Verfhärfung der Kerferftrafe 
durch Ausftellung auf der Schandbühne ausdrücklich 
von dem Geſetze vorgefdhrieben ift. 


($. 84, 183.) 


110. GubernialEirculare für Venedig vom 6. Au- 
guft 1814, 3. 24,796. 


(Coll, di leggi ecc. per Ie prov. venete, vol. I. parte II. pag. 24.) 


Il supremo tribunale di giustizia di Vienna con ossequiato 
rescritto 16 luglio prossimo passato 2384 — 565, approvando 
quanto venne stabilito dal &overno riguardo agli Ecclesiastici 
negli ordini sacri, a favore de’ quali vennero derogate le pre- 
scrizioni degli articoli 20. e 22. del codice penale, come si 
ebbe a comunicare col dispaccio 2 giugno passato numero 15,462, 
dichiarö in via di massima generale, non doversi da qui in 
avanti esporre alla berlina nessun condannato, se non nei casi 
prescritti dal codice austriaco *). 


) Merkwürdig rüdfichtli der früheren Beſchränkung der Anwendung 
diefer Verſchärfung ift das Mailänder Girculare der Re 
gentfchaft des Prov. Guberniums vom 236. April 1814 (Atti 'del 


110 — 111. 139 


Die Ausftellung des Verurtheilten auf der Schands 
bühne bat ohne Verftellung desfelben zu gefheben 


111. Decret des n. ö. Appellations-Gerichtes vom 
20. Februar 1786 


(Rropatfhed, Sammlung aller E, E. Verordnungen ıc., 11. Bd., 
Se 830.) 


Es ift mißfallig bemerkt worden, daß die auf der Schandbühne 
ausgeftellt werdenden Verurtheilten ihr Angeficht dergeftalt verhüllen, 
daß fie an ihrer Gefihtsbildung gar; unkennbar werden. 

Da nun biedurd der Endzweck diefer Ausftellung, um fi nem: 
lich vor derlei fehlechten Leuten hüten zu können, zum Theil verfehlt 
wird, fo ift darauf zu-feben, daß künftig derlei Leute ohne alle 
Verftellung dem Publicum zur Schau ausgeftellt werden. 


Folgen der Ausftellung auf der Shandbühne für 


einen bis zur Einberufung beurlaubten Mili- 
täriften. 


(Hd. v. 5. Mai 1837, 3. 9817 beim $. 221 3) DB.) 


$. 20. 


Mit Stodftreihen werden erwachfene Manns 
perfonen; mit Ruthenftreichen aber Zünglinge, die 
das achtzehnte Jahr noch nicht zurückgelegt haben, 
und Weibsperfonen gezüchtiget. Diefe Züchtigung 
kann während der Strafzeit öfter wiederhohlt wer: 


——— — 


gov. Mil. dall’ anno 1814 pag. 19 ecc.), welches folgender Maßen 
lautet: 

La pena della berlina venendo ora dalcodice penale appli- 
cata indistintamente alle azioni da esso qualificate per criminose, 
senza eccettuare quelle, che per loro natura non producono in- 
famia ,.distrugge quella giusta proporzione, che vi debh’ essere 
tra il delitto e la pena, diminuisce colla soverchia sua frequenza 
Pimpressione, a cui tender deve questo orribile castigo, ed urta 
nello stesso tempo scandalosamente coll’ opinione pubblica. 

Determina: 

Art. I. In pendenza delle disposizioni legislative da ema- 
narsi dalle autoritä competenti, & sospesa l’applicazione della 
pena della berlina 

imo Alle donne; 

2do Per tutti quei crimini, per quali viene dal codice pe- 
nale inflitta la sola pena della reclusione. 

Il gran giudice, ministro della giustizia, è incaricato dell’ 
esecuzione della presente determinazione , che sarä pubblioata. 


an mit 
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den. Die Beitimmung der Zahl der Streiche, und ih- 

ver Wiederhohlung hängt von der Beurtheilung des 

Richters ab, welcher dabey auf die Schwere Des 

Verbrechens, die Boßheit des Thäters und deſſen 

körperliche Befchaffenheit zu fehen hat. Auf ein Mahl 

können nicht mehr ald fünfzig Streiche gegeben wer 

den. Der Vollzug gefchieht innerhalb der Mauern des 

Strafortes *). 

(Bergleiche die $$. 8 y. 15—17, 30 c) — 438 I. Thl. mit 329—331, 

435 d), 456 St. ©. ü. V.) 

Die Zühtigung mit Streiden findet nad dem St. 
® B. ü. 8. ftatt: 


A. Gegen Berhaftete: 


a) Die ſich unanftändig, oder widerfpänftig verhalten; (88. 329, 
331.) 
b) Die zu entweichen verfucht haben, ($$. 330, 331.) 


B. Gegen Befhuldigte bei dem BERSRITLREN 
Berhöre: 


a) Wegen verftellter Sinnenverwirrung; ($. 363.) 

b) Wegen hartnädiger Weigerung zu antworten; ($. 364.) 

c) Wegen bofhaften Betragens auf eine ungeftüme und belei- 
dDigende Art, dann wegen Angabe eines offenbar als falſch bewie- 
fenen Umftandes oder Beharrung bei Lügen, ungeachtet Dagegen 
vorgehaltener Harer Beweife. ($. 365.) 


Verfhiebung der Zühtigung mit Streichen wegen 
monatliher Reinigung ber Weibsperfonen. 


(Hfd. v. 4. Februar 1803, N, 591 d. J. G. ©. beim 9. Abf. des Kdgp. 
28.) 





*) Siehe rüdfichtlich der Adftellung der öffentlihen Züchtigung mit 
Schlägen das Hfd. v. 7. Mai 1790 N. 21d. 5. G. S. beim 9. Abf. 
des Kdgp. (SO.) und den befonderen Fall, nach welchem die ſchwere 
Kerker gr mit öffentlicher Züchtigung zu verfchärfen ij, in dem 

$$. 508 des St, ©, ü. V 
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Bedingung der Nachholung der Zuchtigung mit 
Streichen. 


212. Hofdecret vom 19. Juli 1811, an das böhmiſche 

Appellations-Gericht, einverftändlich mit der Hofcommif- 

fion in Juſtiz⸗ Geſetzſachen, über deffen Anfrage vom 29. Mai n. I. 
N. 951 d. J. ©. ©. 


Eine mittelft Urtheiles zu einer beftimmten Zeit juerkannte, an 
dem Sträflinge zur beftimmten Zeit Krankpeitd wegen nicht vollzieh- 
bare Züchtigung Eann allerdings zu einer andern Zeit, nach gehobe: 
nem Kinderniffe, während der Dauer der Strafe, nachgeholet wer: 
den; wobei es fich jedoch von felbft verfteht, daß das Gericht oder das 
Auffichts-Perfonale fi überzeugen müffe, daß die Züchtigung ent: 
weder wegen der Folgen der Krankheit, oder wegen ber vielleicht zu 
nabe bevorftehenden wiederkehrenden Züchtigung, der Gefundheit des 
Sträflings nit nachtheilig, oder eine unnüße Härte fein würde, in 
welchem Falle darüber hinauszugehen ift. Hat aber der Sträfling fei- 
ne Ötrafzeit vollſtreckt, fo Eann von einer folchen nachträglichen Sic. 
tigung in feiner Art mehr eine Frage fein. 


Zühtigung der Weibsperfonen von Perfonen ihres 
Geſchlechtes. 


113. Hofdecret vom 24. April 1812, an das k. böhmis 
ſche Appellations-Gericht, einverſtändlich mit der k. k. 
vereinigten Hoffanzlei. N. 986. d. J. ©. ©. 

Die weiblichen Sträflinge find in Fällen der gegen fie erkannten 
Züchtigung mit Ruthenftreihen zwar auf den bloßen Leib, jedoch 
nur von Perfonen ihres Gefchlechtes und mit Befeitigung aller männ⸗ 
lihen Zufeber, außer eines beſcheidenen Commiffärs, zu züchtigen. 


Bedingung der Verwandlung der Stockſchläge in 
Ruthenftreihe, 


114. Hofdecret vom 28. Auguft 1812, an dasn. & 
Appellations-Gericht, bei Gelegenheit eines durch dasfelbe 
vergutachteten Strafnachſichts » Geſuches, N. 10030. 3. ©. ©, 


Es unterliegt Eeinem Anftande, daß den Stocfchlägen, wenn folche 
wegen Eörperlicher Befchaffenheit des zu Beftrafenden nicht angewendet 
werden können, Ruthenſtreiche ſubſtituirt werden dürfen; jedoch ift 
vorläufig immer durch ärztlichen Befund zu erheben, ob ſolche ohne 
Nachtheil der Gefundheit des zu Züchtigenden angewendet werden kön⸗ 
nen, oder nicht. 
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Wahl der Individuen und der Mittel zur Anwen: 
dung der Züchtigung mir Ötreiden. 


115. Hoffammer-Decretvom 22. October 1812, 
(v. Zimmerl’s Hdb,, 3. Thl. S. 17.) 


Einverftändlich mit der ka k. vereinigten Hofkanzlei wird jenen 
Meibsperfonen, welde in Ermanglung. eines dazu geeigneten Ger 
fangenwärterd= Weibes zur Züdtigung der weibliden Sträflinge 
oder Inquifitinen eigens aufgenommen werden, für den jedesmaligen 
Vollzug ein Lohn von dreißig Kreuzern Wiener Wahrung bewilliget. 


116. Hoffammer-Decret vom 4. Auguft 1813. 
(v. Zimmerl’s Hdb., 3. Thl., S. 17.) 


Im Einverftändniffe mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei wird 
biemit bewilliget: daß zur Züchtigung der weiblichen Inquifiten und 
Sträflinge mit Rutbenftreichen vorzüglich die tauglichften Weiber der 
Sefangenwärter, gegen Abreihung des mit hierortiger Entfhließung 
vom 22. October 1812 (115P) gefeglich beftimmten Lohnes von drei. 
ig Kreuzern, verwendet werben follen. 


417. Gubernial-Circulare vom 16. Jänner 1820, 
3. 42,414. 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venet. vol. VII. parte. pag. 67. ecc.) 


Sua Maesfa I, R. con sovrana risoluzione 26 luglio pros- 
simo passato si € compiaciuta di determinare „che i tribunali 
del regno Lombardo-Veneto, ai quali incombe la giurisdizione 
criminale, debbano essere provisti del mezzo di poter applicare 
effettivamente, benche con moderazione, e raramente il castigo 
con bastonate, com’ é dichiarato ai $$.17, 20, 329, 330, 363, 
364 e 365 della prima parte del codice oriminale, e che laddove 
gli attuali custodi e guardiani delle carceri non possedessero le 
necessarie forze o destrezza fisien, 0 ricusassero forse per al- 
tri giusti motivi di prestarsi all’esecuzione di un tale castigo, 
dovranno venir prese le opportune misure di concerto coi rispet- 
tivi Governi, affinche le Autoritä politiche prestino ai tribunali 
provinciali quell’ assistenza, che si richiede per le funzioni 
della giurisdizione eriminale, dovendosi per F avvenire aver 
cura, che gl’ individui scelti per custodi siano atti a tutte le 
loro incombenze.“ 

Egli € in consonanza di questa sovrana determinazione e 
prev) li concenti seguiti col Tribunale d’ Appello, che si inca- 
rica codesta delegazione, perche nel caso, se venisse in pro- 
posito fatta una domanda per parte del tribunale provinciale, 
sappia assisterlo nella somministrazione de’ mezzi occorrenti all’ 
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intento, e si avverte la medesima, che siccome nelle future no- 
mine ai posti di custode carcerario si avra riguardo agli indivi- 
dui atti a tutte le operazioni, cosi per li casi suindicati, il Tri- 
bunale di Appello € gia convenuto , che per parte del Tribunale 
ricercante sia corrisposta ogni volta una mercede, a chi si 
prestasse a termine dell’ articolo 533 parte prima del codice 
penale. 

Ciò quindi, che deve disporsi si &, che abbia ad essere 
idonea e pronta la persona all’ uopo, poiche in siffatto castigo' 
dovendosi assai calcolare la prontezza dell’ applicazione e dell’ 
esempio; ne mancherebbe lo scopo in gran parte, qualora all’ 
occorrenza il giudizio criminale non potesse contare 'sull’ imme- 
diata esecuzione delle sue disposizioni. 


Abfbaffung der Eörperlihen Züdtigung mit Streichen 
beifhweren Polizeizlibertretungen für das lomb. 
venet. Königreich *). 


118. Mailänder Gubernial-Decret vom 21. April 
1816. 


(Atti del gov. Mil. parte I. pag. 352.) 


Sua M.I.R. A. con sovrana determinazione del 14. marzo 
p° p° , stata notiflcata con dispaccio aulico del successivo 21. 
si € degnata di abolire in tutta l’estensione del regno lombardo- 
veneto per le gravi trasgressioni di polizia l’applicazione delle 
pene corporali di percossa, tanto come pene principali, che 
come inasprimento o surrogato di altra pena. 

Rispetto alle pene da sostituirei alle medesime, dovranno 
le autoritä competenti attenersi alle massime stabilite nel $. 23. 
del codice delle gravi trasgressioni politiche. 


119. DBenetianer Gubernial-Kundmadhung vom 
26. April 1816, 3. 12,981. 


(Coll, di leggi ecc. per le prov. venete, vol. III, parte I. pag. 362. 
ecc.) 


Sua Maesta Imperiale Reale Apostolica con suprema riso- 
luzione del 14. marzo decorso, partecipata con aulico dispaccio- 


) Für das lomb. venet. Königreich, ift die Eörperlihe Züchtigung mit 
Streichen bei ſchweren Polizei = Übertretungen in allen Beziehungen 
abgefhafft, und in Rückſicht auf den Erſaß dafür auf den $. 23 des 
U, Thl. des St. ©. B. gewiefen. Es folgen oben (UNS. 119.) 
die betreffenden zwar zunächſt nur auf den II. Theil des St. ®, 8. 
ih beziehenden Normen, die aber mit Rückſicht auf den $. 29 St. 
G. B. ü. V. dem Eriminals Richter zur Richtfhnur dienen. 
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num. 24,995 — 5781 del 21 detto, si & compisciuta di dichiara- 
re abolita in tutto il regao Lombardo - Veneto la pena corporale, 
di percosse e vergate per le gravi trasgressioni di polizia, tanto 
come pena principale, quanto come inasprimento 0 surrogato di 
un’ altra pena, 

E riguardo poi alle pene da sostituirsi, € prescorilto con la 
stessa sovrana disposizione , che le autorita competenti debbano 
attenersi alle determinazioni del paragrafo ventitre della sooonda 
parte del codice dei delitti. 


Ärztliches Gutachten über die Urfahe, aus welcher 
der Unterfuchte zur Edrperfihen Strafe nicht geeig— 
net ift. 


1830. Decret dest, kn. 6. Appellationg - Gerichtes, 
vom 22. Juli 1822. 
(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl., ©. 65.) 


In den ärztlichen Zeugniſſen ſind die Ärzte zur Angebung ‚der 
Urfade, aus welder fie den Unterfuchten zur Eörperlichen Strafe 
nicht geeignet finden, jedesmal anzumeifen, und die ift vorzüglich dann 
zu beobachten, wenn der Arzt mis dem Wundarzte in dem Parere 
nicht übereinftimmt. 

In dem ärztlichen Gutachten ift die Anzahl der Stod: 
oder Ruthenſtreiche anzugeben. 


MO. Decret dest. En. d. Appellations- Berichtes, 
vom 22, Detober, 3.948. 
(Wr, Er. G. N. B. 3, Th, S. 54 u. f.) 

In den ärztlichen Zeugniffen ift ftatt des unbeftimmten Ausdruckes 
„kann nur mäßig mit ‚Stodftreihen gezüchtiget werden“ beftimmt 
anzugeben, wie viel Stodftreihe (oder Ruthenftreiche) der Inquifit 
feiner Eörperlihen Beſchaffenheit nach ertragen Eann *). 


Aufhebung der früheren Taxe für die Vollziebung 
der Züdbtigung mit Streiden. 


(IHfd. v. 3. Zänner 1805 beim 8. 526 158%.) 





*) Siehe beim $. 11 dien. ö. App. Vdg. v. 3. Jänner 1815 (GE.), 
wornach in dem ärztlihen Zeugniffe ein beftimmtes Gutachten über 
den Gefundheitszuftand der Znquifiten abgegeben werden muß, fer 
ner oben S. 141. Hfd. v. 28. Auguft 1812, N, 10038. 3.6.5.(114.) 
wornad bei der Berwandlung der Stodfchläge in Ruthenftreiche ſtets 
durch Ärztlihen Befund zu erheben ift, ob die Ruthenjtreihe ohne 
Nachtheil der Gefundpeit des zu Züchtigenden angewendet werden 
können oder nicht. | 


3. 21. 


Der erite und zweyte Grad der Kerkerftrafe Bann Yaten. 


durch Faften dergeſtalt verfchärfet werden, daß der 

Sträfling an einigen Tagen nur bey Waſſer und Brot 

gehalten werde. Doc) fol diefed wöchentlich nicht über 

drey Mal, und nur in unterbrochenen Tagen gefcheben. 
(Bergl. die 88. 19 ) md 29 St. G. II. Thl.) 


Fälle, in welchen das Faſten nad dem St. G. B. ü. V. 
auch während der Unterfuhung verhängt werden 
faun. 

a) Wegen verftellter Sinnenverwirrung($ 363). 

b) Wegen hartnädiger Weigerung zu antworten 
($. 364). 

eo). Wegen boshaften Betragens auf eine unge 
tüme und beleidigende Art, dann wegen Angabe 
eines offenbar als falfh bewiefenen Umftandes, 
oder Beharrung bei Lügen, ungeachtet Dagegen vor- 

gehaltener Elarer Beweife ($. 365). 
$. 22. 


Die Landedvermweifung kann nur gegen Verbre: 
cher, die Ausländer find, Statthaben, und muß alle: 
zeit auf ſämmtliche Länder, für welche dieſes Geſetz— 
buch gejchrieben iſt, fich erſtrecken. Ben befonderer Ge⸗ 
fährlichkeit des Verbrechers fol ihr die Brandmarkung 
beygefüget werden. Diefe gefthieht, daß an der lin- 
fen Seite des hohlen Leibes der Buchftabe R fammt 
dem Anfangöbuchitaben der Provinz, in welcher das 
Urtheil ergangen ift, auf eine Benntliche und unver: 
tilgbare Weile eingefchröpfet werde. 

Gergl. Die ss; 8 f), k) und 17.1. Zul. au de ss 204, 485 c), 
453, 83 und 84 I. Thl. d 
J. ——— ER 
Evidenzhaltung der Landesv erwieſenen. 


(Siehe unter dieſer Überſchrift beim $. 453 die Novellen.) 
Maucher’s ſiſtem. Handbuch. 10 


Landesverwei⸗ 
ſung. 
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Bälle, in welchen die Landesverweifung durch das 
Geſetz insbefondere angeordnet ift. 


($$. 34, 84, und Hfd. v. 19. Auguft 1826, N. 2215 d. 5. ©. S. bezie: 
hungsmweife Beilage $. 6 nad $. 81 BET.) 


Die Randesverweifung if in dem Urtheile deutlid 
auszjudrüden, damit bei dem Vollzuge Eein Zweifel 
darüber entfteben Eönne. 


($. 429.) 
Die Randesverweifung kann ohneobergerichtliche Be: 
ftätigung nicht vollzogen werden. 
($. 435 ce). 
Art und Weife der Ankündigung der Qandesverwei- 
fung an den Berurtbeilten. 


($. 453.) 


Begriff eines Aus: und Inländers nad den Beftim- 
mungen bed a. b. ©. 2. 


($$. 28—32 des a.b. ©. 3.) 
Behandlung und Beftrafung der Ausländer, die im 
In: oder Auslande Verbrechen begangen haben. 
(88. 31 — 34 des St. G. B. ü. V. und die dort aufgeführten Novellen.) 


1. Brandmarfung. 
Die Brandmarkfung unterliegt der obergerihtliden 
Beftätigung. 
($. 435 c.) 


Zeitpunct des Vollzuges der Brandmarkung. 
($. 456.) 


Von wem und wie die Brandmarfung zu vollziehen 
fei? 


(Hfd. v. 21. Zuli 1820, N. 1678 d. 3. ©. ©. beim $.156 1397.) 


Lohn für den Vollzug der Brandmarkfung. 
($. 533.) 


191. 147 


Mit den Strafurtheilen, wodurch ein Verbrecher © — — 


zur Todesſtrafe, zur ſchweren oder ſchwereſten Ker— 


Todes⸗ 
* er een 


kerſtrafe verurtheilet wird , find Eraft diefes Gefebes Kerierae- 


noch folgende Wirkungen verbunden: 
($$. 204 und 499 St. ©. B. ü. V.) 


Verfbiebung der Aundmahung und der Vollziehung 
des Strafurtheiles wegen des Standes der in die 
fem $. sub a) und b) bezeihneten Individuen. 


($. 446 St. G. B. ü. V., und die dort aufgeführten Novellen.) 
Die unterfte.Kerferftrafe zieht die Standesentfe 
tzung nicht nad ſich. 

(Erläut. der Hfk. in J. G. S. v. 14. April 1805, beim 6. 446 
1346 


Anfang der mit den oberwähnten Strafen verbun— 
denen Wirkungen. 


(N. ö. App. Deer. v. 25. Jänner 1836, 3. 2076 beim $. 491 1496.) 


Nurein rehtsfräftiges Urtbeil hat diefe Wirfun- 
gen ‚zur Folge. 
(Ofd. v. 31. Jänner 1821, N. 1735 d. J. G. ©. beim $. 446 d) 1347. 
und n. ö. App. Dee. v. 1. Auguft 18283 a, a. OD. 1347. a) 

a) Iſt der Verbrecher ein Landmann aus dem 
Herrn: oder Ritterftande, ein immatrifulirted Mit: 
glied einer inländifchen Univerfität, oder eines inlän- 
difchen Lycäums, ein mit beybehaltenem militärifchen 
Ehrenrange in Eivildienfte übergetretener Mann; jo 
ift mit einem folchen Urtheile zugleich die Tilgung aus 
der ftändifchen, aus der Univerfitätö- oder Lycäums— 
Matrikel, und der Verluft des Ehrenranges verbunden. 


Landmann aus dem Herren: oder Ritterftande *). 


Y Die Beantwortun ung de Frage, wer Landmann (Landftand) fei, liegt 
in dem Gefeße, jeder nemlich, der als folcher in ” ao Ma: 
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Ymmatriculirtes Mitglied einer inländifden Uni: 
verfität, oder eines inlandifhen Licaums, 


Anzeige der Verhaftung eines Univerfitätd-Mit- 
gliedes oder Studierenden an das Directorat. 


(Hfd. v. 15. Juli 1790, N. 38 d. J. G. &. beim $. 30 1105. 
und Hfd. v. 9. Febr. 1827, N. 2253 d. J. ©. S. beim$. 2211) FEAR.) 


Löfhung der Studierenden als Verbrecher auß der 
Univerfitätd: oder Licäal- Matrikel und Wiedereintra 
gung derfelben nad der Strafe in diefe Matrikel. 


(Studhofe. Dec. v. 3. December1812, N. 1021 d.%. G. S. beim $. 204 


Mit beibehaltenem militärifhen Ehrenrange in Ci: 
vildienfte übergetretener Mann. 


4383. Decret der f. f. Hoffammer vom 31.Yuli 1804, 
an fämmtlidhe Länderftellen. 
(Polit. G. S. 22. Bd,, ©. 52.) 


Da ungeachtet des beftehenden allerhöchiten Befehles, wornach 
ein jeder zu einer Civil= Anftellung gelangende Officier den Militär- 
Character ganz abzulegen bat, und fo lange erineiner ſolchen Dienft: 
feiftung verbleibet, fich weder diefes Characters, noch der damit ver- 
bundenen Ehrenzeichen prävaliren darf, dennoch mehrer: folder 
ehemaliger Dfficiere und nunmehriger Eivil-Beamte ſich ſowohl in 
Dienftgefhäften, als auch fonft mit ihrem vorhin begleiteten Officiers— 
Eparacter unterzeichnen, und ihnen felbft von ihren vorgefesten Ber 
börden diefer Titel beigelegt wirt, and) der Hoffriegsrath andie ger 
fammten General:Commanden wiederholt den Auftrag erlaffen bat, 
über die Befolgung der obgedachten a. h. Vorfchrift genau zu wachen: 
fo werden die Länderftellen hiemit angewiefen, ſowobl felbit, als auch 
durch die ihnen unterftehenden Behörden, welde dieferwegen zu ver- 
ftändigen find, darauf zu fehen, daß Eein ehemaliger Officier und 
nunmehriger Beamte irgend eine foldye unbefugte Anmaßung ſich er⸗ 
(aube, oder demfelben eine foldye geftattet werde. 


trikel eingetragen erfcheint; follten aber hierüber Zweifel entitehen,, 
fo werden Ddiefelben behoben, entweder durch Einficht des betreffen: 
den Schematismus einer jeden Provinz, oder im Wege des Schrif: 
tenwechfeld mit dem ftändifhen VBerordneten= Collegium. Wie aber 
die Sommunication zwifchen Demfelben und dem Griminal = Gerichte 
zu geichehen habe, beſtimmt Das Hofdecret vom 11, November 1807, 
N, 886 d. 3. ©. ©. beim $. 345 A181.) 
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Ausnahme von diefem Verbote. 


41933. Decret der vereinten Hoffanzlei vom 22. De 
cember 1804, an ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. S. 33. Bd., S. 169 u. f.) 


Seine Majeftät haben anzuordnen gerubet, daß es bei den unter 
dem 23. Juni 1802 und 16. November 1804 erlaflenen höchſten 
Entſchließungen, vermöge welcher alle eine Eivil-Anftellung begleitenden 
DOfficiere den Militär» Character mit der Uniform ablegen müflen , 
zwar zu verbleiben habe, und über deren genaue Befolgung ſtrenge zu wa: 
chen fei; daf aber jene Officiere, welche ſchon vor der Erlaffung der 
obigen Entſchließungen eine Civil: Anftelung, und dann durch die 
befondere Bewilligung Sr. Majeftät felbft, die Erlaubniß erhalten 
baben, fich des Militär» Characterd mit Beibehaltung der Uniform 
und der Ehrenzeichen ferner prävaliren zu dürfen, von der mehrer 
wähnten Anordnung ausgenommen, und bei ihrer ertheilten fpeciellen 
Erlaubniß gelaffen werden follen 


b) Iſt der Verbrecher von Adel; jo muß dem 
Strafurtheile beygefüget werden, daß er des Adels 
verluftig wird, und ihm für feine Perfon alle Rechte 
benommen find, die dem Adel nach der Verfaflung die - 
fer Erbländer zuftehen. Doch trifft diefer Berluft nur 
ihn allein, folglich weder feine Ehegattinn, noch die 
vor dem Strafurtheile erzeugten Kinder. 


(Vergl. den 10. Abf. des Kdap. 2. Periode zu dem St. G. B. ü. B. und 
$. 146 des a.b. G. ©.) 


Der Verluft des Adels ift in dem Urtheile deutlid 
ausjudrüden, damit bei dem Vollzuge Fein Zweifel 
darüber entfteben Eann. 


($. 129. St. G. B. ü V.) 


— —⸗ 


*) Nach dieſen beiden Hofverordnungen iſt ſchon ſeit dem Jahre 190% 
die Anordnung des St. G B.ü. B. daß ein mit Beibehaltung des mili⸗ 
täeifhen Gharacters in Givildienfte übergetretener Mann in dem im 
$. 2 vorgefehenen Falle jenen Ehrenrang verliere, unpractifch ges 
worden: 
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Verluft des Adels bei Frauensperfonen. 


134. Hofdecret vom 24. September 1813. 
(v. Wagersbach's Ardiv, 5. Hft. S. 97 u. f.) 


uͤber eine wegen einer zum fchweren Kerker auf fünf Sabre ver 
urtheilten, fowohl nad ihrem Ehegatten, aid vermöge ihrer Ge— 
burt adeligen Srauensperfon von dem E£. E. n. ö. Appellations-Ge— 
richte dahin geftellte Anfrage: 

Erftens: ob eine Weibsperfon nach $. 23 des St. ©. I. This. 
lit. b), überhaupt der Entadelung unterliege, indem der Ausdruck 
fih nur auf männliche Verbrecher zu beziehen ſcheine; 

Zweitens: ob die Verbrecherin nur allein ihres Geburts: 
oder auch des ihr zuftebenden ebegattlichen Adels verluftig zu erklären 
fei, wird diefem Appellations- Gerichte bedeutet: Dasfelbe habe fo: 
wohl im gegenwartigen Falle, als in Eünftigen ähnlichen Fällen nad 
$. 23 des Eriminal- Gefeßes, welches zwiſchen männlichen und weiblis 
chen Verbrechern, zwifchen angeerbtem und angebeirathetem Adel nicht 
unterfcheider, genau ſich zu benehmen. 


Der Adelsverluft kann nicht nachgeſehen werden. 


135. Hofdecret vom 2. März 1792, an das n. ö. Ap- 
pellations=- Gericht, über defien Anfragsbericht vom 24. Fe- 
bruar n. J. N. 120.93. ©. ©. 


Keineswegs kann in einem Criminal = Urtheile, wodurd der Ver: 
brecher, dem ein Adel eigen gewefen ift, fchuldig erklärt wird, die 
Entadelung befeitiget, oder von dem Criminal= Obergerichte nachges 
fehen werden; auch ift Eein Unterfchied zu machen, woher der Verur⸗ 
theilte den Adel erhalten habe? maßen ohne bineinzugehen, wie es 
in fremden Staaten, oder in jenen Provinzen, auf welche das Ge: 
fe über Verbrechen und Strafen nicht wirket, angefehen wird, die: 
fe Entadelung in jedem Falle für die böhmifch » öfterreichifchen deut: 
fhen Erblande zu wirken bat. 


Ausländifcher Adel. 


136. Hofdecret vom 13. Februar 1784, an die Zus 
ftij- Behörden fämmtlicher Provinzen, über Vortrag der ober: 
ften Juftisftele vom 12. n. M. N. 240 d. 3. ©. ©. 


Gleichwie der Ausdrud „auswärtiger Adel“ in Rückſicht 
desjenigen Adels, welden Regierer ordentlicher Staaten ertheilen, 
keinem Anftande unterliegt, alfo fei dagegen hierunter nur jener von 


einem Reichsſtande verliehene Adel gemeint, von weldem gezeigt ift, 
daß felber von einem Churfürften, oder zur Adelung von Eaiferlicher 
Majeftäts wegen eigens berechtigten, mit der comitiva majore verfe: 
benen Reichöftande verliehen worden. 


197. Hofdecret vom 27. April 1784, an das tiroli- 
fhe Landrecht, zu Folge Refolution der vereinten Hofftelle, 
N. 282 d. J. ©. ©. 


Die von den Hochſtiften Trient und Briren nobilitirten Familien 
können in den öfterreichifchen Provinzen nicht als Adeliche anerkannt 
werben. 


138. Hofdecret vom 6. Auguft 1787, an fümmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Refolution, über 

Vortrag der vereinten Hofftellen vom 12. Juli n. J., N. 705 
d. J. G. ©. 


Seine Maieität haben der Verordnung vom 13. Februar 1784 
(1236.) die Erklärung dahin zu geben befunden, daß jene E. k. 
Beamten und Untertbanen, welche feit dem 31. Jänner 1764, wo 
nemlich das Einverftandniß mit der Reichskanzlei in Rückſicht der Stan— 
deserbebungen getroffen worden, ohne landesfürftlihe Erlaubniß von 
einem fremden Neichöitande geadelt worden, in den E E. Erbländern 
dafür nicht erkannt, mithin auch des dem Adelichen beftimmten Ge: 
richtöftandes nicht theilhaftig werden Eönnen. 


2139. Hofdecret vom 7. December 179. 
(GBorſchitzky's Hdb., S. 200 u. f.) 


Es ift fchon durch höchſtes Generale vom 31. Jänner 1967 ver: 
ordnet worden, daß, gleichwie bei den Nobilitationen, und anderen 
Standeserhöhungen , welche durch die Hofkanzlei erpedirt werden, je: 
derzeit vorläufig die Randesitellen, und andere Behörden vernommen 
werden ; alfo aud künftig ein jeder, welcher beider Eaiferlichen Reichshof: 
kanzlei den Adel, oder einen hoheren Stand zu nehmen gedenkt, fol: 
ches vorher der Landesftelle, die es betrifft, anzeigen, und diefe dar: 
über ihren Bericht erftatsen foll *). 


*) Laut Girculare vom 17. Jänner 1834, M.74. [Militär ®. ©. 
Jahrg. 1834, S. 5 u. f.] wurde obige Hofverordnung mit dem Bei: 
fage republicirt, daß Eeinem öſterr. Staatsbeamten oder Unterthane, 
der während des Zwifchenreiches eine folhe Standeserhöhung ohne 
vorläufiges Anfuchen und Einwilligung der vorgefegten öfterr. Hof: 
behörde von einem Reichs: Vicariate erhalten hat, davon in dero 
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Verluſt des ausländifhen erwiefenen oder nur an: 
| geblihen Adels. 


130. Juſtiz-Hofdecret vom 19. Juli 1805, an das 
Apypellations- Gericht in Lemberg, 
(Wafer ©. 35,) 


Über die gemachte Anfrage, ob in Fallen, wenn Ausländer, ju 
Folge der $$. 31, 32 und 34 I. Thl. des St. ©. abzuurtheilen find, 
und ſich für adelige angeben, auch dießfalls fi auf die im Auslande 
befindlihen Beweiſe berufen, diefe Beweiſe ihres angeblichen Adels 
noch vor derfelben Aburtheilung erhoben werden follen, wird dem Ap: 
pellationg= Gerichte bedeuter: daß ein folher Verbrecher, er möge 
von befanntem ausländifchen Adel fein, oder folhen beweiſen, oder 
auch nur angeben, diefer Würde in fo weit verluftig erklärt werden 
fol, daß er in den k. k. Erbftaaten und Rändern für einen Adeligen 
fernerhin nicht zu achten ſei, wo übrigens jedes folde Urtheil der 
Behörde desjenigen Landes, in welchem der Abgeurtheilte ein Adelis 
ger zu fein erwieſen, oder nur angegeben hat, bekannt zu machen ifl. 


Anzeige von den auf Verluft des Adeld ergebenden 
Griminalurtheilen. 


(Hfd. v. 8. Zuli 1831, N. 3517 d. 5. ©. ©. beim $. 446 a) 1344.) 


Eriminal:Gerihtsbarkeit über die inder Bufowina 
betretenen Adelidhen. 


(Hfd. v. 2 Mäy 1805, N. 716 d. J. G. S. beim % Si 221. 1) 
71.) 


Griminal-Gerihtsbarkeit über die adeligen Perfo 
nen in beiden Galizien. 


(Ofd. v. 20. April 1805, N. 7852.53... S. a. a. O. I7D.) 


Eriminal-Gerihtsbarbeit über die mit einem Ritter 
orden betheilten oder den Ritterfchlag erhaften 
babenden nit abelihen Perfonen. 


(Hfd. v. 10. December 1814, N. 1113 d. 5. G. ©. beim $. 221. 1) 


.) 


höchſten Staaten Gebrauch zu machen gejtaftet werden folle; nur 
halten fih Se. Majeftät bevor, wenn fohin dergleichen Parteien die 
nemlichen Standeserhöhungen hierorts anfuchen würden, von Fall 
zu Fall nah Beſchaffenheit der Umftände und Verdienfte der Bitt— 
jteller zu beftimmen, ob und was ihnen an dem gewöhnlichen Tar: 
betrage nachzulaffen fein dürfte. 
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Eriminal» Gerihtsbarkeit über die im $. 22. 1) des 
St. G. B. bezeihneten in Vorarlberg befindliden 
Perfonen. 


 EcHfd. v. 239, Mai 1889, N. 2406 d. J. G. ©. a. a. O. 767.) 


c) Der Verbrecher kann von dem Tage des ihm 
angekündigten Urtheiled, und fo lange feine Strafzeit 
dauert, weder unter Lebenden ein verbindliches Ge- 
ſchäft fchließen, noch einen lebten Willen errichten. 
Seine vorigen Handlungen oder Anordnungen aber 
verlieren wegen der Strafe ihre Gültigkeit nicht *). 


(Siehe die $$. 61, 279 und 574 des a.b. G. DB. und die weiteren civil: 
rechtlihen nachtheiligen Folgen aus Griminalslertheilen, am Ende dic: 
fes $. unter diefer. Überfchrift, dann den $. 208 St. G. B. ii. ®.) 


Befugniß des Sträflings, fih in Vermögens: Au- 
'gelegenheiten mit feinem Qurator u unterreden. 


(Otzd. v. 36. Febr. 1818, N. 1423 d. J. G. ©. beim $. 13 SG.) 





Anbang. 


Andermweitige mit Griminal=Urtheilen verbundene nachthei- 
| (ige Folgen. 


J. Strafrechtliche nahtheilige Folgen aus Erimi- 
nal-Urtheilen, 


A, Nachtheilige Folgen in Beziehung auf Ehren: 
zeichen. 


a) Inländiſche Militär-Ehrenzeichen. 


*y Nach dem Joſefiniſchen allgemeinen Geſetze über Verbrechen und der: 
felben Beftrafung ($. 2%, I. Thl.) konute der Verurtheilte von dem 
oberwähnten Zeitpuncte und fo lange feine Strafzeit dauerte, nicht 
nur feine legtwillige Anordnung errichten, fondern es wurden dadurch 
auch alle legtwilligen Anordnungen ungiltig und unwirkſam, welde 
der Verbrecher obgleich vor dem gefchöpften Urtheile, dennoch ſchon 
nach feiner Verhaftnehmung errichtet hatte; ja er verlor während 
der Dauer der Kerkerftwafe, zu Gunjten des Griminals Fondes den 
Fruchtgenuß feines Vermögens (5. a6 a. a. D,)- 
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1. Berluft des Metall-Armeekreuzes. 


431. Hofdecret vom 24. Juni 1815, an füämmtlide 
AppellationsGerichte, über Note des Hoffriegsrathes vom 
12. Mai v. J., N. 1156 d. 3. ©. ©. 


Bei Individuen, welche mit dem von Seiner Majeftat zum An: 
denken der rubmvollen Ereignijfe des legten Feldzuges geftifteten Mes 
tal» Armeekreuze betheilt wurden, und in das Civile übergetreten 
find, ift, wenn fie fi eines Verbrechens fhuldig machen, welches 
mit Snfamie verbunden ift, oder einen Feſtungs-Arreſt zur Folge hat, 
auf den Verluft dieſes Denkzeichens zu erkennen, und bei minderen 
Vergeben dafür zu forgen, daß foldhes wahrend der Strafzeit abge: 
legt werde. 


438. Hofdecret vom 2. Auguft 1817, an ſämmtliche 

Appellationd» Gerihte, in Folge höchfter Entſchließung 

über Vortrag der oberften Juftizftelle vom 23. Julin. 3. N. 1355 
d. J. G. ©. 


Das Kanonenkreuz iſt nur jenen nach dem Strafgeſetze verur: 
theilten WVerbrechern für immer zu entziehen, gegen welche eine 
ſchwere Kerkerftrafe wirklid erEannt worden, und nit bloß von 
dem Geſetze ausgefprochen ift. 


133. Hofdecret vom 20. Juni 1818, an fiämmtlide 
Appellations-Gerichte, einverftändlicdh mit der Hofcom— 
miffion in Juftigfachen, N. 1469 d. I. ©. ©. 


Wenn ein aus dem Militär- in den Civilftand getretenes, mit 
dem Metallreuze der Armee betheiltes Individuum wegen eines Ber: 
brechens verurtbeilt wird, gebt das Metallfreu; in allen Fällen ver: 
loren, wo auf die Strafe des ſchweren oder [hwereften Ker— 
kers erkannt wird. 


2. Verluft der Tapferleits-Medaille. 


134. Hoftanzlei-Decret vom 31. Jänner 1822, 
N. 1834 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeität haben mit allerhöchfter Entſchließung vom 24. 
December 1821 zu befehlen gerubt: daß die im Invaliden-Beneficium 
ſtehenden Individuen in allen jenen Fällen, in welden die Tapfer: 
Eeitö: Medaille, und die mit felber verbundene Zulage verwirkt wer: 
den, desfelben, und zwar auf die Art, wie es in Hinficht der Tapfer— 
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keitö= Medaillen und des damit verbundenen Beneficiums vorgefchrie: 
ben ift, verluftiget fein follen. 

Diefe Anordnung bat übrigens, der weitern allerhöchſten Be— 
ftimmung gemäß, erft nad vollzogener Kundmachung derfelben ge: 
ſetzliche Kraft zu erhalten, daher auf vergangene Falle nicht zu wirken, 

Die von dem Hofkriegsrathe in leßterer Beziehung an ſämmtliche 
"Militär: Behörden erluffene Verordnung vom 3. Nov. 1812 (135.) 
fautet dahin: daß jede Aburtheilung ohne Unterſchied, wodurd ges 
gen einen Officier auf die Caffirung, gegen die übrige Mannfdaft 
aber auf eine öffentliche Beitrafung mit Stockſtreichen, Gaſſenlaufen 
oder eine noch fehwerere Strafe erkannt wird, den Verluft der Tapfer 
Eeits- Medaille und der damit verbundenen Zulage nad) fich zu ziehen 
babe; fo wie gegen die mit der Tapferkeits » Medaille gezierte Mann 
fhaft Eeine diefer erwähnten öffentlihen Beilrafungen angewendet 
werden fol, wenn nicht zugleich dur gerichtlihen Ausſpruch auf 
den Verluft der Tapferkeits: Medaille erkannt wird. 


135. Hofdecret vom 24. April 1829, an fämmtlide 
Appellationd- Gerichte, über Note des Hoffriegsrathes 
vom 27. Mär; 1829, N. 2395 d. 3. G. ©. 


Auf Erfuchen des Hofkriegrathes werden die beiden Verorbnuns 
gen desfelben vom 3. November 1812 -/, und 31. December 1821 
//. zufolge deren jedes Urtheil, wodurch gegen einen Officier auf 
Gaffirung, gegen die übrige Mannſchaft auf öffentlihe Züchtigung 
mit Stockſtreichen, affenlaufen oder mit einer noch ſchwereren 
Strafe erkennet wird, der Verluft der Tapferkeits : Medaille und der 
damit verbundenen Zulage, wie aud des Invaliden-Gehaltes nad) 
* ziehen ſoll, dem Appellations-Gerichte zur Nachachtung mitge— 
theilt. 


/ Beilagel. 


Verordnung des Hoffriegsrathes vom 3. November 
1812 an die ibm unterftebenden Behörden. 


Da dieim $.13 der im Jahre 1809 kundgemachten Borfchrift 
über die militärifche Tapferkeits: Medaille enthaltene Beftimmung , 
daß jede Eriegsrechtliche Aburtheilung und Beftrafung den Verluſt der 
Mebaille und der damit verbundenen Zulage nad) fich zieht, in verfchie: 
denen Fallen auf eine dem Sinne und Geifte ded Geſetzes zuwider: 
laufende Weife angewendet worden; fo haben Se. Majeftät, um 
dergleichen Falle für die Zukunft zu verhüten, zu befeblen geruhet: 

Jede Aburtheilung ohne Unterfhied, wodurd gegen einen Offi 
cier auf die Caffirung, gegen die übrige Mannſchaft aber auf eine of: 
fentlihe Beftrafung mit Stodftreihen, Gaffenlaufen, oder eine nody 
fchwerere Strafe erkennet wird, hat den Verluſt der Tapferkeits - Me: 
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daifle und der damit verbundenen Zulage nach fi zu ziehen, fo wie 
gegen die mit ber Tapferkeits- Medaille gezierte Mannfchaft Feine diefer 
vorerwähnten öffentlichen Beftrafungen angewendet werden ſoll, wenn 
nicht zugleich durch richterlichen Ausfpruch auf den Verluft der Tapfer: 
keite: Medaille erkennet wird. Übrigens Fann die Tapferkeits-Mebail- 
le Eeine Schugwehr gegen die mit Ausfhluß der öffentlihen 
Stodftreiche und des Gaffenlanfens beftebenden Compagnie: und Re: 
giments » Strafen fein. Beidem übrigen Inhalte des $. 13 der neuen 
Medaillen: Borfchrift hat es fein Merbleiben. 


/. Beilage IE 


Circular: Verordnung des Hofkriegsrathes vom 31. 
December 1821. 


Seine Majeftät haben über erftatteten allerunterthänigften Vor: 
trag des Hofkriegsrathes durch a. h. Entſchließung vom 24. Decem: 
ber 1821 verordnet: daß der im Invaliden-Beneficium Stehende 
in allen Fällen, in welchen die Tapferkeits- Medaillen und die mit den- 
felden verbundenen Zulagen verwirkt werden, des Invaliden - Bene 
ficiums, und zwar auf eben die Art, wie es in Hinſicht der Tapfer- 
keit» Medaillen und des damit verbundenen Beneficiums vorgefchrie: 
ben ift, verluftig fein foll; übrigens aber diefe Anordnung erft nad) 
volljogener Kundmachung derfelben gefeßliche Kraft zu erhalten, ba- 
ber auf vergangene Fälle nicht zu wirken habe. 


136. Hoffanzlei- Decret vom 7. October 1835, 
3. 26,638. 


(Pro. © S. für Böhmen 17. Bd., S. 718, für Galizien und Lode- 
merien, 17. Jahrg., 2. Abthl., S. 882%, für Jlirien 17.%8d., S. 73%, für 
die Lombardie 2. Bd., 2. Thl., S. 198, für Mähren und Schleſien 
17. Bd., S. 551, für Dfterreih ob der Enns und Salzburg, 17, Bd., 
S. 370, 587, für Djterreih unter der Enns, 17. Thl., S. 798, für Steter: 
mark, 17, Thl., S. 480, für Tirol und Vorarlberg, 32. Bd., S, 70, für 
Venedig, 26.Bd,, 2. Thl., S. 140, und 37.5d., 1. Thl., S,20.) 


Seine k.k. Majeftät haben mit a. h. Entſchließung v.20. Juli 1835 
anzuordnen gerubet, daß der Berluft der Civil: Ehrenmedaille und der 
Tapferfeits- Medaille, fo wie des Invaliden- Beneficiums Eünftig für 
alle zur Zeit der Aburtheilung unter der Eivil-Gerichtsbarkeit ſtehen— 
den Individuen nur mit der Verurtheilung zur ſchweren Kerkerftrafe 
verbunden fein fol, bei der Verurtheilung zu einfachem Kerker aber 
nur die Ablegung der Ehrenzeichen während der Strafdauer einzutreten 
babe. Diefe a. h. Entfchließung wird mit dem Beifügen fundgemadt, 
daß dadurd die in Folge hoben Hofkanzlei-Decreted vom 9. December 
1815, 3.21,976, durch Regierungs-Circulare vom 9. Jänner 1816 
3.864, kundgemachte a. h. Entfhließang vom 3. December 1815 
in der erwähnten Beziehung außer Wirkfamkeit gefeßt werde. 
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3. Werluſt des Militär» Diftinctiond«Zeichens. 


237. Hofdecret vom 20. April 1827, an ſaͤmmtliche 
Appellationds®erichte, über Note des Hoffriegsrathes vom 
22. März 1827, N. 22740. J. ©. ©. 


Da Seine Majeftat rückſichtlich des Verluſtes des, zur Ber 
lobnung durd längere Zeit gut geleiiteter Dienfte, an Militar = Pers 
fonen verliehenen Diftinctions » Zeichens mit a. b. Entfhließung vom 
9. Mär; 1827 für die Zukunft dasfelbe ald Geſetz vorzuſchreiben be- 
funden haben, was in den Hofdecreten vom 2. Auguft 1817, N. 1355, 
(13%.) und vom 20. Zuni 1818, N. 1469 d. 3.6.9.(1 383.) in 
Bezug auf den Verluſt des Kanonenkreuzes verordnet wurde: fo wird hier« 
mit erkläret, daß, wenn ein aus dem Militärſtande in den Civilſtand 
getretenes, mit dem Diſtinctions⸗Zeichen verſehenes Individuum wegen 
eines Verbrechens verurtheilt wird, das Diſtinctions-Zeichen in allen 
Fällen verloren gebe, wo auf die Strafe des ſchweren oder ſchwer— 
ften Kerkers erfannt wird; mo hingegen in Fällen folder Art, wo mer 
gen Verbrechen auf einfachen Kerker erkannt wird, das betreffende 
Andividuum das Diftinctions-Zeihen während der Strafe abzulegen 
babe, und dasfelbe erit dann, wenn die Strafe ausgeftanden ift, wie— 
der tragen fünne, 


b) Inländiſche Civil-Ehrenzeichen. 
1. Verluſt der Civil-Ehren-Medaille. 


138. Hofdecret vom 24. Sinner 1816, an ſämmtli— 
he Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entſchließung 
über Vortrag der vereinigten Hoffanzlei, N. 1204 d, 3. G. ©, 


Seine Majeftat haben uber die Frage: dur welche Hand: 
lungen bie Eivil-Ehren-Medaillen, welche theild für einzelne rühm: 
liche Handlungen , theild für eine ausgezeichnete Dienftleitung 
verlieben werden, verloren gehen, Nachſtehendes zu verordnen 
gerubt: 

Mit jeder Criminal: Beftrafung ohne Unterfchied ift der Wers 
(uft der erhaltenen Eivil-Ehren-Medaille, oder auch folder Medail: 
len, welde die in die Civil-Jurisdiction übergetretenen ehemaligen 
Militär » Individuen beſitzen, gefeßlih verbunden, und deren Ge, 
braud auch nad ausgeftandener Strafe nicht weiter geftattet, 

Jedes Criminal » Geriht bat daher bei der Vollziehung des 
Urtheiles die Abnahme des Ehrenzeichens zu veranftalten, und fol: 
ches durd die Dberbehörde nebſt einer Abfchrift des Urtheiles an 
jene Behörde einzufenden, dur welche die Verleihung bewirkt 
worden ift. 

Übrigens ift der Verluft der Ehren: Medaille weder in dem 
Urtheile auszudrüden , noch deßhalb allein die Kundmachung zu 
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verfchieben, wenn nicht andere, in dem $. 446 ausgedrücdkte Um: 
ftände zugleich eintreten. 

Nach den nemlihen Grundſätzen ift fih in Anfehung derjeni- 
gen Individuen, welche mit dem Civil-Eprenkreuze betheilt find, 
zu benehmen. 


2. VBerluft Jer Orden. 


139. Iuftiz : Hofdecret vom 6. Detober 1835, an 
fämmtlihde Appellations » Gerichte, 3. 6524, und 
HoffanzleisDecret vom 8. December 1835, 3. 31,619. 


(Prov. G. ©. für Böhmen 18, Bd., S.5, für Dalmatien, Jahrg. 1836, 
S. 21, für Galizien und Lodomerien, 18. Jahrg., 1. Abthl. S. 52, für 
Illirien 18. Bd, ©. 17, für Mähren und Sclefien, 18. Bd., ©. 3, für 
Öfterreich unter der Enns 17. Thl., S. 975 u. f., für Steiermark, 18, Thl., 
S. 1, für Tirol und Vorarlberg, 23. Bd., 1. Thl., S. 01, für die Lom— 
bardie, 1. Bd., 2. Thl., S. 6, für Benedig, 27. Bd., 1. Thl., ©. 18.) 


Seine Majeftäat haben laut allerhöchfter, auf einen Vortrag 
der k. k. Hofcommiffion in JuftizeGefegfahen, wegen des Verlu— 
fies der Orden durch Verbrechen oder ſchwere Polizei-llbertretungen 
erfolgter Entfhliefung vom 20. Suli 1835, über den Verluſt der 
Orden wegen Vergebungen eine allgemeine gefeßliche Regel auszufpre: 
hen, ſich nicht beftimmt. gefunden, jedod Folgendes anzuordnen 
gerubet: 

a) Wenn ein Orbdensritter eines Verbrechens. oder einer ſchwe⸗ 
ven Polizeirllbertretung ſchuldig erkannt, oder dießfalld nur ab in- 
stantia abfolvirt wird, ift hievon, ohne die Kundmachung und 
Vollziehung des Urtheild zu verfchieben, jedoch mit Beilegung des- 
felben und der Beweggründe der Orbenskanzlei die Eröffnung zu 
machen, welche hierüber die a. h. Entſchließung einholen wird. 

b) Vom Tage der Kundmahung bes Urtheils bis zur Herab— 
langung der allerhöchften Entfchließung darf der Ordensritter von 
der ihm verliebenen Decoration Eeinen Gebrauch machen, baber 
ihm diefelbe bei der Kundmachung des Urtheild abzunehmen ift, 
wenn es nicht ſchon früher geſchehen ware. 

ce) In NRüdfiht der Mitglieder auslandifher Orden bat die 
oberwähnte Eröffnung an die E. E. geheime Haus:, Hof: und Staats: 
Fanzlei zur geeigneten Mittheilung an die auswärtige Negierung 
zu gefcheben. 

Diefe a. b. Entfchließung wird dem k. k. Appellations: Gerichte 
sur Nachachtung und Mittheilung an die demfelben untergeordneten 
Erimina- Gerichte bekannt gemacht. 
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0) Ausländifhe Civil: und Militär-Ehrenzeiden. 


1. Verluft der auswärtigen Orden und Ehrenme— 
daillen. 


1490. Hofdecret vom 4. Auguft 1815, an ſaͤmmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note des f. k. Hoffriegsra- 
thes vom 26. Juli 1815, N. 1165 d. J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben in Hinficht des Verlnſtes auswärtiger 
Orden und Ehrenmedaillen Folgendes anzuordnen gerubet: 

Iſt das mit einem ſolchen auswärtigen Ehrenzeichen gezierte 
Andividuum ein bierländiger Unterthan, und in eine ſolche Strafe 
verfallen, weldhe den Verluſt ähnlicher inländifher Decorationen 
nach fich zieht; fo ift die von Höchſtdenſelben ertheilte Erlaubniß zum 
öffentlihen Gebrauche der fremden Ehrenzeichen verwirkt, und das 
Individuum darf auch nad) ausgeftandener Strafe fich derfelben in 
Höchſtdero Staaten nit wieder gebrauden; die abgenommenen 
Infignien find in jedem einzelnen Falle dur die geheime Hof: und 
Staatskanzlei der verleihbenden Macht mit dem Beifage, war- 
um es geſchehen fei, zurückzuſtellen. 

Iſt aber der Sträfling Eein Untertban, fo ift der Gebraud 
fremder Ehrenzeichen wihrend der Strafzeit nicht zu geftatten, und 
(find) in folhem Falle die abgenommenen Infignien ebenfalls der aus: 
wärtigen Macht zu erfolgen, welder überlaffen bleibt, nad) ausge: 
ftandener Strafe ihrem Gutdünken und ihren Statuten gemäß, zu 
verfügen. 

An Folge diefer höchſten Entfhließung find die Criminal: Ge- 
richte für folche Fälle zur Einforderung der Ordens- und Ehrenzeichen an- 
zuweiſen, welde das Anpellations:Gericht mittelft Berichtes und mit 
Anmerkung des Gegenftandes ded Verbrechens hierher zur weiteren 
Mittheilung an die £ E. geheime Hof: und Staatskanzlei zu über: 
reihen haben wird. 


2. Verluft des St. Georgskreuzes V. Elaffe. 


MAR. Decret der E E Stadthbauptmannfchaft vom 
6. September 1816, 3: 30,586. 


(Br. Er. G. N. B. 1. Thl, ©. 132) 


Der Hofkriegsrarh hat mir Refeript vom 25. Jänner 1815 zu 
beftimmen befunden , daß, wenn verabfchiebete Soldaten, die mit 
dem ruffifhen St. Georgskreuz V. Claſſe geziert find, wegen eines 
Verbrechens abgeurtheilt worben find, mit welchem der Verluſt die 
ſes Ehrenzeichens verbunden ift, dieſes Tapferkeitszeichen unvermweilt 
von dem General: Commando an biefe Hofftelle zuzuftellen fei. 
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B. Nachtheilige Folgen in Beziehung auf das In: 
validen-Beneficium. 
(Dep. v. 31. Zänner 1828, N. 1855 184., Htd. v. 2%. April 
1829, N. 23950. 3.@. S. 135. und Hd. v. 7. October 1835, 
8. 26,633 136.) 


c Nachtheilige Folgen in Beziehung anfden 
Dienft»Gratiald- Antheil. 


148%. Hoffriegsräthblihes Eirculare vom 2. Mai 
1822, I. 2458. 
Milit. &, S. Jahrg., 1822, ©. 8%.) 


Über eine vorgefommene Anfrage, wie fih mit dem Dienſt-Gra— 
tiald-Antbeile, welcher den von Civil: oder Militär: Gerichten wegen 
Verbrechen im Straforte verurtheilten Arreftanten von ihren im Mis 
litärftande verftorbenen Wätern zufallt, benommen werden folle, 
wird erfläret, daß, wenn ein ſolcher Sträfling zur Civil-Jurisdic— 
tion gehört, der ihm zufallende väterliche Dienſt-Gratials-Antheil 
an das betreffende Criminal-Gericht, wenn er aber der Militär: Zu- 
risdiction unterfteht, dieſer ihm zufallende Dienft - Gratiald: Antheil 
in die Caſſe des betreffenden Staabsſtockhauſes abzuführen, und in 
Empfang zu nehmen fei. 

Der dießfällige Geldbetrag wird nad Erfenntnig'der Militär: 
Gerichts: Behörde, wenn der Sträfling einen Erfaß zu leiften hätte, 
zur Tilgung desfelben verwendet; wäre aber diefer Kal nicht vorhan- 
den, fo ift diefes Geld in deposito ju behalten, bis der Arreftant 
feine Strafzeit vollendet hat, wo ihm fodann dasfelbe zu feiner noth— 
wendigen erften Alimentation auf die Hand hinaus zu bezahlen iſt. 


D. Nachtheilige Folgen in Beziehung auf öffentlide- 
(Staats) und berrfhaftlihe Privat: Dienfte 
a) Berluft von Staatsdienften. 


143. Verordnung der k. f.n. d. Regierung, über Note 
der Bolizei = Hofftelle vom 11. April 1804. 
Polit. G. S., 21. Bd., ©. 115.) 


Seine Majeftät haben wegen Anftellung der Staats: und Cri— 
minalsMerbredher nad ausgeftandener Strafe zu beſchließen befun- 
den: daß es die Sache von dergleichen Bittitellern fei, fi bei Var 
taturen um neue Bedienftungen zu bewerben, daß diefelben aber nie- 
mals zu Juſtiz⸗ oder ſolchen politiſchen Gefhäften zu verwenden feien, 
wo fie eine entſcheidende Stimme oder die Gefchäftsleitung zu führen, 
oder fich wie immer in politifche Angelegenheiten zwiſchen Obrigfeiten 
und Unterthanen einzamengen hätten. 
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244. Hofdecret vom 16. Auguft 1806, an fammiläche 
Appellationd- Gerichte, über Anfrage des. Lemberger Ap- 
pellations-Gerichtes vom 19. Mai 1806, N. 7772. 93. ©. ©. 


{Über Anfrage: 05 ein Öffentlicher Beamter, welcher nach einer 
Griminal: Unterfuhung tur aus Mangel des Beweiſes losgeſprochen 
wurde, wieder in fein voriges oder ein anderes öffentliches Amt ein: 
treten Eönne, wurde die Weifung dahin zu ertheilen befunden : 

Es laſſe ſich hierüber Eeine algemeine Vorfthrift geben, fondern 
die Zulaffung oder Entlaflung eines ſolchen Individuums bleibe in je- 
dem einzelnen Falle dem Ermeffen der demfelben vorgefeßren Behör- 
den, die ohnehin 2 dem $. 304 des Strafgefeßes von dem Eri- 
thinal» Midpter in die Kenntniß der eröffneten Criminal- Unter ſuchung 
gefeßt werden müflen, mit Beräcdjidtigung dert Gattung des ihm an⸗ 
gefhuldeten Verbrechens, dann der fonitigen Umftände und Verhält— 
niffe überlaſſen; daher denn in folden Föllen bei landesfürftlichen Beam: 
ten das Gutachten, ob derfelbe zur ferneren Dienftleiftung zuzulaſſen 
oder zu entfernen fei, jederzeit von feiner unmittelbar vorgefeßten Be: 
börde im ordentlichen Wege der betreffenden Hofftelle zu unterlegen ift. 


2145. Hofdecret vom 7. Auguft 1812, an fänmtlice 
Appellations- Gerichte, über Eröffnung der Hoffammier 
vom 16. Suli n. J. N. 1000 d. J. ©. ©. 


Seine Maijeftat haben über die Trage: ob ein Beamter, wel: 
her eines Verbrechens wegen unterſuͤcht und Befträft wird, immer 
auch des Dienſtes entlaffen werden müſſe? zu befehlen geruhet: daß 
jeder Staatsbeamte, wenn er eines Verbrechens überwieſen, und als 
Verbrecher abgeurtheilt wird, ſeines Dienſtes in der dießfalls vor— 
geſchriebenen Form zu entlaſſen ſei; jedoch ohne daß ein ſolcher Staats: 
beamter für immer als dienſtunfähig erklärt und angeſehen werde; in 
welcher Beziehung ſich nach der unterm 12. Mär; 4792, 3. 6 er- 
floffenen und fämmtlihen Behörden bekannt gemarbten Höcften An— 
ordnung zu benehmen fei, welche vorſchreibt: daß es allgemeine 
Pflicht ift, zu öffentlichen WBedienftungen immer nur die Würdigſten 
und unbefcholtene Leute anzuftellen, diejenigen Behörden, denen durch 
Wahl oder Benennung die Verleihung öffentlicher Amer zufteht, fich 
als uͤbertreter diefer Pflicht verantwortlich und firafbar maden wür- 
den, wenn fie Jemanden, welcher wegen eines Wergebens, oder wohl 
gar eines Verbrechens vom Dienite gekommen ift, ohne fi hierwegen 
vorläufig bey der Höheren Stelle anzufragen, wieder anftellten, 
oder zur Wiederanftellung in Vorſchlag brächten, obne dabei von 
dem Umftande feiner erfolgten Entlaffung. eine Erwähnung zu 
machen. 


Mraucher’s fiftem. Handbuch. 11 


162 Zweit. Hptft. Won Beftraf. d. Verbrechen überb. $.23 0) 


246. Hoflfammer-Decret vom 5. September 1812, 
an ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. S., 39. Bd., ©. 64.) 


Seine Majeftät haben fammtlichen Behörden eigens zur Pflicht 
zu machen gerubet: Individuen, welche wegen ſchlechten Handluns 
gen fhon des Dienftes entlaffen worden find, nicht wieder anzu— 
ftellen. 

Hiernah hat fih die Landesftelle genau zu benehmen, und 
aud alle untergeordneten Behörden von diefer höchſten Entfchlie- 
fung zu ihrer Richtſchnur zu unterrichten. 


249%. Hoffammer- Decret vom 2. Juni 1814, an 
fämmtlicdhe Länderftellen, N. 1088 d. 3. G. ©. 


An Hinfiht der wegen ſchlechter Handlungen des Dienftes ent: 
laffenen Beamten, welche vermöge Verordnung vom 4. September 
1812 nicht mehr angeftelli werden durften, haben Seine Maieftät 
die höchſte Willensmeinung dahin zu erklären gerubt: das Höchſt— 
diefelben nicht gefinnet feien, diefe erlaffenen Beamten unfabig zur 
Wiederanftellung zu erklären, daß aber jene Fälle, wo die Wie 
deranftellung der wegen fchlechter Handlungen des Dienftes entfeb: 
ten Individuen aus befonderd wichtigen Gründen zuläflig erachtet 
wird, der höchſten Schlußfaffung vorgelegt werden follen. 


2148. Hoffammer-Decret in Münz: und Bergwefen vom 
8. Juni 1805, an alle Länderftellen. 
(Kropatfchel, 35. Bd., ©. 326.) 


In Verfolg der Verordnung vom 2. Juni d. J. (14 7.) ift 
die Wiederanftellung nicht bloß folder Beamten, fondern auch jener 
beeideten minderen Diener, welche wegen Verbrechen entlaffen wur: 
den, oder werben, der höchſten Entſchließung vorzulegen. Belangend 
aber die gemeinen Arbeiter, welche eines Verbrechens überwieſen, 
und diefem gemäß abgeurtbeilt, und folglich auch im Disciplinars 
Mege des Dienftes entlaffen wurden, oder werden: fo find diefe weder 
felbft aufzunehmen ; nod zur Wiederaufnahme in Antrag zu bringen, 
es fei denn, daß befonders wichtige Gründe die Wiederaufnahme 
zuläffig madyen würden ; bei den in diefem Falle obwaltenden befonde: 
ven Umftänden ift die Wiederaufnahme eines folchen entlaffenen mon: 
taniſtiſchen Arbeiter der Schlußfaffung diefer Hoffammer in Münz⸗ 
und Bergweſen zu unterziehen, und hierbei die Urfache der Entlaffung 
desfelben nebft dem Grade der Beftrafung, und dem Umftande, ob 
derfelbe die gefeßliche Strafe ausgeftanden habe ? beftimmt anzuzeigen. 


149. Hofdecret vom 15. Juli 1815, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, über Note der Hoffammer vom 
22. Suni n. $. N. 1160 d. 3. ©. ©. 


Die im Allgemeinen erlaffene höchſte Entfchließung , vermöge 
welcher die MWiederanftellung eines wegen Merbrechen criminaliſch 
behandelten und entlaffenen Staatsbeamten der böchſten Schlußfaſ— 
fung vorbehalten ift, hat fich auch auf die beeideten minderen 
Diener zu erftrecden. 


150. Hofdecret vom 12. October 1815, an das böh- 
mifhe Landesgubernium, einverftändlid; mit der oberften 
Juſtizſtelle, N. 1179 d. 3. ©. ©. 


Alle Anträge anf Dienftentlaffungen — — — fowohl der landes— 
fürftlihen,, ald Magiftrats- Beamten, wenn es fi) auch nur um fol- 
che Dienitpläge handelt, deren Verleihung den Landesbehörden gemein: 
Ibaftlich zufteht, find immer von Fall zu Fall der gemeinfhaftli: 
hen Würdigung und Entfchließung der Hofitellen zu unterziehen. 


151. Note der allgemeinen Hoffanmer vom2.Jäns 
ner 1821, in Folge höchfter Entſchließung vom 28. November 
1820, über Bortrag derfelben, N. 1727 d. 3. ©. ©. 


Wenn e3 fih um die Dienitesentlaffung wegen Verbrechen ab: 
geurtbeilter Beamten handelt, ift die Beiziehung zweier Hofräthe 
der oberften Juſtizſtelle nicht nothwendig. 


15%. Mailänder Eirculare vom 15. Mürz 1822, 
3. 6798. 


(Raccolta degli Atti del gov. Mil. vol. I. parte I. pag. 68) 


L’imperiale regia cancelleria aulica unita con dispaccio del 
giorno 21. Febbrajo prossimo passato, n°- 4273 — 223 ha parte- 
eipato, che in forza degli ordini sovrani nessuno dei carbonari, 
‘o condonnati colla sentenza 22. Decembre 1821 dalla rommir- 
sione speciale istituita in Venezia, o non dichiarali assoluta- 
mente innocenti può ottenere un eollocamento in alcun pnbblico 
impiego. 

Cid servirä di norma a codesta imperiale regia delegazio- 
ne provineiale. 


11* 
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153. Hofftanzlei = Decret vom 7. Juli 1825, an das 
mähriſch-ſchleſiſche Landes-Gubernium, N. 2116 
3.6 ©. 


Über die Anfrage: ob die höchſten Vorſchriften vom 19. Mär; 
(17. Mär; 1815, N. 1137 d. 3. ©. S.), vom 26. Nov. 1815, 
N. 1192, und vom3. Juli 1816, N. 1261 (196, 178, 179.), 
welche gegen landesfürftlice , ftändifhe und ftädtifhe Beamte und 
Penfioniften das Verfahren rücdjichtlih der Dienitess Entlaflung we- 
gen begangener fchwerer Polizei: Llbertretungen vorzeichnen, aud 
auf berrfhaftlihe Privat: Beamte, denen die Führung der politi- 
fhen Gefchäfte, die Ausühung des adeligen Richteramtes und des 
Richteramtes über ſchwere Polizei : Übertretungen auf dem Rande über: 
tragen ift, auszudehnen und anzuwenden feien, wenn fie eines Ber- 
brechens oder einer ſchweren Polizei» Übertretung febuldig erkannt, 
und dafür beftrafet worden find? wird erwiedert: daß in allen jenen 
Fällen, wo über landesfürftliche, ftändifhe und ftädtifhe Beamten 
wegen fchweren Polizei: Üibertretungen die Entlaffung vom Dienfte 
verfüge wird, bei den berrfhaftlihen Privat- Beamten, die mit ei- 
nem öffentlihen Amte bekleidet find, die Unfahigkeits- Erklärung 
zu politifchen leitenden Dienften auszufprechen fei; indem es der 
Obrigkeit unbenommen bleibt, fie im öconomifchen Fade zu ver: 
— ‚ daher ihre Entlaffung von Amtswegen nicht verfüget wer: 
den kann. 


2154. Hoffanzlei-Decret vom 19. April 1826, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. S. 54. B., ©. Au. f.) 


Seine Majeſtät haben in Beziehung auf die Form, unter 
welcher die vorſchriftmäßige Berathung über Entlaſſungen von Ma— 
giſtrats⸗Beamten zwiſchen den politiſchen Länderſtellen und den Ap— 
pellations⸗Gerichten zu geſchehen bat, durch höchſte Entſchließung 
vom 11. Mär; 1826 zu verordnen geruhet: daß bei jenen Magi— 
flratd-Beamten, welche gemeinfhaftlid von der politifchen Landes— 
ftele und dem Appellations-Gerichte angeftellt, oder beftätiget wer- 
den, fo wie bei jenen, welche fowohl in politifhen als Juſtizge— 
fhäften Dienfte leiften, auch eine beiderfeitige Gremial:Berathung 
einzutreten ; bei den Magiftrats:Beamten aber, welde. bloß politi- 
fhe Dienfte leiten, oder in deren Ernennung oder Beltätigung 
die Appellation Eeinen Einfluß nimmt, die Berathung über Dienft- 
entlaffungen bei der politifchen Landesftelle mit Zuziehung zweier 
Juftizeäthe zu geſchehen habe. 
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155. Hofdecret vom 11. Juli 1826, an ſämmtliche 

Appellations- Gerichte, in Folge höchfter Entfchließung 

vom 3. Juni 1826, über Vortrag der allgemeinen Hoffammer, 
N. 2199 d. 3. ©. ©. 


Seine k. k. Majeftät haben zu befehlen geruhet: 

Erftens. Die ſchon beitehende allgemeine Vorſchrift, daß 
kein wegen Verbrechen, Vergeben oder Vernachläſſigung des Dien- 
ftes entfeßter Beamter ohne ausdrüdlihe Bewilligung Seiner Ma: 
jeſtät in die Staatsdienfte wieder aufgenommen werden dürfe, müjfe 
auf das Genauefte befolgt werden, und jede Behörde fei für die 
unabweichliche Beobachtung derfelben ftrenge verantwortlid. 

Zweitens: Die oben angeführte Verordnung werde dahin 
ansgedehnt: daß nicht nur entlaffene Beamte, fondern auch Indi— 
viduen , welche noch nie angeftellet waren, wenn fie jemals in 
einer Griminalunterfuhung geftanden , und in berfelben nicht für 
unfhuldig erkläret worden find, zu Staatsdienften ohne Genehmi: 
gung Seiner Majeftät nicht zugelaffen werden dürfen. 

Drittens: Es fei, um diefe Abfiht zu erreichen, eine un: 
erläßliche verantwortliche Pflicht jeder Behörde, der die Verleihung 
eines Dienftplaßes zuſteht, über das auszumählende Individuum 
die genaueften Erhebungen einzuleiten, und insbefondere zu diefem 
Ende die umftändlichften Nachweiſungen, über deffen früheren gan- 
zen Lebenslauf in der Art fi vorlegen zu laffen, daß darin keine 
Zeitperiode überfprungen, und die volle llberzeugung von dem gan- 
zen früheren Betragen diejes Individuums geliefert werde. 

Viertens: Obfehon bei forgfältiger Beobachtung diefer Anord⸗ 
nungen es nicht leicht möglich fein wird, daß ein feines Dienftes 
entfegter Beamter, ober ein nie in Dienften geftandenes und eines 
Verbrechens fhuldig gewordenes Individuum, in Anftelung Eom: 
men möchte; fo fei doch, wenn es gleihwohl jemanden bdiefer Art 
gelingen follte, fi in die Staatsdienfte einzufchleichen,, feine dieß- 
fallige Ernennung bergeftalt als nichtig anzufehen, daß derfelbe von 
dem Augenblicke, wo nad) feiner erfolgten Anftellung die frühere 
Entlaffung oder Eriminalfhuld entdeckt werden follte, obne weiters 
und unnachfichtlid wieder zu entlaffen komme. 


156. Hoftanzlei-Decret vom 26. Juli 1826, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. S. 54. Bd, ©. 71.) 


Mit Beziehung auf das Hofkammer-Decret vom 21. Juni 
1826, womit die höchft angeordneten Modalitäten bekannt gemacht 
wurden, durch welche die Wiederanftellung der wegen Verbrechen 
oder Vergehungen des Dienftes entlaffenen Beamten für die Zus 


166 Zweit. Hptſt. Bon Beitraf. d. Verbrechen uberh. $. 23 e) 


kunft zu verhindern iſt, wird der Qundesitelle bei dem Umſtande, 
daß die Verordnungen wegen der Miederanftellung und Behand: 
lung entlaffener Gtaatsbeamten gleichfalls die unbedingte Anwen: 
dung auf die fändifhen, ftädtiiben und Fondsbeamten haben, hier: 
mit erinnert, daß die oben erwahnte Hoffammer- Verordnung aud 
auf die eben auseinander gejegten Gattungen der Beamten die Ans 
wendung finde. 


2157. Hoffanzlei » Decret vom 10. März 1877, an 
fänmtlihe Länderftellen, in Folge a. h. Entfchliefung 
vom 8. März 1827, N. 2266 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftäar gerubten zu befehlen: daß die Länderftellen 
auch in Anfehung jener Beamten, deren Entlaffung ihnen fonft vor: 
fhriftmäßig zuftehr, die Verhandlungen dann der Hofftelle vorzule: 
gen haben, wenn es fih um die Beurtheilung handelt, ob ein we- 
gen eines Criminal: Verbredens ab instantia losgefprochener Be: 
amter ferner im Dienfte zu belaffen fei. 


158. Hofdecret vom 16.März 1827, an das mähriſch— 
fhlefifhe Appellations- Gericht, einvernehmlidy mit 
der allgemeinen Hoffammer, N. 2267 d. 3. G. ©. 


Die a. h. Entfhließung vom 28. November 1820, N. 1727 
d. J. G. S. (fiebe oben Note der a. Hoffammer vom 2. Jänner 
1821 154.), welche die Beiziehung zweier Juftizräthe zur Be: 
rathung über die Dienſt-Entlaſſung eines wegen Verbrechen abge: 
urtheilten Beamten nicht ferner mehr nothwendig erklärt, betrifft 
nur den Fall, wenn der Beamte des Verbrechens fchuldig erkannt 
wird, was deifen Dienftes = Entlafung ohnehin ohne weiters zur 
Folge hat. Dagegen find nad den übrigens unverändert gebliebenen 
Boricriften in dem Falle, wenn die Criminal: lnterfuhung des 
Beamten aus Mangel rechtlicher Beweife aufgehoben wird, zwei 
Juftizräthe der Berathung über die Dienft  Entlafung des Beam: 
ten aus diefem Grunde allerdings jederzeit beizuzieben. 


159. Hofdecret vom 19. Mai 1829, an das n. ö. Ap- 
pellations-Gericht, über Note der allgemeinen Hoffam: 
mer vom 30. April n. 3., N. 2404 d. J. G. ©. 


Seine Majeftat haben durch a. h. Entſchließung vom 27. April 
1829, die Vereinigung der Direction der fahrenden Poft, mit der 
DOherit : Hof: Poftverwaltung in Wien mit dem Beifaße, daß diefe 
Central⸗Stelle auch fünftig den Namen der oberften Hofpoſt-Ver—⸗ 

“tung führen folle, anzuordnen gerubet. 
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In der zugleich von Seiner Majeftät genehmigten Inſtruction 
für die oberfte Hofpoft Verwaltung ift diefelbe angewiefen worden 
u ihren Berathſchlagungen über die Dienftesentfegung zwei n. 6. 
Appellationsräthe zuzuziehen. 

Diefe Anordnung wird daher dem Appellationd« Gericht nebft 
Mittheilung der $. 46 — der oberwähnten Inftruction zur Nach— 
achtung bekannt gemadt. 

$. 46. Der Gremial» Behandlung find — insbefondere: — — 

6) die Sufpendirung oder Dienftesentfeßung eines Beamten, 
in welch' letzterem Falle der Berathung zwei Appellationsräthe beizu: 
ziehen find, zu unterziehen. 


160. Hoffammer-Decret vom 7. November 1829, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. ©. 57. Bd., S. 671 und 702.) 


Seine Majeftät haben die Errichtung einer Gränzwade *) an: 
zuordnen gerubet, welche an die Stelle des bisherigen Gränz : Cor: 
dons, und ber an der Gränze aufgeftellten Civil-Aufſicht treten 
wird, — — 

$. 78. Angeftellte der Gränzwache, die eines Verbrechens oder 
einer durch Diebftahl , Weruntreuung , Vetrügereien , Berle« 
gung der Pflichten eines öffentlichen Amtes, oder gegen die @itt: 
lichkeit verübten ſchweren Polizei: Übertretung fhuldig erkannt wur: 
den, bürfen bei der Gränzwache nicht geduldet werben. Diefelben 
find des Dienftes zu entlaffen. Bei andern ſchweren Polizei: Uber: 
tretungen ift von der Landesbehörde von Fall zu Fall in Überle— 
gung zu nehmen, ob die Dienftes: Entlaffung Platz zu greifen 
babe oder nid. 

$. 79. Wird ein Angeftellter der Gränzwade bloß wegen Mans 
gel rechtlicher Beweiſe von der Unterfuhung wegen eines Verbre— 
chens oder einer ſchweren Polizei: Üibertretung (o8gezäplet ‚fo if 
von der Provincial: Behörde ftets die Frage in Erwägung zu zie— 
ben, ob derſelbe noch unbedenklich im Dienfte behalten werben könne, 
oder nicht. 


4161. Hofdecret vom 9. April 1830, an ſämmtliche 

Appellations = Gerichte, in Folge allerhöchſter Entfchlie- 

ung vom 16. März 1830, über Vortrag der vereinten Hoffanz- 
lei,.N. 2455 d. I. ©. ©. 


Wenn ein Iandesfürftlicher Beamter einer ſchweren Polizeisliber- 
tretung ſchuldig befunden, oder von derfelben ab instantia losgeſpro⸗ 





Jetzt k. k. Finanzwache genannt ZOS. 2). 
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chen wird, bat immer diejenige Behörde, welcher deſſen Entlaffung 
nach den beitehenden Worfchriften zuftebt, wenn, fie Eeine Juſtizbe— 
börde ift, mit Zuziehung zweier Juſtizräthe in Überlegung zu neh— 
men, ob er zu erlaffen fei, oder nicht? und bei Verfchiedenheit der 
Meinungen der betreffenden Behörde und der beigezogenen Juftizrä: 
tbe ift der Gegenſtand der höheren Behörde, und bei abermaliger 
Berfchiedenheit der Meinungen bei derfelben zur allerhöchſten Entfceir 
dung vorzulegen. 


16%. Hoflanzlei= Decret von 20, Juni 1830, 
3. 12,215. 
(Prov. G. S. für Böhmen, 12. Bd., ©. 483, für Galizien und Lodo— 
merien, 12. Sayra., S. 862, für Illirien, 12. Bd., ©. 495, für Mäh— 


ren und Schlefien, 12. Bd. S. 185, für Diterreich unter der Enns, 
| 12. Thr, ©. 430 u, f.) 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchfter Entſchließung vom 
23. Mär; 1830 anzuordnen gerubet, daß bei jenen Beamten, welde 
von einem ihnen angefchuldeten Verbrechen bloß ab instantia losgeſpro— 
chen worden find, auf eben diefelbe Art vorzugehen fei, wie ed nach 
der über die allerhöchſte Entfchliefung vom 16. Mär, 1830, unter der 
am 26. desfelben Monate berabgelangten Verordnung der k. k. 
vereinten Hofkanzlei, welche von der Regierung mit Degret vom 17. 
Aprit 1830, 3. 17,992, (1641.) bekannt gemacht wurde, in Anz 
febung jener Beamten, welche wegen einer ſchweren Polizeiz libertre: 
tung verurtheilt oder ab instantia losgefproden werden, feſtgeſetzt 
worden ift. 

Durch diefe allerböchfte Entfhließung vom 23. Mär; 1830 er: 
bält es von jener allerhöchſten Entſchließung vom 8. Mär; 1827 fein 
Abkommen, welche in Betreff der eines Verbdrechens befrhuldigten 
oder ab instantia losgefprochenen Beamten, in Folge Hofkanzlei— 
Decretes vom 10. Mär; 1827, 3. 6974 (15 7.) kundgemacht wurde, 


163. Hofderret vom 27. Auguft 1830, an die Appel: 

lations = Gerichte in Nieder - Dfterreih, Inner 

Öfterreih und dem Küftenlande, in Böhmen, Mäh: 

ren unp Sclefien, in Tirol und. Borarlberg über Note 

der allgemeinen Hoffammer vom 19. Auguft n. 3. N. 2477, 
d. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben mit a. h. Entſchließungen v. 23. Febr. und 
11. Mai 1830, die Errichtung von vereinigten Gameral-Gefällenver: 
weltungen für Die Previnzen Nieder-Ofterreich, DOfterreich ob der Enns 
und Salzburg, Böhmen, Mähren und Schlefien, Tirol und Mor: 
arlberg, für IMirien und das Küftenland mit dem Site in Laibach, 
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endlich für Steiermark mit dem Sitze in Gras allergnädigit anzuord: 
nen gerubet. 

Die vereinigten Cameral- Gefällen : Verwaltungen find in dem 
ihnen mit allerhöchfter Genehmigung ertheilten Amtsunrerrichte ange: 
wiefen worden, zuihren Berathſchlagungen über die Entlaffung eines 
ihnen unterftebenden Beamten oder Dieners jederzeit zwei Mitglieder 
des Appellationsd = Gerichtes, oder wenn fi an dem Orte, wo die 
Eumeral:Gefällen : Berwaltung ihren Sitz hat, kein Appellationss 
Gericht befindet, zwei Räthe des landesfürftlichen Collegial = Ge: 
richtes erfter Inftanz zugugiehen, und wenn diefe Juftizräthe der von 
der Gameral:Gefällen s Verwaltung befchloffenen Entlaffung des Beam: 
ten oder Dieners nicht beiftimmen, darüber an die der Verwaltung 
vorgefegte Behörde Bericht zu erftatten. 


164. Hoffanzlei-Decret von 25. Dctober 1830, an 
ſämmtliche Länderftellen, einverftändlid; mit der oberften 
Juftizftelle, N. 2490 d. 3. ©. ©. 


Aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage, ob die a. h. Ent: 
ſchließung vom 22. Mär; 1828, (N. 2335 d. 9. G. ©. 175.) 
welche die eined Verbrechens fchuldig befundenen, aus Mangel der 
Beweiſe losgefprochenen, oder überhaupt nicht ganz tadellofen Indivi: 
duen von Bekleidung der Bezirks » Commiffärs- und Richterſtellen aus: 
fliegt, nicht au auf Grundbuchsführer und Wogteiverwalter aus: 
zudehnen wäre? wird bedeutet, daß, da die Grundbuchsführung 
und Vogteiverwaltung ein Zweig der öffentlichen politifhen Admini— 
ftration ift, und das eine wie das andere Gefhäft nur ganz vorwurfs: 
freien Männern mit Beruhigung anvertraut werben kann: ſowohl 
Grundbuchsführer ald Vogteiverwalter unter diejenigen Perfonen ge- 
bören, welche nad der a. h. Entfhliefung vom 22. Märzen. J. zu 
behandeln find, daher zu ſolchen Dienftplagen Perfenen nicht zuge: 
laſſen, oder bei — nicht belaſſen werden Eonnen, welche ent: 
weder eined Verbrechens bereits fehuldig erkannt, oder nur aus Man- 
gel rechtlider Beweife losgefprochen worden, oder überhaupt nicht 
ganz tadellos find. 


165. Hofdecret vom 16. December 1831, an ſämmt— 
lihe Appellations-Gerichte, zu Folge allerhöchfter Ent: 
fhließung vom 23. März 1830, über Vortrag der allgemeinen 
Hoflfammer, N. 2541 d. 9. ©. ©. 


Die in der a. h. Entfhliefung vom 16. Mär; 1830 (Hofde— 
cret vom 9. April 1830, N. 2455 d. J. G. S. 161.) enthal= 
tene Vorfchrift über die Behandlung der einer ſchweren Polizeisliber: 
tretung fchuldigen, oder von derfelben bloß aus Abgang rechtlicher 
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Beweife losgefprochenen Beamten, ift auch auf diejenigen Beamten 
anzuwenden, welche von einem ihnen angefchulderen Verbrechen bloß 
aus Abgang rechtlicher Beweife losgefprochen worden find. Lbrigens 

„ſteht die Entlaffung derjenigen Zuftiz = Beamten, deren Ernennung 
nicht Sr. Majeftät vorbehalten ift, wie bisher der oberften Juſtizſtelle 
allein zu. 


166. Hoffanzleis Decret vom 11. Mai 1832, 
3. 9558, 
(N. ö. Prov. ©. ©., 14. hl, ©. 25%, 257.) 


Seine k. k. Majeität haben mit a. h. Entſchließung vom 28. 
April 183% allergnadigft gerubet, zur Vereinfahung und Befchleu: 
nigung des Geſchäftsganges, den Wirkungskreis der Länderftellen , 
wie er mir der den a. h. Beſtimmungen vom 24. Jänner 1800 
und 30. December 1806 vorgezeichnet wurde, zu erweitern, und 
ihrer Amtswirkfamkeit folgende Gegenftände zuzuweiſen: 

I. Verfaffung und der formelle Zuftand der Gouvernements, 
die politifche Adminiftration in genere. 


Beamtenfaden. 


5. Die Entlaffung der Beamten in geböriger Form, de: 
ten Ernennung ihnen zuſteht, und zwar ohne Rückſicht auf die 
Beioldungs:Elaffen. 

Nur in folgenden Fallen wird Bericht an die k. k. vereinte 
Hofkanzlei zu eritatten fein: — — — 

d) wenn es fih um die Beurtbeilung handelt, ob ein wegen 
Verbrechen ab instantia losgefprochener Beamter im Dienſte ;u bes 
laffen fei. 

(Hfd. v. 10. März 1827, 3. 6974; 157.) 


167. Hoffanzlei-Decret vom 26. Juli 1832, 
3. 15,490. 
(NR. ö. Prov. G. S. 14. Thl., S. 371 u. f.) 


Die k. k. vereinte Hofkanzlei hat über den erhobenen Zwei⸗ 
fel, in wie fern der $. 5 lit. d) des mit Hofkanzlei= Decrete vom 
11.Mai 1832, (166.) bekannt gegebenen erweiterten Wirkungs: 
Ereifes bezüglich auf die Entlaffung der wegen Verbrechen ab instan- 
tia losgefprochenen Beamten mitden durch das HofkanzleisDecret vom 
20. Suni 1830, (162.) eröffneten a. h. Entfchließungen vom 16. 
und 29. März zu vereinigen fei, die nachſtehende Erläuterung zur 
Darnachachtung eröffnet. 
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Nah dem Inhalte der mit Hofkanzlei » Decret vom 20. Juni 
1830 eröffneten a. h. Entfchließungen vom 16. und 23. Mär; 1830 
fol, wenn es fih um die Frage handelt, ob ein wegen einer ſchwe⸗ 
ren Polizeisliberrretung fhuldig befundener, oder von einer ſolchen, 
oder von einem Werhrecen bloß ab instantia losgeſprochener Beamte 
zu entlaffen fei, oder nit, nur dann Bericht an die k. k. vereinte 
Hofkanzlei erftattet werden, wenn eine Verfchiedenheit der Meinun: 
gen zwiſchen der Landesftelle und den beigezogenen Zuftizräthen einges 
treten iſt. 

Der$. 5lit. d) des mit a. h. Entſchließung vom 28. April 1832 
(Hofkanzlei-Decretvom 11.Mai 1832 LEE) erweiterten Wirkungs« 
Ereifes fchreibt vor, daß Bericht an die £. B. vereinte Hofkanzlei zu 
erftatten fei, wenn es fih um die Beurtheilung handelt, ob ein we: 
gen Verbrehen ab instantia losgefprochener Beamte im Dienfte zu 
belaffen fei. 

Diefe a. h. Entfhliefungen können allerdings neben einander bes 
ſtehen; die erftere begrümdet die Berichtserftartung bei einer Verſchie— 
denbeit der Meinungen, die legte vom 28. April 1832 enthält aber 
nad) ihrem Sinne wegen ded höhern Grades der Gefetesübertretung 
die weitere Beltimmung, daß, wenn aud der einftimmige Be: 
ſchluß der Landesitelle und der Juſtizräthe auf die Belaffung 
des wegen Verbrechen ab instantia losgefprodenen Beamten im Diens 
fte ausgefallen, der Gegenftand doch zur höheren Entfheidung vor: 
zulegen fei. 


168. Hofdecret vom 23. Auguft 1833, an ſämmtli— 

he Appellations- Gerichte, im Einvernehmen mit der 

allgemeinen Hoffammer und der vereinten Hoffanzlei, N. 2627, 
d. J. G. ©. 

Die vereinte Hofkanzlei und die allgemeine Hofkammer haben 
den ihnen untergeordneten Behörden eröffnet, daß in allen jenen 
Fällen, wo beeidigte Concepts: oder Manipulations Practikanten 
landesfürftlicher Behörden, wegen Vergeben zu entlaffen find, bei 
den dießfälligen Verhandlungen die für die wirflihen Staatsbeamten 
beitehenden Normen zu beobachten, fohin denfelben auch ftetd wei 
Juſtizräthe beizuzieben, dagegen aber die Verhandlungen wegen Ent: 
laffung beeidigter Practifanten im DisciplinarsWege bei ſich zeigender 
Unfähigkeit und Unbrauchbarkeit wie biäher nach den allgemeinen Vor: 
ſchriften zu pflegen feien. 


169. Hofdecret vom 16. Auguft 1834, an fämmt- 
lihe Appellations-Gerichte, zu Folge allerhöcfter Ent: 
fhliegung vom 1. Juni 1834, N. 2665 d. I. ©. ©. 


Wenn es fih um die Entſcheidung der Bragefhandelt: ob ein 
Tandesfürftlicher Beamter, welcher einer ſchweren Polizeislibertretung 
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fhuldig befunden worden, oder von derfelben, oder von einem ihm 
angefchuldeten Verbrechen bloß ab instantia losgeſprochen worden 
ift, des Dienftes zu entlaffen fi, oder nicht? hat die Beiziehung 
zweier Juſtizräthe auch dann Statt zu finden, wenn der Antrag 
der betreffenden Behörde felbit nicht auf die Entlaffung des Beam: 
ten gerichtet ift. 


170. Hoffanzleis Decret vom 20. März 1835, an 
ſämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme von Mailand, 
Benedig und Dalmatien. 

(Polit. ©. ©. 63. Bd., ©. 72 u. f.) 


Über die aus Anlaß der höchſten Entfchließung vom 22. Mar; 
1828, (U FE.) nach welder bei Privat: Herrfhaften die Stellen 
folder Beamten, welche die Juſtizpflege oder die öffentliche politi- 
Ihe Gefcäftsverwaltung zu beforgen haben, Eeinem eines Verbre— 
chens fhuldig befundenen, oder von demfelben aus Mangel rechtli- 
cher Beweiſe losgejprochenen oder überhaupt nicht ganz tadellofen 
Individuum verliehen werden dürfen, geftellten Anfragen: 

1) Wie fih bei jenen mit den obgedachten Mafeln behafteten 
Individuen zu achten fei, welche vor der Kundmachung des a. h. 
Befehle bereitd? als Mandatare (politifhe Gefhaftsführer) oder 
Juftiziare auf einem Dominium angeftellt find, aber von diefem 
Dienfte austreten und bei einem andern Dominium in einen foldyen 
Dienft eintreten wollen ; 

2) ob tie Individuen, welchen ein folches Hinderniß der 
Anftelung als Juſtiziäre oder politifhe Gefchäftsführer auf Privat: 
Herrfhaften im Wege ftebet, fih um die Behebung diefes Hinder- 
niffes, mithin um die Erklärung ihrer Anftellungsfähigkeit bewer— 
ben dürfen, und welche Behörden zur Entſcheidung hierüber zu er: 
mächtigen wären, haben Geine E. E. Majeftät mit a. h. Entſchlie— 
kung vom 14. Mär; 1835 zu verordnen gerubet: 

ad 1) daß folhen Individuen derlibertritt in einen ähnlichen 
Dienftplag zu einer andern Herrſchaft nicht zu beanftänden fei, je: 
do in der Worausfesung, wenn fie ſich nad der Kundmachung 
der a. h. Entfchließung vom 22. März 1828 Eeine Makel zuge: 
sogen haben ; 

ad 2) haben Seine Majeftät die Appellationg » Gerichte und 
Länderftellen zu den in der Frage ftehenden Dispenfen von einem 
ſolchen Hinderniffe zur Anftellung der Individuen ald Juſtiziäre 
oder politifhe Geſchäftsführer auf PrivatsHerrfchaften in rückſichts— 
würdigen Fällen unter geböriger Überwachung der Hofftellen, wel: 
che im Berufswege wie in andern ähnlichen Angelegenheiten zu ver- 
fahren haben, allergnädigft zu berechtigen gerubet. 
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271. HoffanzleisDecret vom 16. Mai 1835, 
3. 11,903. 


(N. ö. Prov. G. ©. 17. Thl., S. 308 und Milit. G. ©. Jahrg. 1835, 
©. 173.) 


Seine £. k. Majeftät haben mit alla höchfter Entfhliefung vom 
4, April 1835 zu befehlen geruhet, daß ausgetretene Militärperfo: 
nen in folgenden drei Fällen ohne vorbergegangene befondere al- 
lerhöchſte Bewilligung im Eivildienfte nicht angeftellt werden dürfen, 
und zwar: 


a) Wenn fie ein Verbrechen begangen und fi eine gerichtliche 
Beitrafung zugezogen haben edernur ab instantia losgeſprochen wor: 
den find, 


b) Wenn fie auch nur im Disciplinar:Wege Beftrafungen fol- 
cher Vergeben halber erlitten haben, die ihrer Natur nad entehrend 
oder von folcher Befchaffenheit find, daß fie die Angemeifenheit des 
Dienftwerbers zu einer Civil-Anftelung überhaupt oder zu dem ge- 
fuchten Dienfte insbefondere offenbar ausſchließen oder aud mur mit 
Grund bezweifeln laſſen. 


ce) Wenn fie durch Caffation ihrer Stellen verluftiget oder bloß 
. mit Qaufpaß entlaffen worden find. 


Seine Majeftat mahen es ſämmtlichen Behörden zur Pflicht, 
ſich bei Aufnahme ausgetretener Militärperfonen in Eivildienfte genau 
nach diefen Vorfchriften zu benehmen. 


47%. Eirculare des kak. Hoffriegsrathes vom 18. 
Dctober 1835, L. 4191. 


(Milit, G. ©. Jahrg. 1835, ©. 212.) 


uͤber die von der £. E. vereinten Hofkanzlei Seiner Majeftät 
a. u. vorgelegte Anfrage, welche Friſt einem des Dienfted entfegten 
Beamten zur Ülberreichung ded Necurfes eingeräumt fei, haben Seine 
Majeftät unterm 7. Auguft d. 3. nachftehende a. h. Entſchließung zu 
erlaffen gerubet: „Da die Vorftellungen gegen die in gehöriger Form 
ausgefprochene Dienftesentlaffung Feinen effectum suspensivum ha- 
ben, fo entfällt die Nothwendigkeit der Feſtſetzung eined Präclufiv: 
Termines zu deren Überreihung, welche den in foldem Falle befindli⸗ 
chen Individuen an die höhern Bebörden jederzeit frei ſteht.“ 
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173. Subernial »s Eirculare für Venedig vom 22. 
April 1839, 3. 8822—829 an die föniglihe Finanz-In— 
tenden;. 


(Coll, di leggi ecc. per le prov. venete vol. XXX, parte I. 
pag. 207 ecc.) 


L’ Eccelsa aulica Camera generale coi riveriti dispacej 
26. aprile 1837, N. 6033 c 13. marzo p. p. N. 9649 relativi al 
trattamento degl' impiegati, contro i quali siasi aperta una in- 
quisizione penale, o che siansi renduti colpevoli di una grave 
mancanza di uflicio, si compiacque di abbassare le seguenti 
norme: 

1. La condanna per delitto porta di per se la dimissione 
dell’ impiegato dal servigio. 

2. La sentenza, che dichiara colpevole un impiegato di 
una grave trasgressione politica o la sua dimissione dal pro- 
cesso eriminale o politico per difetto di prove, non porta di 
per se la dimissione dell’ impiegato. Se tale impiegato debba 
dimettersi o nö, dovrà decidersi mediante apposito giudizio am- 
ministrativo dietro l’esame degli atti processunli. 

3. Se per grave mancanza di ufficio, di cui I’ impiegato 
siasi renduto colpevole, I Autorita, da cui esso dipende, trovi 
opportuno di dimetterlo dal pubblico servigio, dovra del pari 
decidersi sulla sorte dell’ impiegato mediante apposito giudizio 
amministrativo. 

4. Lo stesso giudizio amministrativo dovra tenersi qnalora, 
essendosi gia sospeso un impiegato, perche imputato di un de- 
litto o di una grave trasgressione di polizia, ed essendosi in 
seguito l’impiegato medesimo riconosciuto Ännocente, o almeno 
essendosi dichiarato il difetto d’indizj legali per aprire la in- 
quisizione, l' Autorita, da cui esso dipende, trovi opportano di 
dimetterlo per qualche grave mancanza di uflizio, che akbia 
nn rapporto coll’ oggetto dell’ ingpisiziene penale. 

5. Di regola, il giudizio amministrativo, dicui ai N. 2, 
3, 4 viene proferito dalla superiore Autorita Camerale (i. r. 
Magistrato Camerale) o politica (i. r. governo), da cui dipende 
l’ impiegato coll’ intervento di due Consiglieri dell’ i. r. Tri- 
bunale di Appello. Che se l’impiegato sia stato nominato dall’ 
aulico dicasterio camerale o politico o da Sun Maesta, allora 
il giudizio amministrativo viene proferito dall’ aulico dicastero, 
da cui dipende I’ impiegato, in concorso di due Consiglieri del 
supremo Tribunale di giustizia. L' attribuzione dei due Consi- 
glieri giudiziarj si limita sempre a pronunciare, se |’ impiegato 
sia da dimettersi 0 no. 

6. Il giudizio amministrativo sulla dimissione di un im- 
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piegato si pronunzia tanto presso I’ i. r. Magistrato camerale 0 
li. r. governo col concorso di due Consiglieri dell’ i. r. Tribu- 
nale di Appello, quanto presso 1’ aulico dicastero superiore in 
concorso di due Consiglieri del Tribunale supremo di giudizia 
colle norme seguenti: 


a) Il dicastero amministrativo autorizzato a pronunziare 
sulla dimissione di un impiegato, prende la relativa delibera- 
zione nel proprio consiglio ; 


b) Il referato, sopra cui si trova annotata la deliberazione 
del Consiglio amministrativo seguito dietro la proposta del Re- 
ferente, viene rimesso all’ i. r. Tribunale di Appello (o al su- 
premo Tribunale di giustizia) unitamente a tutti gli atti, che 
vi anno relazione ; 


c) Tali atti si comunicano per esame e parere a due Con- 
siglieri di quel Tribunale, cui vennero rimessi, e si ritornano 
al dicastero amministrativo, che li aveva accompagnati, colle 
osservazioni scritte dei due Consiglieri giudiziarj medesimi; 


d) Se l'opinione di entrambi i Consiglieri € conforme alla 
deliberazione del Consiglio amministrativo, si prendono le die- 
posizioni corrispondenti; 


e) Qualora poi o entrambi i Consiglieri giudiziarj od uno 
di essi fosse di parere contrario alla deliberazione del Con- 
siglio amministrativo, Il’ affare deve trattarsi mediante nuova 
discussione presso lo stesso dicastero amministrativo col per- 
sonale intervento dei due anzidetti Consiglieri giudiziarj all’ 
oggetto di riunire, se € possibile, in una sola la opinione del 
Consiglio amministrativo con quella d’ entrambi i Consiglieri 
giudiziarj; 

f) Se per tale nıova discussione la opinione di enirambi i 
Consiglieri giudiziarj viene a coineidere con quella del Con- 
siglio amministrativo, si passa a quelle disposizioni, che vi 
corrispondono ; sela diversitä dei pareri non può togliersi, l’ar- 
gomento deve sottoporsi alla decisione superiore. 

7) In analogia alle massime esposte potra richiedersi l’in- 
tervento dei Consiglieri giudiziarj alle discussioni in consiglio 
da quelle Autorita soltanto, che devono decidere sulla dimis- 
sione dell’ impiegato, e non da quelle, che sulla dimissione 
medesima devono soltanto rassegnare parere. A tale principio 
per altro potra derogare nei casi concreti l’espresso comando 
dell’ Autorita superiore. 

8) Il giudizio amministrativo proferito secondo le sopradette 
norme & per unico oggetto di determinare, se 1’ impiegato sia 
da dimettersi, o no. 

Per conseguenza yualora il giudizio amministrativo pro- 
nunci, che un impiegato giä sospeso debba rimettersi in ser- 
vigio, tale decieione non porta }’ ulteriore effetto, che I’ im- 
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piegato rimesse abbia diritto alla percezione dello stipendio per 
il precorso periodo di sospensione. 

9) In questo caso, qualora militino a favore dell’ impie- 
gato, rimesso nel servigio, speciali emergenti eircostanze, 
l’ Autoritä, da cui esso dipende, poträ provocare le favore- 
voli deliberazioni dell’ aulica Superioritä, opinando con moti- 
vato rapporto, se, e quanta parte dello stipendio non percetto 
in causa della sospensione ricordarsi. 

10) Che, se I’ impiegato mancasse a vivi durante la so- 
spensione inflittagli, il giudizio amministrativo deve del pari 
pronunciarsi, per decidere, se I’ impiegato indipendentemente 
dalla premorienza si sarebbe dimesso o nö, e ciö per de- 
terminare, se la vedova dell’ impiegato abbia 6 meno dirittö 
a pensione. 

11) Anche in questo caso in Aanalogia A quanto venne 
stabilito al N. 8, se il giudizio amministrativo trovi di pronun- 
ziare, che indipendentemente dalla premorienza T’impiegato 
sarebbesi rimesso nel servigio, tale decisione porta bensi l’ef- 
fetto, che la vedova abbia diritto alla pensione secondo i ve- 
glianti regolamenti, ma non deriva in essa vedova il diritte 
al pagamento posticipato dello stipendio non percetto dal pre- 
defunto marito in causa della sospensione. La vedova dovra 
dipendere per tale riguardo dalle successive deliberazioni, che 
l aulico dicastero competente trovasse di emettere come al 
sopracitato N. 8. 

Tanto si partecipa a codesto R. uflicio per sun notizia, 


2974. Alerhböhftes Cabinet8- Schreiben vom 19. 
März 1842, Hofdecret vom 18. April 1842, 3. 2270, 
Benetianer Gubernial- Eirculare vom 14 April 
1842, 3. 12,638 — 806, Mailänder Gubernial- Eirri 
tare vom 19. April 1842, 3. 11,817 —2119 und n. ö. Ap— 
pellations-Decret vom 25. April 1842, 3. 5495. 
(Prov. ©. ©, für Böhmen, 24. Bd., S. 331, für Mailand und Vene— 
dig 1. Bd., 2. Thl, S.136, Wr. Gr. G. N. DB, 3. Thl., S. 598.) 
Seine k. k. Majeftat haben aus Anlaß eines über den Sinn ber 
a. h. Entfhliefung vom 3. Juni 1826, Eundgemadbt durch Hof: 
decret vom 14. Zuli 1826, N. 219 d. J. G. © (153.) vor 
gefommenen Zweifels, mit a. h. Cabinetsfchreiben vom 19. März 
1842 zu befehlen gerubet, daß von nun an das zu Folge der er— 
wähnten Entſchließung beftehende Verbot der Wiederaufnahme folder 
Individuen in die Staatsdienfte, die wegen Verbrechen, Vergehen 
oder Vernadläffigung ihres Dienftes entfeßt worden find, auch anf 
eine zeitweilige Verwendung derfelben in was immer für einer Eiyens 
fhaft, mithin aud ald Diurniften bei irgend einer Staatsbehörde 
ſich zu erſtrecken habe. 
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b) Verluft von berrfhaftlihen Privatdienften. 


175. Hofdecret vom 12. April 1828, an fümmtlide 
AppellationssGerichte, in Folge allerhöchfter Entſchließung 
vom 22. März 1828, über Vortrag der vereinten Hoffanzlei 
N. 2335 d. 3. G. ©. 


Damit in Zukunft bei Privat » Herrfhaften die Beamtenftellen, 
welche die Zuftizpflege oder die öffentliche politifhe Geſchäftsverwal⸗ 
tung zu beforgen haben, mit ganz mafellofen Individuen befegt wer- 
den, haben Seine Majeftät zu befehlen gerubet: daß in Zukunft eine 
derlei Stelle feinem Individuum mehr verliehen, oder von feinem 
beFfeivet werden dürfe, welches eines Criminal-Verbrechens fhuldig 
befunden, oder von demfelben aus Mangel rechtlicher Beweife losge— 
ſprochen worden , oder überhaupt nicht ganz tadellos ift, daß jedoch 
diefe Anordnung nur für die nad) deren Kundmachung angeftellt wer- 
denden Individuen zu gelten habe. (Siche 198, 178, 179, 
153, 170.) 


EB. Nachtheilige Folgen in Beziehung auf Penfionen 
und Provifionen. 


Verluft der Penfionen und Provifionen. 


176. Hofdecret vom 17. März 1815, an ſämmtliche 
Appellations- Gerichte, über Note der Ef. Hoffammer 
vom 2. März 1815, N. 1137 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben in Anfehung der penfionirten Staatsbeam- 
ten, welche wegen eines Verbrechens oder einer fchweren Polizei-llbertre- 
tung verhaftet, für fchuldig erkannt, und von der betreffenden pein- 
lichen oder politifhen Behörde zu der in den Gefeßen beftimmten Strafe 
verurtheilt werden, nachſtehende höchſte Entfhließung zu faffen 
gerubet. R 

Verbrechen oder ſchwere Polizeis Übertretungen, deren Bege- 
bung den wirklich dienenden Beamten feines Amtes verluftig maden, 
folen in Zukunft aud den Verluſt der Penftonen bei Penfioniften 
nach ſich ziehen. 

Die Frage felbft aber, ob das begangene Verbrechen oder 
die begangene ſchwere Polizei: Übertretung bei einem dienenden 
Beamten die Caffirung zu Folge gehabt haben würde, könne nur 
jene Hofbehörde, welder der Penfionirte damals, ald er penfio- 
nirt wurde, diente, mit Beiziehung zweier Räthe von der oberften 
Yuftizftelle entſcheiden. 

Sugfeich baben Seine Majeftät angeordnet, daß diefes neue 
Geſetz zur Warnung auf die gehörige Weife allgemein Fund zu 

Maucher’s fitemat. Handbuch. 12 
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machen, und für alle Verbrechen und ſchwere Polizei = Übertretun- 
gen, die nach gefchehener Kundmahung begangen wurden, als 
rechtsgiltig zu erklären fei. 

Die unterftehenden Criminal: Behörden find daher anzumeis 
fen, daß fie nad der Analogie der $$. 304 und 447 des Strafge: 
feßed von jeder gegen einen penfionirten Staatsbeamten eingeleite- 
ten Eriminal:Unterfuhung und Aburtheilung die Anzeige an das 
Appellations- Geriht zur weitern Mitteilung an die betreffende 
Hofftelle zu erftatten haben. 


277. Hofdecret vom 9. Juni 1815, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der f. —— 
vom 11. Mai 1815, N. 1155 d. J. ©. S 


Die wegen Behandlung ber eined Verbrechens oder einer ſchwe⸗ 
ren Polizei: Üibertretung von den Criminal oder politifhen Behörden 
fhuldig erkannten Staatsbeamten beftehende Vorfchrift haben Seine 
Majeftät durch eine weitere höchſte Entfchließung vom 30. April 1815 
nunmehr aud auf die provifionirten mindern Staatsdiener, penfionirs 
ten und provifionirten Witwen, dann die mit Erziehungsbeiträgen be= 
theilten Kinder in diefer Art auszudehnen gerubet: daß fie bei derglei- 
chen Individuen für ihre Perſon, wenn fie ſich eines Verbrechens 
oder einer ſchweren Polizei⸗ Übertretung fhuldig gemacht haben, vom 
Tage ded Urtheild zu gelten haben follen. 

Ferner haben Seine Majeftät anzuordnen befunden: daf, wenn 
der Vater durch ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizei= Ülbertre- 
tung der Penfion oder Provifion verluftig wird, deffen Weib und 
Kinder auf diefelbe Eeinen Anſpruch haben follen, da fidh diefer 
Anfprud nur auf die väterlichen oder ded Gemahld DVerdienfte grün: 
det. Wenn aber die Witwe aus gleichen Urfadhen ihre Penfion oder 
Provifion verliert, und die Kinder einen Erziehungsbeitrag genie- 
fen, fo foll den Lesteren das Recht des Genuffes dieſes Erzie: 
hungsbeitrages auf die bewilligte Dauer unbenommen bleiben, weil 
dem Unfchuldigen fein Recht nicht gekränket werden dürfe. 

Die untergeordneten Criminal: Behörden find daher anzumeis 
fen, daß fie nad der Analogie der $$. 304 *) und 447 des Strafge- 
feges von jeder gegen einen provifionirten mindern ©taatsdiener, 
penfionirte und provifionirte Witwen, dann ein mit einem Erzie— 
hungsbeitrage betheiltes Kind eingeleiteten Griminal = Unterſuchung 
und Aburtheilung, zur weiteren Mittheilung an die betreffende Hof: 
ftelle, die Anzeige dem Appellationg = Gerichte zu erftatten haben. 


+) Die —— Aufhebung dieſer —— mit Rückſicht auf den 
8. 304 St. G. B. ü. V. ſiehe in dem n. ö. App. Dec. v. 15. Febr. 


* ‘2 067, beziehbungsweife Hfd. v. 5. Februar 1839, H. 3. 436 
beim $..447 1353.) 
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2978. Hoffanzlei=-Decret vom 26. November 1815, 
an ſämmtliche Länderftellen, N. 11920. J. G. ©. 


„ Seine Majeftät haben über die Anfrage: welche ſchwere Polizei: 
Übertretungen den dienenden Beamten feines Amtes, und den penfio- 
nirten Beamten feiner Penfion verluftig machen? die unterm 17.Mär; 
d. J., Neo. 1137 der Gefegfammlung, (176G.) eröffnete dießfälige 
böchfte Entfchließung dahin näher zu beitimmen geruhet: daß, fo wie 
der Criminalrichter verbunden ift, bei Beamten, Penfioniften und 
Provifioniften, wenn fie eines Verbrechens ſchuldig erkannt werden, 
vorläufig die Anzeige davon an ihre vorgefegte Behörde zu machen, 
auch die politifche Obrigkeit verpflichtet fein fol, diefe Anzeige zu er: 
flatten, wenn Beamte, Penfioniften und Provifioniften wegen was 
immer für einer ſchweren Polizei-llbertretung abgeftraft werden; je 
doch hätte die Landesftelle folche jedes Mal mir ihrem Gutachten der 
betreffenden Hofftelle vorzulegen , von welcher fodann nad der 
böchften Anordnung, mit Beiziehung zweier Hofräthe der k. k. ober- 
ften Juftizftelle, die Entfheidung zu fällen fei: ob gegen den ſchwe— 
ren Polizeislibertreter der Verluſt des Amtes, der Penfion oder Pro: 
vifion zu verbängen fei oder nicht. 


2179. Hofdecret vom 3. Juli 1816, an ſämmtliche 
Länderftellen, N. 1261, 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben die Normalvorſchrift, welche in ſchweren 
Polizei-Üibertretungsfällen wirklich dienender oder penftonirter landes— 
fürftlicher Beamten das in Abfiht auf Dienftesentlaffung oder Pen: 
fionsverluft zu beobachtende Verfahren vorzeichnet, Zahl 1192 der 
Sefeßfammlung, (17 8.) auch auf alle ftändifhe Beamte, und 
jene der landesfürftlichen Städte und Märkte ohne Ausnahme aus zu⸗ 
dehnen geruhet. 

Hiernach hat die Landesſtelle in Fällen, wo ein ſtaͤdtiſcher Beam⸗ 
ter als ſchwerer Polizei-Übertreter verurtheilet wird, die Anzeige der 
aburtheilenden Behörde über das gefällte Urtheil mit ihrem Gutach— 
ten über Entlaſſung oder Penſionsverluſt der k. k. Hofkanzlei vorzu⸗ 
legen. 

„In ſchweren PolizeirÜbertretungsfällen ftandifcher Beamten hin: 
„gegen wird das gemeinfchaftliche Gutachten der Landesftelle und des 
„Itändifchen Eollegiums erwartet.“ 

Für Nieder: Ofterreich lautet der bezeichnete Abfag folgen: 
der Maßen: R . 

„Sn schweren Polizei s Übertretungsfällen ftändifcher Beamten hin- 
„gegen hat die Landesftelle die Anzeige des Urtheiles dem niederäfter: 
„reichifhen ftandifch =verordneten Collegium mitzutheilen , welches fo: 
„dann das weitere Gutachten über Entlaffung oder Penfionsverluft 
„hierher zu erftatten bat. u | 
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180. Hofdecret vom 23. Jänner 1830, an fämmtlide 
Appellationds-Gerichte über Note der allgemeinen Hoffam- 
mer vom 2. Jänner 1830, N. 2447 0. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben über die der a. h. Entſcheidung unter: 
zogenen Fragen: wie die Witwen und Kinder folder Beamten oder 
minderer Staatsdiener, welde ſich eines Verbrechens oder einer 
fyweren Polizei: Übertretung ſchuldig gemacht haben, und wäh— 
rend der Unterſuchung, jedoch noch vor ihrer Verur— 
theilung geſtorben ſind, oder deren Verbrechen oder ſchwere Po— 
lizei⸗ uͤbertretungen erſt nad ihrem Tode entdeckt wurden, rück— 
ſichtlich der Penſionirung zu behandeln feien? unter dem 22. Der 
cember 1829 folgende allerhöchſte Entſchließung zu erlaffen geruber: 

Wenn gegen einen Beamten oder minderen Ötaatsdiener, nod 
vor feinem Tode, oder zwar nad demfelben, aber nod ehe, als 
über die Penſions- oder Provifiond = Behandlung feiner zurüdgelaf- 
fenen Familie definitiv entfcieden it, ſolche Verfhulden, Dienftes- 
oder moralifde Vergeben vorfommen, und gehörig dargethan find, 
welche ihn nad den beitehenden Vorſchriften des Dienſtes, oder 
der allenfalls genoſſenen Penfion oder Proviſion verluftig oder der: 
felben unwürdig gemadht haben würden; fo hat aud jeder Pen- 
ſions⸗, Provifions: oder fonftige Unterftügungs, und Verſorgungs— 
Anſpruch der zurücgelaffenen Witwe oter Kinder besfelben zu ent: 
fallen, wenn gleicy wegen des früheren Todes eines foldhen Beams 
ten oder Dienerd gegen ihn felbft Fein Strafurtheil oder Erfennt- 
niß erfolgt wäre. 

Um hiernad in jedem einzelnen Falle mit gehöriger Ordnung 
zu verfahren, ift vor Allem eine genaue Erhebung der Thatſachen 
und Beweismittel vorzunehmen, und fodann von der Abminiftra- 
tions⸗ Behörde, ju deren Wirkungskreis die Penfionsbewilligung 
gehört, mit Beiziehung zweier Räthe des betreffenden Juſtiz-Gre— 
miums nach eben jenen Normen, welde für die Falle der Dien- 
ftesentlaffung von Beamten vorgezeichnet find, gründlide Bera— 
tbung zu pflegen und gewiffenhaft zu entfcheiden: ob die dem Ver— 
ftorbenen zur Laft gelegte Verfhuldung oder das Vergehen, als 
gehörig dargethan anzufehen, und von folder Art fei, um ben 
Verluſt der Penfionsfähigkeit für ihn und feine hinterlaffene Fa— 
milie mit Beruhigung ausiprechen zu Eonnen. 

Im Falle gerheilte Meinungen zwiſchen der Adminiftrations- 
Behörde und ben beigegogenen Juſtizräthen ſich ergeben, iſt die 
Entſcheidung der höheren Behörde, die dabei ein gleiches Verfah— 
ven zu beobachten hat, und rückſichtlich die allerhöchſte Schlußfaf- 
fung hierüber anzuſuchen. 

Wenn jedoh den Witwen oder Waifen bereits Penfionen, 
Provifionen oder Erziehungsbeiträge normalmaßig angewieſen wor« 
den find, fo find ihnen biefelben wegen eines, erft nad der Hand 
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vorgefommenen Verſchuldens des verftorbenen Waters oder Gatten, 
woran, fie felbft Eeinen Antheil haben, nicht wieder zu entziehen. 
„ Ubrigens bat es in Beziehung auf Erfaß- Forderungen bes 
Ärariums, welde aus der Dienftleiftung eines verftorbenen Beam: 
ten oder Dieners herrühren, bei den wegen Gicherftellung und 
Hereinbringung der Erfäße beftehenden Vorſchriften zu bewenden. 

Diefe allerhöchfte Anordnung bat nur von ihrer Kundmachung 
an zu gelten, und find Falle, welhe Witwen und Waifen betref: 
fen, die bis zu diefem Zeitpuncte fich in diefem Falle befinden, zur 
allerhöchſten Entſcheidung vorzulegen. 


F. Nachtheilige Folgen rückſichtlich der Suſpenſion 
der Beamten vom Amte und Gehalte. 


181. Hofdecret vom 30. Mai 1828, an ſämmtliche 
Appellations: Gerichte, über Note der allgemeinen Hoffam- 
mer vom 12. April n. 3. N. 23440. 9. ©. ©. 


Seine Majeftät haben bezüglich auf die Suſpenſion der Beam: 
ten vom Amte und Gehalte, und auf die Bemeffung der Alimenta: 
tion unter dem 16. Februar 1828 folgende allerhöchſte Entfchließung 
zu erlaffen geruhet: 

Die Sufpenfion eines Beamten vom Amte bat in den Kallen fo: 
gleich Platz zu greifen, wenn es 1) die Sicherheit des Dienftes oder 2) das 
Anfeben des Amtes erfordert, oder endlich, 3) wenn gegen einen Beam: 
ten daß gefeßliche Verfahren wegen einer vorausgefeßten Schuld, in 
Anfehung welcher die Dienftesentlafung Statt finden kann, eingeleis 
tet wird. 

Mit der Sufpenfion vom Amte ift, wenn fie wegen des Verdach— 
tes oder der Wirklichkeit einer Schuld eines Beamten verhängt wird, 
jedesmal auch die Suſpenſion vom Gehalte zu verbinden, und davon 
zugleich derjenigen Behörde, von der die Ernennung und Entlaffung 
der Gathegorie, zu der der fufpendirte Beamte gehört, abhängt, wenn 
das Ernennungsrecht der fufpendirenden Behörde nicht felbft zuftehet, 
die Anzeige zu erftatten. 

In den Fällen, wo für fufpendirte Beamte die Alimentation einzu: 
treten bat, ift bei Ausmaß derfelben in der Megel die Quiescenten : 
Gebühr jedoch nurbis auf zwei Drittel des Gehaltes zum Anhalts: 
puncte zu nehmen, und die geringfte in ſolchen Fallen, wo in Ermang: 
lung der vorgefchriebenen Zahl der Dienftjahre Feine anzufprechen wa- 
re, zuzugeiteben. Die Beftimmung ywifhen der böchſten und geringen 
Gebühr wird den Behörden überlaffen, welde dabei auf alle eintre= 
tenden Umſtände gehörige Rückſicht zu tragen haben. 

Auch ift dafür zu forgen, daß die dießfalligen Unterfuhungen 
möglichit befhleuniget, und fonad bie definitive Behandlung bes fu- 
fpenbirten Beamten ohne Verzögerung eingeleitet werbe. 
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In Beziehung auf die Falle, in welchen die Sufpenfion vom Ge: 
balte allein ald Zwangsmittel oder ald Strafe verhängt wird, bat es 
bei den beftehenden Verordnungen und dem beftehbenden Wirkungskreis 
fe der Prafidien und Behörden zu bewenden. 

Diefe allerhöchfte Entſchließung bat für alle Iandesfürftlichen , 
öffentlichen Fonds, ftändifchen und ftädtifhen Beamten zu gelten. 


18%. Hoflammer-Decret vom 17. Februar 1829, an 
bie Landesregierung in Oſterreich ob der Enns, 
N. 2385 d. J. ©. ©. 


Aus Veranlaffung eines befonderen Falles wird bedeutet: daß 
es von den über die Behandlung fufpendirter Beamten erfloffenen frü- 
Ai Beftimmungen dur die mit Verordnung vom 12. April 1828, 
N. 2344 d. 3. ©. ©. bekannt gemachte a. h. Entſchließung vom 16. 
Februar 1828 (1 IS.) fein Abkommen gefunden habe, und die in 
der leßterwähnten a. h. Entfchließung feftgeitellten Beftimmungen auf 
— mindere Diener gleiche Anwendung finden. (USE. 
183. 


183. Hofdecret vom 18. Juli 1829, an ſämmtliche 
Appellationsd» Gerichte, über Note der allgemeinen Hof— 
fammer vom 16. Suni 1829, N. 2420 0. J. G. ©. 


Die in der a. h. Entſchließung vom 16. Februar 1828 enthals 
tenen Örundfäße, welche dem Appellationg -» Gerichte über Einfchrei- 
ten der allgemeinen Hoffammer vom 30. Mai 1828, N. 2344 d. 3. 
G. S. (18 1.) bekannt gemacht wurden, finden auch auf die min: 
deren Diener und Gefälld » Auffeher im Falle ihrer Sufpenfion vom 
Dienfte und Gehalte ihre Anwendung. Denfelben wird daher ebenfalls 
die Alimentation, mit Rüdficht auf die nach der Zahl der Dienftjahre 
im Quiescenten : Stande ihnen gebührende Provifion, zwiſchen Einem 
unb zwei Drittbeilen des firen Gehaltes zu bemeſſen fein. Sollte je: 
doch die auf diefe Weife ausgemittelte Alimentation das mit dem Hof: 
becrete vom 2. September 1823, N. 1965 d. J. ©. ©. bezeichnete 
Minimum von 12 Kreuzern E.M. nicht erreichen: fo ift diefes Mini: 
mum auc künftig, und in fo fern zur Alimentation zu beflimmen, 
als hierdurch Eeine überſchreitung des Activ⸗-Gehaltes oder der Löh— 
nung herbeigeführt würde: in welchem Falle au nur-ein diefer leß- 
teren Bezüge gleichEommender Betrag ald Alimentation angewiefen 
werden darf. 


2184. Hofdecret vom 11. November 1831, an faͤmmt⸗ 
lie Appellations-Gerichte, über Note der allgemeinen 
Hoflammer vom 4. October 1831, N. 2535 d. I. ©. ©. 


Die Sufpenfion der Penfion oder Provifion oder ded Quiescen⸗ 
tens» Oehaltes findet zu Folge des Decretes der allgemeinen Hofkam⸗ 


183 — 186. 183 


mer vom 11. Auguft 1821 gegen Perfonen, die wegen eines Mer: 
brechend oder einer ſchweren Polizei: Übertretung in Unterfuhung 
verfallen find, während diefer Unterfuhung nicht Statt; indem erft 
nad) erfolgtem Urtheife das Erkenntniß zu fällen ift,,ob wegen des 
begangenen Verbrechens oder der ſchweren Polizei-Übertretung der 
Merluft der Penfion oder Provifiond Gebühr vom Tage des Urtheis 
les einzutreten bat. 


185. N. d. Regierungs-Verordnung vom 2. Decem- 
ber 1831, 3. 63,974. 


(Zeitſchrift für ö. N. ıc. 1832, 3. Bd., S. 36. Prov. G. ©. für Böhmen 
13, Bd,, S. 757, für Oſterreich ob der Enns, 13. Thl. S. 467, für Ti» 
rol, und Vorarlberg 18, Bd., S. 449. 


Die hohe E£. E. vereinte Hofkanzlei hat unterm 10. November 
1831 anzuordnen befunden, daß Penfionen, Quiescenten = Gehalte 
und Provifionen während der Unterfuhung nicht zu fufpendiren find; 
diefe Vorfchrift finde auch auf Penfioniften und Provifioniften der po—⸗ 
litiſchen Sonde, fo wie der ftändifhen und ftädtifhen Körper Ans 
wendung. 


186. Hofdecret vom 7. Juli 1832, an fämmtlide 
Appellations:Gerichte, über Note der allgemeinen Hoffam- 
mer vom 30. Mai 1832, N. 2570 d. J. G. ©. 


Den vermögenslofen Witwen der in Unterſuchung verfallenen, 
vom Amte und Gehalte fufpendirten, mit Alimentationen betheilt ge: 
wefenen, jedoch vor vollendeter Unterfuhung verftorbenen Beamten, 
fol, fo lange nit über ihren Penfionsanfprucd erkannt wird, vom 
Tage ber Einftelung der Alimentation ihres Gatten an, gleichfalls 
eine Alimentation verabfolgt werden, welche denfelden mit einem 
Drittheil, oder nach Verhältniß ihrer Umſtände und bed Erferderniffes 
zum Lebensunterhalte, fo wie der größeren oder minderen Zahl der vors 
bandenen unverforgten Kinder, mit der Hälfte der normalmäßigen Pen- 
fion, die ihnen, wenn fiepenfionsfähig erkannt worden waren, gebüh« 
ret haben würde, zu bemeſſen ift. Diefe Verordnung ift durch Des 

„sret der Hofkanzlei vom 12. Juli 1832 auf die Witwen der Beamten, 
welche aus politifhen Fonds oder Commun-Eaffen eine Alimentation 
bezogen haben, ausgedehnt worden, 


18%. Hoffanzlei-Decret vom 16. Juli 1832, 3. 15,284, 
R. 3. 42,394. 
(N. ö. Prov. ©. ©. 14. Thl. S. 358 u. f.) 


Mit Beziehung auf die Weifung, welde von der k. k. allge 
meinen Hofkammer unter dem 30. Mai 1832 (1 SG.) Über die Frage 
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ertbeilt wurde, ob Witwen von den in Unterſuchung verfallenen, 
vom Amte und Gehalte fujpendirten, mit Alimentation betheilt ge: 
weferen, jedoch vor vollenderer Unterſuchung verftorbenen Beamten 
auf eine Alimentation Anſpruch haben, wurde von der k. k. verein- 
ten Hoffanzlei bedeutet, daß jene Vorſchrift auh auf Witwen fol: 
her Beamten, die aus den politifhen Fonds » und aus Commun— 
Eaffen mit Alimentationen betheilt waren, anzumenden, daher auch 
den vermögenslofen Witwen folcher vor vollendeter Unterfuchung ver: 
ftorbener Beamten, in fo lange nicht fiber ihren Penfions-Anfprud 
erkannt wird, vom Tage der Einftellung der Alimentation ihrer Gat- 
ten an, gleichfalld eine Alimentation zu verabfolgen ift, und zwar 
mit einem Drittel, oder nah Verhältniß ihrer Umftände und des 
Erforderniffes zum Lebensunterhalte, fo wie der größeren oder ges 
ringeren Zahl der unverforgten Kinder, mit der Hälfte der normal: 
mäßigen Penfion, die ihnen, wenn fie penfionsfähig erkannt wor: 
den wären, gebührt haben würde *). 


6 Nachtheilige Folgen in Beziehung auf Befäbhi— 
gung zu öffentlichen Stellungen, und Ehrenauszeid: 
nungen. 


1. Berluft der Advocatur **), 


RSS. Hofdecret vom 6. September 1800, an alle 
Appellations>Gerichte, in Folge höchſter Entſchließung, 
über Vortrag vom 30. März 1799, N. 508 d. J. G. ©. (Den 
galizifchen Appellations:Gerichten zugefendet am 23. September 1800.) 


Ad 5. Sollte fi in der Zeitfolge veroffenbaren, daß ein Ad- 
vocat fein Amt mißbrauce, offenbar ungerechte Sachen vertheidige, 
fih zu Ränken, Juftize Verzögerungen, oder auf anderen unerlaub: 
ten Wegen zur Verkürzung der Partheien und der reinen ©erectig: 
Eeitspflege gebrauden laſſe: fo wird derfelbe nach ordnungsmäßig 
erbobener und bewiefener Thathandlung ohne weiters feines Amtes 
entlaffen werden. 


— — ee 


Laut Hoffammer:Decrets vom 17, Juli 1835, 3. 30,163 und Hofkanz— 

lei⸗Decrets vom 14. Auguſt 1835, 3. 21,315 (n. ö. Prov. G. ©. 
17. Thl., S. 465) ijt obige Vorſchrift auch auf die Witwen bloß 
prov ifio nsfähiger Individuen angumenden ; übrigens wird bei 
Witwen diefer mindern Dienftes-Gathegorie das "Minimum der Ali: 
mentationz Ausmaß auf tägliche vier Kreuzer mit der Beſchränkung 
feftgeftellt, daß, jo ferne felbft ipre fiftemmäßige Provifions@ebühr in 
einem geringeren Betrage ausfallen würde, der leßtere in einem fol: 
chen Falle ald Alimentation anzumeifen fei. 

) Siehe unten unter der Überfchrift „Ausfhließungvon der Advo— 
satur* die Gitate aus den Ginil-Gerichtd- Ordnungen. 


2. Verluſt des Rechtes zur Bewerbung um eine 
Notars⸗Stelle. 


489. Hofdecret des lomb. venet. Senates derk. k. 
oberſten Juſtizſtelle vom 12. März 1837, 3. 803. 
(Zeitſchrift für ö. R. ıc. 1837, 3, Bd., S. 225.) 


Mit a. h. Entſchließung vom 5. Jänner 1837 geruhten Sei— 
ne Majeftit dem k. k. lombardiſch-venetianiſchen Senate der ober: 
ften Juſtizſtelle die Erlaubniß zu ertheilen, aud nod vor Erfcei: 
nen der definitiven Motariarsordnung, neue Notare nad dem Bes 
dürfniffe, und nach dem Wunfche der Ränder, wo derlei Stellen 
erlediget find, zu ernennen. 

In Befolgung jedod der oberwähnten a. h. Entſchließung und 
der fpätern vom 4. Mär; 1837 wurden nadjtehende Verfügungen 
getroffen: — — — 

1. f) Die Bewerber dürfen (ferner) fich weder wegen eines Verbre— 
hend, nod wegen einer ſchweren Polizei: llbertretung in Unterſu— 
chung befunden haben, oder fie müſſen ſchuldlos erklärt worden fein. 


3. Verluft des Rechtes, Verträge über Ärarial-Liefe— 
rungen zu fließen. 


1980. Hoffanzleis Decret vor 5. Jänner 1812, an - 
fämmtlihe Länderſtellen. 
(Polit.®@. S.38.8d., S.16u.f.) 


Seine Majeſtät haben aus Anlaß, daß ein, mit Hochitihrem Ara- 
rium im Gontracte ftehender Handelsmann es wagte, bei einer öf— 
fentlihen Behörde Beftehungen zu verſuchen, zu befehlen gerubet: 
daß, um auf die Hintanhaltung dergleichen fträfliher Verſuche zweck— 
mäßiger zu wirken, nebit der auf ſolche Verbrechen feftgefegten 
Strafe, noch insbefondere die Maßregel einzutreten habe, daß die— 
jenigen, welche eines ähnlichen Worganges beſchuldiget, und hier: 
von überwiefen werden, bei Verpachtungen oder fonftigen Verträ— 
gen über -Ararial: Lieferungen von jedweder Concurren; eins für 
allemal ausgefchloffen werden. 


AD, Subernial-Berordunung vom 23. Mai 1833, 
3. 8059 an bie Kreisämter. 
(Steiermärlifhe Prov. G. S. 15. Ihl., ©. 155 u. f.) 


Nachfolgende Abfchrift des hofkriegsräthlichen Nefcripts vom 2B. 
April d. 3. 3. 2103 °/. welches an das hiefige F. k. General ⸗Com⸗ 
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manbo aus Anlaß der von einem General:Commando geftellten Frage, 
ob mit einem Gubarrendirungs:Erfteher, welcher der Ablöfung der Na— 
tuPalien in Geld befchuldiget, und gegen den deßhalb der Proceß mit: 
telft der Rammerprocuratur eingeleitet worden ift, dennoch ein Gubar: 
rendirungs⸗Contract abgefchloffen werden Eönne? erlaffen wird, wird 
den E..£. Kreisämtern zur Benehmung in ähnlichen Fällen mit dem 
Beifügen mitgetheilt, daß in jenen Fallen, wo der Gubarrendis 
rungs » Unternehmer einer Verfälfhung oder abſichtlichen Pflihtüber- 
tretung bei feinen früheren Contracten befchuldiget, und darin ein zus 
reichender Grund für die Ausfchließung von ferneren Subarrendi— 
rungscontractdslinternebmungen gefunden wird, derfelbe fogleich bei 
feinem Erſcheinen von der öffentlihen BehandlungssCommiffion aus: 
zufchließen, und der Grund zu deffen Befeitigung im Protocolle an- 
zugeben fei. 


/. Auszug ausder Verordnung bed Hoffriegsrathes 
andas General: Commando in Mähren vom 26 
April 1833. 3. 2103. 


Dem General:Commando ift fehon vielfältig wiederholt zur un« 
abweihlihen Maßnahme erinnert worden, daß Anträge, welde die 
&ubarrendatoren betreffen, nicht einfeitig befchloffen, fontern hierüber 
ftet8 in den wochentlihen Berathungen mit dem Gubernium alle Ver: 
baltniffe erwogen, und dadurch der Befhluß für die Entſcheidung, 
oder wenn diefe den KHofftellen vorbehalten ift, für das Gutachten, 
welches zur Entſcheidung den Hofftellen vorzulegen ift, geſchöpft wer: 
den ſoll. 

Zu diefer Berathung war auch die mit dem Berichte vom 16. 
d. M. Zahl 984 geftellte Anfrage zu bringen; ob mit dem Subarren- 
dirungs =» Erfteher N. N. (welchem in Compagnie mit N. N. über feis 
nen nachträglichen Preisnachlaß, durch das Nefcript vom 7. März 
d. 3. A.1304 die Subarrendirung der Fourage- und Stroherfor— 
derniffe vom 1. April bi8 Ende Zuli zuerkannt worden ift), der Con: 
tract abgefchloffen werden kann, nachdem derfelbe wegen des im Jahre 
1824 verübten Ankaufes von drei falfhen Zaffungsquittungen beſchul⸗ 
diget in den Procef des Subarrendators N. N. verflochten ift. 

Wenn wegen diefer Imputation ein zureichender Grund für die 
Ausfhließung des Bürgers N. N. von Subarrendirungs = Contracts- 
Unternehmungen gefunden werden Eonnte, fo hätte dieß gleich bei fei- 
nem Erfceinen vor der öffentlichen Behandlungs: Commiffion,, oder 
wenigftend bei der Berathung über den dießfälligen Bebandlungsact, 
in welchem derſelbe als Erſteher erſchienen ift, erwogen und entfcie- 
den werden follen. Diefe Berathung und Erwägung muß daher noch 
nachträglich, und zwar im vorliegenden Falle mit Beiziehung des 
Kammerprocuratord in der nächft wochentlichen Sigung mit dem Gu- 
bernium gepflogen werden. 
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4. Die wegen Verbrechen abgeurtheilten, oder aus 
Abgang rehtliher Beweiſe losgefprodenen Perfonen 
werden von Licitationen und Accordverhandlun 
gen für Straßenbau:Unternebmiungen aus— 


geſchloſſen. 


191. a) Gubernial-Verordnung vom 2. Juli 1840, 
©. 3. 30,752. 
(Prov. G. ©. für Galizien und Lodomerien, 22, Jahrg., 1. Abthl, S. 244.) 


Nachdem Individuen, welche wegen eines Verbrechens zu ei: 
ner Strafe verurtheilt, oder welde in eine ftrafgerichtlihe Unter: 
ſuchung verfallen find, die nur aus Abgang rechtlicher Beweife auf: 
gehoben wurde, nicht das Vertrauen der Regierung befigen, fo fin- 
det man hiermit anzuordnen, daß dergleichen Perfonen Fünftighin 
zu Licıtationen oder Accordverbandlungen für Straßenbau » Unter 
nebmungen nicht zugelaffen werden follen. 

Hievon werden bie £. E. Kreisämter zur Eünftigen Nachach— 
tung mit dem Bedeuten in die Kenntniß geſetzt, daf die erwähnte 
neue Beftimmung in bie bießfälligen Licitationd » Ankündigungen 
aufzunehmen, und der betreffende Paragraph der gedrudten Lici- 
tationd = Protocolle für die Straßen : Confervation in der 4. Beftim- 
mung nah ben Worten: „Ganze Gemeinden fomwohl als 
einzelne Private werden obne Unterfhied des Stan- 
bes und ber Religion zur Verfteigerung zugelaffen,“ 
der Beifag einzufchalten ift, „doch werden Individuen, welde wegen 
eined Verbrechens zu einer Strafe verurtheilt, oder welde in eine 
ftrafgerichtliche Unterfuchung verfallen find, die nur aus Abgang rechtli= 
cher Bemweife aufgehoben wurde, hiervon ausgefchloffen.“ 

In dem Licitationg = Protocolle für die Materials Lieferungen 
zur Straßen » Confervation ift der oben angeführte Beifaß mit den: 
felben Worten der Beſtimmung sub Atens beizufügen. 

In dem Licitationg= Protocolle für Brüden =» Schugwerk und 
Wafferbaulichkeiten ift der erwähnte Beifag in der angedeuteten Art 
der 6. Beſtimmung nad den Worten einzufhalten: „Jedermann, 
der die Befugniß zur Abſchließung zweifeitig verbind- 
liher Verträge befißt, wird ohne Unterfchied des 
Standes und der Religion zur Verfteigerung zuge 
laffen.* 
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5. Verluft der Rechtswohlthat einen andern Supplen— 
ten zu ftellen. 


199%. Hoftanzlei» Decret vom 1. Detober 1828, an 
ſämmtliche Länderftellen, der alt conferibirten Provinzen, 
mit Ausnahme Galiziens. (Nah Galizien erging diefe Vorſchrift 
fhon unter dem 19, Juli 1827.) 

(Polit. ©. ©, 56: Bd, ©. 273 u. f.) 


Der $. 23 ber von dem E£. E, Hoffriegsrathe unter dem 20. Sep⸗ 
tember 1782 an die General: Commanden erlaffenen Militär : Ent: 
laſſungs-Vorſchriften feßt feft: daß, wenn eine Obrigkeit dur ein 
unwahrhaftes Zeugniß die Entlaffung eines Soldaten erfchlichen 
bätte, felbe zu verpflichten fei, für den Entlaffenen zwei uncapitulirte 
Ausländer nebft dem Erfage des doppelten Monturgeldes zu ftellen. 

Nachdem aber einer Seits die veränderten Ergänzungs-Verhält— 
niffe der Armee, die Stellung von nicht capitulirten Ausländern nicht 
mehr zulaffen, und anderer Seits die Ausftellung eines falfchen Zeug: 
niffes im $. 86 des Sefeßes über Verbrechen ohnehin als ein Verbre— 
chen erklärt, und in dem $. 87 mit der Strafe des ſchweren Kerkers 
von 1 bis 5 und im höheren Grade bis 10 Jahre belegt ift, fo ift man 
mit dem k. k. Hofkriegsratbe dahin übereingefommen, obige im Jahre 
1782 feftgefekte Strafe dahin zu mobdificiren: daß nebft Geltendma- 
chung der gefeglichen Strafe zum dieffalligen Erfage nur Ein nicht 
militärpflichtiger Inländer auf die gefeßliche Dienftzeit geftellt, und 
das Montur: und Handgeld für ihn bezahlt werden müffe. 


193. Hoffanzlei =» Decret vom 12. Juni 1834, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. S. 62. Bd., ©. 135 u. f.) 


Seine Majeitat haben über die allerunterthanigft vorgelegte Zra- 
ge: wie in dem Falle vorzugehen fei, wenn ein Zupplent einver: 
ſtändlich mit dem Militär: Pflitigen , für den er eingetreten ift, ei: 
nen Betrug verübt bat, in der Abſicht, um ald Supplent angenom: 
men zu werden, mit höchſter Entfchließung vom 30. Mai 1834 zu 
befehlen geruhet: daß jene Individuen, die durch Betrug auf geſetz— 
widrige Weife Supplenten geftellt haben, der Wohlthat noch einen an: 
deren Supplenten zu ftellen verluftig erklärt werden follen, und fomit 
felbft ihrer Militär - Widmung zu folgen haben. 

Diefe höchſte Entſchließung wird der Landesitelle zur genauen 
Darnachachtung in künftigen Fallen mit dem Auftrage ertheilt, die: 
felbe den Unterbehörden bekannt zu machen, und über deren genaue 
Befolgung zu wachen *). 


*) Nachträglich zu obigem Hofkanzlei-Decrete wurde mit HofkanzleisDe: 
cret vom 23. September 1834, 3. 24,436, NegierungssBerordnung 
vom 7. Dectober 1834, 3. 53,648 (N. ö. Prov. ©. S., 16. Thl., 
S. 768) bejtimmt, daß folhe Individuen von Seite des Militärs 
in ihre Heimat transportirt werden follen, und daß fih das Militär: 
Arar für die durch eine derlei Transportirung entftandenen Koften 
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194. Girculare des f. f, Hoffriegsrathes vom 
20. Mai 1837, K. 1299. 
Milit. G. S. Jahrg. 1837, ©. 3% u. f.) 


Die mit dem Circular-Refcripte vom 20. Auguft 1834 K. 2442, 
Eundgemachte allerhöchite Entfhließung vom 30. Mai 1834 (1033.) 
enthält die Beftimmung: daß jene Individuen, welche durch Ber 
trug auf gefeßwidrige Weife Supplenten geftellt haben, der 
Wohlthat, no einen Supplenten zu ftellen verluftig erklärt werden 
follen, und fomit felbft der Militärwidmung zu folgen haben. 

Diefer a. h. Anordnung wurde von dem Hofkriegsrathe im Ein- 
vernehmen mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei, mit dem Reſcripte 
vom 5. September 1835. K. 2654 nachträglich beigefügt, daß das 
im Einverftändniffe mit dem Militärpflichtigen betrügerifch ald Sup⸗ 
plent eingetretene $ndividuum, in fo ferne es aus der Population ge: 
nommen ıwar, wieder entlajfen, und dem Civil» Gerichte zur Unter: 
ſuchung und Beftrafung des Betruges übergeben werden foll. 

Analog mit diefen Beftimmungen ergibt fi) auch die Behandlung 
des Supplenten und des Militärpflitigen, welche für fi allein bei 
der Stellvertretung einen Betrug gefpielt haben. Alle diefe Beftim- 
mungen feßen jedoch voraus, daß, wie der Wortlaut der oben dezo— 
genen a. h. Entfchliefung andeutet, die Stellvertretung durh Be- 
trug auf eine gefeßwidrige Art Statt gefunden babe, und 
fomit im Grunde der fi:r Supplenten » Stellungen beftehenden Bor- 
fhriften gänzlich ungültig geworben fei. 

Es ereignen fi indeffen auch Fälle, daß bei der Stellung von 
Supplenten ein abſichtlicher Betrug von einer der Parteien, oder im 
Einverftändniffe verübt wird, ohne daß die Stellvertretung an fich 
mit Rückſicht auf die gefeglihen Erforderniffe für ungültig angeſehen 
werden fann, 

Solche Falle find, wenn ein Supplent zwar mit einem falfchen 
Tauffcheine abgeftellt wird, demungeachtet aber bei feiner Annahme 
nad) Ausweis des nachträglich eingeholten echten Tauffcheines in dem 
vorgeichriebenen Lebensalter ftand, oder wenn ein falfhes Moralitäts: 
Zeugniß oder obrigkeitliched Zeugniß über das aus jüngern Altersclaf- 
fen abgeftelte Necruten» Contingent beigebracht wurde, in Folge der 
‚nachträglichen Erhebungen aber jich erweifet, daß datjenige, was in 
diefem Zeugniffe beftätiget wurde, nicht unwahr geweſen fei. 

In einem ſolchen Falle Eonnten vielleicht die Behörden verleitet 
werden, bei Beurtheilung diefes Falles lediglich den geübten Ber 
trug an und für fich in Anſchlag zu bringen, und zur Begründung 
der Annullirung des Stellvertretungs » Actes ald genügend zu halten. 
Um den Mißgriffen, die hieraus zu beforgen ftehen, vorzubeugen, 
findet der Hofkriegsrath in nachträglicher Erläuterung der hinfichtlich 
betrügerifcher Stellvertretungen ergangenen Weifungen zu bemerken, 


aus dem erlegten Supplenten-Gautions:Gapitale fchadlos zu halten 
habe, vorausgefegt, Daß der Supplent vermögenslos wäre, und fich 
von ihm Fein Erſatz hereinbringen ließe. 
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daß in den Fällen, in welchen Supplenten zwar durch Betrug, nicht 
aber auf gefegwidrige Weife, d. i. ohne Verlegung der We— 
fenheit der binfichtlih der Erforderniffe zur &tellvertretung er- 
floffenen Vorſchriften abgeftellt worden find, der Stellvertretungsact 
nicht ald ungültig anzufehen, fondern nur die Sndividuen, welde des 
Betruges fich ſchuldig gemacht, oder daran Theil genommen haben, 
zur gerichtlichen Unterfuhung und Beftrafung zu ziehen feien. 


6. Berluft des Rechtes der Aufnahme beziehungsmeife 
Wiederaufnahme in den Militär: oder Landwehr 
Dienft. 


195. Patent vom 17. September 1820, kdg. am 23. Oc⸗ 
tober 1820, K. 3728. 
(Milit, G. S. Jahrg. 1820, S. 215 und ©. 231.) 


$. 11. Bom Militär: Dienfte find ausgefhloffen: —— 


d) Jene, welche wegen begangener Verbrechen der bürgerli- 
hen Rechte verluftig worden find. 


$. 64. Wirkliche Verbrecher find vor ausgeftandener Strafzeit 
zu einer zwangweiſen Militär: Stellung nicht geeignet. 


2196. Hoffanzlei- Decret vom 3. Auguft 1821, an 
fämmtlidhe Länderftellen, mit Ausnahme Tirols. 
(Polit. G. S. 49. Bd., S. 207 u. f.) 


Über die von einer Militär » Behörde zur Sprache gebrachte 
Frage: wie fich diefelbe hinfichtlic eines wegen eined (Griminal:) 
Verbrechens zur zweijährigen ſchweren Kerkerftrafe verurtheilten 
» Sandwehrmannes zu benehmen habe? har die Hofkanzlei einverftänd: 
lich mit dem k. k. Hoffriegsrathe folgende Beſtimmung dießfalls zu 
erlaffen befunden: „Die wegen Verbrechen zur Kerker= oder zur 
Zuchthausſtrafe verurtheilt werdenden Landwehrmänner find bei ber 
Landwehre in Abgang zu bringen; es unterliegt aber keinem Anftande, 
derlei Individuen, wenn fie nad ausgeftandener Strafe, oder nad) 
erfolgter Begnadigung wieder in die bürgerliche Gefellfehaft zurück⸗ 
treten, und von ihren Dominien wiederholt zur Landwehr gewidmet 
werden, als von ihren begangenen Verbrechen gereiniget anzufehen, 
und fie wieder in die Landwehre, zu welder fie bereits gehörten, auf: 
zunehmen. 

Diejenigen Individuen hingegen, die wegen bloßer Arbeitslofig- 
Eeit in den Iwangsarbeitshäufern recludiet find, Eönnen in die Lande 
wehre ohne Anftand aufgenommen werden.“ 
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2197. HofftanzleisDecret vom 9. Juli 1826 und Bes 
netianer Gubernial-Kundmahung vom 25. Auguft 
1826, 3. 32,255 — 2386. 


(Zeitfchrift für 6. R. ıc. 1826, 3. Bd, ©. 427 u. f. und Coll. di leggi cc, 
per le prov. venete, Vol. XV. parte II. pag. 50 ecc.) 


Seine Majeftät haben über einen rückfichtlich des richtigen Verſte— 
hens des Ausdruckes „Verhafteter“ (detenuto) im $. 54 des Cons 
feriptiong - Patente vom 17. September 1820, entitandenen Zwei: 
fel folgende a. h. Entfchließung zu erlaffen gerubet. 

Jene Individuen, welde ſich eines Verbrechens fhuldig gemacht 
haben, wodurch fie ſich nad den beftehenden Gefeßen und Vorſchrif— 
ten des Waffendienfted unwürdig machen, Eönnen in den Militärkörs 
per nicht aufgenommen werden. 

Rückſichtlich jener Individuen aber, welde zur Zeit ihrer Bes 
rufung wegen eines Verſchuldens, das fie des Kriegsdienftes nicht un: 
würdig macht, verhaftet find, wird beftimmt, daß, wenn fie fi 
noch in Unterfuhung befinden, vor ihrer Entlaffung oder Verurthei— 
lung fein anderer zum Dienfte Vorgemerkter an ihre Stelle gerufen 
werden darf. Wird der Verhaftete ſeiner Haft entlaſſen, ſo hat er 
ſogleich zum Militärdienſte einzutreten. 

Im Falle einer Verurtheilung, ſei es auch auf mehr als ſechs 
Monate, hat zur Friedenszeit keine Subſtitution ſtatt; indem die 
Sträflinge, ſo wie ſie ihre Strafzeit überſtanden haben, ohne Ver— 
zug ſich jener Gattung des Militärdienſtes zu unterziehen haben, zu 
der ſie beſtimmt ſind. 

Dagegen muß zur Zeit eines Krieges oder einer Zurüſtung zum 
Kriege, fo wie der im $. 54 des oberwähnten Patentes feſtgeſetzte 
Termin von fehs Monaten verftrichen ift, der für den Dienft unmit- 
telbar zunächft Worgemerkte an der Stelle des Verhafteten einrüden, 
und feinen Dienft auch dann fortfeßen, wenn der Werurtheilte nad 
Ablauf feiner Strafzeit zum Militärdienfte übertritt, welch’ letzterer 
ſonach bei der nächſten Aushebung in den Contingent ſeiner Gemeinde 
eingerechnet wird. 


198. Gubernial-Verordnung vom 5. Detober 1837, 
3. 23,774, an alle Kreisämter. 
(Illiriſche Prov. ©. S. 19. Bd, ©. 120 u. f.) 


Aus Anlap einer vorgefommenen Anfrage, wie fich bei Militär- 
Abftellungen mit den entlaffenen Criminal⸗ « Sträflingen zu benebmen 
fei? bat der E. k. Hofkriegsrath zu Folge vom in. 5. General: Com: 
mando mit Note vom 20. September 1837, 3. 2787 mitgetheilten 
Refcriptes vom 14. September 1837, 3. 2542 zu beftimmen befuns 
den: Der A. Punct bes Abſatzes Ei der im Jahre 1829 herausgege⸗ 
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benen Confcriptiond = Inftruction, nad welcher in der Rubrik der An- 
wendbaren die in Zucht: und Strafhäuſern befindlichen Individuen 
einzutragen find, Eann allerdings nicht, wie das General Commando 
in dem Berichte vom 30. v. M. Q. 2571 ganz richtig bemerkt, dazu 
berechtigen , die Annahme von militärpflitigen Individuen, welde 
eine Eriminalftrafe überftanden haben, zu verweigern. 

Die an das General: Commando in Siebenbürgen am 18. Juni 
1810, K. 2628 und 3231 ergangenen boffriegsrathlichen Anordnun: 
gen enthalten vielmehr die Beftimmung, daß zwar Fein Verbrecher 
zur Strafe an das Militär abgegeben werden foll, wenn er aber 
die gefeßmäßige Strafe Üüberftanden hat, von der betreffenden Behör—⸗ 
de ex officio abgeftellt werden könne. 

Da in der Recrutirungs-Vorſchrift vom Jahre 1827 Verbre— 
cher von der Stellung zum Militär nicht ausgefchloffen find, fo kön— 
nen diefelben nach überftandener Strafe, und in fo fern fie dann noch 
militärpflichtig und zum Kriegsdienfte tauglich find, fo wie es bisher 
nicht felten gefheben fein mag, fortan, und bis dießfalls mit dem 
neuen Necrutirungsfifteme pofitive Beftimmungen in das eben tre: 
ten, zum Militär angenommen werden. Sin befonderen Fällen, in 
welchen die Annahme eines Verbrechers nad überftandener Strafe 
bedenklich erfheinen Eönnte, wird die bierortige Entfheidung einzu: 
bolen fein *). 





*) Siehe beim $. 221 3) das Hkzd. v. 5. Mai 1837, 3. 9817, $. 11, 
wornach ein bis zur Einberufung Beurlaubter, wenn er wegen eines 
Verbrechens zu einer fünf Jahre überfteigenden fchweren Kerkerftrafe, 
oder zur Austellung auf Die Schandbühne verurtheilt wird, aus dem 
Militärftande foaleih in Abzug:zıı bringen, und nicht mehr in das 
Militär zu übernehmen ift. — Rüdfihtlih der Bormerfung der, 
von einem zum Militär zu ftellenden Manne fih vor der Affentirung 
fhuldig gemachten (Vergeben oder) Verbrechen in der Widmungs— 
lifte lautet die Gub. Bda. v. 6. Auguſt 1831, 3. 41,910, an ſämmt— 
liche k. Kreisämter und den Prager Magijtrat [in der böhm. Prov, 
G. S. 33. Bd, ©. 335 u. f.] folgender Maßen: Da es fih öfters 
ereignet, daß Individuen zum Militär abgeftellt werden, die fich 
bereits vor der Aflentirung gewiſſer (Bergeben und) Verbrechen fchul: 
dig gemacht haben, und defhalb abaeftraft worden find; die Gon: 
feriptiond: Behörden aber derlei Vergeben mit Stullfhweigen über: 

eben, das Werb: Bezirks: Gommando ſonach hierüber in Unkenntn 

feibt, und die Aſſentirungs-Commiſſion kein Mittel befigt, derl 
Umftände zu eruiren, weil auf Befragen nicht allein die Recruten, 
fondern auch die fie vorführenden Beamten folche verfchweigen, fo 
wird im Einverftändniffe mit dem k. E. General =» Gommando unter 
! Verantwortung der Gonferiptiond: Behörden und des k. Kreisamtes 
angeordnet, daß dort, wo ein zur Stellung ad Militiam gewidme: 
ter Mann zuvor eines ſolchen entehrenden Verbrechens übermwiefen 
und abgeftraft worden ift, Diefes immer von den Masgiftraten und 
Dominien in der Widmungslifte eigens angemerkt werde. 
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MB. Eirculare der k. . n. 6. Landesregierung vom 
. 16. Februar 1838. 
—— für wi R. je 1838, 3. Bd. S. — 92, 95, 97. * — S. 
ür Galizien und Lodomerien, 20. Fahrg., S. 70, 76, 40, für Illirien, 
20. Bd., ©. nr Kir Mähren und Sclefien, Pr ©. 31, 397, 
‚#8, für Oſterreich ob der Enns und Salzburg 20. Thl., S. 47, 71, 82, 
für Steiermark, 20. Thl., S. 29, 32, 40, für Tirol und. Vorarlberg, 25° 
Bd, ©. 61, 73. 77.) | 
In Folge Auftrages der hohen E. k. vereinten Hofkanzlei vom 
28. v. erhalten den 14. d. M. 3. 1462, werden die nadfolgen- 
den von dem k. k. Hofkriegsratbe in Gemäßheit der a. h. Entſchlie— 
fung vom 18. September v. $. an alle General: Commanden erfaffe- 
nen drei Eircular - Verordnungen — — — *) 


2. wegen Engagirung von Freiwilligen — — —, und 

3. wegen Obligaten, ex propriis, hiermit zur „allgemeinen 
Kenntniß gebraht. — — — A zur Zuezertele 
Circular-Verordnung des E E Hofkriegsrathes an 
fämmtlide Länder- und Gränz-General-Commanden, 
das Marine-DObercommando, dad Truppen-DObercom: 
mando in Jtalien, und das Feſtungs-Commando zu 

Mainz. 
(Militär G. S. Jahrg., 1837. S. 99 u. f.) 


Theild neue, theils erläuternde Beftimmungen über Breiwillige, 
welche fih ald Obligate engagiren. — — — 

$..2. (Wer Eann fi) freiwillig) nicht (engagiren) ? 

Ausgefhloffen find jene: — — — 

.$. 3. ©) welche in gerichtlicher Unterſuchung oder in Strafe 
fi, befinden. | — 

$. 4. d) Solche Verbrecher auch nach überſtandener Strafe, 
und ſolche ab instantia Losgeſprochene, bei welchen die in dem $. 455 
des I. Thl. des Geſetzbuches über Verbrechen und Strafen erwähnten 
Umftände vorhanden find. 


EircularnMWerprdnung des E,E.Hoffriegsratbes an 
fümmtlide Länder» und (Öranz=» General - Comman- 
den, das Marine-DObercommando, das Truppen: Ober- 
commando in Italien, und das Feſtungs⸗Commando in 
Mainz. | 
Nähere Beſtimmungen über Obligate ex propriis, 


Die erſte Eireulare Verordnung ,. eine erläuternde Vorfchrift in Be- 
treff des Eintrittes unobligater Combattans in die k. E, Armeekörper 
betreffend, wurde, fo wie der übrige —— 2. und 3. Cireula⸗ 
res als hierher nicht gehörig, nicht aufgenommen. 


Maucer’s ſiſtem. Handbuch. 
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In Folge einer a. h. Entſchließung vom 18. September 1837 
werben über Obligate ex propriis folgende nähere Beftimmungen zur 
Darnabaktung bekannt gegeben: — — — 


6. 13. Wer Eann nit Gemeiner ex propriis werben? 


6. 15. c) Individuen, welde vor der Stellung zum Militär 
wegen eines Verbrechens oder wegen einer ſchweren Polizei : Übertre- 
tung verurtheilt worden find. 


Überfegung eines bis zur Einberufung beurlaubten 

wegen Verbreden beftraften Mannes von der Gavals . 

lerie, Artillerie, den Jäger: und Ertras, dann dem 
Suhrmwefen- Corps, zur Infanterie, 


300. Eirculare des kak. Hoffriegsrathes vom 2. 
Auguſt 1837, H. 691. 
(Militär G. S. Jahrg. 1837, ©. 53.) 


Über die vorgefommenen Anfragen: 

a) ob die bis zur Einberufung beurlaubte Jägermannſchaft, die 
während des Urlaubed von einem Criminal: Gerihte wegen Verbre— 
chen zweimal beftraft wurde, gleich jener, welche zweimal Eriegs- 
rechtlich beftraft wurde, als unvertraut zur Infanterie zu überfe- 
Ben fei? i 

b) ob diefe Überfegung auch bei jener bis zur Einberufung be- 
urlaubten Mannfhaft Statt zu finden habe, welde ſchon einmal 
kriegsrechtlich, und wahrend des Urlaubes criminalgerichtlich beftraft 
wurde, und 

e) melde criminalgerichtliche Abftrafung einer Eriegsrechtlichen 
gleich zu achten fei? hat der Hofkriegsrath zu entſcheiden befunden, 
daß alle jene Strafen, welcde gegen einen bis zur Einberufung beur: 
laubten Mann der Gavallerie, Artillerie, Jäger, Ertracorpe und 
bes Fuhrweſens, wegen eines im Civil-Strafgeſetzbuche enthaltenen 
Verbrechens nah Vorfchrift diefes Geſetzbuches I. Thl. 2. Hauprftü: 
ckes criminalgerichtlich verhängt worden find, einer Eriegsrechtlichen 
Beftrafung gleich zu achten feien, und daß fohin gegen derlei Mann: 
fhaft, wenn fie während der Beurlaubung wegen Verbrechen zwei: 
mal criminalgerichtlich, oder nach einer fehon vorausgegangenen kriege: 
rechtlichen Beftrafung während des Urlaubs einmal criminalgerichtlich 
beftraft worden ift, in fo fern der betreffende Truppenkörper mit ber 
Ergänzung auf die deutjch =confcribirten und auf die lombardiſch- ve 
netianifhen Provinzen angewiefen ift, die Transferirung im Sinne 
der boffriegsrathlichen NReferipte vom 27. Ocober 1825, J. 5479, und 
17. November 1832, K. 3627 einzutreten bat. 
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200 4) Mailänder Gubernial-Girculare vom 11. 
Suni 1842, 3. 19,167 — 1633, und Benetianer Guber- 
nial-@ircuiare vom 30. Juni 1842, 3. 20,649 —899. 


(Raccolta degli Atti dei gov. di Mil. e di Venez. vol. I. parte II. 
pag. 219 ecc.) 

S. A. I. il serenissimo arciduca vicere, in data 31 maggio 
prossimo passato, n? 4963, ha intimato il seguente decreto: 

„Per I! intenzione manifestata dall’ imperiale regio ‚con- 

„siglio aulico di guerra, di non ammettere in avvenire al servi- 
„zio militare quegl’ individui, che in causa di delitto di 
„furto fossero stati condannati anche al carcere semplice, si 
„trovö indotta l’ imperiale regia cancelleria aulica unita ad in- 
„vocare la sovrana decisione sul punto, se le prescrizioni della 
„patente di coscrizione 17 settembre 1820, giusta le quali non 
„sono di regola esentati dal servizio militare, e possono anzi 
„per pubblici riguardi essere forzatamente arrolati quelli, che 
'„hanno espiata la pena di un delitto, fossero state derogate 
„colla sovrana risoluzione 26 giugno 1831 emanata nello scopo 
„di agevolare la coscrizione di quell’ anno, e comunicate al 
„governo col mio decreto 15 luglio detto anno, n° 6290.“ 

„Sopra siffatto dubbio degnossi la M. S. di dichiarare nel 
„26 aprile p. p., che la sovrana risoluzione 26 giugno 1831, 
„come ben si manifesta dal suo tenore, non ebbe assolutamente 
„per iscopo di portare alterazione a quelle norme, che sono 
„eontenute nella predetta sovrana patente circa all’ arrolamento 
„dei delinquenti.“ 

„Il governo pertanto si atterra esattamente alle prescri- 
„zioni di essa patente in ciö, che riguarda la capacitä dei de- 
„linquenti d’ essere forzatamente arrolati, essendo giä stato in- 
„vocato il consiglio aulico di guerra a dispörre, onde non ab- 
„biano le autorita militari a rifiutare l’accettazione di quegl’in- 
„dividui, che dopd espiata la pena criminale venissero in con- 
„sonanza della sovrana patente di coscrizione presentati siccome 
„sottoposti all’ obbligo del servizio militare, o come arrolati 
„forzatamente.“ 


I. Eivilrehtlihe nachtheilige Folgen aus Erimi- 
nals»-Urtheilen. 


A. Nach den Civil-Gerichtsordnungen. 
Verwerflichkeit des Zeugen. 


($. 140b) der allg. ©. O. v. 1. Mat 1781, N.13 d. J. G. S. 
$.215 der weitg. G. O. v. 19. Dec. 1796, N. 3290.93. ©. ©. 
$.205 der ital. G. O. v. 16. März 1803; 
$.214 der tirol. G. O. v. 15. Sept. 1814, vergleiche auch 

den $. 592 des a. b. ©. B.) 


3 5* 


196 Zweit. Hptft. Won Beſtraf. d. Verbrechen überh. $. 28. c) 
Bedenklichkeit des Zeugen. 
($$. 142 h) und 143 Au a. — v. 1. Mai 1781, N. 13, 


88. 217 h) und 218 der a Se 9.19. Dec. 1796, N. 329, 
d. 


®. 
$$. 207 N. Bund 208 der ital. ©. O. v. 16. März 1803, 
$$. 216 N. Bund 217 der tirol. G. D. v. 15. Sept. 1814, vergl. 
den $. 592 des a. b. ©. B.) 


Recht desBefhädigten ‚„urAblegung bes Schäßungs 
eides im Falle der ihm zugefügten widerredtliden 
Gewalt. 
$. 214 a) derallg. ©. O. v. 1.Mai 1781, N. 130.3. ©.©. 
$. 288 a) derweitg: G. O. v.19. Dec 1796, N.329 d. J. G.S. 
$. 273 N.1 der ital. '&. D. v.16 März 1803, 
$. 287 der tirol. ©. O. v.15. Sept. 1814.) 


Ausfhließung von der Advocatur. 


$. 428 der allg. ©. O. v. 1. Mai 1781,N. 13 a 
$. 563 der weſtg. G. DO. v. 19. Dec. 1796, N.329 d. 3: & 
$. 549 der ital. G. O. v. 16. März 1803, 

$. 568 der tirol. ©. D. v. 15. Sept. 1814.) 


Entfegung von dem Rihteramte. 


$. 433 der allg. ©. 2 v. 1. Mai 1781, N. 130. J. G.S 

$. 571 der weitg. . v. 19. Dec. 1796, N. 329 0.3. G. S, 

$. 556 der ital. 4 5. v. 16. März 1803, 

$. 568 der tirol. ©. DO. v. 15. Sept. 1814. Siehe oben $. 23, 
©. 160u. f. unter der Überfchrift „Berluft von Staats- 
dienften“ die Novellen.) 


B. Nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche vom 
1. Suni 1811, N. 96 d. 3. ©. ©. 


a) Mit Rückſicht auf Verbrechen überhaupt. 
Werluft des Rechtes auf die Erwerbung der ©taats- 
bürgerſchaft. 

(6. 29.) 


Grund zur Eheſcheidung bei Katholiken. 
($$. 109, 759, 1264.) 
Grund zur Ehetrennung bei nit Fatholifhen Krift: 
lihen Religionsg-Berwandten, 
($$. 115, 1266.) 
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Zeitweifer Verluft der vaterliben Gewalt. 


($. 176.) 
Ausfhließung von der Vormunbfhaft und Euratel. 
($. 191.) 
Beftellung des Curatoxs für den Sträfling. 
($. 270.) 


Grund zur Enterbung eines Kindes. 
($$, 768 N, 3, und 782.) 


Ausfhließung der Eltern.von dem Pflihttheile 
($. 769.) 


b) Miet Rüdfiht auf befondere Gattungen oder 
Arten der Verbreden. 


Ungültigkeit der Einwilligung der Ehe von Seite 
einer entführten und noch nicht in Freiheit geſetz— 
ten Perfon. 


($. 56.) 


Unfähigkeit zur Schließung einer gültigen Ehe im 
Falle des Öattenmordes. 
($. 68.) 


Verluſt des Finderlohnes im Falle des Betruges 
nad $. 180 lit. ce. St. ©. B. ü. V. | 
| ($. 393.) 
Unfähigkeit zu erben. 
($$. 540, und 770.) 
Ausſchließung von dem Erbredte aus einer leßt: 
willigen Erflärung. 
($. 543.) 
Unfähigkeit zur Zeugenfhaft bei legten Anord— 
nungen. 


($. 592.) 


Widerrufder Schenkung. 
($. 948.) 
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Ausſchließung von der Erwerbungsgefellfhaft bei 
einem Verbrehen, weldhes das Zutrauen verlie 
ren macht. 


($. 1210.) 


C. Nah dem Strafgejege über ſchwere Polizei - Übertre- 
tungen. 


Verluft der Glaubwürdigkeit eines Zeugen. 
($. 366, b) ). 


D. Nach dem Strafgefege über Gefällsübertretungen 
vom 11. Suli 1835. 


Verluft der Glaubwürdigkeit eines Zeugen. 
($. 695, 3. 2.) 


Gänzliche Verwerflidhkeit der Zeugen. 
($. 696, Lit. c.) 


$. 24. 


Der Berluft des Gewerbes ift feine fchon durch 
das Geſetz mit dem Verbrechen verknüpfte Folge. Die 
Entſetzung von einem Gewerbe oder von dem Bürger: 
rechte kann aljo durch das Strafurtheil nicht ver: 
hänget werden. Wenn e8 aber bedenklich wäre, dem 
Berbrecher nach audgeflandener Strafe die Fortfe- 
tzung feines vorigen Gewerbes zu geftatten; fo muß 
nach kundgemachtem Urtheile hierüber an die Behör— 
de, der die Verleihung eines folchen Gewerbes zufteht, 
die Anzeige gemacht werden. 

(Bergl. $$. 8 c) und 10. St. G. II. Thl.) 


8. 25. 
Einjhränfung Wie die Strafwürdigkeit, fo kann auch die wirf: 


ber Strafe auf 
ven Derbreden liche Strafe Niemand ald den Verbrecher treffen *). 
G6. 424 St. G. B. ü. V.) 


9 Küner und;bündiger lautet die Vorſchrift in diefem, als im $. 16 
des Joſefiniſchen Strafgefeges. 
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Ausnahbmsfälle, in welchen die nah dem Gefege 
beflimmte Strafe wider einen Verbrecher nit ver 
bängt werben kann. 
($$. 202, 206, 209, 496, ſiehe auch die $$. 2, 56, 187, 167, dann 
dh. Präf. Eröffnung v. 10. Nov. 1891, 3. 38,698 a. E. beim $. 53 
85. Std. v. 20. Zuli 1833 beziehungsweife Girc. v. 21. Juli 1833 
a. E. 896. a. a. O. Hkjd. v. 10. Oct. 1821, N. 1808 d. J. G. S. 
$. 15 beim 60 BO1. Pat. v. 3.20 Juni 1811 $. 11 sub 2 lit. d) beim 
5.92 376.) 


Die Folgen der Strafe follen fih fo wenig als 
möglich ift, auf bie fhuldlofen Angehörigen 
verbreiten. 


(Bergl. den 10, Abf. des Kogp. und die oben ©. 49 u. f. beifpielöweife 
aufgeführten Folgefäge diefes Grundfages.) 


$. 26. 


Die Strafe muß genau nach dem Gefebe beftimmmt, „Beigekutuns 
und weder ſchärfer noch gelinder auögemeffen werben, „Aiuke in 
ald dad Geſetz nach der vorliegenden Befchaffenheit Strafe 
des Verbrechens und des Thäters vorfchreibt *). 


(Siehe $. VI der Einleit. $$. 429, 401 St. ©. I. Thl. und vergl. $. 398 
St. ®. UI. Tpl.) 
Der Schuldige foll kein größeres Übel leiden, als 
zur Hintanbaltung der Verbrechen angedrobet und 
vollzogen werden muß. Ä 


(Siehe den 10. Abf. des Kdap. und die oben ©. 48 u. f. beifpielsweife 
aufgeführten Folgefäge dieſes Grundfages.) 





) Nach dem Fofefinifhen Strafgefeße ($. 13) war der Griminalrichter 
an die buhftäbliche Beobachtung des Geſetzes gebunden, fo weit 
in demfelben auf die Miffethat, (der gefegliche Ausdrud) die Größe 
und Gattung der Strafe genau, und: ausdrüdlich beftimmt if: — 
Ob und in wie fern dem Griminalrichter ein Auslegungsrecht zuge: 
ftanden werden fol oder nicht, fiehe von Zeiller’s jährlihen Bei—⸗ 
frag zur Geſetzkunde ꝛe. 1. Bd, ©. 86.1. f. und Jenaulls Erimi« 
nalrecht, 1. Thl., 2.-Aufl., ©. 285. u. f. 
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Grundfäße der Anwendung der Befhwerungs- und 
Milderungsumftände bei Ausmeffung der Strefe 


($8$. 41 — 49.) 
Selbſt der Straffällige ſoll nicht ſtrenger, als das 
Geſetz verhänget, behandelt werden. 


(6. 425.) 
Im Zweifel hat der Richter nah der gelinderen 
Meinang zu ſprechen. 
($. 425.) 
Benehmen der Juſtiz⸗ Behörden bei Zweifeln und 
Anftänden. 
(Ofd. v. 5. Juli 1790, N. 32 d. J. G. S. beim $. VI der Einleit, SE.) 
Benehmen der Appellations-Gerichte beiänftänden, 


die fih bei Anwendung der Strafgefege auf Erimi- 
nal-Fälle ergeben haben. 


(HP. v. 14. Juli 1821, N. 1779 d. 3. G. S. beim $. 555 1798. 
und Hfd. v. 26. April 1828, N. 1937 d. 3. G. S. a. a. O. 1799.) 


$. 27. 


Auch kann nie eine andere Strafart über den Ver⸗ 
brecher verhängt werden, ald welche in dem gegen» 
wärtigen Gefeße beſtimmt ift. Noch kann die vermwirkte 
Strafe gegen eine Ausgleichung zwifchen dem Verbre⸗ 
cher und dem Befchädigten aufgehoben werden. 

(Siehe den 6. 496 I. Thl. und vergl. 88. 22—27 IL, Thl, des St. ©.) 


Diefer $. enthält folgende Beftimmungen: 
‚1 Die Strafe muß nad dem Geſetze verhängt 
werden. 


»01: Höfdecret vom 2. Jänner 1796, an fämmtliche 

Appellationd- Gerichte, in Folge höchſter Entfchliegung 

über Vortrag der oberften Yuftizftelle vom 14. December 1795, 
N. 271 d. J. G. ©. 


Die Gerichte ſollen auf Strafarten, die im Geſetze nicht vor: 


kommen (auch auf die Dienſtes⸗Unfähigkeits-Erklärung, wo fie nicht 
gefegmäßig geordnet ift), nicht erkennen. 


Der Vollzug der durch Urtheil beftimmten Strafart 
darf nah der Wahl des Sträflings nicht eingerichtet 
werden. 


(IHfd. v. 27. Nov. 1816, beim $. 49 DE.) 


Ausnahmen von oberwahntem Örundfage in dem be 
fonderen Falle einer a. h. ertheilten Amneftie. 


30%, Allerhböhfte Entfhließung vom 30. Aus 
guft 1835. 


(Vesque v. Püttlingen, die aefeglihe Behandkung der Ausländer in 
Diterreih, Wien 1842, ©. 42.) 


Den wegen Hochverrathes in Unterfuchung gezogenen öfterreichis 
fhen Unterthanen aus dem lombarbdifch = venetianifhen Königreiche , 
welde zu einer längern, als fünfjährigen Kerkerftrafe verurtheilt 
worden, ward im Sabre 1835 freigeftellt, ich diefer Strafe zu 
unterziehen, oder nach Amerika auf ihre Lebenszeit deportirt zu werden. 
Zugleich wurde aber beftimmt, daß dur die gewählte Deporta- 
tion der Verbrecher des Nechtes der Staatsbürgerfhaft in denjenigen 
Ländern der öfterreichifchen Monarchie, für welche das Strafgeſetzbuch 
über Verbrechen gegeben ift, verluftig, und aller gefeglichen Folgen, 
die hieraus fließen, unterworfen werde. Der Gattin des Deportirten 
ſei, wenn fie es verlangt, die Auswanderung nad dem Geſetze zu 
geſtatten. | 

Ob und in wie fern die minderjaͤhrigen Kinder des Deportirten oder 
feiner Gattin mit ibm auswandern dürfen, haben die Vormundſchaf— 
ten nad) den beftehenden Vorfchriften zu beſtimmen, und wenn deren 
Entfhließung für die Auswanderung ausfällt, fei diefe von den polis 
tifhen Behörden ohne Anftand zu geftatten. 


303. Allerhödfte Entfhließung vom 14 März 1840. 
(Besque v. Püttlingen a. a. O. S. 49 *), 


Mit a. h. Entſchließung vom 14. März 1840 geruhten Sei— 
ne Majeſtät die Geneigtheit auszuſprechen, dieſen Deportirten die 
Rückkehr in die £. E, Staaten, wenn fie darum bitten, unter den 
nothwendig erachteten Bedingungen, zu bewilligen. — — — 


Bom —1 
menfluſſe 
rerer Beh 
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Ausnahmen von oberwähntem Grundfage bei Straf: 
verfhärfungen. 


Verwendung der zur öffentlichen Arbeit verurtbeil- 
ten Sträflinge zu geringeren Hausarbeiten. 


cHfd. v. 17. Mai 1805, N. 789 d. J. G. ©, beim $. 18 105. und 
Ihfd. v. 5. Sept. 1828 a. a. 9. 106. 


Bewilligung einzelner Abweihungen von der in den 
Eriminalelirtheilen ausgefprohenen Strafe der df 
fentlihen Arbeit. 


(Hfd. v. 6. Febr. 1829, N. 3381 d. J. G. ©. beim $. 18 10%.) 


Werwandlung der a, in Ruthenſtreiche. 
(Ofd. v. 28. Auguft 1812, N. 1003 d. 3. G. S. beim $.20 114.) 


Fälle, in welden der Criminalridter von dem Geſetze 
ju einer Strafverwandlung insbefondere berechtiget 
wird. 


(Siehe die 88. 48 und 49 und die dort aufgeführten Novellen.) 


11. Eine Ausgleihung des VBerbrehers mit dem Be 
fhädigten hebt die Strafe nit auf. 


(Siehe $. 215 erſte Periode sub L., und Ihfd. v. 10, Dct. 1807 beim $. 583, 
1534. n. ö. App. Decr. v. 18. Sept. 1817, 3. 5093 beim $. 215 
+) 
Ausnahmen von diefem Grundfaße. 
(Siehe den $. 167 St. G. ü. V. und die dort aufgeführten Novellen.) 
Gültigkeit der Vergleiche über Verbrechen in Hinſicht 


aufidie Privat-Genugthuung. 


(Siehe den $. 1384 des a. b. G. B. und vergl. damit die $$. 35, 323 — 
325 das St. G. B. ü. B.) 


$. 28. 


Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen von ver- 
fchiedener Gattung begangen; fo ift er nach jenem, 
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auf welches die fchärfere Strafe geſetzt ift, jedoch mit 
Bedacht auf die übrigen Verbrechen, zu beftrafen. 


(Siehe den — 37 a) jedoch auch die 88. 204 und 206 — 310 St, ©, 
Thl. und vergl. den 8. 393 St. G. II. Thl.) 


Zufammentreffen mehrerer Verbrechen entweder von 
verfhiedener Gattung oder Art. 


(Vergl. $. 51 die Marginal-Anmerkung , 9. Hptfl, 15. =. $. 118, 
23. Hptit. die Überfchrift; 27. Hptit. des St. G. ü. B.) 


Behandlung und Beftrafung der von Jemanden im 
ne und im Auslande begangenen Berbreden verfdie: 
dbener ©attung. 


(Hfd. v. 4. Sept. 1819, N. 1601 d. J. G. ©, beim $. 30 BAG.) 


Bufammentreffen einer Gefällsübertretung mit 
einem Verbreden. 


304. Hofdecret vom 2. Auguft 1815, an fämmtlide 

Appellationd- Gerichte, einverftändlich mit der vereinten 

Hoffanzlei, Hoffammer = — in J. G. S. N. 1164 
J. G. S. 


Verbrecher, welche — wegen einer Gefällsübertretung bein⸗ 
zichtiget find, find nad) ausgeſtandener Strafe den Gefaͤllsbehörden 
zur Unterfuhung und Beſtrafung zu übergeben; jedoch ift bei Be— 
meffung der Strafe für die Gefällsübertretung auf die bereits ausge: 
ftandene Strafe ded Verbrechens nit bloß nad) ihrer Dauer, fondern 
auch nad ihrer Strenge zurückzuſehen. 


Strafgefeg über Gefällsübertretungen vom 11. Juli 
1835. 
($$. 103, 250, 649 — 651.) 


Zufammentreffen einer politiſchen Übertretung mit 
einem Verbreden. 


3205. Mailänder Gubernial-Kundmahung vom 
27. Jänner 1821, 3. 1802 — 236. 
(Raccolta degli Atti del gov. Mil. ecc. vol. I. dell’ anno 1821, pag. #.) 


Sul dubbio insorto, se concorrendo in un inquisito per ti- 
tolo criminale, a oui va inflitta la pena del oaroere, anche la 
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contravenzione a precetto politico, portante pure pena di car- 
cere, debba il giudice criminale nel proferire la punitiva sen- 
teniza attenersi- ai. $$. 28 e 29 .del codice. dei: delitti parte I, 
ovvero rimettere all’ autorita politica I’ inquisito e rispettivo 
condannato per. quel giudizio , che credesse di pronunziare 
contra il medesimo sul titolo della contravenzione al precetto 
politico; S. M. sie degnata di dichiarare in data 24 novembre 
1820 quanto segue: 

„Anche nel regno lombardo-veneto hanno da sortire piena 
eseouzione le disposizioni dei $$. 6° e 7° dell’ introduzione 
del codice penale, e dei $$. 28 e 29 di detto codice, parte I, 
e quindi il giudice criminale nel determinare la pena contro un 
inquisito prendera in considerazione solamente quelle trasgres- 
sioni de’ precetti politiei concorrenti con delitti, le quali gia 
dal codice penale o da posteriori. particolari prescrizioni sono 
espressamente dichiarate gravi trasgressioni di polizia, o ri- 
messe alla cognizione nel giudice criminale. Tutte le altre con- 
travenzioni a precetti politici sono pel summentovato $. 7 da 
punirsi' dalla competente autoritä politica, e per queste si dovra 
procedere secondo I’ analogia dell’ aulico decreto 2 agosto 1815 
N. 116% della collezione delle leggi giudiziarie (®@®4.) 

Tantoısi deduce a pubblica.natizia per comune: intelligenaa 
e norma, in esecuzione di decreto della, cancelleria, aulica riu-. 
nita del 7. dicembre 1820, N. 36,279 — 2062, 


206. Benetianer Gubernial-Kundmahung vom 17. 
November 1821, 3. 44,883. 


(Coll, di leggi ecc. per le prov. venet. vol.|IX. parte II. pag. 304.) 


Sovrana determinazione abbassata all’ Eccelsa aulica Can- 
celleriariunita, e comunicata al governo col dispaccio N. 36,279 
— 3062 contiene le seguenti prescrizioni: 

„Saranno esattamente osservate anche nel regno lombardo- 
veneto le prescrizioni dei $$. VI e VII dell’ introduzione, e 
dei $$, 28 e 29 del codice dei delitti e delle gravi trasgres- 
sioni di polizia, e perciò comeorrendo nello stesso imputato un 
delitto ed una grave trasgressione di polizia, il giudice nel 
determinare la pena, dovra valutare soltanto quelle contraven- 
zioni a precetti politici, le quali o dal codice penale, o da 
prescrizioni posteriori fossero state espressamente qualificate 
per gravi trasgressioni di polizia e attribute alla. compatenza 
della giudicatura eriminale,“ 

„Tutte le altre contravenzioni a precetti politiei saranno pu- 
nite a tenore del $. VII, dell’ introduzione al codice dei delitti 
dalle giudicature politiche ,„ ovvero dagli Uficj di polizia, 
proeedendo 3 tenore del decreto aulico 2. agosto 1815, N. 1164 
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'della collezione delle leggi giudiziarie, che riguarda la tras- 
gressione delle leggi daziarie doganali.“ (®O4.) 

Si rende perciö nota la determinazione mederima'a tutte le 
autoritä competenti per la relativa 'esatta sua osservanza,'ed 
esecuzione. 


306 ») Gubernial⸗Cireubare vom 5. Jänner 1823, 
3. 43,994 — 5130. 


(Coll. delle leggi ecc. perjjle prov. venete, vol. XI. parte I. pag. 5.) 


Nella notificazione 17 novembre 1821, gia inserita nella 
collezione delle leggi parte II, del vol. IX, pag. 304, (206) 
€ stato citato il’ decreto aulico 2 agosto 1815 (® O4.) in pro- 
posito di contravvenzione a’ precetti politici nei casi, che con- 
corresse nello stesso imputato un delitto, od una grave tras- 
gressione di polizia. Ottenutasi dal superiore aulico dicastero 
una copia di esso decreto, esso contiene quanto segue. (Nun 
folgt der wörtliche Inhalt des oberwähnten Hofdecretes.) 

Si. fa perciò conoscere al premesso decreto coll’inearico di 
comunicarlo a tutte le istanze politiche per la relativa applica- 
zione nei casi contingibili de’ delinquenti imputati di delitti di 
contravvenzioni a’ precetti politici. 


Zufammentreffen der unbefugten Abwefenbeit oder 
Auswanderung mit einem VBerbreden. 


306 ») Gubernial:Circulare vom 21. December 
1836, 3. 23,009 — 7608. 


(Raccolta delle leggi dell’ anno 1836 , per la Dalmazia, pag. 359.) 


Sopra il quesito „sei fuggitivi per delitto possono ritenersi 
esenti dalla procedura per emigrazione, o per assenza illegi- 
tima“ I eccelsa i. r. aulica cancelleria riunita con ossequiato 
decreto 12 novembre p. p. N. 29,757 — 2103 ha trovato di sig- 
nificare, che considerando , che la patente-24 maggio 1832 
(SB8S.) non esentua i fuggitivi per delitto della procedura 
per emigrazione, o per assenza illegitima; che la eircostanza 
di aver commesso un delitto, non puö certamente valutarsi per 
un motivo di remissione dalla pena di emigrazione; che con- 
correndo una duplice contravvenzione alle leggi con azioni se- 
parate e susseguenti, quella della fuga, e quella dell’ espa- 
triazione, vi puö essere a tutto diritto una duplice punizione ; 
che d’ altronde prima della invocata procedura, ed inquisizione 
non si ha una prova legale della colpabilita dell’ individuo indi- 
ziato di un. delitto, e quindi del motivo della sua espatriazione 
per timorecioe della pena; fatto riflesso ai $$.37, 38, 39 della 
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citata patente, il prelodato aulico dicastero di conoerto eoll' 
i. r. tribunale supremo di giudizia, e colla commissione aulica 
di legislazione dichiarii sussistenti dubbj sull’ applicazione della 
.patente a’ fuggitivi per delitto. 

Aggiunse in fine lo stesso superiore dicastero, che 8’ in- 
tende da se, che anche per tal’ individui debbono in ogni caso 
speciale sussistere le condizioni generalmente prescritte per. la 
procedura in discorso, e che trattandesi di un diritto, e non 
di un dovere dell’ amministrazione pubblica spetti all’ autoritä 
pubblica di aprirla ex officio, o no, ove importanti circostanze 
sussistenti in un dato caso consiglino di tralasciarla, o ne fac- 
eiano prevedere la decisa inutilita. 

Ciö si comunica ad opportuna conoscenza, e norma. 


Zufammentreffen des Verbotes des Waffentragens 
mit einem Verbreden. 


207. Hofdecret vom 2. September 1825, an fämmt:- 
lihe Appellations- Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 
fung vom 15. Juni 1825, über den von der oberften Suftizftelle 
im Einverftändnifje mit der vereinten Hoffanzlei und der Hofcom- 
miffion in Juſtiz-Geſetzſachen erftatteten Vortrag, N. 2128 
d. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben über die Frage: wie der Criminalrichter 
ſich zu benehmen babe, wenn mit einem Verbrechen die Übertretung 
des in dem Patente für das lombardiſch-venetianiſche Königreich für 
Südtirol vom 18. Zanner 1818 ) enthaltenen Verbotes des Waf— 
fentragens zufammentrifft, zu erklären befunden: 

Nachdem die Übertretung des Verbote, unerlaubte Waffen zu 
tragen, durch Eein ausdrückliches Gefe& für eine ſchwere Polizei-llber: 
tretung erklärt worden ift: fo Eonnen auch die $$. 28 und 29 des I. 
Theiles des Strafgefeßes auf dergleihen Falle Eeine Anwendung, fin 
den, und ift vielmehr der Verbrecher, welcher zugleich wegen Über— 
tretung des Geſetzes wegen Tragung verbotener Waffen beinzichtigt 


) Siehe diefes Pat. in der Prov. G. S. für Tirol und Vorarlberg , 
3.8, 6,725 u. f. 

Übrigens lautet das Gub. Cireulare vom 25. Juni 1836, 3.21,119 

— 1342 (Coll. delle leggi ecc, per le prov. venete 27. Bd, 

2. Thl.,S. 381) rückſichtlich des bloßen Befiges der verbotenen Waf- 

fen folgender Mafen: In relazione ed aggiunta alla circolare 13. 

novembre 1835, N. 40,632 — 3093 sull’ applicabilitä dell’ arresto 

rigoroso ai detentori 0 possessori di arme vietate, si dichiara 

in modo assoluto e generale, che nei casi di semplice possesso 

d’armi proibite non & che infliggersi giammai l’arresto rigoroso. 
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erfheint, nach ausgeftandener Eriminalftrafe, der zur Abftrafung der 
eben genannten Übertretungen beitimmten Behörde zur weitern Un— 
terfuhung zu übergeben; welche jedocd in Bemeſſung der gefeglich ver 
wirkten Strafe nicht nur die Dauer, fondern auch die Strenge der 
vor derfelben befeitd ausgeftandenen Criminal : Strafe zu berückſich— 
tigen haben wird. 


308. Hofdecret vom 11. October 1825, an das im 
nersöfterreihifch-füftenländifhe Appellations-Ge- 
richt, über deffen Bericht vom 17. September 1825, N. 2134 
d. J. G. S. 


Da das Patent vom 18. Jänner 1818 wegen des Tragens 
verbotener Waffen nur für die lombardiſch-venetianiſchen Provinzen 
erlaffen, und mit Hofkanzlei=Decret vom 19. Julius 1818 aud 
auf Süd» Tirol, das ift, den Moveredaner und Trienter Kreis aus— 
gedehnt wurde, fomit bei der Bekanntmachung des Hofdecrets vom 2. 
Sept. 1825, N. 2128 d. J. G. S. (DO 7) es fih nur darum handelt, 
daß die Criminal⸗Gerichte, wenn Individuen aus jenen Provinzen bier 
Landes in eine Criminal = Unterfuhung gerathen, und ſich Falle des 
verbotenen Waffentragens zeigen, diefelben feiner Zeit an die zu ib: 
rer Unterfuhung aufgeftellten venetianifhen, lombardifcyen und ſüd— 
tirolifhen Behörden zu üderliefern willen: fo bedarf ed hierzu weder 
der Kundmachung des Patentes vom 18. Jänner 1818 in Inner⸗ 

fterreich und dem Küftenlande, noch weniger aber der hierher nicht 
gebörigen Verordnungen vom 1. December 1724 und 23. Februar 
1754 ; fondern das Appellations= Gericht hat lediglich das Hofdecret 
vom 2. September 1825, N. 2128 d. I. ©. S. in Vollzug zu 
bringen. 


309. Hofdecret vom 11. April 1834, an dasjtiros 
liſch-vorarlbergiſche AppellationgGericht, in Folge 
allerhöchfter Entfchließung vom 14. Jänner 1834, N. 2651 
d. J. G. S. 


Seine k. E. Majeſtat haben über die Frage: ob, und in welchen 
Zeiträumen die Ülbertretungen gegen das in Süd -Tirol kundgemachte 
allerhöchſte Waffenpatent vom 18. Jänner 1818, der gefeglichen 
Verjährung unterliegen? folgende gefeglihe Beftimmungen zu ge: 
nehmigen gerubet: 

1. Nach den in der allerhöchſten Entfhließung vom 16. März“ 
1833 enthaltenen allgemeinen Beftimmungen werden bie Übertretun- 
gen des allerhöchſten Patentes vom 18. Zänner 1818 wegen der ver: 
botenen Waffen in einem Zeitraume von drei Monaten verjährt. 

2. Bei dem Zufammentreffen folcher uͤbertretungen mit Ver— 
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brechen ift das durch die Kundmachung des tirofifch - vorarlbergifchen 
Appellationg » Gerichts vom 29. October 1825 (Hofdecretv. 2. Sept. 
1825 3. ©. ©. N. 2128 8@%.) vorgefchriebene Verfahren dahin 
abzuandern, daß zur Unterfuhung folder Übertr vgtungen nicht das 
Ende der Criminal: Unterfuhung abzuwarten, fohdern ſchon wäh: 
rend der Criminal» Unterfuchung, in fo fern ed nad) den Umſtänden 
zuläſſig ift, in jedem alle aber nach erfolgter crimineller Aburtheis 
lung durch den Eriminalrichter, der zum Verfahren gegen Über tre⸗ 
tungen des Waffenpatentes beſtimmten Behörde die, Gelegenheit zu 
verfchaffen ift, die Unterjuhung wegen Übertretung des Waffen⸗ 
patentes abzuführen, und ihren Spruch zu ſchöpfen, wornach die Strafe, 
in fo fern fie eine Freiheits- oder körperliche &trafe ift, erft nad Voll: 
endung der Griminalftrafe auszuftehen fein wird. 

3. Die Berjährung der Übertretungen des allerhöchften Paten: 
tes vom 18. Sanner 1818, in fo fern diefelbe nicht fhon durch die 
Amtshandlung der zur dießfälligen Procedur beſtimmten Behörde 
früher unterbrochen worden wäre, wird durch Einleitung der Crimi— 
nal-Unterſuchung bis zu dem Zeitpuncte gehemmt, wo der hierzu 
‚berufenen Behörde die Einleitung der Unterfuhung möglich wird, 


Auslegung des $. 28 des I. (und des $. 393 des IL) Thl. 
des St. ©. in Beziehung auf diellbertretung des 
Merbotes des Waffentragens. 


310. Hoffanzlei-Decret vom 20. Februar 1822, 
N. 18430. J. G. ©. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß, während der, Hofrecurs ei: 
nes zur Arrefiftrafe verurtheilten ſchweren Polizei: - Übertreterd aus 
dem lombardiſch- venetianifhen Königreiche anbangig war, derfelbe 
ſich einer Übertretung des Verbotes des Waffentragens fhuldig machte, 
und gleichfalls zu einer Arrefiftrafe verurtheilt wurde. 

Als er nun mit dem wider die erfigedachte Arreftftrafe ergriffenen 
Hofrecurfe abgewiefen wurde, entitand die Frage: ob er ‚beide Ars 
refte abgefondert auszuſtehen babe? oder ob in einem folhen Falle 
nad dem $. 393 des II. und refpective 28 $. des I. Theiles des Straf: 
gefeßes nur eine, und zwar die höchſte Strafe zu verhängen wäre? 

Seine k. k. Majeftar haben über einen bierwegen, nad) gepflo- 
gener Rückſprache mit dem oberften Gerichtshofe, und der Juſtizge— 
febgebungs » Hofcommiffion erftatteten allerunterthänigften Vortrag 
mit a. h. Entſchließung vom 15. Jänner 1822, die Auslegung des 
$. 28 des I. Theiles und $. 393 des II. Theiles des Strafgeſetzes in 
der Art allergnädigft zu genehmigen gerubet, daß ein folder uͤber⸗ 
treter die auf jede der begangenen Übertretungen feftgefeßte Strafe 
befonders auszjuftehen babe, weil nemlich diefe Paragrafe ſi fi 
nur auf jene lbertretungen der Geſeb⸗ beziehen, die ein en Gegen⸗ 
ſtand derſ elben Unterſuchung bildeten „weil das eine Urtheil bes 


/ 


210 — 31%. - 209 


reits gefhöpft, und dem Inquiſiten Eundgemacht war, und weil ende 
lich er felbft durd Mangel an Aufrichtigkeit Urfache war, daß der 
eine Richter von dem Beftande der weiters anhängigen Unterſuchung 
Feine Kenntniß erhielt. 


11. Mailänder Gubernial-Kundmahung vom 5, 
März 1822, 3. 3524 für Dalmatien, 


(Raccolta delle leggi ecc. dell’ anno 1822, pag. 40.) 


SuaM.I.R. si e degnata di fare conoscere in data 18. 
gennajo p. p. il sovrano Suo volere sul quesito umiliafole, se 
un individuo, eondannato da due diverse autorita a due* diffe- 
renti pene, per varj titoli d’ imputazione, dovesse soggiacere 
ad una sola, oppure ad entramhe le condanne., 

Il tenore della sovrana risoluzione e il seguente: 

„Nel caso, in cui un individuo venga condannato con due 
successive sentenze per due differenti delitii, non puö essere 
applicato il $. 28 della prima parte, ne il $. 393 della seconda 
parte del codice penale, nel quale non & parlato del caso, 
che vi siano piü condanne gia pronunciate (le quali per con« 
seguenza dovranno ambedue avere il loro effetto), ma di piü 
titoli d’ imputazione formanti oggetto di una sola inquisizione.“ 

Tanto si deduce a pubblica notizia per comune norma ed 
O8servanza. 


313. Mailänder Gubernial-Kundmadhung vom 26. 
April 1822, 3. 12,718. 


(Raccolta degli Atti del gov. Mil. ecc. vol. I. dell’ anno 1822, pag. 11.) 


Sopra rapporto dell’imperiale regia cancelleria aulica unita 
risguardante ]’ interpretazione de’ $$. 28, parte I, e 393, par- 
te II. del codioe penale, S.M. I, R. sie degnata di dichisrare 
mediante veneratissima sovrana risoluzione 15 gennajo anno 
corrente: 

„Che nel caso, in cui taluno venga condannato con due 
successive sentenze per due diversi titoli di delitto o di grave 
trasgressione di polizia, non € applicabile il disposto del $. 88, 
parte I, o del $. 393, parte II. del codice penale, nei quali 
non si parla di due separate sentenze, che devono sempre 
avere il loro effetto, ma soltanto di piü titoli d’ imputazione, 
che formino il soggetto di una sola inquisizione.“ 

Tanto si deduce a pubblica notizia in esecuzione del di- 
spaccio dell’ imperiale regia cancelleria anlica riunita 10 feb- 
brajo ultimo scorso, n’ 1603 — 88. 

Maucher's ſiſtem, Handbuch. 14 
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Anwendung des $. 8 des St. G. B UM. bei Ver 
legungen gerichtlicher Siegel. 

(H83d. v. 29. Auguft 1822, 133 d. J. G. S. nach dem $. 81 
Abfaffung der jährlichen Criminal-Hauptausweiſe, 
wenn ein Inquiſit mehrere verſchiedenartige Ver— 

brechen beging. 

(Ihfd. v. 4. Auguſt 1826 ad 1. beim $. 550 1YS1.) 
Ausdehnung des obergerichtlichen Ausſpruches auf 
alle concurrirende Verbrechen (und ſchwere Polizei— 

Übertretungen). 
(IHfd. v. 5. April 1834 beim $. 437 133%.) 
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oder eined Ber: Diefe Vorſchrift muß auch in dem Falle, daß eine 
ner (hmgren ſchwere Polizey = Uebertrefung mit einem Verbrechen 
tung. zufammenttifft, beobachtet werden, dafern gegen die 
ſchwere Polizey »Uebertretung eine Arreititrafe, oder 
örperliche Züchtigung beftimmt ift. Wäre aber eine 
andere Art der Strafe feitgefest ; fo muß diefe inöbefon- 
dere von der politifchen Obrigkeit nach Borfchrift deö 
zweyten Theiles dieſes Gefeßes verhänget werden '). 
(Vergl. die $$. 8, 276 und 393 St. G. II. Thl.) 
Zufammentreffen einer ſchweren Poligeirübertre 
tung mit einem Verbreden, 


813. Eirculare der f, f. n. 6. Landesregierung vom 
22. Februar 1828, 3. 9805; an die Kreisämter, den 
Magiftrat, und die Stiftsherrfhaft Schotten 

| in ®ien, 
(N. 6. Prov. &, S, 10, Thl. ©. 116 u. f.) 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Decret vom 13. (20.) d. M. ' 
3. 3156, über die aus Anlaß eines befonderen Falles geftellte An: 
frage rückfichtlic) des durd den $. 29 des erften Theiles des Strafge— 
feßbuches vorgezeichneten richterlihen Verfahrens im Einverftändniffe 


) Das Jofefinifhe Strafgefeg ($. 15) enthält bloß die Anordnung für 
das Zufammentreffen mehrerer Verbrechen, während das gegenwär: 
tige Gefeg über Verbrechen diefe Borfchrift auch auf den Fall, dag mit 
einem Berbreheneinefhwere PolizeisÜUbertretung zufam: 
menteifft, mit Rückficht auf die verfchiedenen Arten der Polizei-Stra- 
fen erweitert. 
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mit dem k. k. oberſten Gerichtshofe, und mit der ka k. Hofcommiſſion 
in — folgende Erläuterung erlaſſen: 
Der $. 29 des Strafgeſetzes über Verbrechen beftimmt zwar nur 
im allgemeinen für Bälle des Zufammentreffens einer ſchweren Poli⸗ 
zei ⸗ Übertretung mit einem Verbrechen, daß dann, wenn eine andere 
Strafart als Arreſt oder körperliche Züchtigung gegen die ſchwere Po- 
lizei « Übertretung geſetzlich verhängt ift, dieſe Strafe insbeſondere 
von der politiſchen Obrigkeit nach Vorſchrift des zweiten Theiles des 
Strafgeſetzes aus zuſprechen ſei, ohne von ſolchen Fällen Erwähnung 
zu machen, wo die mit einem Verbrechen concurrirende ſchwere Por 
lizei⸗ Übertretung nebſt dem Arrefte oder der körperlichen Züchtigung 
noch mit einer weitern Strafart verpönt iſt. Allein es liegt in der Na— 
tur der Sache, daß in jedem Falle, wo eine andere Strafart als 
Arreſt oder körperliche Züchtigung gegen eine ſchwere Polizei: Über- 
tretung feſtgeſetzt iſt, es mag nun biefe andere Strafart felbftitändig 
oder cumulativ, :mit jenen beiden ©trafarten verhängt fein, der Eris 
minalrichter auf die ſchwere Polizei= Übertretung feinen Einfluß zu 
nehmen, und daß nur die politifche Obrigkeit darüber zu erkennen 
babe, weil es fhlechterdings unzuläffig wäre, daß über eine und dies 
felbe ſchwere Polizei: Übertretung von zwei verfchiedenen Richtern er: 
Eennet werde, was dann der Fall fein würde, wenn der Criminal: 
richter in feinem Urtbeile nebft dem Verbrechen auch die concurrirende 
ſchwere Polizei - Übertretung dur höhere Ausmaß des Kerkers oder 
der Eorperlihen Züchtigung zu beftrafen, und folglid den einen Theil 
der Strafe Über die ſchwere Polizei: Übertretung ſelbſt zu verhaͤngen 
hätte, während der andere Theil der Strafe, nemlich die nebſt Arreſt 
oder körperlicher Züchtigung vom Geſetze beſtimmte weitere Strafart 
erſt noch insbeſondere von dem politiſchen Richter ausgeſprochen wer— 
den müßte. Ein ſolches Verfahren erſcheint auch in Abſicht auf die 
nachtheiligen Folgen, die daraus für den Geſchäftezug in der Anwen— 
dung erwachfen müßten, offenbar als unzuläſſig; denn fobald auf die 
oben angebeutete Weiſe in den Fällen, wo das Geſetz nebſt Arreſt 
oder Züchtigung noch eine weitere Strafart verhängt, vor dem Cri— 
minalrichter und vor dem politifchen Richter über die ſchwere Polizei: 
Übertretung tbeilweife erkannt wird: fo kann es gefchehen, daß bie 
politifche Obrigkeit über den Beſtand der ſchweren Polizei = Übertre- 
tung eine von dem Erkenntniſſe des Criminalgerichtes verſchiedene An— 
ſicht heget, oder daß im Falle eines Recurſes zwiſchen der Criminal: 
und der politifhen Oberbehörde eine Differen, der Meinungen 
eintritt. 

Es bedarf Eeiner näheren Auseinanderfegung ber unausweidli- 
hen Inconvenienzen aller Art, welde dann bie Folgen eines 
ſolchen Verfahrens wären. Diefe Inconvenienzen finden in denjenigen 
Fällen, wo das Geſetz die mit einem Verbrechen sufammentreffende. 
ſchwere Polizei⸗ Übertretung bloß mit Arreft oder Eörperliher Züch⸗ 
tigung ohne eine weitere Strafart verpönt, und wo demnach der 
Eriminalrichter zugleich über die ſchwere Polizei - Übeetestumg ju er: 
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kennen bat, nicht Statt, weil in dieſen Fallen der politiſchen Obrig—⸗ 
keit rücfichtlich der ‚fchweren Polizei: Übertretungen gar Eeine Amts: 
handlung zufteht. Lberhaupt muß bier von dem Gefichtspuncte aus: 
gegangen werden, daß die Gefeßgebung dad Nichterams über ſchwere 
Polizei» Übertretungen der politifchen Obrigkeit zugewiefen babe, daß 
von diefer Regel durch den $. 29 des Strafgefeßes eriten Theiles nur 
für die Fälle, wo die mit einem Verbrechen concurrirende fchwere 
Polizei: Übertretung mit Arreft oder Züchtigung verpönt ift, eine ber 
ftimmte Ausnahme gemacht wird, und daß folglich alle unter dieſe 
Ausnahme nicht ftreng zu fubfumirenden Falle der Negel nachzufol— 
gen haben. 

Hiernach wird die Auslegung des Appellations=Gerichted und des 
Wiener » Magiftrates binfichtlich des $. 29 des Strafgefeßbuches erften 
Theiles als gefegmäßig erkannt, wornad die mit Verbrechen zufam: 
mentreffenden ſchweren SPolizei= Übertretungen, fobald für felbe eine 
andere Strafart als Arreft und Züchtigung in oder ohne Verbindung 
mit diefen leßtern Strafarten feftgefeßt ift, von dem Criminalrichter 
nicht zu berückfichtigen, fondern nur von dem politifhen Strafrichter 
zu beurtheilen und zu beftrafen find, dem es übrigens frei fteht, auf 
die Criminalftrafe bei dem Ausmaße feined Straferkenntniffes die allen- 
falls billige Rückſicht zu tragen. 


214. Decret des k.E.n. 5. Appellations- und Erimi- 
nal-Obergerichtes vom8. Auguft 1837, 3. 8921. 


(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl., S. 455. Prov. ©. ©. für Böhmen, 20, Bd., 
&. 145, für die Lombardie, 1. Bd., 1. Thl., S. 12%, für Diterreih ob 
der Enns, 19. Thl., S. 165, für Oſterreich unter der Enns, 

19. Thl., S. 263.) 


Dem k. k. Anpellationd-Gerichte wurde mittelit Hofdecretes vom 
1. Auguft 1837, 3. A349, zur eigenen Wiffenfchaft und Beleh— 
rung der ihm unterftehenden Criminal-Gerichte bekannt gemacht, daß 
über Zweifel, welche binfichtlich der Anwendung des $. 29 des erften 
Theiles des Strafgefeßbucdes in dem Falle, wenn mit einem 
Verbreben aub eine fhmwere Polizei-Übertretung 
concurrirt, auf welde leßtere eine andere Etrafart 
als Arreft oder Eörperlihe Züchtigung felbftftändig 
oder cumulativ verhängt ift, fi ergeben, im Concerta— 
tions: Wege der fammtlichen Senate des oberften Gerichtshofes mit 
der vereinigten Hofkanzlei und der Hof- Commiffion in Zuftizgefeb: 
fachen diefer Gefeßes: Paragraph dahin verftanden worden fei, „daß 
„in allen folden Fällen der Criminalrichter auf das Erfenntniß über 
„die ſchwere Polizeis libertretung Eeinen Einfluß zu nehmen, und der 
„Richter über ſchwere Polizei » Übertretungen über eine ſolche begans 
„gene ſchwere Polizeislibertretung felbft und allein zu erkennen habe.“ 
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Behandlung und Beftrafung der von &Sträflingen 
im Straforte begangenen Verbreben, oder fhweren 
Polizeislibertretungen. 


(Hd. v. 17. Mai 1833, N. 2614 d. J. ©. S. beim $.13 87.) und v. 
19. Auguft 1836, 3. 21,362 a.a. DO. SS.) 


Ausdehnung des obergerihtlihden Ausfprudes auf 
alle concurrirenden Verbrechen und ſchwerenPolizei— 
Übertretungen. 


(Ihfd. v. 5. April 1834 beim $. 497 138%.) 
$. 30. 


Ueber Berbrehen, die ein Unterthan diefer Län- 
der im Audlande begangen hat, ift bey feiner Betre⸗ 
tung, ohne Rüdficht auf die Gefehe ded Landed, wo 
dad Verbrechen begangen worden, die Strafe nad) 
diefem Strafgefeße auszumeſſen. 


Begriff eines Untertbang diefer Ränder nad den Be 
ffimmungen des a. b. ©. 2. 


($$. 28 — 32.) 


Behandlung der E E Untertbanen, welde im Aus— 
lande ein Verbrechen begeben, und fih an Bord eis 
nes öfterr. Kriegsfahrzeuges flüchten. 


13. Berordnung dest. Hofktriegsrathes an das 
venetianifhe General-Eommando vom 20. Jän— 
ner 1819, H. 43. 

(Milit. & S. Jahrg. 1819, S. 37.) 


Das nachſtehende °/ von der E. k. Commerz +» Hofcommiffion 
über bierortiges Einvernehmen an das Eüftenlandifhe Gubernium zur 
Belehrung der k. k. Confulate in Werften erlaffene Decret vom 7, 
d. M., das Benehmen, wenn ein k. k. Unterthan, welder im Aus: 
lande ein Verbrechen begeht, fich dießfalld an Bord eines öfterreichi- 
fhen Kriegsfahrzeuges flüchtet, betreffend, wird zur Befanntgebung 
an die k. k. Schiffs Commandanten, und jur Nachachtung, dann 
Vermeidung aller Mißverftändniffe mitgetheilt, 


Don Berbre- 
der Unter» 
tbanen im Aus« 
lande. 
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/. Decret an das E E Eüften!. Oubernium vom 7. Jans 
ner 1819. 


Mit Hofverordnung vom 23. März v. 3. Zahl 8 erhielt das 
Gubernium zur weitern Belehrung der E. E. Confule die Weifung, daß 
k. k. Unterthanen, welde im Auslande ein Verbrechen begeben, und 
fich dießfalls an Bord eines öfterr. Schiffes, dasfelbe möge bewaffnet 
oder unbewaffnet fein, flüchten, den fremden Behörden, wenn fie 
ein gleiches gegen Ofterreich beobadıten, auf ihr Begehren zur Ab: 
ftrafung- ausgeliefert werden müffen. NHierüber bat das Gubernium 
auf Veranlaffung des E. k. Confuls in Nizza mit Bericht vom 8. v. M. 
3. 19,888 die Anfrage gemacht: ob unter bewaffneten Fahrzeugen 
auch Kriegsfchiffe zu verftehen find? — Nachdem man dieffalld mit 
dem k. k. Hofkriegsrathe Rückſprache gepflogen hat, wird dem Guber: 
nium auf die gemachte Anfrage erwiedert, daß unter bewaffnete Fahr: 
zeuge allerdings auch Kriegsichiffe gehören, und daß daher die an 
Bord eines Kriegsfchiffes geflüchteten Verbrecher auf gleiche Art, wie 
oben gefagt wurde, zu behandeln find, fobald fie nicht der Schiffs: 
mannfchaft felbft geboren, in welch’ letzterem Falle die Landesbehörde 
um die Mittheilung des erhobenen Ihatbeftandes anzugehen, und 
ein folcher Verbrecher von dem Marine = Gerichte gefeßmaßig zu bes 
handeln, und zu beftrafen fein wird. Man ertheilt daher dem Guber: 
nium den Auftrag, diefe nachträgliche Beftimmung den ſämmtlichen 
k. k. Confulaten im Werften Eund zu machen, und wendet fi zu glei: 
cher Zeit an den k. k. Hofkriegsrath, damit eine gleichförmige Wei: 
fung auch an das Marine: Obercommando zur weiteren Belehrung 
der k. E Schiffs: Commandanten erlaffen werde. 


Beftrafung der von Jemanden im In- und Auslande 
begangenen Verbrechen von derfelben oder verjdie 
dbener Öattung. 


2168. Hofdecret vom d. September 1819, an das n. ö. 
Appellations- Gericht, einverftändlicd mit der Hofcommif- 
fion in 3. ©. ©., N. 1601. 3. ©. ©. 


Indem Falle, wo Jemand bier Landes und im Auslande Ver: 
brechen derfelben , oder verſchiedener Gattungen begangen bat, ift der 
Öfterreichifhe Richter berechtiget und verpflichtet, das betreffende In: 
dividuum wegen der gegen das öfterreichifche Gefeß im Inlande began: 
genen, nod nicht beitraften Verbrechen zur Unterfuhung zu ziehen, 
ohne Unterfhied, ob und wie der auswärtige Richter wegen ähnlicher 
oder anderer Verbrechen diefes Individuums geurtheilt bat; doc ift 
bei Ausmeffung der Strafe felbft, allerdings auf die im Auslande er: 
fittene Strafe gehörige Rücficht zu nehmen. (WS 4.) 
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Benehmen der unterftebenden Criminal-Gerichte, 
wegen Auslieferung eines im Auslande verbafteten 
Befhuldigten. 


17T. Hofdecret vom 33. März 1822, an das füften- 
ländifhe Appellationg- Gericht, aus Gelegenheit eines 
Griminalfalles, N. 1854 d. 3, ©. ©. 


Die unterftehenden Criminal: Gerichte find anzumeifen: daß, 
wenn eingefchritten wird, die Auslieferung eines im Auslande ver: 
bafteten Befchuldigten im minifteriellen Wege zu bewirken, fie von 
diefer Einfchreitung die auswärtige Behörde, bei welcher der Beſchul— 
digte verhaftet ift, in Kenntniß fegen follen, damit diefe den Erfolg 
derfelben abzuwarten wiffe, und den Verhafteten nicht etwa in ber 
irrigen Vorausfegung , daß auf feine Auslieferung nicht mehr beftan- 
den werde, mittlerweile entlaffe. 


Ausdehnung des $. 30 des St. G. B. ü. V. auf dievon 


einem Inländer im Auslande begangenen Polizei: 
UÜbertretungen. 


218. Hoftanzleis-Berordnung vom 24. April 1828, 
an ſämmtliche Länderftellen, in Folge a. h. Entichliegung 
vom 12. April 1828, über Vortrag der vereinten Hoffanzlei, 
N. 2341 0.9. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu verorbnen gerubet, daß der $. 30 des 
1. Thl. des St. ©. B. in Hinkunft, nad hierwegen erfolgter Kund— 
machung auch auf die im Auslande von einem Inlaͤnder begangenen, 
und dort nicht beftraften, oder nicht nachgefehenen Polizeislibertretun: 
gen bei feiner Betretung im Inlande auszudehnen fei. 


Auslieferung eines inlandifdhen Verbrechers an eine 
fremde Regierung. 


319. Hofkanzlei-Decret vom 8. October 1829, an 
das mährifh-fchlefifche Landes-Gubernium, über 
Note der oberften Juftizftelle vom 26. September 1829, 

N. 2430 d. J. ©. ©. 


In Ballen, wo es ſich um die Ankündigung eines ausländifcyen 
Strafurtheiles, oder um die Auslieferung eines inlandifhen Werbre- 
cherd an eine fremte Regierung handelt, bat ſich die Landesftelle je- 
derzeit vorläufig mit dem Appellations- und Criminal » Obergerichte 
in das Einvernehmen zu feßen. 


216 Zweit. Hptft. Bon Beſtr. d. Verbrechen überb. $$.31, 32. 


Vergütung der Criminalfoften für einen im Aus: 
(ande wegen eines Verbrechens verurtheilten 
Inländer. 


(Ihfd. v. 29. October 1812 beim $. 526 13354 8.) 


8. 31. 
gr Babe Auch über einen Fremden, der in diefen Ländern 
gu. ein Verbrechen begeht, ift nur nad) gegenwärtigem Ge: 


Iaabe; feße das Urtheil zu fällen. 
(Beral. den $. 2, St. G. UI. Thl.) 


Behandlung der Erterritorialen als eines Verbre— 
hend Befhuldigte. 
($. 221. 4). 


Beftrafung der von einem Fremden im In und Au 
lande begangenen im $. 32 des St. ©. B. ü. V. nidt 
enthaltenen Verbrecden. 


330. Hofdecret vom 5. October 1804, an das böh- 
mifche Appellations-Gericht einvernehmlich mit der Hof: 
commiffion in Gefesfachen, N. 690 d. 3. ©. ©. 


Hat ein Fremder im In- und Auslande Verbrechen began: 
gen, und zwar foldhe, die nicht im $. 32 enthalten find; fo bat der 
inländifche Richter das im Inlande begangene Verbrechen nad dem 
6. 31 zu beftrafen, und wegen der im Auslande verübten Verbrechen 
fi) mit der Behörde desfelben einzuvernehmen, damit der Verbrecher 
auch für die leßteren, befonderd, wenn fie zu den ſchweren gehören, 
nah Maß des 66. 33 und 34 beftrafer werde. Sollten die im 
Auslande begangenen Verbrechen geringer fein, ald das im Inlande 
verübte, fo bat der inlandifche Richter wegen Veendigung der Unter: 
fuhung und Vollziehung feines Urtheiles die Vorfchriften der 99. 28 
und 340 bis 344 des St. ©. B. zu beobachten. 


Gerichtsbarkeit über die wegen Begehung eines Ver 
brechens in das öfterreihifhe Gebiet ftreifenden 
Fremden. 


Dal. Rote der kak. Hofcommiffion in J. G. S. vom 
9. Mai 1816. 
(Pratob, Mat., 8. Bd., S. 217.) 


Fremde wegen Begehung eines Verbrechens in das öſterrei⸗ 
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chifche Gebiet ftreifende und defhalb angehaltene Individuen von was 
immer für einer Eigenfchaft unterliegen nach dem $. 31 des St. ©. 
I. Thl. der inländifhen Gerichtöbarkeit. 


Verluft des ausländifhen erwiefenen oder nur am 
geblihen Adels. 
(Ihfd. v. 19. Zuli 1805 beim $. 23 n) 180.) 


Beftrafung der von Jemanden im In» und Auslande 
begangenen Verbrechen von derfelben oder verfhiede: 
ner Öattung. 

(Hfd. v. 4. Sept. 1819, N, 1601 d. 3. G. S. beim $. 30 #16.) 


Beftrafung der Fremden, welde inner den dfterreis 
chiſchen Gränzen, oder auf einem öfterreidifdhen 
Schiffe fih des Schavenhandels ſchuldig machen. 


- (Hfd. v. 19. Auguft 18236, N. 2215 d. J. G. ©. beziehungsweife Beilage 


$. 6 nad $. 851 337.) 


Beſchränkung des Inhaltes des $. 31 durch die Beftim 
mungen des Patentes vom 24. October 1837. 


(Pat. v. 24. Dct. 1837, 2. Artikel beim. 33 AVBS. und n. ö. Reggs. 
Circ. v. 18. März 1839, 3. 15,936 a. a. 0. 330.) 


8. 32. 


Hat ein Fremder im Auslande ein Verbrechen be= 
gangen, das auf die Verfaffung, auf die Öffentlichen 
Gredits- Papiere, oder auf dad Münzweſen dieſes 
Staates Einfluß hat; fo ift derfelbe gleich einem Ein- 
gebornen nach diefem Gefeße zu behandeln. 

(Bergl. den $.49 St. G. UI. Thl.) 


Ein folder Fremder ift in Eeinem Falle auszuliefern, 
fondern nad $. 32 St. ©. B. ü. V. gleich einem Einge 
bornen zu behandeln. 

(Hfd. v. 10. Dec. 1808, N. 874 d. 3. G. ©. zu Fünftend beim $. 33 


b) im Auss 
lande. 
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Anwendung der gefeglihen VBorfhriften der $6.31—34 
St. G. B. ü. V. auf Ungarn. 


39383. Decret des ka kaen. oöͤ. Appellations—Gerichtes, 
vom 28. Jänner 1820, 3. 10,249. 
(Wr. Er, G. N. B. 2. Thl., S. 285.) 


Ungarn wird in criminalgeridtliher Hinficht ald Ausland ange: 
feben, daher gegen Ungarn die Vorfcriften der $$. 31 bis 34 des 
St. ©. B. I. Thl. zu beobachten find. 


Ausnahme von diefer Vorſchrift in Beziehung auf 
Ungarn rüädfihtlih der Verfalfhung der öffent 
lihen Credits-Papiere. 


333. Decret des ka En. ö. Appellations-Gerichtes, 
vom 30. März 1820, in Folge Bräfidial-Decretes der k. f. ober⸗ 
ften Juftizftelle vom 14. März n. 3. 

(Wr, Er. G. N. B. 2. Thl. S. 295.) 

Bei Verfalfhung öffentlicher Credits» Papiere ift ſich in Betreff 
Ungarns nicht nad $. 32% des St. ©. B. I. Thl. zu benehmen, fon= 
dern die Auslieferung ift dem betreffenden Gomitate anzubieten, und 
der Verbrecher auf Anfuchen der ungarifhen Behörde auch auszu: 
liefern. 

Erweiterung des Inhaltes des $. 32 durch die Be 
fimmungen des Patented vom 24. Dctober 1837. 


(Patent v. 24. Oct. 1837 ad I beim $. 33 BB. und n. ö. Reggs. 
Girc. v. 18. März 1839, 3. 15,936 a. a. 0. Ü3O.) 


$. 33. 


Siehe im A. Hat dad im Auslande begangene Verbrechen auf 
7 die erwähnten Gegenftände keinen Einfluß; fo ift der 
fremde Verbrecher zwar immer inBerhaft zu nehmen, 
fi aber fogleich mit demjenigen Staate, wo er dad 
Berbrechen begangen hat, über Die Auslieferung des⸗ 
felben in Vernehmen zu feßen. 
(Bergl. den $. 221 5), 6) St. G. B. ü. V.) 
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Auslieferung fremder Berbreder. 
A) Nah allgemeinen gefeglihen Beflimmungen. 


3934. Hofdecret vom 10. December 1808, an fümmt- 
liche Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entichlie- 
fung über Bortrag der Hofcommiflion in Gefegfahen, N. 874 
d. J. G. ©. 


Wegen Auslieferung fremder Verbrecher in das Ausland, und 
der Erlangung der in das Ausland geflüchteten inländiſchen Werbre: 
cher find folgende Vorfchriften zu beobachten: 

1) Uber die Auslieferung eines Fremden, der wegen eines im 
Auslande begangenen Verbrechens ausgeltefert werden foll, ſteht die 
Beurtheilung, die nöthige Verhandlung, und die darüber mit ber 
fremden Behörde zu führende Correfponden; im Allgemeinen dem 
Criminal » Gerichte zu, in deffen Bezirke der Befchuldigte betrof— 
fen wird, 

2) Auf das Verlangen der Auslieferung, oder über erlajfene 
Steckbriefe ift der Fremde, welder eines beftimmten, im Auslande 
verübten Verbrechens befhuldiget wird, mit Rückſicht auf den Stand 
der Perfon und die Wichtigkeit des angefchuldeten Verbrechens entives 
der fogleich zu verbaften, oder doch auf eine, die Gefahr der Ent- 
weihung ausſchließende Art zu beobadıten. 

3) Wenn das Verlangen der Auslieferung fogleih, oder in ei= 
nem angemeifenen Zeitraume mit Beweifen, oder durch erhebliche In— 
zichten unterftüget wird, worüber fich der bier vernommene Fremde 
nicht auf der Stelle auszumeifen vermag, fo muß auf deſſen Auslie: 
ferung angetragen, jedoch hierzu die Genehmigung des Criminal: 
DObergerichtes eingeholet werden. 

4) Das Eriminals Obergeriht in der Reſidenz bat fi fodann 
mit der Polizei, Hofftelle, in den Provinzen aber mit dem Landes: 
Präfidium in das Einvernehmen zu fegen, und wenn beide nicht einig 
fein follten, haben beide bierüber jedes Mal die Entfheidung ihrer 
Dberbehörde einzuholen. 

5) Wenn ein Fremder im Auslande ein Verbrechen begangen 
bat, welches auf die Verfaffung, auf die öffentlihen Credits-Papie— 
re, oder auf das Münzweſen dieſes Staates Einfluß hat; iſt derſelbe 
in keinem Falle auszuliefern, ſondern nach Vorſchrift des $. 32 des 
J. Theiles des Strafgeſetzes gleich einem Eingebornen zu behandeln. 

6) Auch wenn die Auslieferung eines fremden Verbrechers nicht 
angeſuchet worden, ſondern nach $. 33, erſten Theiles des Strafge— 
ſetzes dem fremden Staate anzubieten iſt, muß hierzu die Genehmi— 
gung des Obergerichtes eingeholet werden, welches ſich in Sachen wei: 
ter nad) dem $. 4 zu benehmen hat. 

7) Das Anfuchen, daß ein öfterreihifher in einem fremden 
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Staate ſich aufhaltender Unterthan wegen eines im Inlande verübten 
Verbrechens ausgeliefert werde, ift von dem Criminal =» Gerichte mit 
Beweifen oder erbeblihen Inzichten, worüber der Befchuldigte im 
Auslande vernommen werden kann, zu unterflüßen, unb wenn bie 
Auslieferung verweigert werden follte, hiervon die Anzeige an das 
Eriminal:Obergeriht, und von dieſem an den oberften Gerichtshof zu 
machen *). 


2335. Hoffanzlei-Decret-vom 12, Jänner 1809, an 
ſämmtliche Länderftellen, adN. 8740.93. ©. ©. 


Unter dem 10, v. Monats und Jahres (BB A.) wurde die höchften 
Orts genehmigte Weifung ertbeilet: wie in Fallen der Auslieferung 
eines fremden, in das Inland fich geflüchteten Verbrechers die Corre— 
fpondenz zu pflegen, und wie fich überhaupt wegen der Auslieferung 
desfelben zu benehmen fei. 

Weil jedoch in diefer Verordnung der $. 4 ausdrüdlich die Weir 
fung enthalt, daß die Obergerichte vor der wirklichen Auslieferung ei: 
nes fremden Verbrechers ſich in der Nefidenzftadt mit dem Präfidenten 
der Polizei-Hofftelle, in den Provinzen aber mit dem Landes = Prä: 
ſidium in das Einvernehmen zu fegen haben, bei dem $.6 aber, in 
welchem von jenen Fallen die Rede ift, wo die Auslieferung eines 
fremden Werbrechers von der auswärtigen Behörde zwar nicht ange: 
fucht worden, jedoch nad dem $. 33 des I. Theiles des Strafgeſetz— 
buches dem fremden Staate anzubieten ift, nichts davon erwahnt 
wird, welches bei fich ergebenden dergleichen Fallen zu neuen Colliſio— 
nen Anlaß geben dürfte; fo hat man einftimmig mit der oberften Ju— 
ftizftelle befunden, dem $.6 am Schluffe die Worte zuzufegen: wel: 
bes (memlich das Obergericht) fih weiter nah dem $. A in 
Sachen ;u benehmen bat. 

Diefer Beifag wird nachtraglih zu der erwähnten Verordnung 
vom 10. v. M. bekannt gemadt, 


3236. Hofkanzlei-Decret vom 20. Februar 1812, an 
fämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme von Öfter: 
reih ob der Enns, N, 974 d. J. ©. ©. 


Die Anfrage: Ob ein Ausländer, der in einem fremden Staate 
fi eines Polizeivergehens, das nach dem öfterreichifhen Strafgefege 


) Aus Beranlaffung "eines fpeciellem Falles, wegen Auslieferung eines 
inländifhen in einem fremden. Staate fih befindenden Verbrechers 
wurde dem k. k. SKreisamte dieſe Hofverordnung mit dem Beilage 
in Erinnerung gebracht, fännmtliche Gerichte feines Kreifes zur Dars 
nahadhtung bei vorkommenden Fällen hiernach anzumeifen. (Verord— 
nung v. 14. Mai 1818, 3. 12,517 — 1323 in der Prov. G. ©. für 
Tirol amd Vorarlberg, 5. Bd., S. 489 u. f.) 
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eine ſchwere Poligeislibertretung wäre, fhuldig gemacht, fich in das 
öfterr. Gebiet geflüchtet hat, und von der auslandifchen Behörde recla: 
miret wird, nach der Analogie der beiden in Anfehung geflüchteter Ver: 
bresber erlaffenen Hofverordnungen vom 10. December 1808, N. 874 
der Geſetzſammlung (D 4.) und 12. Zänner 1809 (2 25.) ausius 
liefern fei? wird dahin erlediget: daß, da ein wefentlicer Unterſchied 
zwifchen Verbrechen und ſchweren Polizei » bertretungen obmwaltet, 
eine analoge Anwendung der bemerkten beiden Verordnungen auf 
ſchwere PolizeisUbertreter nicht Statt finde; fondern dergleichen Aus— 
länder vielmehr bei ihrem Übertritte in das öfterreichifche Gebiet le: 
diglich ald Einwanderer zu betrachten, und nad den beftebenden Po: 
figeivorfchriften zu behandeln feien. 


Benehmen in Fällen, wo auf das Anfinnen fremder 
Regierungen Jemand zur Verhaftung übernommen 
werden foll. 


226 ») Präfidial-Decret an alle Kreisämter, die 
Brünner Polizei» Direction, und das Troppauer 
Gommiffariat, vom 29. Juli 1828, Präf. 3. 2974. 
(Prov. G. S. für Mähren und Schlefien, 10. Bd., ©. 147.) 


Nach Eröffnung der hohen PolizeisHofftelle vom 14. d. M haben 
Seine Majeftät zu befehlen gerubet, daß Niemand ohne wirkliche 
Morhwendigkeit, und in den k. k. Geſetzen vollitändig begründete Ur= 
ſachen, von fremden Regierungen zur Verhaftung übernommen, und 
langer ald es wirklich erforderlich ift, ald Gefangener in den kak. Staa- 
ten aufbewahret werde. 


B. Nach befonderen gefeglihen Beftimmungen 
(befonderen Staatsverträgen). 


Bundesftaaten. 


227. HoffanzleisDecret vom 8. Auguft 1832, 
3. 18,078. 
(N. ö. Prov. G. ©. 14, Tl, S. 383 u. 388.) 


Die deutfche Bundesverfammlung hat in ihrer 24. Sitzung vom 
5. Juli 1832 binfichtlich der Mafregeln zur Erhaltung der geſetzli— 
ner Drdnung und Ruhe im deutfhen Bunde nachftehenden Entſchluß 
gefaßt: — — — 

Achtens: Die Bundesregierungen machen ſich verbindlich, diejeni- 
gen, welche in einem Bundesftaate politifhe Vergehen oder Verbrechen 
begangen, und fih um der Strafe zu entgehen, in andere Bundeslande 
geflüchtet haben, auf erfolgte Requifition, in fo fern es nicht eigene 
Unterthanen find, ohne Anftand auszuliefern, 
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338. Patent vom 24. Dctober 1837. 
(Prov. ©. ©. für Böhmen, 19. Bd., S. 651 u. f., für Galizien und 
Lodomerien, 19. Jayrg., 2. Abth. S.844, für Alirien, 19. Bd., S. 152, 
für die Lombardie 1. Bd. 1. Thl., S. 72, für Mähren und Edhlefien, 19, 
Bd. S. 201, für Dfterreih ob der Enns, 19. Thi., S. 230, für Diter- 
reich unter der Enns, 19. Thl. S. 421, für Steiermark, 19. Thl. S. 249, 
für Tirol und Vorarlberg, 24. Bd., S. 309.) 


Die deutfhe Bundesverfammlung hat über die Beftrafung der 
Verbrecher gegen den deutfhen Bund *), und über die gegenfeitige 
Auslieferung der Staatsverbrecher in der Sitzung vom 18. Auguft 
1836 mit linferer Mitwirkung und Beiftimmung nadfolgenden Be- 
fhluß gefaßt: 

Erfter Artikel. Da nit nur der Zwed des deutfchen Bun- 
des in der Erhaltung der Unabhängigkeit und Lnverlegbarkeis der 
deutfhen Staaten, fo wie in jener der äuferen und inneren Ruhe 
und Sicherheit Deutſchlands befteht, fondern auch die Verfaffung des 
Bundes wegen ihres wefentlihen Zufammenhanges mit den Verfaf- 
fungen der einzelnen Burdesftaaten als ein nothwendiger Beſtand— 
theil der leßteren anzufehen ift, mithin ein gegen den Bund oder 
deffen Verfaffung gerichteter Angriff zugleich einen Angriff gegen je- 
den einzelnen Bundesitaat in ſich begreift; fo ift jedes Unternehmen 
gegen die Eriften;, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfaf- 
fung des deutfhen Bundes, in den einzelnen Bundesftaaten, nad 
Maßgabe der, in den leßteren beftehenden oder Fünftig in Wirkfam- 
feit tretenden Geſetze, nach welchen eine gleiche gegen den einzelnen 
Bundesftaat begangene Handlung ald Hochverratb, Yandesverrath 
oder unter einer anderen Benennung zu richten ware, zu beurtheilen 
und zu beftrafen. 

Zweiter Artikel. Die Bundesftaaten verpflichten ſich gegen 
einander, Individuen, welche der Anftiftung eines gegen den Sou— 
veraän oder gegen die Eriftenz, Integrität, Verfaſſung oder &ider- 
beit eines andern Bundesitaares gerichteten linternebmens, oder 
einer darauf abzielenden Verbindung, der Theilnahme daran, oder 


6. 9. 

) Nach dem 38. Artikel der Bundes-Acte dde Wien, den 9. Juni 1815, 
gehören zum deutfchen Bunde folgende 38 Staaten, als: Oſterreich; 
Preußen — (beide in Betreff jener Befigungen, welche früherhin 
zum deutfchen Reiche gebörten) ; — Sachſen; Baiern; Hannover; 
Würtemberg; Baden; GhurfürftentHum Helen; Großherzogthum 
Heſſen; Holftein, beziehungsweife der König von Dänemark; 
Luremburg, beziehungsmweife der König der Niederlande; Braun: 
fhweig; Medlenburg = Schwerin; Nafau; Sacfen » Weimar, 
Gotha, Eoburg, Meiningen, Hildburgshaufen; Medlenburg:Stre: 
litz; Holſtein-Oldenburg; Anhalt: Dejiau, Bernburg, Köthen; 
Schwarzburg - Sondershaufen, Rudoljtadt; Hohenzollern - Hedin: 
gen; Riechtenftein; Hohenzollern » Sigmaringen; Walde; Reuß 
ältere Linie; Reuß — Linie; Schaumburg-Lippe; Detmold⸗Lip⸗ 
pe; die Freiſtädte: Lübeck; Frankfurt; Bremen; Hamburg. 

+ wu — 
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der Begünftigung berfelben beinzichtiget find, dem verlegten ober be: 
drohten Staate auf Verlangen auszuliefern, — vorausgefeßt, daß 
ein ſolches Individuum nicht entweder ein Unterthan des um die Aus: 
lieferung angegangenen Staates felbft, oder in demfelben ſchon wegen 
anderer ihm zur Laft fallenden Werbrechen zu unterfuchen oder zu be 
ftrafen ift. 

Sollte das Unternehmen, deffen der Auszuliefernde beinzichtigt 
ift, gegen mehrere einzelne Bundesitaaten gerichtet fein, fo bat die 
Auslieferung an jenen diefer Staaten zu geſchehen, welcher darum 
zuerft das Anfuchen ftellt, 

Wir befeblen daher, diefen Bundestags = Befchluß feinem gan- 
zen Inhalte nad, in Unfern zum deutfhen Bunde gehörigen Staas 
ten genau zu befolgen und in Vollzug zu feßen. 

Zugleich verordnen Wir hiermit, daß der in dem erften Artikel 
vorftehenden Bundestags : Befchluffes in Rückſicht der Beitrafung der 
Angriffe auf den deutfhen Bund genommene Grundfaß, auch in Une 
fern, zum deutſchen Bunde nicht gehörigen Staaten, in welchen das 
Strafgeſetzbuch vom Jahre 1803 eingeführt ift, zur Anwendung ges 
bracht werden folle. 


339. Iuftiz= Hofdecret vom 30. October 1837, 
3. 6340, fog. durch n. 8. Appellations- Gerichtd-Berordnung vom 
27. Dec’mber 1837, 3. 13,332. 

(Schopfs Archiv Jahrg. 1838, 3, Heft, S. 126, Militär-®, S. Jahrg. 
838, und n.6.P. G. S. 20. Thl. ©. 6. 

In Beziebung auf das bereits öffentlich erſchienene a. h. Patent 
vom 24. October 1837 (BB S.) wegen Ausführung der Beſchlüſſe 
des deutfchen Bundes vom 18. Auguft 1836 wurde dem n. 6. Appella- 
tions Gerichte mit Hofdecrete vom 30. October d. 3. 3. 6340 be- 
merkt, daß die Vorſchriften des Hofdecretes v. 10. December 1808, 
N. 874 (889 4.) auch in den indem zweiten Artikel des gedachten Bun- 
bestagsbefchluffes bezeichneten Fällen der Auslieferung der eines ©taats- 
verbrechens verdächtigen Perfonen ihre Anwendung finden. 


330. Circulare der E. f. Landesregierung im Erz- 
herzogthume Ofterreich unter der Enns vom 18. März 
1839, 3. 15,936. 

(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl., S. 495, Prov. ©. ©. für Böhmen, 21. 
Bd. ©. 492 und 508, für Galizien und Lodomerien, 21. Jahrg,, I. Abth. 
S. 302, für Illirien, 21. Bd., S. 378, für Mähren und Sclefien, 21. 


Bd., S. 79, für Ofterreich unter der Enns, 21, Thl., S. 129, für Tirol 
und DBorarlberg, 26. Bd., 1. Thl. S. 903, 


Seine. k. Majeftät haben laut hohen Hofkanzlei-Decretes v. 8. 
Mär; d. 3.3. 7419, mir a. h. Entſchließung vom 9. September 
1838 anzuordnen geruhet, daß der zweite Artikel des durch a. h. Pa: 
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tent vom 24. October 1837 Eundgemadten Befchluffes der deutfchen 
Bundesverfammlung v.18. Aug. 1836 (US S., betreffend die Auslie- 
ferung der Staatsverbrecher, auch in jenen zum deutfchen Bunde nicht 
gehörigen Provinzen der öfterreichifhen Monarchie, in welden das 
Strafgefegbuh vom Jahre 1803 Anwendung findet, in Kraft gefeßt 
werde. 

Diefe a. h. Entſchließung wird der politiſchen Unterbehörde nadıe 
träglich zu dem Hofdecrete vom 21. November 1837, 3. 28,387 
(bierortige Intimation v. 6. December 1837, 3. 69,274), mit dem 
Auftrage bekannt gegeben, diefen a. h. Beſchluß ungefaumt auf die 
bisherige übliche Weife zu verlauibaren. 


Modena. 


231. Hoffanzlei» Decret vom 28. Februar 1835, 
3. 4634—310, fog. durd das Mailänder Gubernium am 
18. April 1835. 

(Zeitfchr, für ö. R. ıc. 1835, 3. Bd., ©. 259.) 


Mit Bezug auf die Kundmachungen vom 22. Auguft und 15. 
November v. 3. (von Seite der niederöfterreichifchen Landesregierung 
vom 7. Sept. v. 3.), womit die zwifchen Seiner k. k. apoſtoliſchen 
Majeftät und Sr. k. k. Hoheit dem Großherzoge von Toscana rücjicht- 
lich der gegenfeitigen Auslieferung der Verbrecher und Deferteure 
eingegangenen Verträge Eund gemacht wurden, wird nun in Folge 
der von der k. £. vereinigten Hofkanzlei mit Decret vom 28. Februar 
1. J., Nr. 4664 — 310, erlaffenen Anordnungen, auch folgender 
zwifchen obgenannter £. E. apoftolifhen Majeftät und dem herzoglich 
modenefifhen Hofe geſchloſſene Vertrag wegen der durch diefen Staat 
zu gefchehenden Übertragung oder des Durchzugs genannter Verbre: 
cher oder Deferteure zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

1. Wenn der Fall eintritt, daß die öfterreichifhe Negjerung an 
die Toscanifche und umgekehrt, Kraft ihrer befonderen Verträge vom 
12. October 1829, Verbrecher oder Deferteure auszuliefern babe, 
erlaubt die Eite’fche Regierung, daß foldhe über den Staat von Mo: 
dena durchziehen dürfen, und dabei entweder die modeneſiſche Straße, 
welche Toscana mit Mantua in Communication feßt, oder die au: 
dere zwifchen der Eitefhen Lunigiana und Massa einfhlagen mö— 
gen, je nachdem es in den befonderen Fällen angemeffener oder, fei 
es für den Übergang der Verhafteten, fei es für die fie bewachende 
Begleitung, bequemer fein follte. 

2. Eben fo verpflichtet fich die modenefifhe Regierung, über ihr 
Gebiet und bis zu den erſten Gräng- Stationen des ofterreichifchen und 
toscanifchen Gebietes, die zur Bewachung der Verhafteten nörhige 
Mannfchaft zu geben. Darum werden au die Chefs gedachter Mann- 
fhaft an den Gränzen begmaltet, ſich gegenfeitig in das nothwendige 
Einvernehmen zu fegen; damit in den betreffenden Källen ſowohl der 


Übergang ber Verbrecher oder Deferteure, als auch deren Auslieferung 
erfolgen Eonne. 

3. Falls es ſich ereignen follte, daß den Eftefchen Staat, um 
von DOfterreih dem Großherzogthume Toscana oder umgekehrt ausge: 
liefert zu. werden, ein folder Verbrecher oder Deferteur, der durch 
Geburt oder zehnjährigen Aufenthalt Eſte ſcher Untertban wäre, oder 
im Eſte'ſchen Staate ein Verbrechen begangen hätte, und darum bei 
den Eſte ſchen Gerichten in Unterjuchung gezogen würde, durchgehen 
müßte, in dieſen Fällen wird weder der Durchgang erfolgen, noch 
die Eſte ſchen Gerichte einfchreiten dürfen, wenn nicht früher zwifchen 
beiden Regierungen das Einvernehmen gepflogen iſt; wo ſich dann die 
Regierung von Modena vorbehält, den Durchzug felbit zu geftatten, 
oder nicht, je nachdem es die Umſtände erheifchen follten. 

4. Die Unterhalts- und fonftigen Unkoften, welche nach Ver— 
baltniß oder anderen Umſtänden der Perſonen, oder wegen anderwei⸗ 
tiger Beranlaffung Statt finden ſollten, werden von der Öfterreichifchen 
Regierung rücfichtlih der ihr ausgelieferten Verbrecher oder Defer- 
teure an jene.von Modena erfeßt werden, nach den Mafiregeln, wel- 
de in dem zweiten und britten Artikel des zwifchen Seiner k. £, apo- 
ſtoliſchen Majeftät und Seiner Eaiferlihen Hoheit dem Erzherzoge 
von Oſterreich, Herzog von Modena, eingegangenen Vertrages 
angegeben find. Diefe Unkoften wegen der an die öfterreichifche Re— 
gierung auszuliefernden Werbrecher werden von ihr vom ſechs zu ſechs 
Monaten erfest, nah Mafigabe der insbefondere an das Mailänder 
Gubernium eingereichten Tabellen. 

Rückſichtlich des von der toscanifchen Negierung wegen der am 
fie gelieferten Verbrecher oder Deferteure zu leiftenden Erſatzes, wird 
diefer nah Maßgabe des 28. Artikels des Vertrages vom 20. Juni 
1818 beftimmt werben. 2 


Parma, Piacenza, Guwaftalla. 


23%. Übereinkunft vom 3. Juli 1818, N. 1470 
d. J. G. ©. 
zwifchen Seiner Majeſtät dem Kaiſer von ſterreich und Ihrer Majefkät 


der Frau Erzherzogin Marie Louiſe, Herzogin von Parma, Piacenza und 
Guaſtalla, wegen gegenſeitiger Auslieferung der Verbrecher. 


Seine Majeſtät der Kaiſer von Oſterreich und Ihre Majeſtät die 
Frau Erzherzogin Marie Louiſe, Herzogin von Parma, Piacenza 
und Quaftalla, in der Überzeugung, daß es zu den wirkſamſten Mit- 
teln gehört, um Ruhe und öffentliche Sicherheit in Ihren beiderfei- 
tigen Staaten mehr zu befeftigen, wenn den Verbredern, die. aus 
den Ländern des einen Staatsgebietes in jene des andern flüchten, 
alle Hoffnung, dafelbft eine Freiftätte zu finden, benommen wird, 
baben es zweckmäßig befunden, einander die gegenfeitige Auslieferung 

Maucher’s ſiſtem. Handbuch. 15 


Eu 
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folher Verbrecher zugufihern, und find über folgende Puncte und 
Artikel übereingelommen : 


Artikel l. 


Ein jeder, welcher angeklagt worden iſt, in den Staaten Geis 
ner Majeftät des Kaifers von Ofterreih eine Handlung begangen zu 
baben, welche nad der Beftimmung des ofterreichifehen Strafg eſetz— 
budes ein Verbrechen ift, oder gegen weldyen bereits ein &trafur: 
theil auf den Grund eines folhen Verbrechens erfolgt wäre, wenn 
er in den Staaten Ihrer Majeftät der Frau Erzberzogin, Herzogin 
von Parma, angetroffen wird; und gegenfeitig ein jeder, welcher fich 
in den Staaten Ihrer Majeftat der Frau Erzherzogin, Herzogin von 
Parma, einer Handlung fhuldig gemacht bat, gegen welde die in, 
den Herzogthümern Parma, Piacenza und Guaftalla geltenden Ge: 
feße Todesitrafe oder mehr als halbjahrige Gefängnißſtrafe verhän— 
gen, oder wider den eine folde Strafe fhon wirklich ausgeſprochen 
ware, wenn er in den Staaten Seiner Majeftät des Kaifers von 
Dfterreich betreten wird, joll angehalten werden. Die Anbaltung foll 
nicht allein auf die Anforderung der Behörden des Staates, in wel: 
chem das Verbrechen begangen worden, jondern felbit von Amts wer 
gen erfolgen, und der Angeklagte an die befagten Behörden ausgelie: 
fert werden. 

Die Verhaftung und Auslieferung der Verbrecher follen eben: 
falls beiderfeitig in dem Falle Statt finden, wenn dad Verbrechen in 
einem Lande begangen ware, weldes nicht unter der Botmäßigkeit 
eines der hohen abfchließenden Theile fich befindet, wenn nemlich der 
betreffende Theil vollgultige Beweggründe hatte, darauf anzutragen, 
fei ed, weil der Verbrecher fein Untertban, oder weil das Verbrechen 
von der Art ware, daß es der Verfaflung, dem öffentlichen Credite 
oder dem Münzweſen des Staates Nachtheil bringt. 

Es verfteht ſich jedoch, daß in keinem Falle, noch aus irgend 
einem Grunde die hohen abfchließenden Theile verbunden find, in die 
Auslieferung ihrer eigenen Unterthanen einzumilligen. Wenn daber 
ein Unterthban des einen von ihnen in den Staaten ded andern ein 
Verbrechen von der oben bezeichneten Art begangen hätte, und in fein 
Vaterland zurückgekehrt wäre, fo darf er nicht ausgeliefert, allein er 
fol von den Gerichtshofen des Landes, welchem er angehört, von 
Amts wegen belangt, und die in den dort geltenden Geſetzen beftimmte 
Strafe eintretenden Falles über ihn verhängt werden. Zu ſolchem 
Ende find die Behörden des andern Staates gehalten, den bezeichne: 
ten Gerichtshöfen die Zeugenverhöre und die das Verbrechen betreffen- 
den Acten entweder in Urfchrift gegen Verbindlichkeit der Zurückftel: , 
lung, oder in beglaubigter Abfchrift gegen Erfag der Schreibgebühren, 
und eben fo alles, was zur Thaterhebung gehört, und überhaupt alle 
Beweismittel mitzutheilen. 


Artikel I. 


Wenn ein Verbrecher, der in einem der beiden Staaten feftge- 
nommen wird, bort ein ſchwereres oder eben fo ſchweres Verbrechen 
begangen hatte, als jenes, deffen er fich in dem andern Staate fhul- 
dig gemacht hat; fo kann feine Auslieferung an die Gerichtshäfe des 
legtern fo lange aufgefchoben werden, bis für das in dem Lande, wo: 
felbft er verhaftet worden, begangene Verbrechen das Urtheil und die 
Strafe, falld diefe eintritt, erfolgt find, mit dem Vorbehalte, daß 
ſogleich nach erfolgtem Urtheile, wenn es nicht verbammender Art ift, 
oder nachdem der Verbrecher die über ihn erkannte Strafe überftan- 
den hat, deſſen Auslieferung Statt zu finden hat. 


Artikel IE 


Der Forderung auf Auslieferung eines Verbrechers, welche von 
den Behörden des einen Staates an jene ded andern gerichtet wird, 
muß außer der Perfonsbefchreibung des Zurüdgeforderten auch die 
Anzeige ded Verbrechens, deffen er angeklagt worden, der Strafe, 
welche auf dasfelbe gefeßt ift, fo wie der gegen den Beklagten vor: 
bandenen Beweife und Anzeigungen beigefügt werden. Wenn diefer 
letztere ſich nicht fogleih durch Rechtfertigung von der Anklage be: 
freiet, fo foll die Auslieferung ohne Auffchub erfolgen; wenn aber 
der Beklagte fich rechtfertiget, fo werden die Behörden, an melde 
die Forderung gerichtet worden, fi darauf befchranfen, die noth: 
wendigen Vorfichtsmaßregeln anzuordnen, um fich feiner Perfon fo 
fange verfihert zu halten, bis der jenfeitige Gerichtshof, welcher die 
Forderung erließ, und welchem die Rechtfertigung des Beklagten mit: 
getheilt werden muß, auf dieſe Mittheilung geantwortet haben wird. 

Sobald das Auslieferungsbegehren einen ſchon verurtheilten Ber: 
brecher betrifft, muß ed aufer der Perfonsbefchreibung auch mit einer 
Abfchrift des Urtheilsfpruches in bemweifender Form begleitet werden. 


Artikel IV. 


Der Gerichtshof, welcher die Auslieferung vollzieht, wird zu 
gleicher Zeit demjenigen, der den Verbrecher übernimmt, die Unter- 
ſuchungs- und andern Acten, weldhe auf das Verbrechen Bezug ha— 
ben, entweder in Urfchrift oder beglaubigter Abfchrift zuftellen laffen, 
defigleichen alles, was zur Ihaterhebung gehört, die Beweismittel, 
die dem Beklagten zugehörenden Gegenitande und Effecten, und fol: 
he, welche Untertbanen des Staates, an denen die Auslieferung 
erfolgt, zuftehen möchten ; alles gegen Erfaß der Schreibgebühren und 
fonftiger Koften, welde die Einbringung und Aufbewahrung diefer 
Gegenſtände verurſacht haben dürften. 


Artikel V. 


Keiner der hohen abſchließenden Theile wird Gnabenbriefe, freies 
Geleit oder fonft Verfiherungen irgend einer, Art für ein im Gebies 
| 15* 
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des andern verübtes Verbrachen bewilligen, wenn dasſelbe von der im 
erften Artikel gegenwärtiger Übereinkunft bezeichneten Art ift. 


AUrtiEel VL 


Die Behörden des einen oder des andern der: beiden Staaten, 
in deren: Gewalt fi) des Diebftahls angeflagte Individuen und zu: 
gleich die geftohlenen. Sachen befinden, werden die Zurücgabe der 
legten an die Eigenthümer derfelben, oder an jene, welchen fie ent- 
wendet worden, Eoftenfrei und ohne weiteren Berzug, als welcher 
zur Erweifung des Verbrechens nothwendig fein Eönnte, zugeſtehen, 
fobald diefe ihe Recht, fei ed durch Urkunden oder Zeugen, oder durch 
jeden andern in dem Gefeßen des Staates, derem Unterthanen fie 
find, für gültig erfannten Beweis dargetban haben werden. 


Artikel VII. 


Wenn der Fall einträte, daß die Inſtruirung eines peinlichen 
Proceſſes, welcher vor den Gerichtshöfen des einen der beiden Staa— 
ten im Gange wäre, eine Confrontation zwiſchen verſchiedenen In— 
dividuen nothwendig machte, wovon die einen in dem einen der bei— 
den Staatsgebiete, die andern in dem andern verhaftet wären; ſo 
ſoll dieſe Confrontation der Regel nad auf der Gebietsgränze zwi— 
ſchen beiden Staaten und in einem Orte Statt finden, der im Ge— 
biete desjenigen Staates liegt, welchem der die Anforderung machende 
Gerichtshof angehört. Im Falle aber, daß befondere Umftande zur 
Auswahl eines Ortes beftimmten, der auf dem andern. Otaatsgebiete 
läge, fo foll es ein Richter diefes nemlichen Staates fein, welder 
die Confrontation vorzunehmen bat. 

Artikel VIIE 

Die Verbrecher, welche, um fi der gerichtlihen Verfolgung 
von Seite des einen Staates zu entziehen, in die Kriegsdienfte des 
andern getreten waren, follen darum nicht weniger der Auslieferung 
in allen Fällen, in welchen die gegenwärtige Übereinkunft fie zuläßt, 
oder im betreffenden Falle der gerichtlichen Unterfuhung durch die 
Behörden des Landes, wohin fie fich geflüchtet haben, unterworfen 
fein. Um jede Schwierigkeit zu vermeiden, die fi) wegen der an 
folhe Individuen verabfolgten Militär - Equipirung oder wegen des 
Handgeldes ergeben Eonnte, welches ihnen der ausliefernde Staat et: 
wa bezahlt hätte, follen die übernehmenden Behörden im dieſer Rück— 
fiht bei der Auslieferung eine Summe von fünfzig Franken in 
Elingender Münze entrichten. 

Artikel LX. 

Gegenwärtige uͤbereinkunft ſoll wahrend. eines Zeitraumes von 
zehn Jahren, von dem Tage der Auswechfelung der Ratificationen 
anzufangen, ihre volle und gänzliche Wirkſamkeit haben. Nach Ver: 
lauf diefes Zeitraumes kann fie im gemeinfchaftlichen Einverftändnif 
der beiderfeitigen Regierungen erneuert werden. 


as 135 xeen 
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233. HoftanzleisDecret vom 20. November 1829, 
an fämmtlidhe Länderftellen, N. 2441 0.93. ©. ©. 


Nach einer von der geheimen Hof : und Stadtsfanzlei krhalte 
nen Mittheilung wird der LTandesitelle eröffnet: daß in Folge der mit 
allerhöchiter Entſchließung zwilhen der geheimen Hof: und. Staats: 
Fanzlei und dem berzoglihen Parmaſchen Miniſterium gepflogenen 
Verhandlung, der zwiſchen beiden ofen im Sabre 1818 auf zehn 
Sabre abgefhloffene , und der Yandesitelle mit dem Decrete vom 
21. November 1818 mitgetheilte Iractat, wegen Auslieferung der 
wechfelfeitigen Verbreiher, (N. 1470 2.53. ©. ©. 83%.) auf wei: 
tere zehn Sabre, d. i. bis Ende 1839, erneuert wurde, 


234. Subernial-Rundmahung vom 18. Jänner 
1840, 3. 73,215 vom Sahre 1839. 
(Prov. ©. ©. für Böhmen 22. Bd, ©. 46, für Galizien und Lodomerien, 
22. Jahrg., 1. Abthl, S.&, für Jllivien 22, Bd., ©. 1, für die Loms 
bardie, 1.Bd., 1. Thl., ©. 6, für Mähren und Sclefien, 22. Bd., 
S, 1, für Ofterreich unter der Enns, 21. Thl., S. 522, für Steiermart, 
21. Thl., ©. 397) 

Seine k. k. Majeftät haben nach dem Inhalte eines Hofkanzlei— 
Decreted vom 20. v. M. in Gemäßheit einer Mittheilung der E k. 
geheimen Hof- und Staatskanzlei unterm 19. October v. J. zu de: 
nehmigen gerubet, daß die mit dem Staate Parma im Jahre j8it , 
gefchloffene, und im Sabre 1819 bis 1. Jänner 1840 verlängerte 
Convention, wegen Auslieferung der Verbrecher, neuerdings auf 
fünf Jahre, und fo fort von 5 zu 5 Sahren erfirecft werde, went 
nicht fehs Monate vor dem Ablaufstermine von einem oder bein an: 
dern der contrahirenden Theile eine Auffündigung erfolgt. 

Diefe a. h. Entfchliefung wird in Folge des hoben — 
Decretes vom 20. December 1839, 3. 39,526 hiermit allgemein be: 
kannt gemadt. 


Polen, Preußen, Rußland. er 


235, Juftiz : Höfdecret vom 10. März 1826, alı 
fimmtlihe Appellations- Gerichte. 
(Zeitfchrift für 6. R. ıc. 1826, 3. Bd., ©. 158.) 


Seine Maäjeftat haben mittelft allerhöchiter Entichliefung vom 
24. Februar 1826, hinſichtlich jener nicht Hfterreichifhen Untertha- 
nen, welche ſich auf das öſterreichiſche Gebiet flühten, wenn fie von 
der rufifhen Regierung als Theilnehmet der in Rußland ausgebro- 
chenen Verſchworung reclamirt werden, die im Jahre 1808 erfloffene 
a. h. Entſchließung (Hofdecret vom 10. December 1808, N. 874 
d. J. G. ©.(984.) zu ſuſpendiren, und zu geſtatten befunden, 
daß dergleichen Individuen ohne Dazwiſchenkunft det Gerichtsbe— 
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börden und des fonft bei ſolchen Fallen üblichen Verfahrens ausgelie- 
fert werden. 


336. Patent vom 4. Jänner 1834, N. 2637 d. J. G. S. 


Zu mehrerer Befeftigung der zwifchen Uns und Ihren Majefta- 
ten dem Kaifer von Rußland, Könige von Polen, und dem Könige 
von Preußen und Unfern Staaten beftehenden innigen freundfchaftli: 
chen und nadbarlihen Verhaltniffe, und bei dem gleichen Antereffe 
der drei Mächte an der Aufrechthaltung der Ruhe und gefeßlichen 
Drdnung in den Ihrer Herrfchaft unterworfenen polnifhen Provinzen 
find Wir mit gedaht Ihren Majeftaten über nachſtehende Beftimmun- 
gen übereingefommen: 

Wer in den öfterreichifhen, ruffifchen und preußifhen Staaten 
fi der Verbrechen des Hochverrathes, der beleidigten Majeitat, oder 
der bewaffneten Emporung fchuldig gemacht, oder fih in eine gegen 
die Sicherheit des Ihrones und der Regierung gerichtete Verbindung 
eingelaffen bat, foll in dem anderen der drei Staaten weder Schuß 
noch Zufludt finden. 

Die drei Hofe verbinden fich vielmehr, die unmittelbare Auslie: 
ferung jedes der erwähnten Verbrechen beinzichtigten Individuums an- 
zuordnen, wenn dasfelbe von der Regierung, welcher ed angehört, 
reclamirt wird ; dabei ift aber verftanden,, daß diefe Beſtimmungen 
keine rückwirkende Kraft haben follen. 

Nachdem Wir mit Sr. Majeftat dem Kaifer von Rußland, Ko: 
nige von Polen und Sr. Majeftät dem Könige von Preußen überein: 
gekommen find, daß vorftehende Verabredungen gleichzeitig in den 
drei Staaten zur öffentlihen Kenntniß gebracht werden follen ; fo ma— 
hen Wir felbe mit gegenwärtigem Edicte Unferen Unterthanen zu ih: 
rer Wiffenfchaft und Richtſchnur bekannt, und befehlen zugleich allen 
Unfern Civil» und Militärbeamten und anderen Obrigfeiten, darauf 
zu halten, daß felbe vom 1. Mär; 1834 angefangen ihrem ganzen 
Umfange und Inhalte nad vollzogen werden. 


337. Regierungs-Berordnung vom 24. März 1834, 
3. 16,314 an die kak. Kreisimter und den Wiener 
Magiftrat. 

(N. 6. Prov. G. S. 16. Thl., ©. 163 u. f.) 


Das k.k. galiziſche Landes⸗Gubernium hat ſich Durch das allerhöchite 
Patent vom 4. Janner 1834 (®BE.) wegen Eunftiger Behandlung 
der gegenfeitigen Unterthanen von Oſterreich, Rußland und Preußen, 
welche fich des Werbrechens des Hochverrathes, der Empörung u. f. w. 
fhuldig gemacht haben, veranlaft gefehen, dem Hofkanzlei- Prafi- 
dium einige Anfragen vorzulegen. 

Da ſich zu einer oder der andern diefer Anfragen auch in der 
Proviny Niederöfterreich der Anlaß ergeben Eönnte, fo wird die er: 
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folgte Erwiederung zur Wiffenfhaft und zum Amtsgebrauche bei vor- 
kommenden Fallen mitgetheilt und es find hiervon auch fammtliche 
Eriminal » Gerichte zu verftändigen. 


Beilage 


Hoffanzlei:Prafidial:-Erlaß an das kak. galiziſche Lan: 
des: Prafidium vom 1. Mar; 1834, 3. 380. 


Auf die Anfrage, die aus Anlaß des allerhöchſten Patentes vom 
4. Janner 1834 wegen künftiger Behandlung der gegenfeitigen Uns 
tertbanen von Dfterreih, Rußland und Preußen, melde fi des 
Hocverrathes, der Empörung u. f. mw. fhuldig gemacht haben, ge: 
ftellt wurden, wird nah mit dem Herrn Haus-, Hof: und Staat: 
Eanzler'gepflogenem Einvernehmen erwiebert: 

1. Daf in der Convention der drei Höfe, in beren Folge das 
allerhöchite Patent vom 4. Jänner 1834 erfloſſen ift, nicht die un: 
mittelbare Auslieferung eines jeden folhen, aus dem einen in einen 
der andern ‚mei Staaten geflüchteten Verbrechers itipulirt, fondern 
eine vorläufige Reclamation vorausgefeßt wurde, geichab aus ber 
Urfahe, um nah Verſchiedenheit der einzelnen Fälle jeder Regierung 
die. Freiheit der Beurtheilung zu laffen, ob ein binreichendes Motiv 
zur Reclamirung vorhanden fei, und ob es in dem Intereſſe derfelben 
liege, eines ſolchen Flüchtlings wieder habhaft zu werden. 

Es ift daher den Kreisvorftehern die Weifung zu ertheilen, fols 

he Flüchtlinge, bei welhen die Gewißheit oder gegründete Vermu— 
thung des begangenen Verbrechens beftehet, bei ihrem llbertritt oder 
im alle ihrer Entdedung in Verwahrung nehmen zu laffen, um fie 
außer Stand zu feßen, fich der Auslieferung zu entziehen, wenn ihre 
Reclamirung erfolgt, zugleich aber an das Landes: Prafidium die An: 
zeige zu eritatten, welches davon das jenfeitige Gouvernement fogleich 
in die Kenntniß zu ſetzen haben wird. 
‚ Sollte hierauf nad) einer längeren Zumwartung die Reclamirung 
nicht erfolgen, fo ift hiervon die Anzeige hieher zu erilatten, damit 
nad) Umſtänden die angemejfene Verfügung in Anfehung des verhafte: 
ten Individuums getroffen werden Eann. 

Beftande aber eine gegründete VBermuthung des begangenen Ver: 
brechens nicht, fo geben entweder die beitehenden Gartel: Conventio- 
nen und insbefondere in Beziehung auf Rußland der zweite Artikel der 
Nachtrags: Convention vom 26. Juli 1822 (vermöge welchen aud) 
jeder nicht zum Militär gehörige mannliche Untertban beider Mächte, 
der ohne Paß oder vorfchriftmaßige Beglaubigung an der Gränze be: 
treten wird, ald Vagabund angefehen und von der Granze zurüdge: 
wiefen werden fol) über die Behandlung folder Flüchtlinge Ma und 
Ziel, oder ed mit ihnen nach den bisher beftehenden allgemeinen Vor: 
fohriften zu verfahren. 

2. Das Öfterreichifehe Untertbanen, die ein ſolches Verbrechen 
gegen den ruffifchen oder preußifhen Staat begehen, nicht ausgelie⸗ 
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fert werden können, ift ganz richtig bemerkt worden; an ſich durfte 
vor der Hand bei dergleichen Individuen der Fall Anwendung finden, 
der im $. 52 des Straf: Gefeßes über Verbrechen vorgefehen ift, weil 
diefer Paragraph den Fall eines auswartigen Unternehmens nicht aus- 
ſchließt, welches aud) dem eigenen Staate Gefahr bringen kann, wie 
es unter den gegenwärtigen Umſtänden bei jedem derlei Verbrechen 
der Fall zu fein und bei dem im Eingange des allerhöchſten Patentes 
vom 4. Jänner 1834 ausgefprochenen gemeinfamen Intereſſe der drei 
Höfe hinreichend zu Jedermanns Warnung erklärt zufein fheint. In: 
deffen wird hierüber noch eine allerhöchſte Schlußfaſſung eheſtens er: 
wartet. 

3. So viel es endlid die Behandlung fowohl der ofterreichifchen 
als fremden Untertbanen betrifft, die vor der Erfcheinung des aller: 
höchſten Patentes vom 4. Jänner 1834 die in demfelben bezeichneten 
Verbrechen gegen Rußland oder Preußen begangen haben, fo muß 
erwogen werden, daß das gedachte Patent erſt mit 1. Mar; 1834 in 
Kraft tritt und Feine Rückwirkung auf vergangene Falle haben fol, 
und daß daher in Anfehung aller früheren Vorgange dem bereits ein- 
geleiteten oder noch einzuleitenden gerichtlichen Verfahren der gefeßli- 
he Lauf je laffen fei, fo wie nad) Umftanden die geeigneten polizeili- 
hen Vorkehrungen einzutreten haben, um die in Frage ftehenden ge- 
fahrlihen Individuen in Zukunft unſchädlich zu machen. 


Sardinien. 


338. HoffanzleisDecret vom 17. April 1834, 
3. 9658. 


(Prov. &. ©. für Böhmen, 16. Bd., S. 422; für Öfterreih unter der 
Enns, 16. Thl., S. 184.) 


Laut einer Mittheilung der k. k. Haus:, Hof: und Staatskanz-— 
lei find die beiden Höfe von Dfterreich und Sardinien, ohne zwar eine 
eigene Convention wegen Auslieferung von Verbrechern zu ſchließen, 
doch nach der bereits beitandenen übung in der gegenfeitigen Zufage 
förmlich übereingefommen, daß Eünftig nicht Bloß gemeine, fondern 
auch politifche Verbrecher, welche entweder öfterreichifche oder fardini- 
fe Unterthanen find, wenn fie von ihrer competenten Gerichtsbehor: 
de ordnungsmäßig und im Wege der betreffenden Gefandtfchaft mit der 
Zuficherung ded Reciprocums reclamirt werden, ohne Anftand ausge- 
liefert werdenfollen. 


339. Hoffanzleis Decret vom 30. Juli 1838, 
3. 18,879. 


(R. 5. Prov. G. S. 20. Thl. S. 641 u. f.) 


Vertrag, welcher wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher zwiſchen 
Seiner Majeftät dem Kaifer von Ofterreich zc. und Seiner Majeftät dem 
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Konig von Sardinien, ıc. am 6. Juni 1838 zu Turin abgeichloffen, am 
21. desfelben Monats von Seiner k. k. Majeftät ratificirt worden ift, und 
deſſen Ratificationen am 6. Zuli 1838 zu Turin ausgewechſelt worden find, 


Seine Majeitat der Kaifer von Dfterreich und Seine Majeſtät 
der König von Sardinien, gleihmaßig überzeugt, daß, indem Sie 
Verbrechern eine Freiftätte in Ihren Staaten verweigern , ben 
Verbrehen ſelbſt eine beilfame- Schranke gefeßt und zugleich 
mit der Hoffnung der Straflofigkeit ein Antrieb zur Begehung der: 
felben entfernt wird, und nicht minder von der lleberzeugung durch— 
drungen, daß durch die Verhaftung der Verbrecher und ihre Auslie: 
ferung an die Gerichte, deren natürlihen Gerichtsbarkeit fie unter: 
worfen find, für die öffentlihe Sicherheit heilfame Fürforge getragen, 
eine unparteiliche Rechtspflege befördert und zur Aufrechthaltung der 
gefellfhaftlihen und bürgerliden Ordnung beigetragen wird, haben 
Sich einverftandlich zu dem Beſchluſſe bewogen gefunden, die Beob: 
achtung diefes mwechielfeitigen Verfahrens durd eine eigene Ueberein: 
en zu regeln und haben zu diefem Ende mit ihren Vollmachten ver: 
feben: 

Seine Majeftat der Kaifer von Oeſterreich zc. 2c. den Herrn Öra: 
fen Lazzaro Ferdinando Brunetti, Nitter eriter Claffe des Eaiferl. 
öfterreihifchen Ordens der eifernen Krone, Commandeur des Eonigl. 
ungarifhen St. Stephand : Orden, Großkreuz des Fönigl. Ordens 
Gar! IL. von Spanien und des Eönigl. danifhen Danebrog-Ordens, 
Allerhöchſtihren Kammerer, wirft. geheimen Rath, dann auferordent: 
lichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter bei Seiner königl. Sar— 
dinifhen Majeftat; und 

Seine Majeftät der Konig von Sardinien ꝛc. zc. den Herrn ra: 
fen Clemens Sollaro della Margarita, Ritter-Großkreuz mit dem 
großen Bande des königl. und Militär - Ordens der Heiligen Mauri: 
tius und Lazarus, Großkreuz des Eonigl. amerifanifhen Ordens Ifa: 
bella der Katholifhen, Ritter des paͤpſtlichen Chriftus-Ordens, Aller: 
höchſtihren erften Staatsfecretär für die auswärtigen Angelegenheiten, 

welche nah Auswechslung ihrer in gebührender Form befundenen 
Vollmachten über folgende Artikel überein gefommen find. 

Artikel L Jeder, welher in den Staaten Seiner Majeftät 
des Kaiferd von Ofterreich einer von dem öfterreichifhen Strafgefeß: 
buche ald Verbrechen bezeichneten Handlung beinzichtigt oder ſchuldig 
befunden worden ift, und Seder, welcher in den Staaten Seiner Ma: 
jeftat des Konigs von Sardinien einer verbredherifchen Handlung bein- 
zichtigt erfcheint oder ſchuldig befunden worden ift, die nach den da: 
felbft in Kraft ftehenden Gefeßen mit einer Eifenftrafe von mindeitend 
zwei Jahren, oder mit einer anderen, eben fo lange dauernden bar: 
teren Leibesitrafe, als jene des Sefangniffes, belegt wird, foll ver: 
baftet und an die Gerichte desjenigen der beiden Staaten, auf deffen 
Gebiete das Verbrechen begangen worden it, ausgeliefert werden. 

Artikel II. Die Verhaftung der Schuldigen und Angeklagten 
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foll nicht allein auf Anfuchen eines Gerichtes desjenigen der beiden 
Staaten , auf deffen Gebiet das Verbrehen begangen worden ift, 
fondern auch von Amts wegen Statt finden. Ihre Auslieferung aber 
fol ftet8 der Gegenftand einer unmittelbaren amtlichen Reclamation 
der betheiligten Regierung felbit fein und an den Gränzen beider Staa: 
ten vollzogen werden. 

„Eine folde Reclamation hat, was die Verurtheilten betrifft, mit 
der Überfendung des Urtheild, jedoch nur zur Kenntnißnahme, rück— 
fihtlich der bloß Beinzichtigten aber mit der einfachen Angabe des Ver: 
brechens zu gefchehen. 

Artikel III. In Eeinem Falle, noch aus irgend einem Grunde, 
follen die hoben abfchließenden Theile verbunden fein, die Auslieferung 
ihrer eigenen Unterthanen zuzugeftehen. Wenn daher ein Unterthan ber 
einen Regierung, nachdem er in den Staaten der andern ein Verbrechen 
begangen, in fein Vaterland zurück gekehrt ware, fo darf er nicht aus: 
geliefert werden, fondern es foll gegen ihn von Amts wegen von den 
Gerichten des Staates, welhem er angehört, verfahren, und eintreten: 
den Falles die in den dafelbit geltenden Geſetzen beftimmte Strafe über 
ihn verhängt werden. Zu diefem Ende find die Behörden des anderen 
Staates gehalten, diefen Gerichten die Zeugenverhöre und die auf 
die Verbrechen bezüglichen Acten, entweder in Urfchrift gegen Verbind— 
lichkeit der Zurückſtellung, oder in beglaubigter Abfchrift, fo wie auch 
dasjenige, was das Corpus delieti ausmacht, und überhaupt jedes zur 

berweifung des Schuldigen geeignete Beweismittel, mitzutheilen. 

Das Urtheil aber foll von einer Regierung der andern zur bloßen 
Kenntnifnahme mitgetheilt werden. 

Artikel IV. Sollte der Fall eintreten, daß ein nad den 
oberften Beſtimmungen auszuliefernder Verbrecher, in dem Staate, 
wohin er ſich geflüchtet, Kriegsdienfte genommen hätte, fo wird hier: 
mit feitgefeßt, daß die auffordernde Regierung an diejenige, welcher 
die Auslieferung obliegt, hundert piemontefifhe Lire, oder vierzig 
Gulden öfterreihifcher Conventions: Münze, als Erfaß für die An: 
werbungskoiten, für das Handgeld, für die Bekleidung und derglei: 
hen, zu entrichten hat. 

Artikel V. Wenn eine der beiden Regierungen die Auslieferung 
eined Individuums wegen eines außerhalb der beiderfeitigen Staats: 
gebiete begangenen Verbrechens , welches den anfordernden Staat 
zu einem gerichtlichen Verfahren gegen dasſelbe veranlaft, nachſuchen 
follte, fo behalten fich die hoben abfchließenden Theile vor, mit Rückſicht 
auf die mit andern Saaten beitebenden Verträge, fo wie auf die Be: 
fhaffenheit und die Umſtände des Verbrechens, die Auslieferung zu 
bemwilligen oder zu verweigern. 

Artikel VI Im Falle derjenige, deſſen Auslieferung verlangt 
wird, fhon früher ein WBerbrechen in dem Staate, an welden die An: 
forderung ergeht, begangen hat, fo foll es Legterem frei ftehen, 
entweder vor der Gewährung der Auslieferung den Werbrecher die ver: 
diente Strafe abbüßen zu laſſen, oder aber denfelben zugleich mit den 
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Unterfuchungsacten zu dem Ende auszuliefern, damit diefe ben Gerichten 
des anfordernden Staates zur Richtfhnur dienen können, um eine ver: 
hältnißmäßige Verfchärfung der Strafe eintreten zu laffen. Ein glei: 
ches Verfahren fol in Bezug auf jenen Verbrecher beobachtet werben, 
der in dem Staate, bei welchem die Auslieferung nachgeſucht wird, 
ein fpäteres Verbrechen begangen hätte, wenn diefes gleich fchwer oder 
ſchwerer als dasjenige wäre, deſſen er fih in dem Gebiete des recla- 
mirenden Staates fchuldig gemacht hat. Im Falle eines minderen 
Verbrechens foll aber die Auslieferung zugeftanden werden. 

Artikel VII Wenn vor der Auslieferung von den Beamten 
des Staates, in welchem die Verhaftung erfolgt iſt, Unterſuchungs- oder 
andere Acten zur Erhebung des Thatbeftandes aufgenommen worden 
wären, fo folleh fie dem anfordernden Staate gegen alleinige Er: 
ftattung der Schreibgebühren ausgehändigt werden. Mebit den Unter: 
fuhungs- und andern Acten follen Waffen, Geld und alle andern auf 
die Unterfuhung Bezug habenden Gegenitande ausgeliefert werden. 

Artikel VII. Sowohl die entwendeten als nicht entwendeten 
Sachen, welche im Laufe der Unterfuhung ald Eigenthum dritter 
Perfonen erkannt werden, follen, nad gehörig in derlinterfuhung da: 
von gemachtem Gebraude * den Eigenthümern Eoftenfrei zurückgege: 
ben werden, fobald fie namlich ihre Anſprüche vor dem ordentlichen 
Richter ihres Wohnortes oder vor dem Unterfuhungsrichter , vermit: 
telft rechtögiltiger Beweiſe begründet und darauf einen günftigen Be: 
fheid erhalten haben. Liber die den Verbrechern zugehörigen und bei 
ihnen gefundenen Sachen foll nad) den Geſetzen des Staates, in wel: 
chem das Urtheil vollzogen wird, verfügt werben. 

Artikel IX. as die Verhaftung der Verbrecher betrifft, fo 
können die ordentlichen Gerichtöbehorden, fo wie aud die Polizei: 
Beamten beider Staaten darüber unter einander das Einvernehmen 
pflegen und diefelbe vollziehen laſſen, doch find fie gehalten, ſogleich 
die Regierung, welcher fie unterftehen, davon in Kenntnif zu feßen, 
damit das Anſuchen um die Auslieferung des Verhafteten geftellt, und 
wenn der Fall hierzu vorhanden ift, das Zugeſtändniß derfelben gemacht 
werden Eönne. 

Artikel X. Diejenige Regierung , welde in Folge der gegen: 
wärtigen Übereinkunft in dem Falle ift, zur Auslieferung irgend eines 
Verurtheilten oder Angeklagten aufgefordert zu werden, darf denfel- 
ben weder begnabigen, noch ihm freies Geleit oder Straflofigkeit zu: 
fihern, mit Ausnahme desjenigen freien Geleites, weldes zum Behu: 
fe bes Beweiſes wegen anderer Verbrechen nah den Vorſchriften und 
Übungen des Strafrechtes ertheilt wird. Dasfelbe fol jedoch jo wie je: 
des andere, was folhen Verbrechern zugeftanden worden wäre, zurück— 
genommen oder ald ungiltig angefehen werden, fobald die Verbrecher 
von der andern Regierung rechtmäßig zurückgefordert werden. 

Artikel XI Wenn zur Führung des Unterfuchungs : Proceffes 
die Einvernehmung von Zeugen, welche in dem anderen Staate woh: 
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nen, benothigt wird, fo ſoll diefelbe vermitselft der gewöhnlichen Er- 
ſuchſchreiben verlangt werden. 

Artikel X. Bei graufamen oder ſolchen verbrecherifchen 
Sandlungen, welche die öffentliche Ruhe zu ſtbren geeignet find, und 
an welchen Unterthanen des einen oder des anderen Staates Theil ge: 
nommen haben, follen fammtliche Mitfhuldige dem Richter des Or: 
tes, wo das Verbrechen begangen wurde, zu dem Ende ausgeliefert 
werden, damit, nad vorlaufig zwifchen den beiderfeitigen Unterſu— 
chungsrichtern gepflogenem Einvernehmen, die zur volkftändigen Beweis— 
führung nöthigen Gegenftellungen und Verhore vorgenommen werden 
fonnen; worauf fodann die dem Staate, welcher um die Auslieferung 
erfucht worden , angehörigen Schuldigen diefem zurücgeftellt werden 
follen, um von feinen Gerihtshöfen abgeurtheilt zu“ werden. 

Artikel XII. Die vorſätzlichen Verhehler der in der gegenmwär: 
tigen Übereinkunft begriffenen Verbrecher follen nach den Gefeßen des 
Ortes, wo fie denfelben wiffentlich eine Freiſtätte, Hilfe oder Befor: 
derung gewährt haben, behandelt werben. 

Artikel XIV. Da es den öffentlichen Yocal:Beamten, befon- 
ders gegen die Gränze hin, pflichtmäßig obliegt, ein wachfames Auge 
auf das Treiben der arbeitslofen > umberziehenden, Fremden zu haben, 
fo werden fie, wenn ein in der gegemwärtigen Übereinkunft vorher⸗ 
geſehener Fall eintritt, den Beſtimmungen derſelben eifrigſt nachzu: 
re ſich angelegen fein laffen. 

Artikel XV. Zur befferen Handhabung der Polizei in beiden 
Staaten follen in dem Falle, wo von der einen oder ber anderen 
Regierung die aus was immer für einem Grunde aus ihrem Gebiete 
Abgefhafften bis an die Gränze abgeführt werden, die Behorden des 
einen Staates es ſich angelegen fein laffen, jene des anderen Staa: 
tes wenigſtens zwei Tage vorher davon in Kenntnif zu feßen, damit 
diefe in Beziehung auf ſolche Perfonen die einer klugen Vorfiht und 
— entſprechenden Maßregeln ſchnell und ſicher einleiten 
onnen. 

Artikel XVI. Gleicherweiſe ſollen die beiderſeitigen Richter 
und Gerichtsbehörden, in deren Gerichtsbezirk ſich ſolche Perſonen be⸗ 
finden, die angeſchuldigt find, Verbrechen, auf welde ſich die ge: 
genwärtige Übereinkunft erſtteckt „begangen zu haben, alle mogli- 
he Sorgfalt anwenden und im vollfommenen Einveritandnif unter 
einander vorgehen, im deren Anhaltung zu bewirken, fo wie auch 
um wechfelfeitig den Erfuchfchreiben wegen der Zeugenverhöre und we- 
gen anderer Erhebungen und Nachforſchungen, welde die aufrechte 
Handhabung der Strafgerechtigkeit erheiſchen dürfte, unmittelbare 
Folge zu geben, endlich auch um die ungeſäumte Abfaſſung der dieß— 
falligen Unterfuhungs » Acten zu veranlaffen. 

Artikel XVH. Die Unterhaltskoften der Verbrecher von dem 
Augenblice ihrer Verhaftung an bis zu jenem ihrer Auslieferung , fo 
wie die Koſten des Unterhaltes der S pferde joden dem anfordernden 
Staate zur Laſt fallen und nad dem, was in dem Staate, an wel: 
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hen die Auslieferungs: Forderung geftellt wird, für andere Verhaf— 
tete eingeführt ift, bemeilen werden, mit Ausnahme jedod der gre- 
feren Auslagen, welche die Eigenfhaft und die Umjtände ber verhaf- 
teten Perfonen oder andere Beweggründe veranlaffen dürften, und 
welche eben ſo wie jene für die Abfchriften der Unterfuchungs - Acten 
von fechs zu ſechs Monaten nad Mafigabe der befonders darüber bei- 
zubringenden Ausweife zurüc zu zahlen und zwiſchen den beiden Re— 
gierungen abzurechnen find. 

Artikel XVIII. Die zur Verfolgung der Verbrecher herbei- 
geeilte oder abgefendete bewaffnete Mannſchaft fol an den Gränzen 
beider Staaten einhalten. Auf dem Gebiete des anderen Staates dur: 
fen die Verbrecher nur von einem, höchſtens zwei Individuen, welde 
unbewaffnet und mit einem fie legitimirenden Amtsbefehl verfehen fein 
müffen, bis zu dem nächſten Orte verfolgt werden, um von ben da— 
felbit —*8 Civil- und Militär-Behörden deren Auslieferung 
zu verlangen. Lestere follen fogleih alle möglihen Mittel anwenden, 
das oder die verfolgten Individuen aufzufinden und unverzüglich ver- 
haften zu laſſen. Das feftgenommene Individuum foll in den Gefäng— 
niffen des Staates, wo die Verhaftung erfolgt it, in Gewahrfam 
gehalten werden, damit die vor der Auslieferung zwifchen den Regie: 
— zu pflegenden miniſteriellen Verhandlungen Platz greifen 

onnen. 

Artikel XIX. Die gegenwärtige Übereinkunft fol während 
der Dauer von fünf Jahren, von dem Tage der Auswechslung der 
Ratificationen angerechnet, volle Kraft und Wirkfamkeis haben. Sie 
foll von fünf zu fünf Jahren als erneuert angefehen werden, wenn 
nicht einer der beiden abzufhließenden Theile ſechs Monate vor dem 
— des erwähnten Zeitraumes ſeine Abſicht, davon zurückzutreten, 

und gibt. 

Artikel XX. Sie ſoll ratificirt und die Ratificationen ſollen 
zu Turin nach Verlauf eines Monates von dem Tage der Unterferti— 
gung an gerechnet, und wo möglich noch früher ausgewechſelt werden, 
worauf ſie in beiden Staaten mit den gewöhnlichen Förmlichkeiten 
bekannt zu machen iſt. 


Schweinz. 


240. Hofdecret vom 10. October 1828, an ſämmt— 
liche Appellations-Gerichte, über Note der geheimen Hof⸗ 
und Staatskanzlei vom 30. September 1828, N. 2364 d. 3. ®. ©. 


Die Beilage “/. enthalt den von Seiner Majeftät ratificirten Ver: 
trag mit der fehweizerifchen Eidgenoffenfhaft über die wechfelfeitige 
Auslieferung der Verbrecher. Über die genaue Befolgung diefes Ver: 
trages iſt zu wachen, befonderd was die Beobachtung der in den Arti- 
fein V, VI, VIIund VIII vorgeſchriebenen Förmlichkeiten betrifft, 
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damit nicht durch irgend eine Unterlaffung Anlaß zu Reclamationen 
oder zu einer mißgünftigen Stimmung von Seite der dem Wertrage 
beigetretenen Cantone gegeben wird. 


/. Beilage 


Bertrag zwiſchen dem öfterrreichifchen Kaiferftaate und der fchweizerifchen 
Eidgenojfenfchaft wegen gegenfeitiger Auslieferung der Berbrecer. 
Unterzeichnet zu Zürich den 14. Juli 1888, und von welchem die Ratificationen 
Seiner k. E. apoftolifhen Majeftät einer, und anderer Seits des ſchweizeri— 
fhen Bororts Zürich im Namen der eidgenofienfhen Stände und Gantone 
Züri, Bern, Luzern, Uri, Schwiz, Unterwalden, Freiburg, Solorhurn, 
Scaafhaufen, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Teflin, Waadt, Wallis 
und Neuenburg am 13. September 1828 zu Bern ausgewechfelt wurden. 


Artikel J. Die wecfelfeitige Auslieferung der Verbrecher, 
welde in dem gegenwartigen Vertrage feftgefeßt wird, fol nur ſchwe— 
rer Verbrechen wegen Statt finden. Unter fhweren Verbrechen wer: 
den verftanden: Hochverrath und Aufruhr; ein mit Borfaß und Uber: 
legung unternommener Mord; Giftmifhung; vorſätzliche Brandftif: 
tung ; Diebftahl mit Einbruch oder Gewalt gegen die Perfon; Dieb: 
ftahl auf öffentlihen Bleiben; Entführung von Pferden und Vieh 
von öffentlihen Weiden; Strafienraub; Entwendung oder Verun— 
treuung öffentlicher Gelder; Verfälſchung von Staatspapieren, die 
entweder ald Münze gelten, oder ald Schuldverfchreibungen von einer 
öffentlichen Caſſe ausgeftellt werden; Verfälſchung von Privat-Schuld- 
fheinen und Wechſeln; Falfhmünzerei und betrügeriſche Bankerotte. 

Artikel DI. Ofterreichifche Unterthanen, welche a) in den ofter- 
reichifhen Staaten ein ſchweres Verbrechen, oder b), welde in der 
Schweiz ein auf die ofterreihifhen Staaten fich beziehendes Verbre— 
chen des Hochverraths, des Aufruhrs, der Verfalfhung der Staats: 
Credits : Papiere oder der Münzen begangen haben, und in ber Schweiz 
betreten werden, follen an Ofterreich ausgeliefert werden. 

Schweizeriſche Angehörige, welche a) in der Schweiz ein ſchwe— 
res Verbrechen, oder b), welche in den ofterreichifchen Staaten ein 
auf die Eidgenoffenfhaft oder auf die verfchiedenen Gantone der— 
felben ſich beziehendes Verbrechen des Hochverraths, des Aufruhrs, 
der Verfälfchung der Staats - Ereditd- Papiere oder der Münzen be 
gangen haben, und in den öfterreichifhen Staaten betreten werben, 
follen an die Schweiz ausgeliefert werden. 

Artikel III. Ofterreichifche Untertbanen, welde in der Schweiz; 
was immer für ein Verbrechen begangen haben, und in den ofterrei- 
hifchen Staaten betreten werden, find zur Unterfuhung und Beſtra— 
fung an die Schweiz nicht abzuliefern. 

Schweizeriſche Angehörige, welche in den öfterreihifhen Staa: 
ten was immer für ein Verbrechen begangen haben, und in der Schweiz 
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betreten werden, find zur Unterfuchung' und Beftrafung an Ofterreich 
nicht auszuliefern. 

Die Beurtheilung gefchieht jedesmal nad den Gefegen des Lan- 
des, deflen Behörden fprechen. 

Artikel IV. Wenn ein von einem der contrahirenden Staa— 
ten reclamirter Verbrecher in dem Gebiete des anderen Staates ein 
fehwereres oder eben fo ſchweres Verbrechen begangen hatte, fo bat 
die Auslieferung in diefem Falle nur nach erfolgtem Urtheile und voll: 
zogener Strafe zu gefchehen. 

Artikel V. Wäre e8 notbwendig, daß zur Erhebung eines 
Verbrechens oder feiner Umftande, vfterreichifche Unterthbanen oder 
fchweizerifhe Angehörige zur Ablegung eines Zeugniffes vernommen 
werden müßten; fo werden diefelben, auf vorlaufige Erfuhungsfchrei: 
ben, die Zeugniffe vor ihrem natürlihen Richter der Regel nach ab: 
legen, Die perfonliche Stellung der Zeugen kann auch in aufierordent: 
fihen Fallen, wenn nemlich folde zur Anerkennung der Sdentität ei: 
ned Verbrechers oder der Sachen nothwendig iſt, von der Negierungs: 
Behörde begehrt, und in fo fern dadurd eine bloße freiwillige Aus: 
ſage des Zeugen beabfichtiget wird, kann diefe mündlihe Abhörung 
‚nicht verweigert werden. Sollten hingegen diefe Verhore weiter als 
auf eine freiwillige Ausfage, oder gar auf eine Verflechtung des Zeu: 
gen mit dem Verbrecher zielen, fo muß diefe Abfiht in dem Erfud: 
fehreiben ausgedrüct werten. Von dem natürlihen Nichter des ange: 
rufenen Zeugen hängt es dann ab, ob die perfonliche Stellung zu 
bewilligen, oder von ihm felbft gegen den Zeugen das Angemeflene 
zu verfügen fei. 

Artikel VI. Wenn ein ofterreihifher Untertban oder ein 
fhmweizerifcher Angehöriger innerhalb des Gebietes des Staates, zu 
welchem er gehört, in Unterfuhung fommt, und eines ſchweren Ver: 
brechens ſchuldig befunden wird, das er in dem Gebiete des andern 
contrabirenden Staates begangen bat, jo foll davon der betreffenden 
Behorde diefes Staates Kenntnifi gegeben, und insbejondere dasje— 
nige, was zur Auffindung allenfalljiger Mitfhuldigen, die fih in 
dem leßteren Staate befinden würden, oder für deſſen Quftigpflege 
von Wichtigkeit fein Eönnte, aus den Acten mitgetheilt werben. 

Artikel VIEL In den zur Auslieferung geeigneten Fällen ift 
bierfür weder das Geſtändniß nod die Lberweifung des Verbrechers 
nothwendig; fondern es iit genug, daf von dem &taate, der die Aus: 
lieferung verlangt, der Beweis geleiftet werde, daf von einer hierzu 
competenten Behörde, nach gefegliher Korm und Vorſchrift, die Un: 
terfuchung wegen eines der im Art. I benannten Verbrechen gegen das 
reclamirte Individuum erkannt worden fei, und die Beweife oder er: 
beblichen Inzichten, auf welche fi diefe Erkenntniß gründet, mitge: 
theilt werden. 

Artikel VIIL Die Auslieferung foll auf diplomatiſchem Wege 
angefucht, inzwifchen aber die Verhaftung auch auf das Anfuchen der 
Unterfuchungsbehörbe oder der Ortsobrigkeit, vorgenommen werden. 


’ 
. 
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tond-Regierungen, und dieſe fih hinwieder unmittelbar an die öfter: 
veichifchen Gerichte zu wenden. Die Vollziehung der Auslieferung wird 
aber erft dann Statt finden, wenn die. Jdentitat des Angefchuldigten 
ausgemittelt und die im Art. VII beftimmte Mittheilung gemacht fein 
wird. 

Artikel IX. Bei der Auslieferung find in der Regel: 

a) für die erfte Verhaftung en Abführung des Befchuldigten aus 
dem Gefangniffe 2 fl C. M 

b) für jeden Bogen der Knquifisiond- -Acten 10 kr C. M.; 

e) für Botengänge auf jede Meile 10 Er. C. M.; 

d) für die Verpflegung des Beſchuldigten täglich 20 Er. C. M., 
nebit den bei feiner Überlieferung bis zum nächſten Gränzorte 
aufgelaufenen und jedesmal gehörig zu befcheinigenden Koiten 
zu vergüten. Für alle übrigen Verrichtungen ‚als: Commiſſio⸗ 
nen, Verhöre, oder was fie ſonſt für einen Namen haben mö— 
gen, findet Eeine Zahlung ftatt. 

Artikel X. Sollten jedoch, durch eingetretene Erkrankung des 
Verbafteten, die Berpflegungskoften desfelben vermehret werden, „io 
fol auch eine verhaftnißmaßige Erhöhung der Koftenvergütung 
Statt finden. 

Artikel XL Alle Gegenftande, die der Verbrecher in dem ei: 
nen Lande durch das Verbrechen an ſich gebracht hat, und die in dem 
anderen Lande vorgefunden worden, find unentgeltlic) zurück zu ftel- 
fen. Die lbergabe, fowohl diefer als diejenige des Werbrechers ſelbſt, 
fol jedesmal am die nächfte Gerichts: oder Polizei- Stelle des reclami- 
renden Staates gefchehen. 

Artikel XII. Sollten in der Folge einige Artikel des gegen: 
waärtigen Vertrages einer Erfäuterung bedürfen, fo wird durch diplo⸗ 
matifche Verhandlungen hierüber ein gütliches ͤbereinkommen getrof⸗ 
fen werden. 

Artikel XIII. Denjenigen eidgenoſſiſchen Ständen, welche 
dem gegenwärtigen Vertrage bis zum Zeitpunet der Ratification nicht 
beigetreten find, fol auch nad geſchehener Auswechslung derfelben 
der Beitritt zu jeder Zeit frei ſtehen. 

Artikel XIV. Gegenwärtiger Vertrag ſoll fpateftens binnen 
ſechs Wochen ratificirt werden, und nad) formlicher Auswechslung der 
Urkunden, als ein Staatsvertrag von beiden Seiten unter allen Ber- 
baltniffen wahrend der nächſten fünf und zwanzig Jahre, vom Tage 
der Auswechslung angerechnet, unwiderrufliche Gültigkeit erhalten, 
ohne jedoch früheren Verträgen des einen oder anderen Staates mit 
einem dritten. Staate Abbruch zu thun. Nah Ablauf des feitgefeßten 
Termines kann diefer Vertrag mit gegenfeitigem Einverftändniffe er: 
neuert werden. 
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Die Cantone Bafel, Genf, Zug, Graubündten, Ap— 
penzell, und Glarus find oberwähntem Vertrage 
nicht beigetreten. 


340 a) Benetianer Gubernial»E@irculare vom 
17. November 1829, 3. 15,838; 


(Coll. delle leggi ecc. nelle prov. venete, vol, KX, anno 1829, 
semestre Il., pag. 288.) 


La cancelleria intima di corte e stäto signifi6o eolla sua 
Nota 12 settembre 1829, che i sei Cantoni Sviszerk di Basilea, 
6inevra, Zug, @rigioni, Appenzel, e Glarus, i quali non hanno 
aderito alla convenzione 14 luglio 1898 coonchiusa sulla con- 
segna dei delinquenti, dichiararono alla I. R. ambasciata au- 
striaca nell’ ultima Dieta col mezzo delle loro Deputazioni, che 
per parte loro non soffrirebbe difficolta larichiesta consegna dei 
delinquenti, sempreche le relative requisitorie oontenessero la 
promessa del Reciproco. 

In conseguenza di ciö l’ Appello ne fa la oomunicazione 
per norma alle soggettegli prime istanze, ooll’ ordine, che nel 
caso, in cui accorresse di chiedere la estradaziene di qualche 
delinquente rifuggitosi presso Y uno o |’ altro dei suddetti Can- 
toni, debbano nelle loro requisitorie da accompagnarsi all Ap- 
pello per la trasmissione in via diplomatica giusta I! art. 8 della 
convenzione surriferita, aggiungere In promessa del Reciproco, 
la quale del resto sara espressa dallo stesso Aappello nel caso, 
in euifosse stata ommessa, allotche si rivolgera alla Presidenza 
dei governo di Milano per la opportuna sua interpssiziene presso 
Yambasciata austriaca in Svizzera. 


Toscana. 


Sal. Hoffanzlei: Decret vom 38. Auguft 1834, an 
fämmtlicdhe Länderftellen, N. 2668 d. 3. ©. ©. 


Der Landesſtelle wird der zwifhen Seiner Majeſtät und Seiner 
£. £. Hoheit dem Erzherzoge, Großherzoge von Toscana, wegen ge: 
genfeitiger Auslieferung der Verbrecher am 12. October 1829 abge: 
fchloffene Vertrag /. mit dem Auftrage zugeitellt, denfelben in ge- 
wöhnlihem Wege baldmöglichft und zu machen. 


Maucber’s fiftemat. Handbuch. 16 
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/. Beilage 


Bertrag, wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher zwifchen DÖfter: 
reih und Toscana. Abgefchloffen zu Florenz den 12. Dctober 1829 und 


die Ratification dafelbft ausgewechfelt den 6. Auguft 183%. 


Artikel J. Seder, der angeklagt ift, entweder in den Staa— 


ten Seiner Majeftat des Kaifers oder im Großberzogthume Toscana 
eines der nachbenannten Verbrechen begangen zu haben: 


nn ei 


13. 


Hochverrath oder auf Störung der öffentlichen Ruhe im Staate 
gerichtete Handlungen ; 

Aufftand und Aufruhr, öffentlihe Gewaltthatigkeit, Wider: 
feglichkeit gegen die bewaffnete Macht, gewaltfame Handlun— 
gen gegen die Staatsobrigfeiten, oder gegen in Ausübung ib: 
ved Amtes ftehende obrigkeitlihe Perfonen ; 


? Münzverfälfhung ; 
. Verfaͤlſchung offentliher Credits - Papiere ; 
. Berfalfhung öffentlicher Urkunden, Wechſel, Banknoten oder 


anderer abnlicher im Handelsverkehre circulirender Papiere; 


. Erpreffung, VBeruntreuung öffentlicher Gelder, und Betrug 


von Seite öffentlicher Beamten in Ausübung ihres Amtes durch 
Zueignung oder Unterfchlagung der ihnen anvertrauten Gelder 
oder Effecten, es fei zum Nachtheile des Staates oder einzel: 
ner Gemeinden , öffentlicher Anftalten oder anderer was immer 
Namen babenden Individuen; 


. Branblegung oder beträchtliche und vorfagliche Beſchädigung von 


Dammen , in der Abficht, überſchwemmungen herbei zu führen; 


. Mord oder Todſchlag jeder Art, mit Ausnahme jedoch des un: 


freiwilligen, und Verwundung mit Gefahr der Verſtümmlung 
oder des Todes; 


. Entführung oder Nothzucht; 
10. 


11. 


Diebftahl mit ——— und angedrohter Gewalt gegen die 


erſon; 
— an Kirchengut, an Vieh, und überhaupt jede Art 
qualificirten Diebſtahls, jedoch, den im vorhergehenden — 
grafe erwähnten Diebſtahl ausgenommen, nur wenn der Werth 
des entwendeten Gutes in jedem der Fälle, auf die ſich gegen— 
wärtiger Paragraf bezieht, den Betrag von 300 toscaniſchen 
Lire oder 100 fl. C. M. erreicht; 
Betrügerifches Falliment oder Betrug überhaupt, wenn er ei- 
nen Werth von 900 toscanifhen Lire oder 300 fl. C. M. 
überfteigt ; 
— in ſo fern ſie die vorangeführten Senn be- 
träfe; 
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14. Mitfhuld verbunden mit thatiger Mitwirkung bei eben diefen 
Verbrechen, und 

15. der Verſuch aller diefer Verbrechen, fobald die Vollbringung 
aus Urſachen, welche außer dem Willen des Verbrechers lagen, 
unterblieb ; 

So wie nicht minder jene Individuen, gegen welche wegen eines 
der angeführten, in dem einen oder dem andern der beiden Staaten 
nad der in jedem Staate beftehenden gefeglihen Erklärung begange- 
nen Verbrechens, wirklid ein Strafurtheil erfolgt ware, follen in 
dem andern Staate nicht geduldet, fondern ergriffen, und der bewaff: 
neten Macht des Staates, in deffen Gebiet das Verbrechen begangen 
worden, ausgeliefert werden. 

Die Anhaltung fol nicht bloß auf Verlangen jener der beiden 
Regierungen, in deren Gebiete das Verbrechen begangen worden, fon: 
dern von Amtswegen erfolgen. 

Es veriteht ſich jedoch, daß die hohen contrabirenden Theile in 
feinem Falle noch aus irgend einem Grunde zur Auslieferung ihrer ei- 
genen Untertbanen verbunden fein follen. Wenn alfo ein Unterthan 
des einen berfelben in den Staaten des andern ein Verbrechen der 
oben bezeichneten Art begangen hätte, und hierauf in fein Vaterland 
zurüd gekehrt wäre; fo darf derfelbe nicht ausgeliefert werden: allein 
es foll von den Gerichten des Staates, dem er angehört, von Amts- 
wegen gegen ihn verfahren, und eintretenden Falls die nach den dort 
geltenden Gefeßen beftimmte Strafe über ihn verhängt werden. Zu 
diefem Ende find die Behorden des andern Staates gehalten, den be— 
zeichneten Gerichten die Zeugenverhöre und die auf das Verbrechen 
Bezug habenden Acten entweder im Originale, gegen Verbindlichkeit 
der Rückftellung, oder in authentifcher Abfchrift, wie nicht, minder 
das, was zum corpus delieti gehört und überhaupt alfe zur Überfüh— 
rung des Verbrechers dienlichen Beweismittel mitzutheilen. 

Wenn eine der beiden Negierungen von der andern die Ausliefe- 
rung eines ihrer Unterthanen, welcher außerhalb beider Gebiete eines 
der in dem erften Theile diefes Artikeld aufgeführten Verbrechen be- 
gangen hätte, oder eines anderen zu feinem der beiden Staaten ge: 
börenden Individuums verlangen follte, das ſich, gleichfalls außerhalb 
ihres Gebietes, eines der in den $$. 1, 2, 3 und 4 diefes erften Ar- 
tifels bezeichneten Verbrechens fhuldig gemacht hatte; fo behalten fich 
beide Regierungen vor, eine folhe Auslieferung, nah Beſchaffen— 
beit der den Fall begleitenden Umitande, und mit Rückſicht auf die 
mit anderen Staaten beitehenden Verträge zu bewilligen oder zu ver: 
weigern. 

Artikel II. Wenn ein in dem einen der beiden Staaten an- 
gehaltener Verbrecher dafelbft ein ſchwereres oder eben fo ſchweres 
Verbrechen als jenes, deifen er fih in dem anderen Staate fhuldig 
gemacht, begangen hatte ; fo kann deffen Auslieferung an diefen letz— 
teren fo lange aufgefchoben werden, bis die Aburtheilung, und nad 
Befchaffenheit des Falles, die Beitrafuug binfichtlich bes von ihm in 

16 
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dem Lande, wo er angehalten worden, begangenen Verbrechens erfolgt 
ift, mit dem Vorbehalte, daß gleih nad erfolgtem richterlichen Aus: 
fpruche, wenn nemlich diefer Eein Strafurtheil ift, oder im entgegen ge 
festen alle, nachdem der Schuldige die über ihn verhängte Strafe 
ausgeftanden haben wird, zu deifen Auslieferung gefchritten werden fol. 

Artikel IH. Die Auslieferungsbegehren follen jedesmal im di: 
plomatifchen Wege geftellt, und mit der Angabe des Verbrechens, 
deffen das reclamirte Individuum angeklagt ift, oder wegen welchem 
es verurtheilt worden, begleitet fein. Zur Erleichterung der Auffin- 
dung und Verhaftnahme des Übelthäters wird es müßlich fein, daß zu: 
gleich feine Perfong - Befchreibung beigefügt werde. 

Mas die Vollziehung der Auslieferung betrifft, fo follen, in 
Folge der hierüber mit der modenefifhen Regierung zu pflegenden 
Rückſprache, die Gerichts -Wehörden des Staates, an den die Auf: 
forderung ergangen, den Angeklagten oder Verurtheilten an jene des 
erwähnten Zwifchenftaates überliefern, die e3 übernehmen werden, 
ihn an die Gerichte des requirirenden Staates zu übergeben. 

Artikel IV. Bei der Auslieferung ded Merbrecherd find von 
den Gerichten ded Staates, in welchem die Verhaftung gefheben , 
fammtlihe Unterfuchungs: und andere von befagten Gerichten aufge: 
nommene Xcten, wie nicht minder alles, was das corpus delicti bil- 
det, die dem Angeklagten zuftehenden Effecten, fo wie auch jene, 
welche anderen Unterthbanen des Staates, an welchen die Auslieferung 
gefchieht, gehören, zu übergeben, jedoch gegen Entrihtung der Schreib- 
gebühren und gegen Erfaß der etwa für die Wiedererlangung und Er- 
haltung jener Effecten aufgewendeten Koften. 

Die Koften für den Unterhalt der Verbrecher von der Zeit ihrer 
Verhaftung bis zur Auslieferung an die bewaffnete Macht des Zwi— 
fhenftaates, fo wie die dem leßteren gebührende Vergütung , fallen 
der Regierung, auf deren Verlangen die Auslieferung gefchieht, zur 
Laft, und haben dabei die in dem Staate, an welden die Anforde- 
rung gefchehen, geltenden Unterhalts-Tarife für Verbrecher zum Bergü- 
tungsmaßitabe zu dienen, unbefchadet der Erſatzanſprüche für jene meb- 
reren Koften, welche der höhere Rang oder Perfonal-Berhältniffe des ver- 
bafteten Individuums oder andere Motive veranlaffen dürften. Diefe 
Koften, fo wie die Schreibgebühren und die übrigen vorermähnten 
Auslagen, follen nad Ablauf jedes halben Jahres nach gegenfeitiger 
Zuftellung der dießfalligen Überſichten, gezahlt werden. 

Artikel V. Keiner der contrahirenden Theile wird Gnadenbrie- 
fe, freies Seleit, oder fonft Verfiherungen irgend einer Art für ein 
in dem Gebiete des andern Staates begangenes Verbrechen bemilli- 
gen, wenn felbes zu den im erften Artikel gegenwärtigen Vertrages 
bezeichneten Gattungen gehört. 

Artikel VI Die Gerichte des einen oder des anderen Staates, 
in deren Gewalt des Diebftahls befehuldigte Individuen und zugleich 
die geftohlenen Sachen fich befinden, werden die Zurückgabe diefer letz⸗ 
teren koſtenfrei und ohne weiteren Verzug als den, welcher zur Erhe⸗ 
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bung des Thatbeftandes nothwendig ift, an die Eigenthümer diefer Ge: 
genitande, oder an jene, denen felbe entwendet worden, bemwilligen , 
fobald diefe ihr Recht durch Zeugen oder durch irgend ein anderes gefeß: 
liches Beweismittel darthun, und entweder felbft oder durch einen mit 
gehdriger Vollmacht verfehenen Beftellten vor dem Gerichte, bei wel- 
chem gedachte Gegenftände in Verwahrung find, erfcheinen, um felbe 
zurück zu verlangen. 

Artikel VOL. Wenn der Fall eintreten follte, daß zur Inftrui: 
rung eines vor den Gerichtshöfen des einen der beiden Staaten anhan- 
gigen Eriminal-Proceffes Confrontirungen und Perfonal:Erfennungen 
mit den Schuldigen oder Angeklagten nothwendig würden; fo follen 
diefe Confrontirungen und Erfennungen in der Regel in dem Gebie: 
te ded Staates, zu welchem das requirirende Gericht gehört, Statt ha- 
ben; und wenn befondere Ilmftande die Wahl eines in dem Gebiete 
des anderen Staates gelegenen Ortes veranlaffen follten ; fo würde in 
diefem Falle die Vornahme der Confrontirung oder Erkennung immer 
einem Richter des erfteren Staates obliegen. 

_ Artikel VIEL Die Verbrecher, welche, um den gerichtlichen 
Berfolgungen des einen Staates zu entgehen, in die Militäar-Dienite 
des andern getreten wären, follen darum nicht weniger in jenen Fäl— 
fen, auf welche gegenwärtige Convention anwendbar ift, ber Auslie- 
ferung und den von den Behörden des Landes, wohin fie ſich geflüch— 
tet, gegen fie zu ergreifenden Mafregeln unterworfen fein. Zur Ber: 
meidbung der Anftande, die wegen der Koften der an ſolche Indivi— 
duen verabfolgten Militär - Equipirung oder wegen des ihnen bezahlten 
Handgeldes erhoben werben Eönnten, wird feitgefeßt, daß bei der Aus— 
lieferung eines Verbrechers diefer Art von der übernehmenden Behörde, 
wegen diefer Koſten ein Betrag von 50 Franken bar bezahlt werben foll. 

Artikel IX. Gegenwartiger Vertrag foll während eines Zeit- 
raumes von zehn Sahren, von dem Tage der Auswechslung der Nati: 
ficationen anzufangen, feine volle und ganzlihe Wirkfamkeit haben, 
nach deffen Ablauf derfelbe, mit gegenfeitiger Einwilligung beider Re: 
gierungen wieder erneuert werben Eann. 


Schriftenwechſel der Criminal-Gerichte mit aus: 
ländifhen Behörden *. 
A. Nach allgemeinen gejeßlihen Beitimmungen. 
34%. Hofdecret vom 15. December 1794, an das n. 6. 


Appellationd- Gericht, über defien Amtöbericht vom 6. v. 
M.N. 2052. 3. G. ©. *). 


Wenn in der Juftigverwaltung Falle vorkommen, wo durch bie 





+) Rüdfichtli des Schriftenwechfeld zwifchen den inländifhen Behör— 
den, fiehe die Novellen beim $. 345. 

) Siehe unten, unter der Auffchrift „Befandtfchaften.“ Ihfd. v. 8. 

Desember 1885, (BEY.) 
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£. k. Geſandtſchaften und bevollmächtigten Minifter an auswartigen 
Höfen, Auskünfte und Aufklärungen einzuholen find, hat die Einlet- 
tung immer mittelft der oberften Juftizitelle zu geſchehen. 


SAAB. Hofdecret vom 1. December 1804, an das böh— 
mifche Appellationd- Gericht, über defien Bericht, wo— 
mit fich die dießfällige Weifung erbethen wurde, N. 704 
d. J. G. ©. 


Das Landrecht bat alle ſowohl an die franzöſiſchen *), als ande— 
re Behörden, mit welchen die Gerichtsitellen in Eeiner unmittelbaren 
Correfpondenz ftehen, zu erlaffende Erfuchichreiben durch das Appella— 
tions - Gericht an die oberfte Quftizftelle zur weiteren Beförderung an 
die £ E. geheime Hof- und Staatskanzlei zu überreichen. 


944. Hoffanzlei:Decret vom 11. Juni 1807 an 
fämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. ©. 47. Bd., S. 200.) 


Seine Majeftat haben in Abfiht auf die Correfponden; mit aus- 
landifchen Behörden zu befchliefen gerubet, daf den Gubernien, den 
Appellationg - Gerichten, den Yandredten, und allen Criminal Öe: 
richten der Schriftenwechfel mit Behörden der benachbarten Mächte, 
welchen die Schlihtung ähnlicher Gefchafte zugemwiefen it, in allen 
allen geftattet, und die Erfüllung des wechfelfeitigen Anfinnens er- 
(aubt fein fol, in welchem es fih um einen in die unmittelbare Amts: 
handlung der Behorden einfchlagenden Gegenitand handelt, und wo 
nach dem Ermeifen derfelben, Gefahr auf dem Verzuge fein kann, 
daf jedoch der Briefwechfel 

a) mit den in der Reſidenz der benachbarten Macht aufgeitellten 
Behörden, 

b) mit Behörden von ungleihem Range, oder einer heterogenen 
Geſchäftsverhandlung, und , 

0) zwiſchen den ihnen untergeordneten Amtern und Behörden be: 
nachbarter Mächte nicht Platz greifen foll, den einzigen Fall 
ber Noth, und wegen der an dem Verzuge, haftenden Ge: 
fahr ausgenommen, weildie untergeordneten Amter, als Kreis: 
amter, Wirthfhaftsamter, Magiftrate und Infpectorate, die 
an fie gelangenden Erfuchfchreiben der vorgejeßten Behörde 
vorlegen, und derlei Angelegenheiten zwifchen den höheren 
Behörden der benadhbarten Staaten verhandelt werden Eönnen. 


*) Siehe unter der Auffchrift „Frankreich“ Ihfd. v. 21. Sept. 1837 
(855.) 
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245. Hofdecret vom 4. September 1813, an ſaͤmmt⸗ 
lihe Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlie: 
fung vom 11. Mai 1818, über Vortrag der Hofcommiffion in 
Juſtiz⸗Geſetzſachen, N. 1492 d. J. G. ©. 


Über das Befugniß inlandifcher Gerichte, die Amtsgefchafte mit 
fremden Behörden zu verhandeln, haben Seine Majeftät folgende Vor— 
fhriften zu ertheilen gerubet: 

1. Gerichts-Behoͤrden und Magiftrate, die aus mehreren geprüf- 
ten Räthen befteben, konnen ſich in bürgerlichen und peinlichen Rechts: 
angelegenheiten mit auslandifhen Behörden gleihen Ranges, felbit 
jene der Nefidenzftädte nicht ausgenommen, unmittelbar in das Einver- 
nehmen feßen. Diefe Vorſchrift gilt auch für die Praturen des lombar- 
difch-venetianifchen Königreiches, und für die Iandesfürftlichen Land— 
oder Pfleggerichte in Tirol, Vorarlberg, Salzburg, dem Inn- und 
Hausruckviertel. 

2. Anderen Gerichten wird nur in Criminal-Sachen, dann in 
Geſchäften, wo Gefahr am Verzuge eintritt, mit fremden Behörden 
unmittelbar zu verhandeln geſtattet. Außer dieſen beiden Fällen haben 
fie ſich durch das Appellations-Gericht dahin zu verwenden. 

3. Verhandlungen mit fremden Behörden ungleihen Ranges 
find, wo nicht dringende Gefahr befondere Befchleunigung erfordert, 
immer durch die Appellations = Gerichte einzuleiten. 

4. In Anfehung jener ander, wo den Behörden der Verkehr 
mit öfterreichifhen Gerichten und die Annahme der Erfuchfchreiben nur 
unter befonderen Befhrankungen und Formen geftattet wird , fol die 
bisher übliche Art zu verhandeln fo lange beibehalten werden, bis durch 
gemeinfchaftliches Einverſtändniß ein anderes feftgefeßt werden wird. 

Durch die gegenwärtige Verordnung werden die Hofdecrete vom 
1. Auguft 1806, 26. September und 19. December 1807, fo wie 
das Circulare des Appellationd - Gerichtes zu Venedig vom. 5. Auguft 
1815, und die Verordnung des Guberniums zu Mailand vom 22. 
Mai 1816, infofern fie fih auf die Verhandlungen der Gerichte über 
bürgerliche und peinliche Nechtsangelegenheiten beziehen, außer Kraft 
gefeßt ; dagegen find die über die Auslieferung der Verbrecher ertheil- 
ten Vorfchriften ferner genau zu beobadıten. 


346. Decret der Stadthbauptmannfhaft vom15. April 
1819, 3. 9640. 
(Wr. Er. G. N. B., 2. Thl. ©. 213.) 


In jenen Fallen, wo Rüdfichten auf das Staatsintereffe und 
die auswartigen Verhältniſſe der Monarchie befondere ı Vorfichten in 
den Außerungen gegen fremde Behörden erfordern könnten, haben ſich 
die öfterreichifhen Gerichtsftellen aller unmittelbaren Verhandlung mit 
denfelben zu enthalten, und an bas Appellations - Gericht zu dem 
Ende Bericht zu erfiatten, damit von diefem entweder die: nöthige 
Belehrung ertheilt, oder die oberſte Juſtizſtelle um: weitere, den Um- 
ftanden angemeflene Verfügung angegangen werbe. 
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947. Hoflanzleis Decret vom 3. Junt 1819, an ſämmt— 
lie Länderftellen, N. 1566 d. J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben in Hinfiht des Schriftenwechfeld der in- 
landifhen Behörden mit dem Auslande zu befchließen befunden: 

Es babe, da ſich dieffalls bisher immer nad den, durd das 
Hofbecret vom 11. Juni 1807 (® 44.) bekannt gemachten Grund- 
fagen mit dem zweckmäßigſten guten Erfolge benommen worden, da— 
ber eine neue Worfchrift entbehrlich ift, bei denfelben noch ferner mit 
dem einzigen Beifage zu bewenden: daß von dem Befugniffe des 
Schriftenwechſels mit den auswärtigen Authoritäten die Patrimonial- 
Gerichte, die Dorfobrigkeiten, und die aus ungeprüften Beifißern be- 
ſtehenden Magiftrate ausgefchloffen werden follen. 

Doc ift Sorge zu tragen, daß die Correfpondenz nur in ber Art 
Statt finde, durch welche der Einfhwarzung von Padeten und frem- 
den Briefen vorgebeugt werde. 


348. Hofdecret des Iombardifch =» venetianifhen 
Senates der oberftien Suftizftelle vom 9. Februar 
1827, 3. 275. 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venete, vol. XVI., parte I., pag. 247.) 


Nei casi avvenire le requisitorie da trasmettersi alle estere 
autoritä, rispetto alle quali non sono state impartite norme di- 
verse, debbono dall’ Appello comunicarsi non al governo , ma 
inoltrarsi al senato direttamente, a cui spetta di farle pervenire 
all’ autorita estera reqnisita col mezzo della cancelleria intima 
di corte e stato. 


BAB. Decret des lombardifch-venetianifihen Se— 
nates der oberften Juftizftelle vom 28. December 
1827, 3. 51 und 3655, mitgetheilt durd; das Appellations = Ge— 
richt am 4. Jänner 1828, 3. 56. 
(L. c. vol. XIX., parte I., pag. 179.) 


In evasione della sua consulta 14 dicembre 1826, N. 10,377 
e seguenti, gli si rescrive col ritorno degli allegati, cbe ri- 
sultando in complesso e dai rapporti dei tribunali di Lombardia , 
e da quelli delle provincie venete non sofferire gravi ostacoli la 
corrispondenza colle autoritä estere in oggetti civili e penali, 
non si € trovato di compartire alcun ulteriore provedimente, fin- 
che non siano condotte a termine le pendenti trattative ooi fAlni- 
timi Stati italiani. 

Essendo poi giä coll’ aulico deereto 21 maggio 1822, N. 
1285, e diramato dall’ appello colla sua circolare 29 detto mese 
fatto conoscere, oome anche iljgoverno Pontificio aocordava alle 
reqmisiterie delle autorita giudiziarie austriache la franohigia 
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postale, l’appello, ove emergesse, che continuassero gli osta- 
coli precedentemente incontrati dalle autoritä pontificieper man- 
canza di pagamento dei diritti postali, dovra rassegnare di caso 
in caso I’ emergente a questo senato per le opportune dispo- 
sizioni, 
3530. HoffanzleisBefheid vom 6. Auguft 1834, 
3. 20,226. 


” 


(N. ö. Prov. G. S., 16. Thl., S. 213.) 

Die ftrafgerichtlichen und ftreng polizeilichen Angelegenheiten ge: 
horen ihrer Dringlichkeit wegen nicht zu jenen Agenden, worüber den 
inlandifchen Behörden der Schriftenwechfel mit dem Auslande unter: 
fagt ift. 


B. Nach bejonderen gejeßlichen Bertimmungen. 
Baiern 


25 1. Decret der vereinten Hofkanzhei vom 3. März 
1807, an fämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme 
Galiziens. 

(Polit. ©. ©., 28. Bd, ©. 44.) 


Über Vorſtellung, daß von Seite der erbländiſchen Behörden 
den königlich baieriſchen ämtlichen Requiſitionen, nicht immer jene 
ſchleunige Befriedigung geleiſtet werde, welche die Lage und manches 
Mal die Wichtigkeit des Geſchäftes erfordert, wird der Landesſtelle 
aufgetragen, die untergeordneten Behörden dahin anzuweiſen, daß 
ſie den königl. baieriſchen Behörden in ämtlichen Requiſitionen jene 
ſchleunige Befriedigung gewähren ſollen, welche die erſte Vorausſe— 
tzung einer dauerhaften nachbarlichen Eintracht iſt. 

Zugleich aber ſind dieſe Behörden anzuweiſen, von jeder ſolchen 
auswärtigen Requiſition, nach Verſchiedenheit des Geſchäftes, ent: 
weder der Landesſtelle, oder der Appellation die genaue Anzeige zu 
erſtatten, wo ſodann die Landesſtelle in mehr erheblichen, oder eini— 
gen Bedenken unterliegenden Fällen, ſolche zur hierortigen Kenntniß 
zu bringen haben wird (5%). 


359%. Decret der vereinten Hoffanzlei vom 6. Jän: 
ner 1808, an ſämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme 
von Galizien. 
(Polit. &, S., MP. Bd., ©. 1.) 

Unter dem 3. März v. I. (25 4.) wurde der Landesitelle auf: 
getragen die untergeordneten Behörden anzuweiſen: daf fie den Eonigl. 
baierifhen Behörden in amtlichen Resuifitionsfällen die ſchleunigſte 
Befriedigung gewähren follen. 

Da man aber diefer Verordnung nicht überall genau nachkommt, 
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fo wird der Landesftelle aufgetragen: die über das obige Decret vom 
3. Marz erlaffene Verfügung zu erneuern, und die untergeordneten 
Behörden zur genauen Befolgung derfelben auf das Nachdrücklichſte 
anzumeifen. 


333. Decret des lombardifh=-venetianifhen Se 
nates der£.f. oberften Juftizftelle vom 19. April 1828, 
3. 1019. 

(Coll. di leggi ecc. per le prov. venete, vol. IX., parte I. pag. 191.) 


La corrispondenza tra le autorita austriache e bavaresi 
non ha sofferto finora alcun ostacolo, ne si E dovuto ricorrere 
alla via diplomatica per renderla efficace. 

Riceve dunque in questo caso la sua piena applicazione 
l articolo primo della risoluzione sovrana 11. Maggio 1818 di- 
ramata colla circolare veneta 21. settembre detto anno. (Atti uf- 
ficiali P. IL, pag. 148.) 


Frankfurt. 


354. Hofdecret vom 9. November 1822, an ſämmt— 
lihe Appellations- Gerichte, über Note der allgemeinen 
Hoffammer vom 15. October n. 3. N. 1909 d. 3. ©. ©. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer ift mit der E F. geheimen Hof: 
und Staatskanzlei übereingefommen, daß die öſterreichiſchen Behör— 
den und Ämter ihre Erſuchſchreiben an das Stadtgericht der freien 
Stadt Frankfurt am Main, an den dortigen k. k. Miniſterreſidenten 
zu überfenden haben, der folhe fodann der Behörde übergeben wird. 


Kranfreid. 


3255. Suftiz:Hofdecret vom 21. September 1827, an 
das böhmifhe Appellations- »Gericht —9 
(Zeitfchrift für ö. R. ꝛc. 1827, 3. Bd, ©. 362.) 


Künftig iſt ſich an franzöſiſche Gerichts-Behörden nie unmittel— 
bar, ſondern immer auf diplomatiſchem Wege zu verwenden. 


256. Hofdecret vom 29. Mai 1829, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, in Folge allerhöchfter Entfchließung 
vom 16. Mai 1829, N. 2407 dv. 3. ©. ©. 


Wenn öfterreichifhe Gerichte in Civil: oder Criminalſachen des 
Beiftandes einer königl. franzöfifhen Gerichtsbehörde bedürfen, haben 


*) Siehe oben Hfd. v. 1. Dec. 180%, N. 704 d. 3. G. ©. (243.) 
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fie fi) dahin nie unmittelbar, fondern durd das Appellations = Ge: 
richt und die ofterreichifhe Gefandtichaft zu Paris zu verwenden. 
Die Präfidenten der Appellationd = Gerichte find ermächtiget, die Ge: 
fandtichaft zu Paris um die erforderliche diplomatifche Unterſtützung des 
Antrages der öfterreichifhen Behörde zu erfuchen. 


Gefandtfhaften 


357. Juftiz-Hofdecret vom 9. December 1825, an 
das galizifhe Appellations-Geridt *). 
(Zeitfcheift für 0. R. rc. 1886, 3. Bd. S. 42.) 


Den eriten Inftanzgen ſteht nicht zu, ſich unmittelbar an die 
£. k. Sefandtfchaft zu wenden. 


Heffen. 


358. Hofdecret vom 19. Juni 1819, in Folge höchfter 
Entfchließung vom 27. Mai 1819, N. 1571 0.3. ©. ©. 


In Beziehung auf die Verfahrungsart bei der Correfpondenz mit 
den großherzoglich-heſſiſchen Gerichts-Behörden wird Folgendes feſt— 
gefeßt: 

1. Die großherzoglich-heſſiſche Regierung hat drei Gerichte, nem: 
lich: das Hofgeriht zu Darmitadt, das Hofgeriht zu Gieffen, 
und das Kreisgeriht zu Mainz als diejenigen beftimmt, an welche 
von auslandifhen Behörden die Inſinuationen an großherzoglich-heſſi— 
ſche Unterthanen in foldhen Fallen, wo die eigentlihe Behörde unbe: 
Eannt fein follte, zu gelangen haben. Hiervon find fammtliche Gerichts⸗ 
behörden zu verftandigen, und diefelben anzumeifen, fi in Fallen 
der Infinuationen an großherzogliche Unterthanen, wo die eigentliche 
Behorde unbekannt fein follte, an Eines der genannten drei Gerichte 
zu wenden. 

2) Zu gleihem Behufe iſt für die ofterreichifchen Staaten, mit 
Ausfhluß von Ungarn und Siebenbürgen, ‚befunden worden, bie 
Appellations-Gerichte jeder Provinz ald diejenigen Gerichtsbehörden 
u beftimmen, an welde die großherzoglich = heififhen Gerichte in 
ahnlihen Fallen der Injinuagionen an oiterreichifche Unterthanen fich 
zu wenden haben, wo jofort dem Appellations-Gerichte obliegen wird, 
dergleichen Infinuationen durd das betreffende Gericht unverweilt zu: 
ftellen zu laſſen. 


*) Siehe oben Hfd. v. 15. Dec. 1794, N. 205 d. 3. G. S. (B4%.) 
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259. JuftizHofdecret vom 18. Juli 1837, 3. 4183. 


(Zeitihrift für ö. R. ıc. 1837, 3. Bd,, ©. 336 und Militär-G. S. Jahrg. 
1837, ©. 79. Prov. G. S. für Flirien, 19. Bd., &. 88, für Dfterreih un: 
ter der Enns, 19. Thl,, S. 175, für Steiermark, 19. Thl,, S. 196.) 


Die großherzoglich = hefifche Regierung hat laut eines dem ober: 
ften Gerichtshofe durch Note der E E geheimen Haus⸗, Hof: und 
Staatskanzlei vom 9. Juni 1837 mitgetheilten Promemoria des groß: 
herzoglich-⸗heſſiſchen Geſchäftsträgers die Einrichtung getroffen, daß für 
die Provinz Rheinheffen die Verhandlungen mit auslandifchen Behör— 
den über die Zuftellung der Gerichtsacten an In- und Ausländer von 
We ae Saat: Staats: Procuratur zu Mainz beforgt 
werden. 

Diefer wird die Zuftellung der in Rheinheſſen ausgefertigten Ur: 
Eunden mittelft directer Correſpondenz mit den auswärtigen Gerichts: 
Behörden bewirken ; dagegen werden die für Einwohner der Provinz 
Rheinheffen beftimmten, von auslandifchen Behörden herrührenden ge: 
rihtlichen Urkunden in Zukunft an den grofiberzoglich-heififchen Gene: 
ral-©taats-Procuratur zu Mainz zu überfenden fein. 

Für die Provinzen Starkenburg und Oberheffen werden die groß: 
berzoglichen Hofgerichte zu Darmitadt und Gieſſen auch künftig das Zu: 
ftellungsgefchaft beforgen. 


Kirchenſtaat. 


260. Hofdecret vom 16. Juli 1817, an dasn. ö. Appel— 
lations-Gericht über Note der k. f. geheimen Hof- und Staats: 
fanzlei vom 11. Juli n. 3. N. 1348». 3, ©. ©. 


Nückfichtlich des von der k. k. öſterreichiſchen Seite bei dem vapft: 
lihen Minifterium gemachten Antrages, daf die Criminal - Behörden 
beider Staaten ſich bei Criminal - Unterfuchungen die Erhebungen wech: 
felfeitig und unmittelbar, wenigftens in dringenden Fallen mittheilen 
zu dürfen berechtiget werben möchten, wird, da die päpftlihe Re— 
gierung folche Mittheilungen durchaus nur auf dem minifteriellen Wege 
geftatten zu Eönnen glaubt, zur Nachachtung bekannt gemacht: daß 
die Criminal» Gerichte in den Fallen, wo Gefahr auf dem Merzuge 
haftet, fich zwar mit den angemeffenen Erfuchfchreiben unmittelbar an 
das betreffende papftliche Gericht zu wenden, davon aber zugleich der 
k. k. Sefandtfchaft in Rom die Anzeige zu erftatten haben, damit 
Letztere die nöthigen minifterielen Verwendungen eintreten laffen 
Eönne. 
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361. Eirculare des Appellations-Gerichtes zu Ve— 
nedig vom 5. April 1826, 3. 4939. 
(W effely's Hdob. ©. 530.) 


An Folge des Hofdecretes vom 1. d. M. 3.841 werben für alle 
erften Inftanzen die Vorſchriften über die Erſuchſchreiben an päpftliche 
Behörden in Civil: und Eriminal- Angelegenheiten zur genauen Be— 
folgung erneuert. Sie beitehen in Folgenden: 

So oft die Gerichte erfter Inſtanz in die Lage kommen, 
von päpftlihen Behörden Auskünfte oder Amtshandlungen zu erwir: 
Een, fo baben fie ihre bezüglichen Erfuchfchreiben unmittelbar dem 
Prafidenten des Appellations-Gerichtes zu unterlegen, von welchem fie 
mit feiner Zegalifirung verfeben, der E. E. öſterreichiſchen Geſandtſchaft 
zu Rom, zum Behufe ihrer Vollſtreckung im minifteriellen Wege, 
forgfältig zu überfenden find. Sollte eine Gefahr am Werzuge fein, 
fo Eönnen ſich die erften Inſtanzen auch unmittelbar an die päpft- 
lihen Behörden mit ihrem Erfuhen wenden, wobei fie zugleich. 

u bemerken haben, daß dasfelbe Erfuhen auch im minifteriellen 
GBege eingeleitet werde. Unter Einem haben fie ein Duplicat des Er- 
fuchfchreibeng dem SPrafidenten des Appellations = Gerichtes zu unterle- 
gen, womit auf die oben beftimmte Art vorzugehen ift. 


261 4) Appellations:Eirculare vom 11. April 1827, 
3. 4947. 


(Coll. delle leggi ecc. nelle prov. venete, vol. XVI., parte I., 
pag. 255 ecc.) 


Ad oggetto di rendere più solleeito e regolare il carteg- 
gio tra le autorita giudiziarie di questo regno lombardo - ve- 
neto, e quelle dello stato Pontifieio, e perche siano rimossi 
gli ostacoli, che si potessero frapporre per il non eseguito 
contemporaneo rimborso delle spese occorrenti, di concerto 
con X imperial regio senato lombardo-veneto del supreme tri- 
bunale di giustizia, l’imperial regia cancelleria intima di corte 
e stato, ed il governo di Sua Santitä, si sono conformate le 
disposizioni già contenute nell’ aulico decreto 30 luglio 1817, 
N. 1762 (®60.), e si € inoltre determinato quanto segue: 

I- A scanso di ogni specie di ritardo negli affari giudi- 
ziarj e specialmente nei casi di urgenza, ove trattisi di ri- 
lievi penali, dai quali puö dipendere la piü, o meno sollecita 
definizione di una procedura, il giudizio requisito rimetter&a 
direttamente per le poste al giudizio requirente gli atti assunti 
in virtu della requisitoria. 

II° Per provedere al sicuro e pronto rimborso delle spese , 
che a seconda de’ casi fossero dovute ai giudizj requisiti, de- 
vranno questi nel trasmettere gli atti assunti al giudizie re- 
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quirente acchiudervi la specifica delle spese occorse chieden- 
done il pagamento, e questo si eflettuera col trasmettere diret- 
tamente con la posta il danaro aflrancato. 

Delle premesse disposizioni, state comunicate dall’ impe- 
riale regio senato lombardo-veneto del supremo tribunale di giu- 
stizia mediante aulico decreto 7 corrente aprile N. 773—1029, 
si rendono intese tutte le dipendenti prime istanze per norma, 
e per I’ esatta loro osservanza. 


Yondonm 


36%. Hofdecret vom 9. Jänner 1834, 3. 31,891. 
(Wr. Er. GR. B., 3, Thl. S. 325.) 


Die Eorrefpondenz in Gefchaften nad Yondon it im Wege der 
Regierung durch die Hofkanzlei im diplomatifhen Wege einzuleiten. 


Neapel. 


263. Juftiz:Hofdecret vom 25. Mai 1832, 3. 3129, 
an das dalmatinifche Appellations- Gericht. 
(Goutta, 58, Bd. ©. 231,) 


Dem k. k. Appellations » Gerichte wird zur künftigen Benehmung 
eröffnet, daf die Eoniglich neapolitanifhe Regierung e8 zum Grund- 
faße angenommen bat, daß von nun an die Reauifitorien fremder 
Gerichtsſtellen einzig und allein in Criminalfaden von den Fonigl. 
neapolitanifhen Behörden berücfichtiget werden follen, da hingegen 
in den Givilrechts = Angelegenheiten es die Sache der betbeiligten Par: 
tei ift, ſich ſelbſt mittelft eines Anwaldes an das betreffende neapolita- 
nifhe Zribunal zu wenden. 


363 »a) Appellations-Eirculare vom 10. Juni 1835, 
3. 2347 — 471. 


(Raccolta delle leggi ecc. dell’ anno 1835 pag. 161.) 


Sopra la domanda contenuta nell’ appellatorio rapporto 
6. maggio p. p. N. 1718, per ottenere istruzione sul vero senso 
dell’ ossequiato aulico decreto 25. maggio 1832 N. 3129 (2 63.) 
relativamente alla corrispondenza tra le autorita giudiziarie au- 
striache, e neapolitane negli affari criminali, S.M. si € degnata 
direscrivere, che I’ indicazione — da governo a governo — con- 
tenuta nel succitato aulico decreto 25. maggio 1832 comprende 
unicamente la via diplomatica , cosicche tutte le riquisitorie au- 
striache alle neapolitane debbano in via diplomatica prosegauirsi 
al loro destino. 
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Di cio si rendono intesi gl’ ii. rr. tribunali per loro notizia, 
e norma in esecuzione del venerato aulico decreto 26. maggio 
scorso N. 3295 — 198 dell’ eccelso i. r. supremo tribunale di 
giustizia, ed in appendice all’ appellatorio decreto 15 giugno 
1838 N. 2333 *). 


Polen. 


264. Erlaß des böhmifhen Appellations-Gerich— 
tes vom 2. Auguft 1830, 3. 11,743, 
(Böhmifhe Prov. G. S. 12. Thl., ©. 468.) 


Den fünmtlichen Gerichts : Behörden wird zu ihrem Benehmen 
bei Eorrefpondenzen mit den Gerichtsbehörden des Königreichs Polen in 
Juſtizgeſchäften in Folge eines von dem k. k. Landesgubernium mit- 
getheilten Schreibens des E, E. 6. General: Confulats in Warfchau 
Nachſtehendes bekannt gemacht: 

Im ganzen Königreiche Polen, welches aus acht Woimodfchaf: 
ten beſteht, ift in der Civil- und Eriminal: Jurisdiction Fein Unter: 
fhied zwifchen Adeligen und Bürgern. Alle Bewohner des Neiches ge- 
hören unter ein Korum, und diefes ift in der erften Inſtanz das Gi- 
viltribunal, deren ed acht, nemlich in jeder Woimodfchaft eınd gibt, 
mit Ausnahme der Auguſcower Woiwodſchaft, in welcher wegen weiter 
Entlegenbeit der Ortfchaften zwei Abtheilungen des Tribunal ange: 
ordnet find. 

Die Standorte diefer Tribunale find folgende: 

Für die Krakauer Woiwodſchaft die Stadt Kielce, 


» » ©andomirer „ » nn  Nadom, 

» » Kalifcher — » nn SRalifh, 

„„Plotzker 5 lotzk, 

» » mafowifhe „ » arſchau, 

„„ podlachiſche „Siedlce, 
„ Lubliner z . Lublin, 


*. *. 

Für die Auguſtower Woiwodſchaft, wie oben geſagt, ſind zwei 
Abtheilungen, die erſte in der Stadt Lomza, und die andere in der 
Stadt Suwalki. 

Bevor die Rechtsangelegenheiten zu dieſen Behörden zur Entſchei— 
dung gelangen, müffen fie bei den Friedensgerichten , deren in jedem 
Kreife eins, und im ganzen Königreiche 77 find, vorgebracht werden. 
Diefe Friedensgerichte bilden zwar Feine eigentliche Inſtanz, allein fie 
beftehen, um die Parteien im gütlihen Wege zu vergleichen, und erft 
dann, wenn die Verwendung des Friedensrichters fruchtlos geblieben 
ift, Eann der Rechtsſtreit in der erften Inftanz begonnen werden. Zur 
Aburtheilung der Verbrechen und ſchweren Polizei - Übertretungen be- 


*) Siehe von obiger G. S. den Band vom Jahre 1838, S, 166, 
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S i cilien 
(Siehe oben unter der Auffchrift „Neapel« Zhfd. v. 25. Mai 1838, 3.3129 
263.) 


TZodcana. 


26%. Decret des k. E.n. ö. Appellations-Gerichteß, 
vom 5. April 1839, 3. 4851, des. ff, n. ö. füftenländi- 
fhen Appellations-®erichtes vom 11. April 1839, 
3. 4895. 

(Wr. Er. G. N. B., 3. Thl., S. 506 und Milit. G. S., Jahrg., 1839, 
©. 37. Prov. ©. S. für Böhmen, 21. Bd., S. 581, für Illirien, 21. 
Bd., S. 389, für Ofterreih unter der Enns, 21, Thl. S. 154, für Steier- 
mark, 21. Thl., S. 234.) 


Zu Folge Eröffnung der k. k. Haus⸗, Hof: und Staatskanzlei wur- 
de mit Juſtiz-Hofdecret vom 27. Mär; 1839, 3. 1758 verordnet, 
die untergeordneten Gerichtsbehörden anzumeifen, fi) mit den toscani- 
fhen Behörden in Feine unmittelbare Correfpondenz vor der Hand mehr 
einzulaffen, fondern die für felbe beftimmten Reauifitiong - Schreiben 
im vorfchriftsmäßigen minifteriellen Wege zu befördern. 


Ungarn 


368. Hofdecret vom 5. Detober 1792, an das n. ö. 
Appellationd-Gericht, über defien Bericht vom 24. Septem- 
ber n.3. N. 560.9. ©. ©. 


Die Magiftrate und Ortsgerichte follen die Correfponden; mit 
der ungarifhen Hofkanzlei nicht unmittelbar, fondern mittelftj des Ap- 
pellationd-Gerichtes pflegen, damit in Fällen, wo etwa nicht auszu- 
langen ware, unnütze Weitläufigkeiten vermieden, und die Gelegen- 
beit werde, die Stelle zurecht zu führen. 


32628, Hofdecret vom 10. Detober 1793, an fämmtli- 
he Appellations-Gerichte, in Folge Einvernehmens zwi- 
ſchen der oberften Juftizftelle und der ungarifchen Hoffanzlei, 
N. 1380. J. G. ©. 


Sn Fällen gerichtlicher Angelegenheiten, wo von ungarifchen Be: 
hörden Auskünfte zu erheben find, fol fih nicht an die Stuhlrichter: 
amter, fondern unmittelbar an die Comitate, denen die betreffen 

Mauchers fitem. Haudbuch. 17 
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den Obrigkeiten einverleibet find, oder an die Eonigliche Freiftadte 
felbft, wenn der Fall fi in ihrer Gerichtsbarkeit ereignet, verwen: 
bet werden. 


270. Iuftiz-Hofdecret vom 10. October 1793. 
(Kropatfchet, 3. Bd., S; 261 und 10, Bd. ©, 77.) 


Es ift vorgekommen, daß fi in ereignenden Eriminal- oder an- 
deren Rechtsangelegenheiten, worin von den ungarifchen Behörden 
Auskünfte zu erheben find, an die Stuhlrichteramter der Privatgrund- 
obrigkeiten verwendet worden: ift. 

Nachdem nun aber von der Eoniglichen ungarifhen Hofkanzlei die 
Erinnerung gefchehen, daß ein foldhes Stuhlrichteramt Eein öffentliches, 
fondern nur ein privatobrigkeitlihes Amt fei, und daß diefes bloß in An- 
gelegenheiten eigener Unterthbanenzufammenberufen und gehalten zu wer: 
den pflege, fo it den fammtlichen Gerichts: und obrigkeitlichen Behör— 
den zu bedeuten: daß fie ſich in Fallen der gerichtlichen Angelegenhei— 
ten unmittelbar an die Comitate felbft, in deren Mittel eine folche 
Privatobrigkeit einverleibet ift, oder an die Eönigl. Freiftädte, wenn 
fi der Fall in ihrer Gerichtsbarkeit ereignet, zu wenden haben. 


271. Hofdecret vom 33. Juni 1797, an das oftgalizi« 
ſche Appellations-Gericht, in Folge Einvernehmens zwi- 
fchen der oberften Juftizftelle und der ungarifchen Hoffanzlei, 
N. 355 d. 3. ©. ©. 


An den im Rechtswege oder auch in Criminalfällen vorfommenden, 
auf Ungarn Beziehung nehmenden Gefchaften ift fich nicht mehr an die 
ungarifche Septemviraltafel, fondern an die ungarifhe Hofkanz— 
lei zu wenden. 


378. JuftizsHofdecret vom 20. December 1811. 
(Borfhigfys Hdb., S. 362 u. f.) 


Die Eöniglih ungarifhe Hofkanzlei hat diefem oberften Gerichts: 
bofe eröffnet, daf die Urfache, warum die Erfuchfchreiben deutfch- 
erblandifcher Behörden in manchen Fällen zu ſpät, oder auch gar nicht 
erlediget werden, dem Umſtande zuzufchreiben komme, daß in ſolchen 
Schreiben die Unterfchrift, der Ort, von woher felbe kommen, wie 
auch die Namen derjenigen, die einer Unterfuhung zu unterziehen 
find, unleferlih, oder fonft nicht deutlich genug angegeben werden. 
Es ift daher fammtlihen Civil- und Criminal: Gerichtsbehörden auf: 
zutragen, daß fie derlei Erfuchfchreiben reiner, mit aller Deutlichkeit, 
richtiger Angabe der Individuen, der Orter, und der übrigen Daten 


u verfaffen, und fo an die Eöniglich hungarifhen Behörden zuzu- 
* befliſſen ſein ſollen. 


273. Juftiz= Hofdecret vom 17. April 1816, an 
fämmtlihe Appellations- Gerichte, über Rote der un« 
garifchen Hoffanzlei vom 30. März n. 3. N. 1229 d. 3. G. ©, 


Da die fpatere Beantwortung der von deutfch = erblandifchen Be- 
börden an Eöniglih ungarifhe Behörden gerichteten Erſuchſchreiben 
vorzüglich daher rühret, daß in denfelben die Namen der Perfonen, 
um welche es ſich handelt, die Ortſchaften, wo diefelben fidy befinden 
follen, oft auch die Gerichtsbarkeiten,, an welche fich verwendet wird, 
unrichtig angegeben , ferner fi mehrmalen an dergleichen Ortsobrig- 
Eeiten gewendet wird, die, da fie mit keinem ordentlihen Magiftrate 
verfehen find, dem Erfuchichreiben nicht Genüge leiften Eonnen, oder 
u leiften wiffen, jo werden zur Hintanhaltung aller hieraus entfte- 
* Verzögerungen der Gerechtigkeitspflege, die deutſch-erbländi— 
fhen Behörden ernftlih und nachdrücklich angewieſen, darauf bedacht 
zu fein, daß die in der Frage flehenden Perfonen, Ortſchaften und 
Serichtöbehörden jedesmal genau und richtig angegeben, übrigens 
aber ſich in den Erfuchfchreiben nicht unmittelbar an die Ortsobrigkeiten 
(die Eöniglihen Freiftadte ausgenommen), fondern vielmehr an die be- 
treffenden Comitate, in Fallen aber, wo ihnen das Comitat nicht be- 
kannt ware, an die Eönigl. ungarifche Statthalterei gewendet werde, 
auf welche Art die verlangten Auskünfte, zu deren unverzüglichen Er- 
ftattung die ungarifhen Behörden wiederholt angewieſen worden find, 
ficherer und gefchwinder würden erhalten werden. 


274. JuftizsHofdecret vom 4. Mai 1821, an alle 
Appellations- Gerichte. 


(Goutta, 20. Bd. S. 287,) 


Die Eönigl. ungarifhe Hofkanzlei hat eröffnet, daß nad) einer 
von der k. E allgemeinen Hofkammer gemachten Mittheilung unter 
den wegen Nichtentrichtung des Poftportobetrages auf der Poft liegen 
gebliebenen, nunmehr zur Bertilgung beſtimmten Brieffhaften fi haus 
fig amtliche, an ungarifhe Parteien erlaffene Schreiben vorgefunden 
baben ; daher aber habe diefelbe das Erfuchen geftellt, die unterftehen- 
den Behörden in Gemaßheit der Note vom 30. März; 1816 wieder: 
bolt anzumweifen, daß die Zuftellung amtliher Schreiben nad Ungarn 
immer mitteljt öffentliher Behörden veranlaßt werden möchte. 

Es wird demnach ſämmtlichen Juftizbehörden aufgetragen, das 
Hofdecret vom 17. April 1816 (® YB.), da dasfelbe über die vorer⸗ 
wähnte Note vom 30. März 1816 erlaffen worden ift, genau zu ber 
folgen. 

17 * 
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975. Verordnung des böhmifhen Guberniums. 
vom 12. Juli — 3. 29,708. | 
(Böhmifhe Prov. G. S. 4. Bd, S. 609.) 


Es ift vorgefommen, daß mehrere Unterbehörden ſich mit der un: 
garifhen Statthalterei unmittelbar in Correſpondenz fegen. 
Den k. Kreisämtern wird daher zur eigenen Darnahadtung und 
Anweifung fammtliher Dominien und Magiftrate bedeutet, in Zukunft 
fich von diefer unmittelbaren Correſpondenz zu enthalten. 


3276. Mailänder-Gubernial:Eircularevom 5. Juni 
1826, 3. 15,869. 


(Raccolta degli Atti del gov, Milan. vol. 1. dell’ anno 1826, pag. 89.) 


Si comunica per copia /. a codest’ imperiale regia de- 
legazione provinciale un ossequiato decreto dell’ imperiale re- 
gia cancelleria aulica relativo aquegli aflari ed atti, pei quali 
nel corrispondere colle autoritä politiche nel regno d’ Unghe- 
ria € prescritto, che si debba far uso della lingua latina, af- 
finche presentandosi il caso, siano esattamente osservate le 
superiori prescrizioni. 


/. Cireolare N. 12,188. Lombardia. 


Atteso, che le autorita politiche nel regno d’ Ungheria, 
come pure i soprastanti dei comuni rare volte si trovano in 
possesso della lingua italiana, ma sono per solito versati nel 
latino, I’ imperiale regio governo avrà perciö cura, che le 
specifiche da comunicarsi alle autorita ungheresi su quegli in- 
dividui ungheresi dimoranti nel circondario governiale, come 
pure la deserizione delle persone fuggiasche o mancanti, e 
le patenti di passo libero siano effettuate in lingua latina, es- 
sendo tale il desiderio di quelle autorita spiegato dalla can- 
celleria aulica ungherese, onde essere in stato di giudicare 
dei documenti predetti, e d’ invigilare per la regolare osser- 
vanza delle norme vigenti sul proposito. 

Vienna, il 29. aprile 1826 (Siebe SSL. und 282.) 


279. Decret des k. ka nö. Appellations-Gerichtes, 
vom 10. Juli 1827, 3. 4569 über Note der ungarifchen Hofe 
fanzlei vom 30. Suni n. $. 

(Wr, Er. G. N. B. 3. Thl. S. 147 u. f.) 

Wenn Auskünfte über Individuen, die der Jurisdiction des Press 


burger: Comitatd oder der Schloßhauptmannſchaft unterliegen, ein- 
zubolen find, ift fih nidt an den Stabtmagiftrat, fondern,, um 
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Zeit zu gewinnen, gerade an die betreffenden eben erühuten Be 
horden zu. wenden. 


978. Verordnung der Ef. n. ö. Regierung vom 
23. December 1828, 3. 70,650. 
(NR. ö. Prov. G. S. 10. Thl., S. 652.) 


Über Anfuchen der Eonigl. ungarifhen Statthalterei wird verord: 
net, daf die Dominien Eünftighin in amtlichen Angelegenheiten nicht 
wie bisher unmittelbar mit den Comitaten correfpondiren, fondern 
ihre Anliegen (auf dem Lande durch das Kreisamt) an die Regierung 
ftellen follen, welche jich dießfalls mit der Eönigl. ungarifchen nee 
balterei felbit in’s Einvernehmen feßen wird, 


879. Decret der ik. ob der enntilgen Regierung 
vom 6. Jänner 1829, 3. 36,431. 
- (Db der ennfifhe Prov. G. S., 1. Thl. ©, 6.) 


Über eine an die ** ungariſche Statthalterei gelangte Be— 
ſchwerde des Raaber-Comitats, daß noch immer einige Herrſchafts— 
Beamte des Erzherzogthums Sſterreich in vorkommenden Fällen die 
unmittelbare Correſpondenz mit demſelben führen, hat die gedachte 
Landesſtelle die Regierung mit Note vom 25. November 1828, 
Zahl 31,21%, erſucht, daß fie fi in Zukunft bei vorfommenden Ge: 
fehaften im Wege der vorgefeßten Kreisamter oder der Regierung, und 
der königl. ungarifchen Statthalterei an die betreffenden ungarifchen 
Serichtsbehorden wenden follen. 

Hiervon. werden daher die hierlandigen k. £. Kreisamter zur wei: 
tern Verfiigung an die betreffenden Unterbehörden veritändiget. 


380. E&irculare von demf. Ef. n. ö. Kreisamte B. U. 
W. W. vom 9. Jänner 1829. 
(Zeitfchrift für 6, R. ıc. 18239, 3, Bd, S. 38.) 


Es wurde bereits mit Kreisfchreiben vom 21. September 1817, 
3. 11,413, ſämmtlichen Dominien bekannt gegeben, daß es ihnen 
nicht zuftehe, unmittelbar mit ungarifhen Öefpannfhaften 
zu correfpondiren, fondern daß fie ſich dießfalld in amtlichen Angele: 
genheiten an das Kreisamt zu wenden haben. Da jedoch laut hohem 
Regierungs - Decrete v. 23. v. M. 3. 70,650, diefer Anordnung von 
Seite mehrerer Dominien nicht nadhgefommen wird; fo wird biefelbe 
biermit in Erinnerung gebracht. 
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80 »). HofkanzleisDecret vom24. September 1834, 
3. 23,761, Sub. Berfügung vom 23. October 1834, 
3. 22,150. 

(Prov. G. S. für Illirien 10. Bd., S. 345 u. f. für Tirol, 81. Bd. 
©. 367.) 


Durd das hohe Hofkanzlei» Decret vom 6. Mär; 1829, 3. 2402 
(11. Bd. S. 48 und 53 6. 9 lit. a a. a. ©.) ift zur Vereinfachung 
der Geſchäftsbehandlung auch empfohlen worden, ſich bei der Corres 
fpondenz; mit gleichen Behörden der Indorfate zu bedienen; mit bo: 
bem Hofkanzlei » Decrete vom 24. Sept. 1834, 3. 23,761 wurde 
jedoch bedeutet, daß diefe Beftimmung auf die k. ungarifhen Behör⸗ 
den feine Beziehung babe, daber die deutfchen Landesſtellen mit dies 
fer leßteren,, wie fonft, mit abgefondert gefchriebenen Noten zu cor: 
refpondiren haben. 


38O ») Gubernial»-Berordnung vom 3. December 
1835, 3. 20,105, an die Kreisämter. 
(Prov. ©. ©, für Steiermark, 17. Thl., ©. 500.) 


Den EE. Kreisamtern wird im Nachhange die von dem E. E. in. ö. 
küft. Appellationd = Gerichte entworfene Circular : Verordnung “. in 
Betreff der Correfpondenz der hierlandigen Criminal : Gerichtbehörden 
mit den Eönigl. ungarifchen Candesbehörden in Unterfuchungs = Ange- 
legenbeiten , zur weiteren Bekanntmachung an ſämmtliche Landge: 
richte mitgetheilt. 


/. Verordnung des & £. in. 6. Eüft. Appellationd und 
Eriminal-Obergeridtes. 


Der k. £. oberfte Gerichtshof hat mittelft des höchſten Hofdecre— 
tes vom 3. Movember 1835, H. 3. 7185, über eine von der königl. 
ungarifhen Hofkanzlei mittelft Note vom 14. October 1835, in Be- 
treff der Correfpondenz der criminalgerihtlihen Behörden mit den Eön. 
ungarifhen Landesbehörden in Unterfuchungs: Angelegenheiten, ge: 
machte Bemerkung jur Befeitigung des Zeitverluftes, welder aus 
unrechten Orts angebrachten Erfuchfchreiben in derlei Fallen entfteht, 
zu verordnen befunden, daß außer den Fallen, wo die Erhebungen 
von einer Eönigl. Freiftadt, oder dem Diftricte der Jazygier und Eu: 
maner zu pflegen find, das Erfuchfchreiben jedesmal an das betreffende 
Comitat zu richten fei. 

Diele Verordnung wird fammtlihen Landgerihten in Steier⸗ 
mark zur Wiffenfchaft und genauen Nahadtung bekannt gemacht. 
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BS1. Bubernial: Eirculare vom 10. Auguft 1841, 
3. 10,910 für Benedig, und vom 12. Auguft 1841, 3. 9298 
für Mailand. 

(Raccolta degli Atti dei gov. di Milano e di Venezia vol. Il. part. I. 
dell’ anno 1841, pag. 345.) 

Con veneratissimo sovrano viglietto in data 10 luglio 
anno corrente, indirizzato al presidente del supremo tribunale 
di giustizia, 8. M. I. R. A. ha ordinato al supremo tribunale 
di giustizia di disporre onde d’ ora in avanti si ritenga per 
norma generale, che le autorita giudiziarie austriache ogni 
qualvolta dovessero entrare in immediata corrispondenza con 
le giurisdizioni ungariche redigano le loro insinuazioni nell 
idioma latino, nel quale le giurisdizioni stesse,, vicever- 
sa, sono obbligate di rescrivere. 

Di cio si rendomo intese tutte le prime istanze giudizia- 
rie della Lombardia per loro norma e per Il’ esatta osservan- 
za, in esccuzione del veneratissimo aulico decreto 30 luglio 
p’ p’, n? 92278. 


382. Decret des f. E. n. ö. Appellations: Gerichtes 
vom 27. Auguſt 1841, 3. 9864. 


Br. Erim. Ger. N. B., 3. Thl., S. 585 u. f. Prov. G. 5. für Böhmen 
24. Bd., 5. 530,, für Mähren und Schlefien 23. Bd, 5. 304. 


Seine k. k. Majeſtät haben mittelft am 10. Juli 1841 an den 
oberiten Jufkiz = Prafidenten erlaffenen allerhöchſten Cabinets - Schrei: 
bens der oberiten Juftizitelle aufzutragen gerubet, die, als: allgemeine 
Norm zu beobachtende Verfügung zu treffen, daß die betreffenden Ge— 
richtsbehörden, wenn jie in die Yage Eommen, mitden ungarifchen Ju: 
risdictionen zu correfpondiren, ihre dieffälligen Erläffe in der lateini- 
fhen Sprache, in welcher ihnen gegenfeitig die ungarifchen Gerichtsbe— 
börden zu fchreiben verpflichtet find, zu verfaffen haben. 

Bon diefem mittelit höchiten Hofdecretes vom 19. Juli, empf. 23. 
Auguft d. 3. 9. 3. 4219 und 4922 herabgelangten allerhöchſten Be: 
fehle wird dasfelbe (Wr. Criminal: Gericht) zur Darnachachtung bier: 
mit in Kenntniß gefeßt. (Siebe IE) *). 


8. 34. 


Sollte der auswärtige Staat die Uebernehmung 
verweigern; fo ift gegen den ausländischen Verbrecher 


*) Laut Gub. Dec. v. 35. Auguft 1843, 3. 46,867, an die königl. 
Kreisämter und den Prager Magiitrat (böhm. Prov. G. S. 34. Bd., 
5. 530) wurde zu Folge Hoflanzlei:Decreted vom 6. Aus 
guſt l. J. H. 3. 28,183 obige Borfehritt zur Darnahadhtung und Über: 
wachung den betreffenden Unterbehörden in Erinnerung gebracht. 


264 Zweit. Hptſt. Bon Beſtesd. Verbr. überh. 66.34, 35. 


in der Regel nach Vorfchrift ded gegenwärtigen Straf: 
gefebes vorzugehen. Dafern aber nach dem Strafge: 
feße des Ortes, wo er die That begangen hat, dieBe- 
handlung gelinder ausfiele, ift er nach diefem gelinde- 
ven Gefebe zu behandeln. Deni Strafurtheile muß 
noch die Verweiſung nach vollendeter Strafzeit an: 
gehänget werden *). 


“ 


Beftrafung der von einem Fremden im In und Aus: 
lande begangenen im $. 32 des St. ©. B. ü. V. nidt 
enthaltenen Verbreden. 

(Hfd. v. 5. October 180%, N. 690 d. 3. G. ©. beim $. 31 BBO.) 


Bergütung der Eriminal-Gerihtsfoften von fremden 
bier abgeurtbeilten VBerbredern, 
(Ihſd. v. 29. October 1812, beim $. 526 1548.) 


Beftrafung der von Jemanden im In- und Auslande 
begangenen VBerbreden, von derfelben, oder verfdie: 
dbener Gattung. 

(Hfd. v. 4. September 1819, N. 1601 d. 5. G. ©. beim $. 390 AG.) 


Evidenzbaltung der Landesvermwiefenen. 
(Siehe unter diefer Überfchrift beim $. 453 die Novellen.) 


*) Das Hofdecret vom 2. November 1787, an das böhmifche Appella: 
tions: Bericht über deſſen Anfragsbericht vom 27. Juli 1787, N. 739 
d. J. G. S. machte rüdfichtlih der Behandlung der Ausländer kei: 
nen Unterfchied; es lautet: Da das (Sofefinife) Streafgefeß die 
Verbrecher inögefammt gleichhält und Leinen Unterfchied von Aus: 
ländern gründet, fo ftehe dem Appellationd-@ericht nicht zu, auf die 
Idee zu verfallen, ald ob die Ausländer nah andern Gefegen, als 
nah dem allgemeinen Strafgefeße zu behandeln feien ; und das Hof: 
decret vom 10. Februar 1789, an das galizifche Appellations = Ge: 
richt, N. 9680. J. G. ©. lautet: Der $. 12 (diefer lautet nemlich: 
die Strafe ift nach dem gegenwärtigen Gefege auszumeſſen, ohne 
auf Diejenigen Gefege zu fehen, die etwan in dem Drte, wo das Ber: 
brechen begangen worden, beftehen mögen), im zweiten Gapitel des 
Joſefiniſchen) Gefeßes über Verbrechen und Strafen fegt nur den 

al voraus, wenn ein k. k. Unterthan in fremdem Lande das Ber: 
brechen begangen hat; wo dagegen, wenn das Verbrechen von einem 
Ausländer im Auslande begangen worden, das hierländige Straf: 
gefeg gar nicht anwendbar fein kann, 
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Die Strafe des Verbreiherd ändert nichts an dem Krdt RE 
Rechte derjenigen, welche durch dad Verbrechen bes and den er 
leidigt, oder befchäßigt worden find, und welchen da⸗ 
für Genugthuung, oder Entſchädigung von dem Ber: 
brecher, feinen Erben, oder aus feinem Bermögen ge⸗ 
bübret. 


(Bergl. $. 37 St. G. B. II. Thl., dann $. 202 I. Thl. und $. 271 
&t. G. B. IL Tl.) 


Dieſer $. enthält folgenden allgemeinen 
Grundfag. 


Demjenigen, weldher durch das Verbrechen beleidigt, 
oder befhadigt worden ift, gebührt dafür Genug: 
tbuung oder Entfhadigung ”). 


Geſetzliche Beftimmungen über die Leiſtung der Ent 
fhadigung und Genugtbuung. 


(Siehe die $$. 514 — 525 des St. G. B. ũ. V., und die dort aufgeführ: 
ten Novellen.) 


*) Das Strafgefeg jchreibt die Art, dieſe Entihädigung oder Genug: 
thuung zu beftimmen, in dem 17. Hauptſtücke des 8. Abfchnittes vor, 
wodurch es fih der Mühe überhob, das Recht des Erſatzes bei den 
einzelnen Gattungen der Verbrechen, wie in dem Sofefinifhen Straf: 
geſetze, z. B. $$. 55, 108, 122, 129, 132, 133, 141, 147, 155, 161, 

173, 177, zu wiederholen, Vergleiche übrigens das 19. Hauptftüd 
des Joſefiniſchen er 


Drittes Hauptftück *). 
Bon beſchwerenden Umſtänden. 


Allgemeiner Im Allgemeinen iſt das Verbrechen deſto größer, 
Maßſtab der , — — ⸗ J 
Grihmwerungs: je reifer die Ueberlegung, je gefliſſentlicher die Vor— 
Umſtaͤnde * 
bereitung, womit das Verbrechen unternommen wird, 
je größer der dadurch verurſachte Schade, oder die 
damit verbundene Gefahr iſt, je weniger Vorſicht da⸗ 
wider gebraucht werden Fann, oder je mehr Pflichten 
dadurch verlebet werden. 
(10. Abſ. des Kdgp. erſte Periode, und $. 26, Daum vergl. $$. 353 und 388 
St. ® 8. I. Thl.) 
Zufammentreffen der allgemeinen Erfhwerungsum: 
ftande bei den mit dem Tode verpönten Verbreden. 
(Hd. v. 39. Oct. 1803, N. 632 d. J. G. S. beim 8. Abfaß des Kdgpt. 


Fall der Wiederaufnehbmung der Unterfuhung wider 
einen bereitd zur Strafe verurthbeilten Verbreder, 
wegen neu bervorfommender Erfhwerungsum: 
ftande. 


($. 475.) 


*) Die in diefem fo wie in dem folgenden Hauptftücde zufanımengeftell: 
ten und in eine natürliche Verbindung gefegten Erſchwerungs- und 
Milderungsgründe kamen theils in dem Strafgefege, theils in der 
Eriminal-Gerihtsordnung Jofef IL zerftreut vor, mehrere unechte 
Milderungsgründe (mie 5. B. wenn der Verbrecher oder deſſen Ya- 
milie fich befondere Berdienfte um den Etaat erworben haben [$. 203 
b) der Er. ©. D.], oder wenn der Berurtheilte während der Strafe 
fi fo betragen hat, daß er nach dem Zeuaniffe der Burgefegten dauer: 
Tr ae erwarten ließ, [$. 208 c) a. a. D,]) wurden aus: 
9 en. 
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Befondere Erſchwerungs⸗Umſtände find: 

a) wenn mehrere Verbrechen von verfchiedener Satz wWeiousere 
tung begangen; a rn 
(Bergl. den $. 238, und u —— 8. 389 1 . Thl. des 


Beſtrafung der von Jemanden im In— und Auslande 
begangenen Verbrechen von derſelben oder verfhie 
dener Gattung. 


(Ofd. v. 4. September 1819, N. 1601 d. J. ©. ©. beim $.30 VIG.) 


Ausdehnung des obergeridhtlidhen Ausſpruches auf 
alle concurrirenden Verbrechen (und ſchweren Poli— 
zei-UÜUbertretungen). 


(Ihfd. v. 5. April 1834, beim 8.437 1398.) 


b) wenn eben dasfelbe Verbrechen mehrere Mahl 
wiederhohlt; 


($$. 353 b) und 540 St. G. B. ir. V.) 


Wiedierhbolung. 
I, In Beziehung auf alle Verbrechen. 


383. Hofdecret vom5. September 1788, an das inn. 
und n. 6. Appellations-Gericht, über defien Anfragsbe: 
richt vom 22. Auguft n. 3. N. 886 0.93. ©. ©. 


ad a) Da der $. 177 der (Sofefinifhen) Criminal-⸗Gerichtsord⸗ 
nung nur von ben Rüdfichten handelt, die aus der Befchaffenheit der 
That und des Thäters fließen, fo ift der Ausdrud: „Wiederho: 
lung, der nad feinem natürlichen Verftande nur die oftere Ausübung 
der That andeutet, keineswegs auf eine vorausgegangene Beltrafung 
zu erklären. 
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II. In Beziehung auf gewiſſe Verbrechen. 
1. Diebſtahl. 


(Ofd. v. 20, März 1812, N. 981 beim $. 153 BB. und v. 11. Mai 
1816, N, 13438 d. J. G. ©. a... 0. 430.) 


2. Brandlegung. 


(Ofd. v.7. Mai 1813, N. 1046 beim$. 148 a) AUF. und v. 10. Der. 
1828, N. 2365 d. J. G. S. a. a. O. 419.) 


0) oder der Verbrecher ſchon wegen eines gleichen 
Verbrechens geſtraft worden; 


($$. 262 1) und 540 I. Thl. und vergl. 8. 388 b) II. Thl. des Et. ©.) 


Berücdfihtigung der im Auslande wegen Verbre— 
ben erlittenen Abftrafungen. 


084. Hofdecret vom 22. December 1788, an das n. 
und v. ö. Appellations-Gericht, aus Gelegenheit eines 
vorgefommenen Griminal= Brocefies, N. 943, d. I. ©. ©. 


Es kann zwar nie die Frage fein, ob ©trafurtheile fremder Länder 
bierlandes in Vollzug zu bringen fein; dennoch gehören auch die wi- 
der den Inquiſiten, Ah in fremden andern verhängt geweienen, 
oder von demfelben bereits ausgeftandenen Strafen in die, dem Rich— 
ter durch den $. 14 (des Sofefinifchen Strafgefeßes, vergleiche damit den 
$. 37. ©) dieſes Geſetzes) zugewieſene Beurtheilung der eigentlichen 
Gränzen der auszumeffenden Strafe. (Siehe PAGE.) 


Bei Ausmeffung der Strafe ift auf die im Auslande 
erlittene Strafe gehörige Rückſicht zunehmen. 


(Hfd. v. &. Sept. 1819, N. 1601 d. 3. G. ©. beim $. 30 BAG.) 


Wegen eines früheren auf ähnlicher Triebfeder beru— 
henden Verbrechens erfolgte Abftrafung, als rechtliche 
Anzeigung zur Überweifung des Beſchuldigten aus 
dem Zufammentreffen der Umſtände. 

(Pat. v. 6. Zuli 1833, N. 2622 d. 5. ©. 5. $. 6 a) beim $. 412 
1346.) 
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d) wenn er andere zum Verbrechen verführt hat; 
(Siehe den $. 5 und vergl. den $. 80 St. G. B. ü. V.) 


Straflofigbeit’des Verführers zum Verbrechen der 
Verfalfhung der als Münze geltenden dffentliden 
Ereditspapiere, im alle der Anzeige der Bank 

‚ fen desfelben 


(Pat. v. 20. Juni 1811,$.2 4) beim 8.92 378.) 


Verleitung eines Andern zur Verübung bes Verbre— 
chens als rechtliche Anzeigung, zur Überweifung des 
Befhuldigten aus dem Zufammentreffen der Um: 
ftande. 


(Pat. v. 6. Juli 1833, N. 2682 d. J. G. S. 6. 2 ad 2) beim $. 413 
1946.) 


e) wenn er der Urheber, Anftifter, Rädelöführer 
eined von mehreren Perfonen begangenen Verbrechens 
geweſen ift. 

(Bergl. den $. 389 k) St. G. II. Thl, und ſiehe $. 5 I, Tl.) 


Straflofigkeit des Urbebers des Verbrechens der Ber- 

falfhung der ald Münze geltenden öffentlihen Cre— 

dDits-Papiere, im Falle der Anzeige der Gebilfen 
dbesfelben. 


(Pat. v.20. Zuni 1811 8. 11 d) beim $. 92 BG.) 
Geſetzliche Beifpiele, nah welchen Bosheit des Tha- 
ters als erfhwerender Umſtand ausgezeichnet ift. 
($8$. 68, 69, 74, 87, 108, 137 ©) 148 c) St. G. uü. V. 


$. 38. 


Auch ift ed ein erfchwerender Umftand, wenn der 
Befchuldigte in der Unterfuchung den Richter durch 
Erdichtung falfcher Umstände zu hintergehen ſucht. 


(Vergleiche den $. 289 und 363—366 dann $. 389 m) St. G. B. II. Tl.) 
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Züdhtigung eines läugnenden Befhuldigten mit 
Streiben oder Faften. 


(Ihſd. v. 4. Nov. 1806 beim $. 365 2913.) 
Weitere befondere Erfhwerungs-Umftänden. 


(88. 68, 69, 71, 74, 76, 79, 84, 37, A, %, 97,9, 
104, 106, 108, 111, 120, 121, 125, 130, 132, 137, 145, 
146, 148 c), 160, 166, 181, 183, 187, 189, 197 
dv. St. ©. i. 8.) 


Biertes Hauptftüc. 
Bon Milderungd-Umftänden. 








Milderungs⸗Umſtände, welche auf die Perfon des „Pepe 
Thäters Beziehung haben, find: 88 ber 
a) wenn der Thäterin einem Alter unter zwanzig "* — 
Jahren *), wenn er ſchwach an Verſtand, oder feine 

Erziehung fehr vernachläffiget worden ift; 
(Beral. $.2 a) b) c) d) und $. 480 I. Thl. dann 6. 390 a) II, Thl. 
des ©&t. ®, 8.) | 


Erhebung diefe: Alters durd den Taufſchein. 


985. Decret des Ef. n. 5. Appellations-Gerichtes 
vom 24. Auguft 1838, 3. 7477. 
(Wr, Er. G. N. B., 3. Thl, S. 484.) 


Inſofern das Alter unter zwanzig Jahren von dem Geſetze als 
ein Milderungsgrund aufgenommen wurde, iſt dieſes durch Erhebung 
des Taufſcheines rechtlich zu conſtatiren. 


Verwandlung der lebenslänglichen Kerkerſtrafe in 
eine zeitliche Kerkerſtrafe beiVerbrechern unter 
zwanzig Jahren. 


(Gfd. v. 5. October 180%, N. 695 d. J. G. S. beim $. 431 2303.) 

Ihfd. v. 7. Auguft 1808 beim $. 207 a). SB. HN. v. 17. Zänner 

1818, N. 140% d. 3. ©. ©. beim $. 430 1300. und Ihfd v. 18. 
Zuni 1829 a. a.0. 2301.) 


*) Uber die Berechnung diefes Alters fiehe Hfd. v. 7. Mai 1819, N. 
1558 d. J. G. ©. beim $. 15 (DB.) und Wildner’s Zeitfchrift 
„der Jurist“ 1840. 3. Bd., ©.14,$. 5. — Das Zofefinifche Straf: 
gefek $. 177 d) lautete allgemeiner, indem es bloß jugendliches Al- 
ter ohne Angabe der Jahre desfelben, ald einen begünftigenden Ums 
ftand aufführt. 
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Behandlung der Befhuldigten unter „zwanzig 
Jahren im fandredtlihen Verfahren. 
(Hfd. v. 12. Februar 1821, N. 1739 d. J. G. ©. c) beim $. 500 
1500 


b) wenn er vor dem Verbrechen eined untadelhaf- 
ten Wandels geweſen; 
Bergl. $. 37 a) — d) I. Thl. und $. 390 b) St. ©. II. Thl.) 


e) wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht 
oder Gehorfam dad Verbrechen begangen hat; 
(Vergl. $. 2 e) 37 d) I. Thl. und $. 390 d) St. ©. II, Thl.) 


d) wennerin einer aus dem gewöhnlichen Menfchen- 
geflihle entftandenen heftigen Gemüthsbewegung ſich 
zu dem Verbrechen hat hinreißen laſſen; 

(Bergl. 8. 2 c) I. Thl. und $. 390 f) St. G. II. Thl.) 


e) wenn er mehr durch die ihm aus fremder Nachläſ⸗ 
ſigkeit aufgeſtoßene Gelegenheit zum Verbrechen ange⸗ 
locket worden iſt, als ſich mit vorausgefaßter Abſicht 
dazu beſtimmet hat; 

(Vergl. $. 2 g) und 36.) 


-D) wenn er von drückender Armuth ſich zu dem Ber: 
brechen hat verleiten laſſen; | 
(Bergl. 6. 2 e) I. Thl. und $, 390 f) U, Thl. des St. ©.) 


g) wenn er den verurfachten Schaden gut zu ma⸗ 
chen, oder die weiteren üblen Folgen zu verhindern, 
mit thätigem Eifer fich beftrebet hat; 

(Bergl. $. 890 K) St. G. U. Tl.) 


Straflofigkeit des Thäters oder Theilnehmers beim 
Diebftah! und der Veruntreuung nah gutgemadtem 
Schaden. 

(Bergl. den $. 167 St. ©. B. ü. V. und die dort angeführten Novellen.) 
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h) wenn er, da er leicht entfliehen, oder unent: 
deckt hätte bleiben können, fich felbft angegeben, und 


das Verbrechen befannt; er 
(Bergl. $$. 262 a), 353 8), 369, 399 I. Thl. und $. 390 k) 1) St. G. II. Thl.) 


HD wenn er andere, verborgen geweſene Verbrecher 
entdeckt, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und 
Mittel an die Hand gegeben hat ); | 

(Bergl. die $$.56 289, 353 8), jedoch auch den $.369 St. G. B. ü. V.) 


Straflofigkeit bes Thäterd ded Verbrechens der Ber: 
falfhung der als Münze geltenden öffentlihen Cre— 
ditd: Papiere im Falle der Anzeige der Gehilfen vor 
feiner Entdedung. — 

(Pat. v. 20. Juni 1811 8. 11, ad 2 d) beim $. 92 BIG.) 


k) wenn er wegen der, ohne fein Verſchulden ver: 
längerten Unterfuchung durch längere Zeit verhaftet 


var *9. | 
CVergl $$. 38, 215, 340 und 349.) 


Einrehnung des Unterfuhungs:®erbaftes in die 
Strafzeit: 
(N. 5, Reggs. Vdg. vom 13. Jänner 1819, beim $. 459 1420.) 
Hfd. v. 30, Nov. 1821, N. 1818 d. J. &. S. bejiehungsmweife die Er- 


innerungen $. 11 beim $.455 1386 und n. ö. Reggs. Vdg. v- 22. 
März 1839 beim $. 463 2) 1444. 


Abkürzung des Unterſuchungs-Verhaftes durch Wieder 
bolung der Erſuchſchreiben. 


(N. 5. App. Dec. v. 11. Juli 1817 beim $.345 LAD. und v. 7. März 
1829, 3. 2822 a. a. O. 1196.) 


) Nach dem Zofefinifhen Strafgefege $. 203 a) war es ein Grund zur 
Begnadigung: wenn der Unterfuchte verborgen geweſene Verbrecher 
entdecket, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und Mittel an (die) 
Hand negeben hat. 

**) Siehe die Aumerfung beim $. 469. 


Maucher's fiftem. Handbuch. 18 
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8. 40. 
b) auß ber Milderungd-uUmftände in Rüdficht auf die Be- 


ver dat. fchaffenheit der That find: 
a) wenn ed bey dem Verſuche geblieben ift, nach 
Ma, als der Verfuch noch von der Bollbringung des 
Berbrechend entfernt gewefen; 


(Berl. $.7 I. Thl. und die dort aufgeführten Novellen, dann $. 390 g) 
II, Thl. des St. G. 2.) 


b) wenn das Berbrechen mit freymwilliger Enthaltung 
von Zufügung größeren Schadens, wozu die Gele: 


genheit offen ftand, verübet worden; 
(Bergl. den $. 390 i) St. ©. IL. Thl.) 


c) wenn der aus dem Verbrechen entitandene Scha- 
de gering ift, oder, wenn der Befhädigte volllomme- 
nen Erfaß oder Genugthuung erhält *)- 

(Vergleiche die $$. 39 6), 167, 23%, 470, 514, des St. G. B. ü. V.) 
Beftrafung boshafter Befhädigung fremden Eigen: 
thumes in Fällen, wo nur ein geringer Schade zuge: 

fügt worden ift. 

(HP. v. 18. Februar 1826,. N. 2163 d. 3. ©. ©. beim $. 74 39.) 


— — — 


*) Nach dem Joſefiniſchen Strafgeſetze $. 177 a) war die Geringheit des 
aus dem Verbrechen entftandenen Schadens nur dann ein begünftis 
gender Umftand, wenn nicht Mord, Raub oder Brandlegung der Ge: 
genitand gewefen war. 


Fünftes Hauptſtück. 


Bon Anwendung der Beſchwerungs⸗ und Milderungs-Um⸗ | 


ftände bey Beitimmung der Strafe. 


$. 41. 


Auf Befchwerungs-umftände ift nur in fo fern Rück⸗ 
ficht zu nehmen , als dagegen nicht Milderungs: * 
-Umftände; und eben fo auf Milderungs-Umftände, in ! 
jo fern dagegen feine Beſchwerungs⸗ Umſtände vorkom⸗ 
men. Nach Maß, als die einen oder die andern über— 
wiegend find, muß davon zur Verſchärfung oder Ver⸗ 
ringerung der Strafe Anwendung gemacht werden. 


(Siehe den 7. Abſ. des Kdp. und $$. 15 dann 26 und vergl. den $. 391 
und 395 St. ©. II. Tl.) 


Geſetzliche Beftimmungen über die Anwendung der 
überwiegenden Befhwerungs-limftände. 
(Siehe die $$. 42—46 fanımt den dort aufgeführten Novellen.) 


Gefeglihe Beftimmungen über die Anwendung ber 
überwiegenden Milderungs-Umftande, 
($$. 46—48, 441, 433 und 444.) 


Ablefung der auf die erfhwerenden oder mildern: 
den Umſtände ſich beziehenden Acten beidem Wortra— 
ge eines Criminal:Proceffes. 


(Ofd. v. 11. Zänner 1811, N. 921 d. J. ©. ©, beim $. 4233. 1970.) 


Benehmen des Obergerichtes bei Strafnachſichtsge— 
fuhen, im Falle beider Verurtheilung gefeßlide 
— Milderungsgründe übergangen worden find. 


(Oſd. v. 7. Zuli 1821, N. 1777, beim $. 470 1465. und v. 4. Jän⸗ 
ner 1822, N. 1827 d. J. G. S. a. a. O. 1454. 


Allgemeine 
Vorſchrift in 
— Beurthei⸗ 

ber Er⸗ 
———— e⸗ 
u. Diberunge- 
gründe. 
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$. 42. 


Befehränfung Bey Verſchärfung kann weder die Art der für’e- 
a des Verbrechen beftimmten Strafe geändert; noch 


überhaupt, diefelbe über die gefeglich auögemefjene Dauer hinaus 


verlängert werden. 
(Bergl. den $. 18 Zt. ©. 11. Thl.) 


Merbreher fonnen nah überitandener Strafe 
niht weiter ihrer Freiheit beraubt werden. 


(fd. v. 30. December 1808 beim $. 455 1377.) 


$. 48. 


— Bey Verbrechen, worauf das Geſetz den Tod ver⸗ 
— hängt ‚ findet Feine Verſchärfung der Strafe Statt. 
firafen. 

($. 481 St. ©. 1. Thl.) 


Bälle, in welchen die Todesſtrafe verhängt iſt. 
(Ziche den $. 9, wo diefe Fälle aufgeft ſind.) 


$. 4. 


———— Sind Verbrechen, worauf lebenslanger Kerker 
langem Reste. beſtimmt ift, mit beſchwerenden Umftänden begleitet; fo 
ift nach Beichaffenheit dieſer Umftände auf Berfchär- 
fung nach dem $. ı7 zu erkennen. 
(Bergl. die $$. 18—22 dann 88. 441, 443 a) d) und 481 Et. @.I. Thl.) 


Berfhärfung der Kerkerjtrafe bei befonders erfhwe: 
renden Umjtänden. 


286. Hofdecret vom 5. Juli 1806, an das n. ö. Ap— 
pellations: Gericht, über defien Bericht vom 16. Juni n.S. 
N. 7732. J. G. ©. 


Bei Verbrechen, für welche Kerkerftrafe beſtimmt ift, Eonnen in 
Gemäßheit der $$. AA und 45 des Strafgeſetzes, bei befonderd er: 
fhwerenden Umftanden auch Verſchärfungen allerdings Statt haben. 


Recht des Obergerichtes auf eine doppelte Verſchär— 
| fung juierfennen. 


(Hfd.v 13. Juni 1817, N. 1337 9. J. G. S. a. €. bein $. 65 BEA.) 


Falle, in welden auf Verbrechen entweder an und 
für fih, ober bei befonders erfhwerenden Umſtän— 
den lebenslange Kerferitrafe beſtimmt iſt. 


(88. 54,55, 68, 96 - 98, 121, 122, 148 b) c), 173, 174, 
183, 191, 192.) 


Verwandlung der Tebenslängliden- Kerkferftrafe in 
eine zeitlihe Kerferitrafe 


cHfd. v. 5. October 1804, N. 695 d. 5 ©. S. beim $. 131 2303. 

Ihfd. v. 7. Augufl 1 1803 beim 9.207). BSD. Hfd.v. 17. Jänıer 1818, 

N. 1404 d. J. ©. S. beim $. 430 1300. und ZHfd. v. 13. Zuni 1829 
0.0.92. 1301.) 


5. 485. 


Bey andern Verbrechen ſoll nach Wichtigkeit der 
Beſchwerungs-Umſtände die Kerkerſtrafe nach der län— 
geren oder längſten von dem Geſetze beſtimmten Dauer 
ausgemeſſen, dieſelbe auch verhältnißmäßig nach dem 
F. 17 verſchaͤrfet werden. 

Verſchärfung der Kerkerſtrafe bei beſonders erſchwe— 
renden Umſtänden. 
(Hfd. v. 5. Juli 1806, N. 773 d. J. G. ©. beim $. 44 A86.) 


Recht bes Obergerichtes auf eine boppelte Verfhär: 
fung zu erkennen. 


(Hfd. v. 13. Zuni 1817, N. 1337 d. J. G. S. beim $.85 BEA.) 


Verbot der VBerfhärfung der ſchweren Kerferitrafe 
durch dffentlihe Arbeit gegen die Vorſchrift des $.49 
| des St. G. B. ü. V.— 
Goſd. v. 27. Noveinber 1816, beim $. 49 PD.) 


ec) bey zeitli⸗ 
chem Kerken, 


278 Fünft. Hptft. Bon Anw. d. beſchwer. u. Mild. Umſt. ıc. $.A6—48. 


Verbot der Verfhärfung der Kerkerftrafe im Falle 
des 8. 48 des St. ©. L Thl. 


(Ihfd. v. 25. Mai 1835, 3. 28,525 beim $. 48 329 1.) 
$. 46. 


„ Anmentung, Nenn bey Verbrechen ‚ worauf Todesſtrafe ode! 
orime: (ebenölanger Kerker berhänget find, NilderungsUm: 
bed u. chend: ftände eintreten; fo wird zwar der Richter das Ur 
frafe, theil nach dem Geſetze ſchöpfen, ſich aber noch weiter 
nad) der in dem zweyten Abfchnitte dieſes eriten Thei- 
les des Strafgefebes enthaltenen Vorſchrift zu beneh— 
men haben. 

(Vergl. die $$. 433—435 und 441 — 44%, dann bie dort aufgeführten 

Novellen.) .. 

Abänderung der Todesftrafe in eine zeitlide Ker 

ferftrafe. 


Ghfd. v. 7. Auguit 1808 beim $.207 0) DSB. und Hfd. v. 17. Jän: 
ner 1818, N. 1404 d. 9. ©. ©. beim 430 1300.) 


Verwandlung der lebenslänglichen Kerkerftrafe in 
eine zeitlihe Kerferftrafe. 

(Hfd. v.5. October 1804 N. 695 d. 3. ©. ©. beim ſ. #31 1303. 

Ihfd. v. 7. Aug. 1808 beim $. 207 a) DSB. Hfd. v. 17. Jänner 1818, 

N. 1404 d. J. ©. &. beim $. 430 1300. und Ihſd. v. 13, Zuni 1829 

a. a. O. 1304.) 


6. 47. 


m bey der it· Behy andern Verbrechen wird zur Regel feſtgeſetzt: 

Keiiet: daß wegen Milderungs-Umſtänden ebenfalls weder 
die Art der Strafe, noch die geſetzliche Dauer verän— 
dert werden kann; ſondern die Strafzeit nur innerhalb 
des Raumes, den die Geſetze geſtatten, zu verkürzen 
iſt. Wie weit aber in beſonderen Fällen auch davon 
eine Ausnahme Statt finde, wird ebenfalls in dem 
gleichgedachten zweyten Abfchnitte beſtimmet. 
(Vergl. $$. 441—443 d) 444, 467 und die dort aufgeführten Novellen.) 


Befugniß des Criminal: Gerihtes eriter Inſtanz 
zum Antrage einer Strafmilderung unter fünf Jah: 
ren mit VBorlegung desUrtheiles an dasObergericht. 


287. Hofdecret vom 25. November 1815, an ſaͤmmt— 
lihe Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der k.k. 
Hofcommiffion in Juftiz-Gefepfachen, N. 1191 d. J.G.S. *) 

An uͤbereinſtimmung mit dem Straf-Siſteme des Geſetzbuches 
über Verbrehen, melches fi aus dem Zufammenhange der $$. 47, 
48,435 und 441 des erften Theiles darftellet, wird erflaret: daß das 
Eriminal-Gericht, wenn dasfelbe eradhtet, daß der Verbreder, wel 
chen es nach dem Gefege zu einer Strafzeit ven fünf bis zehn Jahren 
zu verurtheilen hat, einer Milderung der Strafe unter fünf Jahre 
würdig fei, fein auf die kürzeſte Strafdauer von fünf Jahren gefäll- 
tes Urtheil vor der — dem Obergerichte zugleich zur weites 
ren, ihm nad dem $. A441 des Strafgefeßes über Verbrechen zuftehen- 
den Milderung, oder zu der demſelben nach dem $. 443 lit. d überlaſſe⸗ 
nen Begleitung an die k. k. oberſte Juſtizſtelle amtlich vorzufegen habe. 


6.48. 
Mrur bey Verbrechen, für welche die Strafzeit 
nicht über fünf Sahre beftimmet ift, kann fowohl der 
Kerker in einen gelinderen Grad verändert, als die 
gefegliche. Dauer verkürzet werden, in dem Falle, daß 
mehrere, und zwar folche Milderungs:Umftände zu: 
fammen treffen, welche mit Grunde die Belferung des 
Verbrechers erwarten lajjen. 
Milderungs:Umftande, welde mit Grunde die Beffe 

rung bes Verbrechers erwarten laſſen. 

($$. 39 b) — h) und 40 bh) ©t. ©. I, Thl.) 

Befugniß des Criminal-Gerichtes erfter Inſtanz) die 
Kerkerſtrafe auch unter ſechs Monate berabzufegen. 
2838. Höhfte Refolution vom 9. Jänner 1804. 
(v.Wagersbad's Hdb., 1. Bd., S. 95.) 


In folden Fallen Eann die Dauer der Kerkerſtrafe auf einen kür— 
jeren Zeitraum, als auf ſechs Monate beftimmt werden. 





J— Siehe die dieſes Hofdecret näher beſtimmenden Novellen beim $. 441. 
) Die Borfchrift Diefes Geſetzes kann nah Umftänden manchmal zus 
nächſſt die Amtöverwaltung der aweiten, oder dritten Inſtanz 


x 


betreffen. (Siehe die $$. 433, 434, 435 und 442 ©t.®.2. ü.®.) 
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289. Hofdecret vom 31. März 1804, an das inner, 

öfterreihifche Appellations-Gericht, in. Folge höchfter 

Entſchließung über Vortrag der oberften Juftizftelle vom 15. Bes 

bruar 1804. (An das mähr. fchlef. Appellations: Gericht am | 
11. Mai 1804.) N. 661 v0. 3. ©. ©. | 


Uber Anfrage: ob bei vorfommenden überwiegenden Milderungss 
umftänden die Dauer der Eriminalftrafe au unter ſechs Monate 
berabgefeßet werden fönne, und ob diefes Befugniß fhon dem Crimi⸗ 
nal-:Richter der erften Inſtanz zukomme? haben Leine Majeftät zu 
beſchließen gerubet: der $. 48 des neuen Strafgefeges raume den un: 
tern Richtern überhaupt, bei allen Strafen von fünf Jahren ab: 
wärts ausdrücklich das Befugniß ein, bei eintretenden mildernden 
Umftänden, die insgemein in dem Gefege ausgemeflene Strafdauer zu 
verkürzen, und der $. ‚49 verbinde fie unter gewijlen Umſtänden ſo— 
gar dazu. Ä Ä | 


290. Juſtiz-Hofdecret vom 5. Dctober 1804. 
GBorſchitzky's Handbuh, Seite 43 u. f.) 


Der Criminalrichter kann bei Verbrechen, gegen welche die Straf⸗ 
zeit nicht über fünf Jahre beſtimmt iſt, die Strafe mildernder Umstände 
wegen, auch unter ſechs Monate ausmeſſen. 


Herabfekung der Strafdauer von ſechs Monaten auf 
einen fürzeren, ben sufammentreffenden mehreren 
Milderungsslimftänden angemeffenen Zeitraum, 


(Hfd. v. 27. Zuli 1805, N. 741 d. J. ©. ©. beim $. 49 9%.) 


Verbot der Verfhäarfung ber Kerkerfirafe im Falle 
des $. 48 des St. G. ü. V. 


29 1. N. 5. Regierungs-⸗Verordnung rom 25. Mai 
1835, 3. 28,525 an die Ef Kreisämter. 
(Prov. G. S. für Dfterreich ch der Enns 17. Bd, S 157, und für 
- Dfterreih unter der Enns, 17. Ihl., S. 317.) . 
Dem E k. n. b. Appellationd-Gerichte wurde laut feiner Zuſch ift vom 
15. Mai 1835, 3. 6034 rückfichtlich der über die Anwendung einer 
Verſchärfung im Falle des $. 48 St. ©. I. Thl. vorgefommenen Zwei: 
fel mit Hofbecrete vom 8. Mai 1835 H. 3. 2639 im Einverftand: 
niffe mit der E k. Gefeßgebungs-Hofcommiffion bedeutet, daß dem Cri— 
minal:Richter das Befugnifi nicht zuftehe, im Falle des $.48 des St. 
G. B. mit der Kerkerftrafe eine Verfharfung zu verbinden, und rück— 
fichtfich der längeren Arreſtdauer zu fubftituiren. 
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$. 49. 


Auch fol bey Verbrechen, deren Strafe nad) dem 
Geſetze nicht über flinf Jahre zu dauern hätte, auf die 
Ihuldlofe Familie zurüc gefehen, und fo fern für die: 
felbe durch die längere Dauer der Strafe in ihrem 
Erwerbungsſtande wichtiger Schade entftünde, die 
Strafdauer abgekürzet werden, jedoch nur dergeftalt, 
daß fie mit Faften oder Züchtigung verbunden, folglich 
die längere Dauer durch die empfindlichere Strafe er= 
feget werde”). 

(Bergl. den $. 443 und $. 233 a) b) Et. G. II. Thl.) 


Begriff der Familie nah den Beftimmungen des 
a. b. G. %. 
($$. 40, 44, 91, 141, 160 — 162, 165, vergl. damit den 8. 249 
St. G. II. Th) 


Die Folgen der Strafe ſollen ſich ſo wenig als mög— 
lich iſt, auf die ſchuldloſen Angehörigen verbreiten. 


(Siehe den 10. Abſ. des Kdp. und die aus demfelben abgeleiteten oben bei 
diefem Abfage S. 77 u. f. beifpielöweife aufgeführten Folgefäge.) 


Befugnif des Criminal:-Gerihtes, im Falle des $. 49 

&t. ©. ü. V. die Strafdauer gegen eine andere bafur 

eintretende Zühtigung ohne Vorlage des Urtheiles 
an das Obergericht abzufürzen. 


292. Hofdecret vom 27. Juli 1805, an das Lember— 
ger Appellations-Gericht, über defjen Bericht vom 
19. Juni 1805, N. 741 d. J. ©. ©. 


Über Anfrage: ob in den Fallen des $. 49 des erſten Theiles des 
Strafgefeges die Kerkerftrafe auch unter fechs Monate herabgefeßt 
werden dürfe, und ob in einem folden Zalle das Urtheil erft dem Ap- 
pellationg = Gerichte vorgeleget werden folle? wurde folgende Weifung 
zu ertbeilen befunden. 


*) Nach dem Joſefiniſchen Strafaefege $. 177 e) mar der aus der 
a. 8* Strafe für den Nahrungs- und Gewerbsſtand er 
fhuldlofen Familie entſtehende Schaden ein begünftigender Umftand, 


PRerinderzm me. 
tr S1 


P- = ze 
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Der $. 48 des erften Iheiles des Strafgefekes fagt deutlich aus, 
daß bei zufammentreffenden mehreren Milderungs = Umftanden felbit 
die gefeglihe Strafdauer verfürzet werden dürfe. Obfchon alfo in der 
Hegel bei Verbrechen ſechs Monate ald die unterfte gefeklihe Dauer 
der Kerkeritrafe beftimmt find; fo erhellet doc) aus der Ausfage des 
6. 48, daß bei befagten Milderungs-Umſtänden, ausnahmsweife, 
auch die fonit Eürzefte Dauer von ſechs Monaten auf einen Eirzeren, 
den Umftanden angemejfenen Zeitraum herabgefeßet werden‘ fonne .. 

Mit diefem Paragrafe wird der gleich nachfolgende 6.49 durch 
die Anfangsworte in enge Verbindung gefekt, und angeordnet: daß 
auch zu Gunften der fhuldlofen Familie die längere Strafdauer ges 
gen eine andere dafür eintretende Züchtigung abzukürzen ſei. Es un: 
terliegt alfo keinem Zweifel, daß auch in diefem Falle die Kerkerſtrafe 
auf eine fürgere, den Umftänden, und der jtatt der längeren und ge: 
feglihen Dauer verhängten Züchtigung angemeffene Zeit verkürzet 
werden dürfe. Auch ſei in dieſem Falle das Urtheil nicht erſt dem 
Obergerichte vorzulegen, indem ſonſt der Zweck der Anordnung ver: 
eitelt würde, und der $. 435 die Vorlegung bes Urtheiles, wodurch 
die Züchtigung mit Streichen beſtimmt wird, ausdrücklich nur dann 
gebieteh, wenn auf diefe Züchtigung zur Verſchärfung ber geſetzli⸗ 
chen Strafe erkannt wird. 


Verbot der Verſchärfung * ſchweren Kerkerſtrafe 


durch öffentliche Arbeit, gegen die che. des 
49 St. G. B. ü. V. 


293. Jüſtiz-Hofdecret vom 27. November 1816, an 
das n. ö. Appellationd: Gericht. 
(v. Zimmerl's Hodb., 3. Thl. S. 23 uw f.) 


Es iſt nicht geftattet, die ſchwere Kerkeritrafe innerhalb ihrer ge- 
feglichen Beſtimmung gegen eine Verſchärfung durch öffent— 
liche Arbeit wider die beſtimmte Anordnung des $. 49 des Straf: 
geſetzes ahzukürzen, oder hierin den Vollzug der durch Urtheil be⸗ 
ſtimmten Strafart nach der Wahl des. Straflings einzurichten. 


Der Kerker kann im Falledes 49 St. G. B. ü. V. 
in einen gelinderen Grad nicht abgeändert werden. 


394. Decret des fe. En. 6. Appellationg-Geridteß 
vom 7. Juni 1842, 3. 6917. 
(Br. Er. G. N. B. 3, Thl., S. 613 u. f.) 
Nah dem Wortlaute und dem Geifte ge 8. 49 des St. G. B. 
J. Thl. kann in Beziehung auf die ſchuldloſe Familie nur die Abkür— 
zung der geſetzlichen Dauer der Strafe, nicht aber auch eine Verän— 
derung der Kerkerſtrafe in einen gelinderen Grad Platz greifen. 





Sechstes Hauptftück, 
Bon den verſchiedenen Gattungen der Verbrechen. 


$. 50. 


Die Verbrechen greifen entweder die gemeinfchaftli« „intkeitug 
he Sicherheit unmittelbar indem Bande des Staates, 
in den Öffentlichen Vorkehrungen, oder dem öffentli- 
chen Zutrauen an, oder fie verlegen die Sicherheit 
einzelner Menfchen, an der Perfon, dem Vermögen, 


der Freyheit, oder andern Rechten. 
(Bergl. die $$. 33—36 St. G. II, Thl.) 


Eintheilung der Berbreden ®). 
Verbrechen gegen das Band des Staates, 
(88. 52 — 60.) 


Verbrechen gegen dffentlihe Borfehrungen. 
($$. 61 — 91 und 107 — 109.) 


Verbrechen gegen das öffentlidhe Zutrauen. 
($$. 92 — 106.) 


Verbrechen gegen die Perſon. 
(8$, 110 — 146,) 


Verbrechen gegen das Vermögen. 
($$. 147 — 184.) 





*) Das Zofefinifhe Strafgefeß gab folgende Eintheilung der Verbre— 
hen: In folche, die auf den Landesfürften und den Staat ($. 40), 
die auf das menfchliche Leben und die körperliche Sicherheit ($. 89), 
welche auf die Ehre und die Freiheit ($. 126) und welche auf Ber: 
mögen und Rechte unmittelbare Beziehung hatten. 


Maucher’s ſiſtem. Handbuch. 
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Verbrechen gegen die Freiheit. 


(Diefe erfcheinen unter der öffentlichen Gemaltthätigkeit J 70 — 82 und 
unter der Religionsſtörung $$. 107 — 109. 


Verbrehen gegen andere Rechte. 
($$. 185 — 189.) 


Verbrechen, weldhe fih größten Theils auf alle 
Battungen von Verbrechen beziehen. 
($$. 190 — 200.) 


$. 51. 
Weionbdere Nach diefer Beziehung werden hiermit für Verbre- 


Gattungen der 
Berbrechen chen erkläret: 


Pofitive Erklärung der Verbreden. 
(Beim $. VI der Einleit.) 


1) Hochverrath, und andere die Öffentliche Ruhe 
ftörende Handlungen. 
2) Aufftand und Aufruhr. 
3) Deffentliche Gewaltthätigkeit. 
4) Rückkehr eined Bermiefenen. 
5) Mißbrauch der Amtögewalt, 
6) Verfälſchung der Öffentlichen Ereditöpapiere. 
7) Münzverfälfchung. 
8) Religionsftörung. 
9) Nothzucht und andere Unzuchtöfälle. 
10) Mord: und Zodtfchlag. 
11) Abtreibung der Leibeöfrucht. 
12) Weglegung eines Kindes, 
13) Verwundung oder andere Eörperliche Verle— 
Bungen. 
14) Zweykampf. 
15) Brandlegung. 


94. 
16) Diebftahl und BVeruntreuungen. 
17) Raub. 
18) Betrug. 
19) Zweyfache Ehe. 
20) Berläumdung. 
21) Den Verbrechern geleifteter Vorſchub. 


.19* 


Hochverrath. 


Siebentes Hauptſtück. 


Bon dem Hochverrathe, und anderen die öffentliche Ruhe 
ftörenden Handlungen *). 





8. 52. 


Das Be rbrechen des Hochverrathes begeht: 

a) Der die perfönliche Sicherheit des Oberhaupts 
des Staates verlebet **). | 

b) Der etwas unternimmt, was auf eine gemalt: 
fame Veränderung der Staatöverfaffung, auf Zuzie: 
bung oder Vergrößerung einer Gefahr von Außen ge: 
gen den Staat angelegt wäre, es gefchehe Öffentlich, 
oder im VBerborgenen, von einzelnen Perfonen, oder 
in Berbindungen, duch Anfpinnung, Rath, oder eige- 
ne That, mit oder ohne Ergreifung der Waffen, durch 
mitgetheilte, zu ſolchem Zwede leitende Geheimniffe 


— 


*) Rücdfichtlich der Folge des Unterfchiedes des Verbrechens der Stö— 
rung der öffentlihen Ruhe, von jenem des Hochverrathes für die 
Competenz des Griminal= Gerichtes, ſiehe das Hfd. v. 39, Mai 1807, 
N. 812 beim $. 2212) (FSB.) und Hfd. v. 85. Juni 1808, N. 
849 d. J. S. G. a. a. O. (I84. 

) Nach dem Joſefiniſchen Strafgefetze $. 41 ward die gewaltſame 
Handanlegung an den rechtmäßigen Landesfürſten unter dem Namen 
des Verbrechens der beleidigten Majeſtät von dem Verbrechen 
des Hochverrathes (Landesverrathes) abgeſondert; des Landesverra— 
thes, heißt es dort ($.45), macht ſich derjenige ſchuldig, welcher feind⸗ 
felig etw as unternimmt, dad mittelbar oder unmittelbar 
zum allgemeinen Nachtheile gereicht, und ed werden fogleich 
die vorzüglichften Arten des Landesverrathes beigefegt. In dem Pa- 
tente vom 2%. Jänner 1795, N. 209 d. %. ©. ©. oben ©, 34, 
mwodurd die in den $$. 41 bis 48 des Tofefinifhen Strafgefeges 
enthaltenen Borfchriften aufgehoben wurden, wird der Begriff des 
Hochverrathes deutlicher und vollftändiger gegeben. 
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oder Anfchläge, duch Aufwieglung, Anwerbung, Aus: 

ſpähung, Uhterftüsung, oder durch was fonft immer 

für eine dahin abzielende Handlung. 

(Siehe die 88. 241. 9), 305, 433, 44%, 444, 458 a) St. G. ü. V. und 
die bei denfelben angeführten Novellen.) 


Behandlung und Beftrafung der geheimen Gefell 
(haften und der Übertretungen der Cenſurs— 
Geſetze. 

(88. 38 — 50, 57 — 63 St. ©. Ik. Thl.) 


Behandlung eines Fremden, der im In oder Auf: 
lande diefes Verbrechen begangen hat, gleih einem 
Eingebornen nad diefem Geſetze. 

($$. 31 und 32 St. ©. 2. uͤ. 8.) 


Behandlung und Beftrafung der Ausſpähungen in 
einer unter b) 6.52 St. G. ü. V. erwähnten Abſicht. 
(Oofkanzler-Deeret vom 10. Detöber 1821, N. 1808 d. J. G. S. 8. 9 

beim $. 60 8@1.) 


Behandlung und Beftrafung der ©ecte der foge: 
nannten Carbonäri. 


295. Hoffanzlei-Präfidial-Eröffnung vom 10 No— 

vember 1821, 3. 32,698, Circulare derf.En.ö. Ran 

besregitrung vom 16. November n.F. 3. 53,455, Werk: 

tianer-GubernialsKundmadiingd vom 25: Auguft 

1820, und Mailänder-Gubernial-Rundmahung i 
vom 29. Auguſt 1820, 3. 3621. 


CProv. G. ©. für Böhmen, 9. Bd, ©. 607, für Illirien, 3. Bd., S. 413, 
für die Lombardie, 2. Bd, 1. Thl., &. 69, für Mähren und Schle⸗ 
fien, 3. Bd, S. 320, für Djterreih ob der Enns und Salzburg, 3. Thl,, 
S. 492, für Diterreich unter der Enns, 3. Thl. N ie für Steiermark, 
3 TH, SF, für Tirof und Vorarlberg, 8 Bd., S. 793, für 
Benedig, 7. Bd., 2. Thl. S. #9) 


Seine k. k. Majeftät haben, um Allerhöchit Ihre getreuen Un⸗ 
terthanen von den gemeinſchädlichen Lehren und der Verführung der 
Secte der ſogenannten Carbonari, welche ihr Unweſen im‘ einem 
Theile von Italien getrieben haben, zu warnen, allergnäbigft zw be’ 
fehlen geruhet, daß die ebem fo verbuecherifchen: als ſtaatsge hr⸗ 
lichen Zwecke dieſer verderblichen Gefellfchaft,,. welche übrigen⸗ 


288 Siebent. Hptſt. Won dem Hochverrathe ꝛc., $. 58. 


allen Gliedern derfelben von den Obern eröffnet werden, fo wie fie 
bei den hierwegen Statt gefundenen Unterfuchungen hervorgefommen, 
zu Jedermanns Wiſſenſchaft allgemein bekannt gemadht werden. 

Die entfchiedene Tendenz der Vereinigung der Carbonari ift die 
Umwälzung und Auflöfung ber beftehenden Regierungen. 

So wie es ſich nun von felbft verfteht, daß jeder, welder die: 
fen Zweck kannte, und dem ungeachtet in die Gefellfhaft der Carbo- 
nari trat, nad dem $. 52 des Strafgeſetzes über Verbrechen, des 
Hochverrathes fehuldig ift, oder wenn er nach den $$. 54 und 55 bee: 
felben Strafgefeges, da ihm fchon der Zweck bekannt war, die Fortfchritte 
diefer Secte nicht hinderte, oder die Glieder derfelben anzuzeigen un: 
terließ, fich des Verbrechens mitfchuldig gemacht hat, und die von dem 
Geſetze darüber verhängte Strafe verwirkte; eben fo wird fih, vom 
Tage der Kundmachung des gegenwärtigen Circulard angefangen, Nie: 
mand mehr mit der Unwiffenheit des Zweckes der Secte der Carbo: 
nari entfchuldigen Eönnen, und wer immer daher feit diefem Zeitpuncte 
in diefe Gefellfchaft tritt, oder nach felbem die Zortfchritte derfelben zu 
hindern, oder ihre Glieder anzuzeigen unterläßt, wird nad den Be— 
flimmungen der $$. 52, 53, 54 und 55 des Strafgefeßed über Ver— 
brechen (welche unten im vollen Terte angeführt find) abgeurtheilet 
werden. 

Eben fo findet der $. 56 des gedachten Strafgeſetzbuches in An: 
fehung der Fälle, wo bei diefem Verbrechen den Entdedern gänzliche 
Straflofigkeit und Geheimhaltung zugefichert ift, in Anfehung der Ge: 
fellfchaft der Carbonari feine Anwendung, daher er auch zu Jedermanns 
Kenntniß in vollem Terte aufgeführt ift. 


(Nun folgen die $$. 52, 53, 5%, 55 und 56 des Strafgefegbuches über 
Berbrechen.) 


Behandlung und Beftrafung der Gefellfhaft der 
„Giovine Italia“ (deö jungen Staliens). 


296. HofftanzleisDecret vom 20. Juli 1833, an 


ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. G. S.61.Bd., ©. 187 u. f.) 


Es bat fich in der neueren Zeit eine geheime Gefellfhaft unter 
dem Namen: „Giovine Italia“ (ded jungen Italiens) gebildet, wel: 
che in ihrer ftaatsgefährlichen Tendenz jener der Carbonari nicht allein 
gleich Eommt, fondern mit der Anwendung der Mittel einen noch 
weit gefteigerteren Grad von Werruchtheit zeigt. Um nun die Unter: 
thanen Seiner k. k. apoftolifhen Majeftät von den gemeinfchadlichen 
Lehren, dem Eintritte in diefelbe, fo wie deren Folgen bei Zeiten zu 
warnen, ift ed laut höchiten Handfchreibens vom 18. Juli 1833 der 
höchſte Wille Seiner Majeftät, daß das beiliegende Eirculare /. mit 


geböriger Beichleunigung, und auf die gewöhnliche Art in allen 
deutfch =erblandifchen Provinzen, fo wie in dem lombardiſch- venetia- 
nifchen Königreiche in den landesublihen Sprachen jeder Provinz durch 
den Drud bekannt gemacht werde. 


/. Eirculare ber & £ Landesregierug im Erzherzog: 
tbume Dfterreich unter der -Enns- vom 21. Zuli 1833. 


Als vor zwölf Jahren die Secte der Carbonari die bürgerliche 
Ordnung in den Staaten Staliend mit einem ganzlichen Umſturze be: 
drohte, haben Seine E. k. Majeftat, um Allerhöchſt Ihre Untertha: 
nen vor den gemeinfchadlichen Lehren und der Verführung diefer Secte 
zu warnen, bie eben fo verbrecherifchen als ſtaatsgefährlichen Zwecke 
derfelben dur) die Verordnung vom 16. November 1821 zu Jeder: 
manns Wiffenfhaft allgemein bekannt machen laffen, damit unerfab: 
rene und leichtfinnige Menfchen, denen die Obern diefe Zwecke forgs 
faltig verhehlten, hierüber belehrt, von der Theilnahme an der Ver: 
bindung der Carbonari abgehalten würden. 

Die gleiche vaterlihe Sorgfalt des Landesfürften beftimmte Al: 
lerhöchſt denſelben nunmehr die nemlihe Mafregel, in Beziehung 
auf die, im Laufe der neuen Zeitereigniffe gebildete nicht minder ge: 
fahrlihe, vielmehr einen gefteigerten Grad der Carbonari darftellende 
Verbindung unter der Benennung: „Giovine Italia“ (des jungen 
Italiens) anzuordnen. 

Die Tendenz diefer Vereinigung ift der Umfturz der beftehenden 
Regierungen und der gefammten bürgerlihen Ordnung; die Mittel, 
deren fie fich bedient, find die Verführung und felbft der durch gebei- 
me Obere in Form von Vehmgerichten ausgefprochene Mord. 

So wie es fi nun von felbft verfteht, daß Jeder, welcher diefe 
bochverratherifchen Zwecke kannte, und dem ungeadhtet in.die Gefell- 
fchaft der Giovine Italia trat, nach dem $. 52% des Strafgefeßbuches 
über Verbrechen des Hochverrathes fhuldig ift; oder wenn er nach den 
$$. 54 und 55 desfelben Strafgeſetzbuches, da ihm der Zweck ſchon 
befannt war, die Fortfchritte diefer Verbindung nicht hinderte, . oder 
die Mitglieder derfelben anzuzeigen unterließ, fich diefes Verbrechens 
mitfchuldig gemacht hat, und die von dem Geſetze darüber verhängte 
Strafe verwirkte; eben fo wird fich von dem Tage der Kundmachung 
gegenwärtiger Verordnung Niemand mehr mit der Unmiffenheit des 
Zweckes der Gefellihaft „Giovine Italia“ entfhuldigen Eönnen. 

Wer daher immer von diefem Zeitpuncte an in die gedachte Ver- 
bindung tritt, oder die Fortfchritte derfelben zu hindern, oder ihre 
Mitglieder anzuzeigen ferner unterläßt, wird nad den Beftimmuns 
gen der $$. 5%, 53, 54 und 55 des Strafgeſetzbuches über Verbre— 
chen, welche unten ihrem vollen Inhalte nach angeführt find, abges 
urtheilt werden. Eben fo findet der $. 56 des gedachten Strafgefeßbu: 
ches in Anfehung jener Fälle, in weldhen den Entdedern ganzliche 


Strafe bes 
Hochverrathes. 
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Strafloſigkeit und Geheimhaltung zugeſichert iſt, auch auf die Geſell— 
ſchaft Giovine Italia feine Anwendung, daher er hier ebenfalls zu 
Jedermanns Kenntniß feinem vollen Inhalte nad) angeführt wird. 


(Nun folgen die $$. 52%, 53, 5&, 55 und 56 des Ötrafgefeßbuches über 
Verbrechen.) 


Behandlung der gegenfeitigenunterthanen von Dfter: 
reich, Rußland und Preußen, welche ſich des Ver— 
brechens des Hochverrathes, oderder Empörung ſchul- 
dig gemacht, oder ſich in eine gegen die Sicherheit 
des Thrones und der Regierung gerichtete Verbin— 
dung eingelaſſen haben. 
(Pat. v. 4. Jänner 183%, N. 2637 d. J. ©. ©, beim 8. 33 286. 
N. 5. Reggs. Vdg. v. 24. März 1834, 3. 16,314 a. a. O. #37.) 


Behandlung und Beftrafung der Verbrechen gegen 
den deutfben Bund. 


(Pat. v. 24. Dctober 1837, erfter Artikel beim $.33 DS.) 


Gerichtsbarkeit über das Verbrechen des Hochverra— 
thbes im Küftenlande. 


(Hfd. v. 8. Auguft 1820, N. 1684 d. %. ©. ©. beim $. 221 2) FSB.) 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbreden des 
Hochverrathes. 


(Par. v. 6. Juli 1838, N, 2622 d. J. G. S. $ 3A beim 8. 412 
1%46.) 


Borlegung der Befhlüffe uber die Ablaffung von 
dem weiteren Verfahren bei Borunterfuhungen in 
Rückſicht des Hochverrathes. 

(Hd. v. 30. Jänner 1838, 3. 1050 $. 1 beim $. 373 205%.) 


8. 58. 


Auf diefed Verbrechen, wäre es auch ohne allen 
Erfolg, nur bey dem Verſuche geblieben, wird bie 
Todesſtrafe verhängt. 


(Siehe die $$. 7, 40 a) 56, 430, 431, 444 und 481 und die bei denfel: 
ben aufgeführten Novellen.) 


Grunde der Einführung der Tobdesftrafe im ordent— 
lihen Verfahren gegen den Hochverrath. 
(Pat. v. 2. Jänner 1795 beim 8. Abf. des Kdp. IE.) 


$. 54. 


Wer eine in den Hochverrath einfchlagende Unter⸗ Miisuh am 
nehmung, die er leicht, und ohne eigene Gefahr in ih⸗ qussin- 
rer weiteren Fortfchreitung verhindern Eonnte, zu bins Berbinberung. 
dern vorfäßlich unterläßt, macht fich des Verbrechen 
mitfchuldig, und fol lebenslang mit ſchwereſtem Ker: 


fer beftrafet werden *). 
(Bergl. die $$. 5, 6 und 191 dann 192% und 197 St. G. B. ü. ©.) 


Ein Fremder im Auslande kann des im $. 54 des St. 
G. B. ü. V. bezeichneten Verbrechens nicht fhuldig 
werden. 


($. 32.) 


Einbolung der höchſten Genehmigung zur®eftattung, 
die Strafzeit der wegen Hochverrathes Verurtheil— 
ben nicht in dem geſetzlich beſtimmten Straforte 
auszuſtehen. 

(9. Cab. Schreiben v. 25. Juli 1818, N. 1479 d. J. G. ©. beim $. 457 
1399,) 


Strafort für die wegen Hochverrathes zur Kerker: 
Brafeverurtheilten Verbrecher aus den Provinzen. 
(HP. v. 29. Mai 1829,.N. 2408 d. J. G. ©. beim $. 458 2) 1408.) 


8. 58. 


Aucch derjenige macht ſich mitfchuldig, der einen bus un 
ihm befannten des Hochverrathes fchuldigen Verbrecher dicke - 
der Obrigkeit anzuzeigen bedachtlich unterläßt, wofern 


*) Ob und in wie fern das gegenwärtige Strafgefeß gegen das vorige 
Joſefiniſche Geſetz rückſichtlich der Mitſchuld am Hochverrathe milder 
fei, fiehe in der Anmerkung unten beim $. 191. 
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nicht aud den Umftänden erhellet, daß der unterblei- 
benden Anzeige ungeachtet, eine ſchädliche Folge nicht 
mehr zu beforgen ift. Ein folcher Mitfchuldiger fol 
lebenslang mit ſchwerem Kerker beftrafet werden *). 
(Bergl. die $$. 19%, 197, 239 und 377 des St. G. B.ü. B.) 


Ein Fremder im Auslande kann des im $. 55 bezeich 
neten Verbrechens nicht ſchuldig werben. 
($. 32.) 


Pfliht zur Anzeige der Staatsverbreder. 


297. Hofdecret vom 1. März 1787, an ſämmtliche 
Appellations- Gerichte, über höchſtes Handbillet vom 
27. Februar 1787, N. 6372.93. G. ©. 


Da nicht allein jeder verpflichtete Staatdbeamte, fondern aud 
jeder Unterthban, in was immer für einer Eigenfchaft betrachtet, ei— 
nen Ötaatsverbrecher, wann ihm fein Aufenthalt bekannt ift, anzu: 
zeigen verbunden ift, fo ift allen Confiftorien in den deutſchen Erb: 
landen aufzutragen, ihre unterftehende Geiftlichkeit zu belehren, und 
dahin anzumweifen, daß jeder Priefter und Geiſtliche ſolche Staats: 
verbreher und ihren wiffentlihen Aufenthalt anzuzeigen, deren Ver: 
heimlihung aber auf Eeinerlei Art zu begünftigen verpflichtet fei, da 
befonders bei folhen Fallen ſowohl der Staat als verfchiedene Par- 
teien intereffiret find. 


$. 56. 


Nachſicht der Mer fich in die, indem zweyten Puncte des 52. 8. 
ef en angedeuteten, auf Hochverrath abzielenden Verbin 
Ben. Hungen eingelaffen, in der Folge aber durch Reue bes 
wogen, die Mitglieder derfelben, ihre Sabungen, Ab: 

fihten und Unternehmungen der Obrigkeit zu einer 

Zeit, da fie noch geheim waren, und der Schade ver- 


*) Die Beltrafung der unterlaffenen Anzeige nah dem Tofefinifhen 
Strafgefeße $$. 46 und 47 wird ſowohl durch den Beifaß, wofern 
nibt aus den Umftänden erbellet, daß, der unter 
bliebenen Anzeige ungeachtet, eine ſchädliche Folge 
niht mehr zu beforgen ift, als auch durch Umänderung der 
fhwereften in die ſchwere Kerkerftrafe gemäßiget. 
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hindert werden Eonnte, entdecket, dem wird die gänz- 
liche Straflofigkeit, und die Geheimhaltung der ge: 
machten Anzeige zugefichert. 

(Bergl. jedoch den $. 188 und $. 39 i) St. ©. B. ü. B.) 


$. 57. 


Wer boöshafter Weile andern Mitbürgern durch 
Reden, fchriftliche oder bildliche Darftellungen folche 
Gefinnungen einzuflößen fuchet, woraus Abneigung 
gegen die Regierungsform, Staatöverwaltung, oder 
Landeöverfaffung entfteben kann, begeht dad Verbre: 
chen der Störung der öffentlichen Ruhe. 


Behandlung und Beftrafung der Aufwieglung der 
Untertbanen gegen ihre Obrigkeiten. 
($. 71. St. G. II. Thl.) 


Behandlung und Beftrafung der Mifibandlung von 
Patenten und Verordnungen. 

($. 74. St. G. I. Thl.) 
Gerichtsbarkeit über das Verbrechen der Störung 
der öffentlihen Rube. 

(Hfd. v. 29. Mai 1807, N. 812 beim $. 221 2) FEB. und v. 25. Juni 

1808, N. 859d.%.®. S. a. a. O. 764.) 
Borlegung der Befhlüuffe über die Ablaffung von 
dem weiteren Verfahren bei Vorunterfuhungen in 

Rückſicht der Störung der öffentlihen Ruhe. 
(HEzd. v. 20. Jänner 1838, 3. 1050, $. 1 beim $. 273 1051.) 


$. 58. 


Unter diefed Verbrechen werden auch Läfterungen 
auf die Perfon des Landesfüriten, aus welchen unver: 
kennbare Abneigung gegen denfelben entftehen kann, 
wenn fie in Gefellfchaft, oder Öffentlich vorgebracht 


Störung ber 
innerlichen 
Nube des 
Staates. 


worden, wie auch dergleichen Schriften, oder ſpötti⸗ 
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ſche Borftellungen, wenn fie jemanden mitgetheilt 
worden, gerechnet *). 
(Siehe die eitirten Novellen beim vorigen $.) 


Behandlung und Beftrafung der Ehrenbeleidigung 
durch Schmähſchriften oder bildliche Schilderung. 
(6. 237 St. G. II. Thl.) 


$. 59. 


Strafe. Das in den vorhergehenden zwey Paragraphen 
erwähnte Berbrechen foll mit fchwerem Kerker von eis 
nem bis fünf Sahre beitrafet werden. 


$. 60. 


Kehaebtang be Sn Abficht auf die Ausfpaher (Spione) foll es 
“bey dem bleiben, was wegen ihrer Aburtheilung und 
Beſtrafung durch die Militär-Behörde in den Kriegs 
geſetzen verordnet ift. 
(Siehe die $$. 77, 82 St. & Bi ii. 8.) 


Behandlung und Beftrafung der Ausfpaber. 
A. Nach den früher beftandenen Kriegsgeſetzen. 


398. Hofkriegsräthliches Reſeript vom 20. Sep 
tember 1808. 
(v. Zimmerl's Hdb. 3. Thl, ©. 29 u. f) 


Da die Competen; der Militär-Jurisdiction in Spionier Fäl— 
len ohne Unterſchied zwiſchen Kriegs: und Friedenszeiten felbft im den 
Civilgefeßen gegründet, und von den Eivil-Behörden in Gemäßheit der 
Geſetze anerkannt ift, fo muß jeder der Spionerie Verdächtige, oder 
Angefhuldigte vom Militär zur Unterfuhung und Aburtheilung über: 
nommen werben, 


*) I dem Yofefinifhen Strafgefege ($. 43) hieß diefes Verbrechen das 
der beleidigten Majeftät, das gegenwärtige Strafgefeg 
wählte — Bezeichnung dieſes Verbrechens den allgemeinen Aus— 
druck: Störung der öffentlichen Ruhe, und dehnt die Er— 
Märung auch auf die, gegen die Verfaſſung und Verwaltung des 
Staates gerichteten, fhmählichen Außerungen aus. 
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Use end ift vor der Hand, und bis Seine Majeftat über bie 
Allerh öfdemfeiben wegen Beftrafung der Spione in Friebendzeiten 
bereits vorhin unterlegten hoffriegsräthlichen Anträge entfchieden —* 
werden, zur Richtſchnur anzunehmen, daß Spione, die im Frieden, 
Anſtalt uͤnd Vorkehrungen oder überhaupt ſolche Gegenſtände und 
Verhältniſſe, welche auf die Kriegsmacht, oder die militäriſche Ver— 
theidigung des Staates Beziehung haben, in der Abſicht auskund— 
ſchaften, um fremden Staaten davon Nachricht zu geben, nicht nach 
der Strenge des ſechſten Kriegs-Artikels (ſiehe denſelben unmittelbar 
darauf), der ſich lediglich auf die Zeit des Krieges bezieht, ſondern mit 
einer nach dem Grade ihrer Gefährlichkeit, oder überhaupt nach Be— 
Saar der Umftände zu bemeffenden Eörperlihen Strafe zu be: 
andeln feien. 


399. Schfter Kriegs-Artikel für Diek.f, Armee vom 
Sahre 1808, 
(a. a. O. S. 30.) 


„Wer ſich mit dem Feinde in Einverſtändniſſe einläßt, fo mie 
auch alle Kundſchafter und Verräther mit ihren Theilnehmern, find 
mit dem Strange hinzurichten.* 


309. Höchfte Entfhliegung vom 5. September 
und beziehungsweife 11. November 1811. 
(Pratob, Mat,, 1. Bd., ©. 2825.) 


Die Ergangung der Vorfehriften in den Verbrechen der Ausfpä- 
bung und Balfhwerbung nad den $$. 60 (und 79) des Strafgefeges 
bat aus den Militär - Gefegen zu gefchehen. 


B. Nach dem neueren Geſetze. 


301. HoffanzleisDecret vom 10. October 1821, an 

ſämmtliche Länderftellen, in Folge höchſter Entſchließung 

vom 20. Juli 1821, über Vortrag der Hofcommiffion in Iuftiz- 
Geſetzſachen. N. 1808. I. ©. ©. *). 


Das Geſetzbuch über Verbrechen bezieht ſich ſowohl in Abſicht 
auf das Verbrechen der Ausſpähung (Spionerie) im $.60, als der 
unbefugten Werbung im $. 97, auf die in ben Militär : Gefegen 
darüber angeordnete Behandlung und Beftrafung. Da aber die Mi- 


.-- — — uni 


) Mit Cireulare vom 6. November 1821, H. 11183 (Milit. ©. 
&, Jahrg. 1821, S. 221 u. f.) wurde diefed Hofdecret feinem vol- 
fen Wortlaute nach den Milttär-Behörden mitgetheilt. 
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litar:Öefeße, denen in Nücficht diefer Werbrehen auch Civil: und 
andere, zur Militär:Gerichtsbarkeit fonjt nicht gehörige Perfonen un: 
terliegen, nach ihrem genauern Inhalte nicht allgemein bekannt find; 
und da ferner Seine Majeftät die Strenge derfelben für verfchiedene 
Fälle bezüglich auf gedachte Perfonen zu mindern gerubet haben: fo 
werden Ei die Strafgefeße, welche wegen folder Verbrechen ge: 
gen Perfonen der erwähnten Art Anwendung haben follen, zur all- 
gemeinen Kenntnif gebradt. 

$. 1. Wer die Stärke oder den Zuftand der Armee, ihre Ver: 
anftaltungen oder Pläne, ihre Stellungen oder Bewegungen, den 
Zuftand einer Feftung oder Feldverfhanzung, der Vorräthe oder Ma- 
gazine, überhaupt ſolche Verhältniffe oder Gegenftände, welche auf 
die militärifhe Wertheidigung des Staates oder die Operationen der 
Armee Bezug haben, in der Abfiht auskundfhaftet, um dem Feinde 
auf was immer für eine Weife davon Nachricht zu geben, macht fi) 
des Verbrechens der Ausſpähung fehuldig. 

$. 2. Diefes Verbrechen foll, ohne Rückſicht auf die fonftige Ge: 
richts-Behörde des Verbrechers, in Folge des $. 60 des Geſetzbuches 
über Verbrechen durch die Militär-Behörde unterfuht, und wäre es 
auch ohne allem Erfolg nur bei dem Verſuche geblieben, mit dem 
Tode durd den Strang beftraft werden. 

Auch ift gegen den Verbrecher, wenn er auf der That oder noch 
während des Krieges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu verfahren. 

$. 3. Wer dem feindlichen Ausfpaher entweder zu der Auskund- 
fhaftung felbit, oder zur Benachrichtigung des Feindes von den aus- 
gekundfchafteten Verhaltniffen oder Gegenftänden, es fei durch Rath 
oder That, vorfaglih Hilfe leiftet, macht fi des Verbrechens mit- 
fhuldig, und ift gleich dem Ausfpaher nad der Vorſchrift des $. 2 
zu behandeln und zu beftrafen. 

$. 4. Wer eine folhe Auskundfhaftung oder Mittheilung an 
den Feind, wenn er fie, ohne ſich einer Gefahr auszufegen, zu ver: 
bindern vermag, vorfaßlich nicht verhindert ; ferner, wer einen ihm 
befannten feindlihen Ausfpaher, ‚den er ohne eigene Gefahr der 
Obrigkeit anzeigen kann, derfelben anzuzeigen vorſaͤtzlich unterläßt, 
ift ebenfalls für mitfchuldig zu achten, und foll zu lebenslänglicher 
Schanzarbeit verurtbeilet werden. 

$. 5. Auch derjenige ift ald Ausfpäher anzufehen, der im Frie— 
den folche Vorkehrungen oder Gegenftande, welche auf die Kriegs— 
macht ded Staates oder die militärifche Vertheidigung desfelben Be: 
iehbung haben, und die von dem ©taate nicht öffentlich getroffen oder 
behandelt werden, in der Abficht auskundfchafter, um einem fremden 
Staate davon Nachricht zu geben. 

$. 6. Ein folder Ausfpaber fol nah Maf der angewendeten 
Lift, der Wichtigkeit der Ausfpahung und der Größe des Schadens, 
der für den Staat daraus entftehen kann, mit Schanzarbeit von ei- 
nem bis fünf Jahren, und wenn die Mittheilung ſchon wirklich 
an den fremden Staat geſchehen, oder felbft bereits ein Schade dar- 
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aus entftanden ift, mit Schanzarbeitvon fünf bis. zehn Jahren ber 
ftrafet werden. Wäre aber die Ausfpahung eigens in der Abfiht un: 
ternommen worden, um dem Staate eine Gefahr von außen zuzuzies 
ben, oder eine folhe Gefahr zu vergrößern, oder wäre fie insbefon- 
dere zu einer Zeit, wo der Krieg auf dem Ausbruche geftanden, und 
von einer Perfon, welche von diefem Umftande Wilfenfhaft gehabt, 
zu dem Ende unternommen worden, um derjenigen auswärtigen 
Macht, welche dem Staate Anitalten zu feiner Dertheidigung zu , 
treffen Anlaß gegeben, von den ausgekundfchafteten Vorkehrungen 
oder Gegenftänden Nachricht zu ertheilen: fo bat, wenn das Der: 
brechen auch ohne allen Erfolg nur bei dem Werfuche geblieben ware, 
die Strafe des Stranges Statt. 

$. 7. Wer dem Ausfpaher bei einer Ausfpahung im Frieden 
durch Rath oder That vorfaglih Hülfe leiftet, ift wie der Ausfpaber 
felbft zu beftrafen. Wenn jedoch ein folder Mitfhuldiger in einem 
Falle, wo nad) dem $. 6 gegen den Ausfpaher die Todesitrafe An: 
wendung findet, von der zur Verhängung derfelben nad) eben dieſem 
Paragrafe erforderlihen eigentlihen Beſchaffenheit und Abficht der 
Ausfpahung Eeine Kenntnif hätte: fo ift derfelbe lediglich mit Schanz- 
arbeit zu beftrafen, und folde nah WVorfchrifg des nemlihen Para: 
grafes auszumeſſen. 

$. 8. Wer im Frieden eine Ausſpähung, die er. ohne eigene 
Gefahr verhindern kann, zu hindern, oder einen ihm bekannten Aus: 
fpaher der Obrigkeit anzuzeigen vorſätzlich unterläßt, fol zu ein- bis 
dreijahriger, und falls in Folge feiner Unterlaffung die Mitthei- 
lung an den fremden Staat wirklich gefchehen, oder felbft fchon ein 
Schade daraus entftanden wäre, zu drei- bis fünfjähriger 
Schanzarbeit verurtheilt werden. Wenn aber ein Mitfchuldiger die- 
fer Art in einem Falle, wo gegen den Ausſpäher felbft nad dem $. 6 
die Todesftrafe Anwendung hat, von der Befchaffenheit und Abficht 
der Ausſpähung, welde nah dem gedachten Paragraphe zur Ber: 
bangung der Todesftrafe erforderlich ift, Wiffenfhaft hatte: fo ift der- 
felbe zu lebenslänglidher Schanzarbeit zu verurtheilen. 

$. 9. Ausfpähungen, welche in einer unter b), $. 52 des Ge: 
feßbuches über Verbrechen erwahnten hochverrätherifchen Abficht, aber 
nicht in Betreff von Vorkehrungen, Verhältniffen oder Gegenftänden 
der in dem erften und fünften Paragrafe der gegenwärtigen Bor: 
fhrift bezeichneten Art unternommen wurden, find von den compe: 
tenten Criminal» Gerichten des Civilftandes nad den Beltimmungen 
der 6$. 52 bis 55 des gedachten Gefeßbuches zu beurtheilen und zu 
beftrafen. . 

$. 10. Wer für fremde Kriegsdienfte wirbt, fol, ohne Rück— 
fiht auffeine fonftige Gerichtsbehörde, in Folge $. 77 des Geſetzbuches 
über Verbrechen dur die Militärbehörde unterfucht, und wenn er 
das Verbrechen in Krien'zeiten verübt hat, mit dem Strange hin: 
gerichtet werden. Diefe Behandlung und Beftrafung bat nit min: 
der gegen folche Werber Statt, welche zur Zeit: des Krieges Solda— 
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ten oder zum Militär : Körper gehörige Dienftnechte auch nur zur An⸗ 
fiedlung für fremde Zander werben, Auf gleihe Weife find um fe 
mehr diejenigen zu behandeln und zu beftrafen, die zu folder Zeit ſich 
des Menfchenraubes fhuldig machen, um fremden Truppen Necru- 
ten, oder einem fremden Staate zum Militär: Körper gehörige Per: 
fonen als Anfiedler zuzuführen, Auch iſt in einem wie in bem andern 
diefer Falle gegen den Verbrecher, wenn er noch wahrend des Arie 
ges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig zu verfahren. 

$. 14. Wird eines diefer Verbrechen zur Zeit des Friedens ver- 
übt: fo foll der Verbrecher, falls er einer der bezeichneten Werbun- 
gen fhuldig it, mit fünf- bis zehnjähriger, und wenn er dem 
Staate oder der Armee ſchon wirklich einen oder den andern Mann 
entzogen, und feine Werbung nod weiter fortgefeßt oder wiederholt, 
oder wenn er das Verbrechen zu einer Zeit, wo ber Frieden des Staa: 
ted bedroht ift, ausgeübt, und von diefem Umſtande Wiffenfchaft ge: 
habt hat, mit zehn: bis zwanzigjahriger, im Falle bes Men: 
fehenraubes aber mit lebenslänglidher Schanzarbeit beftraft 
werden. 

6. 12. Auch derjenige, der zur Ausführung eines diefer Wer: 
brechen bie in feiner Macht geftandenen Mittel angewendet bat, und 
von der wirklichen Vollbringung, indem er fchon in ber lebten dazu 
erforderlichen Handlung begriffen war, bloß durch Dazmwifchenkunft 
eines fremben Hinderniffes oder durch Zufall abgehalten worden ift, 
foll, nachdem er dad Verbrechen zu Kriegs: oder Friedenszeiten unter: 
nommen, nad bem $. 10 oder 11 behandelt und beftraft werden, 
Wäre aber ber Verbrecher in dem Verſuche nicht fo weit vergefchritten: 
fo ift derfelbe nah Maß, als fein Verſuch von der Vollbringung des 
Verbrechens entfernt geblieben, und mit Rückſicht, ob folcher zu Frie⸗ 
dens⸗ ober Kriegszeiten gefhehen, in Fallen, wenn eine ber ermahn- 
ten Werbungen verfucht worden, zu ein bis fünfjähriger, wenn 
aber ein Menfchenraub der bezeichneten Art unternommen worden, 
zu fünf bi F hnjiähriger Schanzarbeit zu verurtheilen. 

$. 13. Wer bei einer der gedachten Unternehmungen dem Ber: 
brecher dur Rath oder That porſätzlich Hülfe leiter, iſt wie der Ver: 
brecher felbft zu behandeln und zu beitrafen. Jedoch kann in Fallen, 
wo nad dem $. 11 gegen ben Merber zehn: bis zwanzigjährige 
Strafe Anwendung findet, ein folder Mitfhuldiger, wenn er dem 
Werber nur zu einer oder der andern einzelnen Werbung Hilfe gelei: 
ftet, oder von dem Umſtande, daß der Friede des Staates bedroht ſei, 
keine Wiſſenſchaft gehabt hat, lediglich mit fünf- bis zehnjähri— 
ger Schanzarbeit beſtraft werden. 

$. 14. Wer eines der erwähnten Verbrechen, wenn er es ohne 
eigene Gefahr verhindern kann, zu hindern, oder einen folhen, ihm 
bekannten Verbrecher der Obrigfeit anzuzeigen vorfüßlih unterlaßt, ift 
mit Bedacht, ob die Unterlaffung zu Friedens: oder Kriegszeiten ge 
ſchehen, zu ein: bis fünfiahriger Schanzarbeit zu verurtheilen, 

6. 15. Wer einen Ausſpäher, Werber oder Menſchenräuber ber 


in diefer Vorſchrift ($. 1, 5, 10 und 11) gedachten Art der Obrig: 
keit anzeigt, oder das Verbrechen durch Ergreifung und Feſthaltung 
des Verbrecherd, oder fonft mit der That verhindert, erhält eine Be: 
lohnung von Hundert Ducaten, und nad Umftänden von höhe— 
rem Betrage. 

Aud wird demjenigen, der fich bei einer diefer Handlungen oder 
Unternehmungen einer Mitwirkung fehuldig gemacht hat, wenn er, 
dur Reue bewogen, eine folde Anzeige zu einer Zeit beweritelliget, 
wo die Handlung oder Unternehmung noch unwirkffam gemacht wer: 
den kann, oder wenn er aus gleichem Beweggrunde die Ausführung 
des Verbrechens auf eine oder andere Weife felbit verhindert, nicht 
nur die Straflofigkeit, fondern auch, wofern er nicht felbit der An- 
ftifter der Handlung oder Unternehmung war, die erwähnte Beloh— 
nung zugejicert. 


* 


Maucher's ſiſtemat. Handbuch. 20 


Aufjtand. 
Eiebe Anh. 1, 
N. 2. 


Achtes Hauptftück, 
Bon dem Aufftande und Aufruhre. 


8. 61. 


Die Zufammentrottung mehrerer Perfonen, um der 
Obrigkeit mit Gewalt Widerftand zu leiften, ift dad 
Berbrechen des Aufitandes: die Abficht eines folchen 
Widerſtandes mag feyn, um etwas zu erzwingen, 
ſich einer aufliegenden Pflicht zu entfchlagen, eine An- 
ftalt zu vereiteln, oder auf was immer für eine Art 
die Öffentliche Ruhe zu ſtören; die Gemwaltthätigkeit 
mag gegen die Perfon der Obrigkeit felbft gerichtet 
feyn, oder gegen einen Beamten, Gemeindevorfteher, 
oder gegen untere Diener, welche zur Ausführung der 


Anordnungen beftimmt find *). 


(Vergl. die $$. 70, 433 des I. und die $$. 37 1) 56, 71, und 286 des 
11. Thl. des Et. G., dann den $. 19 des a. b. G. B) | 


* 
3* 


Verhalten der Unterthanen gegen ihre Obrigkeiten 
bei Anbringung von Beſchwerden. 


30%. Patent vom 1. September 1781, N. 23 d. J. 
©. ©. 


$. 40. Wenn eine Beſchwerde von mehr, dann zwei Deputir- 
ten, oder wohl gar von einem Haufen der Unterthanen angebracht 
werden wollte, ift folhe nirgends anzuhören und anzunehmen, wohl 


*) In dem Zofefinifchen Strafgefege gefhah vom Aufftande Feine Er— 
wähnung; ed wird nur das Verbrechen des Aufruhrs und Tu— 
mults genannt, fo, daß das Wort T umu It, durch kein Merkmal vom 


Aufruhre unterfchieden, als ein Pleonasmus da dv. ($. 50 
x v. Zeiller aa. O. ©. 1) Rand. ($. 50 und 
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aber find die unter einem folhen Kaufen begriffene Unterthanen, 

wenn ſie auf den erſten Befehl der Obrigkeit nicht alſogleich auseinan— 

der gehen, empfindlich zuftrafen, auch nah Befchaffenheit der Um— 

ftände ald Störer der öffentlichen Ruhe halsgerichtsmäßig zu behandeln. 

(Dbiges Patent ift in_den wieder erworbenen illirifchen Provinzen repu: 
blicirt worden. Gurrende des illir. prov. General: @ub. v. 26. Juli 
1814, 3. 9811; prov. Ergänz. 1. Thl., 2. Abthl., S. 511.) 


303. Patent vom 1. September 1781, N. 24 
d. J. G. ©. 


Erſtens. Jeder Unterthan iſt nicht nur den eigenen höchſten 
Befehlen, den Entſcheidungen, Anſprüchen und Verordnungen der 
1. f. Stellen, fondern auch den Verfügungen und Anordnungen ſei— 
ner Grundobrigkeit, und ihrer Beamten, Gehorſam und Unterwür: 
figfeit fhuldig. 

Zweitens. Sollte dem Unterthane der Auftrag unbillig ſchei— 
nen, und er fi) dadurch gekränkt erachten, fo fteht demfelben doch 
nicht zu, fein eigener Richter zu fein, fondern er hat gegen einen 
folhen Auftrag lediglich) feine Beſchwerde ordnungsmäßig anzubringen, 
inzwiſchen aber den Auftrag um fo gewiſſer zu vollziehen, als ihm, 
wenn feine hierüber führende Beſchwerde gegründet zu fein erkannt 
würde, eine binlängliche Entfhädigung und Genugthuung von der 
Grundobrigkeit oder ihren Beamten verſchaffet werden folle. — — — 

Viertens. Eben fo find jene Unterthanen, welche fi als Auf: 
wiegler betragen, und mehrere Untertbanen oder ganze Gemeinden 
zum Ungehorjam gegen ihre Obrigkeit verleiten, dann auch jene, de: 
ren Ungehorfam mit einer gewaltthätigen Widerfegung, mit Störung 
der allgemeinen Ruhe, oder mit Vergreifung an den Obrigkeiten, oder 
ihren Beamten begleitet wird, nach ihrer alfogleih zu gefchehen ha: 
benden Xrretirung dem nächſten Halsgerichte nebft einem fchriftlichen 
Auffage ihres Verbrechens zur peinlihen Aburtheilung zu übergeben. 


Pflicht der PolizeisBehörde, bei Tumulten die Ruhe 
berzuftellen und zu erhalten. 


304. Juftiz-Hofdecret vom 4. September 1804. 
(v. Zimmerls Hdb. 3. Thl., ©. 179.) 


Es ift an fammtliche Polizei Behörden die fhärfefte Weifung zu 
erlaffen, damit Fünftighin bei Gelegenheit eines Tumultes die Poli: 
zei: Wache ihrer obliegenden Pflicht gemäß unverzüglich zu dem Orte 
des Volfsauflaufes herbeieile, felben gleich bei feinem eriten Entftehen 
zerftreue, auch fogleich der Polizei: Behörde die Anzeige gemacht, und 
alle zwectmäßigen Anftalten getroffen werden, um die Öffentliche Ruhe 
berzuftellen und zu erhalten. 


20 * 
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Perfonen, gegen melche dad Verbrechen des Aufftandes be— 
gangen wird. 


1. Die in den $$. 61 und 7Obezeihneten Perfonen. 
2. Gefälls-Beamte. 


305. Hofdecret vom 12. Juni 1807, an fämmtlide 
Appellationd- Gerichte, einverftändlid mit der Hofcommif- 
fion in Geſetzſachen, N. 8130.93. ©. ©. 


Es unterliegt Eeinem Zweifel, daß Zollbeamte Abgeordnete der 
Shrigkeit in Amtsfahen, und daf fie zur Ausführung der obrigfeitli- 
chen Anordnungen beftimmt feien; daher ift die gegen diefelben in 
Amtsfachen mit gefährlicher Drohung oder wirklicher gewaltfamer Hand: 
anlegung verübte Widerfelichkeit, ald das Verbrechen der öf— 
fentlihen Gewaltthätigkeit, nad dem $. 71, und die Zu— 
fammenrottung mehrerer Perfonen, um denfelben in Ausführung der 
Anordnungen Widerftand zu leiften, ald das Verbrechen des Auf: 
ftandes nad den $$. 63, 64 und 65, und nit nad) dem Zoll: 
patente vom 1. Sänner 1788 zu beftrafen. 


306. Allerhödfte Entſchließung vom 25. Mai 
1829, 


(Polit. ©. ©. 57. Bd., ©. 378.) 


6. 35. Hätte fih Jemand gegen den Gefälldbeamten thätigen 
MWiderftand erlaubt — — — fo finden die Vorfchriften ber Verbre— 
den — — — ihre Anwendung. 

(Diefe Verordnung wurde mit Ausnahme des Tombardifch : venetianifchen 

Königreihes, Dalmatiens und der quarnerifchen Inſeln, dann Un: 

arns und Eiebenbürgens, für alle übrigen Provinzen des öfterr. 

aiferftaates erlaflen.) 


3. Individuen der Granzwade. 


307. Hoffammer-Decret vom 7. November 1829, an 
fämmtliche Länderftellen und Adminiftrationen. 
Polit. ©. ©., 57. Bd., ©. 682.) 


6. 22. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi— 
duen der Gränzwache Eommen bie in den Gefegen gegründeten Red: 
te der Wade zu. — — — Die Zufammenrottung mehrerer 
Perfonen, um denfelben Widerftand zu leiften, wird als das Ver: 
brechen des Aufftandes geahndet. 
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4. Snbividuen der Gefällenwade. 


308. Hoffammer-Decret vom 22. Aprii 1835, 
3. 16,113. 
(N. 5. Prov. ©. ©, 17. Thl., S. 218 u. 240.) 


$. 34. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indivi— 
duen der Gefällenwache Eommen die in den Gefeßen gegründeten 
Nehte der Wahe zu. Die Zufammenrottung mehrerer Perfo- 
nen, um benfelben Widerftand zu leiften, wird als das Verbrechen des 
Aufitandes geahndet. 


Bereinigung der unter 3 und 4 aufgeführten Gran 
und Gefällenwache in Einem Körper unter der Be: 
nennung E E Sinanzwade. 


308 a). Eirculare der f. &. Landesregierung im Erz 
herzogthume Ofterreih unter der Enns vom 5. Mai 
1843. 

(Zeitfhr. für 5, R. ıc, 1843, MaisHeft. ©. 235 ıc.) 


Seine k. E Majeftat haben mit a. h. Entfchliefung vom 22. De: 
cember v. 3. anzuordnen gerubet, daß die k. k. Gränz- und Gefäl— 
lenwache Eünftig in Einen Körper zu. vereinigen fei, welder die Be: 
nennung kak. Finanzwache, zu führen bat. 

Da nach Eröffnung der k. k. allgemeinen Hofkammer vom 21. 
April 1. 3. das vereinte Wach-Inſtitut in Eurzer Zeit in Wirkfamkeit 
treten wird, fo wird der beiliegende Auszug /. aus der Verfaffungs: 
und Dienftvorfchrift der Finanzwache zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht. 


Auszug 
aus der Verfaſſungs- und Dienſtvorſchrift der Finanzwache. 


— —— v. Dienſtverhaltungen der Finanzwache. 

— —— b. Beſondere Beſtimmungen. 

— ——58. 138. Den in der Ausübung des Dienſtes begriffe— 
nen Individuen der Finanzwache kommen die in den Gefegen ges 
gründeten Rechte der Wade zu; fie find daher befugt: Se: 
dermann ohne Unterfhied, der fich ihrer vorfchriftmaßigen Amtshand- 
fung widerfeßt, gegen die in der Ausübung des Dienftes begriffenen 
Angeftellten der Finanzwache Drohungen vorbringt, oder fie während 
der Ausübung des Dienftes wörtlich oder thätlich beleidiget, zu ver: 
eng und zur nächſten Obrigkeit zur gefeßmäßigen Amtshandlung zu 

ellen. 
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$. 139. Die mit gefährlicher Drohung oder gewaltfamer Hand: 
anlegung verübte Miderfeglichkeit gegen die, in der Ausübung des 
Dienftes begriffenen Individuen der Finanzwache wird ald Verbrechen 
der öffentlihen Gewaltthätigkeit, und die Zufammenrottung mehrerer 
Perfonen, um denfelben Widerftand zu leiften, als dag Verbrechen 
des Aufftandes geahndet. 


5. Forſtbeamte, welde die Waldauffiht führen. 


309. Baldordnung vom 1. Juli 1813, für Nieder- 
Öfterreid. 
(Polit. ©. S. 41. Bd., ©. 15.) 


6. 29. Mer fih einem Forftbeamten, der die Waldauffiht füh— 
ret, widerfeßet, macht ſih — — — wenn der Widerſtand mit ab: 
fihtliher Zufammenrottung mehrerer Perfonen erfolgte, des Verbre— 
chend des Aufitandes fhuldig, und ift dem ordentlichen Gerichte zu 
übergeben, welches nach Vorfchrift der $$. 61 bis 65 des St. ©. J. Thl. 
fein Amt zu handeln bat *). 


Concurrenzfälle bei Schleihhandel, oder einer an— 
dern fhweren Gefällsübertretung mit Zufammen: 
rottung. 


($$. 226 und 272% des Etr. ©. über Gefällsübertretungen vom 
11. Zuli 1835.) 


Beſondere Anzeigungen bei dem Verbrechen bes 
Aufftandes, 
(Pat. v. 6. Juli 1833, N. 2622 d. J. G. S. 6. 3 A beim $. 418 
| 174 


Borlegung der Befhlüffe von Seite gewiffer Crimi— 
nal-Geridte, über Ablaffung von dem weiteren Ber: 
fahren bei VBorunterfuhungen in Rückſicht des 
Aufftandes. 


(HEd. v. 20. Jänner 1838, 3. 1050, $. 2 beim $. 273 10 3 1.) 


*) Auch der Jäger erfcheint ald ein von der Obrigkeit zur Auffiht auf 
die Waldungen beftimmter Abgeordneter, indem er die Auffiht ges 
gen alle Raubfhügen behält, follte auch die Obrigkeit die Reviere 
verpachten. ($. 25 der Jagdordnung vom 28. Februar 1786 beim 


$. 154 1.1. 439.) 
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Jeder macht fich des Aufſtandes fchuldig, der fich 
der KRottirung, ed fey gleich anfänglich, oder erft in 
dem Fortgange zugefellet. 

(Bergl. den 8. 66 St. G. B. ü. V. a. E.) 


8. 63. 


Diejenigen, welche bey einem Aufſtande gegen die 
zur Stillung der Unruhe herbeykommenden obrigkeit⸗ 
lichen Perſonen oder Wachen in der Widerſetzlichkeit 
beharren, haben ſchwere Kerkerſtrafe mit öffentlicher 
Arbeit von fünf bis zehn Jahren, und wenn ſie zugleich 
Aufwiegler und Rädelsführer ſind, von zehn bis zwan⸗ 
zig Jahren verwirket. 

(Bergl. die $$. 55 und 56 St. ©. II. Thl.) 


$. 64. 


Außer dem Falle des vorhergehenden Paragra= 
phes find die Aufwiegler und Rädelsführer zu fchwe- 
rer Kerkerftrafe und Öffentlicher Arbeit von fünf bis 
zehn Jahren; die übrigen Mitfchuldigen abernah Maß 
der Gefährlichkeit, Schädlichkeit, und ihrer Theilneh— 
mung auf ein biö fünf Sahre zu verurtheilen. 


$. 65. 


Hat fich die Unruhe bey ihrer Entitehung ohne 
weitern gefährlichen Ausbruch bald wieder geleget, fo 
ift gegen die Aufwiegler und Rädelsführer Kerker zwi: 
[hen einem und fünf Jahren ; gegen die übrigen Schul= 


digen aber zwifchen ſechs Monaten und einem Jahre 


zu verhängen. 
$. 66. 


Wenn ed bey einer, aus was immer für einer 


Beranlaffung entftandenen Zufammenrottung durch 


Strafe. 


Aufruhr. 


a) im 
Etanbrechtes: 


1») außer bem 
Standrechte 
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die Widerſpaͤnſtigkeit gegen die von der Obrigkeit vor⸗ 
ausgegangene Abmahnung, und durch die Vereinigung 
wirklich gewaltſamer Mittel ſo weit kommt, daß zur 
Herſtellung der Ruhe und Ordnung eine außerordent- 
liche Gewalt angewendet werden muß; ſo iſt Aufruhr 
vorhanden, und jeder macht ſich dieſes Verbrechens 
ſchuldig, der an einer ſolchen Rottirung Antheil nimmt. 
(Bergl. die $$. 51 — 56, 71 St. G. IL Thl.) 


Pfliht der Polizeis Behörde, bei Zumulten bie Ruhe 
berzuftellen und zu erhalten. 


(Ihfd. v. 4. Sept. 180% beim $. 61 BOA.) 


ConcurrenzfällebeiSchleichhandel oder einer andern 
fhweren Öefallsgüubertretung mit Zufammen: 
rottung. 

($$. 326 und 272 des St. ©., über Gefällsübertretungen v. 11. Zuli 1835.) 


Befondere Anzeigungen beidem Verbreden bes 
Aufrubrs. 


(Pat. v. 6. Juli 1833, N, 2622 d. J. G. ©&.$ 3A beim $. 412 
1246.) 


VBorlegung der Befhlüffe von Seite gewiffer Erimi- 
nal-Gerichte, zur Ablaffung von dem weiteren Ver: 
fahren bei Vorunterfuhungen in Rückſicht des 
Aufrubre. 

(Hd. v. 20. Jänner 1838, 3. 1050 beim $. 273 1O51.) 


$. 67. 


„Weinn dem Aufruhre durch Standrecht Einhalt 
geſchehen muß, ſo hat die Todesſtrafe Statt, wovon 


in dem beſonderen Hauptſtücke: Von dem Standrechte, 
gehandelt wird. 
(Siehe die $$. 500 -513 das St. G. B. ũ. V.) 


$. 68. 
Außer dem Falle des Standrechted follen die Auf: 


wiegler und Rädelöführer. zu ſchwerer Kerkerftrafe 


Wr 
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mit öffentlicher Arbeit von zehn bid zwanzig Sahren ; 
und bey fehr hohem Grade der Boöheit und Gefähr- 
lichkeit ded Anfchlaged, auf lebenslang verurtheilet 
werden. 


$. 69. 


Die übrigen Mitfchuldigen follen mit ſchwerem 
Kerker, und öffentlicher Arbeit von einem bis fünf 
Sabre; bey höherem Grade der Bosheit und Theil: 
nahme aber von fünf bis zehn Sahren beftrafet 
werden, 

($. 508 St. ©. 8. ü. V.) 


Neuntes Hauptftück, 
Bon dffentlider Gemwaltthätigfeit, 


$. 70. 


tie Das Verbrechen der Öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit 
pur ge, MILD in folgenden Fallen begangen: 

naltfamegath Erfter Fall. Wenn jemand für fih allein, 
gcfrlide oder auch, wenn mehrere, jedoch ohne Zufammen- 
de — rottung, dem Richter, einer obrigkeitlichen Perſon, 


ergradn; , oder ihrem Abgeordneten in Amtsſachen; oder, wenn 
jemand einer Wache in Bollziehung ded öffentlichen 
Befehls, fich mit gefährlicher Drohung oder wirklicher 
gewaltfamer Handanlegung, obgleich ohne Waffen 
und Verwundung, widerfeßet *). 
(Bergl. die $$. 55, 56, 72 und 73 des Ct. &. II, Thl. und ſiehe den 
$.19 des a. 6. @. 8.) 


Erläuterung des Merkmales einer Amtsfade. 
(Hfd. v. 9. Nov. 1816, N. 12393 d. 3. G. ©. beim $. 85 358.) 


Sränzlinie zwifhen dem Verbrechen ber Öffentli- 

hen GewaltthätigEeit nah $. 70 des L, und der 

fhweren Polizei: Übertretung der Beleidigung der 
Wache nach $. 72 des IL Thl. St. ©. 


310. Hofdecret vom 5. Dctober 1804, an das böh- 
mifhe Appellations- Gericht, einvernehmlich mit der 
Hofcommiffion in Geſetzſachen, N. 691 0.3. ©. ©. 


Der $. 70 eriten Theiles des Strafgefeßes ift mit der Ausfage 
*) Der Beifag, daß auch fhon gefährlihe Drohungen zur öf- 


fentlihen Gewaltthätigfeit hinreichend ſeien, fehlte in dem ofefinis 
ſchen Strafgefege. ($- 56.) 
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der 66. 72 und 73 des zweiten Theiles besfelben dahin zu vereinigen, 
daß zum Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit nad dem $. 70 
die unmittelbare böſe Abficht des Thäters, durch Widerfeglichkeit gegen 
die Wache, die Vollziehung des obrigkeitlihen Befehles zu vereiteln, 
erfordert werde, welche Abficht in den Fallen des $. 72 des zweiten 
Theiles zum Begriffe der ſchweren SPolizeislibertretung nicht gehört, 
wenn fie gleich die Unterlaffung oder Verhinderung der Vollſtreckung 
des Auftrages oder Dienftes von Seite der Wache zur Folge ge: 
babt haben Eönnte. 


Erweiterung bes Begriffes der im vorigen Hofde— 
crete erwahnten Wade. 


311. Hoffanzlei:Decret vom 11. April 1822, 
3. 9042. 
(N. ö. Prov. G. S. 4. Thl, S. 300 u. f.) 


Bei Gelegenheit eines einzelnen Falles ift der Zweifel entitan- 
den: ob die Vorfchrift des 6. 72 St. G. U. Thl. nad ihrem Wort: 
laute, bloß auf die eigentlihe Civil- und Militarwache, oder nad 
dem Sinne und in Verbindung mit dem $. 73, überhaupt auf alle 
obrigkeitlihen Perfonen, und auf ihre Abgeordneten in Amtsfachen 
Anwendung habe? Hierüber bat nun die E, k. Hofkanzlei zu erklären 
befunden: daß der $. 72 des II. Thl. des St. ©. B. nicht bloß nad 
feinem Wortlaute, fondern nad dem Geifte der Gefeßgebung, auch 
auf obrigkeitliche Beamte und Perfonen, dann auf deren Abgeordnete 
in Amtsfacher, feine Anwendung finde. 


Amtliche Bezeihnung der abgeordneten Gerichtsdie— 
ner, um Widerſetzlichkeiten gegen diefelben vorzu— 
beugen. 


31%. BubernialsBerordnung vom 13. Mär; 1822, 
3. 5441. 
(Prov. ©. ©. für Steiermark 4. Thl., ©. 127.) 


Aus Veranlaffung eines vorgefommenen Falles findet man ein: 
verftändlich mit dem k. £. n. ö. Appellationd- und Criminal: Oberge: 
richte anzuordnen, daß der Unfug, ſich zum Einfangen verbächtiger 
Leute eines Hundes zu bedienen, fogleich abgeftellt werden folle, daß 
die Gerichtsdiener bei Landgerichten und Bezirksherrſchaften, über: 
baupt bei ihren Dienftverrihtungen immer mit Gabel und Stock be: 
waffnet erfcheinen, und ihre Nöce mit von der Kleidungsfarbe ver: 
fhiedenen Aufſchlägen verfehen fein follen, damit nicht bei Wibderfeg- 
lichEeit gegen felbe und ihre Dienftobliegenheiten, unter der Angabe, 
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ihre Dienfteigenichaft nicht gewufit zu. haben, dem fonft nah $. 70 
des St. G. B. ü. V. eintretenden Verbrechen der öffentlichen Gewalt: 
thatigfeit auszumweichen gefucht werden könne. 


313. Verordnung des k. f. fteiermärfifhen Guber- 
niums vom 12. April 1837, 3. 5386. 
(Zeitfchrift für 6. R. ıc. 1838, 3. Bd., ©. 156 u. f.) 


Es ift nun ſchon wiederholt der Fall kur Kenntniß der Landes: 
ftelle gefommen, daß wörtliche und felbit thatliche Beleidigungen einer 
Civilwache dur den Umftand hervorgerufen worden find, daß ber 
als Affiftenz abgefendete Gerichtsdiener, oder ein fonftiges Indivi— 
duum, welches ald Gerichtswache beigegeben worden, nicht mit der 
Amtskleidung und mit Feiner fhriftlihen Weifung verfehen war. Ser: 
ner laffen fich dergleichen Individuen leicht dur bloße Drohungen 
von dem Vollzuge ihres Auftrages abſchrecken, und fordern fodann 
die Beftrafung des Beleidigers nad) $. 72 des IT. Ihls. des ©t. ©. 

Da ein foldhes Benehmen der Ordnung überhaupt entgegen , 
und nicht geeignet ift, das Anfehen der ausführenden Bezirksobrigkeit 
aufrecht zu erhalten, fo follen die Bezirksobrigkeiten zur Befeitigung 
diefer Übelftände die als Afliften; oder in Amtsgefchäften abgeordneten 
Gerichtsdiener anweifen, ihre Amtskleidungen anzuziehen, oder den: 
felben fohriftlihe gehörig ausgefertigte Weifungen mitgeben. 


313 a) Eirculare der if. nm. ö. Landesregierung 
im Erzhergogthbume Sſterreich unter der Enns vom 
5. Mai 1843. 

(Zeitfhrift für ö. R. ıc. 1843, MaicHeft, S. 235 und 242.) 


$. 135. Die Mannfchaft der Finanzwache hat in der Regel alle 
ihr obliegenden Amtshandlungen in der Amtskleidung zu verrichten. 

In den Fällen, in welden eine Amtshandlung in einer anderen 
ald der AmtsEleidung vorgenommen wird, hat der Anführer der die 
Dienftverrihtung vollziehenden Abtheilung fein Dienſtbuch bei fih zu 
tragen, um fi damit, ald einer offenen Beglaubigungs = Urkunde, 
über feine amtliche Eigenſchaft ausweifen zu Eonnen. 


Behandlung und Beftrafung der Drohung gegen 
eine obrigfeitlihe Perfon wegen ihrer Amtshand— 
lungen. 


cHEpd. v. 8. Juli 1835, 3. 17,516 $. 3 nad dem $. 81 B4O.) 
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Perfonen, gegen welche dad Verbrechen der öffentlichen Ge- 
waltthätigfeit nach $. 70 St. G. B. ü. V. begangen wird. 


l. Die in den $$. 70 und 61 bezeihneten Perfonen. 
2. Sefallsbeamte. 


(Hfd. v. 12. Juni 1807, N. 813 d. 9. ©. ©. beim $. 61 BO. und 
a. h. Entfhliefung v. 25. Mai 1829, a. a. DO. 306.) 


3. Individuen der Gränzwache. 


314. Hoffammers»Decret vom 7. November 1829, 
an fämmtlihe Länderftellen und Adminiftrationen. 
(Polit. G. ©. 37. Bd., ©. 682.) 


$. 22. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indi— 
viduen der Gränzwache fommen die in den Gefeßen gegründeten 
Rechte der Wade zu. Die gegen diefelbe mit gefährlicher Dro— 
bung oder gewaltfamer Handanlegung verübte Widerfeglichkeit wird 
als Verbrechen der öffentlichen Gewaltthatigkeit geahndet. 


4. Sndividbuen ber Gefällenwade. 


315. Hoffammers Decret vom 22, April 1835’ 
3. 16,113. 
(N. ö. Prov. ©. ©. 17. Thl., ©. 218 und 240.) 


$. 34. Den in der Ausübung des Dienftes begriffenen Indi— 
viduen der Gefällenwahe kommen die in den Geſetzen gegründe- 
ten Rechte der Wache zu. Die gegen diefelben mit gefährlicher 
Drohung oder gewaltfamer Handanlegung verübte WiderfeglichEeit,, 
wird als Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigkeit geahndet. 


Vereinigung der unter 3 und 4 aufgeführten Gränz— 
und Gefallenwade in Einem Körper unter der Be: 
nennung „k. k. Finanzwache.“ 


(N. ö. Reggs. Circ. v. 5. Mai 1843 ad $$. 138 und 139 beim $. 61 
308 a). 


312 Neunt. Hptit. Bon öffentlicher Gewaltthätigkeit $$. 71— 72. 
5. Forftibeamte, welde die Waldauffiht führen. 


316. Waldordnung vom 1. Juli 1813, für Nieder: 
| Oſterreich. 
(Polit. G. ©. 41. Bd., ©. 15.) 
§. 29. Wer ſich einem Forſtbeamten, der die Waldaufſicht füh— 
ret, widerſetzet, macht ſich des Verbrechens der öffentlichen Gewalt— 
thätigkeit ſchuldig, und iſt dem ordentlichen Gerichte zu übergeben, 
welches nad Vorſchrift der $$. 70 und 71 St. ©. B. ü. V. fein 
Amt zu handeln hat *). 


Concurrenzfälle bei Schleichhandel oder einer an— 
dern Gefällsübertretung mit Gewaltthätigkeit. 


($$. 230 und 273 zu 1) des St. G über Gefällsübertretungen vom 
11. Zuli 1835.) 


Eigenmädtige Eröffnung geridtlider Siegel. 
(Siehe unter diefer Überfchrift nach dem $. 81 die Novellen.) 


Vorlegung der Befhlüffe von Seite .gewiffer Cri— 

minal-Gerihte, über Ablaffung von dem weiteren 

Verfahren bei Vorunterfuhungen in Rückſicht der 
öffentlichen Gewaltthätigkeit. 


(HEzd. v. 20. Jänner 1838, 3. 1050 $. 2 beim $. 273 1051.) 
8. 71. 


— Ein ſolcher Verbrecher iſt mit ſchwerem Kerker, 
und öffentlicher Arbeit, von ſechs Monathen bis auf 
ein Jahr; wäre aber der Widerſtand mit Waffen ge: 
ſchehen, oder mit einer Befchädigung oder Verwun— 
dung begleitet, von einem bis auf fünf Jahre zu bes 


ftrafen, 
(Siehe den $. 136 und 28 Et. G. B. ii. V.) 


$. 72. 
b) burd ges Zwepter Fall. Wenn mit Uebergehung der 


waltfamen@in« 


1 ‚u free Obrigkeit, der ruhige Beſitz von Grund und Boden, 
ut, EEE ET er 
*) Siehe rüdfichtlih der Jäger ald Abgeordnete der Obrigkeit die Ans 
merkung beim $. 61 S. 30%. 
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oder der darauf fich begiehenden Rechte eined 
mit gefammelten mehreren Leuten, durch einen gewalt⸗ 
famen Einfall geftöret, oder, wenn auch ohne Gehül: 
fen in dad Haus, oder die Wohnung eined Andern 
bewaffnet eingedrungen, und dafelbft an deſſen Perfon 
oder an deffen Haudleuten, Habe und Gut, Gewalt 
ausgeübet wird; ed gefchehe folches, um ſich wegen 
eines vermeinten Unrechted Rache zu verfchaffen, ein 
angefprochened Recht durchzufeßen, ein Berbrechen 
oder Beweismittel abzunöthigen, oder fonft eine Ge⸗ 
häſſigkeit zu befriedigen. 
(Bergl. die $$. 339, 344 und 345 des a. b. G. 8.) 


Wirkungskreis ber politifhen, beziebungsweife Ci— 
vilsBebörden in Befigftörungsfällen. 


317. Hofdecret vom 3. März 1797, an alle Appel 
lations⸗Gerichte, in Folge Einvernehmens zwifchen der ober= 
ften Juftigftele und dem Directorium, N. 342 d. I. ©. ©. 


Die Kreisäamter follen fi in einem Kalle in einige Erfenntniß 
über den Befigftand einmengen, fondern die Parteien bierwegen an 
den Gerichtsitand anmweifen, ihres Orts aber nur in dem Kalle, daß 
ein Befißer den Schuß des Politicums gegen androhende Gewalt an- 
ſuchte, aber auch damal nur in der Abfiht einſchreiten, um Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit zu erhalten, ohne die Beſitzrechte felbft zu 
benehmen, oder barüber zu entſcheiden. 


318. HoffanzleisDecret vom 14. Februar 1811, an , 
das galizifhe Gubernium, N. 927 d. J. G. ©. 


Unter dem den Kreisämtern in Befisftörungsfällen eingerdum: 
ten Wirkungskreife werden nur jene Falle verftanden, wo Handlun—⸗ 
gen vorkommen, welde die öffentlihe Ruhe verlegen oder bedrohen, 
und in Verbrechen oder ſchwere PolizeisÜbertretungen übergeben kön⸗ 
nen. Wo diefer Fall eintritt, iſt der Störer der öffentlichen Ruhe 
zum Erfage aller verurfachten Koften, und folglich aud zur Be: 
zahlung der Reifekoften und Diäten des Ereisamtlichen Perfonals zu 
verhalten. 


x 
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319. Hofdecret vom 5. December 1812, an das galis 
zifhe Appellationss Gericht, einverftändlid; mit der Hofe 
commiflion in. G. ©., N. 10170. 9. ©. ©. 


Auf neuerlich erregte Anftande und erhobene Zweifel, wie ſich in 
Befigftreitigkeiten in Galizien zu benehmen, welder Einfluß den po: 
litiſchen Behörden hierin zu geftatten fei, und nach welchen Mobdalitäten 
die Gerichtsbehörden vorzugehen haben, haben Seine Majeftät fol- 
gende höchſte Weifung zu ertheilen befunden: 

Es hat in Rückſicht der Frage, welcher Amtswirkfamkeit die Befib- 
ftreitigEeiten zuftehen, bei dem in dem Hofdecrete v. 18. Aug. 1808 
aufgeftellten Grundfaße ein Mal für alle Mal fein Verbleiben, daß alle 
Befipftreitigkeiten, fie mögen nun dad. Possessorium momentaneum 
summarissimum, oder Possessorium ordinarium betreffen, nad 
dem neuen a. b. ©. B. 66. 339, 344—347 zur richterlichen Amts- 
wirkfamkeit gehören, und die politifhen Behörden nach dem $. 344 
bloß für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe zu wachen, und ge: 
gen die Störer der Ruhe mit erfpiegelnder Strenge vorzugehen ha: 
ben. — — — 


330. Hofdecret vom 6. Februar 1818, an das galis 
ziſche Appellations-Gericht, einverftändlich mit ‚ver 
Hofcommiffion in J. G. S., N. 1414». 3. G. ©. 


Wenn in Fallen einer Störung des Beſitzſtandes eine mittler- 
weilige Verfügung getroffen werden foll, bat der zur Unterfuchung 
und Ausmittlung des der Etörung unmittelbar vorhergegangenen Be— 
fieftandes Abgeordnete des Berichtes die von dem einen oder dem an: 
dern Theile beigezogenen Zeugen, ohne von ihnen einen Eid abzu— 
nehmen, abzubören. 


3314. Decret des mährifhen Guberniums vom 
2. Juli 1819 an alle Kreisämter und das Fiscal- 
amt, 3. 16,375. 
Prov. G. S. für Mähren und Schleſien, 1. Bd., ©. 149 u. f.) 


Es bat fi fhon mehrmal der Fall ergeben, daß bei Gtreitig- 
keiten über den Befiß, die beftehenden Vorſchriften in Abficht auf die 
Beftimmung der Proviforien, von den Kreisamtern irrig gedeutet 
worden find. 

Um daher für Fünftige Falle eine derlei irrige Anficht über die: 
fen Gegenitand zu vermeiden, hat die hohe Hofkanzlei mit Decret 
vom 10. Suni 1819, 5. 3. 17,448, die Falle feftzufegen gerubet, 
in welchen die politifhen Behörden bei Befisftreitigkeiten nad) frucht- 
[08 verfuchtem Vergleiche der ftreitenden Parteien, nur zu Schöpfung 
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eines Proviforiums, das ift zur Vorunterfuhung und Feftfeßung eis: 


ner mittlerweiligen Vorkehrung berufen find. 

Diefe Fälle find folgende zwei, nemlich: 

a) wenn ein Befißer den Schuß des Politicums gegen andro- 
bende Gewalt anfudhte, und es fi darum handelt, Ruhe, 
Drdnung und Sicherheit zu erhalten; dann 

b) wenn in Befißftreitigkeiten (diefelben mögen Unter: 
thansftreitigkeiten *), den Grundbeſitz, Felddienftbarkeiten, oder Ver: 
trage betreffen) dad Verhältniß zwifchen Herrn und Unterthan ein- 
tritt, wobei den politifhen Behörden, ohne Unterſchied, wer von 
beiden Kläger oder der Geklagte ift, die Vorunterfuhung und Feſtſe— 
gung der mittlerweiligen Vorkehrung: das ift des Proviforiums , je: 
derzeit und ausfchließend , auch dann noch gebühret, wenn felbit nad) 
den politifchen Gefeßen, der Gegenitand von den politifhen Behörden 
zum richterlichen Erkenntniffe in der Hauptſache, verwiefen werden 
müßte. 


322. Hofdecret'vom 26. Rovember 1824, an das Ap- 

pellations-Gericht in Dalmatien, einverftändlich mit der 

Hofcommiffion in Zuftiz -Geſetzſachen und der: vereinten Hoffanzlei. 
N. 2051 d. 3. ©. ©. 


Bon den Eivilgerihten kann zur Aufrehthaltung-der von den- 
felben in Befigitreitigkeiten getroffenen proviforifhen Verfügungen au: 
fer den Geldftrafen, nur Arreft- Strafe, nicht aber Züchtigung mit 
Stocftreihen angedroht und vollzogen werden, Sollte jedoch dur 
den beharrlihen Ungehorfam der Parteien die öffentliche Ruhe geitört, 
oder Gewaltthätigkeit verübt werden: fo bat die Amtshandlung der 
betreffenden politifchen oder Criminal-Behörde einzutreten. 


Wenn fih aus den Verhandlungen in Befigftdrungs: 
füllen Anzeigungen eines Verbrechens ergeben, bat 
das Gericht die Vorfhriften des St. ©. zu 

befolgen. | | 
(583. v. 8. Detober 1830, N. 2487 d. J. G. ©. beim $.228 885.) 
$. 73. 
Der Urheber einer folchen Gewaltthätigkeit unter: 
liegt der Strafe des ſchweren Kerkerd von einem bis 


) Da die lit. b. dieſes Decretes aus dem Hofdecrete vom 29. Juli 
1817, an das galizifhe Appellations-@ericht, N. 1354 d. J. G. ©. 
fait wörtlich entnoınmen iſt, jo fol es wohl jtatt: Unterthans jtr ei- 
tiafeiten heißen: Unterthbansfhuldigfeiten. 


Mancher’s fiitem. Handbuch. 21 


Etrafe. 
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auf fünf Jahre, Diejenigen, ſo ſich ald Mithelfer 
haben brauchen laffen, follen mit Kerker von fechd 
Monathen bis auf ein Jahr beftrafet werden. 


$. 74. 


—— Andere boshafte Beſchädigungen eines fremden 
a 1. Eigenthums find nach der Größe der Bosheit, und des 
thumes. zugefügten Schadend mit. Kerker zwifchen ſechs Mona- 
then und einem Jahre; bey großer Boöheit und wich: 
tigem Schaden aber mil fchwerem Kerfer von einem 

bis fünf Sahren zu beftrafen *). 


Behandlung und Beftrafung der vorfäßlihen oder 
mutbwilligen Befhädigungen als ſchwere Polizei- 
Ubertretungen. 

($8$. 74—77 St. © I. Thl.) 


Behandlung und Beflrafung der muthwilligen und 
willkürlichen Befhadigung der Obft: und anderen 
Baume 


323. Hofdecret vom 28. Detober 1806, 
(Polit. ©. S. 27. Bd., ©. 175.) 


Derjenige, der fih unterfangt, Obfibaume, ‚vorzüglich jene, 
die im Freien ;gepflanzt find, in was immer für einer Art, willfürs 
ih und muthwillig zu befhadigen, fol im erften Betretungsfalle mit 
einem firengen Arrefte von einer Woche, im zweiten Falle aber mit 
einem ftrengen Arrefte von drei Monaten, und dabei nach Umftänden 
auch noch mit fünf und zwanzig Stockſtreichen gezüchtiget werden. 


321. Waldordnung für Nieder- Öfterreich vom 
1. Suli 1813, 
Polit. G. ©. 4. Bd. ©. 9.) 


$. 14. Bei befonderer Vosheit des Übertreterd, oder verur— 
fachtem fehr wichtigen Schaden (nemlich im Falle jemand ohne Erlaub: 


*) Diefe Art der boshaften Beihädigung eines fremden Gigenthumes 
war in dem Fofefinifhen Etrafgefege ganz übergangen worden. 
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niß des Waldbeſitzers Baume anpechet, ankaftet, abfchälet) find bie 
Thäter nach dem Strafgefegbuche über Verbrechen $. 74 zu behandeln. 


335. Verordnung ber f. En. d. Regierung vom 21. 
September 1821, 3. 43,152, an die Kreisämter und 
die Straßenbau-Directionen. 

(N. õ. Prov. ©. S. 3. Thl., ©. 56% u. f.) 


Bei Gelegenheit, als die Regierung dem Kreisamte den von ber 
Straßenbau = Direction ‘vorgelegten Ausweis über die feit dem Mo- 
nate Zuli 1820 von Dominien, Gemeinden und Privaten unternom: 
menen Baumpflanzungen an ben Straßen mit der Weifung ertheilt, 
diejenigen, bie ſich hierin befonders ausgezeichnet haben, zu beloben, 
und-die übrigen .hiervon zur Aufmunterung in die Kenntniß zu fegen ; 
findet ſie fich beftimmt, für die Zukunft anzuordnen, daß von der 
bereitd mit 1 fl. 30 kr. C. M. beftimmten Geldftrafe für Baumfrevel 
ein Drittheil dem Apprehendenten unb zwei Drittbeile dem Eigen: 
thlimer des Baumes, bem ed obliegt, einen andern Baum zu 'pflan- 
zen, zu überlaffen feien. 

Jedoch find die muthwilligen Baumfrevler noch insbefondere nach 
den Vorfchriften ded Strafgefeges über fchwere Polizei » Übertretungen 
zu behandeln. 


3725 a) GubernialsGirculare vom 29. Jänner 
1835, 3. 2238 — 316. 


(Coll. delle leggi ecc. nelle prov. venete, dell’ anno 1835, XXVI vol. 
parte I. pag. 26 ecc.) 


Onde impedire possibilmente il guasto degli alberi piantati 
lungo i cigli delle regie strade viene disposto, che alla di- 
stanza d’ ogni tre mila metri sia piantato un cartello colla se- 
guente iscrizione: " 

„Chiunque danneggerä in qualunque forma gli alberi pian- 
tati Jungo questa regia strada, incorrerä nella multa di austria- 
che L. 10, o subira l’arresto di giorni due per ogni albero.“ 

„Se il danno fosse recato a piü, che tre alberi, la multa 
e l’ arresto saranno raddoppiati. 

„Per gli affetti di tale comminatoria si considerera come 
recato ad un albero qualsiasi danno o sfregio inferito al pre- 
sente cartello.“ 

„La multa & devoluta all’ Erario per una meta, e per l’al- 
tra al denunciante.* 

Le R. R. delegazioni disporrano per !' esecuzione del pre- 
sente, ritenuto che la procedura dovra essere amministrativa, 
ed il giudizio sara della R. delegazione nella rispettiva Pro- 

21* 
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vinzia. in prima istanza, salvo gravame al — in — 
d’ Appello. 


326. Goflangfels Desrät vom 13. Säunet 12T 
"3. 22,859. | 
eitfrift für 5 N. 20.118837, 3. Bd, ©. 66.Prov: G. e für Böhmen, 
9,80, ©. 71, für Galizien und Lodomerien, 19. Jahrg., 1. Abth., 
. 72, für, Illirien, 19. Bd., S. 9, für Mähren und Sclefien, 19. Bd., 
— 23. für Öfterreich ob der Enns und Salzburg, 19. Thl., ©. 9, Pr Der 
reih unter der Enns, 19. Thl., S. 8, für m. 19. hl, © . 85, 

für Tirol und Vorarlberg, 24. Bd., ©. 81.) 


Die Befchädigung der an den öffentlichen Wegen jeder. Art. ge 
pflanzten Bäume oder Alleen, fie mag’ aus böſer Abfiht, Muth: 
willen, Unachtfamkeit, oder beim Wiehtreiben und anderen Ge: 
legenheiten aus vernadplaffigter Auffiht entfpringen, iſt „wenn ſich 
dieſelbe zur Ahndung nach dem Strafgeſetzbuche nicht eignen ſollte, 
als ein Polizeivergehen mit einer Geldſtrafe zu ahnden, welche nach 
Beſchaffenheit der dieſelbe begleitenden Umftande und Folgen mit Eis 
nem bis Fünf Gulden Conventiong:- Münze für. jeden befchädigten 
Baum zu bemeifen, und dem Ergreifer des Ihaterd oder dem Ange: 
ber, wenn beffen Anzeige zur Entdeckung oder Ergreifung des Thä— 
ters führet, ald Belohnung zu erfolgen ift. Bei zahlungsunfähigen 
Ihätern ift die Geldftrafe in Arreft von drei bis fünfzehn Tagen 
umjzumandeln, und damit eine angemeffene Arbeit zu verbinden ‚.de: 
ren Ertrag dem Ergreifer oder Angeber des Thäters für die ihm ge- 


bübrende Belohnung * Abzug des nothwendigen — zu * 
folgen kömmt. 


227. Circulare des k. k. tirolifchen Guberniums 
vom 24. December 1839. 
(Zeitfchrift für 6.R. ic, 1840, 3. Bd, S. 133 und 383; 


$. 8. Übertretungen der in diefer Hinficht zu ertheilenden Vor⸗ 
ſchriften, ſo wie auch Verletzungen der Forſtrechte eines Andern wer⸗ 
den Forſtübertretungen (Waldfrevel) genannt, in fo ferm fie ſich nicht 
wegen boshafter Befchadigung, oder wegen Entwendung fremden Ei- 
— nad) $$. 74, 153, 154 des I. und.210 des II. Thl. des 


St. ©. B. als Verbrechen und ſchwere Polizei⸗ Ubertretungen dar⸗ 
ſtellen. 
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| Behandlung und Beftrafung ber Befhädigungen | 
durch Dienftgefinde gegen ihre Dienithälter. 


3238. Batent vom 1. Mai 1810, Gefindeordnung für Wien 
ind den Umfreis innerhalb der Linien. 
(Polit. G. ©. 34, Bd, ©. 26.) 


$. 52. Zeigt die Unterfuhung eine boshafte Abfiht, um den 
Dienfthälter in Schaden zu verfegen, fo foll der fehuldige Dienft- 
bothe nebit dem Schadenerfage, in fo fern ein ſolcher moglich ift, 
noch mit ZAftundigem bis auf 3 Tage verlängerten, durch Faften und 
Eörperliche Züchtigung verſchärften Arrefte beftraft werden. 


Beftrafung boshafter Befhadigung fremden Eigen: 
tbumes in Fallen, wo nur ein geringer Schade zuge: 
fügt worden ift. 


3239. Hofdecret vom 18. Februar 18%6, an fämmt- 
lie Appellation&sGerichte, in Folge höchſter Entfchlie- 

fung vom 1. Februar 1826, über Vortrag der Hofcommiffion in 
| . Suftiz» Gefegfacdhen N. 2163. 0. J. G. ©. 


- Seine Majeftät haben dem Antrage zu Erlaffung einer neuen 
Vorſchrift, wegen Beftrafung boshafter Befchadigung eines fremden 
Eigenthums in Fallen, wo nur ein geringer Schade zugefügt wor— 
den ift, nicht Statt zu geben, fondern zu erklären gerubet: daf es 
noch ferner bei der Anordnung des $. 74 erften Theiles des Straf: 
gefeßes zu verbleiben habe, und die Juſtiz-Behörden für die genaue 
Befolgung desfelben verantwortlich ae werden. 


Behandlung der Befhadigungen fortificatorifcher 
Werke und Pflanzungen. 


330. HoffanzleisDecret vom 7. Juni 1832, 3. 12159. 


(Prov. G. S. für Böhmen 14.Bd,, S. 308, für Mähren und Schlefien, 
14. Bd., ©. 159, für Ofterreih ob der Enns und Salzburg, 14. Thl., 
©. 223, für Ofterreich unter der Enns, 14. Bd., ©. 30%, für Tirol und 
Vorarlberg 19. Bd., S. 2361, und Militär & S. Jahrg. 1832. ©. 84.) 


Seine F. k. Majeftat haben hinfichtlich der Befhädigungen fortifi- 
catorifher Werke und Pflanzungen unter dem 28. Mai 1832 zu entfchlie- 
fen geruhet: daß die Straferfenntniffe gegen Civilperfonen, welche ſich 
Beſchädigungen fortificatorifher Werke und Pflanzungen zu Schulden 
fommen laſſen, von den hierzu berufenen politifhen Behörden zu 
fallen feien. Diefer a. h. Entſchließung gemäß erhält die von der ver: 
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einten Hofkanzlei am 29. April 1831 erlaffene Weifung ihre Abän- 
derung. 


Behandlung und Beftrafung der Drohung mit bedeu: 
tenden Befhädigungen des beweglihen und unbeweg— 
lihen Eigenthumes. 


(Hd. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,516 $. 1 nach dem $. 81 340.) 


Verlegung der öffentlihen Bezeihnungen und 
Öteuerlinien. 
($. 464 d. Et. ©. ü. Gefällsübertretungen v. 11. Juli 1835.) 


Concurrenzfälle bei Schleihhandel oder einer andern 
Gefallsübertretung mit fremdem Eigentbume. 


($$. 239, 273 3. 6 und $. 91 3. 17 des St. G. über Gefällsübertretungen 
vom 11. Juli 1835.) 


$. 75. 


‚Huch Den Drititer Fall’). Wenn jemand ohne Vorwiſſen 
und Einwilligung der rechtmäßigen Obrigkeit fich ei- 
ned Menfchen mit Lift oder Gewalt bemächtiget, um 
ihn wider feinen Willen in eine auswärtige Gewalt 
zu überliefern **). 


(Siehe den $. 77 des I. und $. 70 des II. Thl. St. ©., dann $. 16 
des a.b. ©. 3.) 


Behandlung und Beftrafung derjenigen, welde zur 
Zeit des Krieges fih des Menfhenraubes ſchuldig ma— 
‚hen, um fremden Truppen Recruten, oder einem 
fremden Staate zum Militär: Körper gehö— 
rige Perfonen als Anfiedler zuzuführen. 

(SED. v. 10. Det. 1821, N.1808, d. J. G. ©. $. 10, beim $. 60 BO1.) 


) Diefer dritte, fo wie der vierte ($. 78) und fünfte Fall ($. 80) wur« 
den nad) dem Zofefinifchen Strafgefege ($. 126) als befondere Ber: 
brechen, und zwar als foldhe, welche auf die Freiheit unmittelbar 

i Beziehung haben, aufgeführt. 

**) Der im Gofefinifhen Strafgefege ($. 134) am Schluffe vorfommende 
dal, wo jemand innerhalb des Landes in eine unredt- 
mäßige®emwalt überliefert wird, und wodurd fich der Thäs 
ter ebenfallde des Menfhenraubes ſchuldig madte, wurde 
richtiger unter die im $.78 des gegenwärtigen Strafgefeged erwähnte 
Art gebradt. 


331. 321 
$. 76. 


Auf ſolchen Fall ift zur Strafe ſchwerer Kerker Ft 


von fünf bis zehn Zahren zu verhängen; welcher je 
Doch, wenn der Gemißhandelte einer Gefahram Leben, 
oder an Biedererhaltung der Sreyheit auögefeßet wor: 

den, bis auf zwanzig Jahre verlängert werden kann. 


8. 77. 


Wer für fremde Kriegsdienfte, oder wer einen 
zu einem MilitärzKörper gehörigen Mann auch nur zur 
Anfiedlung in fremde Länder wirbt, ift nach dem Kriegs: 
gefehe, und durch das Militäar-Gericht zu verurtheilen, 
und zu beftrafen. 


Behandlung und Beftrafung der VBerleitung der Un 
tertbanen diefer Staaten zur Anfiedblung in frem 
den Ländern *). 


($. 70 St. ©. IL Th.) 
Behandlung und Beftrafung der unbefugten Werber, 
a) Nah den früher beftandenen Kriegsgefegen. 


331. Zwanzigfter Kriegsartifel für die Armee 
vom Sahre 1808. 
(v. Zimmerls Hdb. 3. Thl., S. 37, und Pratob. Mat. 1. Bd., 
S. 221 u. f.) 


„Wer für fremde Dienfte wirbt, oder einen k. E Unter: 
than zu diefem Zwecke gewaltfam entführt, ferner, wer einen zum Mi- 
litär Körper gehörigen Mann auch nur zur Anfiedlung in fremde 
Zander anmwirbt, oder in was immer für einer Abjicht gewaltſam ent— 
führt, ift ſtandrechtmäßig zu behandeln, und. mit dem Strange hin: 
zurichten.“ 


(Siehe auch höchſte Entſchließung vom 5. September und beziehungsmweife 
11. November 1811 beim $. 60 BOO.) 


) Da die Auswanderung Fein Verbrechen: ift, wurde auch die Verlei— 
fung zur Auswanderung und Anfiedlung in einem fremden Staate 
aus dei Claſſe der Verbrechen ($., 137 des Zofefinifchen Strafges 
feges) in jene der fchweren Polizeislibertretungen ($. 70 U. Thl. des 
gegenwärtigen Strafgefeßes) verfegt, EB: 


Behandlung 
unbefugter 
Werber. 
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b) Nah dem neueren Geſetze. 
(Hd. v. 10. October 1821 d. 3. G. ©. $. 10 beim $. 60 BO1.) 


Behandlung der gegenfeitigenlinterthbanen vonDfter: 
veih und Parma wegen unbefugter Werbung und 
Berleitung zur Defertion. 


332. Eirculare des F. f. Hoffriegsrathes vom 22. 
Jänner 1836, K. 83 und beziehungsweife Hoffanzlei- 
Decret vom 1. Februar 1836, 3. 2891. 


(Prov. G. ©. für Böhmen, 18. Bd., ©. 190, u. f. für Galizien und 

Lodomerien, 18. Jahrg. I. Abthl., S. 206, für Flirien 18. Bd. S. 171, 

für die Lombardie 3. Bd., 1. Thl., ©. 745, für Mähren und Edle: 

fin 18. Bd., ©. 23, für Dfterreich ob der Enns und Ealjburg, 18. Bd., 

S. 28, für Dfterreih unter der Enns 18. Thl,, S. 205, für Etelermarf, 

18. Thl., ©. 6, für Benedia, 28. Bd., 2. Thl., ©. 10, und Milit. ©. 
©., Jahrg. 1836, S.9 u, f.) 


Seine k. k. Majeftät und Ihre Majeſtät die Eatferliche Prin- 
zefin und Herzogin von Parma, Piacenza und Guaftalla haben 
fi über die Nothwendigkeit verftandiget, dem zwifchen ihren Staa— 
ten beftehenden Cartele *) wegen gegenfeitiger Auslieferung der De: 
ferteure eine ergänzende Beſtimmung beizufügen, um fowohl die Ver: 
ſuche der Falfchwerbung unter ihren Truppen, ald auc die Beförde— 
rung der Defertion zu verhindern. 

In Folge deffen ift von den Bevollmächtigten beider Negierun- 
gen über den nachſtehenden Artikel übereingefommen und beftimmt wor: 
den, daß derfelbe fo angefehen werde, als fei er Wort für Wort in 
den oberwahnten unterm 25. März; 1818 kundgemachten Cartele ein- 
gefaltet, und daß er daher diefelbe Kraft und Wirkfamfeit ba- 
ben folle. 


Artikel. 


„Wer in den Staaten Öfterreichs oder Parma’s fich des Verbrechens 
der Falſchwerbung unter den Truppen des andern contrahirenden Theiles 
fhuldig macht, indem er dur Güte oder durd Gewalt Werbungen 
unter denfelben für einen fremben Dienft oder für fremde Colonien zu 
machen fucht; wer ferner in den Etaaten der contrabirenden Theile 
Militär-Perſonen, die im Dienfte des andern Theiles ftehen, zur De: 
fertion zu verleiten fuht, oder deren Defertion entweder durd Ge: 
wahrung eines Zufluchtsortes oder durch Verkleidung, oder auf irgend 
eine andere Meife erleichtert; derjenige endlich, der, ohne diefe 
Verbrechen wirklich begangen zu haben, des Verſuches derfelben über: 


) Kda. mit Girculare an fämmtliche General-Gommanden v. 9. April 
1818, K. 1408. (Milit. ©. ©. 1. Jahrg. 1818, S. 109 re.) 


332. 323 


führe wird: foll eben den Strafen unterliegen, welche die Geſetze ei- 
nes jeden der beiden Staaten über das-gleiche Verbrechen, wenn es 
gegen die eigenen Truppen begangen wird, verhängen. Durch gegen: 
wartigen Artikel wird dasjenige, was in biefer Beziehung in den Ar: 
tifeln XI und XII *) der libereinkunft vom 25. Mar; 1818 wegen 
gegenfeitiger Auslieferung der Deferteure feitgefeßt war, aufgehoben, 
und foll derfelbe ohne Verzug von beiden Theilen kundgemacht, und 
vom 5. Februar 1836 angefangen, in beiden Staaten feine Vollzie- 
bung erhalten. 


$. 78. 


BierterFall*). Wenn jemand einenMenfchen, rsknarın. 
über welchen ihm vermög der Geſetze keine Gewalt zus Kaya haiin: 
fteht, und welchen er weder ald einen Verbrecher zu 
erkennen, noch als einen fehädlichen oder gefährlichen 
Menfchen mit Grund anzufehen Anlaß hat, eigen: 
mächtig verfchloffen hält, oder auf was immer für eine 
Art an dem Gebrauche feiner perfünlichen Freyheit 
hindert; oder, wenn jemand, auch bey einer ges 
gründet fcheinenden Urfache der unternommenen Ans 
haltung, die Anzeige darüber fogleich der ordentlichen 
Obrigkeit zu thun, gefliffentlich unterläßt. 

(Bergl. den $. 1329 des a. b. G. B.) 


Sclavenhbandel, 
(Siehe unter diefer Überfchrift die Novellen nah dem $. 81.) 


$. 79. 


Die Strafe diefes Verbrechens ift Kerker von Tri 
ſechs Monathen bis auf ein Sahr. Hätte die Anhaltung 
über drey Tage gedauert, oder der Angehaltene einen 
Schaden, oder nebft der entzogenen Freyheit noch an- 
deres Ungemach zu leiden gehabt; fo foll auf ein= bis 
fünfjährigen ſchweren Kerker erkennet werden. 


*) Zn dem 3, Bd. der Prov. &. ©, für Böhmen, ©. 250. 
*) Siehe die Anmerkung beim $. 75. 


d ” 
re 


Strafe 


324 Neunt. Hptft. Bon öffentlicher Gewaltthätigkeit $$. 80 u. 81. 
8 80. 

Fünfter Fall”). Wenn eine Weibsperfon in 
einer, ſey ed auf Heirath oder Unzucht gerichteten Abe 
fiht, wider ihren Willen mit Gewalt oder Lijt ent: 
führet, oder , wenn eine verheirathete Weiböperfon, 
obgleich mit ihrem Willen, dem Ehegatten; wenn ein 
Kind feinen Aeltern; ein Mündel feinem Vormunde 
oder Berforger mit Lift oder Gewalt entführet wird, 
die Abficht deö Unternehmens mag erreicht worden feyn, 
oder nicht **). 

(Siehe die $$. 56, 94 und 1329 des a. b. G. B. und vergl. den $. 4, 
St. ©. 2. ü. 8.) 


Behandlung und Beftrafung der ſchweren Polizeis 
Übertretung des Ehebrudes. 
($$. 247 und 248, $. 81 St. ©. II. Thl.) 


$. 81. 


Die Strafe der Entführung wider Willen der 
entführten Perfon, oder der Entführung einer unmün- 
digen Perfon ift ſchwerer Kerker von fünf bis zehn 
Sahren, nach Maß der angewandten Mittel und des 
beabfichtigten oder erfolgten Uebels. Sft die entführte 
Perſon mündig, und ihre Einwilligung beygetreten;z 
fo fol fchwerer Kerker von ſechs Monathen bis auf 
ein Jahr verhänget werden. 

(Bergl. die $$. 110 und 112, dann $. 28 St. G. B. ü. V.) 


*) Eiehe die Anmerkungen beim $. 75. 


**), Diefe fünfte Art der öffentlichen Gewaltthätigkeit, nemlih die Ent: 
führung, wird genauer, als ed in dem Sofefinifhen Strafgefege 
($$. 138 und 142) der Fall war, von dem Menfchenraube ($. 80) 
unterfchieden ; der $. 142 des FYofefinifchen Strafgefeßes fordert aus— 
drücklich, daß der Entführer Die oberwähnten Verhältniſſe der Ent— 
führten gefannt haben müjle ; das im $. 138 desfelben Strafgeſetzes 
enthaltene Berbrechen des Menfchenraubes wurde in dem $. 80 des 
gegenwärtigen Strafgefeßes aufgenommen, und der $. 142 des os 
fefinifchen bildet den zweiten Theil des $.80 des gegenwärtigen Straf: 
gefeges. In dem Zofefinifhen Strafgefege ($. 140 1. und $. 44 II. Thl.) 
war das im $. 80 des gegenwärtigen Strafgefeßes durch die Entfüh— 
rung einer verheiratheten Weibsperfon mit ihrem Willen bezeich- 
nete Berbrechen weder ein Griminals noch ein politifches Verbrechen. 
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Anderweitige durch Nachtragsgejege beftimmte Säle der. 
öffentlichen. Gemwaltthätigfeit. 


Sechster Fall. Eigenmädtige Eröffnung geridt 
liher Siegel. 


333. Hofdecret vom 27. Detober 1789, an das böhs 
miſche Appellationd » Gericht, über deſſen Anfrage vom 
15. October n. 3. N. 1066 d. J. G. ©. 


Die gefliſſentliche gewaltſame Abreißung eines gerichtlichen In— 
ſiegels gehoͤrt gemäß $. 56 des erſten Theiles des (Joſefiniſchen) Straf⸗ 
geſetzes allerdings unter dad Verbrechen öffentlicher Gewalt. 


334. Hofdecret vom 20. Februar 1812, 3. 2203. 


(v. Zimmerls Hdb, 3, * S. 244 und Kudlers Erklärung ꝛe., 
1. Bd. S. 209.) 


Nachdem in dem Strafgeſetzbuche auf die Erbrechung ſowohl der 
ämtlichen als auch der Privat-Siegel feine Strafe beſtimmt iſt, fo 
hat die Hofkanzlei über Anfrage entſchieden: daß in dem Strafgeſetze 
über Verbrechen und ſchwere Polizei- Übertretungen von Erbredung 
der Siegel abfichtlich und aus guten Gründen gefhwiegen worden fei. 

Eine Verlegung könne an ämtlichen oder Privat: Gtegeln er: 
folgen, und in beiden Fallen bloß aus Muthwillen, oder aus. einer 
ftrafbaren Abficht. 

Geſchieht die Verlegung bloß aus Muthwillen, fo ift die Folge 
eines ſolchen Verbrechens für den Staatsverein pon ſo geringer 
Erheblichkeit, daß es nur als eine einfache Polizei⸗ uͤbertretung ‚ als 
ein Polizei: Vergehen angefehen, und nad) Umftanden von der Obrig- 
keit oder Behörde geahndet werden mag. 

War damit eine böfe Abficht, das ift, ‚die Ausführung einer 
Handlung verbunden, die zu den Verbrechen oder ſchweren Polizei: 
Übertretungen gehört, fo wurde diefe Abſicht erreicht oder nicht. Im 
erſten Falle wird die vollzogene Handlung, in letzterem der Verſuch nach 
Vorſchrift des Strafgeſetzes zugerechnet, und in beiden Fällen die ein⸗ 
getretene Verletzung des Siegels als ein erſchwerender Umſtand in 
Anſchlag gebracht. Die Hofkanzlei findet demnach den Antrag zu, eis 
ner gefeglihen Strafbeftimmung für die Siegel » Erbrehung zu einer 
weiteren Beranlaffung nicht geeignet. 
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335. HoffanzleisDecret vom 29. Auguft 1822, an 
ſämmtliche Länderftellen, in Folge höchſter Entfchließung 
vom 17. Juni 1822, über einen von der Hofcommiffion in Ju— 
ftiz » Gefeßfachen im Einverftändniffe mit der vereinten Hoffanzlei 
und oberften Juſtizſtelle erftatteten Vortrag. N. 1889. 9. ©. ©. 


Zum Shube der Nechte und des öffentlihen Anfehens gerichtli: 
cher Siegel wird verordnet: 

. $. 1. Eine eigenmächtige oder widerrechtlihe Eröffnung gericht: 
fiher Siegel, unter denen fchriftliche Auffage oder andere Gegenſtände 
verfchloffen gehalten werden, foll, wenn fie aus bloßem Muthwiller 
oder aus, leichtfertiger Neugierde verübt wird, als eine ſchwere Po- 
lizei-Ubertretung angefehen, und mit Arreft von einem bis _ 
zu drei Monaten beftraft werden. 

. 8%. Handlungen diefer Art, wenn fie zum Zeichen der Ge- 
ringſchätzung gerihtlicher Anordnungen, oder aber in der. Abficht ver- 
übt werden, das vermeintliche eigene Hecht oder irgend eine gehäffige 
Abfiht damit eigenmächtig durchzuſetzen, find ald ein Verbrechen 
der öffentliden Gewaltthätigkeit, mit fchwerem Kerker 
von ſechs Monaten bis zu Einem Jahre, und nah Mafigabe 
- der eintretenden bedenklihen Umſtände und der gefährlichen Folgen, 
aud bis zu fünf Jahren abzuftrafen. 
$. 3. Werden Verleßungen gerichtliher Siegel ald ein Mittel 
Kir Verübung eines größeren Verbrechens unternommen: fo ift der 
häter mit. der auf das beabfichtigte Verbrechen feftgefegten Strafe, 
. Anwendung des $. 28 erſten Theiles des Strafgefeßbuches, zu 
elegen. 
$. 4. Das Erkenntniß, ob in diefen Fallen nur der Erſatz des 
Schadens oder aber eine volle Genugthuung zu leiten fei, ift nad 
den Beſtimmungen des dreißigften Hauptftückes des IL Theiles des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu fchöpfen. 


Begriff gerichtlicher Siegel. 


336.H0ffanzleisDecret vom24. Suli 1829, 3.16,083, 
fundgemadht durch das galiz. Gub. am 13. September 1829, 
3. 48,196. 

(Prov. ©. ©, für Galizien und Lodomerien, 11. Jahrg., S. 310.) 


Wo es fih um die Verlegung eines nicht gerichtlichen, d. i um 
die Verlegung des Siegels der Jurisdictiong «Behörde, oder fonft eis 
nes ämtlichen Siegels handelt, können bloß die Worfchriften des all— 
gemeinen Strafgefeßes IL. Thl. in Erwägung Eommen. 


335 — 397. 327 


Eoncurrenzfälle bei Schleihhandel oder einer an- 
deren Gefällsübertretung mit Verletzung des amtli- 
hen Verſchluſſes. 


($$. 238, 273, 3. 5, $. 91, 3. 13 und $$. 45% und 453 des Strafgeſetzes 
über Gefällsübertretungen v. 11. Juli 1835.) 


Siebenter Fall. Sclavenhandel. 
($. 16 des a. 6. ©. B. und $. 4 des St. ©. B. ü. V.) 


337. Hofpdecret vom 19. Auguft 1826, an fammtlidhe 

Appellationd= Gerichte, in Folge höchſter Entſchließung 

vom 25. Juni 1826, über Vortrag der Hofcommiffion in Juſtiz⸗ 
Geſetzſachen. N. 2215 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben bie in der Beilage "/ enthaltene Ver: 
ordnung gegen den Sclaven-Handel und die Mifibandlung der Scla— 
ven zu genehmigen und zu befehlen gerubet, daß diefelbe in - allem 
E. k. Staaten, auf die vorgefhriebene Weife ald Geſetz Eund zu ma— 
chen, nebjtbei aber. allen Gubernien, welchen die k. k. Seeküſten un- 
terftehen, fo wie allen k. k. Confuln zur genauen Handhabung mit- 
zutheilen; ferner daß in Zukunft jedem öfterreichifhen Sciffd-Capi- 
tan zugleih mit feinem Patente ein Eremplar diefer Verordnung in 
deutſcher, italienifher und illirifher Sprache zujuftellen, und eben 
fo jeder der bereits bejtehenden öfterreihifhen Schiffs-Capitäne mit 
einem Eremplare berfelben zu betheilen ; endlich daß ein Gleiches an 
jedem öfterreichifhen Schiffe an einer zuganglichen und fihtbaren Stel- 
fe anzufchlagen, vor jeder Abfahrt Eund zu machen fei, und biebei die 
Schiffsmannſchaft fowohl, als alle auf dem Schiffe befindlihen In— 
dividuen, auf den $. 74 zweiten Theiles des Strafgeſetzbuches auf: 
merkſam zu machen feien. Lbrigens haben Seine Majeſtät auch noch 
beizufügen gerubet, daß es ſich von felbft verftehe, daß diefe Anord- 
nung feine rücdwirfende Kraft haben dürfe. 


/. Beilage 
Beftimmung gegen den Handel mit Sclaven und deren Mifhandlung. 


Seine k. k. Majeftät haben, um den Handel mit Sclaven, be= 
fonders in fo weit er von k. k. Unterthanen oder vermittelt k. k. 
öfterreihifcher Schiffe betrieben werden Eönnte, möglichſt hintan zu 
haften, und die Sclaven vor Mifhandlungen zu ſchützen, in Über: 
einftimmung mit den bereits geltenden ofterreichifchen Geſetzen (na= 
mentlih mit dem $. 16 des allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches, 
welcher verordnet, daß jeder Menſch, vermöge der ihm angebornen, 
fhon durd die Vernunft einleuchtenden Rechte, als eine Perfon zu 
betrachten fei, und daher die Eclaverei, fo wie auch die Ausübung 


nen Grundfaßes, in diefelben Strafen, wie die öfterreichifchen Un— 
terthanen. Solde Fremde hingegen, welde dergleichen Verbrechen 
im Auslande begangen haben, und in den k. E Staaten betreten wer: 
den, find, in Gemäßheit der 66.33 und 34 erften Theiles des Straf: 
gefeßbuches , in Verhaft zu nehmen, und der Regierung des Staa— 
tes, worin das Verbrechen begangen wurde, zur Auslieferung anzu: 
bieten. Wird die Übernahme verweigert, fo ift gegen folche Auslan« 
der ganz nach den Vorſchriften des öſterreichiſchen Otrafgefeßes zu ver- 
fahren, und dem Strafurtheile jedes Mal die Landesverweifung nad) 
überftandener Strafe anzubhangen. Nur in dem Falle, wenn die Ge: 
feße des Ortes, wo das Verbrechen begangen worden ift, eine ge: 
ringere Strafe desfelben ausſprechen, als die öſterreichiſchen Gefege, 
ift die Strafe nach dem milderen Gefeße zu bemeifen. j 


Warnung ber an der Gränze der öfterreihifhen Staa: 
ten anlangenden Mohamedaner, in fo fern fie Sclas 
ven bei fih haben, von dem Kandel mit denfelben. 


338. Gubernial»Decret vom 27. Mai 1830, 
3. 29,252. 
(Prov. G. S. für Galizien und Lodomerien, 12. Jahrg. , S. 260.) 


Sn der Anlage K erhalten die k. Kreisamter ein Eremplar der 
hohen Hofkanzlei- Verordnung vom. 19. April 1830, 3. 11,959, 
welche binfichtlich der an der öfterreichifhen Gränze anlangenden Mo: 
hamedaner, fo fern diefelben Sclaven in ihrem Gefolge haben, 
an die vereinte Gefallen - Verwaltung erlaffen wurde, zur Wilfen: 
fhaft und Darnahadtung mit Bezug auf das Kreisichreiben vom 26. 
Auguft 1826, 3. 49,521. 


/. HoffanzleisDecretandief. f£ vereinte Gefällen- 

Verwaltung in Galizien, die kak. Finanz =» Intendenz in Dal: 

matien, und das k. fiebenbürgifche Thefaurariat vom 19, April 
1830. 


Sn Einverftäandniffe mit den betreffenden Hofbehorden findet man 
Folgendes anzuordnen: Die an der Granze der öfterreichifchen Staa— 
ten anlangenden Mohamedaner find, in fo fern fie Sclaven in ih— 
rem Gefolge haben, durd die Gränzzollämter, bei denen fie erfchei- 
nen, auf eine angemeffene Weife von dem Inhalte der Gefeke, ins: 
befondere der a. h. Entfchliefung vom 25. Juni 1826 (33 7.), nad 
welcher der Zuftand der Sclaven in Sr. k. k. Majeftat Staaten nicht 
geduldet wird, in Kenntniß zu feßen. 

Hiernach wird e8 denfelben zwar frei ftehen, entweder ihre Scla— 
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ven auf das jenfeitige Gebiet zurückzuſchaffen, oder hinfichtlich derfel: 
ben den hierländigen Gefeßen ſich zu unterwerfen; doch wird bei et- 
waigen Neclamationen von Sclaven auf dem öfterreichifchen Gebiete 
der Vorwand, die wahre oder falfhe Angabe, diefe Verftändigung 
habe gar nicht, oder auf unvollfommene oder unrichtige MWeife Statt 
gefunden, die genaue Beobachtung und Vollziehung der wider. die 
Sclaverei beftehenden Geſetze in Eeinem Falle hindern Eönnen. 

Hiernach hat die k. k. (das E.) ꝛc. die an der türkifchen Gränze 
befindlihen Zollämter (Dreißigftämter) anzumeifen, und darüber zu 
wachen, daß von Seite diefer Grangbehörden durh aufmerkfame 
Beobahtung bdiefer Weifungen unangenehmen Mifverftäandniffen 
vorgebeugt werde. 

Den zur See anlangenden Mohamebanern wird diefe Mittheis 
lung durch die See-Sanitätsämter bekannt gemacht werden. 


Unterfuhung öfterreihifher Mercantil-Fahrzeuge, 
die fih des Handels mit Sclaven fhuldig gemadt 
baben. 


339. Hofdecret vom 4. Mai 1827, andas inneröfter: 
reichiſch-küſtenländiſche Appellations-Gericht, 
über Note des Hofkriegsrathes vom 27. Februar 1827 an die 
Hofcommiſſion in Juſtiz -Geſetzſachen. N. 2276 
d. J. G. S. 


Der k. k. Hofkriegsrath hat das Marine-Obercommando und das 
Escadre-Commando in der Levante angewieſen, ein von der k. k. 
Marine wo immer angehaltenes k. k. öſterreichiſches Mercantil: Fahr: 
zeug, das ſich des Handels mit Sclaven, oder der Mißhandlung die— 
fer Menſchen ſchuldig gemacht haben ſollte, mit Allem was zum Be— 
weiſe des ihm Schuld gegebenen Verbrechens und zur Begründung des 
Thatbeſtandes dienen kann, dann was bei ihm vorgefunden wird, an 
die nächſte ka k. öſterreichiſche Criminal-Behörde gegen Empfangsbe— 
ftatigung zur weiteren Unterſuchung abzugeben. 


339. a) Tractat 


zwifchen Ofterreih, Frankreich, Großbritannien, Preußen 

und Rußland, zur Unterdrüdung des africanifhen Sclavenhandels, 

Unterzeichnet zu London am 20, December 1841. Die Ratifications = Urs 

Eunden wurden am 24, Jänner 1842 ebendafelbjt zwiſchen Diterreich,, 

Großbritannien, Preußen und Rußland, nahdem Frankreich davon zus 
rücgetreten war, ausgewechſelt. 


(Amtsblatt zur öjterr. privil, Wr. Zeitung vom 13. Juni 1843,) 


Ihre Majeftaten der Kaifer von Dfterreich ‚ König von Ungarn 
und Böhmen, der König von Preußen und der Kaifer aller Reuſſen, 
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von dem Wunfche befeelt, jene Grundfäge unbeſchränkt und vollitän: 
dig in Vollzug zu feßen, welde bereits in den feierlichen Erklärun— 
gen Ofterreihs, Preußens und Rußlands, gemeinfchaftlih mit an: 
dern europaifchen Mächten, im Congreſſe zu Wien am 8. Februar 
1815, und im Eongreffe zu Verona am 28. November 1822 ausge: 
fprohen wurden; — Erklärungen, woburd die genannten Mächte 
Eund gegeben, daf fie in Allem, was immer die vollitändige und 
endlihe Abftellung des Sclavenhandels zu fihern und zu befchleus 
nigen vermöchte, mitzuwirken bereit feien, und da Ihre Mojeftaten 
von Ihrer Majeftät der Königin bes. vereinigten Königreiches von 
Großbritannien und Irland, und von Seiner Majeftat dem Könige 
der Sranzofen eingeladen wurden, einen‘ Tractat wegen wirffamer 
Unterdrüfung des Sclavenhandels abzufchließen, fo haben befagt Ihre 
Majeſtäten befhloffen, einen Vertrag zur endlichen Abitellung diefes 
Handels zu unterhandeln und einzugehen, und zu diefem Ende — 
— — Bevollmächtigte zu ernennen, — — — welde nachſtehende Arti- 
kel feftgefeßt und unterzeichnet haben: 


Artikel l. 


Ihre Majeſtäten der Kaiſer von Ofterreich, König von Ungarn 
und Böhmen, der König von Preußen und der Kaifer aller Reuſſen 
verpflichten fih, allen Sclavenhandel zu verbieten, er mag von ihren 
refpectiven Unterthanen oder unter ihren refpectiven Flaggen, oder 
mittelft Capitalien,, die ihren refpectiven Unterthbanen gehören, aus- 
geübt werden, und folhen Handel ald Seeräuberei zu erklären. 

Ihre Majeftäten erklären ferner, daß jeded Schiff, welches den 
Sclavenhandel zu treiben verfuchen wird, fhon durch diefes Factum 
allein alles Recht auf den Schuß feiner Flagge verlieren fol. — 


Artilel IL 


Um den Zwed des gegenwärtigen Tractates vollftandiger zu er- 
reihen, kommen die hohen contrahirenden Theile durch gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſchluß überein, daf diejenigen ihrer Kriegsfihiffe, welche mit 
fpeciellen Ermädtigungen und Befehlen, nah dem Formulare der 
Beilage A des gegenwärtigen Tractated abgefaßt, verfehen fein wer: 
den, jedes einem der contrahirenden Theile gehörige Kauffahrdeifchiff 
durchfuchen können, gegen welches aus zureihenden Gründen der Ber- 
dacht befteht, fidy mit dem Sclavenhandel zu befaffen, oder zu diefem 
Zwecke ausgerüftet worden zu fein oder fidy mit dieſem Handel wäh— 
rend der Fahrt, wo es von den obbezeichneten Kreuzern begegnet wur: 
de, befaßt zu baben, — und daß dieſe Kreuzer folhe Schiffe an- 
halten, wegführen laffen, oder felbft mitnehmen Eönnen, damit fie 
einer gerichtlichen Unterfuhung auf die weiter unten bezeichnete Wei- 
fe unterzogen werden Eönnen. 

. Immerhin foll dag oberwähnte Recht, Kauffahrdeifchiffe von ei: 

nem oder dem anderen der hohen contrahirenden Theile zu durchfuchen, 

nur von Kriegsfchiffen ausgeübt werden, deren Befehlshaber. den Hang 
Maucher’s ſiſtem Handbuch. 22 
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eines Capitang oder den eines Lieutenants in der Eaiferlichen oder könig⸗ 
lihen Marine befleiden, wenn nicht das Commando in Folge eines 
Zodfalles oder wegen einer andern Urſache an einen Officier unterge- 
ordnieten Ranges übertragen worden ift. Der Commandant eines fol- 
chen Kriegsfhiffes wird mit Vollmachten verfehen werden, die in Ge— 
maäßbeit des dem gegenwärtigen ‚Tractate angefchloffenen. Formulars 
lit. A — ſind. 

Dieſes gegenſeitige Durchſuchungsrecht ſoll innerhalb des mittel- 
Ländifhen Meeres nicht ausgeübt werden. Überdiefi foll der Raum, 
innerhalb deſſen das befagte Recht befchranft fein wird, zur Gränze 
haben: nördlich den 32. Grad der nördlichen Breite; weſtlich die öſt— 
lihe Küfte von Amerika, von dem Puncte, wo der 32. Grad nörd⸗ 
licher Breite diefe Küfte berührt, hinunter bis zum 45. Grad der füb- 
lichen Breite; füdlih den 45; Grad füdliher Breite. von dem Puncte, 
wo diefer Grad die öftliche Küfte von Amerifa berührt, bis zum 80. 
Grad der Lange dftlich vom Meridian: von Greenwich; und öftlih den 
nemlihen Langegrad von dem Puncte an, wo er. durd.den 45. Grad 
füdliher Breite durhfchnitten wird, bis zur Küfte von Indien. 


Arti bel III. 


Jeder der hohen contrahirenden Theile, welcher Kreuzer zur Un— 
terdrückung des Sclavenhandels verwenden, und das gegenſeitige 
Recht der Durchſuchung ausüben will, behält es ſich vor, je nad) fei— 
ner Convenienz/ ſowohl die Anzahl der Kriegsſchiffe feſtzuſetzen, wel⸗ 
che zu dem im zweiten Artikel dieſes Vertrages ſtipulirten Dienfte ver— 
wendet werden follen, als auch die Stationen zu beRimen, an wel- 
chen die befagten Schiffe kreuzen ſollen. 

Die Namen der zu diefem Zwecke beſtimmten Schiffe und jene 
ihrer Befehlshaber ſollen durch jeden der hohen contrahirenden Theile 
an die andern mitgetheilt werden, ſo wie ſie ſich gegenſeitig auch je— 
desmal einer dem andern bekannt geben werden, daß ein Kreuzer 
auf eine Station gewieſen oder von dieſer abberufen wird, damit die 
erforderlichen Vollmachten ſowohl von denjenigen Regierungen, wel: 
che die Durchſuchungen autoriſiren, ausgeſtellt, als auch ihnen von 
jener Regierung, welche dieſe Vollmachten empfangen bat, wieder 
zurückgeftellt werden Eönnen, wann. diefe Vollmachten zum Vollzuge 
des gegenwärtigen Tractates nicht mehr nöthig find. 


Artikel IV. 


Gleich nadıdem die Regierung, welche Kreuzer verwendet, der 
Regierung, welde die Durchſuchung zu geſtatten hat, die Anzahl 
der Namen und Kreuzer, die es zu.verwenden beabfichtigt , befannt 
gegeben haben. wird, jollen. Die Vollmachten, welde ‚zu den Durch— 
fuhungen autorifiren, in Gemäßheit des dem gegenwärtigen Tractate 
beigefügten Formulars lit, A. ausgeftellt, und von der Regierung, 
welche ‚die Durchfuchung geſtattet, an jene, N die Kreuzer ver: 
wendet, nn werben. 
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In keinem Falle foll das gegenfeitige Recht der Durchſuchung 
gegen Kriegsſchiffe der hohen contrahirenden Theile ausgeübt werden. 
Die hohen contrahirenden Theile werden über ein beſonderes 
Signal übereinkommen, welches ausſchließend nur von jenen Kreu—⸗ 
jern anzumenden ift, denen das Recht der Durchſuchung übertragen 
wird. Ä . 
Artikel V. 


Die Kreuzer der hohen contrahirenden Theile, die in Vollzie⸗ 
dung des gegenwärtigen Tractates autorifirt find, das Recht der 
Durhfuhung und Anhaltung auszuüben, haben fih genau an bie 
dem erwähnten Tractate lit. B beigefügten Inftructionen: in Allem zu 
balten, was ſich fowohl auf die Formalitäten der Durchſuchung und 
Anhaltung, als auf die Mafregeln bezieht , welche bei der Übergabe 
eines des Selavenhandels verdächtigen Schiffes an bie competenten Ge: 
richte zu beobachten find. et | 

Die hoben contrahirenden Mächte behalten, fih das Recht vor, 
in: diefen Inftructionen mit gemeinſchaftlicher Ubereinitimmung jene 
Anderungen vorzunehmen, welde die Umſtände erheiſchen könnten. 

Die Kreuzer der- hohen contrahirenden Theile follen ſich gegenfei- 
tig einer dem anderen in allen jenen Fallen Unterftügung leiſten, wo 
es nützlich fein kann, daß fie in Übereinftimmung handeln. 


‚Artikel vi. | 


Menn immer ein. unter der Flagge eines: der hohen: contrahiren: 
den Theile fegelndes Kauffahrdeiſchiff von einem zu biefem Ende ge⸗ 
hörig autorifirten Kreuzer des anderen Theiles angehalten wird,- fo 
follen in Gemäßheit der Beftimmungen des gegenwartigen Tractates 
ein ſolches Kauffahrdeifchiff ſowohl als der Capitan, das Schiffsvolk 
und die ©claven, welche ſich an Bord befinden dürften, an einen 
folhen Ort, welden die hoben contrahirenden Theile für. diefen Zweck 
bezeichnet haben werden, gebracht und jenen Behörden überliefert 
werden, welche in diefer Abficht von jener Regierung aufgeſtellt find, 
innerhalb deren Befigungen ein folder Ort gelegen ift, damit bier: 
nad) das Verfahren vor den competenten Behörden auf die nadfol- 
gend fpecificirte Weife eintreten Eönne. 

Wenn der Befehlshaber. des Kreuzerz nicht für angemeffen halt, 
ſich felbit mit dem Einbringen und dem UÜberliefern des angehaltenen 
Schiffes zu befaffen, fo hat er diefe Obliegenheit einem Officiere mit 
dem Range eines Lieutenants in der Eaiferlichen oder koniglichen Ma⸗ 
rine anzuvertrauen, oder wenigſtens dem Officiere, welcher zu dieſer 
Zeit der dritte im Range an Bord des Schiffes iſt, welches die An— 
haltung machte. 


Artikel VII. 


Wenn der Befehlshaber eines Kreuzers von einem der hohen con⸗ 
trahirenden Theile Grund zu dem Verdachte haben ſollte, daß ein“ 
22 * 
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unter dem Öeleite oder in Geſellſchaft eines Kriegsfchiffes von einem 
der hoben contrahirenden Theile fegelndes Kauffahrdeiſchiff fih mit 
dem Sclavenhandel befaßt. habe, oder für diefen. Handel ausgerüftet 
worden fei, fo foll er feine Verdachtsgründe dem Befehlshaber des 
Kriegsfhiffes bekannt geben, welcher allein zur Durchſuchung des ver: 
dachtigen Schiffes zu fhreiten bat; und im Falle der letzterwähnte Be: 
feblshaber fih überzeugen Ya: daß der Verdacht wohl gegründet ift, 
fo fol er das Schiff fowohl, als den Capitän, das Schiffsvolf, die 
Ladung und die Sclaven, welche fid ‚an; Bord. befinden könnten, in 
einen Hafen bringen; welcher der. Nation des -angebaltenen Schiffes 
gehört, um dort dad Verfahren vor den: competenten Oeihten auf 
die nachfolgend bezeichnete Art einzuleiten... : 


Artifel VIII. 


Sobald als ein angehaltenes und jur Aburtheilung eingeſchicktes 
Kauffahrdeiſchiff in dem Hafen ankommt, wohin es in Gemäßheit 
der Beilage B. des gegenwärtigen Vertrages gebracht werden muß, 
fo bat der Befehlshaber des Kreuzers, welcher ed ‚angehalten , bat,, 
oder der Dfficier, weldyer ed einbrachte, den zu jenem Zwecke bes 
ftimmten Behörden eine durch ihn unterzeichnete Copie aller Verʒeich⸗ 
niſſe, Erklärungen und anderen in den dem gegenwärtigen Tractate 
lit. B. beigefügten Inſtructionen aufgeführten Documente zu über: 
geben; — die genannten Behörden follen dann zur Unterfuhung des 
angehaltenen Schiffes und feiner Ladung, fo wie zur Infpection des 

Schiffsvolkes und der an Bord befindlihen Sclaven fchreiten, nad» 
dern der Zeitpunct. einer: folhen Durchſuchung und Snfpection dem 
Befehlshaber des Kreuzers oder dem Officiere, der das Schiff einge: 
bracht haben wird, vorläufig bekannt gegeben worden iſt, damit er 
oder diejenige Perſon, die er zu ſeinem Stellvertreter beſtimmen wird, 
dabei ‚gegenwärtig fein könne. 

Über diefe Verhandlungen foll ein Protocol in duplo aufges 
nommen werden, weldes von ben Perfonen, die dieffalld Theil ge— 
nommen habenoder. dabei gegenwärtig. waren, ju unterzeichnen ift. 
Eine diefer Urkunden it den Befehlshaber des Kreuzers oder dem von 
ihm zur Einbringung. des — Schiffes beſtimmten eis 
zu übergeben. 


RER ELEX, 


Bon — Kouffahrdeiſchiffe der einen oder anderen der 
fünf Nationen, welches kraft der Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Tractates durchſucht und angehalten wird, iſt — wenn nicht der Be— 
weis des Gegentheiles hergeſtellt wird — anzunehmen, daß es ſich 
mit dem Sclavenhandel befaßt, oder daß es zu dieſem Handel ausge— 
rüſtet wurde, wenn in der. Ausrüſtung, in der Einrichtung, oder an 
Bord des befagten Schiffes wahrend feiner Fahrt, in welder es an: 
gehalten wurde, Einer der nachfolgend fpecificirten Artikel aufgefun: 
dem; wird, nemlich: 
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1) Lucken mit offenen Gitter: anftatt. bet gefchloffenen Qucken ; 
welche ſich gewoͤhnlich auf Kauffahrbeifchiffen befinden. 

- 2) Abtheilungen oder Breterverſchläge in dem Kielraum oder 
auf dem Verdecke in einer größeren Anzahl als für jene Schiffe noth= 
wendig ift, die zu gefeßmaßigem Handel verwendet werden. 

3) Referve: Breter, welche. fo. eingerichtet find, um ein zwei⸗ 
ted Verdeck oder fogenanntes Sclavended zu bilden. | 

4) Ringe, Feilen oder Handfchellen. 

5) Eine größere Menge Wafersin Tonnen oder Wafferbehältern 
als-für den Bedarf des Schiffsvolkes eines folhen Kauffahrdeifchiffes 
nothwendig ift. — — 

6) Eine außerordentliche Anzahl von Waſſerfäſſern oder von an: 
bern Behältniffen, welde geeignet find, Flüfigkeiten aufzunehmen ; 
ausgenommen der Capitän produeirt ein Certificat vom Zollamte des 
Drted, von welchem er ausfuhr, des Inhaltes, daß die Eigenthlimer 
eines folhen Schiffes zureihende Gewährleiftung gegeben haben, 
daß eine folhe Mehrzahl von Fäſſern oder anderen Behaltniffen nur 
zum Einnehmen von Palmol oder- für andere Zwecke erlaubten Com: 
merzes beftimmt fei. Ä « | 

7) Eine größere Anzahl von Efnapfen oder Trinkgefäßen, als 
für den Gebrauch des Schiffsvolkes eines folhen Kauffahrdeifchiffes 
nothwendig ift. et f 

8) Ein Kochkeſſel oder: anderer Kochapparat von ungewöhnlicher 
Größe, oder größer, oder geeignet, größer gemacht werden zu konnen, 
als für den Gebrauch des Schiffsvolkes eines ſolchen Kauffahrdeiſchif— 
fes erforderlich ift, oder mehr ald Ein Kochkeffel oder Kochapparat von 
gewöhnlicher Größe. a 

9) Eine auferordentlihe Quantität Reif oder Mehl aus brafi- 
Itanifhem Manioc oder Cassada, gewöhnlich „Farina“ genannt, 
oder von Mais oder indifhem Korn, oder von was immer für einem Nah— 
vungs = Artikel, welche den wahrfheinlihen Bedarf der Schiffsmann— 
fhaft überfchreitet, auögenommen wenn eine ſolche Quantität von Reif, 
Farina, Mais, :indifhem Korn oder von-anderen Nahrungs= Artikeln 
in dem. Schiffd-Manifefte als ein Theil der Handelsladung des Schif— 
fe$ eingetragen mare. 

10) Eine Quantität von Matten oder Mattengeweben, welche 
größer ift, ald e8 der Bedarf fr ein folhes Kauffahrdeifhiff erheifcht; 
ausgenommen, wenn foldie Matten’oder Mattengewebe im Schiffs: 
Manifefte ald.ein die Schiffsladung bildender Theil aufgeführt find. 

Wenn es fich gezeigt hat, daß einer oder mehrere der oben ſpeci⸗ 
fiirten Gegenjtände ſich an Bord befinden, oder während der Fahrt, 
auf welcher das Schiff genommen wurde, an Bord befunden haben, 
fo foll diefes Factum ald ein prima facie Beweis angefehen werden, 
daß das Schiff zu dem Handel verwendet wurde; dasfelbe wird dem— 
nad). verurtheilt und als gefeßmäßige Prife erklärt; wenn nicht der 
Capitan oder die Eigenthuͤmer den Earen unbeftreitbaren Beweis lie: 
fern, woraus zur Zufriedenftellung bed Gerichted dargethan wird, 
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daf zur Zeit feiner Anhaltung oder Wegnahme das Schiff zu einer 
erlaubten Unternehmung verwendet wurde; und daß diejenigen ber 
oben fpecificirten verfchiedenen Gegenftände, die ſich zur Zeit der An— 
haltung an Bord befanden, oder welche während der Fahrt einge: 
ſchifft wurden, auf welcher dad Schiff bei feiner Anhaltung begrif:, 
fen war, — zur Erfüllung des erlaubten Zwedes der Reife unerläf- 
lich nothwendig waren. | ; 


Artikel X. 


Das gerichtliche Verfahren gegen ein auf oben bemerkte Art an— 
gehaltenes Schiff, ſo wie gegen den Capitän, die Schiffsmannſchaft 
und Ladung tritt ſogleich vor den competenten- Gerichtsbehorden des 
Landes ein, zu weldhem das Schiff gehört; fie werden nad den be: 
ftehenden Formen und Gefeßen jened Landes gerichtet und abgeur: 
theilt werden, und wenn aus dem Verfahren hervorgeht, daß das be: 
fagte Schiff zum Sclavenhandel verwendet wurde, oder für denfelben 
ausgerüftet war, fo wird das Schiff, feine Einrichtung und Waaren- 
ladung confiscirt, und über den Capitan, das Schiffsvolk und ihre 
Mitfhuldigen in Gemäßheit jener Gefeße entfhieden werden, nad 
welchen fie in gerichtliche Unterfuchung gezogen werden. 

Im Falle der Confiscation wird der Erlös des Verfaufes des vor— 
befagten Schiffes innerhalb des Zeitraumes von ſechs Monaten (vom 
Datum des Verfaufes an gerechnet) der Regierung des Landes, zu 
welchem das genommene Schiff gehört, zur Dispofition geitellt, um 
fodann den Gefegen jenes Landes entfprechend verwendet zu werben. 


Artikel XL 


Wenn irgend einer der im Artikel IX. des gegenwärtigen Tracta- 
tes fpecificirten Gegenftande an Bord eines Kauffahrdeifchiffes gefum: 
den wird, oder wenn bewiefen wird, daß er fich wahrend der Fahrt, 
auf welcher e8 genommen wurde, an Bord befunden bat, fo wird 
fein Erfats für Berlufte, Schaden oder Auslagen in Folge der Anhaltung 
eines folhen Schiffes in irgend einem Falle bewilligt ; weder dem Capi: 
tan, noch dem Eigenthümer oder irgend einer in der Ausrüftung oder La⸗ 
dung betheiligten Perfon, felbft dann nicht, wenn in Folge feiner Ans 
baltung eine Verurtheilung gegen das Schiff nicht ausgefprochen wurde. 


Artikel XO. 


In allen Fallen, wo ein Schiff in Gemäßheit des gegenwärti— 
gen Tractates, weil ed zum Sclavenhandel verwendet oder für diefes 
Geſchäft ausgerüftet wurde, angehalten und hiernady verurtheilt und 
confiscirt worden ift, kann die Regierung des Kreuzers, welcher bie 
Prife gemacht hat, oder die Negierung, deren Gerichtsbehorde das 
Schiff verurtheilt hat, das verurtheilte Schiff für dem Dienft ihrer 
Kriegsmarine um den Preis erfaufen, welcher dur eine geeignete 
und von dem Gerichte hierzu gewählte Perfon feitgeftelt worden ift. 
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Die Regierung‘, deren Kreuzer die Prife gemacht hat, wird das Vor- 
zugsrecht im Ankaufe des Schiffes haben. Wenn aber das verurteilte 
Schiff auf die oben erwähnte Weife nicht angekauft werden follte, fo 
foll e8 gleih nad dem Urtheife der Confiscation gänzlich abgebrochen, 
und nachdem es abgebrochen ift, in abgefonderten Abtheilungen vers 
Eauft werden. 


Artikel XI 


Wenn dur den Ausfprich des comvetenten Gerichtes erkannt 

worden ift, daß ein— kraft des gegenwärtigen Tractates — angehalte: 
nes Rauffahrdeifchiff fich nicht mit dem Sclavenhandel befafit hat, oder 
für diefen Handel nicht ausgerüfter war, fo foll e8 dem geſetzmäßigen Ei: 
genthumer oder Eigenthümern zurückgeftellt werden. Und wenn im Laufe 
des gerichtlichen Verfahrens bewiefen worden wäre, daß das Schiff un: 
gefeglih oder ohne zureichenden Verdacht durchſucht und angehalten 
wurde, oder daf die Durchfuhung und Anhaltung mit Mifbraud und 
Plackerei begleitet geweien, fo foll der Befehlshaber ded Kreuzers oder 
der Officier, welcher das befagte Schiff geentert hat, oder der Officier, 
dem das Einbringen desfelben übertragen wurde, und unter deſſen 
Autorität, je nad der Verfchiedenheit des Falles, der Mißbrauch oder 
die Pla ckerei eingetreten ift, für die Roften und den Schaden dem Ca— 
pitan und den Eigenthümern des Schiffes und der Ladung erfaßpflich- 
tig fein. | . 
Diefe Koften und Schaden können von der Gerichtsbehörde zuer⸗ 
Eannt werden, vor welcher das Verfahren wider das angehaltene Schiff, 
feinen Capitan, das Schiffsvolf und die Ladung eingeleitet wurde, 
und die Negierung des Yandes, zu welchem der Dfficier gehört, der 
zu einem folhen Erkenntniſſe Beranlafung gegeben, ſoll den Betrag 
der befagten Koiten und des Schadens innerhalb. des Zeitraumes von 
fechs Monäten von dem Datum des Urtheiles an, wenn das Ur— 
theil von einem in Europa befindlichen Gerichte gefallt wurde, und 
innerhalb des Zeitraumes von Einem Jahre, wenn das gerichtliche 
Verfahren außerhalb Europa Statt fand, bezahlen. 


Artikel XIV. 


Wenn bei dem — kraft diefed Tractated — bewirften Durchſu— 
chen oder Anhalten eines Kauffahrdeifchiffes irgend ein Mißbrauch oder 
Pladerei begangen wurde, und wenn das Schiff der Jurisdiction fei- 
ner eigenen Nation nicht überliefert worden ift, fo foll der Capitan, 
unter Eid eine Erflarung ſowohl hinfihtlih der Mißbräuche und 
Plackereien, worüber er jich zu beklagen bat, ald aud in Anſehung 
der. Koften und des Schadens abgeben, auf welde er einen Anſpruch 

erhebt, und diefe Declaration hat er vor den competenten Behörden 

des eriten Hafens feines Landes, wo er ankommen wird, oder vor 
dem Confular» Agenten feiner Nation in einem fremden Hafen abzu— 
geben, wenn das Schiff zuerit in einem fremden Hafen lander, wo 
ein folder Agent ſich befindet. 
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Diefe Declaration fol durd eigene mit Beeidigung vorgenom⸗ 
mene Verhöre der vorzüglichften Perfonen unter dem Schiffsvolke und 
der Paffagiere, die bei der Durchſuchung und Anhaltung Zeugen wa- 
ren, verificirt und ein förmliches Protocoll über das Ganze aufge- 
nommen werden, wovon zwei Copien dem Capitän zu übergeben find, 
welcher eine derfelben feiner Negierung zur Unterflugung feines Anz 
fpruches für Koften und Schaden vorlegen wird. 

Es verfteht fi übrigens, daß, wenn der Capitan durch irgend 
einen außer feiner Macht liegenden Umstand gehindert ift, feine Er- 
Earung abzugeben, fie durch den Eigenthümer des Schiffes oder durch 
irgend eine andere Perfon, die bei der Ausrüftung oder bei der La— 
dung des Schiffes betheiligt it, abgegeben werden kann. 

Über die amtliche Zufendung der Copie des oberwähnten förmli— 
hen Protocolls foll die Regierung des Landes, welchem der Officier, 
dem diefe Mißbräuche und Pladereien zugerechnet werden, angehört, 
alfogleich eine genaue Erhebung einleiten, und wenn ſich die Anklage 
in Kraft bewahrt, dem Capitan oder Eigenthümer oder was immer 
für einer in der Ausrüftung oder Ladung des beläftigten Schiffes be— 
theiligten Perfon den gebührenden Betrag der Koften und des Scha— 
dens auszahlen laſſen. 

Artikel XV. 

Die hoben contrahirenden Theile verbinden fih, über dießfälli— 
ged Verlangen, ſich .gegenfeitig Abfchriften der Unterſuchungs-Acten 
und der ausgefprochenen Urtbeile in Betreff der — in Vollzug der 
Beftimmungen diefed Tractates — durchſuchten und angehaltenen 
Schiffe Eoftenfrei mitzutheilen. 

Artikel XVI. 

Die hohen contrahirenden Theile verpflichten ſich, allen Scla— 
ven, welche fih an Bord von Schiffen befinden, die kraft der Be— 
fimmungen des gegenwärtigen Tractates angehalten und verurtheilt 
wurden, bie alfogleiche Freiheit zuzufichern. 

Artikel Xvo. 

Die hohen contrahirenden Theile verbinden fih, diejenigen See: 
mächte von Europa, welche nod feine Verträge zur Abftellung des 
©clavenhandels abgefchloffen haben, zu dem Beitritte zu gegenwärti— 
gem Tractate einzuladen. . 

Artikel XVIH. 

Die dem gegenwärtigen Vertrage beigefügten Acten und Urkun— 
den, welcde dem gegenfeitigen übereinkommen zu Folge als ein in: 
tegrirender Theil desfelben zu betrachten find, find die folgenden: 

A. Formularien von Vollmadıts » Urkunden und Befehlen für 
die Kreuzer jeder Nation bei den Durchſuchungen und Anhaltungen , 
welche Eraft des gegenwärtigen Tractates vorzunehmen find *). 


*) Diefe Beilage A wurde als auf dad St. G. B. ü. V. fi unmittel: 
bar nicht beziehend, hier weggelaffen. 
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B. Infteuctionen für die Kreuzer der Seemächte, welde in Ge⸗ 
mäßheit des gegenwärtigen Tractates zur Unterdrückung des Sclaven⸗ 
handels verwendet werden. 

Krtrilel ZI. 

Der gegemvärtig aus neunzehn Artikeln beitehende Tractat ſoll 
ratificirt und die Ratificationen hiervon ſollen zu London binnen zwei 
Monaten von diefem Datum gerechnet, oder wenn möglich früher, 
ausgemwechfelt werben. 

Urkund deffen haben die refpectiven Bevollmächtigten den gegen: 
wärtigen Tractat in englifcher und franzöfifcher Sprache unterzeichnet 
und ihre Inſiegel beigebrüdt. 

&o gefchehen zu London den zwanzigſten December im Jahre 
Unfers Heren Eintaufend achthundert und ein und vierzig. 


Beilage RB 


zu dem Tractate zwifhen Öfterreih, Franfreih, Grofibritans 
nien, Preußen und Rußland, znr lluterdrüdung des africanifchen 
Sclavenhandeld, unterzeichnet zu London am 20, December 1841. 


Inftructionen für die Kreuzer. 


5. Alle öfterreihifchen Schiffe, welche von Kreuzern ber andern 
contrahirenden Theile an den Stationen von Africa und America af: 
gehalten werden, follen nad) Trieft geführt und dort‘ den öſterreichi— 
fhen Gerichten überliefert werden. 

Menn aber an Bord eines folchen dfterreichifhen Schiffes zur Zeit 
feiner Anhaltung Eclaven vorgefunden werden, fo foll das Schiff bei fei- 
ner Anhaftung zur Abgebung der Sclaven in jenen Hafen geſendet wer 
den, wohin ed zur Aburtheilung gebracht worden wäre, wenn ed un: 
ter englifcher oder franzöfifcher Flagge gefegelt ware. Das Schiff fol 
hierauf an die Sfterreigifihen Gerichte in Trieſt gefendet und überlie— 
fert werden, wie oben feftgefegt wurde — — *). 


Achter Fall. Gefährlide Drohung. 
340. Hoffanzleis Deeret vom 8. Juli 1835, 
3. 17,516. 


(Prov. G. S. für Böhmen, 17. Bd, S. 493 u. f., für Dalmatien vom 
Fahre 1835 S. 216 u. f., für Galizien und Rodomerien, 17. Zahrg., S. 572, 
für die Lombardie, 2. Bd., 2. Thl., S. 185, für Mähren und Shlefien 
17. Bd., 5, 387, für Diterreich ob der Enns ar — ——— 17. Bd., 
S. 320, für Öfterreich unter der Enns, 17, Thl.. 422% u. f., für Steier- 
mark, 17. Thl., S. 231, für Tirol- und — 22 — S. 553, 
für Venedig, 26. Bd., 2. Thl., S. 82.) 


Um den Zweifeln und Anftänden u begegnen, welde fich hin- 
fihtlih der Strafbarkeit folcher Dh ungen ergeben haben, bie 
nicht etwa zu Folge der Beftimmungen des erften Iheiled des Straf: 


*) Der übrige Inhalt diefer Fnfteuctionen wurde ald auf das St. ©. 
B. ü. B. nicht unmittelbar Bezug habend, nicht aufgenommen. 
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geſetzbuches als Verbrechen zu betrachten und zu beftrafen find, has 
ben Seine k. k. Majeftat am 19. Juni 1835 zu entfchließen gerubet: 

6. 1. Wer mittelbar oder unmittelbar, fhriftlih oder mündlich 
oder auf andere Art, mit oder ohne Angabe.feines Namens mit Mord, 
fhwerer Verwundung oder Verletzung, Gefangennehbmung, Raub, 
Brandlegung *), Zerftörung von Wafferwerken oder mit andern bedeus 
tenden Beihadigungen des unbeweglichen oder beweglichen Eigenthu— 
mes in der Abficht droht, um von dem Bedrohten eine Leiftung oder 
Unterlaffung zu erzwingen, begeht, in ſo fern fich die That nicht et- 
wa fhon in Gemäßheit der Beitimmungen bes eriten Theiles des 
Strafgefeßbuches als ein Verbrechen darftellt, das Werbrechen ver 
öffentlihen Gewaltthätigkeit, wenn die Drohung geeig: 
net ift, dem Bedrohten mit Rückſicht auf die Verbaltniffe und die per: 
fonlihe Befchaffenheit desfelben gegründete Beforgniffe einzuflößen, 
obne Unterſchied, ob die erwahnten Übel gegen den Bedrobten felbit, 
deifen Familie und Verwandte oder gegen andere unter feinen Schuß 
geftellte Perfonen gerichtet find, und ob die Drohung einen Erfolg 
gehabt hat oder nicht. 

$. 2. Dasfelbe Verbrechen begeht, wer die in dem vorhergehen— 
‚den Paragrafe bezeichnete und auf die dort angegebene Art zur Erre: 
gung gegründeter Beforgniffe geeignete Drohung aud bloß in der Ab— 
ſicht anwendet, um einzelne Perfonen, Gemeinden ober Bezirke in 
Furcht und Unruhe zu verfegen. 

$. 3. Die Strafe. ift Kerker oder aub ſchwerer Kerker 
vonfsehs Monaten bis zu Einem Jahre. 

Unter -erfhwerenden Umitanden, nemlich: wenn mit Mord oder 
Brandlegung gedrohet, oder wenn die Drohung wiederholt wird, 
‚wenn bie angedrohte Befchadigung den Betrag von taufend Gulden 
Conventions-⸗Münze, oder der Schaden, welcher aus der zu erzwingen: 
den Handlung oder Unterlaffung hervorgehen würde, den Betrag von 
dreihundert Gulden Conventiond:Münze überjteigt, oder wenn die 
Drohung gegen eine obrigfeitliche Perfon wegen ihrer Amtshandlun— 
gen oder gegen ganze Gemeinden oder Bezirke gerihtet wäre, ift die 
Strafe mit [hwerem Kerker von Einem bis zu fünf 
Jahren zu bemeifen. 

$. 4. Iſt die Drohung der unmittelbare Anfang oder Verſuch 


*) Die Berfaffung und Ausftreuung von Brandbriefen war früher 
als ein polizeiliches Vergehen fhwererer Art gegen die öffentliche Si— 
cherheit erklärt, und die Verordnung wies auf die Fälle bin, in wel— 
hen der Thäter fih dabei insbefondere einer ſchweren Polizeislibers 
tretung fchuldig machte, indem er nemlich- zualeich eine - Strafvor: 
fhrift des 11. This. des St. G. B. übertritt: (Skzd. an das böhm. Gub. 
v.20. Mär; 1828, 3. 1753, Edg. durch legteres am 8. Main. J. 
3. 15,651, böhm. Prov ©. S. 10. Bd., 5. 19& u. f. und Kubdler 
aa. O. J. Bd, S. 175) 
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eines andern Verbrechens, fo haben die auf dieſes Merbrechen oder 
deſſen Verſuch verhängten Strafen einzutreten 9— 
m .82. | 

Bon Behandlung und Beſtrafung derjenigen, 

welche mit Gewaltthätigkeit gegen die Wache, den Peft: 

Cordon Üüberfchreiten, ‚oder auf andere Art die zur 

Hintanhaltung des gemeinfchadlichen Peftübels getrof- 


fenen Anftalten vereiteln, wird in dem befonderen dars 


über beftehenden Gefebe Vorfchrift ertheilet *). 
Bergl. die $$. 147—151 St. G. II. Thl.) | 


*) Rüdfichtlih des Verhältniffes diefer a. h. Entfchliefung zu einigen 
anderen Strafgefegen wie zu den $$. 70, 75, 80, 110, 117, 136, 
169 ꝛc. fiehe Zeitfchrift für 0. R. 1836, 2. Bd. Se 257 u. fi 

”) Schon feit der Einführung der ftehenden Peſt-Cordons- und Gons 

tumazs:Anftalt im Jahre 1728 waren einzelne Vorfchriften über die 

Behandlung der Übertreter ‚der hierüber erlaffenen Verordnungen 

vorhanden. Diefe wurden dann geprdnet und vervollitändiget,- in 

dem 11. Thl. der allgemeinen Sanitäts:NRorm aufgenommen. Beider 

Abfaffung des Jofefinifhen St. G.B. nahm man die Übertretungen 

gegen die Peftvorfchriften unter die politifhen Verbrechen auf ($. 25 

11. Thl. dafelbit), wies aber hinfichtlich der Strafe auf jene Geſetze bin, 

die zur Sicherheit der Länder der.öfterreichifchen Monarchie nach Vers 

hältniß der Gefahr erlajfen werden, Nicht minder wurde dort, wie es 
auch in den älteren Befegen feit dem Fahre 1732 der Fall war, das 

Verfahren den Militär-Gerichten übertragen. (Siehe jedody unten Hkzd. 

v. 31. Juli 1835, 3. 19,236 (BAD). Erſt feie der Kundmachung 

des gegenwärtigen St. ©. B. wurde für die deutſchen Provinzen ein 

neues allgemeines: und umfaffendes Strafgefeg über die Peft: Vor: 
fhriften, nemlich das Pat. v. 21. Mai1805 (BAL.) erlaifen, wel: 
ches fpäter auch auf die Gontumaz = Anftalten in Ungarn, Sieben» 
bürgen, Galizien und der Militär-Gränze ausgedehnt wurde. (Ofd 

v. 8. November 1813.) Über diefes Patent entftand der Zweifel, ob 

die darin aufgeführten firafwürdigen Handlungen ald Verbrechen 

oder ald ſchwere Polizeilibertretungen anzufehen feien? 

Für die erftere Meinung fhienen Die Art und Größe der verhängten 

Strafen (Kerker und fhwerer Kerker bis zu einer Dauer von 20 Jah⸗ 

ren) und die aeitattete Anwendung des Standredhtes (bei welchem 

ſelbſt die Todesftrafe eintreten kann) zu ſprechen; für die leßtere 

Meinung aber die Aufnahme der Borfchrift des $. 147 in den I. Thl. 

des St. ©. B. Allein durch: eine Erläuterung vom’ 8, Juni 1805 


(HP. v. 8, Juni 1805, N. 732 d. J. ©. 5. (BAPB.) wurde be 
deutet, daß die Peftvergehungen in. dem Et. G. B. weder für Bers 
brechen, noch für fhwere Polizeis Übertretungen erkläret werden, 
fondern daß fie in dem für fich beftehenden, eigenen Patente. theils 
überhaupt fchwere Übertretungen, theild insbefondere ſchwere Über: 
tretungen der Peftanftalten genannt find. (Kudlera.a. D.1.8D.; 
S. 333 u, f.) u Pe ee 


Bon Übertres 
tungen der Peſt⸗ 
Anſialten. 


342. Neunt. Hptit. Bon öffentlicher Gewaltthätigkeit 6.82. 


Behandlung und Beftrafung der Peftvergehen. 
341. Patent vom 21. Mai 1805, N. 731. 3. ©. Ss. 


Da ed in Bezug ‚auf die — Ordnung bei anſteckenden 
Krankheiten beſondere Übertretungen gibt, deren Abhaltung der Staat 
durch angemeifene Strafen zu bewirken trachten, muß, fo haben Wir 
befunden, folgende Strafgeſetze feitzufeßen, nad welden, wenn fie 
einmal -fundgemacht fein werden, ohne Ruͤckſicht auf die voraus pur 
blicirten diefßfalligen Anordnungen von den betreffenden Behörden Un: 
ferer deutfchen und italienifhen Erbländer:in folhen Begehungsfällen 
unnachſichtlich vorzugehen ſein wird. 

In einem Bezirke, worin zur Hintanhaltung der drohen⸗ 
den Gefahr der Peſt Anſtalten getroffen ſind, macht man ſich einer 
ſchweren Übertretung durch jede Handlung ſchuldig, welche nach ihren 
natürlichen leicht erkennbaren Folgen, oder vermöge der beſonders be— 
kannt gemachten Vorſchriften das Übel herbeiführen , oder ed weiter 
verbreiten kann, die Handlung mag in einer Unternehmung oder lin: 
terlaſſung beſtehen, ſie mag in einem Vorſatze oder in einem Verſe⸗ 
hen gegründet fein. 

5. 2. Die hauptſächlichſten Arten einer ſolchen Übertretung find: 
1) Die Überfehreitung des Cordong ; 
2) bie Vereitlung der Contumaz ; 
3) die Hintanfeßung des bei einer ſolchen Beratung aufgetra⸗ 
genen Amtes; 
4) die Verheimlichung ber Gefahr. 

$. 3. Der erften Gattung der Übertretung macht ſich ſchuldig: 

a) Der aus einem —*3 — gegen welchen die Contumaz ange— 
ordnet, oder ein Cordon gezogen iſt, zu Lande auf den nicht dazu be— 
ftimmten Wegen, oder zur See an unerlaubten Hafen und Geftaden 
auf das: Land fommt, ch dahin führet oder abfeget; 

' b) der den Gordon Üüberfchreitet, ohne fich bei den daſelbſt beitell- 
ten Beamten zu melden ; 

e) der fih aus verdächtigen Gegenden eingeſchlichen, und bei 
weiterer Fortfegung feines Weges einen falfhen Ort, von dem er 
gekommen fei, angibt; 

d) der Perfonen oder Waaren zur Umgehung ‚der ausgejeichne: 
ten Wege durch Rath, Wegweifung oder auf fonft immer für eine 
Weiſe behilflich iſt; 

e) der ſich eine Urkunde zur Paſſirung ſelbſt verfertigt, oder zur 
BVerfertigung derfelben — et, wie auch derjenige, der wiſſentlich 
von einer unechten, oder zwar von einer echten, jedoch auf einen An- 
bern nn Urkunde Gebrauch mad. 

$. 4. Der Anftekung zuvor zu Eommen, haben die Wachen den 
Auftrag, gegen Jeden, der den Cordon überfchreitet, und auf Zus 
rufen derfelben nicht zurückweicht, oder wohl gar Gewalt braudet, 
auf der Stelle Feuer zu geben. 
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Die Strafe der m dem$. 3 enthaltenen Übertretungen ift ſchwe⸗ 
ver Rerker von fünf bis zehn, und bei befonderd erfchwerenden 
Umftanden der größeren Gefahr, der fchadlicheren Triebfeder, ‘der 
befonderen Argliſt, oder der Wiederholung, wohl aud von zehn bis 
jwanzig Jahren. Nur in folhen Ballen, wo die Überjchreitung 
dffenbar aus einer Unvorfichtigkeit geſchehen iſt, «und Eein wirklicher 
Nachtheil daraus erfolgen Eonnte, kann die Strafe auf eine kürzere 
Dauer ausgemeffen ‚, und nah Beichaffenheit der. Umſtände, durch 
eine er mit Streichen verfchärft werden. 

$. 5. Wegen Vereitlung der Reinigungsanftalten wird verants 
wortlich: 
a) Wer vor: geendigter. vorgefhriebener Neinigungszeit aus dem 
Contumazhaufe entweicht; 
bDy) wer vor vollendeter Gontumay ohne Bewilligung ber Contu⸗ 
maz⸗Aufſicht ſi ſich geſunden Perſonen nähert, und mit denſelben auf 
irgend eine Art Gemeinſchaft pfleget; 

e) wer Perſonen oder —* aaren aus verdächtigen Gegenden, ohne 
gehörige Sefundpeitszeugnifle , und ohne Paß übernimmt, frachtet, 
befördert; 

d) ber in den dem Cordon nahe liegenden Orten fremde Perſo— 
nen ‚oder Maaren ohne Gefundheitszeugmfß, oder ohne dafi das Ge: 
ſundheits zeugniß nach Vorſchrift von der Obrigkeit berichtiget worden, 
beherberget, oder ihnen Unterſtand gibt; 

0) der Sachen, die nad) Vorſchrift des Geſetzes, des Arztes oder 
ded Beamten der Reinigung unterzogen werden-follen, verbirgt oder 
verheimlichet; 

f) wie überhaupt alle bei den Eontumazhäufern angeftellten Be⸗ 
amte und Diener, die durch bie Übertretung. ihrer Amtsinftruction 
zur möglichen Herbeiführung einiger. Gefahren die Gelegenheit eröff- 
nen würden. 

—6.6. Die Übertreter werden auf die nemliche Art behandelt, 
welche in dem $: 4 vorgefchrieben ift. 

$. 7. Durd Hintanfekung des Amtes macht fi überhaupt der: 
jenige ſchuldig, welcher die ihm vermöge feines Amtes nach dem Ge: 
fege, oder nad) der befonderen Anordnung des Beamten oder des Arz: 
tes obliegenden Pflichten außer Acht ſetzet; insbeſondere: 

a) wer die ihm obliegenden Anzeigen oder Berichte zu erſtatten 
unterläßt, oder auch nur verzögert; 

b) der Arzt, welcher in dem die Peſt⸗·Polizei betreffenden Amts⸗ 
geſchäͤfte Geſchenke annimmt; 

ec) der gegen die ihm anvertraute Aufſicht Perſonen oder Waaren 
auf unerlaubten Wegen ‚ oder auf erlaubten Wegen, aber ohne ge: 
haltene Contumaz in das Land läfit, oder vor der zur Contumaz vor: 
gefchriebenen Zeit aus der Contuma; entläßt ; 

d) der gegen die Vorfchrift einen Gefundheitspaß ertheilt; 

e) ber auf einen falſchen, oder unrechtmäßig gebrauchten Gefund: 
heitspaß Jemanden durchlafit ; 
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f) der Peſtarzt oder Beamte, welcher bei ſeinem Gefchäfte in 
die Gefahr der Anſteckung gerathen iſt, und fich nicht: felbit im die 
Eontumaz verfüge. — Any 

$. 8. Eine ſolche Übertretung, wenn fie aus Eigennuß, oder 
doch wiſſentlich geſchehen ift , ſoll mit fhwerem Kerker von zehn. big 
zwanzig Jahren, ‚außer dem aber von fünf bis. zehn Jahren - 
beitrafet werden. BIREo ln 

$.. 9. Die Verheimlichung der, Gefahr fallt Jedem zur Schulb, 
der von einer der eben angeführten: Übertretungen, von welcher Art 
fie. auch fein: möge, Wiffenfhaft erhalt, ‚und. davon nicht unverweilt 
der nächſten Obrigkeit Anzeige madıt. 
6.10. Die Strafe der: Verheimlihung :ift Kerker von einem 
bis fünf Jahren; fie kann aber bei befonders erſchwerenden Umftän- 
den der Beftehung, der gefährlicheren. verbeimlichten Übertretung, 
oder bei Wiederholung auch auf fhweren Kerkervon fünf bis zehn 
Jahren ausgedehnet werden. * 
8. 11. Die übrigen in dem $. 1 nur allgemein angebeuteten 
Übertretungen follen nad) dem Verhältniſſe, in welchem fie. mit den 
bier ausgedrücten Fallen ftehen, beftrafet werden. 

$. 12. Wenn die Übertretungen der Peftanftalten auf eine fo 
gefährliche Weife um ſich greifen, daß durch ſchnelles abſchreckendes 
Verfahren Einhalt getban werden muß; fo tritt das Standrecht ein. 
Wer nad kundgemachtem Standrechte ſich einer gewaltthätigen oder 
doch ſchweren Übertretung aus denjenigen „. welche in den $$. Zund 5 
angeführt find, fhuldig macht, ſoll durch Erſchießung hinge— 
richtet, die Übrigen aber ſollen mit den eben ausgemeſſenen Strafen, 
beleget werden; 

$. 13. Außer den Fallen des Standrechtes ift dag von dem uns 
teren Richter gefällte Urtheil, .e8 mag wie immer ausfallen, dem Ober: 
gerichte vorzulegen, welches dasfelbe zu beftätigen, oder nach dem Ger 
feße zu verfchärfen, oder zu mildern hat. (Mit Gubernial» Funds 

madhung vom 17. December 1819,.3. 62,357 (Prov. ©. ©. 

für Galizien und Lodomerien, 1. Jahrg, S.463) wurdeu Die in obir 
ee enthaltenen Borfchriften neuerdings in Erinnerung ges 
racht. 


341 =) Gubernial-Kundmachung vom 28. Juli 
1837, 3. 46,260. 


(Prov. ©. ©. für Galizien und Lodomerien, 19: Fahra. 1. Abthl., S. 348 
und 396.) 


In Folge des herabgelangten hoben Hofkanzlei-Decretes am 
30. Zuni 1, J., 3. 15,591, wird. die beigeſchloſſene a. h. genehmigte 
neue Peft-Polizei-Ordnung / für die k. k. öſterreichiſchen Staaten zur 
genauen Darnahadtung bekannt gegeben. _ Ä 


3411 a) — 3423 345 
/. Pelt-Polizei-Ordnung | 
für die & E öfterreihifhen Staaten. 


— — 6. 33. Alle diejenigen, welche ſich der Cordonslinie na: 
bern, find durch die Wachen vernehmlich anzurufen, und zu belehren, 
daß fie ſich an die nächſte Einbruchsitation zu begeben hatten. 

Derjenige, der auf Anrufen der Wade da, wo der Peſt-Cor— 
don gezogen ift, nicht zurückgeht, fol, wenn fein anderes Mittel er- 
übrigt, niedergefchoffen werden. Derjenige aber, der in peitgefährli 
chentZeiten, wenn ſchon der engſte Peſt-Cordon gezogen ift, mit: Ge: 
waltthatigkeit ‚gegen die Wache durch den Cordon bridt, oder auch 
fih heimlich durchſchleicht, fol ftandrehtmäßig behandelt und mit 
Pulver und Blei hingerichtet werden. . er 

Eben fo müffen Verdächtige oder Vermiſchte, welche fich der Es— 
cortirung in die Contumaz widerfegen, oder ihrer Wacbegleitung 
entfliehen wollten, behandelt werden. — — — 


Gerichts-Competenz in Peftvergehen. 


34%. Hofdecret vom 8. Juni 1805, an das f. f. bö h— 
mifhe Appellations- Gericht, über defien Anfrage vom 
7. Main. 3. N. 732 d. J. G. ©. 


Demfelben wird über die Gerichtd-Competenz in Peſt-Vergehun⸗ 
gen bedeutet: 

In, der Einleitung zum Gefeßbuche über Verbrechen und fehwere 
Polizeislibertretungen wird in den $$. 6 und 7 gefagt, daß als ein 
Verbrechen und eben fo als eine ſchwere Polizeislibertretung nur das- 
jenige behandelt und beitraft werden könne, was in diefem Geſetzbuche 
ausdrücklich für ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizeis\ibertretung 
erkläret wird. Die Behandlung und Beſtrafung anderer Übertretun: 
gen bleibe den dazu beftimmten Behörden nad) den darüber vorhande: 
nen Vorfchriften vorbehalten. 

Die Peftvergehungen werden in dem Strafgefeßbuche weder für 
Verbrechen, noch aud, wie aus dem $..147 des zweiten Theiles er- 
bellet, fur eine ſchwere Polizeislibertretung erkläret, fondern es he: 
fieht dariiber eine befondere Vorſchrift, in welcher fie, theils überhaupt 
ſchwere uͤbertretungen, theils insbefondere ſchwere Übertretungen der 
Peitanftalten genannt werden. 

Da aber die für diefe VWergebungen in der Vorfehrift ausgemef: 
fene Strafe das gemöhnlihe Maß der politifchen Beitrafungen über: 
fhreitet, und im diefer Vorfchrift ausdrüctih gefagt wird, daß die 
Unterfuhung und Beftrafung dem untern Richter, und in wid: 
tigeren Fallen die Entfcheidung dem Obergerichte zuflehen fol, 
unter welcher Benennung nad dem Sprachgebrauche nit die poli- 
tifhen Obrigkeiten, fondern die Juſtizbehörden verftanden 
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werden; fo ift auch bier, dafern nicht etwa nach Umſtänden, beſon— 
ders bei dem Standrechte, ein eigenes Gericht beftellet wird, unter 
dem untern Richter das ordentliche Eriminal.: Gericht; fo wie unter 
dem Obergerichte das Appellations-⸗Gericht zu verſtehen. 


Dune Verfahren über Peustgehen 
a) im Küftenlande. 


348. Sefbeeret: vom 13. December 1816, an das im 

nerz-öfterreihifche Appellations-Gericht umd das 

prodiforifhe Appellations-Geriht für Illiriſch— 

EivilsEroatien, einverftändlich:mit der Commerz.Hofcommif- 

fion und der Eentral-Organifirungs-Hofcommiffion, N. 1300 
dv. J. G. ©. or 


In Beziehung auf das gerichtliche erfahren bei den durd 
as Patent vom 21. Mai 1805 (BAB.) verpönten Canitäts- 
Übertreftungen in dem Küſtenlande ift zu beſtimmen "befunden wor: 
ben: daß die ordentliche Unterfuhung -und ‚Abyrtheilung der vorbe: 
merkten Canitäts-Libertretungen; von den Criminal⸗Gerichtsbe hörden 
vorgenommen, zur Unterſuchung aber ſtets ein politiſcher Commiſ— 
ſär beigezogen werben folle, melder zwar ben Gang der Unterfu: 
hung nicht zu beirren, noch weniger an der Aburtheilung Theil zu 
nehmen, dagegen aber bie das Unterſuchungsgeſchäft fordernden, 
aus der amtlichen Miffenfhaft der politifchen Behörde entlehnten 
Daten an die Hand zu geben, und dafür zu forgen haben. wird, 
daß niht nur der unterfuchenden. Behörde allenthalben der möglich— 
fie Vorſchub geleiftet, fondern- auch, falls die Unterſuchung bedenf: 
liche: Umftände zum Vorſchein bringen follte, zur Sicherung des 
allgemeinen Gefundheitszuftandes politifcher Seits fogleih das Mo: 
tbige vorgefehrt werde. (BAAM.) 


344. Hofdecret vom:27. November 1829; an das gas 
fizifhe Appellationg- Gericht, über Note der vereinig« 
ten Hoffanzlei vom 16. November 1829, N. 2443 d. 3. ©. ©. 


Die vereinigte Hofkanzlei hat den Antrag genehmigt, daf in 
Zukunft zu den firafrichterlihen Unterfuhungen über Peftvergehen 
fein politifher Commiſſär beizugieben fei. (BAB.) 


348 — 346. ‘347 


344 a) Bubernial- Berordnung vom 13. Septem- 
ber 1831, 3. 15,739, an die Kreisämter und Sutima- 
tion an das Appellationd-Geridt. 
(Steiermärkifche Prov. ©. ©., 13. Bd., S. 2236 u. f.) 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Verordnung vom 7. d. M. 3.2761 
erinnert; ’ 

Das Hofdecret vom 13. December 1816, (BAB.) wegen Bel: 
ziehung politifcher Commiffäre zu den Unterſuchungen über die durch das 
Patent v. 21. Mai 1805 (BAR) verpönten Sanitätsübertretungen, 
wurde von der k. k. oberften Juftizftelle, im Einverftändniffe mit der Gen: 
tral:Organifirungs-Hofcommiffion, ausdrücdlich nur für das Küftenland 
erlaſſen; es hat daher auf die übrigen Provinzen Eeinen Bezug, und 
feine Ausdehnung auf felbe kann bei den dermaligen Beitverbäftniffen 
um fo minder ftatt finden, als die politifhen Beamten durch brin: 
gende und ununterbrochene Localverwendungen gegenwärtig fo fehr in 
Anfpruh genommen find, daß zu dergleichen ntervenirungen bei 
Eriminal-Unterfuhungen ſchwer eine Wahl getroffen werden könnte. 


b) in Öalizien. 


345. Hofdecret vom 30. Jali 1824, an das galizi- 
ſche Appellations-Gericht, über deffen Bericht vom 1. Juni 
n. $. N. 2026 d. J. ©. ©. 


Das in — * auf das gerichtliche Verfahren bei den durch 
das Patent vom 21. Mai 1805, N. 731 d. J. G. S. (234 1. 
verponten Sanitäts-Cordons-UÜbertretungen, unter dem 13. Decem: 
ber 1816, N. 1300 d. S. ©. ©, (BA43.) an das in. 9. Appellar 
tions⸗Gericht erlaffene Hofdecret ift allerdings auch in Galizien ans 
wendbar, 


Competenz des Triefter Criminal-Gerichtes in Pefle 
vergeben. 


346. Hofdecret vom 1. Marz 1817, an das inner 
öfterreihifhe Appellations-Gericht, über befien Ans 
frage vom 27. Jänner n. 3. N. 1323 d, 3. ©, ©. 


Über die erbetene Weifung, ob die wegen Übertretung der Peft- 
Vorfchriften auf der eigentlich zum Surisdictiond-Sprengel des Fiuma— 
ner Stadt: und Landrechtes gehörigen Infel Lussin piccolo betrete- 
nen, und in dag Lazareth zu Trieft gebrachten Individuen von dem 
Criminal-Gerichte zu Trieft zu unterſuchen feien, hat man zu beftims 
men befunden: daß es feinem Anftande unterliege, daß das Triefter 


Maucher’s ſihem. Handbuch. 23 


ı 
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Criminal⸗Gericht über alle, wo immer angehaltenen und in das Trie- 
fter Lazareth gebrachten Ubertreter der Peſt-Vorſchriften, bei eintre— 
tender Criminal-Unterfuchung, die Unterfuhung unb Aburtheilung zu 
übernehmen habe. 


Verfahren gegen Übertreter des Peſt-Cordons. 


347. Hofkanzlei-Decret vom 28. Februar 1826, an 
fämmtliche Länderftellen, in Folge höchfter Entfchließung 
vom 24. Jänner 1826, über Vortrag des Hoffriegsrathes, 
"N. 2168 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftat haben das mit der vereinigten Hofkanzlei und 
der Hofcommiffion im Juſtiz-Geſetzſachen getroffene Übereinkommen 
zu genehmigen geruhet: daß der $. 147 des IL. Thl. des St. G. B., 
nad welchem die Ülbertreter der Sanitats-Anftalten dem Militär zur 
Unterfuhung und Aburtheilung übergeben werden follen, nur dann 
an dem Bukowiner Cordone in Wirkfamkeit zu treten habe, wenn ber 
engfte Cordon gezogen, und das Standrecht Eundgemadht worden ift, 
daß aber in gefunden, und felbft in verbachtigen Zeiten, wo, Fein 
Standrecht nothwendig ift, die Surisdiction über die Sanitäts-Über— 
treter den ordentlihen Civil-Eximinal-Gerichten zu überlaffen fei. 


348. Hoffanzlei» Decret vom 14 März 1834, an 
fämmtlidhe Länderftellen, zu Folge allerhöcdhfter Entfchlie- 
fung vom 25. Jänner 1834, N. 2645 0.9. ©. ©. 


„ Seine k. k. Majeftät haben in Bezug auf das Verfahren gegen 
Übertreter des Peſt-Cordons folgende Anträge zu genehmigen ge- 
rubet: 

a) Sobald der Peſt-Cordon gezogen ift, fol die Wache den Auf: 
trag haben, gegen Jeden, der den Gordon überfchreitet, und auf 
Zurufen derfelben nicht zurückweichet, oder wohl gar Gewalt brau: 
het, wenn fein anderes Mittel erübriget, auf der Stelle Feuer zu 
geben, ohne Unterfhied, ob der Peſt-Cordon auf den eriten, zwei: 
ten oder dritten Grad gezogen if. 

b) Der 21. Kriegsartikel ift in der Tertirung dahin abzuändern: 

Der Contumaz-llbertreter foll nach den beftehenden Geſetzen ſcharf 
beftraft, und wenn ſchon der Peft-Cordon gezogen ift, derjenige, der auf 
Anrufen nicht zurückkehrt, von der Wache, wenn Fein anderes Mit- 
tel erübriget, niedergefchoffen; derjenige aber, welder, wenn ſchon 
der engfte Peſt-Cordon gezogen ift, mit Gewaltthätigkeit gegen bie 
Wache dur den Cordon bricht, oder ſich heimlich einfchleiht, ſtand— 
rechtmäßig behandelt, und mit Pulver und Blei hingerichtet werben. 


34% — 349 ») 349 


349. HoftanzleisDecret vom 31. Juli 1835, 3. 19,236. 


(Prov. & ©. für Böhmen, 17. Bd. S. 517 u. f. für Oſterreich ob der 

Enns und Salzburg, 17. Bd., S. 340, für Ofterreich unter der Enns, 

17. Thl., S. 489, für Steiermark, 17. Thl. S. 248 u. f. für Tirol und 
Vorarlberg, 22. Bd., S. 615, für Venedig, 26. Bd., 2. Thl., S. 99.) 


In der Anlage /. wird die in Folge einer an den E.E. Hoffriegs- 
rath gelangten allerhöchften Entfhließung vom 27. Juni 1835, be- 
treffend die Unterfuhung und Beftrafung der Contumaz = Übertretun: 
gen, dann die Beſtimmung der Gerichtsbarkeit für die bis zur Einbe- 
rufung beurlaubte Mannfchaft, an fammtliche Zander: und Gränz-Ge— 
neral » Commanden erlaffene allerhöchft angeordnete Kundmachung mit- 
getheilt. 


/. Eircular- Verordnung 


des kak. Hoffriegsratbes an fammtlide Cänder- und 
Gränz-General-Commanden dd. Wien am 12. Juli 
1835, Lit. T. 788. (Militär ©. S. Jahrg. 1835 ©. 72.) 


Über erflarteten allerunterthänigften Vortrag, betreffend die Un- 
terfuhung und Beftrafung der Contumaz-Übertretungen, dann die 
Beftimmung der Gerichtsbarkeit für die bis zur Einberufung beurlaub- 
te Militar » Mannfhaft, haben Seine Majeftat mit allerhöchiter 
Entſchließung vom 27. Juni 1835 binfihtlih der Competen; in 
Contumaz  Übertretungsfallen anzuordnen geruhet: Es habe in allen 
£. k. Erblanden, außer der Militär: Orange, Ungarn und Gieben- 
bürgen, in Zukunft ald Geſetz zu gelten, daß diefe Übertretungsfälle 
nur in fo fern, als der engfte Peft- Cordon gezogen und das Stand— 
recht Fund gemacht worden ift, rücdfichtlih aller Contumaz - Über: 
treter vor die Militär» Gerichte gehören, andere Contumaz -Übertre- 
tungsfälle aber nur jenen Falls vor die Militär: Gerichte, wenn ber 
UÜbertreter dem Militär-Stande unterliegt und ſich nicht auf Urlaub big 
zur Einberufung befindet. 

Ubrigens habe es aber rückfichtlich diefer Ränder bei der Anord- 
nung des 13, $. des Patentes vom 21. Mai 1805 (BALL) zu 
verbleiben. 

Belangend endlich die Competenz in Betreff der bis zur Einberu= 
fung beurlaubten Mannfchaft, fo babe folche für die Zeit und fo lange 
der Urlaub dauert, unter der Eivil- Gerichtsbarkeit zu ftehen. 


349 a) Berordnung an dask, f. allgemeine Militär 
Appellations- Gericht vom 20. Juli 1837, C. 908. 
(Milit, G. S. Jahrg., 1837, ©. 49.) 


Seine Majeftät der Kaifer haben über eine Anfrage ber fieben- 
bürgifchen Hofkanzlei, betreffend die Behandlung ber — und 
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griechiſchen Geiftlichkeit in Fallen der Eontumaz - Übertretung ‚pnterm 
19. Mai d. J. zu entfchließen geruhet, daß in Fallen der Übertre- 
tung der Sanitatd = Worfchriften bei herrfchender Peft im höchſten 
Grade durchaus Feine Ausnahme irgend einer Perfon von der flandr 
rechtlichen Behandlung Statt finde. 


Erlaffung der Stedbriefe gegen flühtige Peſt-Cor— 
dons-Übertreter. 


(Hfd. v. 18. Zuni 1830, N, 2468 d. J. G. ©. beim $. 486 ASS.) 


Ablaffung von VBorunterfuhungen bei Peſt— 
Vergeben. 


(Hfd. v. 2. Sept. 1885, N. 2129 d. I. G. ©. beim $. 273 1046.) 


Beftrafung der erdihteten Anzeige eines Pet 
Vergebene. 
(Hfd. v. 22. April 1885, N, 2091 d. J. G. ©. beim $. 18 554.) 


Befugnif der Eriminal:Behörden bei Vergehen wi- 
ber die Peft-Anftalten die Strafdauer abzufürzen. 


350. Hofdecret vom 9. Februar 1827, an das galizi- 
fhe Appellations»- Gericht, einvernehmlich mit der Hofcom- 
miffion in Juſtiz-Geſetzſachen. N. 2255 d. I. ©. ©. 


Bei Vergehen wider die Pelt-Anftalten ift dem Nichter erfter 
Behörde nah Weifung des $. 4 des Patentes vom 21. Mai 1805, 
N. 731 der 3.6. ©. (341) freigeftellt, die Strafbauer abzu: 
kürzen, und dem Obergerichte nach Weifung des $. 13 desfelben Pa— 
tentes, die Strafe zu mildern, ohne das Erkenntniß der oberften Ju— 
ftizftele unterlegen zu müffen. 


Ausdehnung der Strafgefeße wegen Übertretungber 
Peſt-Vorſchriften auf die Cholera morbus,. 


351. OubernialsKundmahungvom 24. December 
1830, 3. 80,369. 
(Prov. G. ©, für Galizien und Lodomerien, 12. Jahrg., S. 542.) 


Laut der dem Kreisfchreiben vom 10. December 1.3. 3. 77,081 
angefchloffenen Snftruction für die Ganitäts = Behörden $. 2 und 3 
finden gegen die epidemifhe Brechruhr (Cholera morbus) diefelben 
Maßregeln als gegen die Peſt Anwendung. 
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Demnach hat man befchloffen, daß das wegen Übertretung der 
Peſt⸗- Vorſchriften erlaſſene Kreisſchreiben vom 1. März1805, 3. 8559, 
ſammt den nachgefolgten Verordnungen ſeinem ganzen Inhalte nach 
auf die epidemiſche Brechruhr (Cholera morbus), und zwar nicht al- 
fein hinfichtlich des unter einem an der Landesgränge aufgeftellten Cor- 
dons, fondern aud dann Anwendung finde, wenn diefe Krankheit 
in diefer Provinz ausbrehen, und deßhalb eine Sperre einer oder 
mehrerer Ortfchaften Statt finden follte. 

Die Sperre eined Orted im Inlande ift in Bezug auf die ſtraf— 
rechtlichen Wirkungen dem dritten Grade der Peft: Contumaz an der 
Gränze gleich zu achten. 

In dem Anhange folgt das Kreisfchreiben vom 1. März 1805, 
3. 8559 nad) feinem wörtlichen Inhalte. 

(Dieſes Kreisfhreiben entHält den wörtlihen Inhalt der $$. 1 — 13 des 

oberwähnten a. h. Patentes v. 21. Mai 1805, N, 731 d. J. G. S., 

(BAL.) worauf fi hier bezogen mird.) 


359. Iuftiz-Hofdecret vom 19. Auguft 1831, an 
ſaͤmmtliche Appellations- Gerichte, 
(Zeitfhrift für 5. R. ıc. 1831, 3, Bd, ©. 386.) 


Die k. k. Central: Sanitats-Hofcommiffion hat, über das mit 
dem oberften Gerichtshofe gepflogene Einvernehmen die betreffenden 
Provincial: Sanitäts -Commiffionen unterm 15. Auguft 1831 ver: 
ftandiget, daß die Anordnung und Kundmahung des Standrechtes 
bei höchſter Gefahr der Cholera: Krankheit eben fo, wie foldhe feit 
ieber bei Peftgefahr den Gran; : General : Commanben als Landesftel: 
len, dann ın Galizien, dem General:Commando im Einvernehmen 
mit dem Gubernium anbeimgeftellt war, aud in den übrigen, außer: 
ungarifhen E. E. Staaten dem General: Commando einvernehmlich 
mit ber Landesftelle , fomit der aus diefen beiden Landes : Behörden 
gebildeten Provincial = Sanitäts » Commiffion zuftehe. Diefes wird 
dem E. k. Appellations- Gerichte zu feinem Benehmen und zur Ver: 
ftandigung der Criminal - Gerichte bekannt gemacht. 


353. Hofdecret vom 27. Auguft 1831, an fämmtli- 
he Appellations-Gerichte, über Note der Eentral- Sa- 
nitäts » Hofcommiffion vom 25. Auguft 1831, N. 2525 0.3.9. &.. 


Seine Majeſtät haben über allerunterthänigften Vortrag ber 
Central⸗Sanitäts⸗Hofcommiſſion, dur a. h. Entfchliefung vom 2P. 
Auguft 1831 anzuordnen gerubet, baf die für Peftvergehen beftehen: 
den Strafgefeße auch auf die Übertreter der wider die Cholera einge: 
führten Sanitäts » Mafregeln auszubehnen, und in fo weit ed nicht 
fhon gefchehen fein follte, ba, wo fie einzutreten haben, ober be: 
reits eingetreten find, allgemein kundzumachen, und auch durch bie 
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Geiftlichkeit von den Kanzeln zu publiciren feien, welches jederzeit, 
bevor erwahnte Mafregeln irgendwo zur Anwendung gelangen, zu 
gefchehen habe. 


354. Eirculare dert. . Provincial»-Sanitäts-Eom- 
miffion in dem Erzherzogthume Öfterreich unter der Enns vom 
27. Auguft 1831. 

(Zeitfchrift für ö. N. ıc. 1831, 3. Bd., S. 387.) 


Bei den dermaligen Verbaltniffen hat gegen die Übertreter der 
gegen die Cholerafeuhe aufgeftellten Cordone das Standrecht nad 
Mafigabe des $. 12 des zur Hintanhaltung des Peftübels beftehenden a. h. 
Patentes vom 21. Mai 1805 (BAL.) einzutreten. Wer daher vom 
Zage diefer Kundmachung ſich einer gewaltthätigen, oder doc) ſchweren 
Übertretung der in den $$. 3 und 5 jenes a. h. Patentes aufgeführten 
Vorſchriften fchuldig macht, foll durch Erſchießung hingerichtet werden. 

(Nun folgen die $$. 3 und 5 des erfigenannten a. h. Patentes.) 


Die Vorfhriften des Peft-Reglementsd in Beziehung 
aufdie Cholera-Angelegenheiten werden außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 


354 a) Hofkanzlei-Decret vom 11. October 1831, 
in Folge a. h. Cabinets-Schreibens vom 10. d. M. 
(Bifinis Hdb, S. 560 u. f.) 


©eine F. k. Majeftät haben in Bezug auf die gegen die epidemi- 
fhe Brechruhr angeordneten Maßregeln unterm 10. d. M. nachſte— 
bendes allerhöchftes Cabinets-Schreiben an den Herrn Oberften Kanz: 
ler zu erlaffen gerubet: 

„Lieber Graf Mittrowsky! Als die epidemifche Brechruhr in Mei- 
„nen Staaten einzubringen drohte, war die Matur, fo wie die Ent: 
„ſtehungs- und Verbreitungsweiſe diefer Krankheit zweifelhaft. Die 
„Vorſicht und Klugheit, fo wie die Vorforge für das Geſundheits— 
„wohl Meiner treuen Unterthanen gebot daher, alle jene Mafiregeln 
„zu ergreifen, welde ſich durch frühere vieljährige Erfahrung gegen 
„die gefährlichfte aller anfteckenden Krankheiten bewährt hatten, und 
„es wurden fonach die Worfchriften des Peft-Reglements in Wirkfam: 
„eeit gefegt. Allein ungeachtet der Handhabung diefer Vorfchriften, 
„drang die Seuche unaufhaltfam weiter vor, und die hierauf gegrün: 
„beten Verfügungen und Anftalten hatten Nachtheile im Gefolge, die 
„ſich weit unheilbringender als felbft die Durch die Krankheit herbeigeführ- 
„ten Drangfale zeigten. Sie verbreiteten Furcht und Schrecken, und 
„beengten die Gemüther. Insbeſondere gefahrdeten die Sperren den 
„Sefunbheitszuftand in den abgefperrten Orten, gaben die hierbei ver— 
„wendeten Truppen häufigen Erkrankungen Preis, und beförberten 


354 — 354“) 353 


„iene Krankheit, vor der fie fchügen follten. Die Furcht vor der An: 
„ftekungsgefahr , welche alle diefe Maßregeln bervorriefen und nähr— 
„ten, raubte vielen Kranken die nöthige Wartung und Pflege, und 
„binderte den wechfelfeitigen Beiftand, die rettende Hulfe; endlich 
„beeintrachtigten diefe Mafregeln den Handel und den Verkehr, fo 
„wie den Gewerbsfleiß, untergruben den Wohlftand der Einzelnen, 
„und entzogen Taufenden den bisherigen Erwerb. Für das Wohl Mei- 
„ner treuen geliebten Völker vaterlich, beforgt, geleitet durch die ge- 
„machten Erfahrungen und von der Überzeugung durhdrungen, daß 
„nur durch die Behebung der als erfolglos und nachtheilig erkannten 
„Mafiregeln größere Nachtheile abgewendet werden Eönnen, babe 
„Ich die Vorfhriften des Peft: Reglements in Mei: 
„nen Staaten in Beziehung auf die Cholera:Ange 
„legenbeiten außer Birkfamkeit zu feßen, und zugleich 
„anzuordnen befunden, daß ſich rücfichtlih der Cholerakrankheit 
„nach den für epidemifche und anftecdende Krankheiten beitehenden 
„Vorfchriften zu benehmen fei. Auf eben jene Erfahrungen geftüßt, 
„finde ich ferner zu beftimmen, daß die zwifchen den inlandifchen 
„Nachbar-Provinzen Meiner Staaten beitehenden Sanitäts-Cordone 
„aufgelaffen werden. Nur langft der Granze jener ſüdlichen Provin- 
njen der Monarchie, deren Abſatz und Handel in unmittelbarem Vers 
„kehr mit den benachbarten italienifhen Staaten und mit den aus— 
„landifchen Seehäfen ſtehet, finde Ich vor der Hand die Aufftellung 
„eines Sanitäts-Cordons zu genehmigen, und zwar bloß wegen der 
„befonderen Berhaltniffe und Rückfihten auf den Seehandel und auf 
„die in den italienifchen Nachbarſtaaten bis jetzt noch herrſchenden 
„Meinungen und Beforgniffe in Beziehung auf die Natur und Ver: 
„breitungsweife der Brechruhr. Ich wünſche durd die Aufftellung die: 
„ſes Cordons die einzelnen Abfperrungen der verfchiedenen italien: 
„hen befreundeten Nachbarftaaten zu vermeiden, den Handelsver⸗ 
„Eehr mit denfelben aufrecht zu erhalten, und den wichtigen Seehan— 
„del mit dem Auslande bis zu jenem Zeitpuncte vor Störungen und 
„Unterbrechungen zu bewahren, wo fich eine erfahrungsgemäßere An: 
„fiht der Entitehung und Verbreitungsweife der epidemifhen Brech- 
„ruhr allgentein geltend gemacht haben wird. Aus eben diefen Grün: 
„den babe Ih Mich auch beftimmt gefunden, den Finanz Cordon 
„dießfeitd Trieft, fo wie jenen des übrigen Freigebietes des Küften- 
„landes und Dalmatiens ald Sanitäts-Cordon organifiren zu laſſen.“ 

„Um jedoch dem Verkehre jede unter den eben gedachten Verhält— 
„niffen nur immer mögliche Erleichterung zuzuwenden, habe Sch be: 
„funden, die Contumazzeit für Neifende und für Waaren an allen 
„Sperrpuncten gegen das Ausland ſowohl, ald an denjenigen inlän- 
„difchen Cordonen, welche gegenwärtig noch nicht aufgelaffen find, 
„auf fünf Tage herabzufegen. Bloß für das Iombarbdifch-venetiani- 
„Ihe Königreich und für das Küftenland wird die Contumazzeit vor 
„der Hand auf zehn Tage feſtgeſetzt.“ 
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„Sie haben hiernach im Einvernehmen mit Meinem Hofkriegs- 
„raths⸗ Prafidenten und der allgemeinen lei unverzüglich das 
„Erforderliche einzuleiten.“ 


Schönbrunn, ben 10. October 1831. 


Aufhebung des Standrechtes und ber Todesftrafe ge: 
gen Übertreter der gegen die Cholera-Seudhe aufge: 
ftellten Sanitäts-Cordone. 


355. Mailänder-Gubernialfundmahung vom 
10. Februar 1832, 3. 994. 


(Raccolta degli Atti del gov. Mil. vol. I. parte I. dell’ anno 1832, 
pag. 8. ecc.) 


Con sovrana risoluzione del giorno 30 passato settembre 
8. M. I. R. A. ha ordinato, che contro i trasgressori dei cor- 
doni sanitarj pel Cholera, debba essere abolito il giudizio 
statario, non che la pena di morte. 

La sullodata M. S. con susseguente risoluzione del 29. 
scorso dicembre, si & poi degnata di prescrivere, che nell’ 
applicazione del regolamento sulla peste pel cordone sanita- 
rio del Cholera, debba aver luogo la limitazione , che contro 
i trasgressori del cordone non venga in nessun caso fatto 
fusco, ma che abbiano essi da condursi alla piüu vicina giu- 
risdizione, dove pure non dovra loro applicarsi la procedura 
stataria, ne si potra pronunziare la pena di morte, ma se- 
oondo le leggi ordinarie sara determinata una corrisponden- 
te pena. 

Ciö si deduce a pubblica notizia per comune intelligenza 
e norma in conseguenza di un venerato comando di 8. A. IL. 
il serenissimo arciduca vioere 7. gennajo p’ p’ed in relazione 
alla precedente notiflcazione 15 passato — nꝰ 624 Ch. 


Verfahren wider einen Abmwefenden wegen Vergeben 
gegen die Geſetze über Peftanftalten. 


356. Höhfte Entfhließung vom 14. März 1819. 
(Pratob. Mat., 4 Bd., ©. 319.) 


Der in den $$. 490—499 des St. ©. B. ü. V. vorgefchrie: 
bene Edictal-Proceß kann nad) Umſtänden mit Genehmigung bes Ober- 


gerichtes auch bei Vergehen gegen die Gefege über Peftanftalten ftatt 
finden. 





Zehntes Hauptſtück. 
Von der Rückkehr eines Verwieſenen. 


— — 


8. 83. 


Wenn jemand, der aus den Ländern, worauf ſich — 
dieſes Geſetz erftrecket, eines Verbrechens wegen ver: 

wiesen ift, unter was immer fir einem Vorwande in 

eines derfelben zurücdkehret, ift diefe Rückkehr ein 
Berbrechen. 


($$. 17, 22, 34 und 453 St. G. B. ii. V.) 


Behandlung und Beftrafung der Rückkehr eines 
durch die Polizei-Behörden aus den fammtliden 
andern der dfterr. Monarchie Abgefhafften *). 
($. 831 St. ©. B. IL Th.) 


Verbot des Übertrittes der & & Gränze eines aus an 
dern©®taaten verwiefenen Xndividuums; Ausnahme 
bei & E Untertbanen. 


357. PBräfidial-Decret der kak. Polizei-Hofftelle 
vom 16. Auguft 1821, an ſaͤmmtliche Länder: Chefs, 
und Gubernial-PräſidialCirculare vom 26. Auguft 
1821, 3. 2428. 
(Prov. &. S. für Böhmen, 3. Bd., S. 460 und für Tirol und Borarl: 
berg, 8. Bd., S. 539.) 
Seine k. k. Majeftat Haben anzuordnen gerubet, daß Eeinem aus 
andern Staaten, aus was immer für einem Anlaffe verwiefenen In: 


*) Das Tofefinifche Strafgefeß ($. 79, 81, IL. Thl.), erklärte die Rüd: 
en eines Berwiefenen ohne Unterfchied für ein politifhes Ber 
rechen. 


* 
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dividuum der Übertritt der Gränze, oder der Aufenthalt im Lande 
geftattet werden follte. So fern jedoch ein Individuum der eben er: 
wähnten Categorie ein k. k. Unterthan wäre, und ſich hierüber unge: 
zweifelt auszumeifen vermöchte, geht Seiner Majeftat höchfter Wille 
dahin: daß demfelben zwar die Wiederaufnahme in fein Vaterland be: 
williget, gleichzeitig aber die gehörige Behandlung, und nad Um: 
ftanden eine ftrenge Beobachtung besfelben eingeleitet werde. 


Ungarn wird in criminalgerihtlider Hinſicht als 
Ausland angefeben. 
(N. ö. App. Dee. v. 28. Jänner 1820, 3. 10,249 beim $. 32 WB.) 


$. 84. 


Ein folcher Verbrecher fol auf der Schandbühne 
auögeftellet, vann mit fchwerem Kerker zwifchen ſechs 
Monathen und einem Zahre beftrafet, und nach voll- 
endeter Strafzeit abermahl verwiefen werden. Iſt er 
wegen der Rückkehr fchon Ein Mahlbeftrafet worden; 
fo ift die Kerkerftrafe zu verfchärfen, oder die Ver: 
fchärfung zu verdoppeln. 


Eilftes Hauptſtück 9. 
Von dem Mißbrauche der Amtsgewalt. 


8. 85. 


Wer von dem Amte, in dem er verpflichtet ift, von Milbeeud ber 
der ihm anvertrauten Gewalt, um jemanden Scha— 

den zuzufügen, was immer für einen Mißbrauch ma= 

het, begeht durch einen folchen Mißbrauch ein Ver: 

brechen; er mag fich durch Eigennuß, oder font durch 
Leidenfchaft, oder Nebenabficht dazu haben verleiten 

laſſen. 

(Siehe die 88. 433 und 442 St. G. B. ü. V.) 


Subjeete dieſes Verbrechens. 
A. Überbaupt. 


358. Hofdecret vom 9. November 1816, an das in- 
neröfterreihifhe Appellations- Gericht, über Note 
der Hofcommiffion in Juſtiz⸗Geſetzſachen vom 10. October n. 3. 

N. 1293 0.93. ©. ©. 


Im Allgemeinen verfteht man nad dem Sprachgebrauche unter 
einem Beamten denjenigen, welcher vermöge (unmittelbaren oder mit: 
telbaren) öffentlichen Auftrages, Gefchäfte der Regierung zu beforgen 
bat. Auf diefen Begriff ift unftreitig zur Entfcheidung der Frage: ob 
Jemand durd eine Handlung fi) ald Beamter des Mifbrauces der 


*) Diefes Hauptftüd enthält im Vergleiche mit dem Fofefinifchen Straf: 
gefeße, in welchem zwar die Erklärung von dem Verbrechen des ge: 
mißbrauchten obrigfeitlihen Amts ($. 58) mit der im 
$. 85 des gegenwärtigen Strafgefeßes über Verbrechen im Wefentli- 
chen übereinftimmt, durch die zur Erläuterung und richtigen Anwen 
dung des Begriffes beigefegten Arten dieſes Verbrechens ($. 86) bes 
trächtliche Zufäge, 
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Amtsgewalt fchuldig gemacht habe, zurüczufehen. Worzüglid find 
dabei die näheren Beftimmungen des Strafgefeges felbit vor Augen 
zu halten. &o Eann fi) vermöge derfelben jeder Richter des Mif- 
rauches der Amtsgewalt ſchuldig machen, obfchon er bei einem Pas 
trimonial= Gerichte unmittelbar nur von dem Privat:Inhaber beftellt 
wird, und auch ein Advocat, der doch nur Privat: Gefchäfte zu be: 
forgen hat, Eann der Strafe diefed Verbrechens unterliegen. In zwei⸗ 
felhaften Fällen kann wohl auch eine Rückſprache mit der Behoͤrde, 
weicher der Beſchuldigte als Diener zunächſt unterſteht, über die Art 
ſeiner Verpflichtung nöthig ſein. Doch kann es geſchehen, daß ein 
ſolcher Diener, obſchon er in Hinſicht auf Penſionirung oder andere 
Vorzüge den übrigen Staatsbeamten nicht gleich geachtet wird, ſich 
dennoch vermöge der oben angegebenen Beſtimmungen des Mißbrau— 
ches der Amtsgewalt ſchuldig macht *). 


B. Snsbefondere 
1. Beeidete Practicanten. 


359. Hofdecret vom 19. December 1800, an das n. ö. 
Appellations-Gericht, über deffen Bericht vom 9. Decem- 
ber n. J. N. 513 0.93. ©. ©. 


Die mit wirklichen Anftellungs » Decreten verfehenen beeideten 
Practicanten find ald Staatsbeamte zu erkennen. — — — 


360. Hoftanzlei-Decret vom 19. December 1834 an 
das galizifhe Gubernium. 
(Rudlera.a. O. 2. Bd., ©. 21.) 


Beeidete Concepts - und Manipulationd « Practicanten landes- 
fürftlicher Behörden find als Staatsbeamte zu betrachten. 


*) Poftmeifter gehören im ftrengeren Sinne nicht unter die Gategorie 
der Tandesfürftlichen Beamten; fiehe n. 6. Reggs. Dec. v. 2. Mär; 
1831, 3. 4141 beim $. 221 1) (TES.) eben fo wenig ein Poft: 
erpeditor bei den E. E. Poftftationen ; jiehe ob der ennf. Reggs. Vdg. 
v. 2. Februar 1835, 3. 3389 a. a. D. (JIGD.) und Gerichtsdiener 
der k. k. Landrechte, Mercantilz und Wechfelgerichte, und anderer 
Gerichtöbehörden; fiehe Hkzd. v.4. März 1843, 3. 3590 (TED. R). 


2. Gemeinde: Vorftehber (Dorfridter, Vogt, 
Schulze). 


361. Hofdecret vom 13. Juni 1817, an das mähriſch— 
ſchleſiſche Appellations-Gericht, aus Anlaß der Erledi- 
gung einer Griminal = Unterfuhung, N. 1337 d. 3. ©. ©. 


Auch ein Gemeinde -Vorfteher, er möge Dorfrichter, Vogt, 
Schulze oder wie immer heifen, Eann fi des Verbrechens des Miß— 
brauches der Amtsgewalt fhuldig maden, da ber $. 85 des Geſetzbu⸗ 
des über Verbrechen zwiſchen höheren oder niederen Amtern, und 
zwifchen der damit verbundenen ausgebehnteren ober eingefchränkteren 
Gewalt Eeinen Unterfhied macht; fondern überhaupt erkläret: daß 
derjenige, der von dem Amte, in welchem er verpflichtet ift, von der 
ihm anvertrauten Gewalt, um Iemanden Schaden zuzufligen, was 
immer für einen Mißbrauch macht, das Verbrechen des Mifbrauches 
der Amtsgewalt begeht. 

Übrigens wird der erhobene Zweifel: ob die ſchwere Kerkerftrafe 
nebft der öffentlihen Arbeit noch auf eine andere Art verfchärft wer: 
den dürfe, und ob das Obergericht überhaupt auf eine doppelte Ver— 
fharfung zu erkennen berechtiget fei? durch die zufammenhangenden 
Vorſchriften der $$. 17, 45, 429, 440, 462 b), und 443 b) des 
Strafgeſetzes von felbft behoben. 


3. Vorfteher der Judengemeinden. 


36%. Hofdecret vom 22. Februar 18238, an das böh- 
mifche Appellations-Gericht, über Note der vereinigten 
Hofkanzlei, N. 2330 d. 3. ©. ©. 


Die k. k. vereinigte Hofkanzlei hat dem böhmifchen Tandes-Gu- 
bernium unter dem 11. Februar 1828 die Weifung ertheilet, daß bie 
Vorfteher der Judengemeinden bezüglich der ihnen obliegenden Pflich- 
ten und anvertrauten Amtsgewalt allerdings ald Beamte anzufe: 
ben find. 


4. Gefälls-Aufſichts-Individuen. 


363. Hofvecret vom 21. Mai 1830, an das Appella- 
tions: Gericht in Tirol und Vorarlberg, einverftändlich 
mit der Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen, N, 2464 
d. J. G. ©. 

Die allgemeine Hofkammer hat erklärt, daß die Gefälls-Auf— 
ſichts⸗Individuen, welche nur mit Creditiv gegen den Bezug einer 
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Cöhnung angeftellt, und fohin auch nur provifionsfähig find, in bie 
Claſſe jener landesfürftlihen Beamten im engern inne ded Wortes 
nicht gehören, welche mit einem Decrete und mit einem Gehalte an: 
geftellet, und fohin auch penfionsfahig find, und daf diefemnacd dem 
Gefalls - Auffichts = Perfonale der den landesfürftlichen Beamten dur 
den $. 221 im erften Abfaße des Strafgefegbuches erften TIheiles vor: 
behaltene privilegirte Gerichtsftand nicht zugedacht fei, wenn ſchon die 
Gefalls-Auffichts-Individuen im weitern Sinne des Wortes unter den 
Beamten begriffen find. 


364. Hofdecret vom 5. Mai 1832, an das böhmifdhe 
Appellations:- Gericht, über deſſen Bericht vom 27. März 
1832, N. 2561 0.9. ©. ©. 


Die Vorfhriften des eilften Hauptſtückes des erften Theiles des 
Strafgefeßes find auch auf die, an die Stelle und Beſtimmung des 
vorigen Gränz-Cordons, und der an den Örängen beftandenen Eivil- 
Aufficht getretenen Individuen der Gränzwache *) anzuwenden. 


365. Decret des f. En. ö. Appellations-Gerichtes 
vom 20. December 1839, 3. 14,268. 
(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl. ©. 515.) 


Die k. k. Gefällsaufſichts-Individuen ohne Unterfchied, ob fie zur 
Gränz- oder Gefällenwache gehören, find nad dem KHofdecrete vom 
21. Mai 1830, N. 2464 d. 3. ©. ©. (BE3.), wenn fie au in 
Hinfiht auf Penfionirung und andere Vorzüge den übrigen Staats- 
beamten nicht gleich geachtet werden, im weiteren Sinne des Wortes 
unter den Beamten allerdings begriffen, welche vermöge öffentlichen 
Auftrages Gefchafte der Regierung zu beforgen haben, auf welden 
Begriff nach dem Hofdecrete vom 9. Movember 1816, N. 1293 d. 
J. G. S. (358.) jur Entſcheidung der Frage, ob jemand durd 
eine Handlung fi ald Beamter des Mifbrauches der Amtsgewalt 
fhuldig gemadt habe, zurüdgefehen werden muß; indem nad dem 
Strafgefege über Gefällsübertretungen (Borerinnerung sub 4) der 
Begriff „Beamter“ aud auf Gränz- und Gefällenwach-Individuen 
ausgedehnt ift, und das Gefeß über Verbrechen ($. 85) zwifchen hö— 
beren und niederen Amtern, und zwifchen ber damit verbundenen, 
ausgedehnteren und eingefchrankteren Gewalt Eeinen Unterfchied 
macht. 


Jetzt k. k. Finanzwache genannt (BOS Rn). 
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Anwendung des $. 85 auf Öffentlihe nicht beeidete 
Beamte. 


366. Mailänder Gubernial» Eirculare vom 
27. März 1822, 3. 6428 — 764. 


(Raccolta degli Atti del gov. Mil. vol. I. parte II. dell’ anno 182%, 
pag. 91 ecc.) 


Per prevenire ogni dubbio, che potesse insorgere sull’ ap- 
plicabilitä del capo XI, parte I. del codice penale anche ad im- 
piegati pubblici non giurati , il supremo tribunale di giustizia 
con decreto del giorno 22 gennajo prossimo passato, no A8— 4 
ha dichiarato al tribunale d’appello, che, a mente del $. 85, 
parte I, del suddetto codice,, quegli, che in ufficio abusa della 
podestä affidatagli ne’ sensi di quella legge, commette il delit- 
to ivi contemplato, quand’ anche non avesse prestato un giura- 
mento, purche eiasi formalmente in qualunque altro modo ob- 
bligato ad adempiere ai doveri del suo uflicio. 

Rispetto poi, se, e quali degl’ impiegati nelle amministra- 
zioni comunali debbano, o no prestare il giuramento, 1’ aulica 
cancelleria unita con dispaccio del 9. febbrajo prossimo passato, 
nꝰ 3089 — 159 ha dichiarato: 

1° Che i deputati comunali non abbiano a preslare il giura- 
mento, al quale non erano anche in addietro tenuti giusta l’edit- 
to 30. dicembre 1755. 

2°° Che anche gli agenti non vi siano espressamente obhli- 
gati, mentre, benche esercitino funzioni pubbliche , sono perö 
propriamente al servigio dei deputati, ai quali perö non & impe- 
dito, se lo trovano necessario, il vincolarli maggiormente all’ 
esercizio de’ loro doveri mediante il giuramento. 

gu Quanto ai cursori col $. 118 delle istruzioni 18. aprile 
1816 fu gia disposto, che debbano giurare. 

4° Gl’ impiegati delle congregazioni municipali continue- 
ranno a prestare il giuramento come hanno fatto finora. 

Il governo fa conoscere le premesse dichiarazioni a cotesta 
delegazione per opportuna sua norma, e per l’ analoga comuni- 
cazione alle autorita distrettuali e comunali. 


366 ») Bubernial- Eirculare vom 8. Juli 1823, 
3. 23,976 — 4942. 


(Coll. di leggi ecc. per le prov. venete, vol. XII. parte II. pag. 32.) 
Dietro un dubbio proposto da questo governo I!’ eccelsa 


aulica cancelleria unita col dispaccio 14 giugno anno corrente 
N. 18,314—818 ha determinato quanto segue: 
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„L’ essere stato deciso, che anche agl’impiegati non giu- 
„rati siano applicabili le pene portate dalla vigente legislazio- 
„ne contro i colpevoli di abuso di ufiizio non porta la con- 
„seguenza, che si debba negare al tribunale inquirente la 
„comunicazione degli atti di giuramento di quegl’ impiegati, 
„che lo prestarono, giacche questi possono contenere doveri, 
„e vincoli particolari, e piü stringenti, ed in ogni caso il 
„giudice dev’ essere informato di tutte le circostanze, e cono- 
„scere precisamente la posizione, ed i rapporti del funzionario 
„col proprio ufficio.* 


Behandlung und Beftrafung der abfihtliden Ab- 
nahme ungefeßliher oder übermäfiiger Taren und 
Gebühren. 


367. Sufti5:Hofdecret vom 11. Juni 1838, 3. 2166 
und Hoffanzleis Decret vom 21. Juni 1838, 3. 15,017. 
(Prov. & ©. für Galizien und, Lodomerien, 20. Jahrg., S. 340, für 
Illirien, 20. Bd., S. 162, für DOfterreich ob der Enns und Salzburg, 


20. Thl., S. 243, für Ofterreid unter Enns, 20, Thl., S. 394, für Steier- 
mark, 20. Thl,, S. 203, für Tirol und Vorarlberg, 25. Bd., ©. 405.) 


Seine k. k. Majeftat haben laut hohen KHofkanzlei-Decretes vom 
21.v. M., 3. 15,017, über den erhobenen Zweifel, ob die abficht- 
liche Abnahme ungefeßlicher oder übermafiger Taren und Gebühren 
Gegenftand einer Criminal-Unterfuhung fein könne, mit a. h. Ent- 
ſchließung vom 3. April 1838 für künftig fi ergebende Fälle zu be- 
ftimmen befunden, daß dur jene Verfügungen, welche auf die Ab: 
nahme ungefeßlicher oder zu hoher Taren und Gebühren Geldftrafen 
verhängen, die Beurtheilung und Beitrafung des Factums als Wer: 
breden, in fo ferne dasfelbe ſich nad dem Strafgeſetze als ſolches 
darftellt, nicht ausgefchloffen werde, daß aber die Geldftrafe in den 
Fallen nicht einzutreten habe, in welchen gegen denfelben Befchuldig- 
ten auf eine Eriminalftrafe erkannt wird. 


Behandlung und Beftrafung wegen vernadläffigter 
Amtspflicht. 
($$. 222 und 245 St. ©. B. ü. V.) 


$. 86. 


Befondere Unter folchen Umftänden begeht dieſes Verbrechen 
ins bejondere: 

a) ein Richter, oder anderer obrigkeitlicher, wie 

auch ſonſt jeder in Pflichten ftehender Beamte, der 
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ſich von gefehmäßiger Erfüllung feiner Amtspflicht ab- 
wenden läßt”); | 


Auch jener Richter kann fih des Mifbraudes der 

Amtsgewalt fhuldig machen, der bei einem Patrimo- 

nial-Gerichte unmittelbar nur von dem Privat-In— 
baber beftellt wird, 


(Hfd. v. 9: November 1816, N, 1893 d. J. ©. ©. beim $. 85 358.) 


Auch ein nihe beeideter Beamter kann fi diefes 
Verbrechens ſchuldig maden. 
(Mailänder Gub. Circ. v. 27. Mär; 1822, 3. 6428 beim $. 85 BEG. 


Pratob. Mat., 5. Bd., S. 257 *). und Zeitfchrift für 6, R. 1825, 1. Bd. 
S. 391 # f., dann venet. Gub. Girc.v.8. Juli 1823 beim $. 5 BEE n) 


b) jeder Beamte, der in Amtöfachen eine Unwahr: 
heit bezeuget; 
($$. 385 und 405 St. G. B. ü. ©.) 


Behandlung und Beftrafung der Verläumdung im 
Amte. 
($$. 188 und 189 ec) St. G. B. ü. V.) 


Behandlung und Beſtrafung der Obrigkeit, welde 
durd ein unwahrhaftes Zeugniß die Entleffung ei- 
nes Soldaten erfhlidhen hat. 


(HEjd. v. 1. October 1828 beim $. 23 192.) 


Behandlung und Beftrafung Eines Gefälldbedmten 
wegen einer in Amtsfahen beftätigten weſentlichen 
Unridtigfeit. 


($. 236 3. 2, bb) des St. Gefeßes über Gefällsübertretungen vom 
11. Zuli 1835.) 





— — — — 


) In dem Joſefiniſchen Strafgefege ($$. 59 und 61) war nur der 
Richter beifpieldweife angeführt, daher man auch in der Anwen 
dung diefes Gefeges den Begriff fait einzig auf den Mißbrauch des 
Rihteramtes einfhränkte (v. Zeiller jährliher Beitrag ıc. 
1. Bd., S: 144.) Das gegenwärtige Strafgefeß ($. 86) erweitert aber 
diefen Begriff auf die in diefem $. angeführten Perſonen 


Draucher's fiftemat. Handbuch. 24 
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c) der ein ihm anvertrauted Amtögeheimniß gefähr⸗ 
licher Weiſe eröffnet; der eine feiner Amtdauflicht an 
vertraute Urkunde vernichtet, oder jemanden pflicht- 
widrig mittheilet ; 


Beobahtung der Verſchwiegenheit in Amtsge— 
fhaften. 
(Ihfd. v. 19. Jänner 1804 fammt Note, beim $. 305 1106. sro. 


v.7. April 1823, N. 1930 d. J.G.S. a.a. O. 10%. und Hfd. v. 12. März 
1824, N. 1992 d. J. G. ©. beim $. 216 735.) 


Verbotder Mittbeilung der Acten an Parteien außer 
den durd die Geſetze vorgefhriebenen Fallen. 


(Hfd. v. 19. Zänner 1811, N. 922 d. J. G. ©. beim $. 464 1445.) 


Behandlung und Beftrafungder Eröffnung der Amts: 
gebeimniffe, welche Staatsfadhen betreffen *). 
($$. 52 5) 53 Ct. G. B. ü. V.) 


Behandlung und; Beftrafung der Veruntreuung ei- 
nes Jemanden vermöge feines öffentliben Amtes, 
oder befonderen obrigfeitlihen Auftrages anver 
trauten Gutes. 
($. 161 — 1. Thl. und $. 211 U, Thl. Ct. ©. 2.) 


d) ein Advocat, oder anderer beeideter Sachwalter, 
der zum Schaden feiner Partey dem Gegentheile in 
Berfaffung der Rechtöfchriften, oder fonft mit Rath 
und That behülflich ift **). 


($$ 319—421 der alle. ©. O. v. 1. Mai 1781, N. 18 d. J. G. 
$$. 551— 553 der weſtg. ©. D. v. 19. Dec. 1796, N.329 d. J. G. 
$$. 537—539 der ital. ©. D. v. 16. März 1803, 
$$. 548—550 der tirol. ©. D. v. 15, Sept. 1814.) 


©, 
S. 


) In dem Joſefiniſchen Strafgeſetze ($. 48), welches einen Beamten, 
der die ihm in feinem Amte bekannt gewordenen Staatögeheim: 
niffe entdedet, ald Randesverräther betrachtete, gab der 
zweideutige Ausdrud: Staatsgeheimniffe, die Beranlaffung, 
in der Anwendung entweder zu weit zu gehen, oder den Schuldigen 
zu nadhfichtig zu behandeln. 

**) Diefe Art des Verbrechens wurde in dem Gofefinifhen Strafgefege 
($. 154) nur dem Berbrechen des Truges beigezählt. 
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Aud ein Advocat, der doch nur Privat-Gefhäfte zu 
beforgen hat, unterliegt der Strafe diefes Ver: 
bredens. 


(Hfd. v. 9. November 1816, N. 1293 d. 3. G. ©. beim $. 85 BES.) 


Pflicht der Behörden über dag Betragen der Advoca- 
ten zu wachen, und gegen die pflihtwidrig Sandelns 
den geſetzlich vorzugehen. 


368. Hofdecret vom 13. April 1822, an fämmtlidhe 
Appellations» Gerichte, in Folge höchſter Entſchließung 
vom 2. Februar 1822, über Vortrag der oberften Juftizftelle, 
N. 1864 d. 93. ©. ©. 


Seine Majeftät haben der oberften Quftizftelle, wie den ihr un: 
tergeorbneten Gerichtsbehörden, bei ftrengfter Verantwortung zur 
Pflicht gemacht, über das Betragen der Advocaten zu wachen, und 
gegen jene aus denfelben, die ſich pflihtwidrige Handlungen erlauben, 
genau nad) den Gefegen vorzugehen, um Höchſt derfelben Untertha- 
nen, und auch andere in diefen Staaten Recht Suchende gegen alle 
Gefahr und Nachtheil zu ſchützen. 

Diefer höchſte Befehl wird dem Anpellationg = Gerichte mit dem 
Auftrage eröffnet, hiernach fowohl ſich felbit genau und pflichtmäßig 
zu benehmen, als aud) die unterftehenden Behörden nachdrücklich an: 
zuweifen. 


$. 87. 


Die Strafe diefes Verbrechens ift fchwereri Ker: 
fer von einem bis auf fünf Sahre. Nach der Größe 


der Bosheit und ded Schadens kann derfelbe auch biö 


auf zehn Jahre verlängert werden. 
| $. 88. 


Ein Beamter, der bey Verwaltung der Gerech⸗ 
tigkeit, bey Dienftverleihungen, oder bey Entſchei— 
dungen über öffentliche Angelegenheiten zwar fein Amt 
‚nach Pflicht ausübet, aber, um ed auszuüben, ein Ge: 
ſchenk unmittelbar oder mittelbar annimmt, oder fonft 
fih daher einen Vortheil zumendet, oder verſprechen 

24 


Etrafe. 


Geſchenkan⸗ 
nahme in 
Amtsſachen. 
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läßt; ingleichen, welcher dadurch Überhaupt bey Füh— 
rung feiner Amtögefchäfte fich zu einer Parteylichkeit 
verleiten läßt, foll mit Kerker zwifchen fech8 Monathen 
und einem Sahre beftrafet werden. Auch hat er das 
erhaltene Geſchenk, oder deſſen Werth, zum Armen— 
Sonde desOrtes, wo er dad Verbrechen begangen hat, 
zu erlegen *). 


Behandlung und Beftrafung der Beftehung der ef 
fentliden Beamten und andern mindern Diener des 
Verzehrungs-Steuer-Gefälls. 


369. Hofdecret vom 21. October 1815, an ſaͤmmtli— 

he Appellations- Gerichte, in Folge höchfter Entfchliegung 

vom 2.n. M. über Vortrag der Hofcommiffion in Juftiz « Gefeg- 
ſachen N. 1183 d. I. ©. ©. 


Über den erhobenen Zweifel: ob durd die $$. 88 und 89 des 
allgemeinen Geſetzbuches über Verbrechen alle befonderen Strafbeftim- 
mungen gegen die Beftehung der öffentlihen Beamten, und die An— 
bietung oder Annahme von Geſchenken aufgehoben wurden, wird 
die Belehrung dahin ertheilet: die 66. 7, 88 und 89 des Strafge: 
feßbuches fchließen nur jene Falle der Beftehung ein, welche ald Ver— 
brechen zur Griminal-Unterfuhung ausdrüclich geeignet erklärt werden, 
und daber nur mit den in diefem Gefeße beftimmten Strafen belegt 
werden dürfen; in allen übrigen Fallen der ſtets unerlaubten Abrei- 
hung oder Annahme von Gefchenken find daher die dagegen erlaffe: 
nen einzelnen ©trafvorfchriften, fomit auch der 118. und 142. $. des 
Zoll: Patentes vom 2. Jänner 1788 von den competenten Behörden 
auch ferner mit Nachdruck zur Anwendung zu bringen **). 


) Nah dem Zofefinifchen Strafgefege $. 59 ift der Begriff diefes Ver— 
brechens, in Bergleihung mit dem über dasfelbe Verbrechen in dem 
$. 88 des gegenwärtigen St. G. 8. aufgeftellten Begriffe viel bes 
fhränfter ; auch fpricht der $. 59 nur von einem Richter und von 
der ordentlihen Gerechtigkeitspflege, welde Beichräns 
a N .. $. 88 * enthalten iſt. Geitſchrift für ö. R.ıc. 1833, 

102 u. f.) 


) Vergleiche die 88. 103, 231, 232, 273, 3. 3 uud 462 deö Strafgefes 
Bes über Gefälldübertretungen vom 11; Juli 1835, 


370. Hoffammer-Decret vom 29. Jänner 1833, an 
die Cameral: Gefüllen » Verwaltungen in Nieder- 
Ofterreih, Öfterreih ob der Enns, und Salzburg, 
Oalizien, Böhmen Mähren un Schlefien, Steier- 
marf, Illirien, Küftenland, Tirol und Vorarl— 
berg. 
(Polit. G. S., 61. Bd, ©. 14 u. f.) 


Aus Anlaß der vorgefommenen Anfrage, wie bei Beitechungen 
von Beamten und mindern Dienern des Verzehrungsſteuer-Gefälls 
vorzugehen fei, wird den Cameral: Gefallen - Verwaltungen erin- 
nert: daß, nachdem Seine E. k. Majeftat Eein eigened Strafverfah: 
ren in diefer Beziehung in dem allgemeinen Verzehrungsiteuer : Ge: 
feße zu fanctioniren geruhet haben, die hierüber in der Zollordnung, 
dann in den Tabak: und Stämpel: Patenten enthaltenen gefeßlichen 
Vorfchriften auf Parteien, welche Verzehrungsſteuer-Beamte und 
Diener durch Beftehungen zur Verlegung ihrer Amtspflicht zu vers 
leiten fuchen, Eeine Anwendung finden, fondern daß in folhen Fäl— 
len die allerhöchften Beftimmungen des Strafgeſetzbuches zur Nicht: 
ſchnur zu dienen haben. 

Das Gleiche findet auf die Beamten und mindern Diener des ı 
Verzehrungsfteuer: Gefalls, fo fern es deren ftrafgeridhtliche Behand: 
lung betrifft, Anwendung; in fo weit es in folden Fallen deren Be: 
bandlung im Disciplinarwege belangt, ift nad den Beflimmungen 
der für die Individuen des Verzehrungsfteuer-Gefälls erlaffenen In: 
ftructionen vorzugehen, und wofern diefe in jener Beziehung einer 
Mobification bedürfen, bleibt e8 den Cameral : Gefallen : Verwal: 
tungen überlaflen, folhe nad Maf ihres Wirkungskreifes vorzunebs 
men, oder hieher in Antrag zu bringen. 


Verbotder Erfolgung einer Remuneration an öf— 
fentlihe Beamte von Privaten. 
(N. ö. Reggs. Präfid. Vdg. v. 21. Sept. 1829, 3, 156% beim $. 215 
651 


Befugnif der oberften Juftizftelle, die im $. 88 feſt— 
gefeßte Geldftrafe zu mildern. 


371. Höhfte Entſchließung vom 3. Juli 1819. 
(Pratob. Mat., 4. Bd., ©. 321.) 
Der oberften Zuftizftelle wird das Recht eingeräumt, in Fallen 


des Mißbrauches der Amtsgewalt, die in dem $.88des St. ©. I. Thl. 
fefigefegte Geldftrafe zu mildern. 


368 Eilft. Hptft. Von dem Mißbrauche ber Amtsgewalt $. 89. 


Anweifung der Eriminal-Gerihte, wegen Abgabe 
der im $.88 (und 90) erwähnten Geldbeträge. 


37%. Oubernial-Berordnung vom 18. Mai 1828, 
3. 19,798, an die k. Kreisämter und das Fiscalamt. 
(Böhm. Prov. G. ©., 10, Bd., S. 204.) 

So wie das Appellationg - Geriht am 31. April I. X. 3. 6193, 
6413 *) die k. Kreisamter aufgefordert bat, die Gerichts : Behörden 
zur richtigen Zuwendung der Armeninftituts = Beiträge aus den Ver: 
laffenfhaften, und zur Einfendung der Ausweife über die Beträgevon 
Licitationen zu eben diefem Inftitute an das k. Kreisamt anzuweifen ; 
eben fo hat es die Griminal= Gerichte beordnet, gleiche Ausweife 
jährlich an das k. Kreisamt über die ſich ergebenen, dem Armen: 
fonde gemäß der $$. 88 und 90 des St. G. B. J. Thl. gebührenden 
Zuflüffe abzugeben. j 

Wovon die Kreisamter zur Überwachung beider Auftrage und ih: 
ves richtigen Vollzuges in die Kenntniß gefeßt werden. 


$. 89. 


Berfüßrung Mer durch Gefchenfe eine Obrigkeit, oder einen 
nr in Pflicht ftehenden Beamten zur Parteylichkeit in ei- 
ner Dienftfache, bey einer Dienftbeförderung, oder 
überhaupt zur Verlegung der Amtöpflicht zu verleiten 
fucht, macht fich durch eine folche Berleitung eines Ver: 
brechend fchuldig ; die Abficht mag auf feinen eigenen, 
oder eines Dritten Vortheil gerichtet feyn; fie mag 

ihm gelingen, oder nicht **). 


Behandlung und Beftrafung des öffentlichen Beam: 
ten, der fih in feinen Amts oder Dienftesverrid: 
tungen thätige Beleidigungen erlaubt. 

($. 86 St. ©. I. Thl.) 


*) Diefer auf das Strafgefeß über Verbrechen fich nicht beziehende Ap— 
pellations-&rlaß befindet fih a. a. D. ©. 148, u. f. und es wurde 
durch denfelben die VBorfchrift hinſichtlich der Evidenzhaltung jener 
Einkünfte, welche dem Armeninftitute an Licitations = und anderen 
Gebühren zuzufließen haben, erneuert. 

*") Aus dem Schlufbeifage diefes $. nemlih, wenn die Abſicht 
niht gelungen ift, erhellet, warum die Berleitung nicht fo, 
wie im Sofefinifchen Strafgefege $. 61 ald eine Theilnahme an 
dem Verbrechen angefehen wird, 
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Behandlung und Beftrafung bes Verſuches der Befte 
hung einer öffentlihen Behörde bei Ärarial-Lie— 
ferungen. 

(HEzd. v. 5. Jänner 1812 beim $. 23 100.) 


Erlauterung der Vorfhrift des $. 89 mir Rückſicht 
aufdie verfuchte Beftehung der &E Gränz-Jäger— 
und Öefällenwade, 


373. Umlauffgreiben der. £.n. ö. Cameral⸗Ge— 
fällen: Berwaltung vom 28. Februar 1838, 3.3824, 
(Prov. &. S. für Böhmen 20. Bd., ©. 16%, für Galizien und Lodo— 
merien, 20. Jahrg., ©. 132, für Illirien, 20. Bd., S.55, für die Loms 
bardie, 1. 8d.,1. Thl., S.48, für Mähren und Sclefien, 20. Bd., S.50, 
für DOfterreih ob der Enns und Salzburg, 20. Thl., S. 92, für Ofterreich 
unter der Enns, 20, Thl, S. 107 u. f., für Steiermart, 20. Thl., S. 98, 
für Tirol und Vorarlberg, 25. Bd, ©. 183 und Zeitfchrift für 6. R. ıc. 
1838, 3. Bd., ©. 181 u. f.) 


Um Mifverftändniffe zu befeitigen, und künftigen Anfragen vor: 
zubeugen, bat die E. k. allgemeine Hofkammer mittelft Decretes vom 
31.v.M. 3. +822 anher bedeutet, daß, wenn aud der $. 56 der 
Dienftvorfhrift der Gränzwache feftfeßt, als eine thatlihe Beleidi— 
gung fei insbefondere zu behandeln, wenn Jemand der Gränzwache 
ein Geſchenk verabreicht, oder anbietet, oder aufzudringen fucht, hier: 
durch Eeineswegs ausgefprochen wird, daf eine folhe Perfon der ſchwe— 
ren Polizeisllbertretung der thatigen Beleidigung der Wade im Sinne 
des $. 72 des allgemeinen St. G. IL Thl. fih fhuldig made, fon: 
dern nur, daß aud eine ſolche Perfon eben fo, wie es der h. 55 rück⸗ 
fihtlich derjenigen, welche ſich widerfegen, Drohungen vorbringen, 
oder die Gränzwache wörtlich oder thatlich beleidigen, im Allgemeinen 
vorschreibt (BOF, 308, 308 a), zu verhaften, und an die 
Behörde zur Amtshandlung abzuliefern ift, wo fodann zu entſchei— 
den fein wırd, ob das Verabreichen oder Anbieten des Geſchenkes nach 
dem allgemeinen Strafgefege I. Thl., oder nad) dem $. 46% des St. 
©. über Gefallsübertretungen zu beftrafen ift. 


374. Kundmadhung des k. k. tirolifhen Landesgu— 
berniums vom 25. Jänner 1840. 
(Zeitfchrift für 5. R. ıc. 1840, 3. Bd., ©. 135.) 


Das k. k. Appellationd- und Griminal= Obergericht hat aus den 
feit einiger Zeit ihm häufiger vorgefommenen Unterfuhungen über 
das Verbrechen der Verleitung zum Mifbrauche der Amtsgewalt die 
Überzeugung, erhalten, daß befonders in den Fallen, wo es fih um 


Strafe. 
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Gontrabant handelt, bie dieffalld angehaltenen Individuen in dem 
Verſuche der Beftehung der E. k. Gränz-Jäger und Gefällenwachen 
durch unbedeutende Geldanbietungen Fein Verbrechen zu begehen glau: 
ben, fondern meinen, daß diefer Geldanbot ein nicht zurechnungsfa- 
biges Mittel fei, fi von den weiteren Folgen zu befreien, welche mit 
ihrer perfönlichen Stellung bei dem betreffenden Cameral: Beamten 
verbunden find. A 

Da aber folhe aus Schlauheit, aus Überzeugung oder Unwiſ— 
fenheit herrührende Nechtfertigungsgründe an der Zurehnung der 
Handlung zum Verbrechen nichts andern, fo findet das Gubernium 
auf den Antrag des k. k. Appellationd: und Criminal» Obergerichtes., 
theils zur Verminderung von berlei Beſtechungs-Verſuchen, theils 
um bie Unterthanen dießfalls aufmerkfam zu machen, welche wirklich 
aud zum Iheil aus Unmwiffenheit des Geſetzes zu folchen verbrecheri- 
fhen Handlungen fi verleiten laffen, den $.89de8 &t. ©. B.L Thl. 
durch gegenwärtige Kundmahung in Erinnerung zu bringen, nad 
welchem jede verfuchte Verleitung eines in Pflichten ftehenden Beamten 
zur Parteilichkeit in einer Dienſtſache, oder zur Verlekung der Amts— 
pfliht, ohne Rückſicht, ob die Verleitung gelingt oder nicht, das 
Verbrechen der Verleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt ift. 


(Nun folgt der Inhalt des $. 89 des St. G. Bi. V. 


Eoncurrenzfälle bei Schleihhbandel oder einer an: 
dern Gefällsübertretung mit Beftehung. 


($$. 103, 231, 232, 273, 3. 3 und 462 des St. G. über Gefällsüber— 
fretungen vom 11. Juli 1835.) 


Anwendung des $. A442 d. St. G. ü. V. auf das im $. 89 
bezgeihnete Verbrehen, obfhon die Verführung 
frudhtlos unternommen worden ift. 

(Hfd. v. 27. November 1816, N. 1297 d. J. ©. ©. beim $. 443 
133%.) 


$. 90. 


Die Strafe diefer Verleitung ift, nebit dem ein- 
fachen Erlage des angetragenen oder wirklich gegebe- 
nen Geſchenkes zu dem Armen:Fonde des Drtes, nad 
Größe des dadurch verurfachten Schadens, Kerker 
zwifchen fechs Monathen und einem Jahre. 
Anweifung der Criminal: Geridte, wegen Abgabe 

der im $. (88 und) 9O erwähnten Beldbeträge 
(Böhmische Gub. Wdg. v. 18. Mai 1888, 3, 19,798 beim $. 88 AVV.) 
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Bey großer Arglift und wirklich verurfachtem er- 
heblichen Schaden iſt eine ſolche Berleitung mit fchmwe- 
vem Kerker, welcher auch bis auf fünf Zahre verlän- 
gert werden kann, zu beftrafen. 


Zwölftes Hauptftück. 


Bon der Berfälfhbung der dffentliden Gre- 
dits-Papiere. 


$. 9. 


Reg Diefes Verbrechen begeht, wer Öffentliche Gredits- 

ftigen ‚Sr papiere, die entweder ald Münze gelten (Bancozet: 
tel), oder die von einer Öffentlichen Caſſe ausgeſtell— 
ten Schuldverfchreibungen (öffentliche Obligationen) 
mit dazu vorbereiteten Werkzeugen nachmachet: es 
mag ein Öffentliches inländifches, oder ein unter was 
immer für Benennung auögefertigted ausländifches 
Greditspapier von ähnlicher Art nachgemadht wer: 
den; es mag dad nachgemachte Greditöpapier fchon 
auögegeben worden, und ein Nachtheil erfolget feyn, 
oder nicht. 


(Siehe die $$. 221 2), 305, 433, 442, 444, 458 a) 489 St. G. B. ü. 
B. und die dort angeführten Novellen.) 


Gegenftand dieſes Verbrechens. 
1. Als Münze geltende öffentliche Credits-Papiere. 
Gattungen dberfelben. 
1. Einlöfungsfdeine. 


375. Sinanz- Patent vom 20. Februar 1811, N. 929 
d. J. G. ©. 


$. 1. Die Stadt Wiener-Bancozettel haben nur noch bis letzten 
Zänner 1812 in Umlauf zu bleiben. 

$. 4. Mit erften Hornung 1812 treten die Einlöfungsfcheine 

an die Stelle der Wiener : Bancozettel, ald das einzige Papiergeld 
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in unfern Staaten. Bon diefem Tage an werden die Wiener:Banco- 
zettel außer allen Cours gefeßt, und hat die Auswechslung der Ban- 
cozettel mit 31. Jänner 1812 ganz aufzubören. 


376. Patent vom 20. Juni 1811. 
(Polit. G. S. 36, Bd, S. 195, 196, 199 u. f.) 


Mit Beziehung auf unfer Patent vom 20. Februar d. J. 
(37 5.) finden Wir ung bei demlimftande, daß die Einlöfungsfchei- 
ne fhon im Monate Zuli d. 3. werden in Umlauf gefeßt werden, 
veranlaßt, in Hinſicht der Einlöfungsfcheine folgende nahere Beftim- 
mungen zu ertheilen, und hiernach zu beſchließen: 

$. 1. Die Einlöfungsfcheine beftehen aus Scheinen von 500, 
100, 20, 10, 5, 2 und 1 Gulden. — — — 

$. 10. Diejenigen, welche Einlöfungsfcheine durh Nachahmung 
ober Abanderung der Summe in eine höhere verfälfhen, oder hierzu 
mitwirken, ober daran Theil nehmen, follen nad den im Strafgefeße 
über Verbrehen, Theil L., Hauptftüf XII., $$. 92 bis 96, 100 
bis 102, und in Unferer Entſchließung vom 11. Hornung 1806 ent: 
baltenen, zur wirffamen Warnung in der Beilage C. *) beigedrud: 
ten Vorfchriften, welche Wir auf die Einlofungsfcheine durchaus an- 
gewendet wiffen wollen, und aud in Beziehung auf fie für die gefeß- 
liche Beftimmung und Vorfchrift hiermit erklären, beftrafet werden. 

$. 11. Für den Anzeiger der Verfälſchung eines Einlöſungsſchei— 
nes wird eine Belohnung aus dem Ararium nad) folgender Abftufung 
ausgemeflen: 

1) Wer zuerft freiwillig und mit rehtmäßigen, zum Criminal: 
verbafte hinreichenden Anzeigungen einen Verbrecher angibt, der ei: 
nen unechten Einlöfungsfhein mit dazu vorbereiteten und geeigneten 
Werkzeugen auf eine ſolche Art verfertigt, oder der Verfertigung nahe 
gebracht hat, daß die Unechtheit nicht leicht von Jedermann wahrge— 
nommen werden konnte, erhält, wenn der Verbrecher in der Folge 
des Verbrechens auf eine rechtliche Art ſchuldig erkannt worden iſt, eine 
Belohnung von zehntauſend Gulden. 

2) Eine der Wichtigkeit der Anzeige und des Gegenſtandes ange: 
meffene, von ber Sinanzhofftelle auszumeffende Belohnung fol der: 
jenige erhalten, welcher 

a) zuerft freiwillig und mit rechtmäßigen, zum Criminalverhafte 
binreichenden Anzeigungen einen Verbrecher angibt, der die Nach: 


*) Diefe Beilage beftehet aus neun Paragrafen: im erften bis fünften 
Paragrafe ift der Tert der $$. 92 bis 96 des erften Theiles des 
Strafgefehes mwörtli angeführt, der fechfte Paragraf enthält die im 
Hofdecrete vom 25. Dctober 1805, N. 751, vorfommende, durch 
Regierungsverordnung in Ofterreich ob der Enns unterm 11. Februar 
1806 Eundgemachte allerhöchfte Entfchliefung vom 6. September 1805, 
und in den Paragrafen fieben bis neun find die Vorfchriften des 
Strafgeſetzbuches erften Theiles $. 100 bis 108 wörtlich angeführt, 
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ahmung auf eineleicht von Jedermann wahrzunehmendeWeife vollbracht, 
‚oder fie verfucht, jedoch der Vollendung noch nicht nahe gebracht hat. 

b) Welcher zuerft und freiwillig zwar nicht den Verbrecher felbft, 
aber folde nähere, beftimmte Anzeigungen an die Hand zugeben weiß, 
die zurlinterfuchung einer vorgegangenen Verfälfhung gegründeten 
Anlaß gaben ; wofern in diefen beiden Fällen der Verbrecher entdeckt, 
und des Verbrechens rechtlich fehuldig befunden worden ift. 

ec) Wer eine wichtige Veranftaltung zur Verfertigung oder zur 
Verbreitung einer größeren Menge unechter Einlöfungsfcheine zuerft 
und freiwillig angibt. | 

d) Wenn ein Verbrecher felbft, bevor er entdeckt worden ift, 
die Gehülfen der Verfälfehung, noch ehe fie als folhe erkannt worden 
find, anzeigt, fol ihm nit nur die Strafe nachgeſehen, fondern 
auch, wofern er nicht felbft der Werführer oder Urheber der Verfäl— 
[hung war, die nad) dem oben angegebenen Unterfchiede ausgemeifene 
Delohnung ertheilet werden. 

e) Auch diejenigen, welde eine im Auslande geſchehene Verfäl— 
fhung der Einlöfungsfheine und ihre Urheber zuerft und freiwillig 
entbecfen, oder zu einer folhen Entdeckung beitragen, und die Be: 
weife, oder die zur Entdeckung der Verfälfcher, der Mitfchuldigen 
oder Theilnehmer führenden Anzeigungen Unſeren auswärtigen Mint: 
ftern, oder Unferer Finanzhofſtelle mittheilen, follen die oben beftimm- 
ten Belohnungen, und zwar in der, in ihrem Wohnorte gangbaren 
Währung erhalten. 

f) Der Name des Anzeigers wird in allen Fallen, wenn er es 
verlangt, geheim gehalten. 


377. Hofdecret vom 7. September 1811, an fiämmt- 
liche Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der Hof: 
commiſſion in Juftiz-Gefegfachen, N. 957 d. 3. ©. ©. 


Um dem möglichen Zweifel und Irrthume zu begegnen, ald wenn in 
dem höchſten Patente vom 20. Juni 1811, (376.) über die Ein: 
führung der Einlöfungsfcheine dur den $. 10 und die Beilage lit. 
C. an den beftehenden Strafgefegen gegen das Verbrechen der Ver— 
falfhung und Nachmachung der ald Münze geltenden. Greditspapiere 
(nemlich der Bancozettel, fo lange fie in öffentlichen Gaffen noch wer: 
den angenommen werden, und der Einlöfungsfheine) etwas geändert 
worden, und die in diefem Puncte nicht ausdrücklich berufenen höch— 
ften Erläuterungen nicht weiter wirffam wären, wird hiemit zur all- 
gemeinen Wiffenfhaft und Warnung bekannt gemadt: 

1) Daf die Vorfchriften des Strafgefeßes über Verbrechen vom 
3. September 1803, fo wie fie in dem erften Theile, 12. Hauptftüce, 
68. 92 bis 96, 100 bis 102 enthalten find, und wovon in dem Pas 
tente vom 20. uni 1811 Beilage C der Auszug erfcheint, ihre volle 
Kraft und Wirkfamkeit behalten. 

2) Eben fo haben die bisher hierüber erfloffenen höchſten Erläu— 
terungen vom 25. October 1805, (BUG.) vom 3. December 
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1808, (894.) und vom 21. Juli 1810 (3D5.) aud in Zukunft 
ihre volle Anwendung. 


378. Patent vom 7. December 1815. 
Polit. G. ©., 43. Bd., ©. 376 und 380.) 


$. 1. Mit 1. Jänner 1816 treten die Einlöſungsſcheine (und 
Anticipationsfcheine) in dem Bezirke von Podgorze (welcher mit dem 
Konigreihe Galizien wieder vereiniget worden ift) in den Umlauf. 

$. 18. Diejenigen, welche Einlöfungsfheine (oder Anticipationg: 
fheine) durh Nachmachung oder Abänderung der Summe in eine 
höhere verfalfhen, oder hierzu mitwirken, oder daran Theil nehmen, 
werden nad) den in dem Strafgefeße über Verbrechen Theil J., Haupt: 
ſtück XII. $$. 92 bis 96, (100 bis 102) dann in den dieffalld nad: 
gefolgten allerhöchſten Entſchließungen enthaltenen Vorſchriften, wel: 
he in ihrem ganzen Umfange auf Einlöfungsfcheine (und Anticipa= 
tionsfheine) anzuwenden find, und die in der Beilage F*) anges 
führt find, beftraft werden. 


379. Batent vom 15. Februar 1816, N. 1210 
d. J. G. ©. 


$. 1. Bei dem vom 1. November v. J. durch das Circulare des 
galizifhen Guberniums vom 3. October v. 3. angeordneten Umlaufe 
der Einlöfungsfheine (und Anticipationsfcheine) (nemlih in den mit 
dem Königreihe Galizien wieder vereinigten Bezirken des Zloczower, 
Brzezaner, Qarnopoler und Zalesczyker Kreifes) hat eg zu verbleiben. 

$. 20. Diejenigen, welche Einlöfungsfheine (oder Anticipa- 
tionsfcheine) dur Nachahmung oder Abänderung der Summe in eine 
böhere verfälfhen, oder hierzu mitwirken, oder daran Theil nehmen, 
find nad) den in dem Strafgeſetze über Verbrechen, I. Theil, XII. 
Hauptſtück, $$. 92 bis 96, 100 bis 102, dann in den dieffalld nach— 
gefolgten höchſten Entfchliefungen enthaltenen Vorfchriften, welde 
in ihrem ganzen Umfange auf Einlöfungs (und Anticipationd:) Scheine, 
anzuwenden find, zu beftrafen. 


— — 


*) Diefe Beilage enthält einen Auszug der in dem Strafgeſetzbuche über 
Berbrechen vom 3. September 1803 und der in den höchſten Ent: 
fchliegungen vom 25. October 1805, N. 751 (3B@.) vom 3. De: 
cember 1808, N. 870 (BDAM.) und v. 21. Juli 1810, N. 908 d. 

3.6.6. (395.) enthaltenen VBorfchriften über das Verbrechen 
der Berfälfhung der ald Münze geltenden öffentlihen Credits— 
Papiere. 
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2. Anticipationsfdeine. 


380. Patent vom 16. April 1813. 
-(Polit. ©. ©. 40. Bd., ©. 80 u. f.) 


$. 4. Um (aber) diefe Zuflüffe des Fondes fogleih nah Maß 
der Erforberniffe zur Deckung des aufierordentlihen Aufwandes ver: 
wenden zu Eönnen, tragen Wir der vereinten Einlöfungs = und Til: 
gungs-Deputation auf, eigene Anticipationsfheine für die Summe 
von 45 Millionen Gulden auszufertigen, und zur Difpofition Unſe— 
rer Sinanzftelle bereit zu halten. 

$. 7. Da die auf diefe Weiſe in den Umlauf kommenden Anti: 
cipationsfcheine durch einen eigenen vollfommen binreichenden Fond 
auf das Sicherſte gedeckt find, und mittelft desfelben in dem Zeitrau- 
me von zwölf Jahren völlig getilgt fein werden: fo verordnen Wir 
biermit, daß diefelben nicht nur in allen Staatscaffen,, fondern auch 
von Privaten in ihrem vollen Nennwerthe, glei den Einlöſungs— 
fheinen, angenommen, und in allem Übrigen wie diefelben beban- 
delt werden follen. 


361. Batent vom 7. Mai 1813, 
(Polit. G. S. 40. Bd., S. 88 u. f.) 


Mit Beziehung auf unfer Patent v. 16. April d. J. (BSG) wo: 
durch Wir die Ausfertigung der Anticipationsfcheine für die Summe von 
45 Millionen Gulden befchloffen haben, finden Wir folgende nähere 
Beftimmungen zu ertheilen, und verordnen hiermit: 

$. 1. Die Anticivationsfheine werden auf die Beträge von 20, 
10, 5 und 2 Gulden ausgefertiget. 

S. 6. Diejenigen, welche Anticivationsfcheine durch Nahahmung 
oder Abanderung der Summe in eine höhere verfälfchen,, oder hierzu 
mitwirken, oder daran Theil nehmen, follen nach den in dem Straf: 
gefeße über Verbrehen, I. Thl., 12. Hptſt., $$. 92 bis 96, 100 
bis 102, dann in Unfern dießfalls nachgefolgten Entfchliefungen ent: 
baltenen Vorfchriften, welche Wir in ihrem ganzen Umfange auf 
die Anticipationsfcheine angewendet willen wollen, und die in ber 
Beilage angeführt find, beftrafet werden *). 


.*) Die weiteren Vorſchriften diefes Patentes, befonders rücfichtlich der 
Strafnahfiht für reumüthige Gehilfen und der Belohnungen für 
den Anzeiger der Berfälfhung von Anticipationsfcheinen find eben 
diefelben, welche im Patente vom 20. Zuni 1811 (BIG.) in Be 
jiehung der Einlöfungsfcheine enthalten find. 
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Einführung der Anticipationsfheine und deren 
näbere Beftimmungen in dem Bezirke von 
Podgorze. 

(Pat. v. 7. December 1815, $. 1 und 18 BY 8.) 


Einführung der Anticipationsfheine in dem Bezir- 
ke des Zloczower, Brzezaner, QTarnopoler und 3a 
lesczyker Kreifes. 


(Pat. v. 15. Februar 1816, N. 1210 d. 3. ©. ©. $$. 1 und 20 3YB.) 


3. Banknoten der priv. öfterr. Nationalbank, 
38%. Batent vom 1. Juni 1816, N. 1250 d. 3. ©. ©. 


$. 1. Das Bankinftitut, welhem Wir die Benennung : privi- 
legirte öfterreihhifche Nationalbank verleihen, foll, fobald die dazu er: 
forderlihe Anzahl Actien erhoben ift, unverzüglih in Wirkfamfeit 
treten, bis dahin aber in der Eigenfchaft ald Zettelbanf mit dem 
1. Zuli d. J. in Thätigkeit gefeßt, und von einer einftweiligen Di: 
rection, welche nach den Vorfchriften der folgenden Paragrafe gebil- 
bet wird, vertreten werden. 

$. 18. Die Banknoten werden von der Bank und in ihrem Na— 
men in Beträgen von 5, 10, 25, 50, 100, 500 und 1000 Gul: 
den ausgeftellt. Sie find Anweifungen auf die Bank, welde ver: 
pflichtet ift, diefelben auf Gicht dem Beſitzer, wenn er es verlangt, 
nad dem Nennwerthe in vollwichtiger, nad dem Conventions-Fuße 
ausgeprägter Silber-Münze auszuzahlen. 

$. 20. Auf die Nahahmung oder Verfäalfhung der Banknoten 
werden diefelben Strafen gefeßt, welche gegen die Verfälſchung des 
Papiergeldes verhängt find. 


383. Patent vom 15. Juli 1817, über die Statuten und 
Privilegien der privilegirten öfterreichifchen Nationalbank, N. 1347 
d. 3. ®. ©. : 


$. 47. Auf die Verfalfhung und Nahahmung der Noten der 
Bank find diefelben Strafen verhängt, welche auf die Verfälſchung 
und Nachahmung des vom Staate ausgegebenen Papiergeldes gefeßt 
find; die Behörden find verpflichtet, die dießfälligen Verbrecher auf: 
zufuchen , en und zu beftrafen. 

$. 48. Die Verfälſchung und Nachahmung der Actien, oder 
Schuldverfchreibungen, der Depofiten-Scheine und anderer Urkunden 
ber Bank iſt mit‘ den gegen die Verfälfhung öffentlicher Urkunden 
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in Unferem Geſetzbuche über Verbrechen ausgefprochenen Strafen zu 
ahnden *). 


384. Eircular-Berordnung fämmtlidher Länder 
ftellen vom 6. December 1817, N. 1393 d. 3. ©. ©. 


eine k. k. Majeſtät haben mit dem bereits allgemein Eundgemadh- 
ten Patentevom 15. Zulid. 3.(BE3) der privilegirten öſterreichiſcheñ 
Nationalbank die Statuten und Privilegien vorzuzeichnen, und ind- 
befondere in den $$. 47 und 48 diefes höchſten Patentes Folgendes 
wörtlich feftzufeßen gerubet: 

6. 47. Auf die Verfälfhung und Nachahmung der Moten der 
Bank find diefelben Strafen beftimmt, welche auf die Verfalfhung 
und Nachahmung des vom Staate ausgegebenen Papiergeldes gefeßt 
find; die Behörden find verpflichtet, die dießfalligen Verbrecher auf: 
zuſuchen, anzubelten und zus beftrafen. 

$. 48. Die Verfalfhung und Nahahmung der Actien oder 
Schuldverfchreibungen , der Depofiten-Scheine und anderer Urkunden 
ift mit den gegen die Verfalfhung vffentlicher Urkunden in Unferem 
Geſetzbuche über Verbrechen ausgefprochenen Strafen zu abnden. 

In Folge diefer allerhöchſten Beſtimmung macht fich derjenige, 
der Bank-Noten nachahmt oder verfalfcht, fo wie derjenige, der hier: 
an unmittelbar oder mittelbar Theil nimmt, des Verbrechens der Vers 
falfhung öffentlicher Ereditspapiere, und der hierauf in dem XII. Haupt- 
ſtücke des Strafgeſetzbuches I. Theils, $$. 92 bis 96, 100 bis 102 
ausdrücklich feftgefegten Strafen fchuldig. 

Mer nahgemachte oder verfälfhte Bank Moten, obgleih ohne 
Einverftändniß mit den Verfalfchern, weiter verbreitet, begeht nach 
dem XXIV. Hauptftücke des I. Iheiles des Strafgeſetzbuches, & 180, 
lit.a, mit Rüdficht auf den vorausgehenden $.179, eben fo wie dere: 
nige, der Actien, Schuldverfchreibungen, Depofitenfcheine und an: 
dere Urfunden der privilegirten National: Van verfälfcht oder nach— 
macht, nad eben demfelben Hauptftüce $. 178, lit. d, das Verbres 
chen des Betruges, und verfallt in die Strafen der $$. 181 und 18%, 
deren Inhalt folgender Maßen lautet: 2. 

„Die Strafe des Betruges ift indgemein Kerker von ſechs Mo— 
. „taten bis zu einem Jahre, fie kann aber nad dent Grade der Ge 
„fährlichkeit, nad der Schwierigkeit, fi dagegen vorzufehen, nad 
„der öfteren Wiederholung und Größe des Betrages auf fünf Jahre 
„ausgedehnt werden.“ | 

„Lberfteigt der Betrag, den ſich der Thäter durch das Verbre— 
„eher zugewendet, die Summe von dreihundert Gulden, sder ift dem 


*) Siehe unten BDO. das neueſte Patent vom 1. Zuli 1844 über die 
— ng He kg el hiess Strafb eſtim⸗ 
mungen über Verfälſchung und Nachahmung der hierher gehörigen 

offentiichen Eredits⸗ Papiere. | 
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„Betrogenen ein nad feinen Umſtänden empfindlicher Nachtheil ver: 
„urfachet worden; hat der Verbrecher den Betrug mit befonderer 
„Kühnheit verübet, oder die Betrügereien fi zur Gewohnheit ge: 
„macht: fo ift die Strafe ſchwerer Kerker von fünf bis zehn Jahren,“ 


Einlöfung diefer Banknoten. 


385. Kundmadhung vom 20. Mai 1828. 
(Polit. ©. S., 56. Bd., ©. 129 u. f.) 


Zweitens: Vom 1. Zuli 1829 bis letzten December 18239 
wird die Annahme der alten fünf und zehn Gulden Banknoten nur 
noch bei den Bankcaffen in Wien, fowohl in der Verwechslung als in 
Zahlungen ftatt finden *). 


Einführung der neuen Banfnoten, und Anwendung 
der dieffalls beftehbenden gefeglihen Beſtim— 
mungen auf diefelben. 


386. Hofdecret vom 11. Juli 1828, an fämmtlide 
Appellationd-Geridhte, in Folge a. h. Entfchließung 
vom 6. März; 1828, N. 2350 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftit haben zu beftimmen gerubet, daß die in Anſe— 
bung der bisherigen Banknoten beftehenden gefeßlihen Beſtimmungen 
auch auf die neuen Banknoten, die von der Bank: Direction in Um— 
lauf gefeßt werden, ihre volle Anwendung finden. 


387. Finanz-Minifterial- Erlaß vom 22. Mai 1829, 

an fämmtlihe Länderftellen, Fundgemacht in Nieder- 
Öfterreih, dem Küftenlande und Galizien, am 15. 

Juli 1829. 

(Polit. G. S. 57. Bd., ©. 330.) 


Seine Majeſtät haben mit höchſter Entfchliefung vom 17. April 
1829 anzuordnen geruhet: daf die in Anfehung der bisherigen Banf- 
noten beftehenden gefeßlihen Beftimmungen auf die neuen Bankno— 
ten ihre volle Anwendung finden, welde nad) der folgenden Bekannt» 
machung der Bank: Direction in Umlauf gefeßt werben. 


*) Rüdjihtlich der übrigen urfprünglich ausaeftellten Banknoten zu 25, 
50, 100, 500 und 1000 fl. fiebe Finanz = Minijterial= Erlaß vom 22, 
Mai 1829, unter 2) (BEN) und Hd. v. 28. Dec. 1830, Bei: 
lage unter 2, (38 8.) 

Maucher's ſiſtem. Handbuch. 25 
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Kundmadung. 


In Beziehung auf die Kundmahung vom 20. Mai 1828, 
(885.) bringt die Direction der privilegirten ofterreichifchen Natio— 
nal: Bank zur allgemeinen Kenntniß, daß fie mit 1. Juli 1829, zur 
Hinausgabe neuer Banknoten zu 25, 50 und 100 Gulden fchreiten 
werde. — — — 

2) Bom 1. Juli 1830 bis leßten December 1830, wird die 
Annahme der alten 25, 50 und 100 fl. Banknoten nur noch bei den 
Bank: Caffen in Wien jowohl in der Verwechſelung als in Zahlungen 
Statt finden. 


888. Hofkammer-Decret vom 28. December 1830, 
an fämmtlidhe Länderftellen. 
(Polit. ©. S. 58. Bdo., S. 245 u. f.) 


Seine Majeſtät haben mit allerhöditer Entſchließung vom 10. 
December 1830 anzuordnen gerubet: daß die in Anfehung der Bank: 
noten beftehenden gefeßlihen Beftimmungen auch auf die neuen Banf: 
noten zu 500 und 1000 fl. ihre volle Anwendung finden, welde nad 
der beiliegenden Kundmahung der Bank: Direction in Umlauf ge: 
ſetzt werden. 


Beilage. 


In Beziehung auf die Kundmahung vom 20. Mai 1828 
(3885.) bringt die Direction der privilegirten öfterreichifchen Natio- 
nalbank zur allgemeinen Kenntniß, daß fie zur Hinausgabe neuer 
Banknoten zu 500 und 1000 Gulden fchreiten werde. 

Rückſichtlich der Einlöfung und des Umtauſches diefer zwei Bank: 
noten = Öattungen zu 500 und 1000 fl. werden folgende Beſtimmun— 
gen fejtgefegt: 

1. Vom 1. Jänner 1831 bis legten Suni 1831 werden die al- 
ten Banknoten zu 500 und 1000 fl. noch bei den Bank-Caſſen in 
Wien im Wege der Verwechslung wie der Zahlung angenommen 
werben. 

2. Vom 1. Februar 1831 bis legten April 1831 wird die An: 
nahme der alten 500 und 1000 fl. Banknoten noch bei den Bank 
Gaffen in Prag, Brünn, Lemberg, Dfen, Temes— 
war, Hermannjtadt, Linz, Innsbrud, Graß und 
Trieft, fowohl im Wege der Verwechslung als in Zahlungen 
Statt finden. 

3. Nah Ablauf diefes fehsmonatlihen Termines ift ſich wegen 
ded Umtaufches der alten Banknoten zu 500 und 1000 fl. unmittel: 
bar an die Bank: Direction zu wenden. 
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389. Eirculare der nieders und oberöfterr. und fteie 
rifhen Landesftelle vom 16. Juni 1839, 3. 1359. 
(Zeitfchrift für ö. R. ıc. 1839, 3. Bd. S. 578 u. f.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit a. h. Entſchließung vom 5. Mär; 
1839 anzuordnen geruhet, daß die in Anfehung der Banknoten befte- 
benden gejeglihen Anordnungen auf die neuen Banknoten zu 5 und 
10 Gulden ihre volle Anwendung finden, welche nad folgender Kund- 
machung der Bank: Direction in Umlauf gefeßt werden. 


Kundmahung vom 20. Mai 1839. 


Die Direction der priv. dfterreihifhen Nationalbank, in der Er- 
wägung, dafi die dermal im Umlaufe befindliden Banknoten bereits 
feit eilf Jahren beftehen, findet ſich beſtimmt, biefelben einzuziehen, 
und dafür neue Banknoten binauszugeben. Bei der Unthunlichkeit, 
alle Gattungen der neuen Banknoten zugleih in Umlauf zu feßen, 
wird jedoch mit dem Umtaufche der beiden Eleinften Gattungen, zu 
fünf und zehn Gulden am 1. Juli 1839 begonnen, und feiner Zeit 
mit nachträglichen Kundmachungen die Hinausgabe der höheren Bank: 
noten = Cathegorien zur öffentlihenKenntniß gebracht werden. — — — 

2. Bom 1. Zanner 1841 bis legten Juni 1841 wird die An 
nahme der alten 5 und 10 fl. Banknoten nur noch bei den Bank: 
Caſſen in Wien, ſowohl in der Verwechslung als in Zahlungen Statt 
finden *). 


3990. Patent vom 1. Juli 1841. 
Pichl, 67. Bd. ©. 109, 120.) 


V. Bon den befonderen Vorrehten des Bank 
Snftitutes. 


$. 48. Auf die Verfalfhung und Nahahmung der Noten der 
Bank find diefelben Strafen verhängt, welche auf die Verfälfhung 
und Nahahmung des vom Staate ausgegebenen Papiergeldes ge: 
feßt find. 

Die Behörden find verpflichtet, die dieffalligen Verbrecher auf: 
zuſuchen, anzubalten, und zu beftrafen. 

$. 49. Die Verfalfhung und Nahahmung der Actien, und 


*) Laut Hoffammer = Präfidialfchreibens vom 2. Juni 1841, 3. 338%, 
(Zeitfhr. für 6. R. ıc. 1841, 3. Bd.. ©. 336) hat die Bank = Direcs 
tion den Termin zur Annahme und zur Ummwechslung doppelfärbis 
ger Banknoten zu 5 fl. und zu 10 fl. ſowohl für ihre Caſſen in 
MWien, als für die fämmtlihen Banf : Filial» Gaffen im ganzen Ums 
fange der Monarchie bis Ende December 1842 — 
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Schuldverſchreibungen, der Depofiten-Scheine und anderer Urkunden 
der Bank ift mit der gegen die Verfalfhung öffentlicher Urkunden in 
Unferem Geſetzbuche über Verbrechen ausgefprochenen Strafen zu ahn: 
den. (B8S3.) 


391. Allerhböhfte Entfhliegung vom 9. Detober 
1841 (kundgemacht dur die Länderftellen: in Tirol am 2., 
in DOfterreich unter der Enns und Steiermarf am 
15., und in Mähren und Schlefien ati 16. December 
v. J. in Böhmen mit Gub. Circ. Vdg. vom 15. Decem- 
ber 1841, 3. 7088. 
(Zeitfhrift für 6. R. ıc. 1841, 3.80, ©. 55% u. f. und beziehungsmweife 
Prov. ©. ©, für Böhmen, 23. Bd., 5. 63% u. f.) 

Seine k. k. Majejtat haben anzuordnen geruhet, daß die in An- 
fehbung der Banknoten beftehenden gefeßlihen Anordnungen auch auf 
die neuen Banknoten zu 5 fl., 10 fl., 100 fl. und 1000 fl. ihre An- 
wendung finden follen, weldhe laut der beiliegenden Kundmachung 
der Bank» Direction in Umlauf gefeßt werden. 


Kundmahung vom 15. October 1841: 


Die Direction der privilegirten öfterreihifhen Nationalbank fin: 
det fich beftimmt, alle dermalen im Umlaufe befindlichen fieben Cathe- 
gorien von Banfnoten der biäherigen Auflagen einzuziehen, und da— 
für neue Banknoten, und zwar bloß in fünf Gathegorien, zu 5, 
10, 50, 100 und 1000 fl. hinaus zu geben. 

Die Befchreibungen diefer fünf Banknoten » Cathegorien, fo wie 
ihre Abbildungen auf röthlihem Papiere, werden mittelft der Beilage 
allgemein bekannt gemacht. 

In Beziehung auf die Einlofung und deu Umtaufh fümmtlicher 
Banknoten werden folgende Beltimmungen feitgefeßt: 

1. Die fogenannten doppelfäarbigen , oder Banknoten zweiter 
Form zu 25, 50 und 100 fl., dann die jüngft ausgegebenen einfär— 
bigen Banknoten dritter Form zu 5 und 10 fl. werden vom 1. Jans 
ner bis legten December 1842 noch bei fammtliden Bank 
Caffen, fowohlin Wien, als zu Prag und Brünn, 
Lemberg, Dfen, Temeswar, Hermannftadt, Linz, 
Innsbruck, Gras und Trieft, im Wege der Verwechslung 
wie der Zahlung angenommen werben. 

2. Vom 1. Sanner 1843 bis leßten Juni 1843 wird die Ans 
nahme der im erften Abfage bezeichneten Banknoten : Cathegorien nur 
noch bei den Bank-Caſſen in Wien, fowohl in Verwechslung 
als in Zahlungen Statt finden. 

3. Nach Ablauf diefes achtzehnmonatlichen Termines ift ſich wer 
gen des Umtaufches diefer bezeichneten Banknoten unmittelbar an 
die Bank: Direction zu wenden. 


4. Die fogenannten doppelfarbigen, oder Banknoten zweiter 
Form zu 500 und 1000 fl. werden vom 1. Jänner bis letzten Mar; 
1842 noch bei fammtliden Bank-Caſſen, fowohl in 
Wien, als zu Prag, Brünn, Lemberg, Ofen, Temes- 
war, Hermannftadt, Linz, Innsbrud, Graß und 
Trieft im Wege der Verwechslung wie der Zahlung angenommen 
werden. z 

5. Vom 1. April 184% bis legten Juni 1842 wird die Annahme 
diefer doppelfarbigen Banknoten zu 500 und 1000 fl. nur noch bei 
den Bank-Caſſen in Wien, fowohl in der Verwechslung als 
in Zahlung Statt finden. 

6. Nach Ablauf diefes ſechsmonatlichen Termines ift ſich wegen 
des Umtauſches diefer Banknoten zu 500 und 1000 fl. unmittelbar an 
die Bank: Direction zu wenden. 


(Nun folgt die Beſchreibung der neuen Banknoten.) 


1, Bon einer öffentlichen Gaffe ausgeftellte Schulpver- 
Ichreibungen (öffentliche Obligationen). 


Gattungen derfelben. 
A. Ältere Staatsſchuld. 
Zu der älteren Staatsſchuld gehören: 


1. Die für die Anlehen zu Genua und Florenz, in der 
Schweiz und in Deutfchland ausgefertigten Hoffammer-Obliga- 
tionen und a. h. Schuldverfchreibungen zu 23, 24 und 2°/; 

2. Die für die Anlehen zu Mailand ausgeftellten Hoffam- 
mer : Obligationen in italienifher Sprache zu 23, 2 und 13%. 
(Die Obligationen der älteren lombardiſchen Schulden.) 

3. Die Wiener Stadt » Banco : Obligationen zu 23, 24 und 
2°/,, die am 1. Jänner 1798 ausgeftellten Wiener Stadt:Banco- 
Lotto - Obligationen zu 2%,, und die Banco-Lotto-Ohligationen 
vom Jahre 1805; . 

4. Die von der k. k. allgemeinen Hoffammer und 

5. Die von der fönigl. ungarifchen Hoffammer emittirten Obs 
ligationen zu 3, 23, 24, 2 und 1% °/,; 

6. Die Obligationen der in Frankfurt beim Haufe Bethbmann 
und in Holland beim Haufe Dfy und Gohl aufgenommenen Ans 
leben zu 5 ”,. Diefe Obligationen gehörten früher zu der in Wie⸗ 
ner Währung verzinslihen Staatsfchuld. 


284 Zwolft. Hptft. Bon Verfälſchung d. öffentl. Ereditspapiere $. 92. 


Bermöge a. h. Entfchliegung vom 6. September 1829 wur- 
den aber vom 1. October 1829 die urfprünglichen Zinfen baar in 
Conv. Münze bezahlt, daher auch die Obligationen jest zu dieſer 
Eathegorie gehören. 

7. Die durch a. h. Entfchließung vom 5. Mai 1840 in die 
Berlofung eingereihten n. ö. ftändifchen Domeftical - Obligationen 
(Kundmachung des n. d. ftändifchen Verordneten-Collegiums vom 
20. März 1841, im Amtöblatte der Wiener - Zeitung vom 27. 
März 1841). 

8. Die Obligationen der in Öfterreid) verzinslichen Staats: 
ſchuld der vormaligen öfterreichifchen Niederlande ; 

9. Die Obligationen von Galizien zu 23, 2 und 1 /.; 

10. Die Schuldverfchreibungen der n. ö. Regierung vom Jah 
re 1809 zu 6 beziehungsweife 3°/, ; 

11. Die zur Einlöfung der Silberfcheidemüngen von 7 und 83 fr. 
von der F. f. Bergwerk = Broducten = Berfchleiß : Direction in Ges 
ftalt von Intereffen » Eoupons ausgeftellten Zahlungs : Anwei- 
fungen. 


39%. Patent vom 13. Februar 1809. 
(Polit. G. S. 32, Bd., ©. 32.) 


Siebentens. Die Nahahmung oder Verfalfhung der neuen 
Zahlungs-Anweifungen oder der einzelnen Coupons *), nicht minder 
die wiffentliche Verbreitung folher nachgemachten und verfalfchten An— 
weifungen oder Coupons ift, wie die Nachmachung oder Verfalfhung 
aller anderen öffentlihen Staatd-Obligationen anzufehen, und nad) 
6$. 97 bis 102 des Eriminal-Gefeßbuches zu beftrafen. 


12. Die Ararial - Obligationen der Stände von Öfterreich, 
Böhmen, Mähren, Steiermark, Kärnthen, Krain, Galizien 
u. f. w. zu 23, 24, und 2, 

13. Die Ararial-Obligationen des Wiener Oberfammeramtes 
zu 23 und 2 '/, 5 


) D. i. die zur Einlöfung der Silberfheidemüngen von 7 und 83 Er. 
von der E. E, Bergwerkö:Producten:Berfchleiß:Direction in Geftalt 
von Intereſſen-Coupons ausgeftellten Zahlungs: Anweilungen. (Das 
Nähere hierüber fiehe in dem obangeführten Patente a. a. D. 
©. 17-33.) 


B. Neuere Staatsfhuld. 


Zu der neueren Staatsfhuld gehören: 


1. Die in Folge des a. h. Patentes vom 29, März 1815 auss 
geftellten Staatsfchuldverfchreibungen zu 24 °/,; 

2. Die in Folge des a. h. Patentes vom 1. Juni 1816 emits 
tirten Staatöfchuldverfchreibungen zu 1°/, ; 

3. Die Obligationen, die in Folge der im Patente vom 21. 
März 1818 angeordneten Verlofung der älteren Stantsfchuld ent⸗ 
ſtehen, zu 6, 5, 43, 4 und 33 %; 

4. Die Renten-Urfunden des lombardifchsvenetianifhhen Monte 
zus %, zu Folge der höchften Patente vom 27. Auguft 1820, 
und vom 22. Mai 1822; | 

5. Die zu Folge a. h. Entfchließung vom 22. October 1835 
ausgegebenen Staats =» Schuldverfchreibungen vom 1. December 
1835 zu3 °/ 5 

6. Die zu Folge Hoffammer:Decretes vom 14. Februar 1838 
(Bil 4 Bd., ©. 40) für die durd Einführung der allgemeis 
nen Berzehrungsfteuer eingezogenen Gonfumtionsgefälle ausgeftells 
ten Schuldyerfchreibungen zu 5 %/, 5 

7. Die in Folge des freiwilligen Anlehens, welches mit PBa- 
tent vom 29. Dctober 1816 eröffnet und im Juli 1818 gefchloffen 
wurde, durch Arrofirung Älterer Obligationen entftandenen Obli- 
gationen zu 5 ‘/, (Metalliques) ; 

8. Die Obligationen des im Juni 1823 zur Tilgung der in 
England contrahirten und von England garantirten Staatsſchuld 
geichloffenen Anlehens zu 5 °/,; 

9. Die unterm 1. December 1829 zur Bapitalifirung der Cen⸗ 
tralcafja-Anweifungen ausgegebenen Obligationenen zu 4 °/,5 

10. Die in Folge Hoffammer-Decretes vom 13. März 1830, 
fundgemacht durch Regierungs-Eirculare vom 31. März 1830 und 
in Gemäßheit des Regierungs-Circulares von 10. April 1830 durch 
Berlofung 5 /, Schuldverfchreibungen Behufs der Intereffen-Res 
duction entftandenen Obligationen zu 4 %; 

11. Die in den Jahren 1840 und 1841 in drei Sprachen auss 
geftellten 5 % Metallique-Obligationen ; 
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12. Die feit Mai 1842 ausgegebenen auf drei Monate lau: 
tenden Gafja-Anmweifungen zu 3 /, ®). 


Behandlung und Beftrafung der Verfalfhbung der 
ju was immer für einer Oattung von öffentlichen 
Staats-Credits-Papieren gehörigen Zinsabfdhnitte 
oder Anweifungen auf diefelben, der Staats - Gen: 
tral=: Caffa - Anweifungen und der von offentliden 
Staats -Gaffen zur Erlangung einer Obligation 
oderCartella del monte ausgestellten Anweifungen 
und Certificate. 


393. Hofdecret vom 19.Juni 1829, an fümmtlide 
Appellationsd-Gerichte, in Folge'allerhöcdhfter Entfchließung 
vom 2, Mai 1829, über Vortrag der oberften Juftisftelle, 

N. 2412 d. J. ©. ©. 


Seine Majeſtät haben die öffentlihe Bekanntmachung folgender 
Beltimmungen zur allgemeinen Warnung und Beobachtung anzuord: 
nen gerubet: 

„Die Verfalfhung der zu was immer für einer Gattung von 
öffentlihen Staats-Ereditd-Papieren gehörigen Zinsabfhnitte (Cou- 
pons) oder Anweifungen auf Zinsabfehnitte (Talons), dann die Ver: 
falfhung der Staats:Eentral:Caffa-Anweifungen und der von öffent: 
lichen Staats: Caffen zur Erlangung einer Obligation oder Cartella 
del monte ausgeftellten Anweifungen und Certificate, find ald Ver— 
falfhung öffentliher Ereditspapiere nach dem zwölften Hauptſtücke 
erften Theiles, erften Abfchnittes des Strafgeſetzbuches zu behandeln.“ 

An Folge diefer allerhochften Beſtimmung macht fi derjenige, 
ber oberwähnte Urkunden nahahmet oder verfalfcht, fo wie derjenige, 
der hieran unmittelbar oder mittelbar Iheil nimmt, des Verbrechens 
der Verfalfhung öffentlicher Creditspapiere und der hierauf in dem 
zwölften Hauptſtücke des Strafgefeßbuches erften Iheiles, $$. 92, 
93, 97 bis 102 ausdrüdlih für die Nachahmung oder Verfalfhung 
der von öffentlichen Caſſen ausgeftellten Schuldverfchreibungen (offent: 
lichen Obligationen) feitgefegten Strafen ſchuldig. 


*) Siehe: Die Amortifation der öffentlichen Gredits:Effecten nach den ge: 
genmwärtig beitehenden Vorfchriften. Ein Verfuh von Jofef Ma: 
gimilian Winimwarter 2. Wien 1841, S. 30 u. f. 


393 — 398 ») 887 


Behandlung und Beftrafung der Verfälfhung der 
Pfandbriefe und ihrer Coupons der galiziſch-ſtänd i— 
fhen Credits-Anſtalt. 


393 ») Patent vom 3, November 1841. 
(Pichl, 67. Bd, S 230, 233, 259.) 


Die getreuen Stände unferer Königreiche Galizien und Lodomerien 
haben Uns die a. u. Bitte angebracht, dur einen freiwilligen Ver: 
ein von Befisern landtafliher Güter, unter Garantie der Stände, 
eine Credit = Anftalt , mit Benennung „Galiziſch-ſtändiſche 
Eredit:Anftalt“ bilden zu dürfen. 

Nachdem Wir diefer Bitte a. g. willfahrt haben, find an ber 
Landtags - Verfammlung in Unſeren Königreichen Galizien und Lodo— 
merien mit Einfluß der Bufowina, die Statuten der gedachten Cre— 
dit » Anftalt entworfen, von Unſern Behörden geprüft, und Uns zu 
Unferer Genehmigung vorgelegt worden. 

Da Wir nun die beiliegenden Statuten in allen ihren Puncten 
biermit zu beftätigen Uns a. g. bewogen finden; fo wollen Wir aud, 
daß folche von Jedermann, den es angeht, gebührend geachtet und 
befolgt werden. 


Statuten der galizifch = ftändifhen = Credit: 
Anſtalt. 


1. Sauptftücd. 
Pfandbriefe. 


$. 6. Der Eredit-Berein ertheilt Darleihen mittelft der Ausfer: 
tigung von Pfandbriefen. 

$. 7. Die Pfandbriefe find offentlihe Urkunden, 
durch welche der Credit: Verein dem Beſitzer derfelben die regelmäßige 
Entridtung der Zinfen und die Rückzahlung des Capitald unter den in 
den Grundſätzen des Inftitutes enthaltenen Bedingungen zufichert, 
deren halbjahrige Auffündigung der Credit-Anſtalt vorbehalten, dem 
Pfandbrief: Inhaber jedoch nit eingeräumt wird. 


IX. Sauptftüd. 
Begünftigungen der Credit-Anftalt. 


$. 79. Außer der Genehmigung der in dem vorhergehenden 
Hauptftücde angeführten Hulfsmittel des Credit: Bereines haben Seine 
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k. k. Majeftät ferner zur Begünftigung der GEredit  Anftalt allergnä- 
digft gerubet: 

— — — 0) zu beftimmen, daß die Berfälfhung der 
Pfandbriefe — ihrer Coupons eben ſo beſtraft werde, wie 
dieß bei der Verfälſchung anderer von einer öffentlichen Caſſe des In— 
oder Auslandes ausgeſtellten Schuldverſchreibungen geſetzlich zu ges 
ſchehen hat. 


Begriff des ausgeführten Verbrechens der Nachma— 
chung als Münze geltender öffentlicher Credits-Pa— 
piere ohne Rückſicht auf Zahl und Gattung der dazu 

vorbereiteten und geigneten Werkzeuge. 


(A. h. Entſchließung v. 11. Febr. 1806 beim d. 96 BD. und Hfd. v. 
3. December 1808, N. 870 d. J. ©, S. ad 2) beim $. 9 34.) 


Finanz-Rückſichten, nah weldhen die blofe Anhal— 
tung eines falfhen Credits: Papieres Fein Gegen: 
fand einer criminellen Amtshbandlung ift. 


(IHfd. v. 20. October 1826 beim $. 226 8 73. 


Beobahtung befonderer Verfhwiegenheit in allen 

die Verfalfhung der ald Münze geltenden öffentli- 

hen Credits-Papiere betreffenden Criminal:Ber:! 
bandlungen. 


(Ihfd. v. 19. Jänner 180% beim $. 305 1106. 


Anzeige wegen Verfälſchung öffentliher Credits-Pa— 
piere, an die betreffenden höhern Behörden. 


(Ihſd. v. 5. April 1805 beim $. 305 KLOB. fd. v. 17. Juni 1805, 

N. 7372.93. ©. ©. a. a. O. 1110. böhm. App. Vdg. v. 7. Dec. 

1807 a.a. DO. HAM. Hi. v. 16. Nov. 1810, N. 917 d. J. G. S. 

a.a. DO. 11132. Hfd. v. 22. Februar 1811, N, 9312. J. G. ©. 

aa 9 W113. Hr. v. 15. Mai 1824, N. 2007 d. J. G. ©, 
0.0.0, A114. fd. v. 19. Auguft 1825, N. 2127 d. J. ©. ©, 
a. a0. HAAS. und Ihfd. v. 3. Augnft 1827 beim $. 482 


1478.) 
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Benehmen des Eriminal:Gerihtes, wegen Überkom: 
mung der Unechtheits-Certificate in Credits: 
Gegenitänden. 

N. ö. App. Dec. v. 3. Dct. 1814 beim $. 240 OA. Hfd. v. 15. Mai 
1824, N. 2007 beim $. 305 L114. Hfd. v. 8. October 182%, N. 2042 
beim $. 240 IB. Hfd. v. 2. April 1885, N. 2085 a. a. O. DIA. 
Hfd. v. 22. December 1826, N. 2241 d. J. G. S. a. a. O. 977. 
und n. ö. Reggs. Dec. v. 23. Febr. 1830, 3. 195% a. a. O. DB.) 


Prüfung und Ausfertigung der Unechtheits-Certifi— 
cate von Seite der &. E.allgemeinen Hoffammer. 


(N. ö. App. Vdg. v. 4. Zuli 1823 beim $. 240 @Y 2.) 


Benehmen der Criminal-Gerichte, wegen Einholung 
der Auskünfte in Credits-Papier-Verfälſchungs— 
fallen. 

(Ofd. v. 22. Dctober 1825, N. 2138d.%.@. 5, beim $. 240 DIE. 


Ihfd. v. 15. Sepf: 1826 «.a.0. DIE. Hfd. v. 2. Dct. 1829, N. 2429 
d. J. G. S. a. a. O. 978.) 


Benehmen der Criminal-Gerichte, rückſichtlich Un— 
garns bei Verfälſchung öffentlicher Credits-Papiere. 
[R. 6. App. Dec. v. 20, März 1820, beim $. 32 993.) 


Gerichtsbarkeit uber das Verbrehen der Verfäl— 
(hung öffentlicher Credits-Papiere im 
Küſtenlande. 

(Hfd. v. 8. Auguſt 1820, N, 1684 d. J. G. ©. beim $, 221 2) FEB.) 


Bedingung der Überlieferung der diefes Verbre: 
chens Befhuldigten an das Criminal-Gericht der 
Hauptftadt der Provinz. 


cHfd. v. 24. März 1808, N. 837 d. I. G. ©. beim $. 2212) IS.) 


Erftattung der Anzeige an die betreffenden Oberbe: 
börden, bei Ablaffung von der Unterfuhung wegen 
Nahmadhung öffentlicher Ereditd:- Papiere. 
(ZHfd. v. 12. Zuli 1806 beim $. 273 LOA®B. Hfd. v. 2. Auguft 1819 
0.0.9. 2043.) 
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- Beidiefem Verbrechen find über Ablaffungsbefhluüf: 


Mitfchulbi 
ee ee. 
chens. 


ſe der untern Behörden keine Anzeigen oder Berich— 
te an den oberſten Gerichtshof zu erftatten. 


(Ofd. v. 5. Detober 1836 beim $. 273 105%.) 


Amtshbandlung der Criminal-Gerichte beidiefen Ber: 
breben, wenn Feine rechtlichen Anzeigungen gegen 
eine beftimmte Perfon vorhanden find. 

(3Hfd. v. 3. Auguft 1827, 3. 1746 beim 8, 482 1478.) 


Verbot der Erfolgung einer NRemuneration an einen 
EEE Beamten von Seite der öfterr. privil. National: 
Banf-Direction, wegen Entdefung mehrerer Ver: 
falfher der als Münze geltenden öffentliden Ere: 
dits-Papiere. 
(N. 5. Reggs. Präf. Vdg. v. 21. Sept. 1889, 3. 156% beim $. 215 
651.) 


Aufbewahrung der falfhen Eredits:-Papiere. 


(Hfd, v. 23. Febr. 1816, N. 1213.53. G. ©. beim $.239 DAD. Hfd. v.2. 
April 1825, N, 20850. 5.8. ©. beim. 40 FA. Hfd. v. 5, Oet. 1836, 
beim $, 273 105%.) 


$. 93. 


Mitfchuldiger diefes Verbrechens ift, wer die bey 
Öffentlichen Greditöpapieren gewöhnlichen Wappen 
nachfticht, Papier, Stämpel, Matrigen, Buchftaben, 
PDieflen oder was immer zur Hervorbringung falfcher 
Greditöpapiere dienen kann, obgleid nur in einem 
einzelnen Stücke verfertiget, und zum Vorſchube der 
Nachmachung wiffentlich überliefert, oder auf was 
immer für eine Art zur Nachmachung mitwirket, 
wenn gleich feine Mitwirkung ohne Erfolg geblieben 
wäre. 

(Siehe den $. 4 St. G. B. ii. V.) 


394. 391 


Der Begriff des ausgeführten Verbrechens der Nach— 
machung ſolcher Credits-Papiere fordert nicht die 
Anwendung aller hierzu nöthigen vorbereiteten 
Werkzeuge. 


(Hfd. v. 3. Dec. 1808, N, 870 d. J. G. S. ad 2) beim $. 94 (BDA. 


$. 9. 


Wenn ein ald Münze geltendes Greditöpapier Stai: 2) ber 
(Bancozettel) wirklich verfertiget worden iſt, wird Fee prane 
der Verbrecher ſowohl als jeder Mitfchuldige mit dem Ari die, 
Tode beftraft *). Bits» Bapiere, 


Begriff des ausgeführten Verbrechens der Nachma— 

hung als Münze geltender dffentliher Credits-Pa— 

piere, ohne Rückſicht auf Zahl und Gattung der dazu 
vorbereiteten und geeigneten Werkzeuge 


394. Hofdecret vom 3. December 1808, an füämmts- 
lie Appellations-Gerichte, in Folge hödhfter Entfchlie- 
Bung über Vortrag vom 10. September 1808 N. 870 
v. J. ©. ©. 


Aus Gelegenheit eines wegen Nahmahung der Bancozettel 
neuerlich unterfuchten Verbrechens haben ſich die Anftande ergeben. 

1. Ob in jenen Fallen, welde gemaß des $. 221 des neuen 
Strafgefeßes ausnahmsweife zur Unterfuhung einem andern Crimi: 
nal» Gerichte ald jenem zugewiefen find, in deſſen Bezirke der Be— 
fhuldigte angetroffen wird, das Geſtändniß, welches der Beſchul— 
digte nach Mafigabe des $. 236 bei jenem Criminal» Gerichte, in 
deſſen Bezirke er betreten worden ift, abgelegt bat, bei dem zur Un— 
terfuchung des ihm angefchuldeten Verbrechens aber eigens beſtimm— 


*) Das gegenwärtige Strafgefeg hat auf die Nahmadhung der als 
Münze geltenden Staatspapiere anftatt der im Tofefinifhen Geſetz— 
buche ($. 65) feitgefegten langwierigen Gefängnißitrafe, die To— 
Desitrafe verhängt, und Diefelbe auch auf den Theilnehmer ausges 
dehnt, der folche nachgemachte Papiere im Berftändnijfe mit dem 
Nachmacher oder einem Mitfchuldigen ausgegeben bat. ($. 95) Die 
Gründ: der Einführung der Todesstrafe auf diefes Verbrechen fiche 
in dem Hofkanzlei-Oecrete vom-29. Dctober 1803, N. 632 d. J. 
G. ©, beim 8. Abſ. des Kdp. LI. 


S. A. J. Nr. 4. 
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ten Criminal Gerichte zu beftätigen verweigert, nach den 66. 398 
und 399 unter a) als ein rechtlicher Beweis der eingeftandenen That— 
fahen angenommen werden fönne, und 

2. ob bei dem Verbrechen der Verfälſchung öffentlicher Credits: 
Papiere, wenn bloß mit einigen vorbereiteten Werkzeugen der Druck 
und die Stempel, nicht aber auch das Papier nachgemacht worden 
ift, das Verbrechen nach dem $. 94 als vollendet zu betrachten, und 
mit dem Tode zu beftrafen, oder nad $. 96 als ein nicht ganz 
ausgeführter Verſuch anzufehen, und bloß mit der Kerkerftrafe zu bes 
legen fei? 

Hierüber haben nun Seine Majeftät zu erklären gerubet, daß 
ad 1) ein Geftandnif, welches vor was immer für einem inlandifchen 
Criminal» Gerichte abgelegt wird, über die eingeftandene That den 
rechtlichen Beweis berftelle; und ad 2), daß der Begriff des ausge: 
führten Verbrechens der Bancozettel- Nahmahung die Anwendung 
aller hierzu nothigen Werkzeuge nicht fordere, fondern daf es zu dem 
im $. 94 bezeichneten Verbrechen genug fei, wenn Bancozettel gemäß 
des $. 92 und 93 überhaupt mit vorbereiteten Werkzeugen, ohne 
Rückſicht auf die Gattung und Zahl der leßteren nachgemacht werden. 

Ubrigens bat es in Hinficht der bloß mit der Tinte und Feder 
nachgemachten Bancozettel bei der ſchon beitehenden höchſten Erklä— 
rung fein ferneres Bewenden. (394. 396., 397., 398.) 


$. 9. 


Die Todeöftrafe hat auch gegen den Theilnehmer 
Statt, welcher nachgemachte öffentliche Greditöpa- 
piere in Berftändniß mit dem Nachmacher oder einem 
Mitfchuldigen , auögegeben hat. 


Todesftrafe gegenden Theilnehmer, welder erſt nad 
vollendeter Nachmachung das Verftandnif nad $. 95 
&t. ©. u. V. getroffen hat. 


395. Hofdecret vom 21. Juli 1810, an fimmtli- 
he Appellationss Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 
fung über Vortrag der Hofcommiffion in I. G. ©. N. 908 
d. J. G. ©. 


Da der $. 95 des Geſetzes Uber Verbrechen keinen Unterſchied 
macht, ob das Verftändnif eines Ausgebers der ald Münze geltenden 
Credits : Papiere mit dem Nachmacher oder einem Mitfchuldigen vor, 
während oder nad der Nahmadhung getroffen worden iſt; fo 
bat die Todesftrafe auch gegen jenen Theilnehmer Statt, welcher mit 
dem Nachmacher oder einem Mitfehuldigen erft nach vollendeter Nach⸗ 


mahung das DVerftandnif getroffen, und demfelben gemäß foldye 
nachgemachte Credits: Papiere ausgegeben hat. 


Behandlung und Beftrafung desjenigen, der nadge: 
machte oder verfälſchte öffentliche Credits-Pa— 
piere ohne Einverſtändniß mit den Verfälſchern 
weiter verbreitet. 


($. 180 a) St. G. B. ü. V. und Hfd. v. 24. März; 1808 d. J. G. ©. beim 
$. 2212) SB.) 


$. 9. 


Sit die Nachmachung der ald Münze geltenden Strafe bes 
Öffentlichen Greditöpapiere zwar verfucht, aber die a, 
Verfertigung nicht ganz audgeführet worden ; fo foll 

jeder, welcher hierzu mitgewirfet hat, mit ſchwerem 

Kerker von zehn bis zwanzig Sahren, und bey befon= 

derer Gefährlichkeit mit lebenslangem ſchweren Ker- 

fer beftrafet werden. | 

(Siehe den $. 7 St. G. B. ü. 8) 


Bebandlung und Beftrafung der Nachmachung als 

Münze geltender öffentlider Eredits-Papiere mit 

Tinte und Feder oderanderen dazu nit vorbereite- 
ten und geeigneten Werkzeugen. 


396. Hofdecret vom 25. Detober 1805, an fämmtli- 

he Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 

fung über Bortrag der oberften Juftizftelle vom 6. September n. 3. 
N. 751 d. J. G. ©. 


Da die Nachmachung eines Bancozetteld durd Tinte und Feder 
nicht einhellig nach dem $. 96 des Strafgefeßes, fondern ald Betrug 
beurtheilt wurde, wird zur Behebung diefes Zweifels feſtgeſetzt: daß 
jede Nahmadhung der Bancozettel durch Tinte und Feder das in dem 
$. 96 bezeichnete Verbrechen des Werfuches der Verfalfhung öffentli- 
cher Credits = Papiere darſtelle. 
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397. Allerhbödhfte Entfhliegung vom 11. Februar 
1806. 
(Polit. ©. S. 29. Bd., S. 32.) 
Iſt die Nachmachung der ald Münze geltenden öffentlihen Cre— 
dit8 = Papiere mit der Feder, oder andern zur Verfalfhung nicht vorbe- 


reiteten und dazu geeigneten Werkzeugen verübet worden ; fo foll fie 
ebenfalls als ein Verfuch der Verfaͤlſchung beftraft werden. 


398. Patent vom 20. Juni 1811, Beilage C. 
(Polit. G. S. 36. Bd., ©. 206.) 


$. 6. Ift die Nachmachung der ald Münze geltenden öffentlichen 
Eredits » Papiere mit der Feder, oder andern zur Verfälſchung nicht 
vorbereiteten, und dazu geeigneten Werkzeugen verüber worden ; fo 
ſoll fie ebenfalls als eın Verſuch der Verfalfhung beitraft werden. 


399. Patent vom 7. Mai 1813, Beilage C. 
(Polit. G. ©. 40. Bd., ©. 90.) 


$. 6. Iſt die Nachmachung der ald Münze geltenden öffentlichen 
Credits = Papiere (Einlofungs - Scheine, Anticivationd : Scheine) mit 
der Feder oder andern zur Verfälſchung nicht vorbereiteten , und 
dazu nicht geeigneten Werkzeugen verübet worden, fo ift diefelbe als 
das, im $. 96 des Strafgeſetzes bezeichnete Verbrechen des Verſu— 
ches der Verfälſchung zu beftrafen. 


(Siehe Hfd. v. 3. Dec. 1808, N. 870 d. J. G S. a. E. beim $. 9% 
394.) 


Bedingung der Straflofigfeit, beziehungsweife Be: 
lobnung des Verbrehers als Anzeigers der Gehilfen 
der Verfälſchung als Münze geltender öffentlider 
Credits-Papiere. 
(Pat. v. 20. Juni 1811 $. 11 beim $. 92 BYE. Pat. v. 7. Mai 1813 
8.70.09. AS I. und polit. G. S. 40. Bd., ©. 91.) 
$. 97. 


Strafe: b) der Penn eine von einer Öffentlichen Caſſe ausgeftellte 
east Schuldverfchreibung nachgemacht worden, ift der Vet: 
der Mentlihen brecher ſowohl, ald jeder Mitfchuldige, mit lebenslan— 
MWrebungen. gem ſchweren Kerker, welcher bey befonders bedenkli⸗ 


- 


397 — 389. "995 


hen Umftänden des Verbrechens verfchärft werden 
ſoll, zu bejtrafen. en | 

7} CH: DON TE Sapra BuR Au m Be RS FIG TDRR u Be Sit, 

: RR Gattu ngen,biefer Schudbverfhreibu neh. 
— *7— Eieye dieſelben heümg. 02 S. 388 if.) 005 


eg: U 
» I 43. lr4r 


8 98, EN 
Gleiche Strafe trifft den Thetlnehmer, welcher 
nachgemachte Öffentliche Creditspapiere in Verſtänd⸗ 
niß mit dem Nachmacher oder einem Mitſchuldigen 
ausgegeben hat. 


$. 90. 


Wenn die im $. 97 angeführte Nachmachung der Saafe des 
Öffentlichen Greditöpapiere verfucht, aber nicht ganz TrTns 
ausgeführet worden; foll jeder, welcher hierzu mitge: 
wirket hat, mit ſchwerem Kerfer von fünf bis zehn, 
und bey befonders gefährlichen Umftänden des Wer: 
brechens, von zehn bid zwanzig Zahren beftrafet 
werden. | 


$. 100. 
Der Verfälſchung der öffentlichen. Greditäpa= II. Abänderung 


piere ift auch derjenige fchuldig, welcher dergleichen See 
echte Papiere in eine höhere Summe, als für welche HöyereSumme. 
fie urfprünglich ausgeſtellet geweſen find, abändert, 


oder dazu Hülfe leiſtet. 
$. 101. 

Ein folcher Verbrecher fol mit ſchwerem Kerker „Strafe ve 
von zehn bis zwanzig Jahren; umd ift die Berfäl: 
ſchung zwar verfucht, aber nicht vollbracht worden, 
von fünf bis zehn Jahren beftrafet werden. 

(Siehe den 8. 7 St. G. B. ü. V.) 


Maucher's ſiſtem. Handbuch, 26 
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$. 102. 


„e&rafe det Mer im Berftändniffe mit dem Verfälſcher die 
©1106. fälſchlich abgeänderten öffentlichen Creditspapiere 
ausgegeben hat, iſt mit ſchwerem Kerker von fünf 
bis zehn Jahren zu beſtrafen. 
(Vergl. $. 100 mit $$. 95 und 98 St. ©. B. ü. V. Pat. v. 20. Juni 1811 


g. 10 beim $. 92 396. Pd. v. 7. Sept. 1811, N. 957 d. J. G. ©, 


a. a. O. 37%. Pat. v. 7. Mai 1813, 8. 6 a. a. O. BER. dann $. 
197 St. ©. ü. V.) 


Dreyzehntes Hauptſtück. 
Von der Münzverfaͤlſchung. 


8. 103. 


Das Verbrechen der Münzverfälſchung begeht der— 
jenige: | 

a) der unbefugt nad) einem, wo immer im Um— 
laufe gangbaren Gepräge Münze ſchlägt, obfchon 
Schrott und Korn der echten Münze gleich, oder noch 
hältiger wäre); + | 

b) der nach einem, wo immer gangbaren Ge: 
präge entweder: aus echtem Metalle geringhältigere, 
‚oder aus geringfchäßigerem Metalle unechte Münze 
ſchlägt, oder fonft falfcher Minze das Anfehen echten 
Geldes gibt; . 


Verbot, Abdrüde von curfirenden Münzen nadzu- 
abmen, ; 


‚400. Hoffammer-Decretvom 24, October 1800. 
(Polit. G. ©. 16. Bd. ©. 155.) 
SEs iſt ohne Verzug zu Jedermanns Wiffenfhaft kund zu machen, 


Das Fofefinifhe Strafgeſetz ($. 68) forderte zur. Müngverfälfhung, 
Daß diefelbe eine inländifche, oder eine in den Erblanden um 
Taufende, fremde Münze zum Gegenftande habe, und: das Hof: 
dDecret vom 19. Dcetober 1792, an daß u. 6. Appella— 
tions-Gericht, in Folge Einvernehmen. zwifchen der oberſten 
‘ Zuffizitelle und der Hofcommiſſion im Befekfachen. N. 64:d.%. G. S. 
des Inhaltes: „Wer: eine.ausländifhe in den Grblanden nicht um: 
laufende Münze ringfhägig oder ringhältig präget, begeht das Ber: 
brechen eines Betruges; wer fie aber in ächten Schrott und Korn 
verfertiget, diefer Bann einer Strafe nicht unterzogen werden,“ lenkte 
"one in fo weit wieder ein, daß jede andere Berfälfchung einer frem— 
den Münze ı für. einen. Betrug erklärt wurde, - . s | 
6 


* 


— 


= 43 


Mü 
na 
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daß Abdrücke von wirklich curfivenden Münzen zu Feiner Zeit, und 
unter feinem Titel, wie er immer Namen haben möge, von Privaten 
nachzuahmen geftattet wird. 


Bezeihnung der Spielpfennige zur Unterfdei- 
dung von Öeldmünzen. 


401. Hofdecret vom 17. September 1801. 
(Polit, ©. ©. 16. Bd., ©. 154.) 


Da feit Kurzem verfchiedene von Metall verfertigte fogenannte 
Dantes oder Jettons mit einer: auf denfelben geprägten bildlichen, Vor- 
ftellung zum Vorſchein gekommen find, dergleichen Spielzeichen aber 
von Unwiffenden aus Irrthum für wirkliche Geldmünzen angefehen wer: 
den können: fo wird den Qanderftellen hiermit aufgetragen , den im 
Sande befindlihen Metallwaaren : Fabriken, und anderen Gewerbsleu— 
ten, die mit Verfertigung diefer Spielpfennige fich befchäftigen, zu 
bedeuten: daß dergleichen Dantes oder Jettons, um ſie außer aller 
Ähnlichkeit mit Geldmünzen zu ſetzen, weder ein Bildniß eines ve: 
gierenden oder abgelebten Fürſten, noch irgend ein Zeichen einer öf— 
fentlichen Macht enthalten dürfen, und daß die eine Seite derſelben 
jederzeit mit der Aufſchrift: Spielpfennige,, derfehen ſein ad 


40%. Decret der vereinten Hofkanzteivom 23, Juli 
1807, an alle Länderſtellen. .. 
(Polit. G. S. 29. Bd., S. 36 u. f.) 


Die Fanbesftelle hat die Verordnung vom 17. September 1801 
(401.), daß die Jettons oder Spielmarauen weder das Bildnif 
eines regierenden oder abgelebten Fürſten, noch irgend -ein Zeichen ei: 
ner öffentlihen Macht enthalten dürfen, öffentlich und durch ein ge: 
drucktes Circular wiederholt Fund zu machen, und, da der erſten Ver— 
ordnung eigentlich Feine Strafe der Übertretung beigefügt it, nur 


jene der Confiscation dergleichen ordnungswidrig verfertigten Spiel— 
pfennige beizufügen. 


Verbot des Vergoldens, Verfilberns, und des Ver 
Eaufes der außer Curs gefegten Münzen. | 


403. HoffanzleisDecret vom 21. October 1818, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
Polit. 6, S. 41. Bd, ©, 10% uf.) 


So wie das Vergolden gangbarer Münzen bereits in dem 2, 
Theile des St. > unter.der. in dem $, 83 beftimmten: Strafe: unter: 


! 1-1 : 401 — 104: f -399 


fagt ii; eben jo hat many um jeden Unterfchleif und Betrug defto 
fiherer hintanzuhalten, es für nothwendig befunden, dieſes Verbot 
auch auf die außer Curs gefeßten Münzen auszudehnen ‚ daher aud) 
das Vergolden und das Verfilbern der verrufenen Münzen zu unter: 
fagen, und den Verkauf folder vergoldeten oder verfilberten Münzen 
unter Epnfidcationd: Strafe zu verbieten. 


Verbot der Berfertigung und:des Werkaufed von 
Abdrüden curfirender Münzen in unedlen Me: 
a | tallen. 


404. nase vom 12, Juni 
1824, an ſäämmtliche Länder-Chefs. 
(Polit. G. S. 52, Bd, S. 288.) 


Da fi) einige Falle ereignet haben, mo Abdrücke von curfiren: 
den Münzen in unedlen Metallen verfertiget, und zum Verkaufe feil— 
geboten wurden, ſo wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht: daß die 
Verfertigung oder der Verkauf ſolcher Abdrücke von wirklich curſiren— 
den Münzen des In oder Auslandes in Metall unter Confiscations- 
Strafe verboten fei. Übrigens verfteht es fi von ſelbſt, daß durch 
die gegenwärtige Anordnung die Beſtimmungen des Strafgeſetzes in 
ihrer Anwendung nicht im mindeſten geändert werden. 


ce) der echte Stücke Geldes auf was immer für 
eine Art in ihrem inneren Werthe und Gehalte, nach 
— ſie gemünzet worden, verringert, oder ihnen 
die Geſtalt von Stücken höheren Werthes zu geben 
ſucht; 


Behandlung und Beſtrafung des Vergoldens gang— 
barer Münzgattungen. 


(G. 83 St. ©. IE. Thl) 


d) der Werkzeuge zur falſchen Münzung herbey— 
ichafft, oder auf was fonft immer für eine Art zur 
Verfälſchung mitwirket *). 

($$. 221 2), 305, 433 und 489 St. G. B. ü. ®.) 





*) In Folge Hofdecretesd en 2. Juni 1807, 3. 10,425 (in 
v. Zimmers H06.3, Thl,S. 247 und Kudler a. a. O. 1. Bd., 


Strafe. 


eilnabme an 
Ren 


nzver⸗ 
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Finanz-Rückſichten, nah welchen die bloße Anhal— 
tung einer unechten Münze kein Gegenſtand einer 
criminellen Amtshandlung iſt. 
(Ihfd. v. 20, Oct. 1826, beim $. 226 STB.) 


Benehmen der Criminal:Gerihte zur Überfommung 
der Certificate über die Unechtheit der falfchen 
Münzen. 

(N. ö. Reggs. Dee. v. 23. Februar 1830, 3. 1952, beim $. 200 D70.) 
Bei Verbrehen der Münzverfälſchung find über Ab: 
laffungsbefhluffe der unteren Behörden Feine An: 
zeigen oder Berichte an den oberften Gerichtshof zu 
erftatten. 

(Sfd. v. 5. October 1836, beim $. 273 105%.) 


Aufbewahrungsort der falfhen Münzen. 


(Ihfd. v. 26. Nov. 1825, beim $. 234 100 1.) Hfd. v. 1. Fehr. 1836, 
3. 2992 a.a. 2. 100%. und Hfd. v. 5. October 1836 beim $. 273 
| 


$. 104. 


Die Strafe diefed Verbrechens ift ſchwerer Ker: 
fer von fünf bis zehn Jahren; wenn aber befondere 
Gefährlichkeit, oder großer Schade dazukommt, von 
zehn bis zwanzig Jahren. Nur dann, wann die Ver: 
falfhung fich für jedermann Eennbar darftellet, oder, 
wann die unbefugt geprägte Münze der echten am 
Schrott und Korn gleich ift, kann die Strafe zwifchen 
einem und fünf Jahren ausgemeſſen werden. 


$. 105. 
Als Theilnehmer an der Münzverfälfchung begeht 


fiſchnig. ein Verbrechen, wer verfälfchtes Geld im Verftänd- 


S. 208 1) ) ijt, wann Stoß- und Prefwerke zu Betreibung eines Ge— 
mwerbes nothwendig find, in der obrigkeitlichen — — einem 
ſolchen Gewerbe auch die Bewilligung zur Haltung des Stoß- und 
Preßwerkes begriffen. (Siehe die 99. 84 und 85 St. G. II, Thl.) 
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niffe mit demjenigen, der die Verfälfchung begangen, 
oder begehen geholfen hat, auszugeben, auf ſich nimmt; 
oder die Theile, um welche die echten Geldftüde in 
* Falle des 8. 103, c) verringert worden, an ſich 
löſet. 


(Vergl. den 8. 180 a) des I, a > den $. 283 des II. Thl. des 
t. G. 


$. 106. 


Eine folche Theilnehmung fol mit ſchwerem Ker- 
fer von einem bis fünf, und bey verurfachtem großen 
Schaden, bis zehn Jahren beftrafet werden. 

($. 197 St. G. 8. 1,8.) 


Strafe. 


je ia shlsur en, 


JE X 


Vierzehutes Hauptſtück. 
Von der Religionsſtörung. 


ig 


Das Berbigchen det Religionsftörung begeht: 

a) wer durch Reben, Schriften oder Handlungen 
Gott laͤſtert; 

b) wer eine im Staate beftehende Religionsübung 
föret, oder durch entehrende Mißhandlung an den 
zum Goltesdienfte gewidmeten Geräthfchaften, oder 
fonft durdy Handlungen, Reden, Schriften öffent: 
lich der Religion Verachtung bezeiget; 


Inder öfterreihifhen Monarchie wirklih und recht: 
maßig beftebende Religionsübungen *). 


. Die Romifch = Eatholifche , 

. Die Griechisch = Eatholifche , 

. Die Armenifch = Eatholifche , Ehriftliche 
. Die Orientalifch = Griehifc nicht unirte, / Kirchen. 
. Die Proteftantifch = Augsburgifche , | 

. Die Proteftantifch = Helvetifche, 

. Die Unitarier, 

. Die jüdifche Religion. 


je „N ES SE ZZ DZ 





* 
— 


Verordnung vom 20. Juni 1781, vom 13. October 1781, und Je— 
nulls Crim. Recht, IE Thl. in der Anmerkung a) zum $. 107; 
Hdb, des ö. Kicchenrechted, von Georg Rehberger, I. Thl., 
$. 296 ; dann ö. Kirchenrecht, von Guftermann, II, Thl., $. 583 
u. f.) 
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c) wer einen Chriſten zum Abfalle vom Chriften- 
thume zu verleiten fi) anmaßet; 
d) wer Unglauben zu verbreiten, oder eine der 
chriftlichen Religion widerftrebende Irrlehre auszu— 
freuen, wer Sectirung zu ftiften, fich beftrebet *). 


($. 433 St. ©. B. ü. ©.) 


$. 108. 


Sit durch die Religionsftdrung öffentliched Aer— 
gerniß gegeben worden, oder eine Verführung erfol: 
get, oder gemeine Gefahr mit dem Unternehmen ver- 


bunden gewefen; fo foll dieſes Verbrechen mit ſchwe— 
vem Kerker von einem bis auf fünf Sabre; bey gro⸗ 
Ber Boßheit oder Gefährlichkeit aber auch bis auf zehn 


Jahre beſtrafet werden. 


$. 109. 


Treffen Feine der in dem vorhergehenden Para⸗ 
graphe erwähnten Umſtaͤnde mit ein; ſo iſt die Reli— 
gionsſtörung mit Kerker von ſechs Monathen bis auf 
ein Jahr zu beſtrafen. 


*) Die unter der Auffchrift von der Religionsftörung angeführten Ver: 
brechen wurden in dem Joſeſiniſchen Strafgeiebe-($8:,61— 66 11. Thl.) 


zu jenen politiſchen er re die zum Verderbuiſſe 


der Sitten führen. Il 


Strafe. 


Fünfzehntes Hauptftück. 
Bon der Nothzucht und anderen Unzuchtsfällen. 


$. 110. 


notsiuät. Mer eine Weibsperſon durch gefährliche Bedrohung, 


Strafe. 


wirklich auögeübte Gewaltthätigkeit, oder durch arg- 
liftige Betaubung ihrer Sinne außer Stand ſetzet, 
feinen Lüften Widerftand zu thun, und in folchem Zus 
ie ſe ſchändet, begeht das Verbrechen der Noth— 
zucht *). 


($. 136 St. ©. B. ü. V.) 


Behandlung und Beftrafung ber einfahen thatigen 
| Privat-Injurien. 
(Erläut, der Hofcom. in J. ©. S. vom 21. Jänner 1805 beim $. VII 
der Ginleit. zum St. G. ü. V. #6.) 


$. 111. 


Die Strafe der Nothzucht ift ſchwerer Kerker 
zwifchen fünf und zehn Sahren. Hat die Gewaltthä- 
tigkeit einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten an 
ihrer Gefundheit, oder gar am Leben zur Folge ge: 
habt; fo fol die Strafe auf eine Dauer zwifchen zehn 
und zwanzig Sahren verlängertiwerden. 


*) Der in dem Fofefinifchen Strafgefege ($. 130 u. f.) unvollitändig 
angegebene Begriff des Berbrehens der Nothzucht wurde überhaupt 
auf den Fall ausgedehnt, wo eine Weibsperfon durch gefährliche 
Bedrobung, wirklich ausgeübte Gemwaltthärigkeit, oder durch arglis 
ftige Betäubung ihrer Sinne, oder wo eine Perfon, welche noch 
nicht vierzehn Fahre alt ift, gefchändet wird, 


5. 112. 
Die an einer Perſon , welche noch nicht vierzehn * 


ner u 


Jahre alt ift, unternommene Schändung wird ebenz gen Berfon. 
falls ald Nothzucht angefehen und beftraft *), 


5. 113. 
Als Verbrechen werden auch nachitehende Arten Werbseihen ber 

der Unzucht beftrafet: „Di Natur, 
I. Unzucht gegen die Natur. | | fepande. 


($$. 28— 31, und 252 Ct. G. I. Tl.) 
Erläuterung des $ 113 des St. G. B. ü. V. 


405. Protocolls-Auszug vom 15. Juli 1824. 
(Pratob. Mat., 8. Bd, ©. 432.) 


Der$. 113. des I. Ihls. des St. ©. wird dahin erläutert, daß un: 

ter un gegen die Natur, nur die, in dem ann vom 13, 

Sanner 1787 im $. 71 des II. This. (N. 611 d. J. ©. ©. Seite 

58) *) und dem St. ©. B. für Weitgalizien v. 17. Juni 1796, 

N. 301 d. 3.8. S. $. 98, I ***) bezeichneten Unzuchtsfälle zu 
verftehen feien. — 


405 a) Hofdecret vom 14. Auguſt 1824, an das Ap— 

pellationsGericht für Tirol und Vorarlberg, nad 

gepflogener Rüdfpracdye mit der Hofcommiffion in Yuftizs Gefeg- 
ſachen, N. 2035 0.9.6. ©. J 


Über die Anfrage: ob die Selbftbeflefung überhaupt, und ine: 
befondere,, wenn diefelbe in Gegenwart mehrerer Perfonen Hffentlich 
ober gemeinfchaftlich getrieben wird, ald Verbrechen der Unzucht ge: 
gen die Natur anzufehen fei, oder nicht? wird auf die dem $. 113, 
eriten Theiles des Strafgefegbuches zum Grunde liegende nähere Be: 





*) Siehe wegen Berechnung des Alters das Hfd. v. 7. Mai 1819, N. 1558 
d. J. G. ©. beim $.15 (D3.) und Wildners Zeitfchrift „ ‚der 
urift‘ 1840, 3. Bd., S. 14 8.5 
*) Diefer $. 71 lautet: Wer die Menfchheit in dem Grade abtpärbiger, 
um fih mit einem Biehe, oder mit feinem eigenen Geſchlechte fleiſch⸗ 
lich zu vergehen, macht ſich eines politiſchen Verbrechens ſchuldig. 
+) Dieſer 8. 98 lautet in der hierher gehörigen Stelle folgender Mas 
fen: Durch Unzucht macht fib aud eines Verbrechens ſchuldig: 
1. mit einem Viehe, oder mit feinem eigenen Gefchlehte fich 
vergeht 
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zeichnung des $. 71, zweiten Theiles des Joſefiniſchen allgemeinen 
Geſetzbuches über — und deren as zu weifen be: 
funden. 4; 


1. Blutſchonde, welche siöifdjen Verwandten in 
auf: und abſteigender Linie, ihre Verwandtſchaft mag 
von ehelicher oder unehelicher Geburt herrühren, be: 
‚gangen wird I 


Behandlung und Beftrafung ber — Potigein: 
Übertretung der Unzucht zwifhen Berwandten. 


($. 246 St. ©, 3. U. Thl.) 


Befondere Milderungsumftande bei diefem Ber: 
breden. 


($. 39 a) und e) ). 


Befonderer Erfdwerungsumftand bei diefem Ver: 
breden. 


($. 37 d) ). 
$. 114. 


Straſe. Die Strafe iſt Kerker Wwiſchen ſechs Monathen 
und einem Jahre. 


8. 115. 


Berfügrunggus IM. Verführung, wodurch jemand eine, feiner 


db A 4 
Kuppeley,. Erziehung oder Auflicht anvertraute Perfon zur Un 
zucht verleitet **). 
(Bergl. den $. 1328 des a. b. ©. B.) 


— 


*) Rah dem Hofdecrete vom 8. November 1787, an fämme 
liche Länderftellen, in Folge Refolution über Vortrag der 
Compilations-Hofcommiſſion vom 20. Dctober 1787, N. 744 d. 5. 

. ©. war der Begriff der Blutfhande weiter, ald der im gegen: 
wärtigen Steafgefege ; indem es in dDemfelben heißt: Als Blutfhande 
it jede Bermifchung anzufehen, die zwifchen ‘Perfonen geſchieht, 
die aus ehelicher oder auferehelicher Geburt in aufs und abfteigen: 
der Rinie fih verwandt find, die den Water und die Mutter, oder 
eines aus beiden gemeinschaftlich haben, oder wo Die Bermifhung 
mit —— der Eltern, der Kinder oder der Geſchwiſter ge— 
ſchieht. — — — 

Die im $. 113 und in dieſem $. vorkommenden drei Arten der Unzucht 
wurden in dem Sofefini 58 Strafgeſetze ($$. 71 -76 II, Thl.) als 
politiſche Verbrechen behandelt und beſtraft. 


u. 


— 
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Behandlung und Beftrafung der VBerleitung einer 
minderjährigen Tochter zur Unzucht von einem 
Hausgenoſſen, odervon einer dienenden Weibsper 
jon gegen einen minderjährigen Sohn oder 
Anverwandten , 


(88. 249 und 250 St. ©. 8. I. Thl.) 


IV. Kuppeley, wofern dadurch eine unſchuldige 
Perſon verführet worden. 


Behandlung und Beftrafung der Ruppelei als ſchwe— 
re Polizei— übertretung. 


($$. 257 — 260 St. ©. II. Thl 
$. 116. 


Die Strafe ift fehwerer Kerker von einem bis Strafe. 
tünf Sabre. 


305 a). | 309 
8. 118. 


Gattungen des Mordes find: TREE 
1) Meuchelmord, welcher durch Gift, oder fonft Pt 
tüdifcher Weiſe gefchieht; a 


($$. 115-125 und 158—160 des II. Thl. des Ct. G. B.) 


2) Raubmord, welcher in der Abficht, fremdes Gut 
mit Gewaltthätigfeiten gegen die Perfon an ſich zu 
bringen, begangen wird, 

(Bergl. den $. 169 St. G. I. Thl.) 


3) Der beftellte Mord, wozu jemand gedungen, 
oder auf eine andere Art von einem Dritten bewogen 
worden iſt *). 

(8$ 37. d), e) und 39 0), St. G. B. ü. ©.) 


4) Der gemeine. Mord, der zu Feiner der angeführ- 
ten ſchweren Gattungen gehöret”*). | 
(Bergl. den $.120 St. G. B. ü. V.) 


8. 119. 


Jeder vollbrachte Mord foll fowohl an dem un: Strafe bet valle 
miftelbaren Mörder, als an demjenigen, der ihn etwa u er 





) Das Jofefinifhe allgemeine Geſetz über Verbrechen und derfelben 
Beftrafung ($. 102) beftraft den Beitellten ald gemeinen Mörder, 
in Anfehung des Beftellers aber unterfcheidet es in Beziehung auf 
den Erfolg der Beftellung mehrere Fälle. Nur wenn der beftellte 
Mord wirklich vollzogen worden war, traf den Befteller(Berbrecher)die 
nemliche Strafe, wie den Mörder ſelbſt ($. 103 a. a. O.). Das 
gegenwärtige Strafgefeß unterfcheidet fih von dem Joſeſiniſchen . 
darin, daß es den beftellten Mord entfchieden als ſchwere Gattung '. 
des Mordes bezeichnet, und den Beftellerund den Beftel ; 
ten Diefes qualificirten Mordes ſchuldig erklärt. (Vergleiche den fol x... .ı 
genden. $. 119 und das dort befindliche Hofdecret vom .10. October 
1807, N. 8208.5.6.8, A066.) ; RT 
Eine Vergleihung des Joſefiniſchen ($$. 98, 100, 102) mit dem ges 
genmwärtigen Strafgefeße zeiget, daR in dem letzteren die Beſchrei⸗ 
bungen der fchweren Gattungen des Mordes zwar kürzer und bündjs 
ger abgefaßt, aber im Wefentlihen die vorigen’ Begriffe beibehalten 


— 


44* 


— 


worden ſind. ee ae \ 
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dazu beftellet, oder ihm die That ausüben geholfen 
hat, mit dem Tode beftrafet werden. 


Behandlung und Beftrafung Der nahen und entfern 
ten Theilnehmer am Verbrechen des Morbes. | 


406. Hofdecret vom 10. October 1807 an ſämmtli— 
‚He Appellations⸗Gerichte, einvernehmlich mit der Hof— 


commiſſion in Geſetzſachen, N, 820 d. J. G. S. 


uͤber die erregten Zweifel wegen dev Vereinigung der 86. 119 
und 120 erſten Theiles des Strafgeſetzes wird erklärt: 

Der $. 119 beſtraft, wie aus deſſen woͤrtlichem Inhalte und 
der Bergleihung mit dem 6.120 und beziehungsweife de3-$.5, I. Thei- 
e3 zu entnehmen it, außer dem unmittelbaren Mörder und 
(dem Beſteller, denjenigen Mitfchuldiger mit dem Tode, welcher un: 
mittelbar bei der Vollziehung des Mordes felbft Hand angelegt, oder 
auf eine thätige Weife mitgewirkt hat, Der $. 120 hingegen redet 
von den entfernteren Theilnehmern, welche, ohne unmittelbar 
bei der Vollziehung des Mordes ſelbſt Hand anzulegen, und auf eine 
thätige Weifeimitzinvirken ; auf eine andere, in dem $. 5 enthaltene 
entferntere Art zur That beigetragen haben. Nur’, it derjenige, 
welcher den Mörder auf was immer für eine Art zur Ermordung des 
Dritten bewogen hat, nad dem $. 118 dritten Abſatzes, als Beſtel— 
ler mit der im $. 119 beſtimmten Strafe zu befegen. 


—Behandlung und Beftrafung des ‚Kindesmordes, 
ER 6. 122 St. ©. B. ü. V. und Ihſd. mA. November 1808. 40%.) 


Salldes Standredtes bei ungewöhnfid um fid 
| greifendem Mord, 


(8::505:&t: G. B. ü. B.) 
8. 120. 


Strafe berente Diejenigen, welche auf eine entferntere, in dem 
ham 6,5 bemerkte Art an dein vertibten Morde Theil ha⸗ 


AITET hen, follen,. bey einem gemeinen Morde mit ſchwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren, wenn abet die Mord⸗ 
that an Verwandten der auffteigenden oder abſteigen⸗ 
den Linie, an dem Chegenoffen des Thaͤters, oder 


Zheilnehmers, da ihnen diefe Verhältniffe befannt 
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waren, oder wenn ein Meuchelmord oder Raubmord 
verübet worden, zwifchen zehn und zwanzig Sahren 
beftrafet werben. 


Behandlung und Beftrafung der entfernten, Theil: 
nehmer am Verbrechen des Mordes. 


(Hfd. v. 10. October 1807, N. 820 d. 9. G. ©. beim $. 119 406.) 
$. 121. 


Der unternommene, aber nicht vollbrachte ge: Strafe ht, 
meine Mord, ift an dem Zhäter, und den Mitfchuldi: 
gen mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren; 
an den entfernten Theilnehmern von einem bis fünf 
Sahre zu beftrafen. Sit aber ein Raubmord, Meu— 
chelmord, beftellter Mord, oder ein Mord an den in 
dem vorigen Paragraphe erwähnten Angehörigen ver: 
fuchet worden; fo ift die Strafe des ſchweren Kerkers 
gegen den Zhäter, und die Mitfchuldigen zwifchen zehn 
und zwanzig Sahren, und bey befonderö erfchwerenden 
Umftänden auflebenslang; gegen die entfernten Theil: 
nehmer aber zwifchen fünf und zehn Jahren auszu- 
meſſen. 


Beurtheilung, beziehungsweiſe Beſtrafung des ver— 
ſuchten Kindesmordes bei der Geburt. 


(Hfd. v. 19, Auguſt 181%, N. 1098 d. J. G. ©. beim 8. 122 408.) 


$. 122. 


Gegen eine Mutter, die ihr Kind bey der Geburt Strafebes Kine 
tödtet, oder durch abfichtliche Unterlaffung des bey der 
Geburt nöthigen Beyftandes umkommen laßt, ift, 
wenn der Mord an einem ehelichen Kinde gefcheben, 
lebenslanger fchwerfter Kerker zuverhängen. War das 
Kind unehelich, fo hat im Falle der Tödtung zehn 


bis zwanzigjährige; dafern aber das Sind durch ab⸗ 
Maucher's ſiſtem. Handbuch. 
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fihtliche Unterlaffung des nöthigen Beyftandes um= 
fam , fünfz bis zehnjährige ſchwere Kerkerftrafe 
Statt *). 


(Bergl, die $$. 89a. 9%, 95 II. Thl., die $$. 4, 117, 120, #13 L. Thl. 
St. G., dann die $$. 16, 22, 23 des a. b. ©. ©.) 


Diefes Verbrechen kann nur von der Mutter began— 
gen werden. 


40%. Suftiz-Hofdecret vom 4. November 1808, an 
das f. f. böhmifche Appellations-Gericht. 


(v. Zimmerl's Hdb, 3. Thl, ©. 59 und v. Wagersbach Ardiv, 
5. Heft, ©. 104) 


Das Verbrechen des Kindesmorded Fann nad dem $. 122 des 
Strafgefeged nur von einer Mutter, die ihr Kind bei der Geburt 
tödtet, oder vorſätzlich umkommen laßt, begangen werden. Seder An- 
dere, der ein neugebornes Kind todtet, oder vorſätzlich umkommen 
läßt, begeht das im $. 117 beftimmte Verbrechen des Mordes **). 


Behandlung und Beftrafung des verfuhten Morde$ 
eines unebelihen Kindes bei der Geburt. 


408. Hofdecret vom 19. Auguft 1814, an das inner- 
öfterreihifhe Appellationsd » Gericht, einverftändlich 
mit der Hofcommiffion in Juftiz =» Gefegfadhen, N. 1098 


’ * . + 


Bei dem entftandenen Zweifel, ob der $. 121 des Strafgefeßes 
bei Beftrafung des Verfuches des Mordes an einem unehelichen Kinde 
bei der Geburt angewendet werden könne, und als hatte das Geſetz 


) Das Zofefinifche Strafgefeß erwähnet des Kindesmorded ald einer 
eigenen Gattung des Mordes gar nicht, fondern behandelt nur in 
den 98. 112 — 115 die Abtreibung der Leibeöfruht, und in den 
88. 116—118 die Weglegung eines Kindes. Der Kindesmord wurde 
daher nach den allgemeinen Beftimmungen über den Mord, und 
insbefondere über den Verwandtenmord nah $. 92 beftraft. Nach 
diefer Anordnung traf die Kindesmörderin ohne Unterfhied, ob das 
Kind ehelich oder unehelih war, die Strafe des langwierigen harten 
Kerkers im zweiten Grade, nemlich nach $. 23 eine Freiheitöftrafe 
von 30 — 100 Jahren, 

**) Diefes Zhfd. ift zwar in der, G. ©, nicht enthalten, ed entfpricht 
jedoch dem Worte und dem Geifte des Geſetzes. (Zeitfchrift fürs, R. 
1835, 1, Bd., S. 853, Note 1.) 
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einen dießfälligen Verſuch in Beziehung auf die Strafe ganz unbe⸗ 
rührt gelaffen, wird die Weifung dahin ertheilet: : 

Indem $. 7 ded Strafgeſetzbuches wird als ein nach der Liber: 
fohrift des erften Hauptftüces von allen Werbrechen überhaupt gel⸗ 
tender Grundfag aufgeftellt: daß ſchon der Verfuc einer lbelthat un- 
ter den bafelbit angegebenen Bedingungen das Verbrechen fei; eben 
fo Elar ift aber au der $. 40, zu Folge deffen die unterbliebene 
Vollbringung des Verbrechens immer als ein die Beſchaffenheit der 
That, mithin die Strafe mildernder Umſtand anzufeben, und der 
Milderung nah dem Mafe Plaß zu geben ift, als der Verſuch noch 
von der Vollbringung des Verbrechens entfernt geweſen. Dieſe allge⸗ 
meinen Regeln müſſen nothwendig auf alle Fälle angewendet werden, 
wo nicht im Geſetze bei einigen Verbrechen aus auffallenden beſondern 
Gründen eine beſondere Anordnung über den Verſuch derſelben vor— 
kömmt. Wenn alſo in den $$. 119 bis 121 vom Morde insgemein, 
. dann im $. 122 insbefondere vom Kindesmorde bei der Geburt ge: 
handelt, und nur bei der erftern Gattung von Verbrechen zwifchen 
ber vollbrachten That, welche die Todesftrafe nach fich ziehen foll, 
und dem bloßen Verſuche unterjchieden, auf den Kindesmord bei der 
Geburt aber ohne Unterfchied nur Kerkerftrafe gefeßt wird, fo folgt 
daraus offenbar, daf bei dem Kindesmorde bei der Geburt, fo wie 
bei allen übrigen nicht ausgenommenen Verbrechen, der Verfuch nad 
der allgemeinen Anordnung der $$. 7 und 40, dann der damit zu: 
fammenbangenden $$. 47 und 48 des Geſetzbuches zu beurtheilen, 
folglich die in dem $. 122 auf das vollbrachte Werbrechen gefeßte 
Strafe nah Maf der Umftände von dem Richter zu mildern fei. 

Es ift daherder $. 121 des Strafgefeßes auf diefen Fall offenbar 
nicht anwendbar, und ohne fih an den $.7 allein zu halten, ift 
vielmehr dießfalls die nothwendige Verbindung der $$. 40, 47 und 


48 in Acht zu nehmen. 
Behandlung und Beftrafung des Mordverfuhesan 


einem ehelichen Kinde bei der Geburt. 
($. 121 St. ©. B. uͤ. 3.) 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbredhen bes 
Kindesmordes. 


($. 264 St. G. ü. V. und Pat. v. 6. Juli 1833, N, 2622 d. J. G. ©. 
beim $.412 1346.) 
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Politifhe Mafregeln zur Verhütung diefes Ver: 
bredens. | 


400. Verordnung der ku f. Appellation in Böh- 
men den 16. December 1811. 
Borfhigkn’s Hdb, S. 96 u. f.) 


Da das Verbrechen des Kindesmordes der leidigen Erfahrung 
nad, ſich dermal fehr vermehrt, woran die Urſache fein mag, daß bie 
Wirthſchaftsämter, und die Ortsvorfteher die im Lande kundgemach— 
ten politifchen Verordnungen vom 10. Februar 1791 und 22. Februar 
1799, Eraft welchen: 

„Sie befonders bei den alljährlich abzuhaltenden Dienftgeftel- 
lungen, allen Unterthanen, und dem Geſi nde männlichen und weib— 
lihen Gefchlechtes insbefondere , die vorigen, dermals aber im neuen 
Strafgefeßbudhe I. Ihl., $. 122, auf den Kindesmord, in dem 
XV. Hauptftüde auf die Leibesfruchtabtreibung , und in dem 
un Hauptſtücke auf die Weglegung eines Kindes, dann in dem 

2. Theile $$. 94 und 95 auf die Geburtsverheimlichung feftgefegten 
Strafen mit begreifliher Warnung kundzumachen, zugleich ihnen die 
nachſichtliche Behandlung und den Schuß vor der Mifhandlung, wel: 
chen die politifhen Gefeße den fhwangeren Weibsperfonen gewähren, 
wiederholt auch durch die Geiſtlichkeit von der Kanzel bekannt zu ma= 
chen angewiefen werden,“ vielleicht in Vergeffenheit gerathen laffen ; 
— fo wurde das k. k. Landes:Gubernium angegangen:, zur möglich— 
ften Verhütung diefer Berbrehen und ſchweren Polizei: Übertretungen, 
die obige Verordnung durch die k. Kreisamter nachdruckſamſt republi- 
ciren zu laffen, und befonders die Eltern, Wormünder, Wirthe und 
Ortshebammen hierauf aufmerkfam zu machen. 

Da nun das k. k. Landes: Gubernium anher eröffnet hat, das 
bierortige Belangen in Erfüllung gebradt zu haben; fo wird dem 
Griminalgericte verordnet, bei derlei vorkommenden Unterfu: 
ungen befonders nachzuforſchen: ob hierbei eine Fahrläffigkeit ent: 
weder der Ämter in Unterlaffung der Republication ’ oder aber: der 
Eltern, Vormünder, Wirthe und Ortshbebammen in der fhuldigen 
Aufmerkfamfeit und nötbigen Worfiht unterwaltet? um ſonach den 
bieran Schuldtragenden zur verdienten politiſchen Ahndung anzeigen 
zu Eönnen *). 


(Bergl. den $. 542 des St. G. B. ü. V.) 





*) Mit Gub, Deeret vom 1. Zuni 1821, 3. 12,308 an alle Kreisämter, 
das Ollmüger und Brünner Gonfiftorium und das Breslauer Ge: 
ige gebe (Prov. ©. ©. für Mähren und Schleſien, 3, er — 

©. 157) wurde obige Vorſchrift neuerdings kundgemacht. 
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409 ») GubernialsDecret vom 22.November 1840, 
3. 61,234. 
(Böhm. Prov. ©. S. 22. Bd, ©. 704.) 

Seine Majeftät haben mit a. h. Entfchliefung vom 6. October 
d. 3. anzuordnen geruhet, die Verfügung zu treffen, damit dur) 
Unterricht, und vorzüglich durch pflihtmäßiges Wirfen der Seelſor— 
ger einem fo unnatürliden Erlöfhen bes Mutterge: 
fübles (wie nemlich bei dem in Frage ftehenden Verbrechen) in den 
unteren Volksclaffen nah Moglichkeit gefteuert wird. 


$. 123. 


Wird die Handlung, wodurch ein Menfch um das 
Leben kommt, zwar nicht mit dem Entfchluffe ihn zu 
tödten, aber doch in anderer feindfeliger Abficht aus: 
geübet; fo ift dad Verbrechen ein Todtfchlag. 

($. 96 St. ©. UI, Tl. und 8. 1St. G. B. ü. 8.) 


$. 124. 
Wenn bey der Unternehmung eined Raubes ein 


Todtfchla 


Menfch auf einefo gewaltfame Art behandelt worden, Hl. 


daß daraus deffen Todpnothwendig erfolgt ift; foll der 

Todtſchlag an allen denjenigen, welche zur Tödtung 

mitgemwirket haben, mit dem Zode beftrafet werben. 
(Bergl. den $. 413 St. G. B. ü. BD.) 


$. 125. 


Sn andern Fällen fol der Todtfchlag mit ſchwe⸗ 
rem Kerker von fünf bis zehn Jahren; wenn aber‘ 
der Thäter mit dem Entleibten in naher Verwandt: 
fchaft, oder gegen ihn fonft in befonderer Berpflich- 
tung geftanden wäre, von zehn bis zwanzig Jahren 
beftrafet werden. 

$. 126. 


Wenn in einer zwifchen mehreren Leuten entitan- 
denen Schlägerey jemand getödtet worden, ift jeder, 


Strafe bes 
— —* 


dr 


Strafe bes raͤu⸗ 
berifhen Todt⸗ 


ie 


Nothwehr. 
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der ihm eine tödtliche Wunde verfeßet hat, des Todt- 
ſchlages ſchuldig. Sit aber der Tod nur durch alle 
Munden zufammen verurfachet worden, oder läßt fich 
nicht beftimmen, wer die tödtlihe Wunde verfeßet 
habe; jo kann zwar Feiner des Todtſchlages, aber 
alle, welche an den Getödteten Hand angelegt ha— 
ben, follen der fchweren Berwundung fehuldig er: 
fannt werden ”). 
($$. 124, 139 St. G. ü. ©.) 


Behandlung und Beftrafung der Drohung mit [hwe: 
ver Verwundung oder Berleßung. 


(Okzd. v. 8, Juli 1835, 3. 17,516 nach dem $. sı BA40.) 


Behandlung und Beftrafung der einfahen thatigen 
Privat-Injurien. 

(Srläuf, der Hofcom, in J. G. ©. vom 21, Jänner 1805 beim $. VII 
der Einleitung EG.) 


Behandlung und Beftrafung der fhweren Polizei: 
UÜbertretung der Befhädigung durd Raufhändel. 


($$. 163 und 164 St. ©. II. Tl.) 


Behandlung und Beftrafung der Eörperliden Ver: 

leßungen, wenn fie nicht zu den Verbreden oder 
ſchweren Polizeislibertretungen gehören. 
(HE;d. v. 14. März 1812 beim $. VIE der Einleitung Fe) 


$. 127. 


Derjenige, der Jemanden in Anwendung einer 
gerechten Nothwehr tödtet, begeht Fein Verbrechen. 
Es muß jedoch bewiefen, oder aus den Umftänden der 


Perfonen, der Zeit, des Ortes, mit Grund zu fehlie: 


) Das Hofefinifhe Strafgefeß ($. 95) verordnete über den Fall, wo 
jemand in einer, zwifchen mehreren Leuten entftandenen Schlägerei 
aetödtet wird, nur im Allgemeinen, daß zwar der Thäter von der 
Schuld eines Mordes nicht frei gefprochen werde; nah Umftänden 
aber follte ein folder Mord gelinder beftraft werden. 
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- Ben feyn, daß der Thäter ſich der nöthigen Verthei— 
digung gebraucht habe, um fein oder feines Ne— 
benmenfchen Leben, Wermögen oder Freyheit zu 
ſchützen *). 


(Siehe den $. 19 des a. b. G. B. und vergl. die $$. 89 und 183 des II, 
und $. 2 f, des I. Thl. Ct. ©.) 


Geſetzliche Beifpiele von Fallen der Nothwehr. 


| 1. Der Jäger gegen Wildſchützen. 
(Jagdordnung vom 28. Fehr 1786 $. 25 beim $. 154 119 440.) 


2. Der Wahen gegen Cordons-überſchreiter. 
(Pat. v. 21. Mai 1805, N. 7318. J. G. ©. $. 4 beim $. 82 341.) 


3. Der Gränzwache gegen fih Widerfegende. 


410. HoffammersDecret vom”7. November 1829, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. ©, 57. Bd., ©. 706.) 


$. 95. Auch im Dienite find die Waffen nur, fo weit ed die Noth— 
wehr unumganglich erheifht, mit möglichiter Sorgfalt zu gebrauchen, 
damit nicht das Leben eines Menfchen ohne Noth in Gefahr gefest 
werde. Gegen Individuen, die fi der Gränzwache bei der Anhal— 
tung gewaltfam widerfeßen, oder diefelbe mit Waffen oder andern ge: 
fahrlihen Werkzeugen anfallen, kann von den Waffen, jedoch mit 
Beobachtung der gedachten Sorgfalt, Gebrauch gemacht werden. 


4. Der Gefällenwache gegen ſich Widerfegende, 


Ana. Hoflammer-Decret vom 22. April 1835, 
3. 16,113. 
(N. 6. Prov. ©. S. 17. Thl. S. 258.) 


$. 76. liber den Gebraud der Waffen gelten für die Gefallen: 
wache die für die Gränzwache bejtehenden Vorſchriften. 


*) Das Fofefinifhe Strafgeſetz ($. 96) ftellte den nemlichen in dem 
neuen Gefeße ausgeſprochenen Grundſatz auf; enthielt aber zugleich 
die Verordnung, daß derjenige, welcher die angezeigten Gränzen der 
gerechten Nothwehr überichritten hat, weil er ohne Schaden, und 
Gefahr jih dem Angriffe anders, al3 duch den Tod des Angreifers, 
hät‘e bemäcdhtigen Eönnen, oder, wenn er den Angriff, gegen welchen 
er ſich nachher zu vertheidigen hatte, unmittelbar felbit veran« 
lafjet hätte, als Mörder mit im erjten Grade zeitfihen Gefängniſſe 
zu beftrafen fei, | 
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AnwendungbdieferBeftimmungen aufbdie aus der Ver— 
einigung der unter 8 und A genannten Wachkörper 
entftandene E k. Finanzwade. 


Au») Eirculare der Ef. Landesregierung im Erz— 
herzogthum Ofterreich unter der Enns vom 5. Mai 
1843. 

(Zeitſchrift für 6. N. 1843, Maisheft, S. 235, 239 u. f.) 


$. 55. Den Gebraud der Waffen geftattet das Gefeß der Fi: 
nanzwache nur in zwei Fallen: a) ald Nothwehr zur Abwendung eines 
gegen fie gerichteten thatlihen Angriffes, und b) zur Bezwingung eis 
nes gewaltfamen MWiderftandes gegen die Vollziehung des der Finanz: 
wache aufgetragenen Dienftes. 

§. 56. Angriffsweife gegen Leute, welche der Finanzwache Eei- 
nen gewaltfamen Widerftand leiften, insbefondere gegen Leute, wel: 
che ohne einen folhen Widerftand, oder einen vorläufigen Angriff auf 
die Finanzwache die Flucht ergreifen, um fi oder ihre Sachen ber 
Anhaltung zu entziehen, dürfen die Individuen der Finanzwache ſich 
der Waffen nie bedienen. 

$. 57. Aud in den Fallen, in denen die eine oder die andere 
Bedingung des Gebrauches der Waffen vorhanden ift, dürfen diefel- 
ben nur in dem Maße angewendet werben, ald foldes zur Abfchla: 
gung des Angriffes, oder zur UÜberwaltigung des gewaltfamen Wider- 
ftandes unumgänglich nothwendig ift. Stets find aber die Waffen mit 
der Vorficht zu gebrauchen, daf das Leben eines Menſchen ohne Noth 
nicht in Gefahr gefeßt werde. So fehr es unter die Pflichten der In— 
dividuen der Finanzwache gehört, den ihnen obliegenden Dienftver- 
richtungen durd den gefeßmäßigen Gebraud der Waffen Nachdruck und 
Anfehen zu verleihen, eben fo fehr haben diefelben jederzeit fich ge: 
genwartig zu halten, daß fie durch eine Teichtfinnige, muthwillige, 
oder boshafte Anwendung der Waffen eine fchwere Verantwortung 
vor dem zeitlichen und dem ewigen Nichter auf fich laden, und nad) 
Umftanden dem allgemeinen Strafgefege verfallen. 

$. 58. Aus diefen Beftimmungen ifl aber Eeineswegs zu folgern, 
ed müffe, um die Waffen zu gebrauchen, erft abgewartet werden, 
daf die Leute, gegen welche die Individuen der Finanzwache das Amt 
zu handeln haben, an die Letzteren Hand anlegen, wider fie Waffen 
gebrauchen oder andere Mittel zur Verwundung anwenden. Als ein 
thatlicher Anlaß it vielmehr bereits zu betrachten, wenn Leute mit 
Waffen, oder andern zur Anwendung der Gewalt geeigneten Werk: 
zeugen, oder obgleich unbewaffnet, in einer zur Überwältigung der 
Finanzwache geeigneten Menge, ungeachtet der an fie gerichteten 
Aufforderung , ftill zu halten, gegen die Finanzwache vordringen, 
und diefelbe dadurd ın die Gefahr fegen, zu unterliegen, 
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$. 59. Die Wahl der Waffen, deren ſich zu bedienen ift, ob 
nemlich das Feuergewehr, der Säbel oder dad Bajonnet angewen: 
det werden foll, richtet fih nach den obwaltenden Umſtänden, wovon 
der Grundfag gilt, daß diejenige Waffe angewendet werden foll, de: 
ren Gebrauch nach derBefchaffenheit der Umſtände unumgänglich noth: 
wendig ift. 

$. 60. Außer dem Handgemenge, in dem fich jeder feiner Wehre 
. nah Maß der Nothwendigkeit, und nad Zulaffigkeit der Umſtände 
bedienen muß, darf die Mannfchaft von den Waffen, insbefondere von 
dem Schiefgewehre nur nad dem Befehle (Commando) des Anfüh: 
vers der Abtbeilung Gebrauch machen. 

$. 61. Die Art der Ladung, ob nemlih zu derſelben Schroit 
ober Kugeln zu nehmen feien, it nach den in der Gegend Statt fin: 
denden Verhaltniffen zu beftimmen. 


Siebenzehntes Hauptftück, 
Bon der Abtreibung der Leibesfrucht. 


$. 128. 


ehe ver Cine Meiböperfon, welche abfichtli) was immer 
est. für eine Handlung unternimmt, wodurd) die Abtrei— 
bung ihrer Leibeöfrucht verurfachet, oder ihre Entbin— 
dung auf ſolche Art, daß das Kind todt zur Welt 
kommt, bewirket wird, macht fich eined Verbrechens 


ſchuldig *). 


Benehmen der Wundarzte, um der Verübung diefes 
Verbrechens vorzubeugen. 


(Beral. den $. 22 des a. b. ©. ©.) 


413. Iuftruction für bürgerlihe Wundärzte der 
f. E. Staaten vom Jahre 1808. 
(Rropatfhed, 25. Bd., S. 230.) 


$. 21. Wundärzte werden fih hüten, Weibsperfonen, welche öf— 
terd, um einer Schwangerfchaft los zu werden, Krankheiten erdich- 
ten, auf ihr bloßes Verlangen eine Ader zu öffnen, oder Arzneien 
abzureichen,, welche den Abgang des Kindes befördern Eönnen. 


Pfliht der Apotheker zur Verhütung der Verübung 
diefed Verbrechens. 


413. Inftruction für Apotheker vom Jahr 1808 
(A. a. O. ©, 235.) 


$. 17. Schon in Feiner Menge fehr wirkfame Arzneiforper und 


) Das Sofefinifche Strafgefeß ($. 112) hatte eigentlih nur den Verſuch 
des Verbrechens der Abtreibung des — ucht definirt, während 
das gegenwärtige Strafgeſetz dieſes Verbrechen, nach der Art der 
Vollbringung beſchreibt. 
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überhaupt heftig wirkende Dinge, wie Brechmittel, ftarfe Purgir: 
mittel, Quedfilberbereitungen, Opiate, abtreibende Arzneien u. f. w. 
dürfen nie, ald nach arztlihen Vorſchriften abgereicht werden. — — — 


Pfliht der Hebammen zur®erhütung der Verübung 
diefes Verbredens, 


A14. Inftruction für Hebammen vom Jahre 1808. 
(A. a. O. S. 348.) 


§. 10. Eines ſchweren Verbrechens, und wirklichen Mordes macht 
ſich jene ſchuldig, welche zur Abtreibung einer Leibesfrucht Rath gibt, 
oder Hilfe leiſtet *). 

Politifhe Mafregeln zur Verhütung diefes 

i Verbrechens. 

(Bohm. App. Vdg. v. 16. Dec. 1811 beim $. 122 AOV. und böhm. 
Bub. Dec. v. 22, Nov. 1840, 3. 61,234 a. a. O. 409 »). 
Befondere Anzeigungen bei diefem Verbreden. 

(Pat, v. 6. Zuli 1833, N, 2622 d. J. G. S. S. 3 beim $. 413 1946.) 


$. 129. 


Sit die Abtreibung verfucht, aber nicht erfolgt; 
fo foU die Strafe auf Kerker zwifchen ſechs Monathen, 
und einem Jahre auögemeffen, die zu Stand ge— 
brachte Abtreibung mit ſchwerem Kerker zwifchen ei: 
nem und fünf Sahren beftrafet werden. 

($. 39 a), d) St. ©. ü. ®.) 


$. 130. 


Zu eben diefer Strafe, jedoch mit Verſchärfung, 
ift der Vater des abgetriebenen Kindes zu verurthei- 
len, wenn er mit an dem Verbrechen Schuld trägt. 


*) Ob und in wie fern diefer $. 10 im Widerftreite mit dem Strafges 
feßbuche verfügt, darüber ſiehe die Zeitfhrift für ö. R, ıc. 1837, 
3. Bd., ©, 356, 1841, 3. Bd, S, 159, 


Strafe, 
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g. 131. 
Abtreibung ei⸗ Diefed Verbrechens macht ſich auch derjenige 


ua. ſchuldig, der aus was immer für einer Abficht, wider 
Wiſſen und Willen der Mutter, die Abtreibung ihrer 


Leibeöfrucht bewirket, oder zu bewirken verfuchet *). 
$. 132. 


Strafe. Ein ſolcher Verbrecher ſoll mit ſchwerem Kerker 
zwiſchen einem und fünf Jahren; und wenn zugleich 
der Mutter durch das Verbrechen Gefahr am Leben, 
oder Nachtheil an der Geſundheit zugezogen worden 
iſt, zwiſchen fünf und zehn Jahren beſtrafet werden. 





) Nah dleſem Strafgeſetze wird nun auch derjenige, welcher wider 
Willen und Willen der Mutter die Abtreibung ihrer Leibeöfrucht be— 
wirkt, oder zu bewirken verfuchet hat, als dieſes Berbrechens für 
fhuldig erkannt, daher ald Hauptverbrecher erklärt, während er nad 
dem Sofefinifhen Geſetze 6 . er —— angeſehen wor⸗ 
den iſt. (v. Zeiller a. a. O. 56.) 


Achtzehntes Hauptftüc. 
Bon Weglegung eined Kindes, 


$. 133. 


Mer ein Kind in einem Alter, da ed zur Rettung 
feineö Lebens fich ſelbſt Hülfe zu verfchaffen unvermö— 
gend ift, wegleget, um dasſelbe der Gefahr des To— 
des auszuſetzen, oder auch nur, um feine Rettung 
dem Zufalle zu überlaffen, begeht ein Verbrechen, was 
immer für eine Urfache ihn dazu bewogen habe. 


Politifhe Mafregeln zur Verhütung diefed Ver: 
bredens. 


(Böhm. Gub, Vdg. v. 16. Dec. 1811 fammt Note beim $. 122 409. 
und böhm, Bub. Decret v. 22. Nov. 1840, 3. 61,235 409 a). 


Genaue Unterfuhung der bei Auffindung weggeleg: 
ter Kinder vorfommenden Umftandezur Erforfhung 
der Thater. 

(Steiermärf. Gub. Vdg. v. a 1832, 3. 12,558 beim $. 228, 


Befondere Anzeigungen bei diefem Verbreden. 
(Pat. v. 6. Zuli 1833, N, ey d. J. G. ©, $. 3 beim $. 412 


$. 134. 


Wenn dad Kind an einem abgelegenen, gemöhne 
lich unbefuchten Orte, oder unter folchen Umftänden 
weggeleget worden, daß die baldige Wahrnehmung 
und Rettung deöfelben nicht leicht möglich war; fo 
ift die Strafe ſchwerer Kerker von einem bis zu fünf 


Weglegun 
eine Fed 


Strafe, 
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Jahren; und wenn der Tod des Kindes erfolget ift, 
von fünf bis zehn Sahren. 
(Bergl. den $. 117 und $. 122 des St. G. B. ũ. V.) 


$. 135. 


Nenn aber das Kind an einem gewöhnlich befuch 
ten Drte, auf eine Art weggeleget worden, daß 
die baldige Wahrnehmung und Rettung deöfelben mit 
Grund erwartet werden konnte; fo ift die Weglegung 
mit Kerker zwifchen ſechs Monathen, und einem Jahre 
zu beftrafen. Wäre der Zod des Kindes dennoch er— 
folget; fo ift die Strafe Kerker von einem bis fünf 
Jahre. 


Neunzehntes Hauptftück. 


Von Derwundung und anderer Förperlicher Verlegung. 


— 


8. 136. 
Wer jemanden in der Abſicht, ihn zu beſchädigen, Yerbreden der 


fchwer verwundet, oder verleßet, oder demfelben an — ne ne 
feiner Gefundheit Nachtheil zuziehet, begeht ein Ber: 
brechen. 


($. 1339 des a. b. G. B. $$. 52 a), 140 de8 I. T R und vergl. die 
$$. 163—173 und 183 des II. Thl. des Et. ©.) 


Behandlung und Beftrafung der Drohung mit fhwei 
ver VBerwundung oder Verlegung. 


(Hd. v. 8. Juli 1835, 3. 17,516 $. I nad dem $. 81 340.) 


Behandlung und Beftrafung einfaher thatiger Pris 
vat-Injurien. 
(Erläut. der Hofcom. in J. G. S. vom 21. Jänner 1805 beim 8. VII 
der Einleitung &®.) 


Behandlung und Beftrafung ber fhweren Polizeis 
Übertretungen gegen die Öefunbheit, und anderer, 
die förperlihe Sicherheit verleßender, oder bedro— 
bender Handlungen. 


(88. 147—183 St. ©. I. Tl.) 


Behandlung und Beftrafung der Eörperlihen Verle— 
Bungen,wenn fie nicht zu den Berbreden oder ſchwe— 
ven Polizei: Übertretungen gehören. 


(Hkzd. v. 14, März 1812, beim $. VIL der Einleitung 9.) 


Etrafe. 


426 Neunz. Hptft. Bon Verw. u. and. Eörperl. Verletz. 66.137 — 139. 


Pflihtder Wundarzte, bedenkliche, zweideutige oder 
gar tödtlide Verwundungen der Obrigkeit 
anzuzeigen. 

(Infteuction für Wundärzte vom Jahre 1808 $. 22 beim $. 228 

® 
Amtshandlung ber politifhen Obrigfeiten bei Ver: 
wundungen. 


(Hfd. v. 13, Febr. 1830, N. 2451 d. J. G. ©. beim $.226 841.) 


Art und Weife der Erhebung des Thatbeftandes 
diefes Verbrechens. 
($. 242 und die Novellen dafelbft.) 


Entfhuldigung aus der Nothwehr. 
($. 127 &. ©. 2. ii. V.) 


$. 137. 


Wenn a) mit der zugefügten Befchädigung Le— 
benögefahr verbunden, oder die Befchädigung fo be= 
Ihaffen ift, daß der Befchädigte wichtigen Nachtheil 
an feinem Körper zu leiden hat; 

b) wenn die Befchädigung mit einem folchen Verf: 
zeuge, und auf folche Art unternommen worden, mo- 
mit gemeiniglich Lebenögefahr verbunden ift; 


Beftimmungen über das Tragen fpikiger Meffer. 


415. Kundmadung der f. f. ob der ennfifhen Lan— 
desregierung vom 21. Mai 1840, 
(Zeitfchrift für ö. R. ıc. 1840, 3. Bd, ©. 322 u. f.) 


Es wird hiermit zur nöthigen Wiffenfhaft und Darnahadtung 
befannt gegeben, daß in Folge Entſchließung der k. Regierung von 
Oberbaiern vom 6. October 1839 das Tragen von den im Griffe feit- 
ftehenden Meffern, welche gewöhnlich als Beſteckmeſſer in einer offenen 
Seitentaſche an den Beinkleidern getragen werden, fo wie derjenigen 


Schnappmeſſer, welche geöffnet mitteljt einer Feder feftgehalten wer: 


den, in Zukunft allgemein und insbefondere bei dem Befuhe von 
MWirthöhäufern,, Tanzmuſiken, oöffentlichen Zuſammenkünften und Be⸗ 
luſtigungen, Jahrmärkten, Pferderennen ꝛc. in Baiern ſtrenge ver⸗ 
boten wurde. Eine Ausnahme tritt nur bei denjenigen Perſonen ein, 


415. 427 


melde folcher Meffer zur Ausübung ihrer Gewerbe, oder in Folge ih: 
red Berufes bedürfen, wie Metzger, Korbmacher, Fubrleute ıc., aber 
auch nur in fo lange, als fie ihrem Gewerbe oder Beruf nachgehen, 
dann bei Neifenden wahrend ihrer Reiſe; bei dem Beſuche von öffent: 
lihen Zufammenfünften, dann auf QTanzplagen ꝛc. findet auch bei 
diefen Perfonen obiges Verbot volllommen Anwendung. Bon der Be: 
obachtung diefer Verordnung find die Fremden und Auswärtigen nicht 
ausgefchloffen. 


(Bereits mit Pat. v. 23. Febr. 1754 (in Kankas Hdb. des ö. Gef. über 
fhwere Polizei: UÜbertretung S. 434) wurde zweifchneidige Mefler, 
Stilette, dreifchneidige Klingen zu verfertigen verboten ; laut Hfd. 
v. 2 Sept. 1796, erneuert durch Hfd. v. 11. Auguſt 1798 [Ranfa 
a. a. D. S. 433] follten folhe Meffer, Stoddegen, Dolche, Stod: 
Windbüchſen ald heimlihe Gewehre ohue Bewilligung der Polizei 
nicht hintangeaeben werden; laut Hfd. v. 21. Nov. 1815 [Ranka 
a. a. O. ©. 434] find Degenftöde, Stilette, Dolche als heimliche 
Gewehre verboten.) 


ec) wenn der Anfall tückiſcher Weiſe gefcheben, und 
in folchem eine Perfon gewaltſam, wäre ed auch nur 
mit Schlägen, verleßet worden; fo ift die Strafe 
Kerker zwifchen einem und fünf Sahren. Nach der 
Größe der Bosheit, Gewaltthätigkeit und Befchädi- 
gung wird auch auf fchweren Kerker von einem bis 
auf fünf Jahre zu erkennen feyn. 

$. 138. 

Andere in dem vorhergehenden Paragraphe nicht 
ausgedrückte ſchwere Verwundungen oder Verletzun⸗ 
gen ſind mit Kerker zwiſchen ſechs Monathen und ei— 
nem Jahre zu beſtrafen. 

8. 139. | 

Diejenigen, welche wegen des in einer Schläger 
rey gefchehenen Todtſchlages nach dem 8. 126 des Ver—⸗ 
brechens der ſchweren Verwundung ſchuldig erklärt 
werden, ſind zum ſchweren Kerker zwiſchen einem und 
fünf Jahren zu verurtheilen *). 





) Siehe rüdiichtlih der Anordnung über diefen Fall die Anmerkung 
beim $. 126, ©. 416. 


— — — — 


Maucher's ſiſtem. Handbuch. 28 


Zwanzigfites Hauptſtück. 
Bon dem Zweykampfe. 


$. 140. 


gweylampf. Wer hjemanden aus was limmer für einer Urſache 


Strafe. 


zum Streite mit tödtlichen Waffen herausfordert, und 
wer auf eine ſolche Herausforderung ſich zum Streite 
ſtellet, begeht das Verbrechen des Zweykampfes 9 
(Vergl. die 88. 4, 127, 136, 139 des St. ©. B. ii. V. und den $. 19 
des a. 6. ©. ©.) 
Entfhuldigung aus ber Nothwehr. 
($. 127 &t. ©. 2. ii. 2.) 


$. 141. 


Diefes Verbrechen fol, wenn ed auch ohne Fol: 
gen geblieben ift, mit ſchwerem Kerker von cinem 
bis auf fünf Jahre geftrafet werben. 

($$. 40 a), 433 St. G. B. ü. V.) 
$. 142. 


Iſt lin dem. Zweykampfe eine Verwundung ger 
ſchehen; fo foll auf fünf- bis zehnjährigen ſchweren 
Kerker erkennet werden. 

(Bergl. rücfichtlih der Strafe die $$. 125 und 137 c) 37 e) mit $. 39 c) 
, ©. G. B. ü. V.) 





*) Der Herausforderer begeht das Verbrechen ſchon durch die Heraus⸗ 
forderung, was nah dem Sofefinifchen Strafgefege ($. 105 u. f.) 
zuieifelhaft war. 


41585. 129 
$. 143. 


Sit aus dem Zweykampfe der Tod eines Theiled 
erfolget ; fo fol der Todtfchläger mit zehn- bis zwan— 
zigjährigem fehmeren Kerker geftrafet, der Leichnam 
des Getödteten aber, wenn er auf der Stelle todt ge- 
blieben ift, unter Begleitung der Wache auf einen 
außer der gewöhnlichen Begräbnißftätte gelegenen 
Ort gebracht, und daſelbſt eingefcharret werden. 


8. 144. 


In jedem Falle ift der Herausforderer ftrenger, 
ald der Heraudgeforderte, zu betrafen, folglich auf 
längere Zeit zu verurkheilen, ald er, wenn er der 
Herauögeforderte gewefen wäre, würde verurtheilet 
worden feyn. 

(Bergl. $. 37 e) mit $. 39 c) St. G. B. ũ. V.) 


$. 145. 


Mer zur Herausforderung, oder zur Annahme 


derfelben, auf was immer für eine Art beygetragen, 
oder demjenigen, der die Herausforderung abzumen- 
den fuchte, Verachtung gedrohet, oder bezeiget hat, 
ift mit Kerker; wenn aber fein Einfluß befonders 
wichtig gemwefen, und Verwundung oder gar Tod er: 
folgt ift, mit fchwerem Kerken von einem bis auf fünf 
Sabre zu beftrafen. 


8. 146. 


Diejenigen, die fich als Beyftände, oder fo ge: 
nannte Secundanten für einen der Streitenden zu dem 


Zweykampfe geſtellet haben, ſollerzu ſchwerem Ker⸗ 


ker von einem Jahre, und nach der Größe ihres Ein— 
fluſſes, und des erfolgten Uebels, auch bis auf en 
Sahre verurtheilet werden. 





8” 


Strafe ber 
Theilnehmer. 


Ein und zwanzigſtes Hauptftück, 
Bon der Brandlegung. 


$. 147. 


Brandlegung. Das Verbrechen der Brandlegung begeht derjenige, 
ber eine Handlung unternimmt, aus welcher nad) fei- 
nem Anfchlage an fremdem Eigenthume eine Feuerd- 
brunft entftehen foll; wenn gleich das Feuernicht aus⸗ 
gebrochen ift, oder keinen Schaden verurfacht hat”). 

(s$. 197, 433 St. ©. 8. ü. ®.) 


Vorfhriften zur Verhütung der Nadläffigkeit bei 
Abwendung der Feuersgefabr. 
($$. 184—209 St. ©. II, Th.) 


Bebandlung und Beftrafung des Abbrennens eines 
Waldes. 


A 16. Waldordnung für Nieder-Öfterreich vom 
1. Suli 1813. 
(Palit. ©. ©. 41. Bd., ©. 19.) 


6. 33. Das ohnehin beftehende Verbot einen durch orbnungsmds 
figen Holzfchlag abgeräumten Grund abzubrennen, wird dahin ver: 
fhärfet, daß der Waldbeſitzer, der in das Abbrennen eines Waldgrun: 
des eingewilliget hat, nad) der Größe des Flächeninhaltes des abge: 
brannten Grundes mit einer Geltftrafe von 50 bis 1000 fl. belegt, 


) Nach dem Joſefiniſchen Etrafgefege ($. 170) machte ſich der Brandfe: 
gung derjenige fchuldig, der etwas, wodurch Feuer entftehen fann, 
mit Vorſatz und in der boshaften Abficht unternimmt, entweder um 
dadurch zu fchaden, oder um fich Gelegenheit zu verſchaſſen, die bei 
dem Brande herrfchende Unordnung zu Ausführung eines böfen 
Anfchlages oder Verbrechens zu benugen, . 


416 — 416 ») 431 


der Thäter aber mit Arreft von 14 Tagen bis zu einem Monate beitraft 
werben foll. a 

Geſchieht das Abbrennen ohne Zuſtimmung des Waldbejigers vor: 
ſätzlich, oder fogar in der boshaften Abjicht, damit der daran ftoßende 
Wald, oder anderes fremdes Eigenthum durch das Feuer ergriffen 
werde, fo it der Fall des Verbrechens der Brandlegung vorhanden, 
welches nad) der Vorfchrift des 21. Hauptitüces des Strafgeſetzes von 
dem ordentlichen Richter dem Thäter zuzurechnen ift *). 


Behandlung und Beitrafung des Anzünbens eines 
Waldes, und des Verwahrlofend eines in einem 
Walde gemabten Feuers, 


A1G ») Decret der f. E. ob der ennfifhen Landes 
regierung vom 13. Dctober 1831, 3. 25,862. 
(Ob der eunf. Prov. G. ©. 13. Thl., ©. 434 u. f.) 


Die für Salzburg im Jahre 1755 erlaffene Waldoxdnung ift 
zwar alldort dermal no in Wirkiamkeit, daher auch bei Übertretun- 
gen gegen biefelbe die von ihr beſtimmten Strafen im Allgemeinen 
noch einzutreten haben. 

Eine Ausnahme findet jedoch bei jenen Vergehungen Statt, die, 
wenn fie fehon gegen die Vorfchriften der Waldordnung verftoßen, zu: 
glei von der Art find, daß fie durch das in Salzburg geltende bifer- 
reihifche Strafgefek ald Verbrechen oder ſchwere Polizeiübertretun: 
gen erklärt find, Solche Vergehen Eonnen nicht mehr nad den Be: 
ftimmungen der Waldordnung ald bloße Forftfrevel, fondern müffen 
nach dem öfterreihifchen Strafgefege behandelt werden. 

Daher ift auch das Anzünden eines Waldes und das Werwahrlo: 
fen eines im Walde aufgemachten Feuers nicht als ein Forftfrevel nad 
der Waldorbnung, fondern nad dem $. 203 St. G. U. Thl., als 
eine ſchwere Polizeiübertretung zu behandeln und zu beftrafen. 

Die Pfleggerichte find hiernach zu belehren und anzumeifen, in 
Fallen biefer Art in Zukunft immer fogleih nad ihrer Beſtimmung 
ald Gericht in fhweren Polizeiübertretungen einzufchreiten, und ftrenge 
nach dem Gefeße Amt zu handeln. 

Dief wird dem. k. Kreisamte Salzburg zum genaueften Nachver: 
halte und zur weitern Verfügung an die dortigen Pfleggerichte eröffnet, 


) Siehe rückſichtlich dieſer Beſſimmung, nach welcher das vorfägfiche 
Abbrennen eines Waldes, als das Verbrechen der Brandlegung zu 
behandeln iſt, die Zeitſchrift für ö. NR, ıc. 1841,9. Bd, S. 139. 


432 Einundzwanzigftes Hptſt. Von d. Brandlegung $. 148 a) 


Amtshandlung ber politifhen Obrigkeiten bei ein 
tretenden Seuersbrünften. 


(HEzd. v. 16. Auguft 1815, N. 1168 d. 3. G. ©. beim g. 235 DB2. 
und böhmifche Gub. Bdg- v. 9. Detober 183%, 3. 47,665, beim $. 228 


Belohnung für bie Entbeder der Brandleger. 
(Hfd. v. 5. Februar 1830, N. 2450 beim $. 505 1314.) 


Behandlung und Beftrafung der Drohung mit 
Brandlegung. 


(Std. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,516 nad) $. 81 BAO.) 


Vorlegung der Befhlüffe (von Seite gewiffer Criminal:Ge: 

vihte) über die Ablaffung von dem weiteren Verfah— 

ven bei VBorunterfuhungen in Rüdfiht der Brand: 
legung. 


(Hd. v. 20. Jänner 1838, 3. 1050 $. 2 beim $.273 10 5 1.) 


Kundmahung der Urtheile über diefes Verbreden 
auch am Thatorte 


(Ihfd. v. 1. Zuli 1835 beim $.450 1358.) 
$. 148. 


ee. Die Strafe ift nach folgendem Unterfchiede aus: 
zumeſſen: 


a) Wenn das Feuer ausgebrochen, und dadurch ein 
Menſch, da ed von dem Brandleger vorgeſehen wer— 
den konnte, getödtet wird; wenn der wirklich ausge— 
brochene Brand zu wiederhohlten Malen geleget; oder 
wenn der Brand durch beſondere, auf Verheerungen 
gerichtete Zuſammenrottung bewirket worden, iſt die 
Strafe der Tod. 


41% — 418. 433 


Nähere Erklärung des $. 148 lit. a) 


ANY. Hofdecret vom 7. Mai 1813, an fämmtliche 
Appellations» Gerichte, einverftändlich mit der Hofcommif: 
fion in Juſtiz- Geſetzſachen N. 1046 0.9.8.6 


Die Worte des $. 148, lit. a, wenn der wirklih ausgebrochene 
Brand zu wiederholten Malen geleget worden, bezeichnen nad) dem 
natürlihen DVerftande jenen Fall, wenn der Thäter öfter Feuer gelegt, 
und diefes endlich, obgleih nur Ein Mal wirklih ausgebrochen ill; 
da die Wiederholung diefes ſchweren Verbrechens, wenn fie auch je— 
desmal ohne Erfolg geblieben ift, fchon für fi nach eben diefem Pa- 
ragrafe sub o) mit lebenslangem ſchweren oder fchwerften Kerfer be: 
ftraft wird. 


AUS. Verordnung dest. en. 6. Appellations-Ges 
Ä rihtes vom 18. Mai 1813. 
(v. Wagersbachs Hdb. 3. Bd, S. 175 u. f.)) 


Auf eine von dem & k. galizifhen Appellations = Gerichte am 26. 
März d. 3. höchſten Orts unterlegte Anfrage, wie der Sinn des $. 
148 a) des &t. ©. J. Thl. in den Worten „wenn der wirklih aus: 
gebrochene Brand zu wiederholten Malen gelegt worden“ zu verftehen 
fei? wurde nach vorläufig getroffener Rückſprache mit der Zuftiz-Gefeß- 
gebungs » Hofcommiffion diefem Appellations = Gerichte durch höchftes 
Hofdecret der E. k. oberften Zuftizftelle, erhalten am 16. d. M., zu fei- 
ner und der fubalternen Strafgerichte Kenntniß bedeutet: daß did erft- 
gedachte Stelle des Geſetzes, wobei von einer Identität der befcha: , 
digten Perfon, des Objectes, oder der Zeit gar Feine Erwähnung ge: 
fhieht, und nur von einem Ausbrucde des wiederholt geleg: 
ten Brandes geredet wird, fhon nad) dem natürlichen Wortverftande 
feinen andern, als den Fall bezeichne, wo der Thäter öfterd Feuer 
angelegt bat, und diefes endlih, obgleih nur einmal ausgebrochen 
ift, daß aber auch nach dem Geifte des Geſetzes hierüber Eein gegrün- 
deter Zweifel obwalte, indem bei dem Umſtande, baf das Geſetz im 
nemlichen $. 148 sub c) die zu verfchiedenen Malen, obgleich jedes 
Mal ohne Erfolg unternommene Brandlegung, fhon mit lebens: 
langlicher ſchwerer (oder ſchwereſter) Kerkerftrafe, folglich mit jener 
Strafe, die nad) der Todesftrafe die größte ift, belegt, und im $. 87 
b) die Wiederholung des nemlihen Verbrechens ſchon überhaupt als 
einen erfchwerenden Umftand aufftellt, wie auch die wiederholte An— 
maßung des Verbrechens der Brandlegung ganz befonders verabfcheut, 
— das nemliche Gefeß ganz wohl gegen die endlid mit Erfolg 
unternommene Wiederholung nach ordentlicher Logik Feine andere, alg 
die Todesſtrafe verhängen Eonnte, ; 


434 Einundzwanz. Hptft. Bond. Brandl. $ 148 b—g u. $. 149. 


A419. Hofdecret vom10.Dctober 1828, andas nieder: 

öfterreihifhe Appellations- Gericht, in Folge aller: 

höchfter Entfhliefung vom 7. October 1828, tiber Vortrag der 
oberften Juftizftelle, N. 2365 d. J. ©. ©. 

Zur Vefeitigung unrechter Auslegung des $. 148 erften Theiles 
bes Strafgeſetzbuches und des Erläuterungs= Decretes vom 7. Mai 
1813, N. 1046 d. J. G. S. (11 7.) wird dem Appellationd-Ge- 
richte bedeutet: daß nad dem Wortlaute und dem Sinne diefer Ge: 
feße die Wiederholung der Brandlegung, folglich ſchon die zweite 
Verübung diefes ſchweren Verbrechens an dem nemlichen oder an ei- 
nem anderen Gegenftande dann, wenn das Feuer auch nur ein 
Mal, fei ed das erfte oder wiederholte Mal, wirklich ausbricht, mit 
dem Tode zu beftrafen fei. 

b) Wenn dad Feuer ausgebrochen, und ein für den 
Berunglüdten erheblicher Schade entitanden ift; wie 
auch 

e) wenn der Thäter die Brandlegung zu verſchie— 
denen Mahlen, obgleich jedes Mahl ohne Erfolg unter: 
nommen hat, fol ev lebenslang mit fchwerem, bey 
befonderer Boßheit und Größe des Schadens aber mit 
ſchwerſtem Kerker beftrafet werden, 


Beftrafung der Wiederholung diefes Verbrechens, 
wenn fie aud jedesmal ohne Erfolg geblieben ift. 
(Hfd. 7, Mai 1813, N. 1046 d. 3. G. ©, oben sub a) 417.) 

d) Wenn das Feuer auögebrochen, jedoch mit kei⸗ | 
nem bisher angeführten Umftande begleitet ift; foll 
auf ſchweren Kerker von zehn bis zwanzig Zahren er: 
fennet werden. 

e) Wenn dad Feuer zwar nicht ausgebrochen, aber 
zur Nachtzeit, oder an einem folchen Orte, wo es 
bey dem Ausbrechen ſich Leicht hätte verbreiten können, 
oder unter ſolchen Umftänden, wobey zugleich menfch: 
liches Leben augenfcheinlicher Gefahr ausgeſetzet war, 
angeleget worden, foll der Thäter mit ſchwerem Ker: 
fer von fünf bis zehn Jahren beftrafet werden. 


419 — 490. 48% 


1) Sit die That bey Tag, und ohne befondere Ge- 
fahrlichkeit unternommen worten, und das gelegte 
Feuer, ohne auszubrechen, erlofchen, oder ohne Scha- 
den gelöfchet worden; fo hat der Thäter fchwere Ker: 
kerſtrafe zwifchen einem und fünf Sahren verwirket. 

(Siehe diefen $, sub d,) 


Auslegung bes Abſatzes aub f) des $. 148. 


430. Hofdecret vom 12. Juni 1837, an das böhmifche 
Appellationdg- Gericht. 
(Waſer ©. 135.) 

Dem Appellationg = Gericht wird bemerkt, daß deffen Anſicht: der 
Abfag sub f) des $. 148 I. Thl des &t. ©. B. ſpreche nur von ei: 
nem bei Tag und ohne befondere Gefährlichkeit gelegten nicht ausge: 
brodhenen Feuer, offenbar unrichtig fei, indem dieſer Paragraf aus: 
drücklich auch den Fall umfaßt, wenn das unter den erwähnten Um: 
ftänden gelegte Feuer zwar ausgebrochen, jedoch ohne Schaden ge: 
löſcht worden ift. 


8) Hat der Thäter felbft aus Reue, und noch zur 
rechten Zeit fich fo verwendet, daß aller Schade ver: 
hüthet worden; fo ift die Strafe des ſchweren Kerkers 
zwifchen ſechs Monathen und einem Jahre audzu: 
meſſen. 

Fall des Standrechtes bei ungewöhnlich um ſich grei— 
fender Brandlegung. 
(5. 505 St. G. B. ü. V.) 


$. 149. 
Wer durch die, aus was immer für einer böfen Bonter Straf- 


jeni« 


Abfiht unternommene Anftetung feines Eigenthumeß, gen, der feine, 
auch fremdes Eigenthum der Feuersgefahr ausſetzet, Grand Meet. 
wird ebenfalld der Brandlegung fchuldig, und nad) 

der in dem vorhergehenden Paragraphe beftimmten 
Ausmeſſung zu beſtrafen ſeyn *). 


) Dieſen ſo wie — im folgenden $. enthaltenen dal Fannte das Jo—⸗ 
fefinifhe Strafgefeg nicht. 


436 Einundzi. Hptſt. Von derBrandlegung. $$. 150 u. 151. 


Behandlung und Beftrafung bes Abbrennens eines 
Waldes. 


(Waldordnung v. 1. Zuli 1813 $. 33 beim 8. 147 416.) 
8. 150. 


er fein Eigenthum in Brand ftedet, ohne daß 
dabey fremdes Eigenthum Gefahr läuft von dem 
Feuer ergriffen zu werden, ift zwar nicht der Brand: 
legung, wohl aber des Betruges fehuldig; in ſo fern 
er dadurch Rechte eined Dritten zu verkürzen, oder 
jemanden Verdacht zuzuziehen ſucht. 
(Beral, den $. 176 St. ©. B. ü. V.) 


Zwey und zwanzigftes Hauptſtück. 
Bon dem Diebftahle und Beruntreuungen. 


$. 151. 


Mer um feines Bortheiles willen fremdes beweglis Dieskayı. 
ches Gut aus eined Andern Beſitz, ohne deffen Ein 
willigung entzieht, begeht einen Diebftahl *). 
(Bergl. den $. 168 des I. mit dem $. 210 des II. Thl. des St. ©. und 
fiehe die $$. 180 0) und 74 St. ©, II. Thl.) 


Behandlung und Beftrafung ber Diebftähle als ſchwe— 
ve Polizeislibertretungen. 
($. 210 &t. ©. U. THl.) 


Vorfhriften in Betreff der Handlungen, welde den 
Diebftählen zuvorzufommen, als fhwere Polizei: 
Übertretungen geahndet werden. ! 


(8$. 217—225 St, ©. I. Thl.) 


Behandlung und Beftrafung der Theilnehbmung der 
Einwohner an den feindliden Plünderungen der 
Miteinwohner. 


421. Juſtiz-Hofdecret vom 20. März 1801. 
Gorſchitzky's Hdb., ©. 111 u f) 


Über eine geſchehene Anfrage, ob diejenigen Einwohner, welde 
an den feindlichen Plünderungen der Miteinwohner Theil genommen 





) Durdh den Ausdrud a unterfcheidet dad gegenmärtige 
Gefeß den Diebftapl von den in dem Fofefinifchen Strafgefege ($.157) 
dem Gattungsbegriffe des Diebitahles untergeordneten Verunfreuuns 
gen, wodurh jemand ein ihm anvertrautes Gut vorenthält, 
oder fi zueignet, daher die Unterfcheidung ſchon in der Auffchrift 
diefes Hauptſtückes. 


438 Zweiundzwanz. Hptſt. Bond. Diebftahle u. Veruntr. $. 151. 


haben, criminell zu behandeln feien? wird zur künftigen Nachachtung 
bedeutet: Seine Majeſtät hätten hierüber zu entfchliefen gerubet, es 
unterliege zıvar Feinem Zweifel, daf diejenigen Einwohner, welche 
aud vor einem Waffenftillftande, um fo mehr nad demfelben, oder 
nach geſchloſſenem Frieden, ohne eingefchrittenem Zwange auf eine 
thatige Weife an der Pfünderung feindliher Truppen gegen die Mit: 
einwohner Iheil nehmen, nach Beſchaffenheit des Gegenitandes, und 
der ausgeübten Handlungen fich eines Diebitahles oder Raubes ſchul— 
dig machen; doch feien die Eriminal:Gerichte anzuweiſen, derlei bei 
demfelben angezeigte Falle, fammt den hierüber vorfommenden In— 
zichten jedesmal noch vor Anftrengung einer peinlihen Unterfuchung 
dem Criminal» Obergerichte vorzulegen, und die weitere vorläufige 
Verordnung hierüber zu gewärtigen, damit auch auf die hiebei ein- 
tretenden befonderen Umftände defto verläßlicher Rückfiht genommen, 
und nicht zu voreilig ein peinliches Verfahren. eingeleitet werde. 

Da bingegen feien alle die Fälle, fo von denjenigen vorfom: 
men, welche geplünderte Sachen von feindlihen Truppen erkauft, 
oder zum Geſchenke angenommen haben, ohne Ausnahme den politi= 
[hen Behörden zur amtlihen Unterfuhung, allenfalls gütlihen Aus: 
gleihung zuvörderft zugumeifen, welde nad) der ihnen, dießfalls zu: 
ftebenden befonderen Inftruction, die ftreitenden Theile nur erft dann, 
wenn fein gewünfcter Vergleich erzielet werden follte, auf den or: 
dentlihen Rechtsweg zu verweifen haben werden, mafien hierüber die 
Einleitung eines Criminal: Verfahrens auf Feine Weife zu geſtat— 
ten fei. 


Behandlung und Beftrafung der Beraubung eines 
Grabes, und vom Waffer ausgeworfener Leiden. 


43%. Hofdecret vom 18. Mai 1805, an die nieder- 

öfterreihifche Regierung über deren Anfragsbericht vom 

16. März v. 3. einverftändlich mit der Hofcommiffion in Geſetz— 
ſachen, N. 730 d. 3. ©. ©. 


Wenn gleich die in dem eriten Theile des Strafgeſetzbuches auf: 
geitellte Erklärung ded Verbrechens des Diebſtahls nit im fteengiten 
Sinne auf die Beraubung eines Grabes paflet, fo it do die Ana— 
logie diefer That mit einem Diebitahle augenfheinlih. Der Ihäter 
eignet fi ein ihm nicht angehöriges, ihm in Eeinem Verſtande zu: 
gedachtes Gut zu, er begeht alfo eine Entfremdung, welche dadurch, 
dafi fie an einer unter dem Schutze der religiöfen Meinung ftehenden 
Sache begangen wird, als eine ſchwere Übertretung nad) dem $. 210 
des zweiten Theiles, mit fchwerem Arrefte, aud bis zu drei Mona— 
ten zu beitrafen, und wenn noch der Umftand hinzu Eommt, daß der 
Gefundheitsftand gefährdet würde, diefe Strafe noch durch die in 
eben dieſem Paragrafe beigefegten Verfchärfungen abſchreckender zu 
machen ift, 
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493. Decretder En. 6. Landesregierung vom 
4. Juli 1817. 
(Gochnats Repertorium, Wien, 1840, 1. Bd., S. 86 und 378.) 


Die Beraubung der vom Waffer ausgeftoßenen Leichname iſt nad) 
Vorſchrift des Circulares vom 10. September 1805 (Hofbecret vom 
18. Mai 1805, N. 730 d. 5. ©. ©, 49%) mit Rücdjicht auf den 
$. 210 St. ©. II. Thl. zu beftrafen. 


Beftimmungen über bie Frage, ob die Entwendung 
von Verfaßzetteln als Diebftahl anzufeben fei, 
oder nit. 


424. OubernialsBerordnung vom 3. Juni 1840 
3. 8947, an den Magiftrat zu Gratz. 
(Prov. ©. S. für Steiermark, 22. Thl., S. 89 u. f.) 


Die Frage, ob die Entwendung von Verfaßzetteln als Dieb: 
ſtahl anzufehen fei, läßt fih durch Aufftelung einer allgemeinen Re: 
gel nicht beantworten. 

Wird ein Verſatzzettel oder etwas Ähnliches entwendet, um ein 
fremdes Eigenthum dadurch in ſeinen Beſitz zu erlangen, und ſich zu 
zueignen, ſo kann eine ſolche Handlung allerdings als Diebſtahl, * 
die Abſicht erreicht worden iſt, oder als Verſuch, wenn ſie nicht er— 
reicht wurde, Betrachtet werden, in fo ferne der entwendete Zettel 
von der Art ift, daf die Sache dem Überbringer desfelben ausgefolgt 
werden muß. 

Nach Umftanden kann fhon die Entwendung eines foldhen Zet: 
teld ald Diebitahl angefehen werden, obgleich die Sache mittelft desfel- 
ben noch nit in Empfang genommen, und felbft deren Erhebung 
noch nicht verfucht worden ift. 

Hat jemand aber einen folchen Zettel auf andere allenfall® auch 
erlaubte Art oder zufällig in feinen Befig erhalten, und wird davon 
unrechtmäßiger Gebrauch gemacht, ſo kann dieſelbe nach Verſchieden⸗ 
heit der Umſtände ſich zum Betruge oder zur Veruntreuung eignen. 

Da nun hiernach die Fälle nach ihrer individuellen Beſchaffenheit 
jedesmal ſehr verſchiedenartig ſein können, ſo läßt ſich auch im Allge— 
meinen kein beſtimmtes Regulativ darüber geben, ob die Entwendung 
von Verſatzzetteln überhaupt ein Diebſtahl, ein Betrug, oder eine 
Veruntreuung, und nah Maßgabe des St. G. B. I. oder II. Thl. 
zu behandeln fei, fondern ed mufi jedesmal der Veurtheilung des 
Richters überlaffen werden, in welde Categorie die obigen Straffälle, 
und die hiernach entfallende Behandlung eines derlei Falles fich ein: 
ftellen. 


* 
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433. Begriff des Diebftahls nad der Geſindeord— 
nung für Wien vom 1. Mai 1810. 
(Polit. G. ©. 34. Bd., ©. 21.) 
6. 35. Jede Entwendung ohne Unterfchied, ob fie in barem 
Oelde, in Geräthfchaften, oder Feilfchaften beftehet, ift ein Dieb: 
ſtahl *). 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbredhen des 


Diebftahles, 
(Pat. v. 3. Zuli 1833, N. 2622 d, J. G. ©. C beim $. 113 1946.) 


$. 152. 


Der Diebftahl wird zu einem Verbrechen, entwe= 
der aus dem Betrage, oder aus der Beichaffenheit 
der That, oder aus der. Eigenschaft des entzogenen 
Gutes, oder aus der Eigenfchaft des Thäters **). 


$. 153. 


Der Betrag maht den Diebftahl zu einem Vers 
brechen, wenn derfelbe oder der Werth desjenigen, 
was ineinem, oder mehreren Angriffen geftohlen wor: 
den, mehr ald fünf und zwanzig Gulden Wiener Wäh— 
rung ausmacht. Der Werth aber ift nicht nad) dem 
Bortheile des Diebes, fondern dem Schaden des Be: 
ftohlenen zu berechnen **"). 


*) Siehe über den $. 35 die Anmerkung in der Zeitfchrift für 6. R. ıc. 
1841, 3. Bd., S. 159 u. f.; ferner den $. 156 II. a) des St. ©. 
B. ü. V. und die dort aufgeführten Novellen. — Übrigens wurde 
die Gefindeordnung den Suftig-Behörden nicht kundgemacht. 

*) Beftimmter und genauer ald im Zofefinifhen Strafgefege ($. 156) 
u. f.) werden bier die Umftände, wodurch der Diebftahl zu einem 
Verbrechen wird, angeführt. | N 

***) Uber die Berechnung des Werthes der öffentlichen Schuldverfchreibuns 
gen Tautet der $. 3 des a. b. Patentes v. 2, December 1803, 
N, 6400. 9. ©. ©. folgender Maßen: „Der Werth der öffentlichen 
Obligationen ift bei dem Darlehen nach dem zur Zeit des Darlehens 
beftandenen, und bei der Zurüdzahlung nach dem zu diefer Zeit be= 
ftehenden Börfe-Eurfe zu berechnen.“ Es dürfte alfo nach der Anas 
Iogie dieſes Paragrafes, wohl auch bei — Obligationen, 
welche von öffentlichen Caſſen ausgeſtellet worden find, erſt berech⸗ 


Umſtaͤnde, wo⸗ 
durch der Dieb⸗ 
ſtahl zur Cri⸗ 
—— 
un 


a: . 
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Feſtſetzung aller im St. G. 8. vorfommenden Geld— 
beträge auf den vollen Betrag in Conv. Münze, 


(Hd. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,734 beim $. VI der Einleitung DE.) 


Frühere Beftimmungen über die Berehnung des 
Betrages. 


4236, Hofdecret vom 19. April 1811, an ſaͤmmtliche 
Appellations=- Gerichte, einverftändlich mit der Hofcommiſ— 
fion in Juſtiz-Geſetzſachen. N. 941 d. I. ©. ©. 


Die in dem Finanzpatente vom 20. Februar 1811 (BIS) 
aufgeftellte allgemeine Erklärung der Wiener Wahrung ift au auf 
den in dem erjten Theile des Strafgefeßes vorkommenden Ausdruck: 
Miener Wahrung, und auf alle nad) diefem Geſetze feit der Kund— 
machung des erwähnten Patentes noch zu beurtheilenden Straffälle, 
in Ausmeffung fowohl des Schadenbetrages, als der davon abhängen: 
den Strafe anzumenden. 


427. Hofdecret vom 30. November 1811. 
(RNosbiersfis Annalen, Wien 1812, ©. 189.) 


In Verbrechen, die vor dem 15. Marz 1811 begangen worden, 
“aber erfi feit der Zeit zu beurtbeilen find, ift die in dem Finanzpatente 
v. 20. Febr. 1811 (BY 5) feſtgeſetzte Scala zu beobadhten, um die That 
ald Verbrechen zu qualificiren, und nach dem Gefeße zu beftrafen. 

Der durch ein Verbrechen zugefügte Schaden ift nad) dem Zeit- 
puncte des verübten Verbrechens, als in welchem der Verbrecher fo: 
gleich zum Erfage verpflichtet worden ift, mit Rückfiht auf das Fi- 
nanzpatent zu beftimmen. 

Die Eriminalkoften find in jemem Betrage, in welchem fie mit 
Rückſicht auf das erwahnte Finanzpatent überhaupt ausgemeſſen wer: 
den müffen, allerdings auch dem zu deren Erfaß verurtheilten Wer: 
brecher anzurechnen. 


net werden, ob jie zur Zeit des gefchehenen Diebftahles nach dem das 
mals bejtandenen Börſe-Curſe den criminellen Brtrag erreichen oder 
nicht, weil ſolche EC chuldverfchreibungen nach diefem erwähnten $. als 
eine Art von Waare zu betrachten find, und jenen Geldeswerth ha— 
ben, welcher denfelben nad dem in Rede ſtehenden Curſe zukömmt. 
(Siche JZenulls Er. Redt, 2. Thl., S. 312, von Wagersbad 
Hdb., 1. Bd., S. 161, Borſchitzky's Hdb.S. 113, von Egger 
Erklärung, 1. Bd., ©. 177.) 
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ABS. Hofdecret vom 10. Februar 1816, an das n. 6. 
Appellations-Geridt. 
(Goutta, 36. Bd. ©. 81 u. f.) 


Über die Anfrage: a) nah welcher Wahrung die Diebftahle in 
den Küftenprovingen zu berechnen feien? und b) wie fich zu benehmen 
fei, wenn der Diebftahl in dem Werthe über 25 fl. in einer Provinz, 
wo das Papiergeld curfirt, begangen worden; der Verbrecher aber in 
einer anderen Provinz, wo nur Metallgeld curfirt, ergriffen wird, 
wird bedeutet: Da nah dem beitimmten Wortlaute des $. 153 des 
I. Thl. des St. ©. der Diebitahl zum Verbrechen wird, wenn der 
Werth desjenigen, was in Einem oder mehreren Angriffen geitohlen 
worden, mehr als 25 fl. W. W. ausmacht; die Conv. Münze aber 
von dem Geſetze der Wiener Währung (Einlofungs:, Anticipations: 
Scheinen) gleichgeftellt wird, unterliegt es Feinem Anjtande, daß 
der Diebitahl, fobald er mehr als 25 fl. in Conv. Munze oder W. W. 
beträgt, den in dem $.153 des St. ©. aufgeitellten Begriff des Ver: 
brechens daritellt, und eben daher der Thäter, welcher in einer Pro: 
vinz, wo das die Conv. Münze voritellende Papiergeld (Einlöfungs- 
und Anticipationg » Scheine) gefetlich curfirt, das fogeftalte Verbre— 
chen in diefer Baluta über 25 fl. begangen hat, in einer andern öſter— 
veihifhen Provinz, wo gefeßlich nur die effective Conv. Münze herrſcht, 
ergriffen wird, eben fo gut nach dem $. 153 des Str. G. ald Verbre- 
cher zu bejtrafen Eomme, als derjenige, welder in den leßtgedachten 
Provinzen über 25 fl. in effectiver Metall Conv. Münze ftieblt, da- 
gegen aber in einer andern Provinz, wo an ihrer Statt nur Papier: 
geld im gefeglichen Umlaufe it, ergriffen wird. 


Nähere Erflarung des den Diebftahl zum Verbreden 
aualificirenden Betrages. 


A239. Hofdecret vom 20. März 1812, an das galizi- 

fhe Appellationg- Gericht, über deffen Anfrage vom 7. 

Jänner 1812, und das hierüber mit der Hofcommiffion in Juſtiz— 
Gefegfachen gepflogene Einvernehmen. N. 981 d. J. G. ©. 


Da der $. 153 erften Iheiles des Strafgefeßbuches allgemein er: 
Färet, daß der Diebftahl zum Verbrechen werde, wenn der Werth 
deffen, was in einem oder mehreren Angriffen geftohlen worden, mehr 
als fünf und zwanzig Gulden beträgt, fo macht es in dem Begriffe 
diefes Verbrechens keinen Unterſchied, ob der erwähnte Betrag auf 
Ein Mal oder auf mehrere Male, Einem oder mehreren Eigenthü— 
mern entwendet, ob der Diebſtahl an Einem oder an verfciedenen 
Gegenſtänden vollbracht worden ift. 

Maucher’s filtemat, Handbuch, 29 
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430. Hofdecret vom 11. Mai 1816, an das Inner 
Öfterreichifche Appellations-Gericht *) einverftänd: 
lich mit der Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen. N. 1244 
d. J. G. ©. 


Über den erregten Zweifel: ob bei dem Verbrechen des Diebſtahls 
aus der Befchaffenheit der That, aus der Eigenfchaft des geftohlenen 
Gutes und aus jener des Thäters, ferner bei den Veruntreuungen 
und dem Betruge der zur Criminalität in den 99. 154, 155, 156, 
161, 163 und 179 des Strafgefeßes beftimmte Betrag bei jeder 
einzelnen That eintreten müſſe, oder von mehreren Angriffen oder 
gleihgeacdhteten Wergehungen zufammen zu nehmen fei, damit fie zur 
Eriminalität erwadhfen? wird zur genaueiten Darnahadtung hiermit 
bedeutet: in Rückſicht auf den Diebftahl it in dem $. 153 des erften 
Iheiles ausdrücklich entfchieden, daß, fo weit feine Criminalität ein- 
zig durch den Betrag beſtimmt wird, es gleichgiltig ſei, ob letzterer 
in Einem oder mehreren Angriffen fünf und zwanzig Gulden Wiener 
Währung überſteige; es auch keinen Unterſchied mache, ob der Be: 
trag über fünf und zwanzig Gulden Wiener Währung aus Einem oder 
mehreren gleichzeitigen oder wiederholten Angriffen, bei Einem oder 
mehreren Beſchädigten erwachſen ſei. Dieſer Paragraf iſt zugleich die 
erſte Stelle, in welcher das Geſetz in Rückſicht der drei nahe ver— 
wandten Verbrechen: Diebſtahl, Veruntreuung, Betrug, 
über das Erforderniß des Schadenbetrages ſich erklärt. Dieſer Para— 
graf iſt alſo auch als die Hauptſtelle zu betrachten, in Hinſicht auf 
welche der Geſetzgeber in der Folge ſich kürzer faſſen Eonnte. Es iſt 
daher dem$. VI der Einleitung zum Strafgeſetze viel mehr gemäß, als 
entgegen, daß, wenn in fpäteren dem $. 153 nachfolgenden Stellen 
bei dem Diebftahle, der Veruntreuung und dem Betruge ein gewiſſer 
Betrag ohne Unterfhied, ob er aus Einer oder mehreren Handlun— 
gen entftehe, zur Criminalität erfordert wird, es gleichgiltig fei, ob 
derfelbe aus Einer oder aus mehreren Handlungen hervorgehe. 

Dabei bleibt es noch immer wahr, daß nur dasjenige als Der: 
brechen behandelt werde, was durch das Gefeß ausdrücklich, das 
beißt: nicht bloß durch die allgemeinen Definitionen der 6$. Ibis VI 
der Einleitung, fondern in den einzelnen Hauptftücken des eriten Ab: 
fchnittes insbefondere dafür erklärt wird, wenn man gedachte Haupt: 
ftüce und Stellen im Zuſammenhange, nicht aber bloß einzelne Stels 
len mit der irrigen Forderung lieit, daß der Gefeßgeber jede Verfü— 


*) Diefe Verordnung wurde über eine ähnlihe Anfrage unter dem 20, 
October 1816 auch an das Appellations-Geriht in Tirol und Vor: 
arlberg (I. G. ©. &. Fortfekung S. 356) und unter dem 23, Dctos 
ber 1823, 3. 9276—1256 (Prov. G. ©. für die Lombardie, 2. Bd,, 
3. Thl., S. 284) an das Mailänd, Tribunal:Gericht erlaſſen, 
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gung an fo vielen Orten buchitäblich wiederholen follte. Durch die 
entgegengefjeßte Auslegung würden aud die gedachten Anordnungen 
fehr vereitelt und umgangen werden, da es zumalen Dienftleuten 
und Beamten fehr leicht fallt, durd einzelne unmerkliche Heine Dieb: 
ftahle und Veruntreuungen dem Dienſtherrn und dem Staate großen 
Schaden zu verurfachen. 


Behandlung und Beitrafung des Diebſtahles amWil— 
de, in einer uneingefriedeten Waldung indem Be 
trage über 25 Gulden. 


(Ofd. v. 7. Februar 1818, N. 1415 d. J. G. ©. beim $. 15% IL. 6) 


Erhebung bes Werthes des Diebitahles durd den 
vom BefhuldigtenausdemMerkaufe desgeitoblenen 
Gutes erhaltenen Betrag. 


ABl. Decret dest. En. ö. Appellations-Gerichtes 
vom 6. März 1818, 3. 1583. 
(Wr. Er. G. N. B. 2. Thl. ©. 136.) 


E3 wurde bemerkt, daß er, Magiftrat*), die Geſetze, und insbe: 
fondere den 153. $. des St. ©. irrig dahin anwende, ald dürfe, wenn 
der Werth des geitohlenen oder veruntreuten Gutes in andern Wegen 
nicht erhoben werden kann, jener Betrag, welchen der Inquiſit er: 
hobener Maßen für das geftohlene (oder veruntreute) Gut bei dem Ver: 
kauf erhalten hat, zum Mafitab bei Beurtheilung eines Verbrechens 
in Gemäßheit des 153. $. St. ©. nit angenommen werben, wel: 
ches dem Geifte und der Abficht des Geſetzes offenbar widerftrebt, da- 
ber ihm aufgetragen wird, fich die Vorfchrift des Geſetzes für Fünf: 
tige Fälle genauer gegenwärtig zu halten. 


Beweiskraft der Ausfage des Befhadigten rüdfidt: 
lih des Betrages des Schaden. 


(Hfd. v. 20. Juli 1810, N. 905 d. I. ©. ©. beim $. 404 b) 1248.) 
8. 154. 
Aus der Befchaffenheit der That ift ein Diebftahl b) die gefähr- 


. lichere eihaf- 
ein Verbrechen: fenbenbeit der 


*) Zegt Griminals Bericht der & &. Haupt: und Refidenzitadt Wien 
genannt (GO) 
29 * 


446 Zweiundz. Hptft. V. d. Diebft. u. Veruntr. $. 15% Tu. IIa) — o). 


Behandlung des Diebftahles als Verbrehen bei dem 
Eintreffen eines in den 65. 154—156 angeführten 
Umjtandes. 


43%. Juſtiz-Hofdecret vom 5. Juni 1804. 
(v. Zimmerl’s Hdb., 3. Thl, ©. 65 u. f.) 

Jeder von dem Gefeße insbefondere in den $$. 154— 156 ange: 
führte Umſtand macht, entweder mit, oder ohne Rückſicht auf den 
Betrag, wie das Geſetz Elar andentet, ſchon einzeln betrachtet, den 
Diebftahl zu einem Verbrechen. Wenn alfo z. B. ein Diebftahl an 
Holz, in Gefellfhaft eines oder mehrerer Diebsgenoffen in einer un: 
eingefriedeten Waldung, aber ohne beträchtliche Beſchädigung der 
MWaldung begangen wird, fo it er ſchon des eriten erfchwerenden Um— 
ftandes wegen, nemlich nach $. 154 II. lit. a) ein Verbrechen. 


1. Ohne alle Rüdficht auf den Betrag: 

a) wenn er während einer Feneröbrunft, Waffer- 
noth, oder eines andern gemeinen, oder dem Beſtoh— 
lenen infonderheit zugeftoßenen Bedrängniffes verübet 
worden ”); 

b) wenn der Dieb mit Gewehr, oder andern der 
perfönlichen Sicherheit gefährlichen Werkzeugen ver: 
ſehen gewefen **). 

11. Wenn der Diebftahl mehr ald fünf Gulden 
beträgt, und zugleich | 





*) Das Sofefinifhe Strafgefeg ($.160 g,h und I) lautete: bei Gele: 
genheit eines Schifſbruchs, oder anderer Waffernoth zur Zeit einer 
berrfchenden Seuche, oder fonft in einem Zeitpuncte, wo der Be: 
ftohlene , wegen eines ihm zugeftoßenen Drangfals feine Sachen zu 
bewahren weniger fähig war. 

**) Über die bejabende Beantwortung der Frage, ob der Diebftahl durch 
die gefährliche Befchaffenheit der That allein, mithin ohne alle Rüd: 
fiht auf den Betrag zum Verbrechen werde, wenn es fih um einen 
Wilddiebftahl handelt und der Thäter dazu mit Gewehr verfehen 
ift, Dann über die hierüber von dem k. k. mähr. fchlef. Appellations: 
und Griminal:Obergerichte in einer fpeciellen Entfcheidung vom 16, 
Detober 1821, 3. 9732 ausgefprocene Anficht, ſiehe Zeitfchrift für 
0. R. 1835, 2. Bd., ©. 333 u. f. 1826, 2, Bd., ©. 213 u, f. 1827, 
1.80. ©. 258 u.f., 1830, 1, Bd., ©, 57 u. f. 1835, 1. Bo. ©. 175 
Anm. 2. a. E. 
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a) in Gefellfehaft eines oder mehrerer Diebs- 
genoffen *); 
b) an einem zum Gotteödienfte geweihten Orte **); 


Behandlung und Beftrafung der Beraubung eines 
Grabes. 
(Hfd. v. 18, Mai 1805, N. 730 d. J. G. ©. beim $. 151 49%.) 


Behandlung .confecrirter Hoftien, als corpora 
deliecti. 


(Hfd. v. 11. September 1837, 3. 5028 beim $. 24+ 21003.) 


c) an verfperrtem Gute *"); 
(Vergl. die $$. 217 und 218 St. ©. II. Thl, und fiehe den $. 966 des 
a. b. G. 8.) 


Behandlung des Diebſtahles an. verſperrtem Gute, 
wozu der Schlüffel fihtbar offen liegt, 


433. Hofdecret deroberften Juftizftelle vom 19. Oe⸗ 
tober 1792, an das n.ö. Appellations-Gericht. 
(Kropatfhet 1.80, S; 495.) 


Auf die geftellte Anfrage, ob ein an verfperrtem Gute, wozu 
der Schlüſſel fihtbar offen liegt, begangener Diebftahl ſchon 


) Das Jofefinifhe Strafgefek $. 160 e) lautete dießfalls minder deut: 
lich in den Worten: in Gefellihaft mehrerer Diebsgenojfen. 

**) Minder deutlich lautete das Fofefinifche allgemeine Strafgefeg $. 160 
k) „an einem Gott geweihten Orte.“ — Die Borfichtsmaßregeln zur 
Berhütung von Kirchendiebftählen fiehe in der illirifhen Gub. 
Vdg.v. 6. Februnar 1834 3. 1867 an die ka E, Kreisämter zu 
Neuftadl und Adelsberg, und beziehungsweife in der Gub. 
Vdg. v. 31. Dctober 1818, 3. 18,185 an die Kreisämter zu 
Laibadh, Adelsberg,Neuftadl ud Villach (in der illirifchen 
Prov. G. S.16. Bdo., S. 18 u. f.), dann wegen Einführung einer ge: 
nauen Eontrolle über die Nachtwachen zur Verhütung von Kirchendieb: 
jtählen und fonftigen Einbrüchen, ſiehe die Gub. Bda.v.17. Febr. 
1842, ©. 3. 2985, an die E E. Kreisämter und Gonfiftorien 
(in der Prov. ©. ©. für Böhmen 24. Bd., ©. 85 u. f.); ferner 
jur Befeitignng der Entfremdungen des in die Opferſtöcke eingelegten 
Geldes fiehe die VBorfichtsmaßregeln in der böhmiſchen Gub, 
Vdg. v. 18. December 1835, 3. 59,628, an die k. Kreis äm— 
ter, den Prager Magiftrat, und die Gonfijtorien, und 
beziehungsweife in der Gurrenda des Landgerichtes zu 
Brunek vom 26. Auguft 1835, 3. 2726, an die refpectiven Herz 
ren Seelforger (in der böhm. Prov. G. ©. 17. Bd., ©. 778 u. f.) 

) Das Zofefinifche Strafgefeß ($. 160 d) fette noch bei: „und eben fo 
in einer mit Mauer, Umzäunung, gder auf andere Art eingefangenen 
Waldung,* 
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für fih, ohne Rückſicht auf den Betrag ein Criminal: Verbrechen fei? 
ift die höchite Belehrung dahin erfolgt: da das Geſetz von Verbrechen 
und Strafen in dem I. Ihl. des Jofefinifchen Strafgefetes $. 160 d) 
deutlich und ohne Ausnahme rede, fo könne deifen Anwendung durd) 
den Unterfhied, von welhem Orte der Dieb den Schlüſſel zu 


dem verſperrten Gute hergenommen habe, nicht verändert 
werden *). 


Behandlung des Diebſtahles am Getreide aus plum— 
birten Säcken. 


434. Hofdecret vom 20, Juni 1800, kundgemacht durch 
Appellationsgerichts - Verordnung in Böhmen den 1. Julin. J. 
(Kropatfchet, 1%. Bd. ©. 293 u, f.) 


Auf eine bierortd gemachte, und weiters höchſten Orts einbefor: 
derte Anfrage, ob ein am Getreide in plumbirten Säcken begangener 
Diebitahl zur Criminal: Verhandlung geeignet fei, wurde erkläret: 
daß ein derlei Diebftahl, ald an einem verfperrten Gute verübt, nad) 
Vorſchrift des $. 160 des (Zofefinifchen) allgemeinen Geſetzbuches über 
Verbrechen und Strafen zur Criminal-Verhandlung geeignet fei. 

Welches ſämmtlichen Criminal: Gerihten, Magiftraten, und 


übrigen Behörden zur Nachachtung in vorkommenden Fallen biemit 
bedeutet wird *). 


Behandlung und Beftrafung des Verfuhes bes Dieb: 
ftabled an einem verfperrten Gute. 


435. SuftizsHofdecret vom 5. Dctober 1804. 
(Borfhigtys Hdb. ©. 116 u. f.) 


Ob der Verſuch des Diebftahls an einem verfperrten Gute, wenn 
der Thater behauptet, daß er nicht über fünf Gulden am Werthe 
entwenden wollte, als cin Verbrechen nach dem $. 154 eriten Thei— 
les, oder nur als eine ſchwere Polizei: Übertretung zu beftrafen fei, 
hängt von den die That begleitenden Umſtänden ab. Wußte der Thä—⸗ 
ter, oder konnte er mit Wahrſcheinlichkeit vermuthen, daß in dem ver— 
ſperrten Behältniſſe nur Sachen, deren Werth nicht über fünf Gul— 
den ſteiget (z. B. geringere Eßwaaren), aufbewahret ſeien, dann 
kann man auch nicht annehmen, daß ſeine böſe Abſicht auf ein Gut von 





) Über die auch noch jetzt beſtehende Anwendbarkeit obiger ar 
fiehe die Zeitfchrift „der Juriſt,« 1843, — Bd., 1. Heft, S. 36, 
und Zeitſchrift für ö. R. ıc, 1838, 1. Bd., 190, 

*+) Eiche wegen der gegenwärtigen Anmendbateit dieſes Hofdecrets obs 
erwähnte Zeitfhrift „Der Jurift“ a. a. O. ©. 37, 
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boherem Werthe, gerichtet war, folglich ift der Verſuch nur ald eine 
ſchwere Polizei-llbertretung ftrafbar. Wenn aber die verfperrten Sa— 
chen den Werth von fünf Gulden überfteigen, und zum Theile dem 
Thäter die oberwahnte wahrſcheinliche Entfhuldigung nicht zu Stat: 
ten Eommt, fo hat er die Vermuthung wider fi, daß fich feine Hab- 
gierde des ganzen verfperrten Gutes, in fo fern es ihm möglich war, 
bemädtigen wollte, und liegt ihm aus andern Umſtänden der Beweis 
des Gegentheils ob. Ohne Beobadhtung diefes in der Natur der Ga: 
che liegenden Unterfchiedes würden die Eühniten und ftraflichiten Wer: 
fuche durch das Läugnen des Ihaters abgelehnt werden. 


d) an Holz, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder mit beträchtlicher Befhädigung der Waldung *); 


Behandlung des Diebftahles an Holz; nad der 


436. Walbdordunng für Nieder-Öfterreicd vom 
1. Juli 1813. 
(Polit. ©. ©. 4. Bd., ©. 17.) 


$. 30. lÜberiteigt der Werth des entiwendeten Holzes aus einem 
uneingefriedeten Walde 25 fl. oder aus einem eingefriedeten Walde 
den Betrag von 5 fl., oder war der Diebitahl mit betrachtliher Be— 
fhadigung der Waldung verbunden — — — fo it der Thäter nad 
ber Vorſchrift des $. 153, 15% IL. d) ald Verbrecher zu behandeln, 
und dem ordentlichen Gerichte zu übergeben. 

$. 41. — In allen jenen Fallen, wo die Verlegung der Wald: 
ordnung die Eigenfchaft einer fehweren Polizei» llbertretung, oder ei: 
nes Verbrechens annimmt, tritt derjenige Nichter ein, welcher durch 
das Strafgefeß uber Verbrechen und ſchwere Polizei : lbertretungen 
zur Unterfuhung und Aburtheilung berufen it **). 





— rn nn 


*) Die Vorfihtsmaßregeln gegen Holzdiebereien in Galizien, fiehe in 
dem HoffanzleisDecrete vom 19. September 1811, an 
das galizifhe Gubernium (Polit. G. ©. 37.Bd., S. 532 u.f.); 
ferner jene zur Entfernung ordnungswidriger Sammlungen des Klaub: 
holzes und vorfchriftwidriger Unfüge in Waldungen , fiehe in der 
n. ö. Reggs. Bdg.v.26.D ct. 1831, 3.57,267 an die. Kreis: 
ämter V. U. W. W. ud V. O. W. W, die k. Polizeis:Dber: 
Direction, und den Wr. Magiſtrat (n. ö. Prov. G. ©. 13. 
Thl, ©. 547 u. f.). 

Eine Holzentfremdung, fagt das Zofefinifhe Strafgefeg, ($. 162 
I. und 8. 30 a) UI. Thl.), die in freien uneinfangenen Waldungen be: 
gangen worden, foll nicht von der Griminal:, fondern von der po: 
litiihen Behörde unterfuht, und beftraft werden. 

* Rüdjichtlih der Anwendung diefer Waldordnung, in fo fern die An: 
ordnungen derfelben Holzentwendungen betreten, ſiehe Kudlers 
Erklärung ıc:1.8d., S. 426. 
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Behandlung der Waldfrevel als Verbreden. 


437. HoffanzleisDecret vom 1. Juni 1832 an die 
ob derennfifche Landesregierung, und Negierungs: 
Decret vom 10. Suni 1832, 3. 15,961. 


(Pic! 58. Bd., S. 236 und beziehungsiweife ob der ennf. Prov. G. ©, 
14. Thl,, ©. 168.) 


Der von der Landesitelle gemachte Antrag, wegen Erlaffung einer 
Belehrung der falzburgifchen Behörden, daß diejenigen Waldfrevel, 
welche nach dem Strafgeſetzbuche als ein Verbrechen oder eine ſchwere 
Polizei = Übertretung anzufehen find, aud nad dem Strafgejeßbuche 
zu behandeln feien, wird im Einverjtindniffe mit dem oberiten Ge: 
vichtöhofe genehmiget. Die zu erlaffende Verordnung it nur im Salz— 
‚burger: Rreife Eund zumachen, und in folgenden Ausdrücken abzufaſſen: 
„Uber die Unterfuhung und Beſtrafung derjenigen Waldfrevel, 
wodurch fi der Thäter nach dem Strafgeſetzbuche eines Verbrechens 
oder einer ſchweren Polizeiz Übertretung fhuldig macht, kann nicht 
die falzburgifhe Waldordnung vom Jahre 1755, fondern nur der 
erite und zweite Theil des Strafgefeßbuches zur Richtſchnur dienen *). 


Behandlung und Beftrafung der ShwemmbholzEnt: 
fremdbungen. 


A438. Regierungs-Verordnung vom 3. Mai’ 1833, 
3, 17,086, an das k. f. Kreisamt BU. W. W. 
(R. ö. Prov. G. ©. 15. Thl, ©. 220 u. f.) 


Die & En. 0. Landesregierung bat ſich in Folge der mit dem 
k. E. n. ö. Appellations- und Griminal= Obergerichte gepflogenen Rück— 
fprache über die Frage, ob diein dem Schwenm- Patente vom 1. Au: 
guft 1696 ausgefprochene Geldftrafe der bei den Schwemmen verüb: 
ten Diebftähle noch fortwährend aufrecht erhalten werden könne, und 
mit der fpater erfloffenen Verordnung vereinbarlich fei, in der Mei: 
nung dahin vereiniget, daf die Anordnung des Schwemm⸗Patentes 
vom 1. Auguft 1696, vermöge welcher die Entfremdung eines jeden 


*) Nach einer für das lomb. venet. Königreich erlaffenen Erläuterung 
jteht bei Waldfreveln das Erkenntniß, ob die Handlung nach dem 
St. G DB. zu beftrafen jei, ſtets den Strafbehörden zu, folglich 
Eönnen nur Srevel, welche fih weder ald Verbrechen noch als fhwere 
Polizeislibertretungen darſtellen, politifch abgeftraft werden. (Hfd. 
v.7. Jänner 1832, 3. 28,416, Edg. durch das mailänd. Gub. am 
6. Februar, 3. 2718, und das venet. Gub. am 21. März n.J. 3.4164 
in Kudler a. a. O. S. 426, 4) .) 
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Scheites Holz auch ans den Schwemmbächen oder von den Ilfern der: 
felben mit einem Gulden beftraft wird, als ein Geſetz mehr politifher 
als firafrechtliher Natur, das insbefondere zur Abhaltung von Ent: 
fremdungen eines jedem offen liegenden Gegenitandes, und zum Schuße 
der Schwenm » Privilegien neben dem neuen Strafgefeßbuche noch im: 
merfort beitehe, oder in allen jenen Fallen in Amvendung kommen 
Eonne, wo jene Criterien nicht vorhanden find, welche das Strafgeſetz 
erfordert, damit die Entfremdung entweder ald das Verbrechen oder 
die ſchwere Polizeiübertretung des Diebitahles, oder nach Umſtänden 
der Veruntreuung und de3 Betruges, unter welchen die Entfrem: 
dung des Schwemmholzes, wenn ſolche nach dem Strafgeſetze behan— 
delt werden foll, wohl gewöhnlich wird fubfumirt werden müſſen, ſich 
darſtellen, wobei ed von Fall zu Fall dem Ermeifen der competenten 
Behörde überlaſſen bleiben muß, Uber das WVorhandenfein diefer ge: 
jeglichen Griterien abzufprehen, und zu beurtheilen, in wie fern die 
fhuldbare Handlung nah den Grundfügen des Strafgefeßes zu behan: 
dein fei, oder nicht, wo dann im erfteren Falle bei dem Ausmaße der 
Strafe nach dem ausdrücklichen Wortlaute des Kundmahungs = Pa« 
tentes, zu dem neuen Strafgefeßbuche vom 3. September 1803, nur 
die Vorfchriften desfelben zur alleinigen Nihtfhnur genommen wer: 
den müſſen. 


e) an Fifchen in Zeichen *); 

f) an Wild, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder mit befonderer Kühnheit, oder von einem, gleich: 
fam ein ordentliches Gewerbe damit treibenden, Thä⸗ 


ter verübet worden ift *). 
($$. 383 und 1331 des a. 6. G. B.) 


*) Schon die früheren Verordnungen als: die Handwerld: Ord— 
nung der Fiſcher vom 13. December 1736, dann das Pat. v. 
21. März 1771 (Kropatſchek Sammlung der Gejege von 1740 
—1780, 8.8)., 5.506) haben ſich gegen das unbefugte Fifchen über: 
haupt ſtreng erklärt, Die Berordnung dern. d Regierung 
vom 9. Mai 1799, 3. 6151 ſagt: Wer (obme felbjt mit einem Fiſch— 
waſſer verfehen zu fein) fiihen will, hat fih mit den Befigern von 
Fiſchwäſſern über das Recht, in ihren Bezirken zu fiihen, abzufinden. 
Jenen, die unbefugt fiihen, iſt nicht nur das Fangzeug, ed mag in 
Garnen, Grund: oder gemeinen Angeln u. dal. bejtehen, abzuneh: 
men, fondern fie find noch außerdem um Geld, oder mit Arrejte zu 
betrafen. In Wien ijt die Wirkfamkeit zur Aufrehthaltung diefer 
Anordnung der Polizei:Behörde übertragen. Bdg.der n.d. Regie: 
rung v. 30. Mai 1883, 3. 24,58%. (Kudlera. a O. 1. Bd., 
©. 427 2.) 

) Nach dem FJofefinifhen Strafgefege ($. 30 b 11. Thl.) gehörten Wild: 
diebjtähle, die von einem zur Jagdbarkeit nicht befugten Thäter auf 
was immer (für eine) Art, obgleich allenfalls auf eigenem Grunde 
unternommen wurden, auch bei größerem Werthe des entfremde, 
ten Gutes unter die politifhen Verbrechen. 
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Behandlung und Beitrafung des Wilddiebitahles 
nad der 


4139. Jagdordnung vom 28. Februar 1786 *). 
(Hdb. der Geſetze Zofef II, 11. Bo., S. 489 u. f.) 


-$. 3. Wenn ein Schwarzwildftück auch außerhalb eines Thier— 
gartens angetroffen wird: fo ift ed Dedermann zu allen Jahreszeiten 
erlaubt, dasfelbe, wie Wolfe, Füchſe, oder ein anderes ſchädliches 
Raubthier zu ſchießen, oder ſonſt auf eine Art zu erlegen. — — — 

18. Niemand darf in einem fremden Wildbanne, außer auf 
der Straße oder dem Fußſteige, bei der Durchreife fich mit einem Ge: 
wehre, oder Fang: und Hebhunde betreten laſſen. Die lbertreter 
diefed Verbotes follen eingezogen und beitraft werden. 

$. 19. Wer ein Wild findet, welches fich felbft geſpießt oder 
fonft beſchädiget hat, und zu Grunde gehet, kann ſich dasfelbe feines: 
— zueignen, ſondern hat dem Jagdinhaber davon die Anzeige zu 
machen. 

$. 20. uͤberhaupt iſt fremdes Wild von was immer für einer 
Gattung fangen oder ſchießen, wie die Entfremdung jedes andern 
Eigenthums, ein Diebſtahl. Die Wildſchützen ſollen daher wie andere 
Diebe betrachtet, von den ihnen vorgeſetzten Gerichten nach den Cri— 
minalgeſetzen behandelt, und, je nachdem das geſtohlene und entfrem— 
dete Wild an Werth beträgt, nachdem das Verbrechen öfter wieder— 
holet, oder dabei Gewaltthätigkeit verübt und Schaden verurſacht 
worden, beſtraft werden. 

6. 21. Wer überführt wird, einen ihm bekannten Raub- oder 
Wildſchützen verhehlet, oder demſelben Aufenthalt gegeben zu haben, 
ſoll wie der Wilddieb ſelbſt eingezogen und dem Gerichte überliefert 
werden. 

$. 22. Gleichfalls ſoll derjenige, der wiſſentlich von einem Wild: 
ſchützen Wildbret gekauft zu haben überzeugt wird, geitraft werden. 

$. 23. Wer hingegen einen MWildfhüten entdeckt, erhält wolf 
Gulden zur Belohnung, welche der Jagdinhaber zu bezahlen hat. 

$. 24. Der Einbringer eines Wildfhuren erhalt fünf und 
zwanzig Öulden zur Belohnung, welde Taglia gleichfalls die 
Jagdinhaber zu bezahlen haben, denen entgegen aud die Geldftrafen, 
welche dem libertreter der Zagdgefeke in ihrem Bezirke zuerkannt wer: 





*) Diefe Jagdordnung wurde mittelit Decretes der Gentral: 
Drganifirungs:Hofcommiffionvom 17. Auguſt 1816 
in Tirol (Goutta 12. Bd., S. 48) und mit Reggs. Dec. v. 
10. Febr. 1823, 3. 2759 (ob der enuf. Prov. ©. S. 5. Thl., S 
46 u. f) im Salzburger: und Innkreiſe, dann in den Par: 
zellen des Hausrudfreifes einarführt. (Reggs. Dec. v. 19. 
Juni 1823, 3. 13,777 a. a. O. S. 154.) [489 a)| 
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den, anbeimfallen. Bei dem Bauernitande haben jedoch Feine Geld: 
trafen, jondern nur Eörperliche Statt. 

$. 25. Wenn in einem Wildbanne ein bewaffneter Wildſchütze 
auf Zurufen der Jäger fih nicht ergibt, fondern zur Wehre jteller, 
fo ift ihnen erfaubt, ihrer Selbiterhaltung wegen, auf denfelben zu 
ſchießen. 

$. 26. Übrigens wird allen Obrigkeiten zur vorzüglichen Pflicht 
gemacht, diejenigen, welche unbefugt einem Wild nachitellen, ſolches 
fangen oder ſchießen, auszuforfchen, ald Diebe einzuziehen und dem 
Gerichte zu übergeben. — 

$. 27. Bei gegründetem Argwohne alfo, daß ein Wild uner: 
laubter Weife.gefallt worden, werden die Jagdinhaber angewiefen, 
ji an die Ortsobrigkeiten oder Richter zu wenden, damit diefedie zur 
Auffindung des corporis delieti allenfalls nöthige Unterfuchung in 
den Häufern vornehmen; den Sagdinhabern felbit aber wird eine 
eigenmächtige Nachſuchung, es fei durch fie oder ihre Jägerei, durch: 
aus unterfagt, 


Stufenweife Beitrafung des Wilddiebſtahles. 


439 a) GubernialsKundmadhung vom 21. Jänner 
1826, 3. 25,297. 
(Prov. G. S. für Tirol und Vorarlberg, 13. Bd., S. 31 u. f.) 


Das unbefugte Fangen und Schießen des fremden Wildes iit 
ein wirklicher Diebitahl. 

Wer ein geftohlenes Wild verhehlet, an fi bringt oder vers 
handelt, made fich der Iheilnahme an dem Diebitahle jhuldig. 

Ze nahdem fih nun die Verhaltniffe in Gemäßheit der $$. 151 
bis 160 und 165 bis 168 des St. ©. B. I. Thl., oder der $$. 210 
bis 215 des II. Thl. geftalten, werden jene gefeßwidrigen, Handlun: 
gen bald ald Verbrechen, bald aber als ſchwere Polizei » Übertretuns 
gen behandelt und beitrafet. 

Hierin beiteht der allgemeine Schuß, weldhen der Befiger einer 
Jagdbarkeit mit jedem andern Eigenthümer glei geniefiet. Die be: 
fonderen Begünftigungen der Jagdgerechtſame enthalten die $$. 17 
bis inclufive 29 des unterm 12. September 1816 wieder kundg. a. h. 
Jagdpatentes vom 28. Hornung 1786 (439.) 

Diefe Begünſtigungen, welche ohnehin fonft Eeinem Eigenthü: 
mer zugeftanden find, durch die Einführung der fogenannten Licenzs 
jettel beim Verkaufe des Wildes noch mehr auszudehnen, gibt es wer 
aus Eeine rechtlichen und politifhen Gründe. 

Der Beſitzer hat nad) $. 323 des allg. b. G. B. die rechtliche 
Vermuthung eines giltigen Titels für fi. Er Eann daher zur Angabe 
der Erwerbungsart nicht verhalten werden. Einen folden Zwang könnte 


- 
= 
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nur die dringendfte Noth rechtfertigen, welche jedoch für den vorliegen: 
den Fall nicht nadhgewiefen erfcheint. 

Bei diefen Verhältnifen Eann die Sandesftelle in die Verband: 
lung, welche die Republication der Eonigl. baierifchen Verordnung vom 
11. Juli 1812 zum Gegenftande haben foll, um fo minder eingehen, 
als die Wiedereinführung und Handhabung des gedachten Normals mit 
fo manden Schwierigkeiten verbunden wäre, welche fih aus der fiſi— 
califhen Lage diefer Provinz, aus dem National: Character ihrer Be- 
wohner, und aus der eigenthümlichen Verfaffung von Tirol und Vor— 
arlberg von felbit ergeben würden. 

Die wird dem k. k. Kreisamte zur weitern Amtshandlung mit 
der Weifung eröffnet, den Interbehörden die ftrengfte Befolgung der 
beſtehenden Jagdgeſetze und dieffalligen Strafdirectiven neuerdings 
einzufchärfen. 


Behandlung und Beftrafung des Wilddiebſtahles, 
aus dem Betrage über 25 fl., oder aus der Beſchaffen— 
beit der Ihat. 


440. Hofdecret vom 7, Februar 1818, an fämmtli- 
he Appellations- Gerichte, einverftändlich mit der Hofcoms 
miffion in Juſtiz- Gefeßfachen N. 1415 d. 3. ©. ©. 


Aus dem Hofdecrete vom 23. Juni 1808, welches bei der zwei: 
ten Auflage des Strafgefeßed in den Anhang IT unter Pr. XII*) 
aufgenommen worden it, und aus dem Regiſter unter dem Worte: 
„Wilddiebitahl“ it der Zweifel erhoben worden: Ob der Dieb: 
ſtahl an Wild auch aus dem Vetrage uber fünf und zwanzig 
Gulden, nah dem $. 153 erften Iheiles, oder nur in Folge des 
$. 15%, Abſatz II. f), aus der Befchaffenheit der Ihat zum Ber: 
brechen werde ? 

Zur Befeitigung desfelben wird erklärt: daf nad dem angeführ: 
ten $. 153 auch am Wilde in einer uneingefriedeten Waldung ein 
Diebitahl begangen werde, der fhon aus dem Betrage, wenn er in 
Einem oder mehreren Angriffen fünf und zwanzig Gulden 
W. W. überfteigt, zum Verbrechen geeignet iſt. 

Wird aber der Wilddiebitahl unter den erfchiwerenden Umſtänden 
des 6. 15% IE. () begangen; fo it er auch ſchon bei einem Betrage 


) Diefes Hofdeeret lautet: Die eigenmächtige Sammlung und Abnahme 
der Eiheln und Knoppern in obrigakeitlihen Waldungen ohne 
Bewilligung der Eigenthümer ift eben fo, wie andere Waldfrevel 
ARE nach dem $. 210 im U. Thl. des St. ©, B. zu be— 
ſtrafen. 
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über fünf Gulden W. W. aus der Vefchaffenheit der That, als ein 
Verbrechen zu behandeln. 


Belehrung des Landvolkes über das verbrederifde 
des Wilddiebfta hles. 
(Ob der ennfifches Reggs. Dec. v. 14. Zänner 1886, 3. 27,15% beim $. 3 


Anhaltung der Wilddiebe durd die Gränzwache *). 
(Ob der ennfifche Reggs. Bdg. v. 7. März 1831, 3. 4771 beim $. 228 
89 


$. 155. 
Aus der Eigenfchaft des geftohlenen Gutes wird Die Bien 
der Diebftahl zum Verbrechen: Hohlenen One 


Behandlung des Diebftahles ald Verbrechen beidem 
Eintreffen eines in den $$. 154 — 156 angeführten 
Umftandes. 


(Ihfd. v. 5. Juni 180% beim $. 154 43%.) 


I. Ohne Rüdficht auf denBetrag, wenn folcher 
an einer unmittelbar zum Gotteödienfte gewidmeten 
Sache, mit einer den chriftlichen Religionsdienft be= 
leidigenden Verunehrung begangen worden. 

(Bergl. den $. 107 b) St. G. B. ü. V.) 


Behandlung confecrirter Hoftien, als corpora 
delicti. 


(Ofd. v. 11. September 1837, 3. 5028 beim $. 244 10903.) 


1, Wenn er mehr ald fünf Gulden beträgt, und 
a) an Feld- und Baumfrüchten *"); 





) Zeßt mit der Gefällenwahe in einem Körper vereinigt k. k. Fi— 
nanzwace genannt (BOS m). 

**) Das ofefinifhe Strafgefeß (F. 30 c) II. Thl.) zählte die Entfrem« 
dungen der Feld- und Baumfrüchte auf offenem Felde auch bei grö— 
Berem Werthe deö entfremdeten Gutes unter die politifhen 
Verbrechen, 


ei) die gefährli« 

u 

fenheit vesThä« 
ters. 


©. A. I, Nr. 9. 
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Behandlung und Beftrafung des Diebſtahles andem 
Laube der Maulbeerbäume, 


An. Hofdecret vom 30. Auguft 1833, an fämmtli- 
he Appellations- Gerichte, inFolge allerhöchfter Entfchlie- 
fung vom 9. März 1833, N. 2628 0.9. ©. ©. 


Nachdem fich der Zweifel ergeben hat, ob nad dem Sinne des 
Geſetzes das Laub der Maulbeerbäume zu den Baumfrüchten gehöre, 
wovon der $. 155 des Geſetzbuches über Verbrechen handelt, fo ha— 
ben Seine Majeftät zu bejtimmen gerubet, daß in den Ländern, in 
welden die Zucht der Geidenwürmer einen Zweig der Induſtrie 
und der Landwirtbfchaft bildet, unter dem im $. 155, N. II. lit. a 
des Geſetzbuches über Verbrehen vorkommenden Ausdrucde: Baum: 
früchte, auch das Laub der Maulbeerbäume, welches zur Fütterung 
der Geidenwürmer dient, zu verfteben, und daher der Diebitahl 
an diefem Laube, wie der Diebitahl an Baumfrüchten ‚nah Bor: 
fhrift des 6. 155. N. IL. lit. a zu behandeln und zu beitrafen ſey. 


Behandlung und Beftrafung der eigenmädtigen 
Sammlung und Abnahme der Eicheln und 
Knoppern. 


(Hfd. v. 23. Juni 1808 in der Anmerkung zum Hfd. v. 7. Februar 1818 
N, 1415 d. 3. ©. 5. beim $- 154 If) 440.) 


Behandlung und Beftrafung der mutbwilligen und 
willfürliden Befhadigung der Obftbaume. 


(Hfd. v. 28. October 1806 beim $. 74 393.) 


b) am Viehe auf der Weide, oder vom Zriebe*); 
c) an Adergeräthfchaften auf dem Felde verübet 
worden ift. 


$. 156. 


Aus der Eigenfchaft des Thäters ift der Dieb: 
ftahl ein Verbrechen: 


») Nach dem Zofefinifhen Strafgefege ($. 168) war derjenige, welcher 
fremdes Vieh von dem Triebe, oder der Weide ſtiehlt, als einRäus 
ber anzufehen, 


Behandlung und Beitrafung des Diebftahles als 
Verbrehen, bei dem Eintreffen eined in den $$. 15% 
bis 156 angeführten Umftandes. 


(Ihſd. v. 5. Zuli 180% beim $. 154 43%.) 


I. Ohne alle Rüdfiht auf den Betrag, wenn 
der Thäter Schon zwey Mal Diebftahles wegen geftra= 
fet worden *). 


Behandlung und Beftrafung des Diebjtahles nad 

vorbergegangener zweimaligerdieferwegen, obſchon 

im politifhen Wege erfolgten Abſtrafung ohne Rück— 
fiht aufden Betrag. 


44%. Berordnung der f. E. Appellation in Böh— 
men vom 23. März 1804.: 
(Borfhigtys Hdb., S. 118 u. f.) 


Auf die, aus Gelegenheit der zur Criminal = Amtshandlüng über- 
gebenen, wegen mehrmalen begangenen Diebitählen politifch abgeitraf- 
ten N. M. unterm 13. Marz angefuchte Weifung, ob felbe zur Erimi- 
nal: Amtöbandlung zu ziehen fei? wird dem Magiitrate mit Nückle: 
gung der Berichts - Beilagen bedeutet: Nachdem der $. 152 des Ge- 
feßbuches tiber Verbrechen die Criminal: Falle dahin beitimmt, daß 
joldhe entweder aus dem Betrage, oder aus der Beſchaffenheit der 
Ihat, oder aus der Eigenfhaft des durch den Thäter entzogenen Gu« 
tes, oder endlich aus der Eigenfhaft des Thäters entitehen, ſo trete 
bei diefer Unterfuchung der legtbejtimmte Fall unftreitig ein, indem 
bier wegen acht Mal verlegten fremden Eigenthumes, und fomit 
ſchlechten perfönlihen Eigenfchaften, die Ihat der Entwendung, jie 
möge noch fo geringfügig fein, fi zu einem Verbrechen qualificirt. 


*) Wegen Berüdjihtigung der im Auslande wegen Berbrechen Callens 
falld wegen Diebſtahls) erlittenen Abjtrafungen fiehe Hfd. v. 22. Des 
cember 1788 N. 943 d. J. G. S. beim$.37c (D S 4,) und v. 4. Sept. 
1819, N. 1601d. J. G. S. beim $. 30 (WA1G.) — Das Zofefinifche 
allgemeine Gefeß über Verbrechen und derfelben Bejtrafung enthält 
in dem 1. Theile ($$. 156 — 164) Beine befondere Beftimmung über 
den Rüdfall in den Diebſtahl, und es galten daher bei diefem Ber: 
brechen nur die allgemeinen Anordnungen, denen zu Folge die fruchte 
108 gebliebene Bejtrafung als Erfhwerungsgrund zu betrachten war, 
($. 14 des J. Thl. des Joſ. St. G. ©.) 
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Übrigens ift aus den Worten des Strafgeſetzes $. 152 der Sinn des 
$. 156 klar zu entnehmen, daß es gleichviel daran fei: ob die vor: 
ausgegangenen Diebitahle ehemals politifche oder Criminal = Diebitahle 
waren? genug daran, wenn der Dieb durd) dreimalige Wiederholung 
feinen Hang zum Stehlen an den Tag gelegt hat, in deffen Gemäß: 
heit dann audy der $. 210 II. Thl. von ſchweren Polizei: uͤbertretun—⸗ 
gen die Fälle des F. 156 J. Thl. ausnimmt. 


443. Hofdecret vom 5. October 1804, an das böhmi— 
he Appellations-Gericht, einvernehmlich mit der Hof- 
commiffion in Gefepfachen. N, 692 d. I. ©. ©. 


Die vorhergegangene von dem Gefeße geforderte zweimalige Be— 
ſtrafung wegen Diebitabld mag im Criminal-Wege, oder von der po— 
litifhen Obrigkeit verhängt worden fein, fo wird der folgende Dieb- 
ſtahl ohne alle Rückſicht auf den Betrag zum Verbrechen. Doc) it 
diefe gefeßliche Verfügung in Hinficht des Diebftahles auf das verſchie— 
dene Verbreden der Veruntreuung nicht auszudehnen. 


444. Juftiz-Hofdecret vom 5. Dctober 1804. 
(Gorſchitzky's Hob., S. 119 u. f.) 


Der $. 156 I. Thl. erklärt den Diebſtahl überhaupt aus der Ei— 
genfchaft des Thäters für ein Verbrechen, wenn der Thäter ſchon zwei⸗ 
mal Diebſtahles wegen beſtraft worden iſt. In der That äußert auch 
der Menſch, der ungeachtet einer zweimaligen, obſchon nur politi— 
ſchen Beſtrafung, den Diebſtahl begeht, eine ſolche tiefe Wurzel faſ⸗ 
fende Neigung zum Stehlen, welde nur durch eine härtere (crimi= 
nelle) Beitrafung zurückgehalten werden kann. 

In dem 22. Hauptſtücke J. Theiles, wo eben die Gränze zwi— 
ſchen den Diebſtählen, die als Verbrechen, oder nur als ſchwere Po— 
ligei = Übertretungen anzufehen find, gezogen wird, Eann das Wort 
Diebitahl ohne Zuſatz nicht bloß vom Diebitahle ald Verbrechen be: 
trachtet, fondern es muß von dem Diebftahle überhaupt verftanden 
werden ; daher auch in dem $. 210 IT. Ihl. gefagt wird, daß nur die: 
jenigen "Diebftähle, welche mit dem, in den $$. 152 bis 156 ausge: 
drückten Erforderniffen nicht verfehen find, als fchwere Polizei: lber- 
tretungen zu beftrafen fein. Die Androhung der fhweren (criminellen) 
Beſtrafung geſchieht in dem neuen Strafgeſetze Jedem, der ſchon 
zwei Mal wegen Diebſtahls beſtraft worden iſt. 

Sie bezieht ſich alſo ohne einer widerrechtlichen Zurückwirkung auf 
denjenigen, der ſchon vor dem neuen Geſetze zweimal Diebſtahles 
wegen beſtraft worden iſt, und trotz der Androhung von der Wieder: 
bolung des Diebitahles fich nicht abfchrecfen läßt. Da aber in dem 
22. Hauptitüde I. Iheiles der Diebitahl und die Veruntreuungen, als 
zwei verfchiedene Verbrechen aufgeführt werden ; fo kann man dasje: 
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nige, was von Diebftahlen der zweimaligen Beitrafung rg Hefagt 
wird, auf die Veruntreuung anwenden. 


445. Berordnung des böhmifhen Guberniums 
vom 24. nn 1830, 3. 12,055. 


(Böhm. Prov. G. ©. 12. * .197 und Kudler's Erklärung ıc. 
— ©. 484 ) 


Da Fälle vorgefommen find, daß politifche Behörden bei vorge- 
kommenen Diebftahlen ungeachtet einer vorausgegangenen mehrmali- 
gen Deftrafung des Thäters „doch incompetent ihr Amt gehandelt ha⸗ 
ben *), fo werden fie ausdrücklich angewieſen, fobald ein ihnen frem— 
des Individuum Diebftahles wegen angehalten wird, fich mit der Obrig- 
keit des Ortes, unter welde der Thäter gehört, ber die perfonli- 
hen Verhältniffe desfelben ins Einvernehmen zu ſetzen **). 


Anwendung des $. 156 I. ©t. ©. I. Thl. au auf den 
Diebſtahls-Verſuch. 


446. Juſtiz-Hofdecret vom 6. März 1838, an das 
f. f. Füften!. Appellations- Gericht, Hoffanzlei-De- 
eret vom 3. Auguft 1838, an das fteiermärkifde 
Sandesgubernium. 

(Pihl,4.%,S 64.) 


Über die geftellte Anfrage: ob ein Diebſtahls-Verſuch, wenn der 
Thäter fhon zweimal wegen des Diebftahls geftraft worden, dadurch 
zum Verbrechen werde, wird dem E. k. Appellationg - Gerichte aufge: 
tragen, dem Criminal» Gerichte zu Gratz für Eunftige Falle die Be— 
lehrung dahin zu ertheilen, daß der $. 156 I. Thl. des St. G. B. 
auch auf den Diebſtahls-Verſuch anzuwenden fei. 


) Eiche in Betreff der im politifhen Wege Eee Verbrecher 
das Hfd. vom 20. Jänner 1823, N. 1920 d. J. ©. S. beim $. 224 


(868.) 
**) Daher lautet die königl. böhm. Gub. Vdg. v. 19. Februar 1808, 3, 
5380 folgender Maßen: 

Jahrmärkts-Diebſtähle find gleih andern politifshen Übertretuns 
gen und Entwendungen zu behandeln, und jedesmal Die — 
ſowohl, als auch die Beſtrafung derſelben in dem Geſtionsprotocolle 
anzumerken, um ſo dann auch bei der Betretung des politiſch Abge⸗ 
ftraften in einem Verbrechen die Spur über feinen vorigen Lebens— 
wandel und die ihn getroffene Beftrafung aufjufinden. 


Manchers ſiſtem. Handbuch, 30 
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Behandlung der, der Diebſtahls-Theilnahme Be: 
fhuldigten rudfihtlih der Eigenfhaft des Thaters 
nad $. 156. I. Thl. ©t. ©. 

(Böhm. App. Dec. v. 21. December 1841, 3. 21,169 beim $. 166 a) 


Wegen eines früberen auf ähnlichen Triebfedern be- 
rubenden Verbrechens erfolgte Abftrafung, als redt- 
lihe Anzeigung zur Überweifung des Befhuldigten 
aus dem Zufammentreffen der Anzeigungen. 
(Pat. v. 6. Zuli 1833, N. 2622 d. 3. ©. ©. $. 6 d) beim $. 412 
1246.) 


11. Mit Rückficht auf einen Betrag von fünf Gul— 
den, wenn 


Der Wortlaut des $. 156 IL. fordert zu diefem Ver 
breden nur die Entwendung eines Betrages von 
fünf Gulden. 


4479. Juftiz-Hofdecret vom 23. Auguft 1815, an das 
n. ö. Appellations-Geridt. 
(Waſer S. 141 u.f. und Pratob, Mat., 2. Bd, ©. 283 u. f.) 


Auf die vorgelegten Anfragen: 1) ob nad) dem $. 156. II. des 
eriten Theiles des Strafgefeßes chen ein Betrag von fünf Gulden (und 
nicht über fünf Gulden) den Diebftahl zum Verbrechen eigne, oder ob man 
den bier von dem höchſten Gefeßgeber gebrauchten Ausdruck als gleich: 
lautend mit jenem in den $$. 154 und 155 II. annehmen, und fomit 
nur jene Diebftähle ald Verbrechen anfehen folle, welche den Betrag 
von fünf Gulden überfteigen? 

2) ob der Diebſtahl, welchen Dienftleute an den Kindern ihrer 
Dienftherren oder Dienftfrauen, oder Gewerbsleute oder Taglöhner an 
den Kindern ihres Meifterd oder Arbeitsbeftellerd verüben, ebenfalls. als 
unter dem $. 156 II. lit. a) und b) begriffen anzufehen und zu beftra- 
fen fei? 

3) Ob die Anordnung des $. 158 Strafgefeßes auch auf jenes 
Verbrechen des Diebſtahles angewendet werden Eönne, welcher in zwei 
Angriffen, und zwar einmal fhon dem Betrage nah ald Verbrechen 
begangen wird, das andere Mal aber nicht dem Betrage nach, fon- 
dern nur begleitet von einem der in den $$. 154, 155 und 156 ent: 
baltenen Erfhwerungsumftanden, oder ob 

4) die Anwendung des $. 158 des Strafgefeges nur dann ein: 
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trete, wenn bei einem und dem nämlichen biebifhen Angriffe zwei 
Umftande, die ihn zum Verbrechen machen, vorhanden find, z. B. 
wenn 30 fl. am verfperrten Gute, oder 10 fl. am verfperrten Gute 
und in Öefellfhaft geftohlen werden ? hat das Appellations-Gericht dag 
fih anfragende kärnthneriſche Stadt: und Landrecht anzumweifen: 

Ad 1) fi genau nady dem beftimmten Wortlaute des $. 156, 
II., welcher zum dieffalligen Verbrechen nur die Entwendung eines 
Betrages von fünf Gulden fordert, zu benehmen. | 

Ad 2) ift demfelben zu bedeuten: der $. 156 IL. a) und b), es 
möge der Diebftahl von Dienftleuten an den Kindern ihrer Dienftherren 
oder Dienjtfrauen, oder von Gewerbsleuten oder Taglöhnern an den 
Kindern oder an der Gattin ihres Meifterd oder Arbeitsbeitellers, fo 
fern fie in gemeinfchaftliher Haushaltung leben, verubt werden, laffe 
in Zufammenbaltung des $. VI. der Einleitung zum Strafgefeße mit 
dem buchftäblihen Inhalte des $. 156, IE. a) und b) des eriten 
Theiles diefes Geſetzbuches Eeine Ausdehnung des letztgedachten Para- 
grafes über die darin beftimmt genannten Perfonen zu. 

Ad 3) und 4) it das Appellations-Gericht ganz recht daran, daß, 
da dießfalls zwei Umſtände, deren jeder für ſich den Diebitahl zum 
Verbrechen eignet, vorhanden fein müſſen, damit der $. 158 in 
Wirkfamkeit Eommen Eönne, mehrere diebifhe Angriffe aber an und 
für fi Eein Verbrehen dem bloßen Betrage nad find, aufer fie 
überfteigen zufammen genommen den im $. 153 bezeichneten Betrag 
von fünf und zwanzig Gulden, bieraus ſich deutlich ergebe, daß in 
den aufgeftellten Fallen, nemlicd a) wenn in einem Angriffe 26 fl. 
ohne Erfhwerung, und in dem zweiten Angriffe 6 fl., aber am ver: 
fperrtem Gute — oder b) wenn einmal 24 fl. ohne Erſchwerung, 
das andere Mal aber 10 fl. in Gefellihaft, allenfalls auch e) in fünf 
Angriffen, in dem erften 6 fl., in den übrigen aber jedes Mal 5 fl. 
an verfperrtem Gute oder in Gefellfhaft geitohlen werden, der in wie: 
derholten Angriffen verübte Diebitahl fowohl aus dem Betrage, als 
aus der Beichaffenheit der Ihat ald Verbrechen erfcheine; daf dagegen 
d) wenn zuerſt 30 fl. und dann A fl. in Gefellihaft, oder e) ein- 
mal 22 fl. unbefchwert, und in einem andern Angriffe & fl. in Ge— 
fellfhaft oder an verfperrtem Gute entfremdet worden, der in mehreren 
Angriffen verübte Diebitahl offenbar nur aus dem Betrage zum Ver— 
brechen erwachfe, wornad dann aud nur in den Fallen ad a, b und 
o, nicht aber ad d und e die Anordnuug des $. 158 des Strafgefe: 
bes Statt haben Eonne. 


a) der Diebftahl von Dienftleuten an ihren Dienft: 
herren, oder Dienftfrauen ; 


30 * 
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Begriffvon Dienftberr, Dienftfrau. 


448. Patent vom 1. Mai 1810. 
(Polit. ©. ©. 34. Bd, ©. 5.) 


6. 2. Die Benennung Gefindhalter, Dienftgeber, Dienftherr 
(worunter auch Dienftfrauen verftanden find), auf welche fich die Ber: 
bindlichfeit der Gefindordnung erftrecet, begreifet fammtliche innerhalb 
. den Linien in Wien anfaßige Familienhaupter, männlichen und weib— 
lichen Geſchlechtes, weldhe DienftvolE halten, mit Inbegriff der Mili- 
tar » Parteien in Anfehung ihres nit zu einem Militärkörper gehöri- 
gen, mithin dur Dienftvertrag angenommenen Dienftvolkes, diejeni- 
gen Falle und Gegenftande ausgenommen, für weldhe in Anfehung 
der unter der Militär Behörde ftehenden Dienfthalter im erfolge 
diefer Verordnung die Ausnahmen ausdrücklich beftimmt werden. Un 
ter der Benennung Dienithälter find ferner auch Fremde begriffen, 
wenn fie wahrend ihres hiefigen Aufenthaltes Dienftboten aufnehmen, 
oder verabfchieden. 


Begriff von Dienftleuten. 


449. Patent vom 1. Mai 1810. 
(Polit. ©. S. 34. Bd., ©. 6.) 


$. 4. Die Benennung: Dienftbot, Dienftvoll, Dienftgefind , 
welche unter der Verbindlichkeit diefer Gefindordnung ftehen, begreift 
einzeln, oder zufammen genommen diejenigen Perfonen, die fic) 
gegen beftimmten Lohn, ohne oder mit noch andern Mebenbedingun: 
gen, als für Koft, Kleidung u. dgl., auf längere Zeit, bei Priva— 
ten zu Dienft verdingen, mit Ausnahme der Haushofmeifter, des 
Kanzlei Perfonale, der Wirthſchafts- und Caffebeamten, auch über- 
haupt aller Bedienungen, zu deren Bekleidung eine wiffenfcaftliche 
Vorbereitung erfordert wird. 

Darunter find ferner nicht begriffen, Handlungsdiener, Arbeiter 
bei Kunftgewerben und Fabriken, noch Handwerfsgefellen, als welde 
fih nach den befonderen Satzungen und Vorfchriften der Innungen 
und Zünfte zu richten haben. 


Hausmeifter, Gartner, Portiere, find in Abfiht auf 
die Auffündigung der Wohnung und Ausziebung 
nah dem Dienftboten: Patente zu behandeln. 
450. Hofdecret vom 4. November 1784, an das n. ö. 
Appellations-Gericht über defien Bericht vom 28. October 

n.$. N, 360 0. J. G. ©. 


Da das vorzügliche Verhältniß zwifchen einem KHausheren , 
und feinem Hausmeifter, Gärtner, Portier u. dgl. ganz oder zum 


Theil ftatt des Lohnes die freie Wohnung genießenden Leuten in dem 
Dienftcontracte beftehet, alfo feien diefelben bei vorfallender Dien— 
ftesentlafung auch in Abficht auf die Auffündigung der Wohnung, 
und Ausziehung nad dem. Dienftboten » Patente zu behandeln, es 
wäre denn, daß durch befondere Contracte zwifchen dem Hausherrn 
und derlei Dienitboten in Beziehung auf die ihnen eingeraumte Woh: 
nung etwas anders wäre bedungen worden. 


Behandlung und Beftrafung des Diebftahles eines 

Dienftboten an feinem Dienftgeber nad der Befinde: 

ordnung für die Stadt Wien und den Umkreis inner— 
balb ven Linien. 


451. Patent vom 1. Mai 1810. 
(Polit, G. S. 34. Bd., ©. 21.) 


$. 38. Ein von einem Dienftboten an feinem Dienftgeber began— 
gener Diebitahl im Betrage von fünf Gulden und darüber, ift nad) 
dem $. 156 — 157 des Geſetzbuches uber Verbrehen, mit fehwerem 
Kerfer zwifchen ſechs Monaten und einem Jahre zu beitrafen *). 


) Sun dem Hofdecrete vom 15. Juni 1789, an daß inner 
und oberöjterr. Appellations- Gericht, über einen einbes 
gleiteten Anfragsbericht des oberfteierifchen Bannrichters in Folge Ein— 
vernehmens zwifchen den vereinten Hofitellen, und der oberjten Ju— 
ftizftelle, N. 10210. J. G. ©. heißt es: „Zn Anfehung der Haus— 
Diebftähle ijt fih an Das allgemeine Zofefinifche Strafgefeg, und zwar 
an die 88. 156 und 160 des 1. dann die $$.29 und 31 des IL, Thl. 
zu halten, ohne Rückjicht auf jenes, was in der unterm 29. Sept. 1787 
(fiehe Hob. dev Gefeße Joſef II. 13. Bod., S. 114) ergangenen Dienft: 
botenorduung für das Landvolk in $. 43 einkömmt. Laut Circulares 
des E. E&E. tirol: und vorarlbergifhen Guberniums vom 
18. Mai 1827 (Zeitfchr. für ö. R. ꝛc. 1897, 3. Bo. ©. 493 u. f.) bezie: 
hungsweiſe Hoffanzlei-Decretes v. 30. Juni 1826, 3. 18,358, 
womit die im Jahre 1788 erlaffenen allgemeinen Dienftbotenordnun: 
gen, fowohl für die Hauptitadt Innsbruck die Städte und Märkte, 
ald au für das offene Land in Tirol und Borarlberg zur genauen 
Nachachtung republicirt wurden, wird fchließlih bemerkt, daß auf 
das feitdem erfchienene Strafgefegbuh erſten und zweiten Theiles 
rüdfichtlic der dahin (nemlich in obigen Drdnungen) einfchlagenden 
Vergehen hingemwiefen werde, 

Ob und in wie weit die obgenannte für die Stadt Wien am 1. Mai 
1810 erlaſſene Dienftboten: Drdnung auch auf die übrigen Provin— 
zen anwendbar fei, hierüber find die Verhandlungen noch nicht ge: 
ſchloſſen. Hkzd. v. 20. Jänner 1824, an das ſteier märkiſche 
Eärntbnerifhe Gubernium. Goutta 24.80. ©. 32. Sie 
be auch die Anmerkugg *) zur Gefindeordnung v. 1. Mai 1810 beim 


$. 151 Seite 441 (RBB.). 
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Bebandlung und Beftrafung der von Dienftleuten 
anden Kindern ihrer Dienſtherren oder Dienft: 
frauen verübten Diebſtähle. 


(IHfd. v. 23. Auguft 1815 ad 2) 44.) 


b) von Gemwerböleuten oder Zaglöhnern an ihrem 


Meilter, oder denjenigen, welche die Arbeit bedungen 
haben, verübet wird. 


Behandlung und Beftrafung der von Gewerbsleuten 
oder TZaglöhnern an den Kindern ihres Meiſters oder 
Arbeitsbeftellers verübten Diebftähle. 


(IHfd. v. 23. Auguft 1815 ad 2) 44 7.) 


Behandlung und Beftrafung der von Gewerbs-Lehr— 
jungen an ihren Meiftern verübten Diebftähle 


45%. Hofdecret vom 24. April 1827, an das nieder 
öfterreihifhe Appellations- Gericht, im Einverneh- 
men mit der Hofcommiffion in Juftiz » Gefegfachen. N. 2275 
d. J. G. ©. 


Über die Frage: ob der $. 156, IL. lit. b des erften Theiles des 
Strafgeſetzes auch auf Pehrjungen anwendbar fei? wird die Belehrung 
dahin ertheilet, daß der $. 156 IL. lit. b erfter Theil des Strafgefeßes 
allerdings auch auf den von Gewerbs: Yehrjungen an ihren Meiftern 
verübten Diebftahl anzuwenden fei. 


$. 157. 


ee SE der Diebftahl außer dem, was in den vier vor— 

des Diebftah= Hergchenden Paragraphen zum Verbrechen erfordert 
wird, nicht weiter befchweret; fo foll er mit ſchwerem 
Kerker zwifchen ſechs Monathen und einem Jahre be— 
firafet werden. 


$. 158. 


Kommt aber zudem, was fhon für fich zur Ei: 
genfchaft. eined Verbrechens genug wäre, noch ein 


45%. 465 


zweyter in gedachten Paragraphen ausgedrückter Um— 
ftand; fo ift die Strafe des ſchweren Kerkers zwifchen 
einem und fünf Sahren auszumeffen. 


Behandlung undBeftrafung des Diebftahles bei dem 
Eintreffen von zwei Umftänden, deren jeder für fi 
denfelben zum Verbrechen eignet. 
(IHfd. v. 23. Auguft 1815 ad 3) und 4) beim 6. 156 IL im Gingange 
447 


$. 159. 


Beläuft fich die Summe des Seftohlenen über 
drey hundert Gulden, oder ift dem Beftohlenen ein 
nach feinen Umftänden empfindlicher Schade zugefüget, 
oder der Diebftahl mit befonderer Berwegenheit, Ge: 
walt, oder Arglift verübet worden, oder hat der Tha- 
ter fich das Stehlen zur Gewohnheit gemacht; fo fol 
auf fünf bis zehnjährigen fehweren Kerker erkannt 
werden *). 


Concurrenzfälle bei Schleihhanbdel, oder einer an 

dern Gefällsübertretung mit fremdem Eigenthume. 

($$. 239. 273 3.6 und $. 91, 3. 17 des St. ©. ü. ©. Ü. vom 
11. Juli 1835.) 


$. 160. 


Ein zur Nachtzeit verübter Diebſtahl ift entweder 
in der Ausmeffung der Dauer, oder in der Verſchär— 
fung der Strafe ftrenger zu beftrafen, als wenn er 
unter übrigens gleichen Umftänden bey Tage gefchehen 
märe. | 


*) Das Zofefinifche Strafgefeg $. 160 1) m) fagt: Iſt dem Eigenthü: 
mer entweder, weil er nur ein geringes Vermögen befigt, oder weil 
der Werth des geftohlenen Gutes fehr beträchtlich ift, ein empfindli- 
cher Schaden zugefüget worden, 
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Beurtheilung des zur Nachtzeit verübten Dieb: 
tables, 


4583. Hofdecret vom 10. Juli 1787, an das mährifd 

fchlefifhe Appellations- Gericht, über die von demfelben 

mittelft Berichtes vom 30, April 1787 einbegleitete Anfrage des 

Iglauer Magiftrates, und das zwifchen der oberften Juftizftelle 

und der Gompilationds Hofcommiffion gepflogene Einvernehmen, 
N. 691 8.9. ©. ©. 


Ad a) So wie gemäß $. 2% des erften Capiteld des (Iofefini- 
ſchen) bürgerlichen Geſetzbuches die erlaffenen Geſetze nad dem eige: 
nen und allgemeinen Verftande der Worte zu nehmen feien, fo fei 
ſich diefe Regel auch über die Frage gegenwärtig zu halten, was für 
eine Zeit unter dem in dem (Zofefinifhen) Gefeße über Verbrechen 
und Strafen in dem I. Theile $. 160 ad ec) *) vorkommenden Aus: 
drucke zur Nachtzeit zu veriteben fei. 


454. Hofdecret der Hofcommiffion in Gefegfachen 
vom 17. Auguit 1804. 
(v. Zimmerl's Hdb,, 3. Th, S. 68.) 


Der Umftand der Nachtzeit, welcher im Sofefinifhen Strafge— 
feße viele Schwierigkeiten verurfacdhte, und in der That, wenn der 
Grund des Geſetzes nicht verfehlt werden foll, viele Vorficht in der 
Anwendung fordert, macht für fih allein, wenn nicht zugleich einer 
der in den $$. 153 bis 157 angeführten Umftände hinzu kommt, 
den Diebitahl zu feinem Verbrechen; doch ift er in der Ausmef: 
fung der Dauer oder in der Verfchärfung der Strafe firenger zu be: 
ftrafen, als wenn er unter übrigens gleichen Umjtanden bei Tage ge: 
ſchehen ware. 


455. Hofdecret vom 17. Auguft 1804, an das oſtg a— 
lizifhe Appellations-Gericht, über defjen Bericht vom 
4. April n. 3. N. 6780.93. ©. ©. 


Ein zur Nachtzeit verübter Diebitahl it, wenn der Betrag des 
Geſtohlenen nicht mehr als fünf und zwanzig Gulden beträgt, und 


*) Der $. 160 diefes Strafgefeges lautet in Der hierher gehörigen Stel: 
le: Iſt der Diebſtahl — — c) zur Nachtzeit — — gefhehen — — 
ift die Strafe im zweiten Grade zeitlihes Gefänanif, und öffentlis 
che Arbeit; bei Eintretung des in c) angezeigten erfchwerenden Um— 
jtandes aber im erjten Grade anhaltend, 
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feiner von den in den $$. 154, 155 und 156 bes neuen Strafgeſe⸗ 
tzes angeführten Umſtänden eintritt, keineswegs ein Verbrechen. 


$. 161. 


Als ein Berbrechen ift biejenige Veruntreuung zu Die Derun: 
behandeln, wodurd jemand ein, vermöge feines öf: m "inc 3 Bers 
fentlichen Amtes, oder befonderen obrigkeitlichen Auf: a Ser Ber 
trages ihm anvertrauted Gut, in Betrag von mehr ws —— 


als fünf Gulden, vorenthält oder ſich zueignet *). 


Behandlung und Beſtrafung der Veruntreuungen 
als ſchwere Polizei— Übertretungen. 


(88. 211 und 212 St. ©. I. Thl.) 


Die Vorfhrift, wornad bei jweimaliger Abftrafung 

wegen Diebftahles der folgende Diebftahl ohne Rüd: 

fiht auf den Betrag zum®erbreden wird, ift auf die 
Veruntreuung niht anzuwenden. 


(Hfd. v. 5. Detober 1804, N. 692 d. 3. ©. ©, beim $. 1561 443.) 


Nähere Erklärung des die VBeruntreuung zum Ver: 
breden qualificirenden Betrages. 


(Hfd. v. 11. Mai 1816, N. 1243 d. J. ©. ©. beim $. 153 430.) 


Erbebung des Wertbes der Veruntreuung durd den 
vom Befhuldigten aus dem Verkaufe des veruntreu: 
ten Gutes erhaltenen Betrag. 


(N. 5. App. Dec. v. 6. März 1818, 3. 1583 beim $. 153 431.) 


Beweisfraft der Ausfage des Beſchädigten rückſicht— 
lih des Betrages des Schadens. 


(Hfd. v. 20. Juli 1810, N. 905 d. J. G. ©. bein $. 4046) 1943.) 


*) Das Zofefinifhe allgemeine Etrafgefeg ($. 160 n) zählte dieſen Fall 
unter den Diebftahl, in den Worten : „ift der Diebftahl von je: 
manden begangen worden, dent das geftohlene Gut, es fei landes— 
fürjtlich, oder privat, unter Eid, oder obrigkeitliher Verpflichtung 
anvertrauet gemwefen.“ 
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Feftfeßung aller im St. ©. ©. vorfommenden Gelb: 
betrage auf den vollen Betrag in Conv. Münze. 


(Hd. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,73% beim $. VI der Einleitung >85.) 


Behandlung und Beiltrafung der VBeruntreuung be 
ürarial— Lieferungen. 


456. Hofkanzlei-Decret vom 12. November 1807, 
an ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. S. 29, Bd., ©. 143 u. f.)- 


Obſchon im Allgemeinen die Verordnung beſteht, daß die Lan— 
beslieferungen der Maturalien unmittelbar an die beitimmten Maga: 
zinsftationen gefchehen müſſen; fo Eönnen ſich doch Fälle ergeben, in 
welchen die Parteien befonderd angewiefen werden, die Lieferungen " 
zunächſt an Gewerbsleute, oder an andere beftimmte Civilperfonen 
abzugeben, Für dergleihen Fälle wird nun verordnet, daf der Ve: 
trag immer in Natur, Eeineswegs aber in Geld zu entrichten fei. Eine 
Partei, welche diefer Verordnung zuwider handelt, haftet ſtets un: 
mittelbar felbft für den ganzen von dem Übernehmer nicht abgegebenen 
Betrag. 

Die aus dem Civilftande beftimmten Perfonen aber, welche den 
ihnen in Natur oder Geld anvertrauten Betrag an das Ararium ab: 
zuführen unterlaffen, und ihm zu irgend einem anderen Gebraude 
ſich zueignen, ſollen nach Veſchaffenheit der Umſtände mit der in den 
$$. 161 bis 165 I. Thl. oder in den $$. 210, 211 und 212 II. Thl. 
des &t. ©. B. gegen die Veruntreuungen ausgemeifenen Strafen be: 
legt, und wofern fie fih einer Verfälſchung der Naturalien fchuldig 
machen, nad dem $. 160 IE. Thl. beftrafet werden. 


Behandlung und Beitrafung der VBeruntreuung der 
landesfürftlihben Steuergelder, 


45%. Hofdecret vom 21. Juli 1826, an fümmtlicde 

Appellationd- Gerichte, mit Ausnahme jener von Tirol 

und Dalmatien, in Folge allerhöcdhfter Entſchließung vom 

19. Juni 1826, über Vortrag der vereinten Hoffanzlei, N. 2204 
d. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß diejenigen, wel— 
che zur Erhebung landesfürſtlicher Steuern aufgeſtellet ſind, und in 
Empfang genommene Steuergelder vorenthalten, oder fich zueignen, 
fo wie diejenigen, welche hieran Theil nehmen, nad den $$. 161, 
16%, 165 und 166 ded I. Thl. des St. G. B., oder in fo fern die 
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vorenthaltenen oder zugeeigneten Gelder den Betrag von 5 fl. nicht 
erreichen *) follten, nad dem $. 211 des IL. Ihl. des ©t. ©. B. zu 
behandeln und zu beitrafen feien, diefe Vorſchrift aber nur für die 
nach erfolgter Kundmachung derfelben eintretenden Falle zu gelten 
babe. 


Bebandlung und Beftrafung der VBeruntreuung der 
Waifen: und Depofiten-Gelder. 


458. Hofdecret vom 13. Juli 1827, an ſaͤmmtliche 

Appellations:Gerichte, in Folge allerhöchfter Entfchliegung 

vom 18, November 1826, über Vortrag der oberften Juftizftelle, 
N. 2291 d. J. G. ©. 


Über die Strafen einer unredlichen Verwaltung obrigkeitlicher 
Waifen: und Depofiten » Caffen wird für das Künftige Folgendes feit: 
geſetzt: 

Obrigkeitliche Beamte und Gutsherren, welche ſich Waiſen- und 
Depoſiten-Gelder zueignen, oder dieſelben der Waiſen- oder Depo— 
ſiten-Caſſe vorenthalten, ſo wie diejenigen, welche an dieſer Vorent— 
haltung oder Zueignung theilnehmen, find nach den $$. 161, 162, 
165 und 166 des I. Ihl. des St. ©. B., oder in fo fern die vorent— 
baltenen oder zugeeigneten Gelder den Betrag von 5 fl. nicht errei— 
chen follten**), nad dem 9.211 des II. Thl. des Strafgeſetzes zu be- 
bandeln und zu beftrafen. 

Diefe Strafen treffen auch diejenigen, welde fih unter dem 
Vorwande eines Anlehens aus der Waifen- und Depofiten-Caffe einen 
Angriff auf die dahin gehörigen Gelder erlauben, und ftatt des erho— 
benen Betrages einen Schuldfchein in die Caſſe legen, ohne für die 
Schuld vorher nad gefeglicher Vorfchrift und mit Genehmigung der 
Behörde, Sicherheit beftellt zu haben ***), 


*) Siehe Hkzd. v. 18. Juli 1831, 3. 16,540 ABB. zu Folge deifen 
anftatt „erreichen“ zu lefen ift „überjteigen.* 


*) Siehe die vorhergehende Anmerkung. 


*) In Folge Hofdecretesv. 4 September 1820, an das n. ö. 
Appellations:Gericht, einverjtändlich mit der vereinten Hof: 
Fanzlei, N. 16952. 5. ©. ©. find die herrfchaftlihen Beamten, 
welche mit den WaifeneGeldern gebahren, zu dieſem Gefchäfte eigens 
yon den Kreisämtern zu beeidigen. 
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Behandlung und Beſtrafung der unredlichen Ver— 
waltung mit dem unterthänigen Contributionsgeld— 
und Körner-Fondsvermögen. 


458 a) Gubernial-Kundmachung vom 7. Juli 1831, 
3. 26,342. 
(Böhm. Prov. G. ©., 13, Bd., S. 303 u. f.) 


Die k. k. Hofkanzlei iſt mit der k. k. oberiten Suftizitelle übers 
eingefommen, daß die a. h. Entfchließungen Seiner Majeftat vom 
19. Zuni und 18. November 1826 (54 und 458), welche mit 
den hohen Hoffanzlei-Decreten vom 20. Suni 1826, H. 3. 1451 (im 
8. Bde. der böhm. Prov. G. S. S. 126) und vom 30. Juni 1827, 9. 
3. 17,940 (a. a.D. 9.Bd., ©.355) anher befannt gemacht, und mit 
welchen die Strafen der unredlichen Verwaltung I. f. Steuer-, dann 
obrigkeitliher Waifen- und Depofitengelder feftgefeßt worden find, 
aus denfelben Gründen auch bei der unredlichen Verwaltung des un: 
terthänigen Eontributionsgeld- und Körnerfondsvermögens anzumen: 
den feien. 

Hiernach wird daher im Nachhange zu den oberwähnten Hof: 
Eanzlei:Decreten vom 20. Juni 1826 und 30. Juni 1827 zu Seder: 
manns Wiffenfchaft und Nachachtung hiermit bekannt gemacht, daß 
diejenigen, welche zur Verwaltung der jo eben genannten Gelder und 
Körner aufgeftellt find, und derlei in Empfang genommene Contri: 
butionsgelder und Körner vorenthalten, oder fi) zueignen, fo wie 
diejenigen, welche hieran Theil nehmen, nad den $$. 161, 162, 
165 und 166 des I. Ihl. de3 St. ©. B., oder in fo fern die vorent- 
baltenen oder zugeeigneten Gelder oder Körner den Betrag von fünf 
Gulden nicht überfteigen follten, nad) dem $. 211 des IT Thl. des 
&t. G. B. zu behandeln und zu beftrafen fein. Diefe Strafen treffen 
daher auch diejenigen, welche fich unter dem Vorwande eines Anle: 
bens aus dem Contributionsgeld » und Körnerfonde einen Angriff auf 
die dahin gehörigen Fondsgelder oder Körnervorrathe erlauben, und 
ftatt des erhobenen Geld: oder Körnerbetrages einen Schuldfhein ein— 
legen, ohne für die Schuld vorher nach den gejeßlihen Vorſchriften 
und mit Genehmigung der competenten Behörde Sicherheit beftellt zu 
haben. 

Endlich hat die gegenwärtige Vorfohrift, fo wie die zwei frühe— 
ven ebenfalls nur für die nach erfolgter Kundmachung derjelben eintre- 
tenden Falle zu gelten. 
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Berbefferung der oberwäahnten beiden Hofdecrete 
vom 21. Juli 1826, N. 22040.3.0.©.(45%.), und vom 
13. Juli 1827, N. 2291 d. J. G. S. (458.) ruͤckſicht— 
lich des Wortes: welches mit jenem: 
„überfteigen“ zu erfegen ift. 


459. Hoffanzleis-Decret vom 18. Juli 1831, 3. 16,540 ; 
Regierungs-Girculare vom 1. Auguft 1831, > 41,205, 
an die Unterbehörden. 

(RN. 5. Prov. ©. S. 13. Thl., &, 43%.) 


Die k. k. vereinte Hofkanzlei hat die Fandesftelle zur Wiſſenſchaft 
und weiters erforderlichen Berftandigung darauf aufmerkfam gemacht, 
daft in den Hofkanzlei:Decreten vom 20. Juni 1826, 3. 1451, Re: 
gierungs:Zahl 32,440 und 30. Juni 1827, 3. 17,940, Regierungs— 
Zahl 38,139, wodurd zu Folge a. b. Entſchließungen vom 19. Juni 
und 18. November 1826 (Hfd. v. 21. Juli 1826, N. 2204, und 
vom 13. Juli 1827, N. 2291 d. J. ©. S.) die Strafe der unreb: 
lihen Verwaltung I. f. Steuer- und obrigkeitlicher MWaifen: und De: 
poſiten-Caſſen feitgefeßt wurde, und zwar in dem Gabe: „oder in 
fo fern die vorenthaltenen oder zugeeigneten Gelder den Betrag von 
fünf Gulden niht erreichen follten“ das Wort, erreichen mit 
dem Worte überfteigen, zu erfeten ift. 


Ausdehnung der Vorſchrift des Hofdecretes vom 13. 
Juli 1827, N. 2291d. J. G. S. auf den Villacher Kreis, 
— er die Kuftenlande, 


460. Hoffanzlei- Decret vom 8. März 1832, an das 
illirifh-küftenländifhe Gubernium, in Folge aller 
hoöchſter Entfchließung vom 31. Jänner 1832, dem inneröfterreichifch- . 
füftenländifchen Appellations: Gerichte mitgetheilt durch Decret der 
oberften Juftizftelle vom 22. Suni 1832, N. 2552 0.9. ©. ©. 

Die in dem Hofdecrete vom 13. Juli 1827 (3. ©. S. 2291 
458.) enthaltene Vorfchrift über die Strafe der Veruntreuung der 
Waiſen- und Depofitengelder wird auf den Villaher Kreis, Krain 
und die Küftenlande ausgedehnt. 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbreden der 
VBeruntreuung. 


(Pat. v. 3, Juli 1833, N. 26228. J. G. S. C beim $. 418 1346.) 
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Strafe. Eine folche Beruntreuung foll mit ſchwerem Ker— 
fer von einem bis fünf Jahre; wenn fie aber hundert 
Gulden überfteigt, von fünf bis zehn, und zwanzig 
Sahren beftrafet werden. 


$. 163. 


1) burch den Des Verbrechens der Veruntreuung macht ſich 

syn Der auch derjenige fhuldig, welcher außer dem im F. 161 
enthaltenen Falle ein ihm anvertrautes Gut, in einem 
Betrage von mehr als fünfzig Gulden vorenthält, 
oder ſich zueignet. 


Begriffder Veruntreuung nad der 


A661. Sefindeordnung für Wien vom 1. Mai 1810. 
(Polit, ©. ©. 34. Bd., ©. 21 und 22.) 


$. 36. Eigentliche fogenannte Veruntreuung ift jede Zueignung 
oder Vorenthaltung eines dem Dienftboten anvertrauten Gute, wenn 
z. B. diefelben bei einem vermöge ihres Dienftes ihnen obliegenden 
oder aufgetragenen Einfaufe, höhere Preife angeben, oder weniger 
ald nad der berechneten Ausgabe einkaufen; wenn fie bei einem anz _ 
vertrauten. Berfaufe weniger ald die Einnahme war , abliefern; 
u. dgl. *). 

$. 40. Die Strafe der Veruntreuung im VBetrage von mehr 
als fünf Gulden ift nach $. 164 des &t. ©. B. über Verbrechen mit 
Kerker des erften Grades von ſechs Monaten bis zu einem Jahre; 
wenn aber der Betrag drei hundert Gulden überfteigt, mit ſchwerem 
Kerker von Einem bis auf fünf Jahre, bei befonders erfchwerenden 
Umftänden zwifchen fünf und zehn Sahren zu betrafen. 


Erlauterung über den $. 40 diefer Gefindeordbnung. 


46%. Hoffanzleis Decret vom 7. Auguft 1823, Zahl 
24,287. 
(Rudler aa. O. 1. Bd. S. 433.) 


Der 5. 161 des J. Thl. des St. Geſetzbuches enthält die Fälle, 
wo die Veruntreuung aus Beſchaffenheit des Thäters zu einem Ver— 


*) Siehe die Anmerkung *) zur Geſindeordnung v. 1. Mai 1810 beim $. 151 
S, 441 (AB 5.), und Zeitfchrift für 6. R. ıc. 1840, 2, Bd., S. 39- 


s 
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brechen wird. Der $. 40 der Gefindeordnung für die Stadt Wien und 
den Umkreis innerhalb der Linien ſteht mit dem vorgedachten Paragrafe 
ganz im Einflange, da die Nückjichten, welche in den dort bezeichneten 
Fällen dort fhon bei einem geringen Betrage das Verbrechen qualifi- 
ciren, auch auf die Dienftboten angewendet worden find. 

Indem fonah mit Hinfiht auf die Beſchaffenheit des Thäters die 
Art des Verbrechens bezeichnet wurde, ward zur Beſtimmung der 
Strafe das in dem $. 16% I. Thl. enthaltene Ausmaß als dasjenige 
angenommen, welcdes auf die von einem Dienftboten verubte Verun— 
treuung von mehr als fünf Gulden am meiften anpaffend ſchien *). 


Beftätigung der Anordnung des $. 40 der Wr. Ge 
- findordnung vom 1. Mai 1810, und Mobdificirung der 
felben bei einer neuen Auflage. 


463. Hoffanzlei= Decret vom 23. Februar 1828, 
3. 4364; Regierungs-VBerordnung vom 3. März 1828, 
3. 11,624, an die Boligei-DOber-Direction, den Magi— 
firat und die Stiftherrfhaft Schotten; und Juftiz- 
Hofdecret vom 8. März 1828, andasn. ö. Appellations- 


Gericht. 
(N. 5. Prov. ©, ©. 10. Thl., S. 129 und Zeitfchrift für ö. R. ıc. 1838, 
3. DD, ©. 129 u, f.) 


Seine Majeftat haben über die neuerdings zur Verhandlung ges 
fommene Frage: ob der $.40 der Gefindeordnung für die Stadt Wien 
einer Anderung zu unterziehen ware, mit a. h. Entſchließungen vom 
9. Jänner 1827 und 19. Februar 1828, zu beftimmen gerubet, daß 
ed bei der Anwendung des $. 40 der Wiener: Gefindeordnung zu 
verbleiben habe, und daf in dem Falle, wenn eine neue Auflage der: 
felben Statt finden follte, die Zertirung des $. 40 jedoch ohne Be: 
rufung aufden $. 164 des St. ©. B., beizubehalten fei **). 


(Diefe a. H. Anordnung wurde dem Wr. Griminal:Gerichte in Erledigung 
feines Berichtes vom 13, Juni 1823 zur Richtſchnur mit dem Bei— 
faße befannt gemacht, daß die a. h. Entichliefung vom 9, Jänner 
1828 nicht förmlich und weiter kundzumachen fei. (Decret des 
k. E.n. ö, Appellations-Geridhtes vom 17. März 1828, 
3. 3180 in dem Wr. Er. G. N. B. 3. Thl, ©. 163.) 


*) Eiche die vorhergehende Anmerkung. 

*) Durch diefe Novellen (HGL—AG3.) (Heißt es in der Zeit— 
ſchrift für ö. R.ꝛc. 1841,3. Bd., ©, 160) wurden zweierlei wichtige 
Beftimmungen getroffen, nemlich a) für das Dienftgefinde In Wien 
der (fonft ftrafgefegliche) Begriff der Veruntreuung wenigſtens b eis 
fpielsmweife dahin erweitert, daß als Veruntreuung auch jene 
Handlung anzufehen fei, wenn die Dienftboten bei einem, vermöge 
ihres Dienftes ihnen cobliegenden oder aufgetragenen Einkaufe hö— 
here Preife angeben, oder weniger, ald nach der berechneten Weife 
einkaufen 2c. (2 2); es wurde ferner b) beſtimmt, daf „bei Dienfts 
boten innerhalb der Linien von Wien die Veruntreuung eines ihnen 
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Behandlung und Beftrafung des in Erecution ver: 
fallenen Schuldners, welder feine gepfündeten 
Fahrniſſe verzehrt oder veräußert. 


464. Hofdecret vom 1. Auguft 1828, an das nieder- 
öfterreihifhe Appellations =» Gericht, einverftändlich 
mit der Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, N. 2357 

| 0.3.0. ©. 

Über die Anfragen: 

a) Ob die mehreren Stimmen der ungeprüften Räthe bei einem 
unvollitandig beſetzten Magiftrate die Einleitung einer Criminal: Un: 
terfuchung befchließen können, und 

b) ob ein in die Erecution verfallener Schuldner dur Verzeh— 
rung oder Veräußerung feiner von den Gläubigern gepfandeten Fahr: 
niffe im Allgemeinen , oder doch wenigitens im Kalle einer fein Ver: 
mögen überiteigenden Schuldenlajt, ein Verbrechen begehe? wird be: 
deutet: So viel die erfte Frage betrifft, iſt bei den mit einem geprüften 
Sindicus nebit einem ungeprüften Bürgermeijter und ungeprüften Rä— 
then befeßten Gerichten der Städte und Markte auch über die Einleitung 
einer Criminal: Unterfuhung, im Falle einer Verfchiedenheit der Mei: 
nungen, der Befhluß nad der Mehrheit der Stimmen zu faffen. 
An Anfehung der zweiten Frage werde das Appellationg = Gericht auf 
den $. 163 und den $. 178 lit. f des erften Theiles des Strafgefeßbu: 
ches mit der Bemerkung gewiefen, daf von dem Öläubiger gepfändete, 
aber in der Verwahrung ded Schuldners gelaffene Fahrniſſe allerdings 
als dem Schuldner anvertraute Sachen zu betrachten feien. 


Beftimmungen über die Zrage, wann die Zueignung 
von Verfaßzetteln als eine Veruntreuung anzufe: 
ben fei, 

(Steiermärk. Gub. Vdg. v. 3. Juni 1840, 3. 8947 beim $. 1531 494.) 


Die Vorfhrift, wornach bei zweimaliger Abftrafung 

wegen Diebitahles der folgende Diebſtahl ohne Rück— 

fiht auf den Betrag zum Verbrechen wird, ift auf 
die Veruntreuung nidt anzuwenden. 

(Hfd. v. 5. October 1804, N. 692 d. 3. G. ©. beim $. 1561. 443.) 
Nähere Erklärung des die Veruntreuung zum Ver 
brechen qualificirenden Betrages. 

Hfd. v. 11. Mai 1816, N. 1243 d. 3. ©. ©. beim $. 153 430.) 


von ihrem Dienftherrn anvertrauten Gutes fhon bei einem Betrage 
von mehr ald fünf Gulden ald Verbrechen zu bejtrafen fei.“ 
Siehe noch hierüber KuUudler a. a. O. 1. Bd., ©. 432 ıc, 
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Erhebung des Werthes der Veruntreuung durd den 
vomBefhuldigten aud dem Verkaufe des veruntreu— 
ten Gutes erhaltenen Betrag. 


(N. ö. App. Dec. v. 6. März 1818, 3. 1583 beim $. 153 431.) 


Beweiskraft der Ausfage des Beſchädigten rückſicht— 
lich des Betrages des Schadens. 


(Hfd. v. 20. Zuli 1810, N. 905 d. 3. G. ©. beim $. 4045) 1943.) 


Seftfeßung aller im ©t. ©. B. vorfommenden Gelb: 
beträge auf den vollen Betrag in Conv. Münze. 


(Otzd. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,73% beim $. VI der Einleitung DE.) 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbreden der 
Veruntreuung. 


(Pat. v. 3. Juli 1833, N. 26022 d. 5. G. S. 8. 20. beim $.412 1246.) 
8. 164. 


Eine ſolche Veruntreuung iſt mit Kerker von ſechs Eitrafe. 
Monathen bis auf ein Jahr; wenn aber der Betrag 
drey hundert Gulden überſteigt, mit ſchwerem Kerker 
von einem bis auf fünf Jahre; und bey beſonders er— 
ſchwerenden Umſtänden zwiſchen fünf und zehn Jahren 
zu beſtrafen. 


$. 165. 


Der Theilnehmung am Diebftahle oder an einer Fheitchmune 
Veruntreuung macht fich derjenige fehuldig, der ges Aurrmng 
ftohlenes oder veruntreuted Gut verhehlet, an fich 
bringt, oder verhandelt *). 

(Vergl. die $$, 219-225 St. G. IL. Thl. und den $. 368 des a.b. G. 8.) 





) Das Zofefinifhe Strafgefeß ($. 163) hat bei dem Diebftahle die 
Mitfhuld und die Theilnahme einander gleichgefeßt, und beide Be: 
griffe auch auf denjenigen ausgedehnt, der mit Willen geftoblenes 
Gut kaufet, oder verkaufet, und verbehlet. 


Maucher's ſiſtem. Handbuch. 31 
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Behandlung und Beftrafung der Theilnahme am 
Diebftable und der Veruntreuung als ſchwere Poli: 
jei: Ubertretung. 


(Gs. 214 und 215 St. ©. B. I. Thl.) 


Bebandlung der, der Diebftabl8-Theilnahme beſchul— 
digten Individuen. 
(Böhm. App, Dec. v. 21. December 1841, 3. 21,160 beim $. 166 a) 
466 


Begriff der Theilnebmung am Diebftahle und ber 
VBeruntreuung des Dienftvolfes nad der 


465. Sefindeordnung für Wien vom 1. Mai 1810. 
(Polit. ©. ©. 34. Bd., ©. 23.) 
$. 45. Den Behörden wird auf das nachdrücklichſte anempfoh⸗ 
len, insbefondere gegen diejenigen ſchädlichen Menfchen , welde 
das Dienſtvolk zu Diebftählen, Reruntreuungen (oder Betrügereien) 
verleiten oder denfelben dazu auf irgend eine Art Unterſchleif geben , 
mit ber ganzen Strenge der in 6$. 165 und 166 bes Strafgeſetzes 
über Verbrechen (oder 89. 214 und 215 des St. über ſchwere Polizeis 
Übertretungen) auf die Xheilnahme beftimmten Strafen vorzugehen. 


Behandlung und Beftrafung der Theilnehmung an 
der Veruntreuung der Waifen: und Depyofiten: 
Gelder. 


(Hfd. v. 18. Zuli 1827, N. 2291 d. I. G. ©. beim $. 161 458. und 
Hd. v. 8, März 1832, N. 2552 d. J. G. S. a. a. O. AGO.) 


Behandlung und Beltrafung der Theilnehbmung an 
der Beruntreuung landesfürftliher Steuergelder. 


(Ofd. v. 21. Zuli 1826, N. 2204 d. J. G. ©. beim $. 101 457.) 


Behandlung und Beftrafung der Theilnehbmung der 
Einwohner an den feindliden Plünderungen der 
Miteinwohner. 


(Ihſd. v. 20. März 1801 beim $. 151 421.) 
Bedingungen der Ötraflofigkeit eines Theilneh: 
mers an einem Diebftahle. 

(Hfd. v. 5, Detober 180%, N, 698 d. I, ©, ©, beim $. 167 AGS.) 
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Befhrankfung der im 6. 168 des St. ©. J. Thl. enthal— 
tenen Befreiungen auf die bortgenannten Perfonen 
und niht auf fremde Theilnehmer. 


(Hd. v. 20. November 1817, N. 1387 d. J. G. ©. beim $. 2 d) 59.) 


Übermweifung eines laugnenden Theilnehbmers am 
Diebftahle durd die einbelligen Ausfagen zweier 
Mitfhuldigen eines Diebitahles. 

(Ofd. v. 17. December 1819, N. 1637 d. J. G. ©. beim $. 4110 1345.) 


$. 166. 


Iſt dem Sheilnehmer 

a) aus dem Belrage, oder Werthe des Gutes, 
oder aus dem Vorgange bekannt, daß der Diebſtahl 
oder die Veruntreuung auf eine Art, die fie zum Ver: 
brechen eignet, begangen worden fey; oder 

b) überfteigt dad zu mehreren Malen verhehlte, an 
fi) gebrachte, oder verhandelte Gut zufammen den 
Betrag oder Werth von fünf und zwanzig Gulden; 
fo ift die Theilnehmung mit Kerker von ſechs Mona: 
then bis auf ein Jahr ; nach der Größe des Betrages, 
der Hinterlift, und des beförderten Schadens auch 
bis auffünf Sahre zu beftrafen *). 

Behandlung der, der Diebftahl8-Theilnahbme be- 
fhuldigten Individuen. 

466. Aypellationd>-Decret vom 21. December 1841, 
3. 21,160 kundgemacht fämmtlichen k. Criminal Gerichten mit 
App. Deer. v. 25. Jänner 1842, 3. 2396. 

(Böhm. Prov. ©. S. 23. Bd., ©. 660 u. f. und Pichl 67. Bd, S. 298.) 


Seine E k. Majeſtät haben nad dem Inhalte ded Juſtiz— 
Hofdecretes vom 7. December 1841, 5.3.7287 mit a. b. 


) In dem Gofefinifchen Strafgefeße ($.163 I, und $. 29 11. THl.) war 
nicht Elar ausgedrückt, wann die Theilnahme am Diebftahle ale Ber: 
brechen, und wann fie nur politifch zu behandeln und zu bes 


ftrafen fei, 
31 * 


Strafe. 


Straflofigkeit 
des — {e8 
wegen ber thä: 

tigen 
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Entfhliefung vom 27. November 1841 über eine Anfrage 

— den Veritand des $. 166 St. ©. B. L Thl. betreffend — die Be: 

lehrung dahin ertheilt: daß die Theilnahme an einem Diebftahle, wel: 

cher bloß aus der Eigenfchaft des Thäters nach $. 156 des St. ©. ©. 

I. Thl. diefem ald Verbrechen zuzurechnen ift, nicht ald Verbrechen 

zu behandeln fei. 

(Nah Inhalt des n. ö. Appellationd-Decretes v. 21. März 1843,23. 11,611 
vom Fahre 1842 wurde laut Hofdec. v.20. Sept. 1842, 3.5363 obige 
Vorſchrift auch in Niederöfterreich Fundgemadt. (Wr. Er. G. N. B. 
3. Thl. S. 65% und Zeitfchrift für 6. R. 10.1843 MaicHeft S. 235.) 


$. 167. 


Jeder Diebjtahlund jede VBeruntreuung hört auf, 
ein Verbrechen zu feyn, wenn der Thäter eher, ald 


die Obrigkeit fein Verfhulden erfährt, den ganzen 


aus feiner That entipringenden Schaden wieder gut 


macht. Eben diefed gilt auch von der Theilnehmung ”). 
(Bergl. $. 216 II, Thl. $. 39 — * * B. ũ. V. und $. 1302 des 
a. b. G. B. 


Begriff der freiwilligen Zurückſtellung des ent— 
fremdeten Gutes. 


467. Hofdecret vom 14. November 1793, an das 
böhmifche Appellations- Gericht. 
Kropatſchek 3. Bd, S. 342.) 

Die vor gerichtlicher Entdeckung geſchehene Vergütung des ver— 
glichenen Werthes eines geſtohlenen Gutes iſt nach dem gemeinen 
und geſetzlichen Verſtande eine freiwillige Zurückſtellung des entfrem— 
deten Gutes. 

Bedingungen der Strafloſigkeit des Thäters eines 
Diebſtahles und beziehungsweiſe eines Theilneh— 
mers an demſelben. 

468. Hofdecret vom 5. October 1804, an das böhmi- 
Ihe Appellations-Gericht, einvernehmlich mit der Hof- 
commiffion in Geſetzſachen N. 693 d. 3. ©. ©. 


Nach den Worten und der Abficht des Geſetzes muß der Thä— 
ter, obgleich auf Andringen bed Befchadigten, nicht aber ein Drit- 





*) Deutliher und ausführlicher, ald das Sofefinifche Strafgefek ($.156 
a. E.) drückt fi über die Straflofigkeit des Diebftahles wegen der 
thätigen Reue das gegenwärtige Gefes aus, 
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ter für ihn den Schaden vor ber obrigfeitlihen Entde: 
Kung gut gemadt haben. Doc) reicht e8 zur Befreiung eines Theil: 
nebmers von ber Strafe hin, wenn der Theilnehmer an einem 
Diebftahle vor der obrigkeitlihen Entdeckung den ganzen, aus feiner 
Theilnahme entitandenen Schaden, in fo fern fich diefer Antheil er: 
beben laßt, gut gemadt bat. 


469. ISuftizsHofdecret vom 5. Dctober 1804. 
Borfhigtys Hdb. ©. 126 u. f.) 


Marginal » Anmerkungen in den Geſetzbüchern, oder kurze In— 
balt3= Auszüge zum Behufe der Überficht, die immer unvollftändig 
find, haben bekanntermaßen nad) der alten Regel der Schule (ru- 
brica legis non est lex) nie eine Geſetzkraft. Die Marginal-An-: 
merkung zum $. 167 weicht aber auch von dem Inhalte des Gefekes 
nicht ab; denn fie verheißt Straflofigkeit des Diebes wegen der th. ä- 
tigen Neue. Was nun als eine thatige Neue, welche dieBe- 
ftrafung überflüffig macht, von dem Richter, der Fein Herzensforſcher 
ift, angefehen werden müſſe, fagt der Inhalt dedg.nemlih: „Wenn 
der Thaͤter eher, als die Obrigkeit fein Verfhulden erfahrt, den gan: 
zen aus feiner That entfpringenden Schaden wieder gut macht,“ und 
eben diefes gilt auch von der Theilnahme. 

.. Aus diefen Worten des Gefeßes folgt zugleih, daß die Zurüd: 
ftellung mittelft des Beichtvaters nach der obrigkeitlichen Entdeckung 
nicht genüge, wohl aber, wenn der Theilnehmer an einem Diebftahle, 
wo ſich erheben laßt, welchen Schaden der Theilnehmer angerichtet hat, 
vor ber obrigkeitlihen Entdeckung den ganzen, aus feiner Theilnah— 
me entftandenen Schaden gut gemacht hat. 


470. Erläuterungder if. Juſtiz-Geſetzgebungs— 
Hofcommiffion vom 5. October 1804. 
(GBorſchitzkys Hdb., ©. 127.) 

Jeder Diebftahl und jede Veruntreuung hört auf ein Verbrechen 
zu fein, wenn der Thäter felbft, noch vor der obrigkeitlichen Entde— 
Kung, obgleih auf außergerihtlihes Andringen des Be: 
fhadigten, den ganzen Schaden wieder gut macht, weil er in dieſem 
Falle, wenn gleih ungern, doch freiwillig den Schaden zu ge: 
böriger Zeit erfeßt hat. 


471. Erläuterung der kak. Juſtiz-Geſetzgebungs— 
Hofcommiffion vom 12. October 1805. 
(Gorſchitzkys Hdb, S. 137.) 


Wenn ein Anderer zum Vehufe des Thäters den aus einem 
Diebftahle, odet einer Veruntreuung entitandenen Schaden auch vor 
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der obrigkeitlihen Entdeckung dem Befhadigten vollfommen vergütet 
bat, fo hört das Verbrechen dennody nit auf; weil fremdes Ber: 
dienft dem Thäter nicht zu Statten kommen Eann. 


AU“) Hofdecret vom 5. Juni 1807, an das mährifch- 
fhlefifhe Appellations- Gericht. 
7 (0 Wagersbad, Archiv, 5. Heft, S. 112 u. f.) 


Dem Appellations-Gerichte wird auf feinen Bericht, mittelft wel: 
chem das Belehrungsgefuch des Eriminal- Gerichtd über den 7. und 
167. 8. des Strafgefegbuches wegen der Diebftähle, in wie ferne, fol- 
che bgi dem Verſuche derfelben als Verbrechen, oder ſchwere Polizei-liber- 
tretung zu behandeln und zu beftrafen feien, anher gutächtlich einbe: 
gleitet worden, erwiedert: Die Worte des $. 167, und der in mar- 
gine ausgezeichnete Sinn desfelben überlaffen Eeinen Zweifel, daß ber 
Diebitahl nur dann ein Verbrechen zu fein aufgehöret habe, wenn der 
Thäter eher, ald die Obrigkeit fein Verſchulden erfuhr, den ganzen 
Schaden wieder gut gemacht bat. Diefe Worte beitimmen Elar, daf 
der Thäter bei der Gutmahung des Schadens handeln muß, und 
diefe vor der gerichtlichen Entdeckung gemachte Gutmachung nur eine 
Folge einer thatigen Neue fein muffe. 

Diefed wefentlihe Erforderniß fehlet im vorliegenden Falle ganz ; 
denn die Thaterin hat den, mit erfchwerenden Umitanden begleiteten 
Diebftahl, nemlih zur Nachtzeit und mit Einbruch verubt , und 
eben im Begriffe, mit den geftohlenen Sachen wegzugehen, wurde fie 
durch die Dienftmagd auf der Stiege angehalten, wo ihr ſonach der 
Beſchädigte wider ihren Willen die geitohlenen Sachen abgenommer 
bat. Diefe, durch Zufall, wider ihren Willen vom Beſchädigten er: 
folgte Abnahme Fann auf Feine Art, als eine von Seite der Thäte— 
rin gefchehene reuevolle Gutmahung des Schadens vor der gerichtli— 
chen Entdeckung, wie es der $. 167 offenbar fordert, angefehen wer: 
den, folglich tritt im gegenwärtigen Falle Eeine Straflofigkeit ein. 
Es ift daher dem Griminal- Gerichte zu bedeuten, daß dasfelbe den 
Sinn des $. 167 fehr wohl eingenommen habe, und daß eine nad 
verübtem Diebftahle, dur Zufall, wider den Willen des Thäters 
erfolgte Abnahme der geitohlenen Sachen, als Eeine folhe Gutma: 
hung anzufehen fei, die der Thäter felbit, als eine Folge einer thäti: 
gen Neue, vor der gerichtlichen Entdecfung geleiftet hat. 


471 9») Hofdecret vom 25. October 1815, an das k.k. 
n. ö. Appellations-Gericht. 
(v. Wagersbad,a.a.dD. S.114.) 


‚ Im Erledigung eines an diefe höchſte Gerichtsbehörde vorgelegten 
Criminal: Proceffes wegen Verbrechen des Diebftahls wird dem Appel: 
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lationg = Gerichte bedeutet: daß felbes von dem Criminal = Gerichte. 
die Acten der wider den Inquifiten N. aufgenommenen erften inter: 
fuhung abzufordern, und für den Fall daraus erfichtlich werden follte, 
daf der Vater den Schadenerfag ohne Mitwirkung ded Sohnes, be: 
vor die Obrigkeit deifen Verfhulden erfuhr, geleiftet habe, das Erimi- 
nal= Gericht für Eünftige Falle dahin zu belehren habe, daß das Straf: 
gefeß $. 167 nur dann der That die Qualification eines Verbrechens 
benehme, wenn der Schaden, bevor die Obrigkeit das Verfchulden er: 
fuhr, unter folden Umftanden gut gemacht worden ift, wos 
durch die thätige Neue auf Seite des Thäters dargethan wird. 


472. Hofdecret vom 14, Jänner 1822, an das nieder- 
öfterreihifhe Appellationd » Geriht, im Einverneh- 
men mit der Hofcommiffion in Juftiz = Gefegfachen, N. 1829 

a d. J. G. ©. 


Es iſt die Belehrung angeſucht worden, ob der $. 167 erſten 
Theiles des Strafgeſetzbuches auf die folgenden fünf Falle anwend: 
bar fei: 

Erſtens, wenn ein Befchädigter bei der Obrigkeit die Anzeige 
eines an ihm verübten Diebitahles machte, ohne nur aus entfernten 
Inzichten auf einen Thäter deuten zu können, von dem Thäter aber, 
ebe die Obrigkeit zur Kenntniß gelanget, daß er der Thäter fei, der 
Schade gut gemacht würde. 

Zweitens, wenn ein Dieb, bevor er das geftohlene Gut in 
Sicherheit brachte, auf der Flucht von dem Beftohlenen eingeholt 
wird, und es auf deffen Abforderung zurückitellet, oder es bei ber 
Berfolgung hinwegwirft. 

Drittens, wenn der Thäter fich verpflichtet, dem Beſchädigten 
binnen einer beftimmten Zeit Vergütung zu leiften, aber den Ber: 
gleich nicht halt, und dann von dem Befchädigten angezeigt wird. 

Viertens, wenn unter den obigen Verhaltniffen bei der Ab— 
ſchließung des Vergleiched ein Theil des entwendeten Gutes zurückge— 
ftellt worden iſt. 

Fünftens, wenn der Thater einen Theil des entwendeten Gu— 
ted- vor der obrigkeitlichen Entdeckung zurüditellt, und in Rückſicht 
des Überreſtes einen Vergleich anbietet, der Befchadigte aber Eeinen 
Vergleich eingeht und den Thater verhaften laßt. 

Hierüber wird bedeutet: daß, nachdem bei dem $. 167 erften 
Theiles des Strafgefeßes, die Neue des Thäters, und die von ihm 
aus freiem Antriebe erfolgte Zurücgabe des geftohlenen Gegenftan: 
des der Hauptgrund des Geſetzes war, diefer Paragraf aber zugleich 
fordert, daß der Thäter eher, als die Obrigkeit fein Verſchul— 
den erfährt, den ganzen aus feiner That entfpringenden Scha— 
den. wieder gut mache; fo ergebe fich hieraus, daß diefer Paragraf 
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wohl auf den eriten, nicht aber auf die übrigen vier Falle ange: 
wendet werben Fönne. 


473. Hoffanzlei- Decret vom 18. April 1822, an 
ſämmtliche Länderftellen, N. 1868 d. I. ©. ©. 


Nah dem $. 216 zweiten Theiles des Strafgefeßbuches, hören 
Diebftähle und Veruntreuungen, wie aud die Iheilnahme an denfel: 
ben auf , ſchwere Polizeislibertretungen zu fein, wenn vor der ge: 
rihtlihen Entdedung die freiwillige Zurucitellung oder Vergütung 
geſchehen ift. | 

Nun ift der Zweifel entitanden, ob diefer Paragraf auch dann 
feine Anwendung finde, wenn zwar der Diebitahl oder die Berun- 
treuung bereit von dem Beſchädigten gerichtlic angezeigt wurde, der 
Thäter aber noch unbekannt ift, und die Zurüctellung oder Vergü— 
tung freiwillig und früher Teiftet, ehe er entdecket wird. 

Um diefen Zweifel zu beheben, und damit von allen Richtern 
über fchwere Polizeisiibertretungen ein gleiches Verfahren beobachtet 
werde, wird nad) der Analogie des $. 167 eriten Theiles des Straf: 
gefeßbuches erkläret, daß in dem vorbemerkften Falle die Beftimmung 
des $. 216 des zweiten Theiles des Strafgeſetzes allerdings feine An: 
wendung finde, 


4783 a) Regierungss- Decret vom 29. Auguft 1833, 
3. 25,117. 


(Ob der ennfifhe Prov. ©. S. 15. Thl., &. 216 u. f.) 


Mit hohem Hofkanzlei = Decrete vom 16. Auguft 1. 3. 3.20093, 
wurde anber erinnert: 

„Da bereits in dem hohen Hofkanzlei-Decrete vom 10. April 
1822, 3. 9717 (493) die beftimmte Weifung ausgefprochen wor: 
den, daß der $. 216 des St. ©. B. II. Thl. nach der Analogie des $. 
167 im St. ©. B. J. Thl. in Anwendung zu bringen fei, fo er: 
ſcheint die Anſicht allerdings ganz folgerecht, daß im jenen Fällen, we 
der letztgedachte Paragraf feinen genügenden Auffhluß geben würde, 
die von der E k. oberiten Juſtizſtelle mittelft Hofdecretes vom 14. Jän— 
ner 1822, 3. 1829 (498) erlaffene Erläuterung des $. 167 im 
St. G. B. J. Thl. zur Richtſchnur angenommen werden muͤſſe, worin 
ausdrücklich erklärt wird, daß, wenn ein Dieb, bevor er das geſtoh— 
lene Gut in Sicherheit brachte, auf der Flucht von dem Beſtohlenen 
eingeholt wird, und es auf deſſen Abforderung zurückſtellt, oder es 
bei der Verfolgung binwegwirft, auf diefen Fall der 8. 167 des J. Thl. 
des Strafgeſetzbuches nicht angewendet werden könne.“ 

Dieſe hohe Weifung wird der k. k. Polizei:Direction zur Wiffen: 
ſchaft und zum Benehmen und den k. k. Kreisämtern zur eigenen Nach⸗ 
ee dann gehörigen Belehrung der Unterbehörden hiermit bekannt 
gemacht. 
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$. 168. 


Sn wie fern übrigens die hier nicht vorkommen— — 
den geringeren Diebſtaͤhle oder Veruntreuungen und tänre Anti 
die Theilnahme an denfelben; wie auch überhaupt die in han 
‚unter Ehegatten, Aeltern und Kindern, fo lange fie " 
in gemeinfchaftlicher Haushaltung leben, vorfallenden 
Entwendungen, nach Art ſchwerer Polizey⸗Uebertre⸗ 
tungen zu behandeln feyn, darüber ift die Vorſchrift 
in dem zweyten Theile des gegenwärtigen Geſetzes 
enthalten. 

($$. 210—216 und 269 St. G. II. Thl.) 


Beurtbeilung "eines von einem Stiefſohne an dem 
Vermögen feiner Ältern verübten Diebftahler. 


424. HoflanzleisDecret vom 7. Auguft 1806, 3. 12,697 
an die ob der ennfifche Regierung. 
(Kudlers Erklärung ıc.1. Bd, ©. 446.) 


In einem vorgefommenen Falle hat die oberite politifche Behörde 
zu entfcheiden befunden, daß auch ein Diebftahl, den ein Stief: 
fobn an dem Vermögen feiner Altern verübt hatte, und welcher dem 
Betrage nach criminell geweſen wäre, als fehwere Polizei: Übertre: 
tung beftraft werden foll; da der $. 168 I. Thl. zwifchen leiblichen 
und Stieflindern keinen Unterfchied macht, und die Entwendung zum 
Theile au an dem Vermögen der noch lebenden Mutter begangen 
wurde, 


Befhranfung der in $.2d) und 168 des St. G. B. ü. V. 

enthaltenen Befreiungen auf die dort genannten 

Perfonen undNihtausdehnung dberfelben auffremde 
Iheilnehmer. 

(Hfd. v. 11. Zuni 1813, N, 10528. 3.6. ©. beim$.2 d) 8. und Herd. 

v. 20. Nov. 1817, N. 1387 d. J. ©, S. a. a. ©. 59.) | 


Eoncurrenzfälle bei Schleihhandel, oder einer an- 
dern Gefällsübertretung mit fremdem Eigenthume. 


(88. 239, 273, 3. 9 und $. *9 17 des St. G. ü. ©. Ü. vom 11, 
Zun 1835.) 


—- — 





Drey und zwanzigſtes Hauptftüch, 
Bon dem Raube. 


$. 169. 


Raub. Eines Raubes macht fich fchuldig, wer einer Perfon 
Gewalt anthut, um fich ihres, oder fonft eines frem- 
den beweglichen Gutes zu bemächtigen; die Gewalt 
mag mit thätiger Beleidigung, oder nur mit Drohung 
gefchehen *). 

(Bergl. die $$. 72, 118 2) 124, 197, 305 und 433 St. G. B. ü. V.) 
(Die politifhen Mafregeln zur Hintanhaltung der Räuber in Galizien, 
fiehe in der galiz. Gub. Vdg. v. 24. Februar 1820, 3. 1901, 
[galiz. Prov. ©. ©. 2. Jahrg. S. 46 u. f.] und die Weifungen we: 
gen Erhaltung der öffentlihen Sicherheit, und Befeitigung der Räu— 


bereien, ſiehe in der galiz. Gub.BDdg. v. 18. Ju li 1820, 3. 34,63 
fa. a. O. S. 175 u. f]). 


Behandlung und Beftrafung der Theilnehmung der 
Einwohner an den feindliden Plüunderungen der 
Miteinwohner. 


(Ihfd. v. 20. März 1801 beim $. 151 491.) 


Behandlung und Beftrafung der Drohung mit 
Raub. 


(HE. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,516 nach $. 8ı 340.) 


*) Das Fofefinifhe Strafgefeß, in welchem ($$. 165 und 168) der Raub 
ausdrüdlih ein Diebſtahl genannt wird, machte einen Unterfchied 
zwifchen räuberifhem Angriffe und Raude, wodurch der Diebitahl 
darauf erfolgt ift. 


474. 485 
Gerichtsbarkeit über die in ber Levante betretenen 
Seerauber. 
(Hfd. v. 3. December 1824, N. 2054 d. J. G. S. beziehungsmweife hofkriegs— 
räthliche Bog. v. 12. November 1824, beim $. 221 3) S17. 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbrechen des 
Raubes. 


(Pat. v. 6. Juli 1838, N. 2622 d. J. ©.©.$.3, 0. beim $.412 1946.) 


Beweiskraft der Ausſage des Beſchädigten rückſicht— 
lich des Betrages des Schadens. 


(Gfd. v. 20. Juli 1810, N, 905 d. J. G. ©. beim 8. 404 a) 1943.) 


Belohnung für die Einbringung der Räuber. 
(Siehe unter. diefer Überfchrift die Novellen beim $. 505.) 


$. 170. 


Schon eine folhe Drohung, wenn fie auch nur 
von einem einzelnen Menfchen gefchehen, und ohne 
Erfolg geblieben ift, fol mit fünf bis zehnjährigem 
ſchweren Kerker beſtrafet werden. 


$. 171. 


Iſt aber die Drohung in Gefellichaft eined oder 
mehrerer Raubgenofjen, oder mit mörderifchen Waf- 
fen gefchehen, oder, ift dad Gut auf die Bedrohung 
wirklich geraubet worden; fo foll auf ſchweren Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren erkannt werben. 


Fall des Standredtes bei ungewöhnlid um fid 
greifendem Raube. 


(8. 505 St. ©. 2. ü. V.) 
5. 172. 


Dieſe Strafe findet auch Statt, wann gewalt- 
thätig Hand an eine Perfon geleget wurde, obgleich 
der Raub nicht vollbracht worden. 


Strafe, 


/ 
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$. 173. 


Iſt aber der mit gemaltthätiger Handanlegung 
unternommene Raub auch vollbracht worden; fo ift 
die Strafe lebenslanger ſchwerer Kerker. 


$. 174. 


ft bey dem Raube jemand dergeftalt verwundet 
oder verleßet worden, daß derſelbe dadurch wichtigen 
Nachtheil an feinem Körper gelitten hat, oder, ift 
jemand durch anhaltende Mißhandlung oder gefähr- 
liche Bedrohung in einen qualvollen Zuftand verfeßet 
worden; fo foll jeder, der daran Theil hat, lebens: 
Yang mit ſchwereſtem Kerker beftrafet werden. 


Behandlung und Beitrafung des Raubmordes und 
des rauberifhen Todtſchlages. 
($$. 118 2) und 124 St. G. B. ü. ©.) 


$. 175. 


Theilnehmung Wer ein Gut, wovon er weiß, daß es geraubet 
em Rabe worden, ſey ed auch von geringem Betrage oder 
| Werthe, verhehlet, verhandelt, oder an fich bringt, 
ift des Verbrechens der Theilnehmung am Raube 
fhuldig, und mit fchwerem Kerfer zwifchen einem 

und fünf Sahren zu beftrafen *). 


Behandlung und Beitrafung der Theilnehbmung der 
Einwohner an den feindlihen Plünderungen der 
Miteinwohner. 

(IHfd. v. 20. März 1801 beim $. 151 491.) 


Concurrenzfälle bei Schleihhandel oder einer an: 
dern Gefallsübertretung mit fremdem Eigen: 


j tbume. 
($$. 239, 273 3. 6 und $. 91 3.17 des St. G. ü. ©. ü. vom 11. 
Suli 1835.) 


*) Das Jofefinifche Strafgefeg überging die Theilnehmung am Raube, 


——n — 


Bier und zwanzigftes Hauptſtück. 
Bon dem Betruge. 


8. 176. 


Mer durch liſtige Vorftellungen oder Handlungen eis Betrug. 

nen Andern in einen Irrthum führet, durch welchen 

jemand an feinem Eigenthume oder andern Rechten 

Schaden leiden foll, oder, wer in diefer Abficht des 

andern Irrthum, oder Unwiffenheit benüget, begeht 
einen Betrug *). 


Behandlung und Beftrafung der bei den Behörden 
ſich falfhlih für Deferteurd ausgebenden 
Individuen. 


475. Hofkanzlei-Decret vom 15. April 1822, an 

ſämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme von Tirol, in 

Folge höchſter Entſchließung vom 12. März 1822, über Vortrag 
der vereinten Hoffanzlei, N. 1866 d. I. ©. ©. 


Seine Majeftat haben zu verordnen befunden: daß die bei den 
Behörden ſich falfchlih für Deferteurs ausgebenden Individuen als 
Betrüger nad den beftehenden Geſetzen von den competenten Be: 
börden behandelt, und auf diejenigen, welche zugleih gewerbs: 
und paßloſe Vagabunden find, überdieß noch die hierwegen befte: 
benden Verordnungen angewendet werben follen. 


) Nach dem Hofefinifhen allgemeinen Strafgefeg über Verbrechen und 
derfelben Beftrafung ($. 149) macht fih im Allgemeinen des Trus 
ges fchuldig jeder, der durch was immer für Ränke und Lift frems 
des Eigenthum an fich zu ziehen, oder jemanden aus böfer Abficht 
an Bermögen, Ehre, Freiheit, oder feinen Rechten zu fehaden fucht, 
ohne Rückſicht auf Die Mittel, deren fi der Betrüger bedienet, und 

. 2. — zu ſehen, ob er ſeine Abſicht wirklich erreicht habe, 
oder nicht. 
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Eine unmittelbare Folge hiervon ift, daß die bei den Behörden 
für Deferteurs ſich ausgebenden Individuen Eünftig nur nach der von 
den betreffenden Regimentern oder Corps eingeholten Beſtätigung der 
Wahrheit ihrer Angabe, oder wenn den betreffenden Behörden befon- 
derd an ihrer frühern Übergabe gelegen it, nur dann von dem 
Militär übernommen werden Eonnen, wenn die betreffenden Behörden 
bei der Übergabe ſich ausdrücklich verpflichten, dem Militär - Arartum 
für den Fall, wenn die betreffenden Individuen nicht als wirkliche 
Deferteure anerkannt würden, alle auf die Individuen verwendeten 
Unfoften zu erftatten. 


475 a) Gubernial-Kundmahung vom 2. April 
1826, 3. 5954. 


(Prov. G. S. für Tirol und Vorarlberg, 13. Bd., S. 141.) 


Aus Anlaß, daß das E E Militär: Commando hierher eröffnet 
bat, daß bei dem biefigen Kagerregimente oftmald Individuen ohne 
den in der a. h. Entfcheidung über die Behandlung der fi bei politi- 
ſchen Behörden falfchlich ald Deferteure Angebenden vorgefchriebenen Ne: 
vers der politifchen Behörden, dem Militärarar für den Fall, wenn 
diefe Individuen nicht als wirkliche Deferteurs anerkannt würden, die 
auf die Individuen verwendeten Unkoſten zu erftatten, in das hiefige 
Stabsſtockhaus gelangen, und diefem zu Folge die Hereinbringung 
ihrer Verpflegskoften mit weitwendigen Umtrieben eingeleitet werden 
müſſe, und aus Anlaß des hierüber an die hohe Hofkanzlei erftatte- 
ten Berichtes” ift von derfelben nachträglih zur KHofverordnung vom 
1. April 1822, 3. 8910 eine Abfchrift der an die Landerftellen der 
altconfcribirten Provinzen unterm 15. April 1822 (44 5.) erlaſſe— 
nen Verordnung wegen lbergabe der von den politifhen Behörden 
ergriffenen, fi für Deferteurd ausgebenden. Individuen, mit dem 
Auftrage herabgelangt, den Inhalt derfelben den fammtlichen Unter: 
behörden zur Nachachtung vorzuzeichnen. 

Es folgt zu diefem Ende eine Abfchrift diefer Verordnung mit, 
deren Inhalt das Kreisamt weiter an die unterftehenden Landgerichte 
mitzutheilen hat *). 


Begriffdes Betruges nad der 


496. Gefindeordnung für Wien, vom 1. Mai 1810, 
(Polit, G. ©. 34. Bd., ©. 21.) 


5. 37. Betrug ſind alle Hintergehungen von was immer für 
einer Art, wodurch dem Dienſthälter oder der Haushaltung abſichtlich 
Schade zugefügt wird. — — — 


) Diefe Verordnung iſt im Weſentlichen gleichen Inhaltes mit dem vbr⸗ 
ſtehenden Hofkanzlei⸗Decrete (UI G.). 
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Befondere Anzeigungen bei dem Verbreden des 
Betruges. 


(Pat. v. 6. ya 1833, N. 2622d.5.©. ©. S. 3. beim$. 412 1946.) 
$. 197. 
Der Betrug wird zum Verbrechen, entweder aus !mttänte, wo: 
der Befchaffenheit der That, oder aus dem Betrage zu —5 
des Schadens *), lung erwächft 
$. 178. 


Die Falle, in welchen der Betrug fchon aus der = abe 
Befchaffenheit der That zum Verbrechen wird, find: 

a) wenn ſich um ein falfches Zeugniß, fo vor Ge: 
richte abgeleget werden foll, beworben, wenn ein 
falfches Zeugniß gerichtlich angebothen, oder abgele- 
get, wenn fich in eigener Sache zueinem falfchen Eide 
erbothen, oder wirklich ein falfcher Eid gefchworen 
wird **); 

(Bergl. den $. 86 b) und fiehe den $. 434 St. G. B. ü. V.) 
Behandlung und Beftrafung der-Befhuldigten we 
gen offenbar lügenbaften Antworten. 

($. 365 St. ©. B. ü. V.) 


Begriff der gerihtlihen Anbietung oder Ablegung 
eines falfhen Eides. 


AIG a) Hofdecret vom 15. Juli 1784, an das n. d. Ap⸗ 
pellationd-Gericht, über Einvernehmen der oberften Juftize 
ftelle und Eompilations-Hofcommiflion, N. 317 d. 3. ©. ©. 


Wenn eine Partei einen Eid gerichtlich angeboten hat, auf defs 


) Das Hofefinifche Strafgefeß hat den Betrug überhaupt als ein Cri— 
minalsBerbrechen ($$. 148 und 149 I. Thl.) und. doch nachher wies 
der einige fehr gefährliche Arten des Betruges ald politifche Ver— 
brechen zugerechnet ($. 83 II. Thl.). 

»*) Nah dem Hofdecrete vom 10. Jänner 1816 (Zeitfchrift für 6. 
R. ꝛc. 1841, 3. Bod. ©. 161) können fih auch Individuen, denen nad 
ihren Religionsbegriffen die Au des Eides verboten ift, nach 
Umftänden des im $. 178a) St. ©, I. Thl. feftgefegten Verbrechens 
fhuldig machen. 





— 
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fen Abſchwörung das Urtheil ausfällt, die Abſchwörung jedoch durch 
den Tod ber Partei gehindert wird, alddann fei der Eid (der Tod der 
Partei möge vor, oder nach dem Urtheile erfolgt fein) für abgefchwo- 
ren zu halten, wenn anders die Partei die Abſchwörung durch ergrif- 
fene Appellation, oder font nicht verzögert hat. 


477. Höchfte Refolution vom 31.DOctober 1785, über 
das Unterfuhungsgefhäft des galizifhen Appellationgs 
Gerichtes und der Landrechte, N. 4890. 9. ©. ©. 


Adın) Die bloß einem fchriftlihen Zeugniffe beigefegte Klaufel, an 
Eidesftatt: Eönne die Stelle eines abzuſchwörenden Eides nicht ver- 
treten, wenn wirklich diefes Zeugnif dem Gerichte vorgelegt worden, 
fondern der Zeuge müffe entweder felbit, oder durch einen hierzu eis 
gend begewalteten Bevollmachtigten vor dem Gerichte den Eid ange: 
boten haben. 


4978. Hofdecret vom 15. Jänner 1787, über das Uns 
terfuchungsgefchäft des o. ö. Landredhtes, N. 621 d. 3. G. ©. 


Ad hh) Die Anordnung des $. 233 d. ©. OD. vermag, daf, wenn 
Jemand vor Ablegung eines ihm zuerkannten Eides fterben follte, der 
Eid damals für abgefhworen zu halten fei, wenn er ſich hierzu ge: 
richtlich erboten, und die Ablegung nicht verzögert hat, läßt fich ae 
dings dahin erweitern, daß ein Zeugniß für beſchworen zu halten fei, 
warn fi der Zeuge in feinem Zeugniffe zur Beſchwörung des Inhal— 
tes desfelben angeboten bat, und dann ſothanes Zeugniß von der 
Partei, zu deren Vortheil es gereicht, gerichtlid vorgelegt worden ; 
fondern es laßt fich diefer $. auf einen Zeugen in dem einzigen Falle 
anwenden, wann ein Zeuge fich bei einer Tagſatzung mündlich, oder 
mitteljt eigener Einreichung einer fchriftlichen Erklärung zu Beſchwörung 
feines Zeugniffes gerichtlich angeboten, der Gegentheil in diefe Be: 
ſchwörung gewilligt, folglich ſich des Rechtes, Fragſtücke zu fe: 
Gen, begeben hat, und dann das Urtheil auf diefe Befhworung aus- 
gefallen it, der Tod aber den Zeugen ohne eine vorgegangene Ver: 
jögerung desjenigen, zu deffen Vortheil diefer Eid dienen follte, an 
der wirklichen Ablegung des Eides gehindert hat. 


499. Hofdecret vom 5. März 1795, an das in. ö. Ap—⸗ 
pellations-Gericht über Einvernehmen zwifchen der oberften 
Auftizftelle und der Hofcommiffion in Gefepfachen, N. 222 
d. 5, G. S. 


Das in einer Satzſchrift geſchehene Anbieten eines Eides hat nur 
damals die geſetzmäßige Wirkung eines gerichtlich angebotenen Eides, 
wenn die Partei die Satzſchrift eigenhaͤndig unterfertiget hat, oder 


” 
* 


J 
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wenn ber Advocat zeigen Fann, daß er bei Übernahme der Vertretung 
die $$. 412, 413 und 41% der G. O. genau beobadtet habe, mit: 
bin in Folge derfelben mit einer von feiner Partei unterfertigten Spe- 
cies facti, in welcher er zur Anbietung des Eided ausdrücklich be: 
Hwaltet worden, verfehen fei. Und foll jich Eein Advocat beigeben laf- 
fen, ohne Einwilligung feiner Partei einen Eid anzubieten. 


480, Protocoll8 Auszug vom 21. März, Hofdecret 
vom 26. April 1822. 
(Pratobd. Mat. 7. Bd, S. 368 u, f.) 


Über die Frage, ob ein durch Urtheil auferlegter Eid für ab: 
geihworen oder für nicht abgefehworen zu halten fei, fol bei einer 
Tagſatzung verhandelt, und durch Befcheid entſchieden werden. 


Seder Eidesablegung foll eine ernftlide, eindrin- 
gende, und der Individualität des Zeugen angemef- 
fene Meineids3-Erinnerung vorausgeben. 


(Hfd.v.17.Nov. 1826, N. 2231 d. J. ©. ©. beim $. 256 LOB 
und die citirten Stellen aus den ©. D. a, a. O.) 


Behandlung und Beftrafung bes gerihtlih angebo— 
tenen oder abgelegten falfhen Zeugniffes. 


AS1. Hofdecret vom 13. Juli 1814, an das n. ö. Ap— 
pellations-Gericht, einverftändlich mit der Hofcommiffion 
in Zuftiz-Gefegfachen, N. 1092 d. 3. ©. ©. 


Der $. 178, lit. a des Strafgefeßes eriten Theiles fordert zum 
Begriffe des Verbrechens des Betruges nicht, daß das gerichtlich ange: 
botene oder abgelegte falſche Zeugniß zugleich die Anerbietung oder 
die Ablegung eines Eides im ſich begreife, fondern die jtrafbare Hand— 
lung ift fhon vorhanden, wenn vor dem Richter ein falſches Zeugniß 
abgelegt wird. 

Die Zuftizpflege muß nothwendig fih der Wahrhaftigkeit der 
Zeugenfhaften mit Abhaltung des Leichtſinnes durch ftrenge Geſetze 
verjichern, ohne welche fie in ihrer Ausübung durchaus gelahmt würde. 
Und eben fo bat der $. 151 des Joſefiniſchen Strafgefeges die falfche 
Zeugenfhaft an fi zum Verbrechen erklärt, jie mochte mit oder ohne 


„Eid gefhehen, der gefuchte Endzweck erreicht fein oder nicht. Für die: 


ſes angebotene oder abgelegte Zeugniß an fich tritt die Strafe des 
$. 181 ein, ohne darauf Rückſicht zu nehmen, welche Beweiskraft 
in Civil-Proceſſen ein unbefhwornes Zeugniß habe. 
Kommt aber der erfchwerende Umſtand hinzu, daf der Zeuge 
freventlih einen Eid angeboten oder abgelegt hat, fo kann auch bie 
Maucher's ſiſtem. Handbuch). 33 
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Strenge des $. 183 des Strafgefeßbuches Platz greifen, weil biefer 
Paragraf zwifchen den Zeugen und denjenigen, die zu eigenem Vor: 
theile falfche Eide anbieten oder ablegen, nicht unterfcheidet ; wo übri: 
gend der Nichter in den einzelnen Fallen den Grad der böfen Abficht 
und anderer mildernden Umftande zu beurtheilen hat. 


Behandlung und Beftrafung der bei der Polizei 
oder fonft einer offentlihen Behörde gemadten fal— 
fhen Angaben. 


48%. Hoffanzlei » Decret vom 26. März 1833, an 

fämmtlidhe Länderftellen, zu Folge allerhöchfter Entſchlie— 

fung vom 16. März v. 3. im Einverftändnig mit der oberften Ju⸗ 

ftigftelle, und der Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, N. 2605 
©. 


Das Geſetzbuch tiber Verbrechen und ſchwere Polizei-libertretun: 
gen bat im IT. Thl. $. 78 lit. e) falfche Angaben in den Meldzetteln 
für eine ſchwere Polizei-UÜbertretung erklärt, und beftimmten Strafen 
unterworfen, Da ſich aber in der Erfahrung ſchon mehrere Falle erge- 
ben haben, welche, wenn fie gleich unter dem Wortlaute diefes Ge: 
feßes nicht begriffen find, doch nad dem Geifte desfelben nicht min: 
der ſtrafwürdig erfcheinen; fo haben Ge. Majeſtät allerhöchft zu ent: 
fließen gerubet, daß, wer überhaupt die Polizei oder fonit eine öf- 
fentlihe Behörde mit falfhen Angaben über feinen Namen, feinen 
Geburtsort, feinen Stand, oder fonft über feine Verhältniffe auf 
eine Weiſe hintergeht, wodurd die öffentlihe Aufjiht irre geführt 
werden kann (er mag dadurch Unrichtigkeiten in den von den Behör— 
den ihm ausgeftellten Päſſen, oder andern Urkunden veranlaffen, oder 
fih fremder Päſſe und Urkunden bedienen, und bei den Behörden 
falfchlic den Namen der Perfon, auf welde diefe lauten, annehmen, 
oder endlich auch abgefehen von beigebrachten Päſſen und Urkunden 
der dffentlihen Behörde auf Befragen über feine Perfon falfche An: 
gaben machen), ebenfalld eine fchwere Polizei-llbertretung begeht, und 
nad den in dem obgedadıten $. 78 lit. e) enthaltenen Beftimmungen 
zu beftrafen ift. 

Ausgenommen hiervon bleiben jedoch immerhin die Falle von fals 
fhen Angaben, wegen deren Behandlung dur die beftehenden Ge: 
fee bereits hinreichende Vorfehungen getroffen find, nemlich: 

a) wenn der VBefragte, der einer falfchen Angabe befchuldiget 
wird, fi in einer Unterfuhung, wegen eines Verbrechens, oder ei: 
ner ſchweren Polizei:libertretung befindet ; 

b) wenn berfelbe in einer Unterfuchung anderer Art, die eine 
Strafe oder fonft einen Verluft am Vermögen nach fich ziehen kann, 
j. B. wegen Gefallsübertretungen, wegen des Tragens verbotener 
Waffen u. ſ. w. verwicelt ift; 


482 — 484. 493 


ec) wenn wider ihn zwar Feine Interfuchung der erwähnten Gat— 
tung anbängig ift, aber im WVerfolge der mit ihm vorgenommenen 
Amtshandlungen und Vernehmungen, bei welchen die falfche Angabe 
erfolgt ift, eine folche Unterfuchung eingeleitet wird. 


Behandlung und Beftrafung der vor den zur Unter: 
fuhung fhwerer Polizei-Ubertretungen beftellten 
Behörden abgegebenen falfhen Zeugenausfagen. 


483. Hoffanzlei: Decret vom 20. September 1837, 
3. 23,651. 
(Prov. &. ©. für Böhmen, 19. Bd., S.456, für Galizien und Lodome: 
rien, 19. Zahrg., 2. Abthl., S. 742, für Illirien, 19. Bd., ©. 122, für 
die Lombardie, 1. Bd., 2. Thl., S. 135, ivi_ 2. Bd. 1 Thl,, S. 125, für 
Mähren und Sclefien, 19. Bd. S. 149, für Dfterreih ob der Enns und 
Salzburg, 19. Thl., S. 192, für Diterreih unter der Enns, 19. Thl., ©. 371, 
für Steiermark, 19, Thl., S. 216, für Tirol und Vorarlberg, 24. B®d., 
S. 541, für Venedig, 28. Bd., 1. Thl., ©. 240, a. a. D. 
2. Thl., ©. 198.) 


Seine k. k. Majeftät haben mit a. h. Entfchließung vom 1. April 
1837 über die zur Sprache gekommene Frage, ob die Beltimmung 
des $. 178 lit. a) des I. Ihl. des St. ©. B. auch auf jene falfchen 
Zeugenausfagen Anwendung finde, welche vor den zur Unterfuchung 
der ſchweren Polizei-libertretungen beftellten Behörden abgegeben wer 
den, anzuordnen befunden: Der $. 178, lit. a) des &t. ©. %. 
1. Theiles ift nicht nur auf jene vor einem Civil: und Criminal = Ge: 
richte abgelegten falfchen Zeugenausfagen, fondern aud auf jene, an: 
wendbar, die im Laufe der Unterfuchung einer ſchweren Polizei-libers 
tretung vor jener Behörde abgegeben werden, welcder hierüber die 
Gerichtsbarkeit zugewiefen iſt. 


Behandlung und Beftrafung der vor der competen- 
ten Gefallsbehörde abgelegten falfhen Zeugen 
ausfagen. 


484. Bubernial»EircularsBerordnung vom 
12. April 1840, 3. 14,264. 
(Prov. G. S. für Böhmen, 22, Bd., ©. 168, für Galizien und Lodomes 
rien, 22. Jahrg., 1. Abthl., S. 160, für Illirien, 22, BD,, ©, 66, für die 
Lombardie, 1. Bd., 1. Thl, S. 160, für Mähren und Schleſien 22 Bd., 
5.64, für Dfterreich unter der Enns, 22. Thl,, ©. 59, für Steiermark, 
22. Thl. ©. 56.) 


Sn Folge a. h. Entfchliefung vom 14. September 1839 wird 
erklärt: „die Beftimmung des $. 178 lit. a) des St. ©. ©. I. Thl. 
ift auch auf die falfchen Zeugenausfagen im Laufe der Unterfuhung, 
wegen Gefallsubertretungen anwendbar, wenn ia ‚ 
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und vor einem Amte abgelegt worden find, welches nad der Anord- 
nung des $. 656 des St. G. B. über Gefälläübertretungen be: 
fetst war *). 

Diefe a. h. Vorfhrift wird in Folge Hofkanzlei:Decretes vom 
14. Februar 1840, H. 3. 1320 allgemein kundgemacht. 


Behandlung und Beftrafung der Obrigkeit, welde 
durhein unwahrhaftes Zeugniß die Entlaffung eines 
Soldaten erfhliden hat. 


(Gkzd. v. 1. October 1828, beim $. 23 1%.) 


b) wenn jemand den Charakter eines öffentlichen 
Beamten fälfchlich annimmt, oder einen obrigkeitlis 
chen Auftrag, oder ein befonderes, von Öffentlicher 
Behörde erhaltenes Befugniß lügt ; 

(Vergl. $. 88 II. Thl. und $. 434 I. Thl. St. ©.) 


Behandlung und Beftrafung des unbefugten Tra— 
gend der Staatsbeamten-Uniform. 


485. Kundmadhung des fönigl. Guberniums zu 
Prag vom 29. April 1808. 
Blumentritts ö. St. G. II. Thl. ©. 82.) 


Niemand darf fi durd Annahme einer Uniform unrehtmäßiger 
Weife das Anfehen und den Character eines k. k. Polizeibeamten an- 
maßen, und noch weniger ſich unter diefem erborgten Scheine die 
Ausubung einer wirklihen Amtshandlung erlauben, er würde fich des 
Verbrechens des Truges fhuldig machen, und dem Criminal= Gerichte 
übergeben werden. Da übrigens der Polizeidienit nit immer geitat: 
tet, daß Polizei = Beamte immer in der Uniform erfcheinen , fo 
werden fie fih in folhen Fallen nach wie vor, durch eine weiße und 

rothe Hutfchleife zu erkennen geben **). 


*) Diefer $. 656 lautet: Die Behörde, weldhe den Thatbeftand er: 
hebt, oder ein Verhör aufnimmt, fol zufammengefegt fein: 
1. Aus einem leitenden Beamten, 
2. Aus einem Actuare, und 
3. bei den Erhebungen und Verhören, welche nicht von einer 
Drtöobrigkeit volljogen werden, aus dem im $. 657 vorgefchries 
benen Beiſtande. 
Gm abgekürzten Berfahren ift ein Actwar nidt ers 
forderlich. 
**) Bei Gelegenheit der Einführung des befonderen Unterfcheidungs:Zeis 
hend für Polizei-Beamte (der weißen und rothen Kutfchleife) wurde 
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486. Hoffanzlei- BPräfidials Decret vom 29. März 
1816 an ſämmtliche Länder-Ehefs, N. 1224 d. J. G. ©. 


— — — Das unbefugte Tragen der Uniform, deffen ſich nur 
Perfonen fhuldig machen können, welche Eeine wirklichen Staatsbe— 
amten find, it, wenn ſolches bloß aus Eitelkeit, oder abfichtlichem 
Muthwillen geſchieht, als ein Polizei-Mergehen anzufehen, und da— 
ber von derjenigen Behörde, welcher die Amtshandlung über ſolche Ver: 
gehungen überhaupt zufteht, mit verhältnißmäßiger arbiträrer Geld- 
oder Arreftftrafe zu ahnden; wenn aber eine ſolche Anmaßung der 
Uniform zugleih mit den in dem Strafgeſetze erften Theils $. 178 
lit. b) und 2. Ihl. $. 88 ausgedrückten Handlungen verbunden ift, 
dann find ſolche als ein erfhwerender Umſtand anzufehen, und nad) 
der vollen Strenge diefer Gefeße zu beitrafen. — — — 


Behandlung und Beftrafung der fälſchlichen Ausfer: 
tigung von Brandzeugniffen und Bettelpäffen. 


48%. Hofdecret vom 14. Juni 1823, an das böhmi- 
fhe Appellationd- Gericht, einverftändlich mit der 
Hofcommiffion in S. ©. ©. N. 1947 d. J. G. ©. 


Die im Namen einer.öffentlihen Behörde fälſchlich unternomme⸗ 
ne Ausfertigung von Brandzeugniſſen und Bettelpäſſen iſt allerdings 
das Verbrechen des Betruges, ſowohl nach deſſen in dem $. 176 auf: 
geftellten Begriffe, ald auch nach den in dem $. 178 b) und d) des 
erften Theiles des Strafgefeßbuches-bezeichneten Fallen. 


ec) wenn in einem öffentlichen Gewerbe falfches 
Maß oder Gewicht gebraucht wird *); 


beftimmt, daf derjenige, der durch Aufſteckung einer ſolchen Schleife 
ſich unrechtmäßiger Weiſe das Anfehen und den Charakter eines Po— 
lizei-Beamten beilegt, oder wohl naar unter diefem Vorwande was 
immer für Amtshandlungen ausübt, dadurch des Verbrechens des 
Betruges fchuldig werde, und dem Griminal:@erichte zur Beitrafung 
übergeben werden fol. (Bdg. der n. 6. Re 8 v. 21. Decem: 
ber 1801, der ob der ennf. Regg. v. 18. Februar 1802, in 
Kudler 1. Bd. ©. 217.) Daf jedoch nach dem gegenwärtigen Straf: 
fifteme die criminelle Behandlung nur dann eintreten könne, wenn 
der Thäter in verbrecherifher Abficht handelt, leuchtet von ſelbſt 
ein ; fobald diefe fehlt, kann ihm die That nur als fchwere Polizei-Uber: 
tretung zugerechnet werden ($. 88 des St. G. I. Thl und Kudler 


a. 0. O.). 

*) Nac dem Zofefinifhen Strafgefege ($. 40 IL. TH.) wurde der Ge: 
brauh falfhen Mafes oder Gewichtes in einem öffentlis 
chen Gewerbe als ein politifhes Verbrechen erklärt. 
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Behandlung und Beſtrafung der ſchweren Polizei— 
Übertretung des Betruges im Maße und Gewichte. 


($. 226 St. ©. I. Th.) 


Behandlung und Beftrafung des Betruges durch fal- 
fhes Maß oder Gewicht, oder durch Übervortheilung 
mit echtem Maße und Gewidt. 


488. Hofdecret vom 5. October 1804, an das böhmi- 
fhe Appellations:- Gericht, einvernehmlich mit der Hof: 
commiffion in Gefegfachen, N. 694 d. 3. G. ©. 


Der $. 178 in o des erften Theiles des Strafgefeßes ift mit dem 
6. 226 des zweiten Theiles dahin zu vereinigen, daf der erfte von 
dem Falle fpriht, wenn der öffentlihe Gewerbsmann falfches Maß 
oder Gewicht gebraudt; der 6. 226 zweiten Theiles dagegen bezeich: 
net jenen Fall, wo der Gewerbimann zwar echtes Maß und Gewicht 
führet, aber in der wirklihen Ausmeffung oder Abwägung fi einer 
Ubervortheilung fehuldig macht. 


488 a) Hoflfammer-Präfidial:Eröffnung vom 30. 
Jänner 1824, 3. 15,139, Regierungs-Circulare vom 
6. März 1824, Präſ. 3. 281, Reggs. 3. 15,731. 

(N. ö. Prov. ©. S., 6. Thl, S. 35, 42.) 


$. 19. Ein Gold: oder Silbergerath, worin Eifen, Kupfer, 
Blei oder irgend ein anderer fremdartiger Körper eingefchloffen ift, unter: 
liegt der Gonfiscation. In wie ferne hierbei der Gewerböverluft und die 
weitere Beftrafung des Gewerbsmannes einzutreten hat, beftimmen 
die politifhen Anordnungen und das Gefeßbud über Verbrehen und 
ſchwere Polizei: Übertretungen. 


Behandlung undBeftrafung der Müller, die falfches 
Maf oder Gewicht gebrauden, oder fonft fih Bevor: 
theilungen fhuldig maden. 


489. Patent vom 1. December 1814. 
(Polit. G. S., 42, Bd., ©. 149, 155 u, f. 159 u. f.) 


$. 22. Wenn der Müller falſches Maß oder Gewicht gebraucht, 
fo macht er fi nad) dem $. 178 des St. ©. B. I. TH. des Verbre— 
chend des Betruges fhuldig. 

Wenn er ferner Getreide oder Mehl bei ber Wermahlung ablei: 
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tet, wenn er ein beſſeres Korn gegen ein fchlechteres austaufcht, wenn 
er fchlechtere Gattungen, oder Gerfte, Hafer, Heiden, Widen zu 
den beiferen von Weizen oder Korn menget, oder verfchiedene Mehl— 
forten als: Weismehl unter den Roggen, oder die ſchlechtere Mehl: 
forte unter die edlern mifchet, um das beftimmte Gewicht in einer von 
dem Gefeße nicht vorgefchriebenen Mifchung zu erhalten, oder wenn 
er diefes Gewicht durch Wermengung des Mehls mit andern zwar der 
menfchlichen Gefundheit an und für fich nicht fchadlichen Körpern be: 
wirket, wenn endlich das erzeugte Mehl in feuchte Behaltnife, um 
ein höheres Gewicht zu erzielen, gelegt wird; fo ift der Müller, 
wenn der durch eine folhe liftige Handlung der Partei zugefügte 
Schade ſich höher ald auf fünf und zwanzig Gulden beläuft, nach dem 
$. 179 des I. Ihl. des St. ©. zu behandeln, wofern aber der Schade 
den Betrag von fünf und zwanzig Gulden nicht überfteigt, nach dem 
$. 211 des IE. Thl. zu beitrafen. . 

$. 24. Die Iheilnehmer diefer Ubertretungen, als die Mühl— 
Enechte oder fonftigen Dienftleute, find ebenfalls nach Vorſchrift des 
Strafgeſetzes zu behandeln. 

Damit ſich nicht mit der Unwiffenheit entfchuldiget werden könne, 
ift bei jeder Aufnahme eines Lehrling und bei deifen Übertritt zum 
Mühlknechte, demfelben das gegenwärtige Patent von dem Mühlen: 
Alteiten oder Vorfteher vorzulefen, und diefes in dem Lebrbriefe oder 
in der Rundfchaft immer anzuführen, welche Vorleſung auch bei der 
Berfammlung des Müllermittels alle Jahre wenigftens Ein Mal in 
Gegenwart einer obrigkeitlichen Perfon zu gefchehen hat. 

$. 25. Nr. 12. Wenn der Müller fatfches Maß oder Gewicht ge: 
braucht, oder fonft einen Betrug von der in dem 22. Abſatze der allge: 
meinen Mühlordnung bezeichneten Art, bei der Proviant-Vermahlung 
begeht, fo iſt derfelbe, wenn der durch eine folhe Handlung zuge: 
fügte Schade fich höher als auf 25 Gulden beläuft, nad dem $. 179 
des St. ©. B. I. Thl. zu behandeln; wofern aber der Schade den 
Betrag von 25 Gulden nicht überfteigt, nad dem $.211 des IE. Thl. 
des St. ©. B. zu beftrafen *). 


Behandlung und Beftrafung des Betruges durd 
den Gebraud eines ringhältigen zimentirten oder 
nicht zimentirten Gewichtes. 


490. ISuftiz-Hofdecret vom 21. Juni 1836 an das 
k. k.böhmiſche Appellationd-Geridt. 
Pichl, 62. Bd, ©, 385.) 
Über die gemachte Anfrage, ob durch den Gebrauch eines nicht 
zimentirten ringhältigen Gewichtes ein Verbrechen begangen werde, 


) Über den Widerfpruch diefer Verfügung mit dem Strafgefekbuche, 
fiehe Zeitfcheift für 6, R. ıc, 1841, 3, Bd, ©. 161. * 
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wird dem k. E. Appellations- Gerichte bedeutet, daß es keinem Zwei: 
fel unterliege, daß ein öffentlicher Gewerbsmann, welcher fich bei’ 
feinen Verkäufen eines ringhältigen zimentirten oder nicht zimentirten 
Gewichtes bedient, ohne den Kaufer von der Ringhältigkeit und dem 
wahren Gehalte ded Gewichtes, deſſen er fich bedient, bekannt zu ma: 
chen, ſich nad) $. 178 c) des St. ©. I. Thl. des Verbrechens des 
Betruges ſchuldig made. 


d) wenn jemand eine Öffentliche Urkunde, oder 
eine durch Öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung 
mit Stämpel oderProbenachmacht, oder verfälfchet *) ; 

(Vergl. den $. 180 a) und fiche den $. 454 St. ©. B. ü. ©.) 


1. Offentliche Urkunden. 


1. Actien der priv. ö. Nationalbank. 
(Pat. v. 1. Zuli 1841 8. 49 beim $. 92 390.) 


2. Befunde der Taramts:-Beamten über Stempel: 
Gebreden. 


(Hftd. v. 23. Mai 1837, 3. 18,900 Gefällenverwaltungd = Verordnung v. 

2%. uni 1837, 3. 16,740, galizifche officiele Sammlung der Gefälldvor: 

fohriften, N. 128, ©. 183, in Drdadis Hdb., der Nachträge zum Ge: 
fälls-Strafgeſetze ꝛc. Wien 1843, S. 178.) 


3. Bettelpaffe 
(Hfd. v. 14. Zuni 1883, N. 1947 d. J. G. ©, beim 8. 178 b) 


.) 


4. Brandzeugniffe 
(Hfd. v. 14. Juni 18233, N. 1947 d. J. ©. ©, beim $. 178 b) 


5. Bücher der gehörig aufgenommenen Senfalen. 


($. 112 e) derrallg. ©. D.v. 1.Mai 1781,N. 13d. J. G. S. 
$.180 e) der weitg. ©. O. v. 19. Dec. 1796, N. 3290, 3. G. ©. 
$.170 N. 5 der ital. G. O. v. 16. März 1803, 
$.179 N. 5dertirol. &. O. v. 15. Sept. 1814.) 





) Die Urkundenverfälfhung bildete nah dem Joſefiniſchen Strafgefege 
nur dann ein Griminal= oder politifches Verbrechen, wenn die Ab: 
fiht auf einen Schaden gerichtet war ($. 150 I, und $, 33 
u. f. II, Tpl.) 


490 -—-49%, 199 
6. Curszettel *). 


40 4. Hofdecret vom 7. November 1812, an alle Aps 
pellations-Geridte, N. 10112. J. ©. ©. 


$. 13 ad aa) Im eriten Falle ift dem Pupillen fein Obligations- 
antheil in der Art, daß ihm die bare Auszahlung desfelben nad dem 
‚zur Zeit der Abfertigung auf der Börſe geftandenen Werthe der öffent: 
lihen Papiere, bei deſſen Bekanntwerdung durch die öffentlichen Blät— 
ter nachzutragen kommt, abzufaufen u, f. w. 


7. Depofitenfheine der priv, öfterr. Nationalbank. 
(Siehe oben „Actien* ıc.) 


8. Einlagsſcheine der kak. Zahlen-Lotterie. 
(Siehe unten „Originalliſten“ ıc.) 


9. Geburts, Trauungs- und Todtenbüder der katho— 
lifhen und afatholifhen Seelforger und die aus 
denfelben gezogenen Scdeine. 


($. 112 f) derallg. G.O.v. 1.Mai 1781,N. 13d. J. G. S. 
$.180 f) der weſtg. ©. O. v. 19. Dec, 1796, N. 329 0.9. ©. ©. 
$.170N. 6derital. ©. D.v. 16. März 1803, 
$. 179N. 6dertirol. G. O. v. 15. Sept. 1814, 

$$. 385 und 406 des St. ©. I. Thl. und die dort angeführten 

Novellen.) 


49%. Hofdecret vom 15. Jänner 1787, über das Unter: 
fuchungsgefchäft des n. ö. Landrechtes N. 621 d. 3. ©. ©. 


Die Zauf:, Trau- und Todtenbücher verdienen als öffentliche 
Urkunden vollen Glauben nur über jene Umftände, worliber fie ei— 
gens errichtet find, nicht aber über die einfließenden auf bloßes Ange: 
ben fih gründenden Nebenumftände. 


*) Zur Begründung der Anficht, daß Gurszgettel oder eigentlich die 
Bekanntgebungen des Gurswerthes der Staatdpas 
piere, Wechſel und Gelder in den öffentlidhen Blät— 
tern auch zu den öffentlihen Urkunden gehören, fiche auch den 
$. 137 b) der Zoll: und Staats:Monopols:Drdnung 
vom 11. Juli 1835, welcher den Curswerth der öjterreichifchen 
Staats:Dbligationen nah dem in der neueften Wiener-Zei— 
tung, oder bei ihrem Abgange in dem legten Blatte jener Provin: 
cial:Zeitung, mit der das Amtsblatt verbunden ift, enthal— 
tenen Wiener Börfe Eurfe zu berechnen verordnet. 
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493. Hofkanzlei-Decret vom 10. Mai 1820, an die 
n. ö. illir. und füften!. Länderftellen. 
(Soutta, 43. Bd, S. 284.) 


Achtens. Jede felbititandige Seelforger » Station hat fi ein 
eigenes Amtsfiegel beizufchaffen, und ift in Zukunft allen Tauf-, 
Trauungs- und Todtenfheinen, oder fonit öffentliden 
pfarrlihen Urkunden nicht mehr das Privatfiegel des Pfarrers, 
fondern das amtliche der Pfarre beizudrüden. — — — 


A494. Hoffanzlei-Decret vom 17. Februar 1827, an 

alle Appellations=-Gerichte, in Folge a. h. Entfchließung 

vom 18. November 1826 über Bortrag der Hofcommiflion in 
3. ©. ©. N. 2259 d. 3. ©. ©. 


Zur Erzielung eines gleihförmigen Verfahrens in Fällen, wo 
in Ermangelung eines Todtenfcheines oder einer anderen öf— 
fentlichenUrkunde über den wirklich erfolgten Tod eines Vermiß— 
ten der Beweis durch Zeugen angeboten wird, haben Seine Majeftät 
folgende. Vorfohrift zu erlaffen gerubet: 

$. 1. Ein Ehegatte, der fi wieder verehelihen will, und den 
erfolgten Tod des andern nicht durch Beibringung des Todtenfdei- 
nes oder einer andern öffentlihen Urkunde beweifen kann, 
aber den vollftändigen Beweis hierüber durch Zeugenausfagen ber: 
ftellen zu Eonnen hofft, bat fein Gefuh um Abhörung der nahmhaft 
zu madenden Zeugen, mit Einlegung der Weisartikel, bei derjent- 
gen Gerichtöbehörde einzureichen, welche in Nückfiht der zum Be: 
bufe der Wiederverehelihung angefuchten Iodeserklärungen die zu: 
ftändige ift. 


495. HoffanzleisDecret vom 26. November 1829, 

an fämmtlihe deutfhe Ränderftellen, in Folge a. h. 

Entfchließung vom 20. November n. 3. über Vortrag der vereinig: 
ten Hoffanzlei, N. 2442 d. I. ©. ©. 


— — — Sollte ein akatholifcher Seelforger von einer Behörde 
von Amtswegen um die Herausgabe eines Tauf-, Trauungs- und 
Todtenfcheines angegangen werden, fo find derlei Scheine mittelit des 
Eatholifhen Pfarrers, welcher denfelben fein Vidit beizufeßen bat, 
den Behörden zu überreichen. 


A496. Decret des böhmifhen Guberniums vom 15. 
October 1830, 3. 35,658, fundgemadt in Folge hohen Hof 
fanzleis Decretes vom 12. Auguft 1830, 3. 18,451. 
(Böhm, Prov. G. ©. 12. Bd, ©. 540.) 


Auf eine höchſten Orts gemachte Anfrage, ift mit hohem Hof: 
kanzlei = Decret vom 27. April 1820, 3. 11,776 Folgendes herab: 
gelangt: 

Der Tauffchein als eine offentlihe Urkunde muß genau 
mit dem QTaufbuche übereinftimmen *). 


496.) Gubernial-Kundmahung vom 26. März 1830, 
3. 13,431. 
(Prov. ©. S, für Galizien und Lodomerien, 13. Jahrg., S. 108.) 


Um die unerlaßlih nothwendige Ordnung und Genauigkeit in 
Führung der Geburts-, Trauungs: und Sterberegifter oder fogenannten 
Matrikelbücher, für die Zukunft ftrenge handhaben zu können, und 
in diefer Hinficht die Abficht der Vorfchriften des a. h. Patentes vom 
20. Februar 1784 zu erreihen, bat man ‚Folgendes anzuordnen 
befunden: — — — 

4. Verſteht es fich von felbit, daf eine jede Verfalfhung oder 
eigenmächtige Veränderung in den vom Kreisamte bejtätigten Matri: 
keibüchern an den Schuldtragenden ald Verfälſchung einer öffentlichen 
Urkunde werde geahndet werden. 


10. Geburts, Trauungsd und&terbebüder der Juden— 
fhaft, und die aus denfelben gezogenen Zeugniffe, 


497. Berorbnung der k. En. ö. Regierung vom 
1. Juni 1831, 3. 8691. 
(N. d. Prov. G. ©. 13. Thl., S. 309.) 


In Berückſichtigung daß die Geburts, Trauungs- und Todten: 
bücher für Seraeliten fowohl von dem erften israelitifhen Religions: 
lehrer, als auch von der k. k. Polizei: Oberdirection zur Controlle ge- 
führt werden, überdiefi der Eritere fammtliche religiöfe und alle dar- 
auf Bezug habende Gefchäfte bei dem Bethaufe zu verfehen hat, hat 
auch in Zukunft der erfte israelitifche Neligiondlehrer, der die Stelle 


*) Diefe Borfchrift wurde duch Hofktanzlei-Decretvom 18, Juli 
1834, 3. 17,830 (Pichl, 60. Bd., S. 205) in allen Provinzen mit 
Ausnahme von Galizien und Zlirien kundgemacht. 
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des Rabiners vertritt, alle Geburts-, Trauungs- und Todtenſcheine 
nach den anliegenden Formularien *) auf dem gehörigen Stempel und 
unentgeldlih mit der Vorſicht auszuftellen, daß diefelben ſowohl von 
ihm und zwei Vertretern unterfertiget, aber auch von der k. F. Po— 
lizei - Oberdirection zur Controlle mit der amtlichen Beflatigung ver: 
fehen werden. 


497 a) Subernial:Decret vom 24. April 1838, 
3. 1818, an die f, Kreisämter, die Konfiftorien und 
das Fiscalamt. 

(Böhm, Prov. ©, S. 20. Bd, S. 208) 


In der Nebenlage Y/. wird den k. k. Kreisamtern der mit Hof: 
Fanzlei:Decret v. 22. December 1837, H. 3. 29,444 herabgelangte 
Unterricht zur Führung der ZJudenmatrifen — — — mitgetheilt. 


/ Beilage 


Unterricht über die Führung der Suden-Mairifen. 

$. 11. Matrikenfcheine find Auszüge aus den Matritenbüchern, 
deren Ausftellung dem Matrikenführer zufteht. Sie haben, als ö f— 
fentlihe Urkunden, gefeßlihe Beweiskraft, wenn fie von dem 
Fatholifchen Ortsfeelforger vidirt, d. h. mit deſſen Unterfchrift und 
mit dem Pfarrfiegel verfehen find. — — — (495.) 


11. Kundſchaften der Gefellen. 


ADS. Hofkanzleis Decret vom 17. Mai 1819, an 

ſämmtliche Länderftellen, in Folge höchfter Entfchließung 

vom 16. Auguft 1818, über Vortrag der Hofcommiffion in Juftiz- 
Geſetzſachen, N. 1562 d. 3. ©. ©. 


Zur Behebung der Zweifel, welche tiber den Einn der in dem 
eriten Theile des Strafgefeges uber Verbrechen und ſchwere Polizei: 


*) Diefe Formularien fiehe in obiger Prov. G. S. S. 309 — 312 oder 
auh in Weffelns Hdb., wo Seite ©. 225 u. f. die übrigen die 
Führung diefer Matriken betreffenden jedoch auf das St. G. B. 
ü. V. fih nicht unmittelbar Bezug habenden Novellen angeführt wer: 
den. — Übrigens hiben die jüdifhen NReligionslehrer über ihre Res 
ligionsgenojfen die Bücher in der Randesfprace (S.128desa.b. 
G. B.) zu führen, fo wie f[hon nahdem Patente v. 23. Juli 1787 
N. 6982. J. G. S. $. 4 feit 1. Jänner 1785 die Beſchneidungs— 
und Geburtsbücdher ohne Ausnahme in Deutfher Sprade 
geführt — dann alle Geborne, Geftorbene und Getraute 
mit dem Deutfhen Bor: und ihren auf immer beftimmt an: 
genommenen @efchlehtönamen eingetragen werden müflen, bei Ber: 
meidung der im $, 7 diefes Patentes angedrohten Strafen. 
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Übertretungen $. 178 unter d enthaltenen Vorfchrift entitanden find, 
und zur warnenden Belehrung wird hiermit erkläret: 

a) Jede Verfälſchung einer öffentlihen Urkunde, fie mag an 
was immer für einer Stelle der Urkunde, und aus was immer für einer 
Abficht unternommen worden fein, ift ein Verbrechen des Betruges. 

b) Unter die öffentlichen Urkunden gehören auch die von den be— 
eideten Vorftehern der Innungen oder Zünfte den Gefellen ausge- 
ftellten Kundfchaften, oder die Stelle der Kundſchaften vertretenden 
Urkunden. Daher wird durch deren Verfälſchung, fie möge an was 
immer für einer Stelle derfelben, oder an der beigerückten obrigfeit: 
lihen Vidirung oder Beftatigung, und aus was immer für einer Ab: 
fiht unternommen werden, das Verbrechen des Betruged begangen. 

c) Die von einzelnen Meiftern einer Innung oder Zunft ihren 
Geſellen ausgeftellten Kundſchaften, und die von Gewerbsleuten über: 
haupt ihren Gehilfen ertheilten Zeugniffe, find an fich Eeine öffentlichen 
Urkunden. Ward ihnen aber, um anftatt eines Paifes zu dienen, oder 
zu ihrer Beglaubigung, von der Behörde eine Vidirung oder Beſtä— 
tigung beigefügt, fo ift jede, an was immer für eine Stelle der be: 
Fraftigten Urkunde unternommene Verfalfhung , ohne Unterſchied der 
Abſicht, das Verbrechen des Betruges. 


A499. Hofdecret vom 9. Mai 1823, an ſaͤmmtliche 
altöfterr. Appellations- Gerichte, mit Ausnahme des 
galizifchen, über Eröffnung der vereinten Hoffanzlei vom 
25. April 1823, N. 1940 d. 3. ©. ©. 


Die vereinte Hofkanzlei hat eröffnet: daß fie mitBeziehung auf 
das Hofkanzlei-Decret v. 17. Mai 1819, N. 1562.93. G.©. (498) 
an fammtliche Länderitellen die Weifung erlaffen habe, dafür zu forgen, 
daf die Päſſe, Kundfhaften, Wanderbüder ꝛc. ohne Correcturen 
ausgefertiget, und diefe auch bei Vidirungen vermieden werden; damit 
folder Geftalt der Unzukömmlichkeit möglichit vorgebeugt werde, daß 
unſchuldige Befiger von dergleichen, ſchon urfprünglich oder bei Vidi— 
rungen dur Correcturen verunftalteten Urkunden diefer Art deßwe— 
gen angehalten, und einer unverfchuldeten Unterfuchung unterzogen 
werden. 


500. Berordnung der ob der ennfifhenKegierung 
vom 4. Jänner 1838, 3. 37,229. 


(Prov. ©. S, für Mähren und Schleſien, 19. Bd., ©. 88, für Öfterreich 
ob der Enns und Salzburg, 20, Thl., ©. 3.) 


Die Regierung findet die mit Decret vom 8. Mai 1823, 3.10,409 
bekannt gegebene hohe Hofkanzlei-Verordnung vom 25. April 1823, 
3. 11,355 (Hfd. vom 9. Mai 1823, N.1940 d. I. ©. &. 499) 
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wegen Vermeidung amtlicher Correcturen zur pünctlihen Beobachtung 
in Erinnerung zu bringen. 


(Siehe unten „Wanderbücher“ und die dort aufaeführten Novellen.) 


12. Lottoſcheine. 
(Siehe unten „Driginalliften“ ıc.) 


13. Notariatsgurfunden. 
(Siehe unten „Wechfelprotefte« ıc.) 


14. Originalliften und Einlagsfdheine der & k. Zah— 
len:Lotterie. 


501. Lottopatent vom 13. März 1813. 
(Goutta, 33. Bd, ©. 109, 126.) 


6. 17. Die Gewinnfte werden einzig nur nach dem Inhalte der 
in ben Lottoarchiven aufbewahrten Originalliften der Collectanten, wel: 
che zu Folge $. 4 allein die von den Parteien angegebenen und von 
dem Amte angenommenen Spiele enthalten, keineswegs aber nad 
den etwa von den Collectanten bloß zur Notiz der Erfteren, auf die 
Erlagsfcheine, oder fonftigen Zettel copirten Spieleinfäße berichtiget. 

$. 36. In Fallen endlih, wo durh Verfäalfhung, Unterfcie: 
bung oder Nahahmung der neuen Lottofheine die Erreichung eines 
unrechtmäßigen Gewinnes verfucht,, oder erzielt wird, ift wider den 
Thater nad dem XXIV. Hauptitüce des Gefeßes über Verbrechen 
$. 178 d), oder nad) Befchaffenheit der That $. 180 e), und $$. 181 
und 182 von dem betreffenden Criminal-Gerichte zu verfahren. 


15. 9ıa fi fe 


(Siehe oben „KRundfhaften,“ und unten „Sanität 
Urkunden“) 


16. Rebhnungen, welde dem Gefällsamte überreicht 
werden. 


50%. Hofdecret vom 15. Juni 1829. 
Polit. ©. ©. 57. Bd., ©. 378.) 


6. 35. Sollten die Regiſter und Rechnungen, nachdem fie durch 
die eintretende Amtshandlung der Gefallsbeamten den Character öffent: 
lich er Urkunden erhalten haben, oder zu diefer Amtshandlung über: 
reicht worden find, verfälfeht worden fein, fo finden die Vorfchriften 
über Verbrechen ihre Anwendung. 


* 


17. Regifte r 
(Siehe oben „Rehnungen.“) 


18. Rodlbüher in Vorarlberg. 


503. Hofdecret vom 22.Dctober 1789, an das inner 

und oberöfterr. Appellationd- Gericht, über Einverneh— 

men zwifchen den vereinten Hofftellen und der oberften Juſtizſtelle, 
N. 10630. 3. ©, ©. 


Die höchfte Entfchliefung vom A. September 1786 betrifft ein- 
zig den Fall, wo Herrſchaften und Obrigkeiten gegen ihre Unterthanen 
aus ihren eigenen Urbarien unterthänige Schuldigfeiten behaupten 
und erweifen wollen. Daber ift diefes Gefeß auf die Falle nicht an- 
wendbar, wo aus den alten in Vorarlberg feit undenklihen Jahren 
eingeführten Rodlbüchern haftende Stiftungscapitalien erwiefen wer: 
den. Für diefen leßteren Fall ift den Rodlbüchern ihre vorige Beweis: 
Eraft nicht benommen, da fie unftreitig unter jene Urkunden gehö— 
ven, welde die Gerichtsordnung im $. 112 als öffentlide Ur- 
Funden erklärt, denen voller Glauben beizumeffen fe. — — — 


19. Sanitäts:llr&unden. 


504. General-Sanitäts-Normativ vom 2. Jan 
ner 1770. 
(Kropatſchek 6.3, S. 61.) 


$. 15. Die in die Contumaz kommenden Waaren, ihr Mark 
und Zeichen und der Name des Eigenthümers find von den Directoren 
genau zu beſchreiben, und in ein befonderes Protocol einzutragen, 
welches demfelben doppelten Vortheil bringt. 

2. Daß diefes Buch als ein rechtsbeftändiges öffentliches 
Snftrument anzufehen if. — — — 


505. Hofdecret vom 26. Juli 1831, an fämmtlide 

Appellations-Gerichte, zu Folge a. h. Entſchließung vom 

23. Juli 1831, über Vortrag der oberften Suftigftelle, N. 2522 
d. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben zu verordnen befunden, daß die aus An— 
laß der Cholera⸗Krankheit ausgeſtellten Sanitäts- und Contumaz: 
Päſſe für öffentliche Urkunden anzufeben feien, und jede Verfälfchung 
derjelben im Sinne des $. 178 des erften Theiles des Strafgeſetzbuches 
als Verbrechen des Betruges beſtrafet werden ſoll. 
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20. Schriften, welde landtäfliche, geridhtlide und 

andere landesfürftliche, oder ftandifhe beeidigte und 

zur Ausftellung von derlei Urkunden eigens bered- 
tigte Beamte in Amtsſachen errichten. 


(8.112 a) derallg. ©.D.v. 1.Mai 1781,N. 13d. J. G. ©. 
$.180 a) der weſtg. G. O. v. 19. Dec. 1796, N. 329 d. J. ©. ©. 
$.170 N. 1 der ital. ©. O. v. 16. März 1803, 
$.179 N. 1 dertirol. ©. D.v. 15. Sept. 1814; 
$.385 des St. ©. I. Thl. und die dort angeführten Novellen.) 


506. Hofdecrei vom 22. Juli 1784. 
(Rropatfhed, 7. Bd., ©. 862.) 


" Da die Gerichtsordnung $. 112 vorfchreibt, daf nur diejenigen 
Urkunden als öffentlihe gehalten werden follen, welde entweder eine 
Obrigkeit, oder ihre zur Ausübung obrigkeitliher Handlungen beei: 
digten, und zur Ausftellung derlei Urkunden " eigens berechtigten Die: 
ner in Amtsfachen errichten, fo verordneten Ce. Majeftät, daf die: 
jenigen Beamten, welde von den Obrigfeiten zur Ausitellung folder 
Urkunden berechtiget werden, befonders dazu in Eid und Pflicht 
genommen werden follen. 


50%. Hofdecret vom 7. Detober 1793, an das mäh- 
rifhe Appellations- Gericht. 
(Kropatſcheck a. a. O. ©. 260) 


Allen jenen Inſtrumenten, welche von eigens berechtigten Be— 
amten über Urkunden, welche ſich in Archiven, Regiſtraturen, oder 
fonftigen öffentlichen Amtern befinden, ordentlich ausgeſtellt werden, 
iſt der volle Glaube beizumeſſen. 


508. Hofdecret vom 19. April 1799, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, einvertändlich mit der Hofcommif- 

fion in Gefegfachen, über Amtsbericht des oberöfterr. Appella- 
tiond-erichtes vom 12. März n. J. N. 466 d. 3. ©. ©. 


Zur Bewahrung obrigkeitliher Urkunden ift es Eünftig nicht ge— 
nug, den Amtsurkunden das Amtsfigill beizudrucken, fondern fie fol: 
len nad) dem Inhalte des $. 112 der a. ©. O. auch nebftbei von der 
Obrigkeit, von dem Vorſteher des Gerichtes, oder von dem zur Aus: 
ftellung folder Urkunden berechtigten Beamten unterfchrieben fein. 
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21. Schriften, welde eine Obrigkeit, oder ihre zur 
Ausübung der obrigfeitlihen Handlungen beeidigte 
und zur Ausftellung von derlei Urkunden eigens be- 
rehtigte Diener in Amtsfahen erridten. 

($.112 6) derallg. ©.D.v. 1. Mai 1781,N. 13 d. J. G. S. 
$.180 b) der weſtg. G. O. v. 19. Dec. 1796, N. 329 d. J. G. ©. 
$. 170 N. 2derital. G. O. v. 16. März 1803. 

5. 179 N.2 der tirol. ©. O. v. 15. Sept. 1814.) 


5309. Refolution vom 6. April 1797, über das Anſu— 

hen der Herrfchaft Eichberg in Steiermark, in Folge Einver- 

nehmens zwifchen der oberften Juftizftelle und der Hofcommif- 
fion in Geſetzſachen, N. 348 9 J. ©. ©. 


Da die Unterthanen zwar nicht mehr verpflichtet, aber dennody 
berechtiget find, ihre Contracte überhaupt, und alfo auch ihre Darle: 
bungscontracte vor der Obrigkeit zu errichten, - und dafelbit protocol- 
liren zu laffen, fo unterliegt e8 Eeinem Anftande, daf jene Schriften, 
welche eine Obrigkeit, oder ihre zur Ausübung der obrigkeitlichen 
Handlungen, und zur Ausftellung derlei Urkunden eigens beredhtig- 
ten Diener über einen vor der Obrigkeit errichteten und gehörig pro: 
tocollirten Contract ausftellen, für eine offentlihde Urkunde 
zu halten, und als ſolche derfelben in Anfehung des Factums, wor: 
über fie errichtet worden, voller Glauben beizumeifen fei *). 


22. Schriften, erridtet von den in auswärtigentan- 
den zur Ausftellung offentliher Amtsurkunden ei- 
gend beredhtigten Perfonen, und-verfeben mit der in 
jedem Lande üblihen Legalifirung **). 
(8.112 ce) der allg. G.O.v. 1.Mai 1781,N. 13 d. J. G. S. 
$.180 6) der weſtg. G. O. v. 19 Dec. 1796, N. 329 d. J. ©. ©. 


§. 170 N. 3 der ital. G. O. v. 16. März 1803. 
$.179 N. 3 der tirol. ©. O. v. 15. Sept. 1814.) 


23. Schuldbverfhreibungen der priv. öfterr. Natio- 
nalbank. 
(Siehe oben „Actien«,) 


) Siehe das IHfd. v. 8. Februar 1841 beim $. 1800) (B5. b) 
in Folge deifen die Protocolle, welche die Gerichts-Anwälte in Tirol 
und Vorarlberg nah dem $. 16 der Inſtruction vom Jahre 1819 
- aufgenommen haben, nur ald Privatslirfunden zu betrachten find. 
"*) Nücfichtli der Legalifirung dev ausländifchen Urkunden fiehe unten 
_ unter der Überfcheift: „Wechfelprotefte,“ Die ee 


Maucher's ſiſtem. Handbuch. J 
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24. Studienzeugniffe. 


SA1O. Regierungs:- Verordnung in Nieder - Öfter- 
reich vom 17. Mai 1806, 3. 14,642. 
(Kropatihed, 21. Bd., ©. 350.) 


Da man fid) die haufig vorfommenden Falle der Verfalfhung der 
Studienzeugniffe nur daher erklären Fann, daß die Sünglinge von der 
großen Sträflichkeit einer folhen Handlung fih nicht die richtige Vor: 
ftellung machen: fo haben in den Eollegien und Schulen die Pro: 
fefforen allen Schülern vorzuftellen, daß eine Verfälſchung eines 
Studienzeugniffes nach dem $. 178 des St. ©. B. ü. V. als Betrug 
anzufehen, und nad dem $. 181 eben daſelbſt mit dem Kerker von 
ſechs Monaten bis zu einem Sabre zu beftrafen ift. 


511. Studienhofcommiffions-Decret vom 25. Mai 
1822, 3. 3237. 
(N. 5. Prov. ©. ©. #4. Thl,, ©. 538.) 


Entdeckte Falle bei Verfälfhungen der Studienzeugniffe erfor- 
dern die genaue Befolgung deffen, was zur Verhütung oder doc Er: 
fhwerung diefer Berfalfhungen unter dem 7. Dec. 1807, 3. 24,324 
vorgefchrieben wurde, anzuordnen, befonders, da man die unangeneh- 
me Erfahrung machte, daß diefe Vorſchrift nicht allenthalben in Er: 
füllung gebradt wird. 

Erhobene Ihatfachen erfordern aber noch weitere Vorfihten, die 
man daher in Folgendem vorzufchreiben für zwecmaßig findet. 

Erftens. Die Formularien zu den Zeugniffen, welche bei den 
Profefforen ausgeftellt werden, und zu den von den Wice = Directos 
ven auszufertigenden Abfolutorien, find von der Landesftelle felbft, 
gegen Haftung der Druckerei, daß nicht mehr ald die von der Landes- 
ftelle angegebene Zahl der Eremplare gedruckt werde, auflegen zu 
laffen, und die Druckerei hat fodann die ganze Auflage an die Lan: 
desſtelle abzuliefern. 

Zweitens. Die Landesſtelle läßt die erhaltenen Exemplare 
gleich andern Formularien, Tabellen u. dgl. in Verwahrung nehmen, 
und ſchicket durch Decret jedem Studien-Vice-Director einen Vorrath 
von beiden Gattungen zu, nad deſſen Verwendung der Studien: 
Bice- Director fih um einen neuen Vorrath zu melden bat. 

Drittens. Der Studien : Vice - Director vertheilt bei den For- 
mularien, zu den durch die Profefforen auszufertigenden Zeugniffen 
an jeden Profeffor eine beftimmte Zahl, die er fich vormerfet. 

Viertens. Der Profeffor hat jedes Formular ganz mit eigener 
Hand auszufüllen, das fo ausgefertigte Zeugniß hronologifch von Nr. 1 
anzufangen, bei einer der obigen Ecken zu numeriren, und dem Stu— 
dien = Vice» Director zu übergeben, oder verfiegelt zuzufenden, wel: 
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cher nach Gegeneinanderhaltung mit feiner Vormerkung über die bis: 
ber erhaltenen Nummern, und mit feinem Cataloge entweder feine Un— 
terfertigung beifeßet, oder das Siegel beidrucet, oder wenn eine 
A re fih zeiget , alfogleih die nothige Erhebung 
machet. 

Fünftens. Die Abfolutorien hat jeder Studien = Vice » Direc- 
tor eigenhändig auszufüllen, zu unterfertigen und zu figiliren. 

Sechstens. Bei Schülern, die aus einer andern Provinz Eom- 
men, um ihre Studien fortzufeßen, ift bei dem mindeften Verdachte, 
ob die vorgenommenen Studien = Zeugniffe durchaus echt feien, die 
Landesftelle der Provinz, woher diefer Schüler kam, um bie Auße: 
rung über die Echtheit anzugehen. 

Siebentens. Das Angeführte betrifft zwar eigentlich die Stu— 
dien » Zeugniffe für Schüler der Facultäts » Wiffenfchaften, an den 
Univerfitäten und Liceen, iſt aber mit Rückſicht auf die Verſchieden— 
heit der Verhältniſſe, auch auf die Zeugniſſe für Schüler der abgefon: 
dert beitehenden filofofifchen Lehranſtalten, und für Gimnaſial-Schü— 
ler anzuwenden. 


51%. Decret der f. En. 6. Landesregierung vom 15. 
Sinner 1828. 
(Zeitfhrift für ö. N. ıc. 1828, 3. Bd, ©. 31 u. f.) 


Neuerlich entdeckte Falle von Verfalfhungen von Studien-Zeug- 
niifen haben die k. k. Studienhofcommilfion unterm 22. v. empf. 11. 
d. M. beftimmt, die genaue Befolgung deifen, was zur Verhütung und 
Erfhwerung diefer Verfalfchungen mit der Regierungs = Verordnung 
vom 24. Juni 1822, 3. 28,602 befohlen worden iſt, in Erinnerung 
zu bringen. 

Es ift daher forgfältig darüber zu wachen, daß die Vorfteher der 
Lebranftalten, und diejenigen, welche die Studien » Zeugnifß = Formus 
larien in der Aufbewahrung haben, die angeordneten Vorſchriften 
zur Verhütung der Verfalfhung derfelben niemald und in Eeinem 
Salle außer Acht laſſen. — — — 


25. Taufbücher, und Taufſcheine. 
(Siehe oben „Beburtsbücher“ ıc.) 


26. Zeftamente, mundlide geridtlide. 
($$. 588—590 des a. b. ©. 3.) 


27. Todtenbüher und Todtenſcheine. 
(Siehe oben „Beburtsbücder ıc.) 


33 * 
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28. Trauungsbüder und Trauungsfdheine, 
(Siehe oben „Geburtsbücer“ :c.) 


29. Urkunden der priv. öſterr. Nationalbank 
(Siehe oben „Actien.“) 


30. Urkunden öſterreichiſcher Confulate, 


E13. Hofdecret vom 27. September 1834, an das 
Gubernium in Trieft N. 2671 d. J. ©. ©. 


— — — Bon den öfterreihifchen Gerichtsbehörden find alle 
Documente, welche bei öfterreihifhen Confuln in ihrer Eigenfchaft 
als folhe und innerhalb ihres Wirkungskreifes ausgeftellt find, als 
öffentlide vollen Glauben verdienende Urkunden anzuerkennen. 


— — — 


31. Urkunden, obrigkeitliche über protocollirte Ver— 
träge. 
(Keſolution vom 6. April 1797, N. 348 d. J. G. S. 509.) 


32 Wanderbücher. 


514. Hofdecret vom 16. April 1822, an ſämmtliche 

Länderſtellen, in Folge höchſter Entſchließung vom 16. Fe— 

bruar 1822, über Vortrag der Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetz— 
ſachen, N. 1867 d. J. G. S. 


Seine Majeſtät haben zu befehlen geruhet: daß die Warnung vor 
der mit einer Criminalſtrafe belegten Verfälſchung der Wanderbücher 
dieſen letztern einzuſchalten ſei. 

Zur Befolgung dieſes 5** Auftrages wird mit Berufung 
auf die am 17. Mai 1819, N. 1562 d. 3. G. ©. (498.) we- 
gen der auf die Verfalfhung von Wanderbühern, Kundfchaften ıc. 
verhängte Strafe, erlaffene Belehrung verordnet: die Verfügung zu 
treffen, daß einftweilen, bis etwa die Wanderbücher in den öfterrei- 
chiſchen Staaten allgemein gefeßlich eingeführt werden, dort, wo ſchon 
jeßt den Gefellen ftatt der fonit gewohnlichen Kundfchaften, Wander: 
bücher ausgefertiget werden follten, denfelben diefe Warnung in der 
Art eingefhaltet werde: „daß jede Verfälfhung des Wanderbuches 
ald ein Verbrechen des Betruges nad den $$. 178 d, und 181 des 
eriten Iheiles des Strafgefeßbuches geahndet werde,“ und daf, wenn 
von den Wanderbüchern eine neue Auflage veranlaft wird, diefe 
Warnung in denfelben im Eingange als Belehrung erſcheine, in ſo— 
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fern aber bereits gedruckte Wanderbücher vorrathig find, die nemliche 
Warnung fohriftlic eingetragen werde. 

Dort, wo noch von den Kundſchaften Gebrauch gemacht wurde, 
it diefe Warnung ebenfalls den Kundfchaften an einem fehieflichen Orte 
einzufchalten. 


515. Verordnung der Fönigl. ungarifhen Statt 
balterei vom 28. März 1826, 3. 8369. 
(Br. Er, G. N. B., 8. Thl., S. 624.) 


Ad praevertendas libellorum peregrinatorum opiflcibus so- 
dalibus extradari solitorum falsiflcationes regium istud Locum- 
tenentiale Consilium civico huic Magistratui de benigno jussu 
Regio intimandum habet. Attactis libris sodalium opiflcum pe- 
regrinatoriis deinceps eam etiam inviationem inserendam venire, 
quod ille, qui libellum hujusmodi in parte quapiam essentiali 
falsificare attentaverit, tamquam manifestae fraudis reus gravi 
animadversione sit subjiciendus, 

Datum ex Consilio Regio Locumtenentiali H. Budae die 
25. Januarii 1825. 


516. Patent vom 24. Februar 1827. 
(Polit. G. S., 55. Bd, ©. 231 u. f.) 


Um den mancherlei Unfügen zu fteuern, welche dur die an 
Handwerksgefellen und Arbeiter ausgeftellten Rundfhaften, Zeugniffe 
und Wanderpäſſe, berbeigeführt werden können, haben Wir zu be: 
ftimmen befunden, daß in Zukunft die Ausftellung der erwähnten 
Urkunden für die genannten Individuen nicht mehr Statt finden, und 
daß auf diefelben, wenn fie dennoch beigebraht würden, Feine Rück: 
fiht genommen werden foll. 

An deren Stelle, und um den Gefellen und Arbeitern die Gele: 
genheit zu verfchaffen,, über ihre Dienfte und über ihr Vetragen zu 
jeder Zeit auf entfurechende Art fih ausweifen zu Eönnen, haben Wir 
befchloffen, in Unferer gefammten Monarchie Wanderbücher einzu: 
führen. 

Die Wanderbücher haben demnach zum Zweck einer Seits bie 
Kundfhaften und Arbeitd:Zeugniffe zu erfeßen, anderer Seits die 
Stelle der Päſſe zu vertreten. Es find nemlich die, mit der obrigkeit— 
lichen Beitätigung verfehenen Zeugniffe der Arbeitsgeber fowohl, als 
die Bewilligungen der berufenen Behörden, zu Neifen im In- oder 
Auslande, in die Wanderbucher einzutragen. 

Die beftehenden Pafvorfhriften bleiben vollfommen in ihrer 
Wirkfamkeit, und diejenigen Behörden, welche bisher bei Neifebewil: 
ligungen, und bei Ausfertigung der Päſſe für Handwerkögefellen und 
Arbeiter, Einfluß genommen haben, find auch ferner dabei einzu: 
ſchreiten berufen. 
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Die allgemeine Einführung der Wanderbücher hat mit I. Mai 
1829 in Ausführung zu treten, dergeftalt, daß an diefem Tage jeder 
Handwerkögefelle oder Arbeiter, er ſei In- oder Ausländer, mit einem 
Wanderbuche verfeben fein muß. 

Iſt der, Unfere Staaten betretende Auslander bereits mit einem 
Wanderbuche verfehen, fo ift diefes hinreichend ; außer dem hat er fi) 
ein Wanderbuch bei dem Eintritte an der Gränze zu verfchaffen. 

Die Form der Wanderbücher und die Vorſchriften des Verfahrens 
mit denfelben, fowohl in Beziehung auf die damit zu Betheilenden als 
auf bie einfchreitenden Behörden, werden durch ein befonderes Circu— 
lare befannt gemacht werden. (5 17. 


517. HoffanzleisDecret vom 16. October 188, an 
ſämmtliche Länderftellen;z kundgemächt in Nieberöfterreich 
am 3., in Böhmen am 12., in Steiermarf am 13., in Öfterreich 
ob der Enns am 20. December 1828, in Galizien am 7. Jänner 
1829, 
(Goutta, 54, Bd, ©. 347 u, f.) 


Seine Majeftat haben mit a. h. Entſchließung vom 24. Februar 
1827 die Einführung der Wanderbücher an die Stelle der bisher den 
Handwerksgefellen und Arbeitern ausgeftellten Kundfdaften, Zeug: 
niffe und Wanderpaife, im Umfange der ganzen Monarchie anzuorbd: 
nen gerubet. 

Die Grundſätze, nad welden diefe Mafregeln mit Hinſicht auf 
ihren Zweck zu beurtheilen find, fo wie die Vorfchriften des Verfah— 
rend mit den Wanderbüchern in Abficht auf die zu Betheilenden fowohl, 
als auf die einfchreitenden Behörden, find in dem a. b. Patente vom 
24. Februar 1827 (5 IG.) und in der a. h. genehmigten Circular: 
Verordnung ’/. enthalten. 

Da die Einführung der Wanderbücher auch in Ungarn, Sieben: 
bürgen und in der Militär-Gränze Statt zu finden hat, fo wird hier: 
wegen durch die ungarische und fiebenbürgifhe Hofkanzlei und durch 
den E. E, Hofkriegsrath das Entſprechende eingeleitet werden, und 
hat die Landesitelle dafür zu forgen, damit diefe Mafiregeln mit dem 
in dem a. h. Patente feitgefesten allgemein geltenden Qermine ver: 
laffig in Ausführung gebracht werden können. 

/ Beilage 

Mit Beziehung auf das allerhöchite Patent vom 24. Hornung 
1827, wegen allgemeiner Einführung der Wanderbücher in der ge: 
fammten öjterreihifhen Monarchie, werden folgende Beftimmungen 
befannt gemadt: 

Erſtens: Das Wanderbuh hat aus fünf Bogen oder vier: 
519 Blättern im Octav: Format zu beftehen, die mit einem zwei— 
farbigen Faden gebeftet, und deifen Ende an der inneren Seite des 
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fteifen Einbandes mit dem Siegel der ausftellenden Behörde befeiti- 
get find. 

Die einzelnen Seiten erhalten die Bezeihnung mit der laufen: 
den Ziffer von 1 bis 80. Auf der erften Seite befindet fih der Stäm— 
pel von 15 Kreuzern, die Zahl, unter welcher dad Wanderbud aus— 
gefertiget ift, und der Titel: „Wanderbuh, in Folge des allerhöch— 
„ten Patentes vom 24. Hornung 1827; dann folgt der Name, 
Geburtsort , das Alter und das vollitandige Signalement nebit der 
Namensfertigung des Betheilten, wie es bei Päſſen gewöhnlich ift, 
nebit der Aufforderung an alle Behörden des In» und Auslandes, den 
Vorweiſer unbeirrt hin und wieder ziehen zu laffen, und der Ferti— 
gung der, das Wanderbuch ausftellenden Behörde. 

Sohin ift die Vorfchrift für das Benehmen des Betheilten, und 
in Folge der allerhöchſten Entfchliefung vom 16. Februar 1822 die 
Warnung eingefchaltet, daß jede Verfalfhung des Wanderbuches nad) 
den $$. 178 und 181 des erften Theiles des Strafgeſetzbuches als 
Verbrechen. des Betruges geahndet werden würde, Im weiteren Ver: 
folge find die Zeugniffe der Arbeitsgeber, dann die Neifebewilligun: 
gen und Vidirungen der berufenen Behörden einzutragen. 


Das dem obigen HoffanzleisDecrete angefchloffene Formulare 
eines Wanderbuches enthält in dem demfelben beigegebenen Aus⸗ 
zuge aus dem @irculare des k. F. fteiermärfifchen Guberniums vom 
13. December 1828 nachfolgende hierher unmittelbar Bezug has 
bende Stelle: j 


7. Jede Verfälihung des Wanderbuches wird nach den $$. 178 
und 181 des I. Theils des Strafgeſetzes ald Verbrechen des Betruges 
angefehen und beſtraft werden. 


518. HoffanzleisDecret vom 15. December 1832, 
3. 27,390. 


(Prov. ©. ©. für Dalmatien vom Fahre 1833, S. 2%, für Galizien 

und Lodomerien, 15. Jahrg, S. 3, für Illirien 15. Bd., S. 2, für Diter: 

veich ob der Enns und Salzburg, 15. Thl., S. 100, für Diterreih unter 

der Enns 14. Thl,, S. 591, für Steiermark, 15. Thl., S. 1, 146, für 
Tirol und Vorarlberg, 20. Bd., ©. 9.) 


Die Abnahme der Päſſe, welche nad) den gefeglichen Beſtimmun— 
gen wegen Einführung der Wanderbücher bei den aus dem Auslande 
in den öfterreichifchen Staaten einwandernden Handwerksgefellen und 
Arbeitern Statt findet, bat aus Anlaß der in diefer Beziehung, von 
Seite der Eaiferlich ruſſiſchen und königl. preufifhen Regierung im 
dipfomatifchen Wege erhobenen Vorftellungen eine Verhandlung ber: 
beigeführt, welde der a. h. Schlußfaſſung unterzogen worden ift. 

Der hierüber unter dem 20. November 1832 erfloffenen a. h. 
Entfhliefung gemaß, follen in Hinkunft den reifenden ausland i— 
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hen Handwerfägefellen und Arbeitern, welche nach den E. k. Staa: 
ten fommen, und wenn fie feine Wanderbücher ihrer Regierung mit 
fih bringen, diefe an der Granze und zwar (nach der dermaligen Vor: 
ichrift) gegen Einlegung ihrer heimatlichen Reifeväffe erheben müſſen, 
die mitgebradhten Reiſepäſſe zurückgeftellt, zugleich aber auch die vor: 
gefchriebenen Wanderbücher erfolgt werden. Es ift jedoch auf ſolchen 
Reifepaffen jederzeit die Bemerkung beizufeßen, „daß felbe ohne den 
gleichzeitigen Beſitz des vorgeichriebenen Wanderbuches im Inlande 
Feine Giltigkeit haben.“ 


519. Ob der ennfifche Regierungd-Berordnung 
vom 17. November 1834, 3. 34,342. 
(Ob der eunſ. Prov. ©. S. 16. Bd., S. 366.) 


In Folge a. h. Entſchließung vom 16. Febr. 1822 (SL 4) wurden 
die Behörden angewiefen, die Warnung von der mit einer Criminal: 
firafe verponten Verfalfhung der Wanderbücher diefen legteren in Form 
einer Belehrung an einem ſchicklichen Orte einſchalten zu laffen. 

Da in den mita. b. Patentev. 24. Febr. 1827 (BUG) eingefuhr: 
ten Wanderbüchern diefe Belehrung, fo wie überhaupt die Vorfchrift 
fur das Benehmen der Berheilten ohnehin im Anfange gedrudt er: 
fheint, und dieß auch bei den laut Negierungs:Decret vom 7. Au: 
guft 1830, 3.4559, im Inn= und Salzburgerkreife beftebenden Dienit: 
botenbücheln der Fall it, jo erübriget die Beobachtung diefer Ver: 
ordnung insbefondere noch bei den Wanderbüchern auslandifcher Hand: 
werksburfchen. | 

Da aber dieſe Vorfchrift bei den Wanderbuchern auslandijcher 
Handwerksburfhen von vielen Polizei-Behörden außer Acht gelaffen 
wird, fo wird dieſe Verordnung hiermit erneuert, und ed werden die 
k. k Kreisämter zugleich angewiefen, bei einem einlangenden Wan: 
derbuche eines ausländiihen Handwerksburſchen, wo diefe Einfchal: 
tung unterblieben fein follte, diefe Einſchaltung ſelbſt nachzutragen, 
der betreffenden Obrigkeit aber diefe Außerachtlaffung zu rügen, 


330. Bubernial= Decret vom 14. März 1838, an 

fämmtlihe Kreisämter, die Brünner Bolizei- Di: 

rection und das Troppauer Polizei-Commiffariat, 
3. 9370. 

(Prov. G. S. für ZJllirien, 20, Bd., ©. 33, für Mähren und Schle— 

fien, 20. Bd, S. 30, für Dfterreih ob der Enns und Salzburg, 20. Thl., 


S. 3, für Öfterreih unter der Enns, 20. Thi., S. 9%, für Steiermart, 
20. Thl., S. 85, für Tirol und Vorarlberg, 35. Bd, S. 145.) 


‚Die Erfahrungen bei den jtrafgerichtlichen Verhandlungen haben 
gezeigt, daß das Verbrechen der Verfälſchung offentliher Urkunden 


519 — 53%. 515 


von Handwerksgeſellen häufig mittelft Verfalfhung der in ihren Hän— 
den befindlichen Wanderbücher begangen wird, wozu mad eben die: 
fen Etfahrungen vorzüglich der Umftand beiträgt, daß die Leichtigkeit, 
die in den Wanderbüchern mittelit Ziffern ausgedrudten Daten zu 
verfälſchen, zur Begehung des Verbrechens einladet. 

In der Erwägung, dafı die öffentliche Verwaltung berufen ift, 
bei ſolchen Wahrnehmungen die Veranlaffungen zu Verbrechen in fo: 
weit es thunlich ift, zu befeitigen, hat die hohe Hofkanzlei mit De: . 
cret vom 15. Februar 1838 3.2963 angeordnet, dafdiein den Wan: 
derbüchern vorfommenden Daten der Zeit (folglich die Daten der Aus: 
fertigung, der Vidirungen, des Lebensalters, der Arbeitsdauer u. f. w.) 
ftatt mit Ziffern, Eünftig in Buchſtaben ausgedrückt zu werben 
baben. 


52 1. Verordnung der ob der ennfifhenRegierung 
vom 14. April 1838, 3. 7799, 
(Ob der ennf. Prov. &. S. 20. Thl., S. 104.) ° 


Im Nachhange zu dem Negierungs:Decrete vom 4. Jänner d. S: 
3. 37,229 (beziehungsweife zu dem oberwähnten Gub. Decrete vom 
14. Mar; 1838, 3. 9370 580.) wird den E. FE. Kreisämtern 
und der k. k. Polizei-Direction eröffnet, daß die hohe k. E. vereinigte 
Hofkanzlei die von diefer Yandesftelle erlaflene Verfügung, wornad 
die in den Wanderbüchern vorfommenden Zeitdaten Fünftig ftatt mit 
Ziffern, in Budhftaben ausgedrückt werden follen, auf fammt: 
lihe Provinzen auszudehnen, und hierwegen mit Decret vom 15. Fe: 
bruar d. 3. 3. 2963 an die Landesftellen das Erforderliche zu erlaffen 
geruht babe. 


3. Wechſelprotee'ſte. 


($.112 4) der allg. G.O.v. 1.Mai 1781,N. 13d. J.G.S. 
$.180 d) der weſtg. G.O. v. 19. Dec. 1796, N. 329 d. J.G.S 
$.170 N. 4 der ital. G. O. v. 16. Maͤrz 1803. 
$.179 N. 4 der tirol. ©. O. v. 15. Sept. 1814.) 


599. Hofdecret vom 22. Juli 1788, an das böhmis 
[he Appellations= Gericht, über defien Anfragsbericht 
vom 10. Sulti n. 3. N. 860 d. $. ©. ©. 


Ada) Nach dem Buchftaben der allgemeinen Gerichtsordnung 
gehören unter die öffentlichen Urkunden Feine anderen Notariats-In— 
itrumente, als die Wechfelprotefte, 
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398 a) Decret der f. f. Eentral- DOrganifirung d- 
Hofcommiffion vom 8, October 1817, an die Länder: 
ftellen im Küftenlande, Illirien und Tirol, über Note 
der-f. E. oberften Juftizftelle vom 30. Auguft n. 3. N. 1378 
d. J. G. ©. 


(Für a Urkunden der Notaren in dem Küftenlande, Zlirien und Tirol 
giltig.) 


Die von den Notaren, fo lange ihre Amtswirkfamkeit beftand, 
oder noch beftehbt, der Vorſchrift gemaß ausgefertigten Urkunden, 
find allerdings zur Elaffe der öffentlichen Urkunden zu rechnen, 


5233. Hofdecret vom 9. Juni 1821, an fämmtlicde 

Appellationds- Gerichte, mit Ausnahme des Dalmatini- 

fhen, in Folge höchfter Entfchließung vom 7. Auguft 1820, über 
Vortrag der oberften Juftigftelle, N. 1766 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben in Betreff der Befugniffe der gehörig auf: 
genommenen Notare zu erklären gerubet: daß das öfterreichifhe No: 
tariat, mit Ausnahme des lomb. venet. Königreiches und Dalmatieng, 
auf welche Provinzen die gegenwärtige höchſte Entſchließung fih nicht 
bezieht, nach der Earen Beſtimmung der Gerihtsordnung auf das 
einzige Geſchäft der Wechfel-Proteite befhränkt fei, und daß es au: 
= diefen Eeine als öffentliche Urkunden geltende Notariats = Urkunden 
gebe. 

Da die Zweifel in diefem Gegenftande hauptjählih durch die 
Formel der Notariats-Diplome, mit welcher diefe bisher von den Län— 
deritellen ausgefertiget worden find, veranlaßt wurden: fo befehlen 
Seine Majeſtät ferner, daf in den durch diefe höchſte Entjchliefung 
nicht ausgenommenen Ländern, den ſchon beftehenden Notaren nad) Ab- 
forderung der erhaltenen Diplome, neue, ihren aus der Sofefinifchen 
und aus der weitgalizifhen Gerichtsordnung und den Hofdecrten vom 
2. Juni und 21. Auguft 1780, N. 837 und 878 der Sammlung 
der Juſtiz-Geſetze, ſich darftellenden Befugniffen und Obliegenheiten 
entfprechende Diplome tarfrei ausgefertiget, und auch die den fünf: 
tig aufzunehmenden Notaren auszufertigenden Diplome auf ahnliche 
Art verfaßt, in dieſen Diplomen neu zu ernennender Notare aber 
der Ort oder die Provinz, auf welche das Notariats-Befugniß be: 
fhranfet wird, genau ausgedrückt werde. 

Endlich haben Seine Majeſtät für die Zukunft die Ernennung 
neuer Notare von den politifhen an die Juſtizſtellen zu übertragen, 
und zu befehlen befunden, daf neue Notare nur von der oberiten 
Juſtizſtelle nach Vernehmung der Appellations- und der Mercantils 
und Wechfelgerichte, die ed betrifft, ernannt werden follen. 
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Sefeglihe Beftimmungen über die Legalifirung der 
Wehfelprotefte, Notariats- und anderer öffentlicher 
beziehbungsweife auslandifher Urkunden. 


594. Hofdecret vom 13. Jänner 1809, an fämmtli- 
he Appellations-Gerichte, über Note der geheimen Hof: 
und Staatskanzlei vom 11. December 1808, N. 880 d. I. ©. ©. 


Es tritt öfter der Fall ein, daß Vollmahten, Wechſel-Proteſte 
und andere Motariatsfchriften, welche aus fremden Ortfchaften, in 
denen ein E k. Conful befteht, nad den Erbitaaten gefendet, von 
Seite der Behörden als giltig anerkannt, und angenommen werben, 
obgleich ihnen die Regalifirung des Confulats mangelt. : 

Unabgefehen anderer hierbei eintretender Nückfihten wird auch 
den Urkunden durch die Unterlaſſung der Legaliſirung die erforderliche 
Rechtögiltigkeit entzogen. 

Das Appellationg-Gericht wird daher zur Richtſchnur für ſich und 
feine untergeordneten Behörden angewiefen, in Hinkunft, derlei Ur: 
Funden, wenn fie aus Ortern eingefendet werden, in denen fich ein 
k. k. Conſul befindet, nur dann als giltig zu erkennen und anzuneh— 
men, wenn benfelben die Legalifirung des Conſulates beigeruct ift, 
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525. Hofdecret vom 8. Februar 1812, an ſaͤmmtli— 
he Appellations-Gerichte, über Note der geheimen Hof: 
und Staatskanzlei vom 5. Februar n. J., N. 9712. J. ©. ©. 


Bei dem öfter eintretenden Falle, daß Vollmachten, Wechfel- 
Protefte und andere Notariats:Schriften, welche aus fremden Ort: 
haften, in denen ein k. k. Conſul befteht, nad den Erbitaaten ge- 
fendet, von Seiten der Behörden als giltig anerkannt und angenom: 
men werden, obgleich ihnen die Zegalifirung des Gonfulates mangelt ; 
durch die Unterlaffung der Legalifirung aber den Urkunden die erfor: 
derlihe Nechtskraft entzogen wird, wurde am 13. Jänner 1809, 
N. 880 der Gefeßfammlung (SM), die Weifung ertheilet, Eünftig 
derlei lirfunden, wenn fie aus Ortern eingefendet werden, in welchen 
fih ein k. k. Conſul befindet, nur dann als giltig anzuerkennen und 
anzunehmen, wenn bdenfelben die Legalifirung bes Conſulates beige: 
rückt iſt. 

Diefe Verordnung wird nun neuerdings beftätiget, und mit dem 
Beifage wiederholet, daß durchaus Feine Vollmachten, noch Wech— 
fel-Protefte, Urtheilsfpruche oder Notariats-Urkunden aus Ländern und 
Gegenden, wo fih eine & k. Gefandtfchaft oder ein öfterreichifches 
Gonfulat befindet, von den Behörden angenommen, und für rechts: 
giltig anerkannt werden follen, fie feien denn, fo oft ed fih um das 
Recht k. k. Untertbanen handelt, von gedachten Gefandtfchaften oder 
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Eonfulaten ſelbſt ausgeftellet, oder wenn jie in den Erbitaaten an: 
faßige Fremde betreffen, doc wenigitens von Erftern ordentlich le: 
galiſirt. (3% 7.) 


536. Hofdecret vom 2. Suli 1813, an fämmtlide 
Appellations- Gerichte, über Note der k. k. geheimen 
Hof» und Staatsfanzlei vom 22. Juni n. J., N. 1058 
d. J. G. ©. 


In Gemäßheit der mit der königlich baieriſchen Regierung getrof: 
fenen Übereinkunft, iſt eine Legaliſirung der baieriſchen ämtlichen und 
gerichtlichen Urkunden durch die k. k. Geſandtſchaft nicht mehr zu 
fordern. 


5327. Hofkanzlei-Decret vom 16. April 1818, an 
ſämmtliche Länderftellen, über Note der oberften Juſtiz— 
ftelle vom 27. März n. J. N. 1436 0.93. ©. ©. 


Die Vorfeprift der Hofdecrete v. 13. Jänner 1809, 3. 880, (594) 
und 8. Febr. 1812, 3. 971 d. J. 8. ©. (5935) wird hiermit für 
alle Zander, welche der Botmaͤßigkeit der kaiſerl. ottomaniſchen Pforte 
nicht unterworfen ſind, dahin beſchränket: daß die im Auslande an 
einem Orte, wo ſich ein k. k. öſterreichiſcher Geſandter oder Conſul 
befindet, ausgeſtellten Notariats-Urkunden nur, wenn ſie von dem 
nn oder Conſul legaliſirt ſind, als giltig anerkannt werden 
ſollen 


538. Hofdecret vom 21.September 1827, an ſämmt— 

lihe Appellations- Gerichte, über Eröffnung der ver: 

einten Hoffanzlei vom 30. Auguft n. J., im inverftändnifje mit 
der geheimen Hof: und Staatöfanzlei, N. 2307 d. 3. ©. ©. 


Da bei dem herzoglich modenejischen Hofe der in Florenz refidi: 
rende ofterreichifche Gefandte accreditirt it, und Fein anderer öſterrei⸗ 
chiſcher Repräſentant oder Conſul dort ſich befindet, daher alle in den 
Staaten von Modena errichteten, die Legaliirung durch den Reprä— 
fentanten der ofterreichifchen Regierung bebürfenden Urkunden nad) 
Florenz gefchieft werden müffen, welches für die Parteien manchmal 
beſchwerlich erfheint: fo ift die Verfügung getroffen worden, daß die 
von dem befagten Minifterium ausgeitellten Urkunden in Zukunft aud) 
von den Prafidieri der Gubernien von Mailand und Venedig zu lega: 
liſiren fein werden, welche Legalifirung von allen Behörden der öfter: 
reihifhen Monarchie als giltig anzuerkennen it. 
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5239. Eirculare der k. kan. ö. Landesregierung 
vom 27. October 1837, und Berordnung vom 9. Des 
cember 1837, F. 1589. 


(Militär. S. Jahrg. 1837, S. 108, Prov. G. ©. für Böhmen, 19. Bd., 
S. 557, für Galizien und Lodomerien, 19. Jahrg. 2, Abthl., S. 778, für 
Illirien, 19. Bd., S. 138, für die Lombardie, 1.,Bd., 1. Thl,, S. 131, 
für Mähren und Sclefien, 19. Bd., S. 159, für DOfterreih ob der Enns 


und Salzburg, 19. Thl., S. 211, für Ofterreih unter der Enns, 19, Thl., 
S. 418, für Steiermark, 19. Thl., S. 227, für Tirol und Vorarlberg, 
24. Bd., ©. 559, für Venedig, 28. Bd., 2, Thl., ©. 210.) 


Die hohe Hofkanzlei hat mit Decret vom 20. October 1. J. eröff- 
net, daß in Ruͤckſicht der in Franfreich errichteten Notariats- und 
andern öffentlichen Urkunden, der Legalifirung der Eöniglich franzöfi- 
ſchen Botfhaft in Wien, oder eines von der vfterreichifchen Regie: 
rung anerkannten frangofifhen Conſuls volle Beweiskraft beizule: 
gen fei. 


5330. Hofdecret vom 22. Jänner 1838, 3. 172 bezie: 
hungsweife Hoffriegsraths-@irculare vom 14. April 
1838, F. 464. 

(Militär G. S. Jahrg. 1838, ©. 46 u. f. Prov. G. S, für Böhmen, 
20. Bd., ©. 133, für Galizien und Lodomerien, 20. Jahrg., S. 68, für 
Sllivien, 20. Bd,, ©. 1%, für Mähren und Schleſien, 20. Bd., ©. 17, 
für DOfterreih ob der Enns und Ealzburg, 20. Thl., S. 105, für Dfter: 
veich unter der Enns, 20, Thl., S. 63, für Steiermark, 20. Thl., 
S. 19, für Tirol und Vorarlberg, 25. Bd, ©. 37.) 


Seine Majeftat haben durch a. h. Entfchliefung vom 9. Jän— 
ner 1838 anzuordnen gerubet, daß in Rückſicht der im Auslande er- 
richteten Notariatd: und andern öffentlichen Urkunden der Zegalifirung 
der Geſandtſchaft, oder eines von der öfterreichifhen Regierung an: 
erkannten Confuls der fremden Macht, in deren Gebiete die Urkunde 
ausgefertiget worden ift, volle Beweiskraft beigelegt werden foll. 


530 ») Hoffammer=-Decret vom 28. Auguft 1841, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
Pichl, 67. Bd., S. 185,) 


Legaliſirungen, d. i. förmliche gerichtliche oder Amtliche Vefta: _ 
tigungen der Echtheit einer Unterſchrift, oder ſonſt eines Inhaltes 
der Urkunde, unterliegen dem Stämpel, welcher das Stämpel- und 
Targeſetz für gerichtliche oder ämtliche Legaliſirungen vorſchreibt. Jene 
Beſtätigungen aber, welche mit dem Namen Coramiſirung oder Vi— 
dirung bezeichnet werden, und nur in der Beifügung der Worte: 
„Coram me,“ oder „Vidi, und der Unterſchrift des Beſtätigen— 


520 Vierundzwanz. Hptſt. Von dem Betruge $. 178 d). 


den beftehen, können weder als Legaliſirungen, noch als Zeugniffe 
betrachtet werden, und erfordern daher Eeinen Stämpel. 

Die Frage: ob in dem concreten Falle eine förmliche Legaliſi⸗ 
rung nothwendig iſt, oder eine Coramiſirung oder Vidirung genügt, 
kann nur von Fall zu Fall nach den beſtehenden beſonderen Vorſchrif— 
ten von der competenten Behörde entſchieden werden. 


34. Zeugniffe, welde den Bewerbern um Findlinge 
aus den Findelhäufern über SittlihEeit und Vermö— 
gen von den Pfarrern ausgejtellt werden. 


531. Hofdecret vom 10. März 1827, an ſämmtliche 

Appellations- Gerichte, in Folge a. h. Entfchließung vom 

9. Februar n. 3. über Vortrag der oberften Juftigftelle, N. 2265 
d. J. G. ©. 


Seine E k. Majeſtät haben mit dem Inhalte des Hofkanzlei— 
Decreted vom 24. v. M. (3. 1. M.) mit einer an die k. k. oberite 
Quftizftelle unter dem 9. Janner d. 3. herabgelangten a. 5. Entſchlie— 
fung mit Bezug auf die zur Sprache gefommene Frage: ob die pfarr- 
lihen, den Bewerbern um Findlinge aus den Findelhaufern über 
Sittlichkeit und Vermögen ausgeftellten Zeugniffe als öffentliche Ur- 
Funden anzufehen ſeien,“ anzuordnen gerubet: 

In Hinkunft ſeien die Zeugniſſe zur uͤbernahme von Findlingen 
auf dem Lande in die Verpflegung vom Pfarrer und der Obrigkeit 
auszuſtellen, wodurch fie ſich dann von ſelbſt als öffentlihe Ur— 
kunden darſtellen. 


35. Zeugniſſe der Gewerbsleute. 
(Siehe oben „Kundfhaften“ ꝛe.) 


36. Zeugniffe über Studien. 
(Siehe oben „Studienzeugniſſe.“9 


Eoncurrenzfälle bei Schleihhandel, oder einer an— 
dern MIISLIERBNELEGTURE mit falfhen und verfälſch— 
ten Urkunden. 


(88. 236, 237, 273, 3. 4 und $. 91 3.13 des St. ©, ü. 
G. U. vom 11. Juli 1835.) 
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11. Durch öffentliche Anftalt eingeführte Bezeichnung - mit 
Stämpel oder Probe. 


1.Punze. 


5323. Punzirungs-Patent vom 11. März 1824 bezie— 
hungsweife Hoffammer-Präfidial-Eröffnung vom 
30. Sänner 1824, 3. 15,139. 

(N. ö. Prov. G. ©, 6. Thl, ©. 35, 48.) 


6. 20. Wer immer in der VBerfalfhung oder Nachmachung einer 
vorgeſchriebenen Punze oder auch in der Einlothung einer echten Punze 
als Selbſtthäter oder Mitfchuldiger betreten, oder deffen überwiefen 
wird, macht fih nah $. 178, lit. d, des I. Thl. des St. ©. ©. 
eines Verbrechens fhuldig, verliert die Waare, und muß das Ararium 
für den Entgang der Punzirungsgebühr entfchadigen. Dem Angeber 
wird Geheimhaltung des Namens und eine Belohnung von 100 Stüd 
Ducaten zugefihert , zu deren Zahlung der Schuldige verhalten 
wird *). 


2. Siegel. 


533. Hoffanzlei- Decret vom 23. Auguft 1820, 
3. 24,841, an ſämmtliche Länderftellen und böhm. 
Sub. Kundmahung vom 26. September 1820, 
3. 46,605. 


— 9* G. ©. für Böhmen, 2. Bd., ©. 497 u. f., für Illirien, 2. Bd., 
248, für die Lombardie, 2. Bd., 1. Thl., e 85, für Mähren und 
— 2. Bd., ©. ,369, für Oſterreich ob der Enns und Salzburg, 
2. Thl., S. 407, für Öfterreich unter der Enns, 2. Thl., &. 513, für 
Steiermark, 2. Thl, ©. * für Tirol und Vorarlberg, 7. Bd., 
. 791.) 


Seine Majeftät haben in Bezug auf die Verfertigung der Amts- 
fiegel folgende a. h. Entfchließung vom 12. Auguft d. I. zu erlaffen 
gerubet: 


*) Durch diefes Patent wurde das frühere Punzirungs: Patent vom 
21. Auguft 1806 GBorſchitzky's Hdb., S. 147) aufgehoben, und 
der d. 24 des eriteren weicht von jenem des legteren darin ab, daß 
die Ginlöthung einer echten Punze der Verfälſchung oder Nachah— 
mung derfelben gleichgeftellt wurde. — Ob und in wie fern dieſes neue 
Punzirungs:Patent als eine verbindende Norm über die Grimina- 
lität einer Handlung von dem Griminalrichter angefeben und berück— 
fihtiget — könne, ſiehe Zeitſchrift für ö. R. ıc. 1837, 2, Bd., 

3— 5 u. [7 
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Wer ein ämtliches Siegel ohne fohriftlichen Auftrag des Amtes, 
für welches dasfelbe gehöret, verfertiget, oder das verfertigte an Je: 
mand andern verabfolgt, als an das Amt, welches die Verfertigung 
aufgetragen hat, macht ji einer ſchweren Polizei: Übertretung gegen 
die öffentlichen, zur allgemeinen Sicherheit gehörigen Anftalten und 
Berfügungen ſchuldig, und iſt das erſte Mal mit Arreſt von einer 
Woche bis zu einem Monat, bei wiederholter ͤbertretung nebſt einmo⸗ 
natlichem Arreſte, wenn er ein Gewerbsmann iſt, auch mit dem Ver— 
luſte des Gewerbes zu beſtrafen. 

Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß, in fo fern bei der ſoge— 
arteten Handlung ein Verbrechen unterläuft, auch die ge— 
gen das Verbrechen beitehenden Strafgefeße in Anwendung zu fom- 
men baben. 

Übrigens gehören zu den amtlichen Siegeln nicht nur die Siegel 
der landesfürftlihen, fondern auch jene der ſtändiſchen, ſtädtiſchen, 
ortsgerichtlichen offentlichen Ämter, der öffentlihen Lehranftalten , 
der Pfarreien, der offentlihen Notare, der Innungen und ähnlicher 
Corporationen, und endlich follen die Siegel aller erwähnten öffent: 
fichen Amter und Behörden dur Um- oder Infchrift ihre Beſtim— 
mung ausdrücen. 


534. Hoflammer-Decret vom 15. Juni 1829, 
(Polit. ©. ©. 57. Bd., ©. 378.) 


$. 35. Sollte in dem zud, — — — bemerften Falle *), 
(nemlich der Verlegung der Bezeihnung oder Verfiegelung) zugleich 
eine DVerfalfhung der Siegel oder amtlihen Zeichen ſtatt gefunden 
haben, — — fo finden die Vorfchriften uber Verbrechen oder ſchwere 
Polizei: Übertretungen ihre Anwendung. 


3. Waarenitampel. 
($$. 377 und 400 des St. ©. i. ©. Ü. vom 11. Juli 1835) **). 


$. 377. Die betrügerifhe Verfalfhung oder Nachah— 
mung der zur Unterfoheidung des LUrfprunges der Waaren angeord- 
neten amtlichen oder von dem Erzeuger ſelbſt anzubringenden 
(Privar:) Bezeihnung, dann die betrügerifde Übertra- 


*) Diefer Fall, beziehungsweife das Bergehen gegen die Borfchriften 
im Gebiete des Verzehrungsſteuer-Gefälls, worauf ein bejtimmter 
Srafbetrag jtatt findet, it vorhanden, wenn jemand eine nach 
88. 13 und 1% vorgenommene ämtlihe Bezeihnung oder Berfiege: 
lung verlegt. ($$. 33 und 34 d) des obigen Hoflammer = Decretes 
aa. D. ©. 376 u. f.) 

* Der practifhen Wichtigkeit wegen wird der Inhalt diefer Paragrafe 
bier angeführt, 
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gung einer echten Bezeihnung von einer Waare auf die andere, ift 
nach den allgemeinen Strafgefeßen zu ftrafen. 

6. 400. Wurde die amtlihe Bezeihnung, aus Anlaf 
deren eine Verbrauchsabgabe eingehoben wird, verf ? iſcht, nad 
gemacht, oder von einem Gegenftande auf den am 
dern übertragen, fo. finden die in den $$. 377 (und 378) ent- 
haltenen Anordnungen Anwendung, wenn gleich die amtliche Bezeich— 
nung nicht zur Unterſcheidung des Urfprunges der Gegen: 
ftande, die der Bezeichnung unterliegen, beftimmt ift. 


Die Verfälſchung oder Nachahmung des Papierftam- 
pels ift Fein Verbreden, fondern eine Gefalls: 
Verkürzung | 


(8. 408, 3. 5 und 6 des St. ©. ü. ©. Ü. vom 11. Juli 1835) . 


$. 408. Gegen die Abgaben, welhe aus Anlaß der Verlei— 
bung, Erwerbung, Ubertragung, Bekräftigung, 
Geltendmahung, VBertheidigung oder Auflofung von 
Rechten und Befugniffen dur den (Papier) Stämpel eingebe: 
ben werden, wird eine Gefallsverkfürzung verübt: 

5. Wenn Jemand den Stämpel nahmacht, von einem geringern 
auf einen höhern Betrag umitaltet, oder von einem Blatte auf des 
andere überträgt, und das mit dem nachgemachten, verfälfchten, oder 
übertragenen Stämpel verfehene Papier an Jemanden überläfit, oder 
an einen andern Ort verfendet. 

6. Wenn Jemand geitimpeltes Papier, das zur Ausferti- 
gung einer Urkunde, oder Schrift gedient hat, auf eine 
Art, zw Folge welcher zwar der Stämpel unverfehrt Bleibt, 
die auf dem Papier ausgefertigte Urkunde oder Schrift hingegen 
unfichtbar, und das Papier zu einerneuen Ausfertigung 
geeignet gemadt wird, umſtaltet oder zurichtet, und das 
auf diefe Art umgeftaltete oder zugerichtete Papier an Jemanden 
überläßt, oder an einen andern Ort verfendet. Dabei begrün: 
det ed Eeinen Unterſchied, ob das Geſchäft, in welchem die von dem 
Papier hinweggenommene Urkunde oder Schrift ausgefertigt wurde, 
zu Stande Fam, ob diefelbe bei der Ausfertigung jtampelpflichtig war, 
ob von derfelben ein Gebrauch gemacht worden, ob die Ausfertigung) 
vollftandig oder nur begonnen war, und ob die Bedingungen zur 
Auswechslung des Papieres ald verborbenes Papier gegen reines Stänı: 
pelpapier vorhanden waren oder nicht. 





) Der practifhen Wichtigkeit wegen wird aud) diefer Paragraf feinem 
vollen Inhalte nach hier angeführt. 
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4. Waldzeichen. 


Die Nahahmung eines obrigfeitlihen Waldzeihens 
ift nad $. 179 und nicht nad $. 178 d) St. ©. J. Thl. 
zu behandeln. 


(Ihſd. v. 5. October 180% beim $. 179 DB.) 


Concurrenzfälle bei Schleihhandel oder einer an- 
dern Gefallsübertretung mit falfhen, oder ver 
fälfhten Bezeichnungen. 

Gs. 377, 400 und 401 des St. ©. ii. ©. Ü. vom 11. Juli 1835.) 


e) wenn die zur Beftimmung der Gränzen ges 
ſetzten Markungen weggeräumet, oder verrüdet 
werden *); 

($$. 845 und 850—858 des a. 6. G. ©.) 


f) wenn jemand duch Verſchwendung fi in 
dad Unvermögen zu zahlen geftürget,oder durch Ränte 
den Gredit zu verlängern gefucht hat; oder durch Auf- 
ftellung erdichteter Gläubiger, oder fonft durch be- 
trügliched Einverftändniß, oder Verhehlung eines 
Theiles von feinem Vermögen, den wahren Stand 
der Maſſe verdrehet **). 


Begriff der Verfhwendung ***). 
($. 273 des a,b. ©. ©.) 


Verfahren von Amtswegen gegen Betrugshbandlun: 
gen der Schuldner. 


(Siehe beim $. 288 unter der Überfchrift »„Eivil- Gerichte“ die ange 
führten Gefege und Verordnungen.) 


) Diefe Art des Betruges Eannte das Zofefinifche Steafgefeg nicht. 

*) Diefe Art des Betruges hat das Zofefinifhe Strafgefeg ($. 158) zu 
dem Diebftahle, der doch nach eben diefem Geſetze ($. 156) nur 
fremdes Gut zum Gegenftand hatte, und daher an fremdem 
Eigenthume begangen wird, gerechnet. 

*x) Über die Anwendbarkeit dieſes Begriffes auf den im $.178 N St. ©. 

B. ü. V. vorkommenden gleichnamigen Ausdrud, fiehbe Wildners 
Zeitfchrift „ner Zurift,“ Wien 1839, 1, Bd, S. 403 u, f. 
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Behandlung und Beſtrafung des in die Execution 
verfallenenSchuldners, welcher feine von den Gläu— 
bigern gepfändeten Fahrniſſe verzehrt oder ver— 


(Hfd. v. 1. Auguſt 1828, N. 2357 d. J. ©, ©, beim 8. 163 A64. 
$. 179. 
Andere Betrügereyen werden zum Verbrechen, 


wenn der Schade, der verurfachet, oder, auf welchen ” 


die böfe Adficht gerichtet worden, ſich höher als fünf 
und zwanzig Gulden beläuft. 


(Vergl. die $$. 211 und 212 St. G. II. Thl.) 


Behandlung und Beftrafung der Nachahmung eines 
obrigEeitlihen Waldzeichens. 


535. Juſtiz⸗Hofdecret vom 5. October 1804. 
(v. Zimmerls Hob. 3. Thl,, ©. 71.) 


Auf die Anfrage: ob die Nahahmung eines obrigkeitlihen Wald- 
zeichens (welches zum Holzausweifen gebraucht wird), die ſich Je— 
mand zu Schulden kommen ließe, um das auf folhe Art geftohlene 
Holz fih unter dem Scheine eines obrigkeitlih ausgewiefenen Holzes 
zuzueignen, ald Verbrechen des Betruges zu behandeln fei? wird 
zur Richtſchnur bedeutet: daß ein folder Thater allerdings nad den 
66. 176 und 180 ein Betrüger fei; doch kann er nur nach der Vor— 
fhrift des $. 179 behandelt werden, nicht nad jener des $. 178, 
lit. d, wo von der Nahmahung der, dur öffentlihe Anftalt 
eingeführten Bezeihnung mit Stempel und Probe die Rede ift. 


Beflimmungen über die Frage, warn die Zueignung 
von Verfaßzetteln als ein Betrug anzufeben feit 
(Steierm. Gub, Vdg. v. 3. Juni 1840, 3. 8947 beim $. 151 494.) 
Nähere Erklarung des den Betrug zum Verbreden 
qualificirenden Betrages. 

(Hfd, v. 11. Mai 1816, N. 1243 d. J. ©. ©, beim $.153 430.) 


34 * 
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Erhebung des Betrages durd den vom Beſchuldig— 
ten ans dem Verkaufe des beträgfih fih zugewen: 
deten Gutes erhaltenen Erlös. 


(N. ö.] App. Dec. v. 6. März 1818, 9. 1583 beim $. 153 431.) 


Feftfegung aller im&t. ©. ©. vorfommenden Gelbbe- 
träge auf den vollen Betrag in Conv Münze. 


(HE. v. 8. Zuli 1835, 3. 17,734 beim $. VI der Einleitung 4.) 


Beweiskraft der Ausfage des Beſchädigten rüd: 
fihtlih des — des Schadens. 


HP. v. 20, Juli 1810, N. 905 d. 3. ©. ©. beim $. 404 p) #943.) 


Befondere Anzeigungen bei dem Verbreden des 
Betruges. 


(Pat. v. 8. Juli 1833, N.2622 d. J. ©.©.$.3.C. beim $.418 1246.) 
$. 180. 


Saupfarten er Die Arten des Betruges laſſen fich zwar wegen 

meide bo vn ven ihrer zu großen Mannigfaltigkeit nicht alle in dem Ge- 

vum Berk feße aufzählen ). Inſonderheit macht ſich aber mit 
Rückſicht auf gleich erwähnten Betrag eines Verbre- 
chens ſchuldig: 

a) wer falſche Privat-Urkunden verfertiget, oder 
echte verfälſchet; wer nachgemachte oder verfälſchte 
Öffentliche Greditspapiere, wie auch, wer verfälichte 
Münze, obgleich ohne Einverftändniß mit den Ver: 
fälfchern, weiter verbreitet; 

(s$. 95, 98, 102, 105 und 106 St. G. B. ü. 3) 


*) — das Joſefiniſche Strafgeſetz ($. 155 a) in der Anmerk.) bemerkte 
rückſichtlich dieſer Mannigfaltigkeit folgendes Da die hier ($$. 150 
— 154) ausgedrückten befonderen Fälle des Truges die Gattung die: 
fes Verbrechens nicht erfchöpfen, und die Menge der Betrügereien.eben 
fo mannigfaltig in der Art, als verfchieden in den Graden der Bos— 
heit fein Eönne, for ift nicht wohl möglich, auf dieſes Verbrechen, 
deſſen mehrere, oder mindere Strafbarkeit von den begleitenden Um— 
ſtänden abhängt, eine beſtimmte Strafe feftzufegen, 


BB. 37 


Behandlung und Beftrafung der Fabrifanten und 
Weber für die Austellung falfher Zeugniffe über 
den Bezug ihrer Waaren. 


535 ») Bubernial:-Kundmadhung vom 23. Decem— 
ber 1820, 3. 63,761. 
(Böhm. Prov. G. ©. 2.8, ©. 675.) 


In Folge Hofkammer-Präjidial- Decretes vom 5. December I. 3. 
3. 2848 wird die Warnung erlaffen, daß Fabrikanten und Weber 
mit Ausſtellungen von Zeugniſſen, daß eine Waare von ihnen verfer— 
tiget ift, gewilfenhaft vorgehen follen, nachdem jene Zeugniffe, wel: 
de von betretenen Schwärzern, oder ihren Mitverflochtenen zur We: 
weisführung vorgelegt werden würden, in der Berhandlung der ſtreng— 
ften Unterfuhung werden unterzogen werden, und die Ausfteller 
falfcher Zeugniffe nah Befchaffenheit der Umftande nah dem. St. ©. 
B. I. Thl. $$. 176, 178, 179, 181, 182, 183, ober nad dem 
&t. ©. B. IL. Thl. $. 211, endlich in jedem Falle zugleich nach dem 
6. 113 der allg. Zollorbnung *) beitraft werden würden. 


Die von®erihtsanwaälten in Tirol nad $. 16 der In— 
firuction, vom Jahre 1819 aufgenommenen Urkun— 
den find nur als Privat-Urkunden zu betradten. 


535 ») Juftiz-Hofdecret vom 8. Februar 1841, an 
das k. F..tiroler=vorarlberger Appellationd- Ge: 
riht. Hoffanzlei-Decret vom 8. April 1841, an das 
f. £. Tiroler-Landes-Gubernium. 
(Pichl, 67. Bd, ©. 23.) 


Über die Frage, ob die von einem Gerichtsanwalte nah $. 16 
der Inftruction vom 26. October 1819 aufgenommenen Urkunden als 
öffentliche, oder nur ald Privat-Urkunden zu betrachten feien ? wird dem 
£. k. Appellations-Gerichte nach gepflogener Rückſprache mit der E k. 
vereinigten Hoffanzlei und der ka k. Hofcommiffion in I. ©. S. zur 
eigenen Wiffenfhaft und Benehmen bedeutet, daß die Protocolle, 
welche die Gerichtsanwälte nach dem $. 16 der obgedachten Inftruction 
über die darin bezeichneten Privatgefchäfte aufnehmen, nur als Privat: 
Urkunden zu betrachten ſind, und daher mit jenen Förmlichkeiten ver— 
ſehen ſein müſſen, welche durch die beſtehenden Vorſchriften nach der 
Beſchaffenheit des Geſchäftes gefordert werden. 


— —. — — 


Jetzt nach dem Strafgeſetze über Gefällsübertretungen v. 11. Juli 1833. 
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Behandlung und Beftrafung der Nahahmung eines 
obrigkeitlihen Waldzeichens. 
(Ihſd. v. 5. October 1804 beim $. 179 585.) 


Behandlung und Beftrafung des Verbreitens der 
nahgemadhten oder verfälfhten Banknoten, ob- 
gleih ohne Einverftändnif mit dem Verfälſcher. 


(Pat, v.1. Zuli 1841 beim $.92 BDO. und n. ö. Regas. Cire. v. 6, 
Dee. 1817, N. 1393 d. 3.6. ©. a. a. 9. 364.) 


b) wer den Schwachfinn eines Andern durch aber: 
glaubifche, oder ſonſt hinterliftige Verblendung zu 
deſſen, oder eined Dritten Schaden mißbraudet 9; 


Beftimmungen zur Verhütung diefer Betrugsart. 


536. Patent vom 5. Rovember 1766. 
Eropatſchek 3. Bd. S. 138.) 


Zauberei, Hexerei, Wahrſagerei und derlei ſollen ſtrenge hint— 
angehalten werden. — In den Kalendern ſind alle Erzählungen, 
welche zum Aberglauben dienen, hinwegzulaſſen, und überhaupt alle 
Maßregeln zu ergreifen, um dem Aberglauben zu ſteuern. 


537. Polizei-Verordnung für Brünn vom 
26. Juni 1773. 
(Kropatfhel,6. Bd, ©. 604.) 


Auf Beſchwörungen und abergläubifhe Handlungen foll die 
weltliche Obrigkeit fharfe Aufficht tragen. 


338. Bolizei-DOrdnung für Mähren vom 12. Juni 
1786. 
(Rropatfchet, 10. Bd., S. 283.) 


Schatgräberei und Befhwörungen am &t. Johann Vorabend 
und in Losnächten werden verboten. 





*) Kürzer und bündiger ald das Joſefiniſche Strafgefeß ($. 153) Tautet 
rüdtichelich dieſer Art des Betruges das gegenwärtige Strafgefek. 
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539. Hofdecret vom 6. October 1788. 
(Kropatfchet 16. Bd, S. 1304.) 


Aberglaubifhe Handlungen in der Walburga - und Chriftnacht, 
die Unterhaltung der f. g. Johannesfeuer und dergleihen Mißbräuche 
find nicht zu geftatten. 


540. Beifung der Bolizei-Hofftelle an die Boli- 
zei-Dber-Direction vom 26. Auguft 1818, 
(Faullers Gefeße ıc. 4. Bd., ©. 434.) 


r 


Das Wahrfagen ift von den Bezirfd-Directionen mit aller Strenge 
bintanzubalten. 


c) wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehlet, 
und fich zueignet *); 
($$. 382, 384, 386, 388—394 des a. b. G. 3.) 


Behandlung und Beflrafung der Verbeimlihung 
eined Schabes. 


Sal. Hofdecret vom 12. October 1821, an das böh:- 
mifhe Appellations: Gericht, einverftändlicy mit der ver— 
einten Hoffanzlei und der Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, 
N. 1810 d. J. ©. ©. 

(Vergl. noch die $$. 395, 398 und 400 des a. b. G. B.) 


Die Verheimlichung eines Schages kann nicht ald das in dem 
$. 180 ad ec), erſten Theiles des Strafgeſetzes, bezeichnete Verbrechen 
des Betruges angefehen werden, und daher auch in diefer Beziehung 
Eein Eriminal:Verfahren Pla greifen; fondern diefer Gegenftand ift 
bloß nad) den diesfalls beftehenden politifhen Vorfchriften zu behan— 
dein, und der Verhehler eines Schatzes nah Maßgabe des $. 400 
des allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches zu beftrafen. | 
(Durch ZuftigsHofdecret vom 10. September 1823 wurde diefe Verords 


nung auch an die Appellations: Gerichte der übrigen deutfchen Pros 
vinzen erlaſſen. Winiwarters Hdb. 2. Bd, S. 111.]) | 





*) Das Fofefinifhe allgemeine Strafgeſetz macht von der Zueignung eis 
ned gefundenen Gutes, als einer ftrafbaren Handlung Feine Erwäh— 
nung, fondern es fieht dDiefelbe ald einen unter der aufgeftellten Er: 
Härung vom Diebftahl ($. 156) von ſelbſt fih verftehenden, Fall an, 
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Beſtimmungen über die Frage, wann die Zueignung 
von Verſatzzetteln als Betrug anzuſehen feit 


(Steierm. Bub. Vdg. v. 3. Juni 1840, 3. 8947 beim $.151 494.) 


Belehrung über die Sträflichkeit diefer Art des 
Betruges. 


(Oſd. v. 11. Februar 181%, beim $.3 &®,) 


d) wer fich einen falfchen Nahmen, Stand, oder 
Charakter beylegt, fich für den Eigenthümer fremden 
Bermögens audgibt, oder fonft hinter einem falfchen 
Scheine verbirgt, um ſich unrechtmäßigen Gewinn 
zuzueignen, jemanden an Vermögen oder Rechten 
Schaden zu thun, oder jemanden zu nachtheiligen 
Handlungen zu verleiten, zu denen er ſich ohne den 
ihm mitgefpielten Betrug nicht würde verflanden 
haben ; | 
(Bergl. den $. 78 e)1I. Thl. und den $. 178 b) des I. Thl. des Et. ©.) 


Behandlung und Bejitrafung desjenigen, der den 
Namen eines nod lebenden Uhrmachers, ohne defjen 
Willen auf eine Uhr ftiht, oder ftehen läßt. 


549. Hofdecret vom 8. November 1793. 
Poli. G. S.⸗. Bd, S. 60 u. f.) 


Über eine von den bürgerlichen Kleinuhrmacher-Meiſtern in Wien 
vorgebrachte Befchwerde, daf oft ihre Namen auf fchledhte Uhren 
geftohen werden , die fie nicht verfertiget haben, und bierburd) 
der gute Ruf der Wiener :lhrmacher fehr herabgefeßt würde, haben 
Se. Majeſtät zu befhließen gerubet, daß, wenn Jemand den Namen 
eines noch lebenden inlandifhen Uhrmachermeiſters ohne deifen aus: 
drückliche Einwilligung auf eine Uhr ftechen, oder ftechen lajfen würde, 
die er nicht verfertiget hat, diefes ald ein Betrug angefeben, und als 
ein ſolcher nach den beitehenden Geſetzen beitraft werden foll. 


—⸗ 
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Behandlung und Beitrafung des Nachſchlagens frem— 
der Meifterzeihen auf Eiſen und Stahlwaaren. 


3483. Hofdecret vom 38. Juli 1796, an die Lande 
ftellen zu Wien, Linz, Gras, Klagenfurt und 
Laibach. 

(Polit. G. S. 9. Bd., S. 14 u. f.) 


Der Unfug, nad welchem die Fabrikszeihen der bürgerlichen 
Feilhauer⸗Meiſter der ob der ennſiſchen Stadt Steier von Feilhauer: 
Meiftern anderer Zander nachgemacht, und fälſchlich ihrer Waare 
aufgedruckt wurden, wird ftrenge verboten. 


544. HoffammersDecret vom 22. October 1804, 
an fämmtlihe Länderftellen. 
(Polit. G. ©. 83, Td., S. 2 u. ſ) 


Da die Nachſchlagung fremder Meiſterzeichen auf Eiſen- und 
Stahlwaaren eine offenbare Verfälſchung iſt, welche eben ſo ſchädlich 
für den Handel, als nachtheilig für die Verarbeiter werden muß, 
ſo wird dieſer Unfug wiederholt mit dem Beiſatze verboten, daß die— 
jenigen Gewerken und Arbeiter, welche der Nachſchlagung fremder 
Meiſterzeichen überwieſen werden ſollten, zur ſtrengſten Verantwor⸗ 
tung gezogen, und arreſtlich beſtraft werden würden. 


544 a) Gubernial-Circulare vom 15. Juli 1821, 
3. 12,341 -- 2067. 
(Prov. &. ©. für Tirol und Vorarlberg, 8. Bd., ©. 453 u. f.) 


Zu Folge Entſchließung der hohen k. k. allgemeinen Hofkam⸗ 
mer vom 24. v, M. wird die hohe Hofkammer: Verordnung vom 
22. October 1804 (544.) rüdjihtlicd des Werbotes der Nachſchla⸗ 
gung fremder Meifterzeihen auf Eifen- und Stahlwaaren aud für 
diefe Provinz in Wirkfamkeit gefeßt, und fomit Folgendes zur allge: 
meinen Kenntniß gebracht. Ä 


(Nun folgt der wörtlihe Inhalt der in Frage ftehenden Hofkammer-Ver— 
ordnung.) 


545. Bubernial-Decret für Böhmen vom 5. April 
’ 1840, 3. 16,726. 
(Böhm. Prov. G. S. 22. Bd, ©. 157 u. f.) 


Der amtliche Wirkungskreis der Berggerichte in Betreff der Mei: 
ſterzeichen hat fi nur auch auf Prüfung und Ertheilung derfelben, 
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auf ihre Evidenzhaltung durch Führung des Matrikelbuches, und enb- 
lich auf die Beurtheilung, ob der Fall einer Nahfchlagung vorhan— 
den fei, zu erſtrecken; it aber der Fall einer Nachſchlagung conftatirt, 
fo wird fich die Amtshandlung des VBerggerichtes Tediglich auf die an 
die competente Strafbehörde zu machende Anzeige befchränfen. 


546. Bubernial:-Berordnung vom 7. November 
1840, 3. 18,736 an die f, f, Kreisämter. 
(Prov. ©. ©. für Steiermark, 32. Thl., S. 308 u. f.) 


Der Verein zur Forderung des Gewerbsfleißes für Anneröfter: 
veich hat die Anzeige gemacht, daß über die Verfalfchung der Meifter- 
zeichen ver Eifenarbeiter durch inlandifhe Producte insbefondere von 
Seite der ob der ennfifchen Feilhauer vielfach Befchwerde geführt worden. 

Das k. k. Kreisamt wird demnach beauftragt, zur Abftellung 
diefes Unfuges den Bezirksobrigkeiten die genaue Handhabung der Gu- 
bernial-Eurrende vom 15. October 1785 und insbeſondere des $. 7. 
diefer Vorſchrift zur Pflicht zu machen. 


Behandlung und Beftrafung der Anmaßung des 
Adels, I 


547. Hofdecret vom 15. Juli 1823, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, mit Ausnahme des Dalmatini- 

fhen, über Note der vereinten Hoffanzlei vom 26. Juni n. 9. 
' N. 1952 d. 3. ©. ©. 


Die vereinte Hofkanzlei hat eröffnet, der. Hoffammer:SProcuratur 
und ſämmtlichen deutfchen Landerftellen zu ihrem Benehmen bedeutet 
zu haben, diefelbe habe einverftändlih mit der oberiten Zuftizftelle hin— 
fiehtlih der Straffalligkeit in Sallen, wo jemand die Vorzüge und 
Titel des Adels ungebührend fih anmaßt, den Beſchluß dahin gefaßt: 
daß, fo wie die Beurtheilung, ob durch die vorgelegten Urkunden 
von irgend einer Partei der angemaßte und angefprochene Adel bewie: 
fen worden ift, der politifhen Behörde gebühret, derfelben auch zu: 
ftehe, in Hinficht der Straffalligkeit in Fallen, wo jemand die Vor: 
zuge und Titel des Adels fih ungebührend anmaft (wenn bei der 
Beweisführung feine IncidenzPuncte vorfommen, die vor den Civil: 
richter gehören, und die befonders ausgehoben, deifen vorläufiger Ent: 
fheidung überlaffen werden müſſen), das Straferkenntniß zu füllen, 
deffen Vollſtreckung jedoch bei der Gerichtsbehörde angeſucht wer: 
den foll. | 
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548. Hofltanzleis Decret vom 2. November 18297, 
an fämmtlihe Länderftellen, in Folge allerhöchſter Ent« 
Ihliegung vom 28. November 1826, N. 2316 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeſtät haben in Betreff der Adeldanmafungen und der 
Beſtrafung derfelben nachftehende höchſte Entfchließung herabgelangen 
zu laffen gerubet: 

1) Wer fih von Kundmahung gegenwärtiger Verordnung an, 
abeliche Titel oder Wappen beilegt, ohne den Adel überhaupt, oder 
denjenigen Grad des Adels, deffen er fih anmafit, wirklich erlangt 
zu haben, verfällt in eine Geldftrafe von zwanzig bi Ein hun: 
dert Gulden Conventions-Münze im zwanzig Gulden-Fuße. 

Wenn er diefe zu erlegen nicht vermag, fo foll Arreftftrafe von 
drei bis zu vierzehn Tagen gegen ihn verhängt werden. Im Falle 
der Wiederholung des Vergehens ift eine Geldftrafe von Ein hun— 
dertbis Eintaufend Gulden Conventiond- Münze im zwanzig 
Gulden-Fuße, oder, wenn biefe nicht eingebracht werden kann, auf 
A —— bis ſechswochentliche Arreftftrafe zu er: 

ennen. 

2) Die politifchen und Juſtizbehörden haben von jeder ihnen vorge: 
fommenen unerlaubten Adeldanmaßung der Kammer = Procuratur 
Nachricht zu geben, und legtere foll die ihr auf diefe oder andere Art 
bekannt gewordenen Zalle einer Adelsanmaßung der Regierung anzeis 
gen, und auf die dem Geſetze angemeffene Beftrafung antragen. 
Daher die Kammer: Procuratur auf dad Vergeben der Adelsanma— 
fungen ihre pflihtmäßige Aufmerkfamkeit zu richten, und über die 
Vollziehung der gegenwärtigen Verordnung zu wachen hat. 

3) Auf alle in gegenwärtiger Verordnung feftgefegten Strafen 
wird von der Negierung nad vorläufiger Unterfuhung und vollftän- 
dig bergeftelltem Beweife erkannt; jedoch ftehet dem Verurtheilten der 
Recurs an die k. k. vereinte Hoffanzlei in dem Zeitraume von ſechs 
Wochen nad) erhaltener Entfheidung der erften Inſtanz offen, welches 
in diefem Erfenntniffe jedes Mal auszudrücken ift. 

4) Soll wegen einer Geldftrafe auf das Vermögen des Schuldis 
gen die Erecution geführt werden, fo ift fie von dem Fiscalamte bei 
dem in Fiscalfachen competenten Gerichte anzufuchen. 


Behandlung und Beftrafung des unbefugten Tra— 
gens von Ordenszeichen und Ehren: Decorationen. 


549. Hoffanzlei-Decret vom 24. März 1835, 
3. 6862. 
(N. ö. Prov. ©. ©. 17. Thl. ©. 155.) 


Seine E k. Majeftät haben mit a. h. Entfchliefung vom 16. 
März 1835 zu befehlen geruhet, daß auf das unbefugte Tragen von 
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Ordenszeihen und Ehrendecorationen, ohne Unterſchied, fie megen 
inlandifche oder auslandifche fein, die nemlichen Strafbeitimmungen 
anzınvenden feien, welche durch die mit Hoffanzlei-Decrete vom 2. No: 
vember 1827 N. 2316 d. 3. ©. ©. (AA S,) bekannt gemachte 
a. h. Entfhliefung vom 28. November 1826 auf Adeldanmafung feit- 
geſetzt worden find, 


Behandlung und Beftrafung der bei der Polizei, 
oder fonft bei einer öffentlihen Behörde gemadten 
falfhen Angaben. 

(Hf;>. v. 26. März’ 1833, N. 2605 d. J. G. ©. beim $. 178 a) 
49%.) 

e) wer fich in einem Spiele falicher Würfel, fal- 
fcher Karten, eines hinterliftigen Einverftändniffes, 
oder anderer liftiger Ränke bedienet *). 

(Vergl. den $. 266 St. G. H. Thl. und den $. 1272 des a. 6. G. ©.) 


$. 181. 


— Die Strafe des Betrugs iſt insgemein Kerker 
Detruges. von ſechs Monathen bis zu einem Jahre; fie kann aber 
nad) dem Grade der Gefährlichkeit, nach der Schwie- 
tigkeit, fich dagegen vorzufehen, nach der öfteren 
Wiederhohlung und Größe des Betrages auf fünf 

Sahre auögedehnet werden **). 


$. 182. 


Ueberfteigt der Betrag, den fich der Thäter durch 
dad Verbrechen zugewendet, die Summe von drey 
hundert Gulden, oder, ift dem Betrogenen ein nad 
feinen Umftänden empfindlicher Nachtheil verurfachet 
worden; hat der Verbrecher den Betrug mit befon- 
derer Kühnheit verübet, oder die Betrügereyen fi) 


- 


*) Diefe Art des Betruges kam in dem Joſefi vifhen Strafgefeße ($. 33 
11. Thl.) als politifhes Verbrechen vor. 

”*) In dem Zofefinifhen Strafgefege ($. 155) war die Strafe des De: 
truges beinahe ganz unbejtimmt; nah den gegenwärtigen Gefeße 
(I8. 181 — 183) wird Diefelbe jeßt genau nach der. Stufenfolge der 
Gefährlichkeit des Verbrechens und des Verbrechers ausgemeffen, 


550 — 55%. 688 


zur Gewohnheit gemacht; ſo iſt die Strafe ſchwerer 
Kerker von fünf bis zehn Jahren. 
(S. 434 St. G. B. ü. V.) 


Belehrung uber den Ausdrud: „Betrag.“ 


550. Hofdecret vom 13. September 1828, an das 

niederöfterreihifche Appellations-Gericht, einver- 

ſtändlich mit der Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, N. 2362 
d. J. G. S. 


Über die Anwendbarkeit des 8. 182 des erſten Theiles des 
Strafgefeßbuches wird die Belehrung dahin ertheilt: daß der darin 
vorfommende Ausdruck: „Betrag“ nicht blof von barem Gelde, fon- 
dern auch von dem Werthe einer Sache zur verftehen fei, daf daher 
die Anwendung diefes Paragrafes ebenfalls eintrete, fobald der Ber: 
brecher eine Sache, welde über 300 fl. werth it, ſich betrüglich zu: 
gewendet oder zugeeignet hat, wenn er auch die Sache noch nicht in 
Geld umgefeßt, oder den Werthbetrag bar erhalten hätte. 


Belehrung über den Ausdrud: „Zuwenden.“ 


55h. Deiret dest. f. nm. ö. Appellations: Berichtes 
vom 25. Auguft 1827. 
(Wr. Er. G. N. B. 3. Thl, S. 150.) 


Wenn fid der Befchuldigte durch das verübte Betrugs-Verbrechen 
nicht wir klich einen die Summe von 300 fl. überfteigenden Betrag zu: 
wendete, it nicht der 6.182, fondern nur der$. 181 des &t. G. B. 
I. Thl. binfichtlih der Strafbemefung anzumenden; daher der Fall 
einer Vorlegung an das Obergericht nach $. 441 nicht vorhanden. 


55%. Decretdest. En. 6. Appellations-Gerichtes, 
vom 11. April 1828, 3. 4036. 
(Wr. Cr, G. N. B. 3. Thl, ©, 166.) 


Über die Anwendung des $. 182 des &t. ©. B. I. Thl. auf 
den bloßen Verſuch, fih durch Betrug mehr ald 300 fl. zuzuwenden, 
wird in Folge Hofdecreted vom 28. März 1828 die Belehrung ertheilt: 
es fei fih nach dem Wortlaute des $. 182 zu halten, vermöge deifen 
der höhere Strafgrad nur dann feine Anwendung findet, wenn ber 
Thäter ſich dur das Verbrechen wirklich einen 300 fl. überfteigenden 
Betrag zugewendet bat. 
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Snfonderheit foll der Betrüger dann, wann fein 
Verbrechen mit einem gerichtlich angebothenen,, oder 
abgelegten falſchen Eide begleitet iſt, nebft der be: 
flimmten ſchweren Kerkerftrafe, auf der Schandbühne 
ausgeſtellet, und wenn er durch den falfchen Eid einen 
jehr wichtigen Schaden verurfachet hat, mit zwanzig⸗ 
jährigem, nach Umftänden auch mit lebendlangem 
ſchweren Kerker beftrafet werden. 


Bedingungen der Anwendung des $. 183 mit Rüd: 
ſicht auf den $. 178 = St. G. J. Thl. 


(Hfd. v. 13. Juli 181%, N. 1092 d. J. ©, ©. beim $. 178 a) ASI.) 
$. 184. 
Beträgerepen, Betrügereyen, bey welchen Bein in den 88. 178 


— und 179 angeführter Umſtand zutrifft, ſind nach Art 

—— ſchwerer Polizey-Uebertretungen, und nad) der dar— 
über in dem zweyten Theile dieſes Geſetzes vorkom— 
menden Vorſchrift zu behandeln. 


(68. 211 und 212 St. G. UI, Thl.) 


Behandlung und Beſtrafung der Betrügereien und 
anderer Bevortheilungen als ſchwere Polizei— 
Übertretungen. 


(88. 211—226 St. ©. U. Thl.) 





Fünf und zwanzigftes Hauptftüch, 
Don der zweyfachen Ehe. 


$. 185. 


Wenn eine verehelichte Perfon mit einer andern Pers Zweyfache Ehe. 
fon eine Ehe fchließtz fo begeht fie das Verbrechen der 
zweyfachen Ehe *). 


(Siehe den $. 62 des a,b. G. B. und vergl. die $$. 247, 248, 251 
St. G. UI. Thl.) 


Nebenvorfihten nad einer Verurtbeilung wegen 
zweifacher Ebe. 


(Hfd. v. 30. Zuli 1808, N.856d. J. G. ©, beim $. 454 1375. 
Hfd, v, 11. Zuli 1817, N, 1345 d. 3. G. ©. beim 8. 454 2376.) 


Amtlide Unterfubung der Ungiltigfeit einer be 
reits durch den Tod eines oder felbit beider Ehegat— 
ten aufgelöften Ehe. 


(Gkzd. v. 13, Zuli 1837, 3. 17,418 beim $. 228 BSG.) 
$. 186. 


Gleiches Verbrechen begeht diejenige Perfon, 
- welche, ob fie gleich ſelbſt unverheirathet ift, wiſſent⸗ 
lich eine verehelichte Perfon heirathet **). 


) Das Tofefinifhe allgemeine Strafgefeg ($. 175) fagt, „wer eine 
zweite Ehe fchlieft.“ 

**) Nach dem Zofefinifhen Strafgefege ($. 176) wurde die Perfon, wel: 
che, obgleich ſelbſt unverheiratet, wiſſentlich eine verehelichte Perfon 
heiratet, ald Theilnehmer behandelt und beftraft, 
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$. 187. 


Eirafe. Die Strafe zweyfacher Ehe ift Kerker von einem 
bis auffünf Jahre. Hat der Verbrecher der Perfon, 
mit welcher er die zweyte Ehe gefchloffen, feinen Ehe: 
ftand verhehlet; fo full er zu ſchwerem Kerker verur: 
theilet werden *). 

($. 247 St. ©. II, Tl.) 


) Das Zofefinifhe Strafgefeg ($. 177) hat diefen Fall der Verhehlung 
zum Betruge gerechnet, und mit der unbejtimmten Strafe des— 
felben verpönt. 


Sechs und zwanzigfted Hauptftüc. 


Bon der VBerleumdung. 


8. 188. 


Mer jemanden wegen eineö erbichteten Verbrechens Verleumdung. 


bey der Obrigkeit angibt, oder auf folche Art be= 
ſchuldiget, daß ſeine Beſchuldigung zum Anlaffe obrig- 
keitlicher Unterfuchung,, oder Doch zur Nachforſchung 
gegen den Befchuldigten dienen Pönnte, macht fich 
des Verbrechend der Derleumdung fchuldig *). 


(Siehe die $$. 265—267 und 536 St. G. B. ü. V. und vergl. die $$. 1330 
und 1339 des a. 6b. G. 3.) 


Bedingung, unter welder der Anzeiger als Ver 
leumder angefeben wird. 


553. Juftig- Hofdecret vom 8. October 1807. 
(v. Jimmerl's Hdb., 3. Thl. ©. 76.) 


Damit der Anzeiger ald Verleumber angefehen werden Fönne, 
ift es nicht ſchon genug, daß der Angezeigte für ſchuldlos erflaret werde, 
fondern e3 muß der Beweis vorliegen, daß der Anzeiger dem Be- 
ſchuldigten das Verbrechen boshafter Weife angedichtet habe. 

Werden wenigitens die Inzichten, welche der Anzeiger dem Ge: 
richte vorlegte, wahr befunden, oder gab der Anzeiger den Grund, 
aus dem er die Inzihten für wahr, und den Angezeigten für den 


*) Nah dem Fofefinifhen Strafgefeße machte fich derjenige der Verleum— 
dung als eines Criminal verbrechens fchuldig, der von Jemans 
den, um ibm Schaden zujufügen oder Bortheile von ihm abzuwen— 
den, ein Verbrechen oder eine gefegwidrige Handlung angibt, von 
deren Gewißheit er nicht überzeugt iſt ($. 127), oder der, wenn er 
fih auch ſelbſt vor der Obrigkeit als Thäter angibt, dody weder die 
Wahrheit feiner Anklage wider einen Andern beweifen, noch einen 
binlänglihen Grund dafür anführen Bann. ($. 128.) 


Maucher's fiitem. Handbuch. 
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Thater halt, der Obrigkeit redlih an, fo ift er außer aller Verant— 
wortung. (1534.) 


Unterfhied der falfhen Anzeige von der unridti- 
gen Meinung des Anzeigers, rückſichtlich des Koften- 
erfaßes. 


(Hfd. v. 5. Zuni 1824, N. 2013 d. 9. ©. ©, beim $. 235 DS I.) 


Beftrafung der erdihteten Anzeige eined Peftver- 
gebens. 


>54. Hofdecret vom 22. April 1825, an das galizi- 
fhe Appellations-Gericht, im Einverftändniffe mit der 
Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, N. 2091 0.93. ©. ©. 


Nah dem beftehenden Strafgefeße begründet die erdichtete Anzeige 
eines Peſtvergehens zwar nicht das Verbrechen der Verleumdung, ift 
jedoch nah Weifung des $. 236, zweiten Iheiles des Strafgeſetzes 
zu beitrafen. 


Beftrafung der falfhben Anzeige einer Gefallsüber: 
tretung. 


555. Allerhoͤchſte Entſchließung vom 25. Mai 1829. 
(Polit. G. S. 57. Bd., ©. 384.) 


$. 48. Derjenige, welder argliftig (oder muthwillig) eine fal- 
ſche Anzeige (nemlich einer Übertretung der Gefallsvorfchriften) vor: 
bringt, ift nach dem Gefege über Verbrechen und ſchwere Polizei 
lbertretungen als Verleumder zu behandeln *). 


Bebandinng und Beftrafung der fhweren Polizei- 
Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre. 


($$. 134—244 ©t. ©. I. Thl.) 


Behandlung und Beftrafung der einfahen thätigen 
Privat-Injurien. 


(Srläut. der Hofromm. in 5. G. S. som 21. Zänner 1805 beim $. VII 
der Einleitung &G.) 


*) Siehe rückſichtlich diefer er Beltimmung die Zeitfchrift für 
6. R. 10. 1841, 3. ®d., ©, 168 
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$. 189. 


Die Strafe ded Verleumderd ift in der Negel tur. 
fchwerer Kerker von einem bis auf fünf Jahre; diefer 
ift aber bis auf zehn Jahre zu verlängern, wenn 

a) der Verleumder fich einer befonderen Argliſt, 
um die Befhuldigung glaublich zu machen, bedienet; 

b) den Befchuldigten einer größeren Gefahr aus— 
gefeßet hat; oder wenn 

c) der VBerleumder ein Dienftbothe, Hausgenoß, 
oder ein Untergebener des Verleumdeten ift, oder ein 
Beamter die Berleumdung in feinem Amte auögeübet 
bat *). | 


(Bergl, den $. 86 c) I, Thl. und den $. 239 IL, Thl. des St. ©.) 


*) Nach dem Yofefinifchen Strafgefege ($. 129) war die Strafe der Ber: 
leumdung gelinder, ald nad dem gegenwärtigen Gefege. 


Sieben und zwanzigftes Hauptſtück. 
Don dem Berbrechern geleiiteten Vorſchube. 


8. 1%. 


Borfäub m Das durch Zuthun eben die Gattung von Verbrechen 
begangen werde, deren fich der unmittelbare Thäter 
ſchuldig macht, ift ſchon in dem $. 5 erkläret. Aber 
auch derjenige, der einem Verbrecher Vorſchub Tei- 
ftet, wird in nachftehenden Fällen felbft eines Verbre⸗ 
chens ſchuldig. 


(Siehe den $. 433 und _. die $$. 5, 95, 98, 102, 105, 165 und 175 
s t. ©. B. ü. V.) 


$. 191. 


2) be Dat Erfter Fall. Wenn jemand, ein Verbrechen 
— zu hindern, aus Boßheit unterläßt, da er es doch 
leicht, ohne ſich einer Gefahr auszuſetzen, hätte ver⸗ 


hindern können *). 
$. 192. 


Strafe. Bey dem Verbrechen ded Hochverrathes ift eine 
fo befchaffene Unterlaffung für Mitſchuld zu achten, 
und auf die in dem $. 54 beftimmte Art zu beftrafen. 
Bey andern Verbrechen foll der Schuldige mit Ker: 
fer von ſechs Monathen bi5 auf ein Jahr; wenn aber 
die auf Die That gefeßte Strafe der Tod, oder lebens: 


) Diefer erfte Fall des Vorſchubes Fam in dem Joſefiniſchen Strafge: 
fege nur in fo weit vor, als die unterlaffene Anzeige von dem Vor: 
haben eines Landesverratbs oder Aufruhrs und Tumults für eine 
Theilnehmung an diefem Berbrechen erklärt wurde ($$. 47 und 52). 


356. 543 


lang dauernder Kerker ift, mit ſchwerem Kerker zwi: 
fchen einem und fünf Jahren beftrafet werden. 


Behandlung und Beftrafung der abfihtliden Nicht— 
binderung bes Verbrechens der Ausfpahung und 
unbefugten Werbung. 


(Hd. v. 10. Dctober 1821, N. 1808 d. J. ©. S. 66. &, 8, 14 
beim $. 60 301.) 


p 8. 193. 


Zweyter Fall. Wenn jemand der nachfor: 
chenden Obrigkeit die zur Entdedung des Verbre- 
chend, oder des Thäters dienlichen Anzeigungen ver: 
heimlichet, oder den Verbrecher vor ihr verbirgt, oder 
den ihm befannten Verbrechern Unterfchleif gibt, oder 
ihre Zufammenfünfte, da er fie hindern könnte, be: 
günftiget *). 


Gergl. die $$. 165, 175:dann die ‘$$. 196, 199 St. G. ©. ii. 8.) 


Erklärung derAusdrüde: „verbeimlidhen, verborgen 
halten.“ 


556, Verordnung ver En. 0.Regierung vom 9. No— 
venber 1826, 3. 45,462, an die Bolizei-DOber-Direc- 
tion in Wien. 

(Kudlers Erklärung ıc. 1. Bd., S. 122.) 


Nicht anzeigen, und verheimlichen oder verbörgen halten, find 
offerrbar, und nad dem ungmweidentigften Ausfpruche des Sprachgebrau: 
ches zwei wefentlich verfchiedene Begriffe. Das erftere befteht in einer 
bloßen Unterlaffung, während das letztere die gefliffentlihe Anwen: 
dung eigener Mittel vorausfeßt, um die Entdeckung des geheimgehal: 
tenen Gegenftandes zu hindern, oder wenigftend zu erfchweren. — 


| $. 19. 
Ein ſolcher Verhehler, wofern nicht zugleich der 


— 


*) Diefe zweite Art des Vorſchubes kennt das Joſefiniſche Strafgeſetz 
unterdem Namen des: Berbrechens der Berhehlung ($.81u.f.) 


b) Durd Ber» 
hehlung. 


Strafe. 
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in dem $. 55 angeführte Fall der unterlaffenen Anzei⸗ 
ge eintritt, ſoll nach der Gefährlichkeit des verhehlten 
Berbrechers, und nach der durch feinen Vorſchub be= 
förderten Schädlichkeit, mit Kerker von ſechs Mona: 
then, bis auf drey Sahre; und im Falle des gegebenen 
Unterfchleifes, oder der begünftigten Zufammenfünfte 
mit fehwerem Kerker bis auf fünf Jahre beitrafet 
werden. 


$. 19. 


Doc) können des Verbrechers Verwandte in auf: 
und abjteigender Linie, wie auch diejenigen, welche 
mit ihm im erften Grade verfchwägert find, feine Ge- 
ſchwiſter und Gefchwifterfinder, und fein Chegenoß 
wegen einer folchen Verhehlung allein, nicht geftrafet 
werden. 


Begriff der im erſten Grade verfhwägerten 
Perfonen. 


557. Hofdecret vom 14. September 1827, an das 

in. ö. Füftenländifche Appellations- Gericht, über deſ— 

fen Bericht vom 4. Jänner 1827, einverftändlich mit der Hofcoms 
miffion in Juſtiz-Geſetzſachen, N. 2305 d. I. G. ©. 


An Beziehung auf die $$. 195 und 377, I. Thl. des Straf: 
gefeßes wird bedeutet: daf unter den in diefem, vor dem allgemei- 
nen bürgerlichen Geſetzbuche erlaffenen Geſetze bezeichneten, im erften 
Grade verfhwägerten Perfonen auch jene mit begriffen feien, die nad) 
der canonifhen Berechnung *) im erften Grade der Seitenlinie ver: 
fhwägert find. 


*) Die hierher gehörigen Stellen des canonifchen Rechtes zur Berech— 
nung diefes Schmwägerfchaftsverhältniffes find: 
Duo gradus legales unum gradum canonicum constituunt. 
Fratres igitur, qui secundum saeculares leges dicuntur in se- 
cundo gradu, juxta canones numerantur in primo. Filii fra- 
trum, qui illic numerantur in quarto, hic computantur in se- 
cundo, nepotes vero, qui in sexto ibi, istic numerantur in ter- 
tio, sic deinceps, qui in legibus scribuntur in ociavo et deci- 
mo, in canonibus definiuntur in quarto et quinto. Atque hoc 
modo de reliquis sentiendum est, ut, qui Becundum canones 
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558. Decret des FE. E. allgemeinen Appellation®- 
Berichtes zu Mailand, vom 16. Jänner 1836, 3. 964. 


(Raccolta degli Atti del gov. Mil. vol. I. parte II. dell’ anno 1836, 
\ pag. 9.) 


Essendo insorto il dubbio, se fra gli affini in primo grado 
contemplati dai $$. 195 e 377 della parte prima del codice pe- 
nale debbano comprendersi anche i fratelli e le sorelle del ma- 
rito e della moglie, il senato lombardo-veneto del supremo tri- 
bunale di giustizia, sentitone il parere dei senati in Vienna e 
dell’ aulica commissione in oggetti di legislazione giudiziaria, 
dichiara, che fra gli affini in primo grado, di cui nei $$. 195 e 
377 della parte prima del codice penale, vanno compresi anche 
i fratelli e le sorelle del marito e della moglie della persona 
imputata. 

Ciö si partecipa per sua norma a cotesta imp. regia prima 
istanza in evasione dell’ aulico deoreto 4. gennajo corrente, 
n’ 1289. 


6. 196. 


Dritter Fall. Wenn jemand einem wegen 
eined Verbrechens Berhafteten die Gelegenheit zum 
Entweichen durch Lift oder Gewalt erleichtert, oder 


dicuntur in sexto vel septimo , secundum leges accipianter in 
duodecimo vel quartodecimo. (Decret. 2. causa 33. quaest. 5, 


.) 

Licet affinitas non habet suam specialem compulationem 
graduum, sed computantur gradus aflinitatis secundum gradum 
consanguinitatis. (Can. 2. causa 35. quaest. 5. $. 4.) 

Unde soror et frater sunt in primo gradu consanguinitalis 
et frater et vir sororis sunt in primo gradu affinitatis. (L. & 
$% 4.) 


Arber affinitatis 





RL 






in 
primo gradu 
lin. lat, 






uxor fratris frater soror vir sororis 


Du il 
—R ee 
hung eines 
Verhafteten. 


Strafe. 


I 
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der nachforfchenden Obrigkeit in ——— 
des Entwichenen Hinderniß legt *). 


Vorfhriften um Entweichungen der Verhafteten 
zuvorzufommen. 


($8$. 310, 311, 330 St. ©. 3. ü. V.) 


Behandlung und Beftrafung derjenigen, welde 
niht aus böſemVorſatze, fondern aus Verſehen oder 
Nahlaffigkeit an der Entweihung eines Verhafte— 
ten Schuld tragen. 
(Siehe die Novellen beim '$. 330.) 


$. 197. 


Wenn der Borfchub von jemanden gegeben wird, 
der zur Sorge für die Verwahrung verpflichtet ilt; 
oder, wenn derjenige, der den Vorſchub geleiftet, 
wußte, daß derVerhaftete eined Hochverratheß, einer 
Berfälfchung der Ereditd-Papiere, oder Münze, cined 
Mordes, Raubes, oder angelegten Brandes befchul: 
diget, oder fraffallig erkannt iſt; wird der Verbre- 
cher mit ſchwerem Kerker, und zwar, wenn der Vor- 
(hub einem wegen Hochverrathes, oder verfälfchter 
Greditö: Papiere Berhafteten geleiftet worden, zwi⸗ 
fchen fünf und zehn Jahren, i in andern hier benannten. 
Fällen aber zwifchen einem und fünf Sahren zu bes 
ſtrafen feyn. 

$. 198. 


Sit der Verhaftete eines andern Verbrechens wil: 
len, ald die in dem vorhergehenden Paragraphe be= 
nannt find, in der Unterfuchung, oder Strafe, und 


) Diefe dritte Art des VBorfchubes war fhon in dem Sofefinifchen Strafge: 
feße ($. 76 u. f.) unter der Benennung, Hilfezur Entweihung 
der Berbrecher bekannt; und ed wurde dem Berhafteten, welcher 
ſelbſt, ohne Begehung eined anderen Berbrechens, zu 
gi verfuchte, diefe That, ald ein Verbrechen ange: 
rechne 
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hat derjenige, der ihm Vorfchub gethan, Feine befon- 
bere Pflicht auf feine Verwahrung ; fo ift Die Strafe 
Kerker zwiſchen ſechs Monathen und einem Sahre. 
($$. 35 und 28 St. ©. B. ü. V.) 
8. 199. 

Vierter Fall. Wenn jemand einen zur Fahne 9) Durs Hit 
geſchwornen Soldaten, oder einen zu dem Militär: ne 
körper gehörigen Dienſtknecht zur Entweichung aus 
dem Dienfte beredet, oder ihm dazu mit Rath und 
Zhat an die Hand gebt; oder mer einem Ausreißer 
durd) Abfaufung feiner Montur, oder feined Geweh— 
red, durch Anweifung ded Weges, durch Verklei- 
dung, Verbergung, durch einen bey fich gegebenen 
Aufenthalt, oder auf fonft eine Art hülfliche Hand 
biethet, wodurch die Ausreißung erleichtert, oder die 
Ausforfchung und Wiedereinbringung des Ausreißers 
erſchweret wird. 

(Bergl. den $. 70 II. Thl. dann den ’$. 77 I. Thl. des St. G. und die 
bei demfelben angeführten Novellen.) 

Behandlung und Beftrafung derjenigen, welde 
Selbfiranzionirte und Deferteurs nicht anhalten, 
und der nächſten Obrigkeit oder dem Militär über: 

geben. 
559. Hoffanzlei:Decret vom 19. Mat 1806, Fundges 
macht von der Landesregierung im Erzherzogthume Öfterreich unter 


der Enns den 12. Juni 1806. 
(Rropatfhet 21.8d, ©. 36 u. f.) 

Es wird hiermit allgemein befarmt gemacht, daf die Selbft: 
Ranzionirten, oder auf was immer flir eine Art von der k. auch 
kak. Armee Entfernten, wenn fie ſich nicht bei irgend einem 
Werbbezirks⸗ oder fonftigen Mititär- Commando melden; ferner die 
auf Urlaub befindfichen, wenn fie fi) mit ihren Päſſen nicht zu 
der gehörigen Obrigkeit verfligen, und dort ihre Päffe ordentlich hin— 
terlegen, nad dem beftehenden Geſetze, da, mo fie betreten werden , 
angehalten , und an das nächſte Militär abgegeben, diejenigen aber, 
welche ſolche Leute nicht anhalten, und der nächften Obrigkeit oder dem 
Militär übergeben, ober ihnen wohl gar Unterkunft gewähren, als 
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Deſerteurs-Verhehler angefehen, und in die für diefe be: 
ftimmte Strafe verfallen werden. 


560. Hofvecret vom 19. Juni 1806, Fundgemadt von 
dern. ö. Regierung den 12, Juli 1806. 
(A. a. O. ©. 398 u. f.) 


Die felbft Ranzionirten, oder auf was immer für eine Art von 
den k. k. Armeen entfernten, wenn fie ſich nicht bei irgend einem Werb: 
bezirks- oder fonftigen Militär: Commando melden, ferner die auf 
Urlaub befindlichen, wenn fie ſich mit ihren Paffen nicht zu der gehö— 
rigen Obrigkeit verfügen, und dort ihre Päſſe ordentlich hinterlegen, 
follen nad den beftehenden Gefeßen da, wo fie betreten werden, 
angehalten, und an das nächſte Militar abgegeben werden, jene aber, 
welche derlei Leute nicht anhalten, oder ihnen Unterkunft gewähren, 
find ald Deſerteurs-Verhehler anzufehen und zu beftrafen *). 


Behandlung und Beftrafung derjenigen, welde ei 
nem Refervemanne beider Entweihung Hilfe 
leiften. 


561. Hoffanzleis- Decret vom 16. November 1811, 
an fämmtlihe Länderftellen. 
(Polit. ©. S., 37. Bd, ©. 182 u. f.) 


Aus Anlaß einer Anfrage: ob die Nefervemänner in Entwei: 
chungsfällen rückfihtlih der Vermögens» Confiscation wie Soldaten 
zu behandeln feien? findet man die dieffalld bereitsim 3. 1808 erflofs 
Br höchſte Entſchließung im Folgenden zur Nachachtung bekannt zu 
machen. 

Wenn die Entweihung eines Refervemannes zur Übungszeit oder 
fonft zu einer Zeit, wo bie Neferve im activen Dienfte Reber, ge: 
ſchieht: fo ift der Entweichende ein Deferteur, und jene, welde ihn 
einbringen, haben auf die Deferteurd-Taglia Anſpruch. Entweicht er 
aber aufer diefer Periode, fo ift er als Auswanderer zu beftrafen, 
und denjenigen, welche ihn entweder anzeigen, oder gar einbringen, 
gebühren jene Belohnungen, welche die Auswanderungsgefege be: 
ftimmen. 

Endlich unterliegen diejenigen, welde dem Refervemanne bei 
der Entweihung Hilfe leiften, den geſetzlich beſtimmten Strafen ent 





*) Diefe und die unmittelbar vorherangeführte Hofverordnung haben über: 
einftimmend auch Diejenigen ald Deferteurs:Verhehler erklärt, 
welche Sıulbftranzionirte und Deferteurs nicht anhalten, und der näch—⸗ 
ften Obrigkeit oder dem Militär übergeben, (Zeitfchrift für 6. R. ıc. 
1841, 3. Bd, ©. 163.) 
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weder ald Deſerteurs-Verhehler oder ald Befoͤrderer ber 
Auswanderung, je nad) dem die Entweicdhung in einem oder dem an: 
dern angedeuteten Zeitraume vorfällt. 


BIS entfhuldiget nidht von diefem Ver: 
breden. 


562. Juitiz-Hofdecret vom 22. Jänner 1808. 
(v. Zimmerl's Hdb., 3. Thl., S. 79.) 


Auf das Verhältniß desjenigen, der den Vorſchub leiſtet, zu 
dem Ausreißer kommt es hier nicht an. Verwandtſchaft entſchuldiget 
daher nicht von dieſem Verbrechen, weil der Ausreißer größten Theils 
nur bei ſeinen Verwandten Hilfe und Schutz ſuchet. 

uͤberhaupt wird die ſtrenge und allgemeine Handhabung dieſes 
Geſetzes neuerdings eingeſchärft. 


363. Mailänder-Gubernial-Circulare vom 
17. März 1817. j 


— degli Atti del gov. Mil. vol. I parte Il. dell’ anno 1817, 
pag. 117.) 


Il senato lombardo-veneto del supremo tribunale di giu- 
stizia con rescritto comunicato all’ imperiale regio governo 
dall’ imperiale regio tribunale d’appello ha dichiarato, che le 
disposizioni dei j$$. 199 e 200 del codice penale, parte I. 
contro i colpevoli di ajuto o favore prestato ai disertori sono 
senza alcun dubbio applicabili anche ai parenti e genitori, 
che accolgono o ricoverino un figlio disertore. 

Si comunica quindi tale superiore dichiarazione a tutte 
le autoritä politiche per opportuna loro intelligenza e norma. 


Nachdrückhiche Einfhäarfung des erft erwahnten Hof: 
becretes und der Beflimmungen der $$. 199 und 200 
des St ©. 3. I. Thl. 


564. Hoffanzleis Decret vom 22. Sänner 1808, an 
ſämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. S. 30. Bd., ©. 8 u. f.) 


Da Seine Majeftat vermöge der von dem Hofkriegsrathe ge: 
madten Eröffnung anzuordnen gerubet haben: daß Allerhöcftdero 
Befehle wegen Verheimlihung und Auslieferung der Ausreißer er: 
neuert und gehandhabt werden follen ; fo findet man zur Befolgung 
diefes höchſten Befehles die Candesitelle biermit anzuweiſen: 


350 Siebenundzw. Hptſt. Won dem Verbrechern ıc. $. 199. 


Erftens. Die in dem St. G. B. 699. 199 und 200 auf die Ber: 
beimlihung und Verhehlung der Deferteure feftgefeßte Strafe zu je: 
dermannd Warnung, dann die Verorbnnng vom 15. October v. J. 
(578.), worin die auf die Beförderer und Verhehler der Ausreis 
Ber von Fuhrweſens-Knechten (SSL, 557.) verhängten Strafen 
beftimmt find, neuerlich im gehörigen Wege allgemein bekannt zu 
machen. Eben fo find 

Zweitens. Die rücfichtlih der Deferteurd: Auslieferung beftes 
benden a. h. Gefeße, mit Beziehung auf das dießfällige Hauptpatent 
vom 26. Mai 1749, und das Hofdecret vom 16. Auguft 1759 (für 
Galizien, mit Beziehung auf das dieffällige Patentv. 23. Mai 
1775) mit dem bekannt zu machen, baf jedermann fich angelegen fein 
laffe, die Deferteure, wofür alle einzelnen Betretene, auch für 
Eommandos fi ausgebende, mit keinem authentifhen Abfchiedspaffe 
oder Erlaubs-Zettel, oder Ordre verfehene Soldaten zu erkennen find, 
ohne weiterd anzuhalten und dem nächſten Militär: Commando einzulies 
fern ; wohingegen die gefeßliche Belohnung oder Taglia, welche für die 
Aufbringung und Einlieferung eines Deferteurd von der In fan— 
terie oder au von der&avallerie, wenn er Fein Pferd mehr 
bat, mit 24 fl., für einen Reiter aber, dernoh mit einem 
Pferde verfehen, mit AO-fl., und für einen Fuhrweſens— 
Knecht mit 6 fl. ausgemeffen iſt, dem Einlieferer immer unaufges 
halten, und im gehörigen bisherigen Wege werde verabfolget werden. 

Aud find die Deferteure von den Gerichten derjenigen Ortfchaf: 
ten, wo fie betreten und aufgebradyt werden, oder, wenn es diefen 
Drtfchaften zu befhwerlich wäre, von den Herrfchaften ſelbſt an das 
nächſte Militär-Eommande, verfteht fih, an das erfte befte Ort, wo 
einiges Militär bequartirt if, wohl verwahrt abzuführen, und dem 
commandirenden Dfficiere gegen den gewöhnlichen Lieferfchein zu über: 
geben. 

Unter ber oben befagten Belohnung oder Taglia von 24—40 fl. 
und 6 fl. für jeden Deferteur, find jedoch die Transport- und alle: 
übrigen bis zur wirkfichen Auslieferung an das Militär fich ergebenen 
Koften begriffen. 

Drittens. Hat die Landesftelle felbft für die thatigite Hand: 
babung diefer höchſten Befehle zu forgen, und zu wachen, fo fort 
fämmtliche Unterbehörden hierzu mit allem Nachdrucke anzumeifen. 


565. Verordnung des galizifhen Landesguber— 
niums. Kundgemadht am 8. März 1811. 


(Soutta, 29. Bd, ©. 137 u. f.) 


Da bei der im vergangenen Jahre vorgenommenen allgemeinen 
Landes: Bifitation viele Deferteure aufgefunden wurden, ed daher den 
Anfchein hat, daf die dieffalls beftehenden Vorſchriften entweder nicht 
allgemein genug bekannt find, oder nicht gehörig gehandhabt werben ; 
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fo wird die dießfalls erlaffene Verordnung vom 27. Februar 1808. im 
Nachſtehenden zur genaueren Befolgung neuerdings kundgemacht. 

Erftens. Hat derjenige, welcher fi der Theilnahme an der 
Defertion eined zum Militär-Körper gehörigen Mannes, es, fei durch 
Hilfeleiftung, durch Unterftand, durch Verheimlichung, durch Ankauf 
der Montur, oder des Gewehres, oder endlich durch was immer für 
eine die Deſertion begünſtigende Handlung wirklich ſchuldig macht, 
nach den $$. 199 und 200 des St. ©. B., nebft der Kerkerſtrafe zwis 
fhen fehs Monaten und einem Sabre, auch den Erlag eines Schaden: 
erjaß-Betrages, und zwar, wenn ber Ausreißer vom Fußvolke ift, 
von 50 Gulden Rhn., wenn er von der Cavallerie ift, von 100 Gul- 
den Ahn., wenn er endlich ein Fuhrwefensineht (ESEL, 58%) 
wäre, nad dem gedrudten Kreisfchreiben vom 13. November 1807, 
von 12 Gulden Rhn. 30 Kr. zu befahren. 

Zweitens. Hat fi jederman angelegen fein zu. laffen, die 
Deferteurs, ald welche eben fo gut mehrere, in Gehalt eines Commans 
dos, jedoch ohne Ober-Dfficiere, Marfh-Route und authentifche Le: 
gitimation, ziehende Kriegsleute, wie die einzelnen ohne Ordre, 
Paß, oder Abfchied betretenen Soldaten anzufehen find, nad dem 
Deferteurs:Berhehlungs- Patent von 23. Mai 1775 ohne weiters an- 
zubalten, an das nächſte Militär » Commando wohlderwahrt abzufüh— 
ren, dem commanbdirenden DOfficier gegen den gewöhnlichen Übergabe: 
fhein auszuliefern. Sollte jedoch diefes den einzelnen Apprebendenten, 
oder ben Berichten derjenigen Ortfchaften, wo die Deferteurs betreten, 
und aufgebradyt werden, zu befchwerlich fallen: fo hat die Einliefe: 
rung und Abgabe der Militär-Ausreißer durch die Grundobrigkeit zu 
geſchehen, welche dießfalls verantwortlich ift. 

Drittens. Wird für jeden eingelieferten Deferteur von der In— 
fanterie, oder auch von einem. Cavalleriften ohne Pferd die gefeglicye 
Belohnung oder Taglia mit 24 Gulden Ahn.; für einen, noch mit 
einem Pferde verfehenen Reiter aber mit 40 Gulden Rhn., endlich 
für einen Fuhrweſensknecht mit 6 Gulden Rhn. dem Einlieferer im: 
mer unaufgehalten und in dem bisher gewöhnlichen Wege verabfolgt 
werben: jedoch verfteht es fich; von felbft, daß bie Taglia die Entſchä⸗ 
digung für alle Koften in fi faßt, welche bis zur wirklichen Auslie— 
ferung des Flüchtlinge an dag Militar erwachfen können ; mafien biefe 
befonders nicht vergütet werden. Endlich 

Viertens. Wird zur Beruhigung der Apprebendenten bie in 
dem oben angezogenen Patente enthaltene Begünftigung wiederholt 
befannt gemacht: daß ein durch eine Civilpartei eingebrachter Ausrei- 
fer die Lebensftrafe nicht zu befürchten habe. 

Wenn gleich die Empfindung der auf die Begüunftigung der De— 
fertion gefegten Strafe, und der aus der Anhaltung eines Ausreißers 
hbervorgehende Gewinn, Beweggründe genug an die Hand geben, 
den bießfalligen Gefegen firenge Folge zu leiften, fo verfieht man 
ſich dennoch, daß die Landesinfaffen hierzu die mächtigite Aufforderung 
an dem Gefühle der Unterthanspflicht und der Gemeinnägigkeit fin- 
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den, fomit durch reine Bürgerpflicht geleitet, zur Hintanhaltung der 
Defertion nach allen Kräften mitwirken werden. 


566. Mailänder Gubernial-Kundmahung vom 
7. Mai 1816, 3. 53. 
(Raccolta degli Atti del gov. Mil. vol. I. parte I., pag. 365 ecc.) 


L’ imperiale regio comando militare ha rappresentato a 
questo governo le frequenti diserzioni, che succedono nei 
corpi della truppa italiana, ed ha nello stesso tempo fatto 
conoscere, che dai processi costrutti emergono non lievi s0- 
spetti, che i disertori sieno favoriti e nascosti dagli abitanti. 

Sono note le gravi pene, che il vigente codice ha com- 
minate contro i colpevoli di simili delitti. Ad ogni modo perö 
il governo non ommette di ricordare ad ognuno i relativi pa- 
ragrafl, che sono del tenore seguente: — — 


(Nun folgt der wörtlihe Inhalt der $$. 199 und 200 des St. G. B. ü. V.) 


567. Gubernials Decret vom 13. April 1825, 
3. 13,518. 
(Prov. G. &, für Galizien und Lodomerien ır. 7. Jahrg., ©. 91 u. f.) 


Aus Anlaß eines neuerlich vorgefommenen Falles, daß einige 
Deferteure durch längere Zeit bei einem Dominium unter den Augen ber 
Dorfrihter und Dominicalbeamten Aufenthalt fanden, ohne an das 
nächte Militär: Commando abgegeben, oder auch nur der jahrlichen 
Eonferiptiong-Revifion vorgeftellt worden zu fein, findet man ſich be: 
wogen, ben Kreisämtern die zur Hintanhaltung der fo fehr überhand 
nehmenden Deſerteurs-Verhehlung feit dem Jahre 1775 ergangenen, 
und vielfältig erneuerten Vorfchriften, und insbefondere die Kreis: 
fhreiben vom 27. Hornung 1808, 3. 8226, und vom 8. März 1811, 
3. 3896 mit Hinweifung auf die $$. 199 und 200 des St. ©. B., 
dann die in diefer Beziehung. mit den hierortigen Verordnungen vom 
5. Hornung 1816, 3. 386% und vom 7. Juni 1816, 3. 27,157 
Weifungen mit dem Beifage in das Gedächtniß zurücdzus 
führen: 

a) Den Militärbehörden bei den Unterfuhungen vorfommender 
Falle jederzeit und unverzüglich hilfreiche Hand zu leiften, und gegen 
die der Deſertions— Verhehlung Beſchuldigten (mögen die k. k. Kreis: 
amter auf was immer für eine Art zur Kenntniß eines ſolchen Ver⸗ 
gehens gelangen), unter Mitwirkung der betreffenden Militärbehörden 
unverſchieblich um längſtens binnen 8 Tagen die Vorunterſuchung vor: 
zunehmen, und nad Befund den Erhebungsact dem competenten Cri— 
minalgerichte zur weiteren Amtshandlung abzutreten. 

b) Für den Fall, ald die Unterfuhung mit dem Beſchuldigten 
wegen wirklich gegründeter Urjachen nicht auf der Stelle vorgenom: 
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men werden könnte, ift hiervon fogleich dem betreffenden Militär-Com: 
mando die Anzeige zu machen, damit dasfelbe den Deferteur, wel- 
cher jederzeit, und auf der Stelle in ftrenge Verwahrung zu nehmen 
ift, in der Abfiht der mit dem Befchuldigten vorzunehmenden Eon 
frontation nicht etwa zum Machtheile dev Gerechtigkeitspflege, des 
Dienftes und oft fogar des Arard an dem Orte feiner Ergreifung oder 
Übergabe durch lange Zeit zwecklos zurüchalten, fondern zur gericht: 
lichen Unterfuhung und Aburtheilung an feine competente Gerichts: 
behörde abſchicken könne. Mebitbei werden die k. Kreisamter in einem _ 
folhen Falle über die Urfache der nicht gepflogenen Erhebung der De— 
ferteurs:Berhehlung anher die Anzeige zu erftatten haben, damit die 
angebliche Verhehlung wenigitens gleich nad erfolgter gerichtlicher Ab- 
urtheilung des Deferteurd durh Mittheilung der betreffenden Defer: 
tions⸗Verhandlungsacten unterfucht werden Eönne. 

Für die genaue Befolgung diefer Anordnung werden die Herren 
Kreisamtsvorfteher verantwortlich bleiben; auch haben die k. k. Kreis: ' 
amter felbe fammtlichen Unterbehörden mit dem Beifügen bekannt zu 
machen, daß auch die Militärbehörden und insbefondere die Werbbe— 
zirks-Commanden zur entfprehenden Mitwirkung von Seite des k. E. 
Militär: Commando angewiefen werden. 


Behandlung ber gegenfeitigen Untertbanen von 
Dfterreih und Parma, wegen Verleitung zur De: 
fertion. 


(Hoftrieger. Girc. v. 28. Jänner 1836 beim $. 77 33%.) 


Benehmen der Granzwadhe*) bei Ergreifung eines 
| Deferteurs. 


568. Eirculare des kak. tirolsvorarlberg. Gubers- 

miums vom 16., dest. k.illirifhen Guberniums vom 

17. und des E. k. mähriſch-ſchleſiſchen Guberniums 
vom 22. Februar 1831. 


(Prov.G. 9. für Böhmen, 13, Bd., S. 77, für Flirten, 13. Bd., S. 27, 
fur Mähren und Sclejien, 13. Bd., ©. 27, für Diterreich unter der Enns, 
13. Thl., S. 36, für Steiermark, 13. Thl., S. 40 und Zeitfchrift für 
6. R. ıc. 1831, 3. Bd., ©. 110) 


Laut hohen Hoffammer:Decretes vom 5. Februar d. 3. 3. 3419, 
wurde im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Hoffriegsrathe und der bo: 
ben E E. vereinigten Hofkanzlei mit Bezug auf den $. 41 der allge: 


*) Zegt mit der Gefällenwache unter einem Korper vereinigt k. k. Fi— 
nanzwache genannt (BOS a). 
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meinen Dienftvorfehrift der Gränzwace beftimmt: daß die Militär- 
Ausreißer , welche von der Gränzwache ergriffen werden, wenn ſich 
auch ein Militär: Commando in der Nähe befindet, ftet der nachiten 
politifhen Obrigkeit zu Überliefern find, welde mit denfelben nad 
dem Inhalte des hohen Hofkanzlei-Decretes vom 15. April 1822 zu - 
verfahren haben wird. Diefe Beftimmung wird mit dem Beifaße zur | 
Öffentlichen Kenntnifs gebracht: daß Beine E k. Majeftät die der 
Gränzwache für die Einbringung der Militär » Deferteure zugefider- 
te Taglia mit a. h. Entfchliefung vom 16. December v. 3. mit acht 
Gulden feftzufegen geruhet haben. 


569. Eirculare von dem E En d. Kreisamte V. N. 
WB. W. vom 23. Sevtember 1833. 
Zeitfchrift für öõ. R. 20.1833, 3.. SD, ©. 385 u. f.) 


Aus einem vorgefommenen Falle hat das Kreisamt entnommen 
daß die Dominien nad dem $. 41 der Inftruction für die Gränzwache 
die von derfelben eingebrachten Deferteure damals nicht annehmen zu 
dürfen glauben, wenn ein Militär - Commando in der Nähe ift. 

Allein dur die am 28. Februar 1831, Kreisfchreiben Nr. 22 
bekannt gemachte höchſte Verordnung vom 5. Februar 1831 ift der 
$. 41 jener Inftruction dahin -modificire worden, daß Militär - Auss 
reißer, welche von der Gränzwache ergriffen werden, wenn fi aud 
ein Militär-Commando in der Nahe befindet, ſtets der nachften poli— 
tifchen Obrigkeit zu überliefern find. 

Es iſt zwar die Verfaffung der Gränzwache erft am 25. Decem- 
ber 1832 in Niederöfterreih Eund gemacht worden ; da jedod) die zus 
legt gedadhte hohe Verordnung vom Sabre 1831 den $. Al diefer 
Verfaffung, welche in andern Ländern, wo die Gränzwache bereits 
aufgeftellt ward, fchon viel früher Eundgemadht worden ift, ganz aus« 
drüdlich auf die angegebene Art abgeändert hat, fo darf fih an der 
bierlandes fpäter erfolgten Kundmachung der Gränzwache-Verfaſſung 
nicht geftoßen, und ed muß fich in dem gedachten Falle nach der Wer: 
ordnung vom Sabre 1831 ftreng benommen werben. 


569 a) Eirculare der f. f. Landesregierung im 
Erzherzogthum Ofterreich unter der Enns 
vom 5. Mai 1843. 

Zeitfchrift für ö. R. ꝛc. 1843, MaisHeft, S. 235, 239 u. f.) 


$. 51. Eine befondere Aufmerkfamkeit hat die Finanzwache auf 
Militär-Ausreißer — — — zu richten. 

Militär = Ausreißer — — — bat die Zinanzwadhe, falls fie die- 
felben bei der Ausübung des vorgefchriebenen Dienites trifft, zu ver: 
baften, und an die nächſte Obrigkeit zur weiteren Amtshandlung zu 
überliefern. 


569 — 57%. 555 
Belohnung für die Einbringung eines Deferteurs. 


570. Verordnung an das banatifche und ungarifde 
Generals&ommando vom 20. März 1818, K. 1137. 
(Milit, G. S. Jahrg. 1818, S, 94.) 


Nach der Eröffnung der k. ungarifhen Hofkanzlei, gehören die 
bei den Comitaten angeftellten Sicherheits » Commiffare nicht unter die 
Comitatsbeamten, fondern unter die Comitatsdiener, und fönnen da= 
ber in vorfommenden Fällen auf die Deferteurd-Taglia um fo mehr 
Anfprud machen, je größer die Gefahr für fie ift, welde die Ergrei— 
fung des Deferteurs gewöhnlich begleitet: 


571. Eirculare an fimmtlide General-Eomman- 
den vom 22. Mai 1818, K. 1931. 
(Milit, G. S. Jahrg. 1818, ©, 181.) 


Es hat ſich der Fall erreignet, daß ein ald Real-Invalid fuper: 
arbitrirter, und in das Snvaliden- Haus abgeſchickter Mann vom 
Transporte entwichen und ald Deferteur vom Civile eingebracht wor: 
den-ift, worüber dann die Frage einlangte, ob für diefen und ähn— 
liche Deferteurs,; eine Taglia zu erfolgen wäre. 

Der Hofkriegsrath findet hierüber Nachſtehendes zu enrfcheiden. 
Die Taglia muß für jeden ald Deferteur eingebrachten Soldaten aus— 
bezahlt werden, derjelbe mag dienjttauglid oder bereits ald Real-In— 
valide fuperarbitrirt, und auf dem Marfche in das Invaliden » Haus 
begriffen gewefen fein. 

Nur dann darf für einen ald Deferteur eingebrachten Real-In— 
‚ validen feine Taglia erfolgt werden, wenn der Neal: Invalid aus 
einem Invaliden-Haus entwichen, und bei der Ergreifung mit der 
Invaliden-Montur beffeidet gewefen ift, weil in diefem Falle feine 
Eigenfchaft ald Invalide offen am Tage liegt. 

Welches in Beziehung auf die hofkriegsräthlichen Nefcripte vom 
10, Auguft 1801, F. 1460 und vom 12. November 1808, O. 2803 
bekannt gemadt wird. 


57%. Hoffanzlei-Decretvom 25. Mai 1824, an ſämmt⸗ 
lihe Länderftellen, 
(Polit. G. S. 52. Br., ©. 183.) 


Aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage fand fih die hohe Hof: 
kanzlei im Einverjtändniffe mit dem k. k. Hoffriegsrathe unterm 25, 
Marz d. 3. 3.6222, veranlaft, zu bedeuten, daß zwar weder die 
Beamten der unmittelbaren Polizei-Behörden, noch das ihnen unter: 
ſtehende Auffihts-Perfonale auf die Taglia für die Einbringung eines 

Maucher's ſiſteui. Haudbuch. 36 | 
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Deferteurs Eeiner Art Anfpruch haben, daß aber diefelbe dem von dem 
politifhen, und insbeſondere von ber ftädtifchen Behörde abhängigen 
Aufſichts⸗Perſonale allerdings gebühre. 


573. Circulare vom 29. November 1827, K. 3512. 
(Milit. G. S. Jahrg. 1827, ©. 158) 


Nach der Eröffnung ber k. k. Polizei: und Cenſurs⸗Hofſtelle 
kann die Militär⸗P oiizei⸗Wachmannſchaft nicht dem ſtädtiſchen Aufſichts⸗ 
Perſonale zugerechnet werben, fondern fie gehört dem beftehenden Si⸗ 
fteme gemäß zu dem Auffihts-Perfonale, welches den Polizei⸗Behör⸗ 
den ordentlich unterſteht. 

Da in Folge des Reſcriptes vom 15. Februar 1824, K. 624 
das von den Polizeibehörden abhängige Auffihts-Perfonale feinen An⸗ 
ſpruch auf eine Taglia für die Einbringung. eines Deferteurd bat, 
weil dasfelbe durch eine folde Einbringung lediglich feine Pflicht er: 
füllt, fo ergibt ſich daraus, daf die Militär : Polizei- Wahmann: 
{haft für das Anhalten eines Deferteurd- ebenfalls Feine Taglia ans 
fprehen Fann. 


574. Circulare vom 16. December 1831, K. 4626 
und Hoflammer-Decret vom 9. Jänner 1832, 
3. 1579. 

Prov. G. ©. für Illirien, 14.3d., S. 1%, für Öfterreich unter der Enns, 


14. Thl., ©. 6, für Steiermark, 14. Thl., S. 11, für Zirol und Bor: 
arlberg, 18. Bd., S. 93 und Milit. G. ©. Jahrg. 1831, ©. 150.) 


Der neuen Gränzwache ift für die Einbringung eines Deferteurs 
nur die Militär-Taglia von 8 fl. bewilliget worden. 

Diefer Wache gebührt mithin der ganze Betrag von 8 fl., ohne 
Abzug für Iransports- und fonftige Koften, welche nad den Directiv⸗ 
Regeln in Deferteurd-Angelegenheiten nur von ber Eivil:Taglia pr. 
24 fl. zu beftreiten find. 

In Fallen, wo die Militär-Taglia bezahlt wird, find bie Trans: 
ports⸗ und fonftigen Koften, welche der mitgebrachte Deferteur verurſacht 
(davon die Verpflegung nach der Militär-AÄrreſtanten-Gebühr), vom Mi: 
fitär zu vergüten. Cine ſolche Vergütung findet jedod nur in fo fern 
Statt, ald das mit dem Reſcripte vom 5. October 1826, K. 259%, 
fundgemadhte ilbereinfommen, wegen wecfelfeitig unentgeldlicher 
llbergabe der Civil: und Militär-Inguifiten, keine Anwendung findet. 


575. Circulare vom 5. März 1837, K 606. 


(Prov. G. ©. für Böhmen, 19. Bd, S. 86, für die Rombardie, 1. Bd., 
2. Thl., S. 107, für enedig, 28. Bd., 1. Thl., &.75. nnd Milit. ©. ©. 
Jahrg. 1837, ©. 15.) 


liber eine vorgefommene Anfrage, welde Taglia der Mann- 
ſchaft der Gefällenwade für die Einbringung eined Militär⸗De⸗ 


573— 576. 557 


ferteurd gebühre, bat der Hofkriegsrath entſchieden, daß, da nad) 
dem $. 60 der Gefällenwachverfaſſung binfichtlich des Anfpruches auf 
Taglia, die mittelft der allgemeinen Vorfchriften feftgefegten Beſtim— 
mungen und für die Gränzwache erlaffenen befonderen Verordnungen 
auch auf die Gefällenwache Anwendung finden, die Taglia den Andi: 
viduen diefer letzteren Wacanftalt, bei der Einbringung von Mili- 
tär:Deferteuren mit aht Gulden Conv. Münze zu erfolgen fei, fo 
wie diefelbe mit dem Circular-Refcripte vom 24. December 1830, 
K. 3813, für die Mannfchaft der Gränzwache feſtgeſetzt worden: ift. 


Bezahlung der Deferteurs:Taglien in Conv. 
Münze. 


575 a) Hoffanzlei-Decret vom 16. April 1821, 
: 3. 10,885, Regierungs-Eirculare vom 1. Mai 1821, 
3. 19,650. 
(N. ö. Prov. G. ©, 3, Thl., S. 351. f.) 


Laut Hofkanzlei-Decretes vom 16. April 1821, haben Se. E. k. 
Apoſtoliſche Majeftat zu bewilligen geruhet, daß die nad) den verfchie- 
denen Waffengattungen beftimmten Deferteursd- Taglien in gleichem 


Nennwerthe mit dem gegenwärtigen, in Conv. Münze bezahlt wer: 
den dürfen, 


Geſetzliche Beftimmungen rückſichtlich des Verbo— 
tes des Verkaufes ärariſcher Monturs- und Ruü— 
ſtungsſorten. 


526. Gubernial⸗-Decret vom 8. October 1839, 

3. 22,656, an ſämmtliche Kreisämter, die E. f. Po— 

lizei-Direction, das f. F. Fiscalamt und den Stadt- 
magiftrat zu Innsbrud. 


(Prov. G. S. für Böhmen, 21. Bd. ©. 843, für Galizien und Lodome— 
rien, 21. Jahrg., 2. Abthl., ©. 544, für Tirol und Vorarlberg, 26. Bd., 
2. Thl. ©. 373 u. f.) 


Mit Beziehung auf die Hofkanzlei-Verordnung vom 28. October 
1816, N. 37551, bekannt gegeben mit Gub. Eirc. v. 14. Novem— 
ber 1816, 3. 25,063—3707 (4. Bd. II. Thl., ©. 897 a. a. O.), 
womit das in Folge früherer Hofdecrete beitandene Verbot wegen 
des Kaufes und Verkaufes ararifher Monturs-Sorten zur Verfügung 
bekannt gegeben wurde, hat die hohe Hofkanzlei zu Folge einer vom 
k. k. Hofkriegsrache unterm 28. Quli d. X. N. 30,991 gemachten: 
Mittheilung der in neuefter Zeit a. h. genehmigten Anftruction zur 

36 * 


Etrafe, 
S. A. I. Nr. 10, 
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Gebahrung und Verrechnung der Montur und Rüſtung ber E. k. 
Truppen, mit Decret vom 29. Auguſt d. J. N. 26,261 , eröffnet, 
daf das in Rebe ftehende Verbot fortan jedoch mit der Mobification 
aufrecht zu erhalten fei, dafi den Truppen geftattet wird, die für den 
Militar-Gebrauc nicht anwendbaren Sorten ausfchließend nur ber- 
geftalt zerriffen, zerfchnitten oder zerfchlagen, daß felbe auf Feine Art 
mehr zu ganzen Süden zufammengefeßt werden Eönnen, licitando 
öffentlih hintanzugeben, welche Licitationen dur den Truppen = oder 
Abtheilungs-Commandanten im Voraus mittelft der Orts-Obrigkeit zu 
publiciren find, und bei denen diefe Commandanten perfönlich zu in— 
terveniren und fi von der gänzlichen Zerftücdelung der veraußert 
werdenden Abfälle zu überzeugen * 

Sn Folge des erwähnten hohen Decretes wird nun das E k. 
Kreisamt beauftragt, diefe Worfchrift mit Bezug auf das Gub. Circ. 
v. 14. November 1816, 3. 25,063 angemeffen bekannt zu geben. 
(Mit Gub. Bdg. vom 24. März 1842, ©. 3.16,124, an die k. Kreis 

ämter, den Prager Magiftrat und das k. k. General: 

Gommando (böhm. Prov. G. ©., 23. Bd, ©. 138 u, f.) wur« 

de das Berbot des Ankaufes ärarifher Montursftüde von Militär- 

Individuen erneuert.) 


$. 200. 


Ein folcher Beförderer fol nebft dem, daß er für 
einen Ausreißer vom Fußvolke fünfzig Gulden; wenn 
er aber von der Reiterey war, hundert Gulden an die 
Kriegscaffe zu bezahlen hat, noch Über dieß im Kerker 
zwifchen ſechs Monathen und einem Jahre angehalten 
werden. Kann er die Zahlung an die Kriegscaſſe nicht 
leiften, fo ift die Strafzeit länger auszumeſſen, oder 
zu verfchärfen; und kann der Umftand, daß der Aus: 
reißer wieder eingebracht worden, an der Anwendung 
gegenwärtiger Anordnung nichtd ändern *). 


*) Der Beifak, nach welchem der VBeförderer den ausgefprochenen bes 
ftimmten Betrag der Kriegscaffe zu leiften hatte, fehlte in dem Jo⸗ 
fefinifhen Strafgefege, und die im leßteren ($. 87) ausgeſprochene 
Strafe, nah welcher der Beförderer im Falle der Tauglichkeit in 
den Kriegsdienft eintreten foll, wurde in dem neuen Strafgefeße in 
eine andere angemeſſene Strafe abgeändert. 
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Gelderlag für die Beförderung der Entweihung ei- 
nes Fuhrweſens-Gemeinen. 


577. Hofdecret vom 15. Detober 1807, an ſaͤmmt— 
lihe Länderftellen, N. 810.93. ©. ©. 


Die Geldftrafe für die Beförderung der Entweihung eines Fuhr⸗ 
wefensfnechtes wird auf zwölf Gulden dreißig Kreuzer W. W. 
beftimmt. 


578. HoffanzleisDecret vom 15. Dctober 1807, an 
ſaämmtliche Länderftellen. 
(Polit. ©. ©. 29. Bd., ©. 128 u. f.) 


Das Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei⸗ uͤbertretun⸗ 
gen beſtimmt in dem 27. Hauptſtücke $. 199 jenen des Verbrechens 
des geleifteten Vorſchubes ſchuldig, der einen zur Fahne geſchwornen 
Soldaten, oder einen zum Militärkörper gehörigen Dienſtknecht 
(581 ud 56%) zur Entweichung aus dem Dienfte berebet, oder 
ihm mit Rath und That dazu an die Hand geht, oder wer immer 
einen Ausreißer durch Abfaufung feiner Montur, oder feines Gewehres, 
durch Anweifung des Weges, durch Verkleidung , Verbergung, dur 
einen bei fich gegebenen Aufenthalt, oder auf fonft eine Art hilfreiche 
Hand bietet, wodurd die Ausreißung erleichtert, oder die Ausforfhung 
und Wiedereinbringung des Ausreißers erfchweret wird. 

Ein folder Beförderer fol nach dem $. 200 nebit dem, daß er 
für einen Ausreifer vom Fußvolke 50 fl., wenn er aber von der Rei: 
terei war, 100 fl. an bie Kriegscaffa zu bezahlen hat, nod über: 
dieß im Kerker zwifchen 6 Monaten und 1 Jahre angehalten werden; 
kann er aber die Zahlung nicht leiſten, ſo iſt die Strafzeit länger aus— 
zumeſſen, oder zu verſchärfen, und kann der Umſtand, daß der Aus— 
reißer wieder eingebracht worden, an ber Anwendung gegenwärtiger 
Anord nung nichts ändern. 

Nun hat fi ch der Fall ereignet, daß jemand einem Deferteur 
und Militär: FZuhrwefensknechte Aufenthalt gegeben, und daß fid 
bierüber angefragt worden fei, wie Eriterer im Gelde beftraft werden 
follte, da das Gefeß die Strafbeträge nur bei dem Fußvolke und der 
Reiterei beftimme, von einem Fuhrweſensknechte oder anderen Dient- 
categorien aber Eeine Erwähnung made. 

Da aber der Fuhrweſensknecht weder zum Fußvolke, noch zur 
Reiterei gehört, aber doch ein zur Fahne gefehworner Soldat, und 
ein zum Militärkörper geböriger Dienſtknecht ift, auf deifen Berber: 
gung durch einen bei ſich gegebenen Aufenthalt vermöge obbenanntem 
$. 199 obige Strafe beftimmt wurde, und da die vorgefchriebene Ta- 
glia für die Einbringung eines Militarfuhrwefens:Deferteurs auf 6 fl., 
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folglich auf den vierten Theil der Taglia für einen SInfanteriften feſt⸗ 
geſetzt iſt, ſo wurde nach dieſem Verhältniſſe, auch der für die Hilfe 
zur Entweichung eines derlei Fuhrweſensknechtes an die — zu 
erlegende Strafbetrag auf 12 fl. 30 Er. beſtimmt. 


Bedingung der Nachſicht der in Defertionsfällen 
auf diefes Verbrechen feftgefegten Strafe 


5379. HoffanzleisDecret vom 14. Jänner 1813, ah 
ſämmtliche Länderftellen. N. 10230. 9. ©. ©. 


Se. Majeſtät haben zu genehmigen gerubet, daß in Defertions- 
fallen die durch das Patent vom 12. Sanner 1781 auf diefe Verbre: 
chen feſtgeſetzte Strafe in jenen Fallen, wo die Vollſtreckung derſel— 
ben die zurücfbleibenden Witwen und Kinder an den Bettelftab brin- 
gen würde, ganz oder theilweife, im Einverftändniffe mit dem k. k. 
Hofkriegsrathe und der k. k. vereinten Hofkanzlei, jedody mit der Be- 
fhranfung nachgeſehen werden Eönne: daß der Erfaß für das von dem 
Deferteur mitgenommene Militärgut, dann für die fonftigen von dem 
Militär-Ararium wegen eines Deferteurs getragenen Laften demfelben 
jederzeit geleiftet werden muß. 

Die anderweiten im Wege der Vermögens » Confiscation einge: 
benden Geldbeträge find dem, die Recrutirungs- und Reangagirungs- 
Eoften zu beftreiten habenden Landesfonde zu widmen. 


Abführung des betreffenden Strafbetraged der 
Bubrmwefens : Deferteurs an den landesrecruti- 
rungsfond. 


580. HoffanzleisDecret vom 27. Auguſt 1815. 
. (Wafer ©, 170.) 


Mit hohem Hofkanzleis-Decrete vom 14. Jänner 1813, 3. 551 
(59 9.), wurde die a. h. Entfhliefung Sr. Majeftät befannt gege- 
ben, daß derjenige Betrag, welcher in Defertionsfällen der Linien— 
Truppen bei eintretenden Wermögens:Confiscationen nah Abzug der 
durch den Ausreißer dem Militär-Ararium aufgelaufenen Koften, noch 
erübriget, dem Necrutirungslandesfonde zuzukommen babe. Nun tt 
aber die vereinigte Hoffanzlei mit dem k. k. Hofkriegsrathe dahin 
übereingefommen, daß auch von dem Strafbetrage pr. 30 fl. der 
Fuhrweſens-Deſerteurs, welcher vorhin ganz in die Kriegscaffe ein: 
floß, künftig das, was davon nad Abzug des an dag Militär: Ära: 
rium zu leiftenden Monturd: und Verpflegungserfages erübriget, nun 
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nicht mehr in die Kriegscaffe, fondern in den. Landesrecrutirungsfond 
einzufließen habe *). — en | 


Seftfeßung aller im St. & 8. vorfommenden Gelb: 
betrage auf den vollen Betrag in Conv. Münze + 
(Hd. v. 8. Juli 1835, 3. 17,73% beim $. VI der Einleitung Di.) 


Es foll fih niht mehr der Benennung „Fuhrwefent: 
Knechte“ fondern der von „FuhrweſensGemeine“ be: 
dient werden. 


3B1.H0flanzleisDecretvom20. März 1840, an fammts- 
lihe Länderftellen mit Ausnahme Mailand, Venedig, 
und Dalmatien. 


(Polit. G. ©. 68. Bd., ©. 183 u. f.) 


Nah einer Eröffnung des k. E Hofkriegsrathes ſoll der Fall 
nicht felten eintreten, daß fih in amtlichen die Fuhrweſens-Mann-— 
(haft betreffenden Verhandlungen der Benennung „Fuhrweſens— 
Knechte“ von den Civilbehörden bedient wird; eine Benennung, 
die für Soldaten, ald welche doc die Fuhrweſens-Mannſchaft mit 
Rückſicht auf die nemliche Verpflichtung vor dem Feinde zu dienen, an: 
gefehen werden muß, nicht paßt. 

Da feit Jahren her diefe aus alten Zeiten herrührende Benen— 
nung in der Militärcorrefponden; nicht mehr in Übung ift, und bie 
gemeine Fuhrweſens-Mannſchaft gleich andern Soldaten ſowohl in 
den Standesacten, als auch von den vorgefegten Militärbehörden und 
felbit von Seiner Majeftät ald Gemeine behandelt und benannt wird, 
fo wird über Anfuchen des k. k. Hofkriegsrathes zur künftigen Vermei— 
dung von Inconvenienzen, die Landesſtelle hiermit beauftragt, die 
unterftehenden politifhen Behörden und Obrigkeiten anzumweifen, in 
ihren Amtshandlungen fich nicht mehr des Ausdruces „Fuhrweſens—⸗— 
Knechte,“ fondern der Benennnng „Zuhrwefend : Gemeine“ zu be: 
dienen. 





*) Laut Gub. Kda. für Mailand und Venedig vom 30. Juni 
1842, (Prov. G. ©. für Böhmen, 24. Bd., S. 181, für die Lombar— 
die und Venedig, 1. Bd., 1. Thl., ©. 68) ift die VBermögensftrafe bei 
Berbrehen in Defertionsfällen aufgehoben, und find Entſchädigungs— 
Paufchalien eingeführt worden, nachdem bereits vorher mit Hof: 
EanzleisDecretv. 24. Jänner 1829, 3. 1634 (n. ö. Prov. 
®. ©. 11. Thl., S. 31) auch die auf die Defertion der ehemaligen 
Referves Männer feitgefegten Strafen aufgehoben worden find, 
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5893. Decretdest.E.n. d. Appellations-Geridhtes 
vom 23. März 1840, 3. 4737, in Folge Hofdecretes vom 17. 
März v. 3. 3. 1630. 


(Prov. ©. S. für Galizien und Lodomerien, 2%. Jahrg., 1. Abthi., S. 184 
für Mähren und Sclefien, 23. Bd., S. 81 für Steiermark, 22, Thl., 
&, 57 und Wr. Er. G. N. B. 8. Thl, ©. 526.) 


Es ift ſich in Kücficht der gemeinen Mannfchaft vom Fuhrwe- 
fenscorps nicht mehr des Ausdrucdes „Fuhrweſens-Knechte,“ fondern 
der Benennung „Fuhrweſens-Gemeine“ zu bedienen. 


Acht und zwanzigftes Hauptſtück. 
Bon Erlöfgung der Verbrechen und Strafen. 


$. 201. 


Das Verbrechen erlifcht: Gelöfgungsar- 
(Bergl. den $. 270 St. ©. 11. Thl.) Ä en. 


a) durch den Tod des Verbrechers ; 
b) durch die auögeftandene Strafe; 
ce) durch Erlaffung derfelben ; 

d) durch Verjährung *). 


Der Tod des Thäters, diefer mag vor, oder nach 2) Der Ton bes 
eingeleiteterUnterfuchung, vor, oder nach gefhöpftem ” . 
Urtheile erfolgen, hebt zwar die Verfolgung des Ver: 
brechers, und die Anwendung der Strafe auf; jedoch 
hat dad bereits angekündigte Urtheil feine Wirkung 
in Anfehung der nach dem S. 23 unter c) verlornen 
freyen Verfügung über dad Vermögen. 

(Vergl. den $. 35 I. Thl. und $. 371 II. Thl. des St. ©.) 


*) Das Sofefinifche Strafgefeh zählte unter die Erlöfchungsarten der 
Berbredhen und Strafen auch das Rosfprechungsurtheil ($. 181) und 
die Begnadigung ($. 180). 
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Fälle der Urtheilsfhöpfung über einen verftorbenen Beſchul— 
digten. 


a) Sm Falle feiner Schuldlofigkeit. 


583. Hofdecret vom 1. März 1822, an fämmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchließung 

dom 15. Jänner 1822, über Vortrag der oberften Juftizftelle, 
N. 18480. 3. ©. ©. 


Über die Frage: ob bei eingetretenem Todesfalle eines Inqui— 
fiten, mit welchem die Unterfuchung bereits gänzlich abgefchloffen it, 
in dem Falle feiner Schuldlofigkeit ein Losfprehungsurtheil, und im 
Falle feiner Strafbarkeit binfichtlich der Entfhadigungs- und Crimi— 
nalkoften ein Urtheil, und von welcher Behörde zu fhöpfen fei? ba: 
ben Seine Majeftät zu befchließen gerubet:: 

Wenn ein Inquiſit nad der mit ihm vorgenommenen, und in 
Folge des $. 372, eriten Iheiled des Strafgefeßed gefchloifenen Un: 
terfuhung, jedoch vor gefchöpftem Urtheile ftirbt, fol im Falle, wenn 
er unfchuldig befunden worden ift, das Losfprehungsurtbeil erfolgen ; 
im Falle, er aber des ihm angefhuldigten Verbrechens geſetzmäßig 
überwiefen it, fol das Urtheil gleichfalls gefchöpft werden, jedoch 
dasfelbe mit Übergehung der Strafe bloß den Umſtand, daß der Un: 
terfuchte fhuldig befunden worden, und den Ausfpruch der zu leiften: 
den Entfhadigung, nah Weifung des $. 522, erften Theiles dei 
Strafgefeged, und der Griminalkoften enthalten. In beiden Fallen 
find bei den der Beurtheilung der höheren und höchſten Behörde vor: 
behaltenen Verbrechen die Acten derjenigen Behörde vorzulegen, wel: 
cher nach dem Gefege der Ausfprud der Strafe zugeitanden wäre. 


b) Sm Falle feiner Strafbarkeit hinſichtlich derEnt 
ſchädigungs- und Eriminalfoften. 
(Hfd. v. 1. März 1823, N. 1848d.3.9.6. 583.) 


e) Sm Falle die Unterfuhung aus Mangel redtli 
her Beweife aufgehoben wird, in Anfehung der Ent 
fhadigung und des Koften:Erfaßes. 


584. Hofdecret vom 31. Auguft 1822, an das böh: 
mifhe Appellations-Gericht, einverftändlich mit der 
Hofcommiffion in Juftiz » Gefegfadhen, N. 1890 d. 3. ©. ©. 


Wenn ein Inquifit nach geichloffener Unterfuhung, jeded vor 
Zchopfung des Urtheiles ftirbt, it mit der in dem Hofdecrere vom 
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1. Mär; 1822, N. 1848 d. J. G. S. (583), in Anfehung des 
Koſtenerſatzes und der Entſchädigung angeordneten Urtheilsfallung 
auch dann vorzugehen, wenn die Unterfuhung aus Mangel rechtlicher 
Beweife aufgehoben wird. 


Fälle der Vorlegung eines nah dem Tode bes Be: 
fhuldigten gefhopften Urtheiles an die hoben und- 
höchſten Juſtizbehörden. 


(Ihfd. v. 1. Juli 1835, 3. 401% beim $. 434 18307.) 


Kundmahung und Zuftellung eines nah dem Tode 
des Befhuldigten gefhöpften Urtheiles an die be- 
treffende Civil-Inſtanz. 


(Hfd. v. 6, Zuni 1823, N. 1945 d. J. ©. ©. beim $. 463 144%.) 


Einbringung der Krankheits- und Leichenkoſten 
bei Sterbfällen der Verurtheilten. 


(HE. v. 7. Februar 1817, N. 1313 d. I. ©. ©. beim $. 13 SB.) 


Behandlung der Witwen und Kinder ber vor ber Ab: 
urtbeilung verftorbenen Beamten, rüdfihtlidh der 
Penfionirung. 


(Hfd. v. 28. Jänner 1830, N. 2447 d. J. G. ©. beim $. 23 180.) 


Behandlung der Witwen der vom Amte und Gehal: 
te fufpendirten, alimentirten vor vollenbeter Un— 
terfubhung verftorbenen Beamten. 


(Ofd. v. 7. Juli 1832, N. 2570 d. J. ©. ©. beim 5. 23 186. 
$. 203. 


Wenn ein Verbrecher durch Selbftmord fich der 
Beltrafung entzogen hat, fol bey Berbrechen, die 
großes Auffehen erwedet haben, dafern dad Verbre: 
chen gefeßmäßig erwiefen ift, der Nahme deö Verbre⸗ 
cherö mit dem Inhalte feined Verbrechend auf diejeni- 
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ge Art Eund gemacht werden, die im zweyten Abf chnitte 
$. 498 vorgeſchrieben iſt ). | 
($. 98 St. ©. IL, Thl.) 


$. 204. 
1) Die Bollene Nenn der Verbrecher die wider ihn erkannte 


"ltafe. Strafe auögeitanden hat, ift das Verbrechen für ge— 
tilgt anzufehen. Der Beftrafte tritt wieder in alle ge= 
meinfchaftliche, bürgerliche Rechte, fo weit ihr Ver: 
luft nicht unter den in dem $. 23 auögedrückten Folgen 
der Verurtheilung begriffen ift, oder nad) dem $. 22 
damit verbunden wird. Er kann daher in dem Genuffe 
ſolcher Rechte von Niemanden gehindert, oder gefrän= 
tet werden. Auch foll ihm, fo lange er feinen Wandel 
mit Rechtſchaffenheit fortjeßet, über das Vergangene 
von niemanden ein Vorwurf gemacht, noch er dar: 
über auf irgend eine Art gefchmähet werden **). 

(Siehe die $$. 24, 475 — 481 1. Thl. und vergl. die $$. 27 und 272 
11. Thl. des ©t. G) 
Strafrechtliche nachtheilige Folgen aus Criminal 
Urtheilen. 


(Siehe beim $. 23 S. 153 unter dieſer Überſchrift die aufgeführten 
Novellen.) 





*) Nah dem Fofefinifhen Strafgefege über Verbrechen und derfelben 
Beitrafung ($$. 123 und 124) it der abſichtlich vollbrachte Selbit- 
mord mit Einfharrung durch den Schinder verpönt, und beigelegt, 
daß, wenn die That in der Abficht geſchah, um ſich dadurch der 
Strafe eined begangenen Verbrechens zu entziehen, der Name des 
Selbitmörderd und der Inhalt feines Verbrechens, fo weit felbes 
ald ermwiefen angefehen werden Eann, an den Galgen gefchlagen 
und. allgemein Eund gemacht werden foll. 

) Dem im Sofefinifhen Strafgefege ($. 18%) enthaltenen bloßen Ber: 
botögefeße, daß demjenigen, der nad) ausgejtandener Strafe feinen 
Eünftigen Wandel unbefholten, und mit Rechtichaifenheit fortteßet, 
von Niemanden über das Berfloffene ein Vorwurf gemacht, oder 
er darüber auf irgend eine Art gefhmäht oder beleidiget werden 
foll, wird nun (im 2, Thl. des gegenwärtigen Strafgefeges ($. 242) 
die Sanction beigefegt, daß eine folhe Kränkung als eine ſchwere 
Polizeislibertretung zu bejtrafen iſt. 
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Civilrechtliche nachtheilige Folgen aus Criminal 
Urtbeilen. 
(Siehe beim $. 23 S. 195 unter dieſer Überfchrift die aufgeführten 
Novellen.) 


Übergabe bes Sträflings nah ausgeftandener Stra: 
fe an die competente Behörde zur Unterfuhung und 
Beftrafung: wegen 


a) einer Gefallsübertretung. 
(Hfd. v. 2. Auguft 1815, N. 1164 d. 9. ©. ©, beim $. 28 OA.) 
b) wegen einer politiſchen Übertretung. 


(Mail. Gub. Kdg. v. 27. Jänner 1821, 3. 1808 beim $.28 BOB. Venet. 
Gub. Kdg. v. 17.Nov. 1821, 3.44,883 a. a. O. DOG. und Venet. Bub. 
Girc, v. 5, Jänner 1883, 3. 43,99: a. a. Od. BOB e). 


0) Wegen einer Übertretung des Verbotes, uner: 
laubte Waffen zu tragen. 
(BP. v. 3. Sept. 1828, N. 2128 beim $.238 D0 7. Hfd. v. 11. De: 


tober 1835, N. 2134 a. a. DO. BOS. Hfd. v. 11. April 183%, N, 2651 
d. J. G. S. a. a. O. 209.) 


d) Wegen unbefugter Abwefenbeit oder Auswan: 
derung. 
(Mail. Bub, Eirc. v, 21. soo. 3. 23,009 beim $.. 28 


Behandlung und Beitrafung desjenigen, der Jeman— 
den über die ausgeftandene Strafe einen Vorwurf 
madt. 


(8. 242 St. ©. II. Thl.) 


MWiedereintragung der Studierenden nad überftan- 
dener Strafe in die Univerfitäts- oder Liceal— 
Matrikel, 


585. Studienhofcommiffionds Decret von 31. De— 
cember 1812, an ſämmtliche Länderftellen, N. 1021 
d. J.. G. S. 


Studierende, welche als Verbrecher aus der Univerſitäts- oder 
Liceal-Matrikel geſtrichen wurden, koͤnnen nach überſtandener Stra‘ 
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in diefelbe,, wenn fie fonft hierzu geeignet find, wieder eingetragen 
werden, um die Studien zu vollenden. 


Ausbezahfung der Hälfte des liberverdienftes an 
die zu entlaffenden Sträflinge. 


(Hfd. v. 7. Degember 1815, N. 1193, 3. ©. ©. beim $.13 GS.) 


Einbringung der Krankheitskoſten bei Entlaſſungs— 
fällen der Sträflinge. 


(HfP. v. 7. Febr. 1817, N. 1313 d. I. G. ©. beim $. 13 SW.) 


Betheilung der entlaffenen Sträflinge mit Zehr— 
pfennigen. 


586. Subernial-Decret vom 8. März 1822, 3. 5864. 
(Prov. ©. ©. für Galizien und Lodomerien ꝛc. 4. Zahrg.,.S. 66 u. f.) 


Man bat bezüglich der nach der Beftimmung des höchſten Hof: 
decreted vom 28. November 1811, den Criminalftraflingen.nad aus- 
geftandener Strafe bei der Rückkehr in ihre Heimat zu verabreichen- 
den, und mit bierortigem Erlaffe vom 27. März 1812, 3. 7759 für 
die aus der Verhaftung entlaffenen, und nad einem inlandifhen Ge: 
burtsort zurückehrenden Sträflingen mit drei Kreuzer W. W. für 
jede Meile der Entfernung zwifhen dem Geburts: und dem Straf— 
orte bemeffenen Zehrpfennige beſchloſſen, daß diefe Zehrpfennige vom 
1. April 1822 in dem feftgefegten Betrage von drei Kreuzer für jede 
Meile der Entfernung zwiſchen dem Geburts: und Straforte in Gonv. 
Münze zu verabreichen feien. Hiervon wird das k. Kreisamt zu feiner 
Wiſſenſchaft mit dem Bedeuten verftändiget, daß es im Übrigen bei 
der hierortigen Verordnung vom 27. Marz 1812 fein volles Bewen— 
den behalte. 


Betheilung der entlaffenen Sträflinge mit Klei- 
dungsftüden. 


587. Berordnung der. f. n. 6. Landesregierung 
vom 19. März 1827, 3. 14,083. 
(N. ö. Prov. G. ©. 9. Thl., ©. 254 u. f.) 


Für die Zukunft wird der Strafhausverwaltung Folgendes zu 
ihrer genaueften Benehmung erinnert: 

Erftens: Jenen aus dem Strafhaufe tretenden Perfonen, 
welche in die freiwillige Arbeitsanftalt zu kommen haben, Eann Feine 
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Geldbetheilung bewilliget werden, weil fie dajelbit ohnehin ihre Ver: 
pflegung finden. 

Zweitens. Es kann nie die Abſicht fein, die Straflinge bei 
ihrem Austritte ganz neu zu Heiden, fondern ihnen nur jene noth: 
wendigften Kleidungsftüce zu geben, die fie gar nicht, oder dody nur 
in einem ganz jerlumpten Zuftande haben. Wo daher bei einem Sträf: 
linge immer ein Kleidungsftüc noch im tragbaren Zuftande vorhanden 
ift, Eann ihm Eein anderes neues gegeben werben. 

Drittens. Vefonders ift diefes bei den Männer: und Weiber: 
röcen zu beobachten, weil diefe Kleidungsſtücke am theuerften find. 

Viertens. Keinem austretenden Sträflinge ift daher Künftig 
ein Frack, oder ein Weiberüberrock, fondern es find ihnen, wenn der 
wirkliche Nothfall mit NRückfiht auf die Bemerkung ad 2) vorhanden 
it, Janker und Corfetten zu geben. 

Fünftens. Überhaupt hat die Verwaltung bei ftrengfter Ver: 
antwortung darauf zu fehen, daß die monatlichen Unterftügungen 
aus dem Betheilungsfonde im Durchſchnitte den Betrag von 40 fl. 
Eonv. Münze nicht überfteigen, damit mit den Einkünften des Fon- 
des ausgelangt werde. 


$. 205. 


So weit die zuerfannte Strafe nachgefehen wor: 
den, hat die Nachſicht eben die Wirkung, wie die au: 


geftandene Strafe, 


(Beral. die $$. 444 und 470 I. Thl. fammt den dort angeführten Novellen, 
und den $. 273 IL. Thl. des St. ©.) 


$. 206. 


DurhBerjährung erlifcht Verbrechen und Strafe, 
wenn der Thäter vom Tage des begangenen Berbre: 
chens an zu rechnen, in der vom gegenwärtigen Ge: 
ſetze beftimmten Zeit nicht in die Unterfuchung gezogen 
worden *). 

- (Siehe die $$. 471 und 47% I. Thl. und vergl. den $. 27% U. Thl. des 
©&t. ©.) 


— — — 


) Nach dem Joſefiniſchen Strafgeſetze ($. 183), fand wie oben ©. 51 
in der erjten Anmerkung erwähnt wurde, die VBerjäbrung der Ber: 
brechen nie ftatt. 


Maucher's jiftem. Handbuch - 37 


LI 3 


ce) Die Na 
te 


d) Die Verjãh⸗ 
rung. 
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Anwendbarfeit der Erlöfhungsart durch Verjährung 
auf mehrere zweifelbafte Falle. 


588. Hoffanzlei-Decret vom 26. Juni 1829, an das 
mähbrifh-fchlefifhe Landes-Gubernium, N, 2414 
d. J. G. ©. 


uͤber die Frage: 

Erſtens: Wenn eine ſchwere Polizei-Ubertretung fi als Ver: 
brechen darzuftellen feheint, und hierwegen dem Criminal = Gerichte ° 
übergeben, ‚von diefem aber nicht als Verbrechen erkannt, und dem 
Gerichte als ſchwere Polizei = Übertretung zur Amtshandlung zuge: 
ftellt wird, darf die Zeit der Unterfuhung des Criminal-Gerich— 
tes in die Verjährungszeit der ſchweren Polizei-libertretung eingerechnet 
werden ? 

Zweitens: Welcher Act it als derjenige zu erkennen, mittelft 
welhem nad dem Ginne des $. 274 St. ©. B. II. Thl. der ſchwe— 
re Polizei-libertreter der Unterfuchung unterzogen wird? und 

Drittens: Darf in die von dem Geſetze ($. 274) feſtgeſetzte 
Verjahrungszeit auch jener Zeitraum einbezogen werden, weldyer durch 
die Nachlaffigkeit des Nichters verfließt, indem er die Unterfuhung 
nicht beginnt? bat die vereinigte Hofkanzlei fhon bei anderer Gele: 
genbeit, im Einvernehmen mit der Hofcommilfion in Quftiz= Gefeß: 
fahen, einer Landesſtelle folgende Erlauterung gegeben: 

Zu 1 und 2. 

„Die wirklihe Vornahme des Verhörs des einer fhweren Poli: 
zei⸗Übertretung Beſchuldigten, ift zur Hemmung des Laufes der Vers 
jahrung nicht ald nothwendig anzufehen; weil fhon die Vorforderung 
oder die Verhaftung des B efhuldigten Acte find, welde ihn nach dem 
Sinne des Gefeßes zur Verantwortung, das ift: zur Unterfuhung 
ziehen, indem nad $. 324 IL. Ihl. nicht zu erweifen fein dürfte, 
daß bierzu auch die Vornahme des Verhörs erforderlih wäre, und 
es genüget, daß, nachdem die Behörde die Einleitung der perfönli- 
chen Unterſuchung befchloffen hat, dem Befchuldigten die Verordnung 
zur Erfcheinung gemeldet, oder deffen Verhaftung vorgenommen 
werde, wenn er gleich durch Ungehorfam oder dur die Entweichung 
fi fodann der Unterfuchung entziehen wollte. 

Zu 8. 

Wenn der Nichter aus was immer für einem Grunde über die ihm 
nad Vorſchrift des Gefees zur Kenntniß gekommene fchwere Po— 
lizei-llbertretung Eeine Erhebung eingeleitet, und fo viele Zeit ver- 
ftreihen laßt, als das Gefeg zur Verjährung einräumet: fo hat der 
Thäter das Recht, die Verjährung geltend zu machen, und der Rich— 
ter die Pflicht, fie anzuerkennen, weil ed die Sache der Oberbehörde 
ift, dem Mangel der Beamten durch Zutbeilung anderer abzubelfen, 
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der Verhinderte durch andere zu ſubſtituiren, oder nachläſſige Rich- 
ter zur Ordnung und — zu bringen *). 


$. 207. 


Die Zeit der Verjährung wird 
a) für Verbrechen, worauf lebenslange Kerkerftrafe 
gefebet ift, auf zwanzig Sahre; 


Zeit der Verjährung eines mit lebenslangem&XKerfer 
verpönten Verbrehens bei Verbredern unter RO 
Jahren. 


589. Hofdecret vom 7. Auguft 1808. 
(v. Zimmerls Hdb. 3, Thl. S. 81 u. f.) 


Davermöge des $. 431 in Verbindung mit dem Hofdecrete vom 
5. October 1804, N. 695 0.3.6.0. (1303) für junge Yeute unter 
zwanzig Jahren die Kerkerſtrafe von zwanzig Jahren die höchſte Strafe 
iſt, ſo iſt bei denſelben, wenn es ſich um die Verjährung eines Ver— 
brechens handelt, auf welches ſonſt nach dem Geſetze lebenslanger Ker— 
fer oder die Todesſtrafe feſtgeſetzet iſt, zum Maßſtabe der Verjährung 
die Strafdauer von zehn bis zwanzig Jahren anzunehmen. 


b) bey ſolchen, die nach dem Geſetze mit einer Strafe 
von zehn bis zwanzig Jahren beleget werden ſollten, 
auf zehn Jahre; für alle übrigen Verbrechen auf fünf 
Jahre beſtimmet. 

(Vergl. den $. 275 St. G. II. Thl.) 


Berjahrung der Strafe in Hinſicht auf das Verbre: 
hen des Betruged durh Verfälſchung, Unterfdie: 
bung oder Nachahmung der neuen Lotto-Scheine. 


(Lotto-Pat. v. 13. März 1813 $. 36 beim $. 178 d) DOM.) 


) Diefe an bezieht fih zwar zunächſt nur auf den IL, Thl. 
des St. ©. B. Die darin enthaltenen Erläuterungen dürften aber, 
weil * in die Zuftiz-Gefegfammlung aufgenommen wurden, wenig: 
ftend per analogiam auh dem Griminal-Richter zur Norm dienen, 
und war 'um "fo mehr, da der hierduch authentifch erläuterte 
$. 274 des IL. Thl. mit dem $. 206 des I, Thl. des St. G. in den 
erläuterten Stellen a eleihlantend ift. (Zeitfhrift für 
ö. R. 1841, 3, Bd., S.1 64.) 
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Zeit der Verjährung für die politifhen und polizei: 
lihen Vergehen. 


589 a) HoffanzleisDecret vom 19. März 1833, 
3. 6474. | 
(Vrov. G. ©, für Dalmatien vom Jahre 1833, S. 70, für Galizien 
und Lodomerien, 15. Jahrg., S. 116, für Illirien 15. Bd., S. 46, 
für die Lombardie, 1. B., I. Thl., S. 17, für Diterrich ob der Enns und 
Salzburg, 15. Thl., E. 7%, für Dfterreich unter der Enns, 15. Thl., 
©. 81, für Steiermark, 15. Thl., S. 61, für Tirol und Vorarlberg, 
20. Bd, ©. 79. 

Über den Antrag zur Verjährung der Strafe bei einfachen Poli: 
zei-Vergehen die Zeit von drei Monaten zu beftimmen, haben 
Seine k.k. Majeftät folgende a. h. Entſchließung vom 16. Mar; 1833, 
herab gelangen zu laffen gerubet: 

„Da ed in der Natur der Sache liegt, daf fr die politifchen 
und polizeilichen Vergehen Feine längere Verjährungszeit, jedoch nur 
in Anfehung der Unterfuhung und der Strafe in Anwendung komme, 
als die Fürzefte, welche fir ſchwere Polizei-libertretungen gefeglich be: 
ſtimmt und auf drei Monate feftgefest ift, fo iſt diefes feitzu: 
feßen, und allgemein Eund zu machen *).“ 


Zeit der Verjährung der Übertretungen des Paten: 
tes vom 18. Jänner 1818 wegen der verbotenen 
Waffen. 

(Hfd. v. 11. April 1834, N. 2651 d. 3. G. ©, beim $. 23 BOB.) 


$. 208. 


Die Verjährung kommt aber nur demjenigen zu 
Statten, der 
a) von dem Berbrechen einen Nutzen mehr in 
Händen; 
b) auch, in fo weit es die Natur des Verbrechens 
— nad feinen Kräften Wiedererftattung ge: 
eiltet ; 


(Siehe den $. 167 1. Thl. und die dort aufgeführten Novellen, und vergl. 
den $. 274 a), b), 11. Thl. des Et. ©.) 





N Nach Inpaltdes Gub. Eirc. v. 13.Mär;1841,3. 9622. (Prov. G. ©. 
für Mähren und Schleſien 23. B. ©. 105), wurde laut Sofkanzleis 
Decrets vom 17. Februar 1841, 3. 410%, mit a. h. Entſchließung 
vom 30. Jänner 1841, erklärt, daß bei den politifchen und polizeili= 
hen UÜbertretungen oder Vergehen, für welche obige Berjährungs: 
friſt beſtimmt worden ift, die Grfülluug von Peiner der in dem 
5. 274 2, Thl. des St, ©. B. beftimmten Bedingungen erforderlich fei, 


589 a) — 590. 573 
Erlauterung über die Wiedererftattung. 


590. Hoffanzlei-Decretvom 24. December 1836 an- 
fämmtlihe Länderftellen, 3. 32,162. 


(Prov. G. ©. für Galizien und Lodomerien, 19. Zahrg., 1. Abthl., S. 40, 

für Illirien 19. Bd, 5.2, für Öfterreich ob der Enns und Salyburg,19. Thl., 

S. 4, für — unter der Enns 18. Thl. S. 1159, für ——— 
19. Thl., S. 15, für Tirol und Vorarlberg, 24. Bd, ©. 53.) 


Aus Anlaß der bei der k. vereinten Hofkanzlei vorgefommenen An: 
frage einer Landesftelle, ob zur Verjährung der fehweren Polizei: 
Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre, die in dem $. 274 des 
H. Thl. ©t. ©. B. lit. b) bezeichnete Erftattung nothwendig fer? ift 
nachitehende Erläuterung erfolgt: 

„Der $. 274 des St. ©. B. ſetzt unter andern Bedingungen 
zur Verjährung in lit. b) auch die geleiftete Erftattung alg Erforder— 
niß feft, jedoch nur als Regel, ſo weit es die Natur der uͤbertretung 
zugibt, und läßt daher auch Ausnahmen zu, wo die Natur der Über: 
tretung dieſes nicht geftattet. Zu den Ausnahmen find unftreitig auch 
die ſchweren Polizei: Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre zu 
rechnen, weil diefelben ſich in vielen Fällen ſchon überhaupt zu Eeiner 
Erjtattung eignen, da, wo eine Eritattung aber einzutreten bat, 
die Art, wie diefe mit Widerruf, Abbitte, oder auch mit wirklicher 
Erſatzleiſtung gefhehen ſoll, Feinesivegs dem Übertreter, fo von felbit 
einleuchtet, wie bei den Übertretungen gegen die Sicherheit des Eigen. 
thumes, fondern erſt über eine vorausgegangene Klage des} Belei- 
digten, und defhalb angeftellte Unterſuchung feſtgeſetzt werben fon: 
ne, welches aber in dem, im $. 274 überhaupt vorausgefchickten 
Falle, daß der Übertreter noch gar nicht in Unterfuchung gezogen wor: 
den, nicht möglich ift. 

Zur Verjährung der ſchweren Polizei: Übertretungen gegen die 
Sicherheit der Ehre , it daher die geleijtete Erftattung nicht nothwen- 
dig, fondern ed genüget die Erfüllung der übrigen in a), ce) feitge: 
feßten Bedingungen. 

Diefe Erläuterung wird zu Jedermanns Wiſſenſchaft mit dem 
Bedeuten bekannt gemacht, daß dieſelbe auch für die gemeinen Polizei— 
Vergehen, für welche mit der a. h. Entſchließung v. 16. März 1833 
(589 a) eine Verjährungsfriſt von drei Monaten feſtgeſetzt wur: 
de, zu gelten habe. 


c) fidy nicht aus diefen Staaten geflüchtet, und 
d) in der zur Verjährung beftimmten Zeit Fein Ber: 
brechen mehr begangen hat. 
(Siehe den $. 37 a) und d) 1. Thl. und vergl, der $. 374 c) II. Thl, 
des St,®.B,). 


® 


574 Achtundzw. Hptit. V. Erlöſch. d. Verbr. u. Strafen 9.209 u. 210. 
8. 209. 


Wirkung. Die Wirkung der Verjährung it: daß weder 
Unterfuchung noch Strafe wegen eines ſolchen Ber: 
brechend mehr Statt haben Fann. , 

(11. und 20, Abfaß des Kdgp.) 


$. 210. 


Einfchränfung Bey Verbrechen, worauf die Todesſtrafe verhän⸗ 
— get iſt, ſchützt keine Verjährung vor der Unterſuchung 
und Beſtrafung. Wenn jedoch von der Zeit eines fol- 
. chen verübten Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig 
Jahren verftrichen ift, und die im $. 208 angeführten 
Bedingungen eintreten, hat die im zweyten Abſchnitte 

$. 431 enthaltene Vorfchrift ihre Anwendung. 


Zeit der Verjährung eines mit dem Tode verpönten 
Verbrehens bei Verbrechern unter 20 Jahren. 
(Ihfd. v. 7. Auguft 1808 beim $. 207 a) 569.) 
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